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Geſetz betr. Schutzwaldungen und Waldgenofienfchaften. 


1. 


Geſetzentwurf nebſt Motiven betreffend Schutzwaldungen und 
Waldgenoffenfchaften*). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preußen ıc. 
verordnien, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardie, für 
den ganzen Umfang derfelben, was folgt: 

I. Allgemeine Beftimmung. 

8 1. Die Benugung und Bewirthihaftung von Waldgrundſtücken unter- 
liegt nur denjenigen landespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das gegen- 
wärtige Gejeg vorgejchrieben oder zugelaflen find. 

Die über die Beauffichtigung, Benutzung und Bewirthichaftung der Staats», 
Gemeinde-, Korporations-, Genofjenfhhafts- und Anftituten-Forften beftehenden 
befonderen Vorſchriften bleiben jedoch in Kraft. 

DO. Schutmaßregeln zur Abwendung von Gefahren. 

82 In Fällen wo: 

a) durch die Beichaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftüde, öffent- 
liche Wege, natürliche oder künftliche Wafferläufe der Gefahr der Berjandung, 

b) dur das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Wafler- 
ſtürzen in hoben Freilagen, auf Bergrüden, Bergluppen und an Berg- 
hängen, die unterhalb gelegenen nutbaren Grundftüide, Straßen oder Ge- 
bäude der Gefahr einer Ueberjhüttung mit Erde oder Steingeröll, oder 
der Ueberfluthung, 

c) dur) die Zerftörung eines Waldbeftandes in dem Quellgebiet und an den 
Ufern natürlicher Wafferläufe, fowie an den Ufern von Kanälen, der Stand 
der. Wafferläufe der Gefahr einer Verminderung, oder Ufergrundftiide der 
Gefahr des Abbruches oder die im Schuge der Waldungen gelegenen Ge- 
bäude u. |. w. der Gefahr des Eisganges, 

d) dur die Zerftörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in der 
Seenähe benachbarte Feldfluren und Ortjchaften den nachtheiligen Einwir- 
tungen der Winde, 

in erheblidem Grade ausgejegt find, Tann Behufs Abwendung diefer Gefahren 
ſowohl die Art der Benugung der gefahrbringenden Grundftüde als auch die 
Ausführung von Waldkulturen oder fonftigen Schuganlagen auf Antrag ($ 3) 
angeordnet werden. 

Hierbei find die beiderfeitigen Intereſſen möglichſt zu vereinigen. Die 
Dedung und Aufforftung der Meeresdiinen fann auf Grund diefes Geſetzes nicht 
gefordert werden. 


*) &. Jahrb. Bd. VII. ©. 173, Urt. 81. 
Jahr. b. Br. Horft- u. Jagd-Geſetzg. VII. 1 
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8 3. Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgefehenen Anordnungen kann 
geftellt werden: 
a) von jedem gefährdeten Autereffenten, 
b) von Gemeinde-, Amts⸗, Kreis⸗ und fonfligen Rommunalverbänden in allen 
innerhalb ihrer Bezirke vorlommenden Fällen ($ 2). 
c) von der Randespolizeibehörde. 

8 4. Die Eigenthümer, Servitut3- und fonftigen Nutungsberechtigten der 
gefahrdrohenden Grundftiide find verpflichtet, fi) allen Beſchränkungen in der 
Benutzung der letteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des $ 2 diejes Ge- 
fees angeordnet werden und die Ausführung der auf Grund diefer Vorſchrift 
angeordneten Waldfulturen oder Schußmaßregeln zu geftatten. Wenn fie durch 
die Nugungsbefhränfungen an dem bisher bezogenen Reinertrage eine Einbuße 
erleiden, ift ihnen daflir eine Entjhädigung zu gewähren. 

8 5. Die Koften der Herftellung und Unterhaltung der angeordneten Wald- 
tulturen oder fonftigen Schuganlagen, fowie die nad) 8 4 zu leiftende Entichä- 
digung, haben die gefährdeten Intereffenten nad) Berhältnig und bis zur Werths- 
höhe des abzumwendenden Schadens zu tragen, beziehungsweife zu leiften. 

Erwachſen den Eigenthümern der gefahrbringenden Grundftiide durch die 
Anlagen Bortheile, welche fie ohne diefe Anlagen nicht bezogen haben würden, 
fo Haben diejelben nah Berhältniß [und bis zur Höhe diefer Vortheile zu den 
Koften der Herftellung und Unterhaltung beizutragen. 

Inſoweit auf diefe Art die Koften nicht gededt werden, fällt der Mehrbetrag 
den Antragftellern, alfo im alle des $ 3, sub c, dem Staate zur Lafl. 

Sind die Antragfteller nicht gewillt, diefen Mehrbetrag aufzubringen, jo find 
fie binnen 14 Tagen nad) erfolgter Feſtſtellung des Regulativs (8 11) zur Rück— 
nahme de3 Antrages gegen Zahlung der bis dahin erwachjenen Koften befugt. 
Die Ausführung des Regulativs unterbleibt in diefem Falle, wenn nicht ein an- 
derer nah 8 3 zur Stellung des Antrages Berechtigter die Sache aufnimmt. 

Die Beiträge find zu leiften, fobald fie zur Dedung der Ausgaben gebraucht 
werben, wenn aud die Abwendung des Schadens und die Erlangung bes Vor⸗ 
theils erft fiir eine fpätere Zeit in Ausficht ftehen. 

8 6. Der Koftenbeitrag ($ 5) kann durch Naturaldienfte und Lieferungen 
geleiftet werden, ſoweit dies ohne Beeinträchtigung des Zwedes angeht. | 

8 7. Die Entſcheidung darüber, ob und welche Maßregeln in jedem ein- 
zelnen alle anzuordnen find, fowie die Entfcheidung tiber Entfhädigung und 
Koften ($ 5) erfolgt durch den Kreisausfhuß, in den Hohenzollern’schen Landes- 
theilen durch den Amtsausſchuß. Der Kreis- beziehungsmeie Amtsausſchuß führt 
in diefen Fällen die Bezeichnung Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entjcheidung defjelben und auf das Verfahren in den Berufungsinftanzen finden 
die Vorfchriften des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Berwaltungsgerichte 
und das Berwaltungsftreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch fiir das Berfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende 
bejondere Beftimmungen in Kraft. 

8 8 Der Antrag auf Abwendung einer Gefährdung im Sinne des $ 2 
ift bei Dem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirkes (Kreifes, Amtsverbandes in Hoben- 
zollern) zu Händen feines Vorfigenden zu ftellen, in welchem das gefahrbringende 
Grundſtück gelegen ift. 
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Liegt daffelbe in zwei oder mehreren Bezirken, fo ift das Waldſchutzgericht 
desjenigen Bezirkes zuftändig, welchem der größte Theil des Grundftiids ange- 
hört. Geht der Antrag von dem Bezirke felbft aus, fo ift er gegen diefen gerichtet, 
fo beftimmt das Berwaltungsgericht das zuftändige Waldſchutzgericht. Daffelbe 
gilt, wenn die gefahrdrohenden Grundftiide innerhalb eines ſelbſtſtändigen Stadt- 
kreiſes liegen. 

s 9. Das Waldſchutzgericht hat die Thatfachen, welche für feine Entjchei- 
dung erheblich find, von Amtswegen zu erforfchen und feftzuftellen, ſowie den 
Beweis in vollem Umfange zu erheben. Es hat zu diefem Behufe den bei ihm 
geftellten Antrag durch einen Kommiffar örtlich unterfuchen und grüfen zu laffen. 

Zum Kommiffar kann das Waldfhubgericht ebenſowohl feinen Vorſitzenden 
oder eins feiner Mitglieder, als auch einen andern geeigneten Sachverftändigen 
ernennen. 

8 10. Der Kommiffar hat die gefahrbringenden Grundftüde und den Um— 
kreis feitzuftellen, innerhalb deſſen Beſchädigungen anderer‘ Grundftüde zu be— 
fürchten find. Er bat die Eigenthlimer, Servituts- und fonftigen Nutungsberedh- 
tigten jener Grundftüde, fowie die zur Sache betheiligten gefährdeten Intereſſenten 
zu ermitteln. Nach Anhörung derjelben hat er ein jchriftliche8 Gutachten abzu- 
AL, welches fich fiber folgende Punkte äußern muß: 

1. ob eine Gefahr im Sinne des 8 2 obmaltet, 

2. ob und welde Einſchränkungen in der Benutung der gefahrbringenden 
Grundftüde nothwendig und welche Entihädigungen dafür zu zahlen, 

3. ob und welche Waldfulturen und fonftige Schuganlagen erforderlich und 

4. von wen, nach welchem Berhältniß und bis zu welchem Betrage die Koften 
der Anlagen ad 3 und der Entihädigung ad 2 aufzubringen find. 

8 11. Wenn der Kommifjar die Gefährdung als vorhanden erachtet, jo hat 
derjelbe ein Regulativ zu entwerfen, welches alle erforderlichen Feſtſetzungen, ins⸗ 
befondere auch über die künftige Nußung, Unterhaltung und Beauffihtigung der 
Schutanlagen enthalten muß. 

8 12. Der Kommiffar hat das Gutachten und das Negulativ zur Einficht- 
nahme der Eigenthiimer, Servituts- und fonftigen Nutungsberechtigten der Ge- 
fahrbringenden Grundftüde, ſowie der gefährdeten Intereſſenten 14 Tage lang 
in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbefig belegen ift, bei dem 
Gemeindevorfteher offenzulegen und daß dies gefchehen, zur Kenntnignahme der 
Intereſſenten zu bringen. Demnächſt hat er die letzteren mit ihren Erklärungen 
zu hören, die etwa erhobenen Widerfprüche zu erörtern, und fodann die Ver—⸗ 
handlungen dem Waldſchutzgericht vorzulegen. Geht der Antrag von Gemeinde- 
und Kommunalverbänden oder von der Landespolizeibehörde aus, jo ift das 
Gutachten und das Regulativ dem Antragfteller zuzufertigen, und derjelbe eben- 
falls dariiber zu hören. Auch find feine Widerjprüche zu erörtern. 

8 13. Gewinnt das Waldfchutsgericht die Meberzeugung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des $ 2 nicht zu beforgen ift, jo kann dafjelbe ohne weiteres 
Berfahren durch einen mit Gründen verjehenen Beſcheid den geftellten Antrag 
zurückweiſen. 

Gegen einen ſolchen Beſcheid iſt binnen 10 Tagen nach deſſen Zuſtellung 
der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte geſtattet. 
Wird der Antrag nicht geſtellt, ſo gilt auch in Anſehung der Zuläſſigkeit der 
Berufung der Beſcheid als Entſcheidung. 
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$ 14. Ebenfo kann das Waldſchutzgericht ohne weiteres Berfahren das ent- 
worfene Regulativ feftfegen und vollfiredbar erflären, wenn fein Widerſpruch 
erhoben ift, und ſich auch im öffentlichen Intereffe nichts dagegen zu erinnern findet. 

8 15. Iſt ein Antrag auf mündliche Verhandlung ($ 13) geftellt, oder 
ift gegen das Negulativ Widerfpruch erhoben worden, fo ift dag milndlihe Ber- 
fahren einzuleiten. 

8 16. Erfolgt die Einleitung der mündlichen Verhandlung, jo find die ge- 
fährdeten Intereffenten, die Eigenthiimer, Servituts- oder fonftigen Nutungsbe- 
rechtigte der gefahrbringenden Grundftiide, und die Antragfteller (8$ 4, 5 und 
10 Nr. 4) durch befondere Vorladungen, alle die fonft ein Intereſſe zur Sache 
zu baben vermeinen, durch einmalige öffentliche Belfanntmadhung im Amts- und 
Kreisbsblatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß der nicht Erfcheinende nicht 
weiter werde gehört werden. 

Den Betheiligten fteht es frei, ihre Erflärungen vor dem Termine fhriftlich 
abzugeben. 

Die mündliche Verhandlung, bei welcher die VBetheiligten mit ihren Ein- 
wendungen gegen das kommiſſariſche Gutachten oder gegen das Negulativ zu 
hören find, und das Waldjchutsgericht über diefe Einwendungen zu entjcheiden, 
beziehungsweije das NRegulativ feftzufegen hat, erfolgt ebenſo wie die Verkün⸗ 
digung der Entſcheidung in öffentlicher Situng. 

Das Waldſchutzgericht kann auf Grund der mündlichen Verhandlung eine 
nochmalige Unterfuhung, nöthigenfal® durch einen anderen Kommiffar oder 
Sadverftändigen, vor der Entſcheidung zur Sache anordnen. 

Der gerichtlichen Entfcheidung verbleiben alle Streitigkeiten tiber die Eriftenz 
und den Umfang von Privatrechten. 

8 17. Sämmtlide Berhandlungen des Verfahrens find gebühren- und 
ftempelfrei; e8 werden nur die baaren Auslagen in Anja gebracht. 

Die Kommiffare und fonft zugezogene Sachverftändige haben Anſpruch auf 
Erſatz ihrer baaren Auslagen, fowie auf Reife- und Zehrungsfoften nah Maß- 
gabe des 8 3 des Koftenregulativs vom 25. April 1836 und der jpäter dazu 
ergangenen oder noch ergebenden Vorfchriften. 

8 18. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreid- 
fommunalmitteln oder, wenn der Antrag von der Landespolizeibehörde ausgeht, 
durch diefe vorgefchoffen werden müſſen, haben der oder die Antragfteller allein 
zu tragen, wenn der Antrag zurückgewieſen oder zuriidgezogen ift; andernfalls 
finden auf diefe Koften diejenigen Borfchriften Anwendung, welde in den SS 4 
und 5 dieſes Gefetes fiber die Aufbringung der zu leiftenden Entſchädigung, be- 
ziehungsweife iiber die Veftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu ver- 
mwendenden Koften, ertheilt find. 

8 19. Die Ausführung des Regulativs, ſowie die Aufficht darüber, daß 
die fpätere Verwaltung dem Regulativ entfprechend ftattfindet, erfolgt durch dag 
Waldfhutgeriht von Amtswegen. 

5 20. In Fällen, wo Gefahr im Perzuge ift, kann der Vorſitzende des 
Waldſchutzgerichts ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung proviforifche Anordnungen 
treffen zur Verhinderung folder Unternehmungen, welche eine die Gefahr ver- 
größernde oder begiinftigende Veränderung in der Bewirthihaftung des Grund: 
ftüd3 vorbereiten. Er ift befugt, diefe Anordnungen durch Erefutinmaßregeln 
zur Ausführung zu bringen. 
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8 21. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung der Beftimmungen des 
rechtsverbindlich feftgeftellten Regulativs nothwendig wird, fo ift diefe Abänderung 
in demjelben Berfahren, wie die urfprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 


IL Beftimmungen betreffend die Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften. 

8 22. Wo die forſtmäßige Benutzung neben einander oder vermengt gele- 
gener, aus Waldgrundftiiden oder öden Flächen beftehender Befigungen nur durch 
gemeinfchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen ift, können auf Antrag 

a) jedes einzelnen Beſitzers, 

b) des Gemeinde- beziehungsmweife Amts-, Kreis» oder fonftigen Kommunal- 
verbandes, in deffen Bezirke die Grundftüde liegen, 

c) der Landespolizeibehörde 

die Eigenthümer diefer Befigungen zu einer Waldgenoffenfchaft vereinigt werben, 
wenn die Mehrzahl aller Betheiligten, nach dem Kataftralreinertrage der Grund- 
ſtücke berechnet, fi) dem Antrage anjchließt. 

8 233. Die Rechtsverhältniffe der Genoſſenſchaft und deren Mitglieder wer- 
den durch ein Statut geregelt. 

Für diefe Regelung ift der Grundfag maßgebend, daß in den Eigenthums- 
und Befisverhältniffen der einzeln Betheiligten feine Aenderung eintritt, die Be— 
nutung der Grundftüde aber nad) einem einheitlichen, fiir die ganze Genoffen- 
fchaftsfläche feftgeftellten Plane gemeinfchaftlich betrieben wird. 

5 24. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenoffen an den Nukungen, den 
Koften und Laften diefer gemeinfchaftlihen Bewirthichaftung ift in Ermangelung 
andermweiter Verabredung der Betheiligten zu bemeffen: 

1. nad) dem Berhältnig des Kataftralreinertrages oder, wenn dadurd eine 
erhebliche Verlegung entftehen follte, nach dem Verhältniß des zu dieſem 
Behufe befonder8 zu ermittelnden Neinertrage® der einzelnen Grund» 
ftüde und 

2. zugleich nach Verhältniß des auf denjelben vorhandenen Holzbeftandes. 

Diefes Berhältnig ift in dem Statut für die Dauer der Genofjenjchaft 
feftzuftellen. 

8 25. Die Beitragspflicht haftet als Neallaft untrennbar auf den zur Ge- 
nofjenichaft gehörigen Grundftiiden und ift den öffentlichen Laſten gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müſſen die Genoffenjchaftslaften auf alle Trennſtücke 
verbältnigmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nuß- 
nießern der verpflichteten Grundftüde, vorbehaltlich ihres Regreſſes an bie 
eigentlich Berpflichteten, im Wege der adminiftrativen Erefution beigetrieben 
werben. . 

8 26. Sind Genofjenfohaftsgrundftide mit Servituten belaftet, jo müſſen 
die Berechtigten fich diejenigen Einſchränkungen gefallen Iaffen, weldhe im In⸗ 
tereffe der Genoſſenſchaft erforderlich find. Für diefe Einſchränkung muß den 
Berechtigten eine Entihädigung gewährt werden nach dem Berhältnig der Ein- 
buße, welche fie an dem bisher bezogenen Reinertrage erleiden. 

$ 27. Die Bildung einer Waldgenoffenihaft erfolgt durch den Kreisaus- 
ſchuß, in den Hohenzollern’fhen Landestheilen durch den Amtsausſchuß. 

Der Kreis- beziehungsmweife Amtsausihuß führt in diefen Fällen die Be- 
zeihnung: Waldſchutzgericht. 
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Der Antrag iſt bei dem Waldſchutzgericht des Bezirks zu Händen ſeines 
Vorſitzenden zu ſtellen, in welchem die zu vereinigenden Grundſtücke ſämmtlich 
oder der Fläche nach zum größeren Theile gelegen find. Liegen ſie in einem 
ſelbſtſtändigen Stadtkreiſe, oder geht der Antrag von dem Kreiſe (Amtsverbande 
in Hohenzollern) ſelbſt aus, ſo bezeichnet das Verwaltungsgericht das zuſtändige 
Waldſchutzgericht. Fr dem Antrage find die zu vereinigenden Grundſtücke, deren 
Befiter und Katafterbezeichnung einzeln aufzuführen. 

5 238. Das Waldjchutgericht hat nach Maßgabe der Vorfchrift in $ 9 den 
Antrag durch einen Kommiffar örtlich unterfuchen zu laffen. 

Der Kommiffar hat nach Teftftellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
theiligten Grundbefiter üiber den Antrag zu vernehmen. 

Die Borladuug zu dem desfallfigen Termine erfolgt fehriftlih unter der 
Bermarnung, daß die Nichterfcheinenden dem Mehrheitsbeichluffe der Erjcheinen- 
den flir zuftimmend erachtet werden jollen. 

8 29. Wenn die Mehrzahl aller Betheiligten, nach dem Kataftralreinertrage 
der Grundflidle berechnet, fi) dem Antrage nicht anjchließt, reicht der Kommifjar 
die Terminsverhandlung mit feinem Gutachten über die Bedürfnißfrage und den 
Borladungsbefcheinigungen dem Waldſchutzgericht ein, welches ſolchen Falls einen 
Abweifungsbeicheid zu ertheilen hat. 

8 30. Im andern Falle bat der Kommiffar nach Maßgabe der Vorſchriften 
des gegenwärtigen Gejeges und unter Berückſichtigung der bejonderen Berhält- 
niffe der zu bildenden Genoſſenſchaft, unter Zuziehung der Betheiligten oder 
eines von ihnen gewählten Ausfchuffes, das Genofjenjchaftsftatut zu entwerfen, 
auch die erforderlichen Einſchränkungen der Servitutberechtigungen, — infofern nicht 
deren gänzliche Ablöfung nach den darliber geltenden Geſetzen befchloffen wird, 
— ſowie die für diefe Einſchränkungen zu gewährenden Entjhädigungen gut- 
achtlich fetzuftellen. 

8 31. Das Statut muß enthalten: 

1. eine fpecielle Angabe des Umfanges des genofjenjchaftlichen Bezirkes und 
deſſen genoſſenſchaftlichen Zwecke, 
2. die Wirthſchaftsart und den Betriebsplan, ſowie die Formen, in welchen 
eine Abänderung derſelben beſchloſſen oder bewirkt werden kann. 
. die den Waldgenoſſen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflichtungen, 
. das Verhältniß der Waldgenoſſen zu den Servitutberechtigten, 
. das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laſten ($ 24), 
. die Formen und Friſten, in denen die Vertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen find, 
7. die innere Organifation der Genoſſenſchaft uud ihre Vertretung nach außen. 

8 32. Der Kommiffar bat das entworfene Statut, fowie fein Gutachten 
über die nothwendigen Einſchränkungen der Servitutberechtigten und über die 
dafür zu gewährenden Entfhädigungen allen Betheiligten vorzulegen, etwaige 
Widerjprüche zu erörtern und fodann fänmtlihe Verhandlungen nebft feinem 
Gutachten über die Bedürfnißfrage dem Waldſchutzgericht einzureichen. 

8 33. Das Waldfehutgericht entjcheidet fiber die Bebürfnißfrage und prüft, 
ob das Statut den Borichriften entſpricht und kein öffentliches Intereſſe verlegt. 
Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, und hat die Mehrzahl 
der Betheiligten nach dem Kataftralreinertrage der Grundftiide berechnet, dem 
Statute zugeftimmt, fo fett das Waldſchutzgericht das Statut feſt, wodurd die 
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Waldgenoſſenſchaft gegründet wird. Daffelbe entjcheidet zugleich liber die etwa 
erhobenen Widerfprüche gegen die begutachteten Beſchränkungen der Servitutbe- 
rechtigten, beziehungsmeife iiber die Höhe der zu gewährenden Entſchädigungen. 

Iſt feine Majorität fir das Statut erlangt, fo bat das Waldſchutzgericht 
eine abweiſende Entſcheidung zu treffen. 

S 34. Bezüglich der Koften finden die Beftimmungen in den 88 17 und 18 
Anwendung. 

Sie fallen, foweit fie nicht durch die ergangene Entſcheidung dem unterlie- 
genden Theile zur Laft gelegt find, den Waldgenoffen nah den im $ 24 diejes 
Geſetzes vorgefchriebenen, beziehungsweife im Statute ausgedrüdten Berhältniffe 
zur Laſt. 

$ 35. Das Verfahren vor dem Waldfehubgerichte, die Berufung gegen die 
Entjcheidung defielben und das Verfahren in den Berufungsinftanzeu richtet fich 
auch in diefen Fällen nah den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Ver⸗ 
faffung der Berwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren. 

Auf das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten finden die befonderen Vor⸗ 
johriften in den 88 13 bis 16 diefes Geſetzes Anwendung. 

8 36. Die Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten und der 
Fuftiz find ermächtigt, einer nach den Beftimmungen des gegenwärtigen Gefees 
gebildeten Waldgenoffenichaft auf ihren Antrag die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
zu verleihen. 

8 37. Die auf Grund vorftehender VBorjchriften errichtete Waldgenoffenjchaft 
ift der Aufficht des Staates unterworfen. Dieſe Aufficht wird von der Landes⸗ 
polizeibehörde, in deren Bezirk die Genoſſenſchaftsfläche liegt, nad) Maßgabe des 
Statuts, übrigens in dem Umfange und mit den Befugniffen gehandhabt, welche 
gejelich den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuftehen. 

$ 38. Die Auflöfung einer nah dem gegenwärtigen Gejeß errichteten 
Waldgenoſſenſchaft ift nur nach vorgängigem Beſchluſſe der Genoffenfchaft mit 
Genehmigung der Landespolizeibehörde zuläffig. 


IV. Theilung gemeinfhaftlider Waldungen. 


8 39. Einem nad den beftehenden Vorſchriften zuläffigen Antrage auf 
Naturaltheilung eines gemeinfchaftlich befeffenen Waldgrundftiids, darf fortan nur 
dann Folge gegeben werden, wenn die Mehrzahl der Miteigenthlüimer, nach den 
Zheilnahmerechten berechnet, dem Antrage zuftimmt. 


V. Uebergangsbeflimmungen. 


$ 40. In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Verwal- 
tungsgerichte nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Verfaffung der 
Berwaltungsgerichte und das Bermwaltungsftreitverfahren nicht beftehen, werden 
bis zur Einrichtung von ſolchen die in diefem Gejege den Verwaltungsgerichten 
übertragenen Funktionen in erſter Inſtanz durch bejondere Waldſchutzgerichte, 
welche bei eintretendem Bebürfniffe flir jeden Kreis, mit Ausſchluß der jelbfiftän- 
digen Stadtkreife, nach den Borfchriften der folgenden Paragraphen gebildet wer- 
den, in zweiter Inftanz durch die Deputation für das Heimathsweſen (88 40 und 
41 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgejetes liber den Unter- 
ſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871, Gejeg-S. Seite 130 fi.) in dem durch 
dieſes Geſetz vorgejchriebenen Berfahren wahrgenommen. 


— — 


8 41. Das Waldſchutzgericht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmanı) 
als Borfigenden und 6 Mitgliedern gebildet, welche von der Kreisver- 
fammlung nad abjoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Wählbar als 
Mitglied ift jeder felbftftändige Angehörige des Deutjchen Reiches, mit Ausnahme 
der nicht angeſeſſenen fervisberechtigten Militärperfonen, welcher 

3) in dem Kreife einen Wohnfig bat, 
b) fi im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Als ſelbſtſtändig wird derjenige angefehen, welcher das 21. Lebensjahr voll- 
endet bat, fofern ihm das Recht, über fein Vermögen zu verfügen und daffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen ift. 

Geiftlihe, Kirchendiener und Elementarlehrer künnen nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichts fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die technifchen Mit- 
glieder der Handels: oder Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgefegten Minifters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf 6 Jahr mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedfchaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre jcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausfcheidenden werden durch das Loos beftiimmt. Die Ausge- 
ſchiedenen können wieder gewählt werden. 

Die Mieglieder des Waldjchutgerichts werden von dem Borfitenden ver- 
eidigt. Sie künnen durch Beihluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. 

Diefelben erhalten eine ihren Auslagen entiprechende Entſchädigung aus 
Kreisfommunalmitteln. 

Ueber die Höhe derfelben bejchließt der Kreistag. 

8 42. Das Waldſchutzgericht ift befchlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einfluß des Vorſitzenden anweſend find. 

Die Beihlüffe werden nah Stimmenmehrheit en 

ft eine grade Zahl von Mitgliedern anweſend, jo nimmt das dem Lebens— 
alter nach jüngfte gewählte Mitglied an der Abftimmung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenftand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldjchußgerichts, oder 
deren Verwandte oder Verfehwägerte in auf> oder abfteigender Linie, oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, jo dürfen diejelben an der Berathung 
nicht Theil nehmen. 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beihlußunfähig, fo tritt nach der Be- 
fiimmung der Deputation für das Heimathweſen das Waldfchutgericht eines be= 
nachbarten Bezirkes an feine Stelle. 

8 43. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldſchutzgericht nicht gebildet 
if, find die nah $ 3 beziehungsweife 8 22 zuläffigen Anträge an den Landrath 
(Kreishauptmann) zu richten, welcher verpflichtet ift, fofort die Bildung des Wald- 
ſchutzgerichts herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, kann der Landrath (Kreishauptmann) 
die im $ 20 vorgefehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

VI Strafbeftimmung. 

$ 44. Die Eigenthümer, Serpitut3- und fonftigen Nutungsberedhtigten 
find, wenn fte den Beftimmungen des Regulativs ($ 19) zuwider Holz einfchlagen, 
mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werthbetrage des gefällten 
Holzes gleichkommt. 
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Wenn fie die fonftigen Feſtſetzungen des Megulativs, durch welche eine be- 
fimmte Art der Benugung vorgejchrieben oder verboten wird, üibertreten, find fie 
mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 


Beglaubigt. 
(L. 8.) 
Der Finanzminifter. Der Minifter des Innern. 
Campbaufen. Graf zu Eulenburg. 


Der Minifter für die Iandwirthfchaftlicden Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


Motive zu dem Geſetzentwurfe, betreffend Schutzwaldungen und 
Waldgenoſſenſchaften. 


Hiſtoriſche Einleitung. 

Die erheblichen Gefahren, welche der Landeskultur unter gewiſſen örtlichen 
Berhältniffen, namentlich im Gebirge, an der Seeküſte, auf Flugſand ꝛc. aus 
der Vernichtung der Waldungen erwachſen, find ſchon ſeit Jahren Gegenſtand 
der Aufmerkſamkeit, ſowohl der Landesvertretung als auch der Staatsregierung. 
Die in dieſer Beziehung bis in die neueſte Zeit laut gewordenen Klagen laſſen 
erkennen, daß weder Belehrungen noch die gegenwärtig zu Gebote ſtehenden ge— 
ſetzlichen Mittel in allen Fällen die nothwendige Erhaltung und Widerkultur der 
im Befitz von Gemeinden und Privaten befindlichen Waldungen ſichern. 

Die Staatsregierung hat deshalb ſchon wiederholt verſucht, im Wege der 
Geſetzgebung Abhülfe zu ſchaffen. 

Sie hat ſchon in den 30er Jahren einen Geſetzentwurf wegen Abwendung 
von Berfandungen und wegen Befeftigung der Sandihollen im Binnenlande und 
faft gleichzeitig in einer auf das Bedürfniß des ganzen Landes berechneten all 
gemeinen Forft- und Jagdordnung Vorſchriften iiber die Beauffihtigung der 
PBrivatwaldungen vorbereitet. Sie ift mit diefen Verfuchen damals nur deshalb 
zu feinem abjchließenden Ergebniffe gelangt, weil durch die Ereigniffe des Jahres 
1848 die Berathung der ausgearbeiteten Gejetentwiürfe, mit deren Richtung die 
Provinzialftände fi im Wefentlichen bereits einverftanden erflärt hatten, unter- 
brochen wurde. Unabhängig hiervon hat fie die Anhaltspunkte, weldye die be- 
ſtehende Geſetzgebung in einzelnen enger abgegrenzten Bezirken darbot, zum end- 
gültigen Abſchluß von Spezialgejegen benutzt. In diefer Weife find 

unter dem 24. Mai 1821 für den Kreis Olpe, 
= = 6. Dezember 1834 für den Kreis Siegen, 
⸗ ⸗21. November 1836 für die Aemter Freusburg und Friede— 
walde im Kreife Altenkirchen 

neue Haubergsordnungen entftanden. Auch hat die Staatöregierung als die 
Berfuche einer generellen Gefegebung gejcheitert waren, den Weg der Spezial- 
gefeßgebung weiter verfolgt, und unter dem 1. Juni 1854 ein Waldfulturgejeg 
für den Kreis Wittgenftein erlaffen. Sie hat endlich, da fie ſich überzeugen 
mußte, daß diefer Weg der Spezialgefetgebung nicht zum Biele führt, weil das 
Bediürfnig in allen Landestheilen ſich mehr oder minder geltend macht, im Jahre 
1868 den urfprünglichen Verſuch einer allgemeinen Regelung der Frage wieder 
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aufgenommen und dem Haufe der Abgeordneten einen Gejegentwurf, betreffend 
die zwangsweife Bildung von Waldgenoffenjchaften, vorgelegt. Wegen Schluffes 
der Seſſion ift diefer Gejetentwurf damals nur in der Kommiſſion für die 
Agrarverhältniffe zur Durchberathung gelangt. 

Auch die Landesvertretung hat die Nothwendigkeit einer gejetlichen Regelung 
der Trage wiederholt anerfannt, Im Anfange des Jahres 1853 hat die da- 
malige I. Kammer den Antrag von Steffens 

„im Intereſſe der Lundeskultur einen Gefeßentwurf iiber das Berbot der 

Rodung von Gebirgsmaldungen vorzulegen“, 
der Staatsregierung zur näheren Prüfung überwieſen; es hat ferner das Haus 
der Aboeordneten im Jahre 1860 aus Anlaß des von den Abgeordneten Kaifer 
und Genoffen geftellten Antrages anerkannt, daß den durch Abholzung der Forft- 
grundftüde erwachſenen vielfachen gemeinen Gefahren dur Zmwangsmaßregeln 
entgegen zu treten fei; es hat endlich das Haus der Abgeordneten zu dem Etat 
der Forfiverwaltung pro 1873 die Nefolution beichloffen, 

die Staatsregierung aufzufordern, ein allgemeines Waldſchutz⸗ und Kultur- 

gejeß dem Landtage baldthunlichft vorzulegen. 

Aus Anlaß diefer letzten Reſolution ift der im Jahre 1868 nit zum Ab- 
ſchluß gelangte Gefegentwurf vollftändig umgearbeitet und als ganz neuer Ent- 
wurf den beiden Häujern des Landtages in der Sikungsperiode 1873/74 vor- 
gelegt worden. 


Derjelbe ift aber nur in dem Herrenhaufe zur vollftändigen Durchberathung 
gelangt. Auch bei diejer Berathung ift das Bedürfnig und die Nothwendigfeit 
einer gejetlichen Negelung der Frage anerkannt worden. ES rechtfertigt ſich 
deshalb in vollem Maße, diefe Regelung zum endlichen Abfchluffe zu bringen, 
und aus diefer Erwägung ift der vorliegende Gefeßentwurf, fir welchen es nad 
dem Vorftehenden einer weiteren Begründung der Bedürfnißfrage nicht bedarf, 
hervorgegangen. 

Der vorliegende Entwurf ſtimmt im Wefentlicden mit der im Jahre 1873,74 
unerledigt gebliebenen Vorlage überein, jedoch find die Beichlüffe des Herren- 
hauſes zu der legteren berüdfichtigt und einige fonftige Abänderungen und Zu- 
ſätze gemacht, welche nah nochmaliger Erwägung der in Betracht fommenden 
Berhältniffe für zwedmäßig erachtet werden mußten. 

Zur Erläuterung der in dem vorliegenden Gefeentwurfe zum Ausdrude 
gelangten allgemeinen Geſichtspunkte, ſowie der einzelnen Beftimmungen deffelben 
ift Folgendes zu bemerken, wobei e8 angemefjen erfcheint, auch die beftehende 
Geſetzgebung wegen des ftaatlichen Auffichtsrechts über die Maldungen in den 
Kreis der Betrachtung zu ziehen. 

Gegenwärtige Tage der Gejetgebung. 

Diefe Geſetzgebung ift eine fehr ungleiche; fie ift ſowohl in den einzelnen 

Theilen des Staates, ald auch nad) dem Beſitzſtaude eine verſchiedene. 
Gemeindeforften. 

1. Zunächſt ift beziiglich der Waldungen der Gemeinden ein ftaatliches 
Auffichtsrecht über ihre Verwaltung zwar in der ganzen Monarchie gejelich 
anerfannt, der Umfang diefes Rechtes ift in den einzelnen Tandestheilen aber 
nad) wejentlich von einander abweichenden Grundfägen geordnet. Es laſſen ſich 
in diefer Beziehung vier Hauptunterfcheidungen machen. 
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a. In den Provinzen Preußen, Pommern, Pofen, der Marl und Schieften ift 
das ſtaatliche Auffichtsrecht beſchränkt auf die den Bezirfgregierungen vor- 
behaltene Genehmigung zu Veräußerungen und Veränderungen in dem 
Genuſſe der Nutungen bei den ftädtifchen und zu Rodungen und außer- 
ordentliden Holzfchlägen bei den Waldungen der Landgemeinden (Städte: 
ordnung für die ſechs öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853, Landge- 
meindeordnung in den ſechs öftlichen Provinzen vom 14. April 1856). 

Auch in der Provinz Hannover mit Ausnahme der weiter unten ge= 
nannten Theile derjelben, ſoll ſich die Oberaufficht des Staats nicht weiter, 
als auf die Erhaltung des Waldvermögens erftreden (Berfaffungsgefek 
vom 5. September 1848). In diefen Landestheilen verwalten daher bie 
Gemeinden ihre Waldungen im Wefentlichen unbeſchränkt. 

b) Zn den Provinzen Sadfen, Weftfalen und der Rheinprovinz find in den 
Gemeinden ihre Yorftländereien zwar ebenfalls zur eigenen Verwaltung 
iiberlaffen, fie find aber nicht nur wegen deren Veräußerung und Rodung 
und wegen außerordentliher Holzfällungen an die Genehmigung der Be- 
zirf8regierung gebunden, fondern fie find auch verpflichtet, die ganze tedh- 
nifche Wirthfchaft nach den von diejer Behörde genehmigten Etats zu flihren 
und zur Berwaltung und zum Schuß der Waldungen gehörig ausgebil- 
dete, von der Regierung zu prüfende und zu beftätigende Beamten anzu- 
ſtellen. Die Bezirksregierung ift befugt den technifchen Wirthichaftsbetrieb 
durch ihre Organe örtlich unterfuchen zu laffen, die jährlichen Nutungs- 
und Rulturpläne zu prüfen und feftzuftellen, und deren ſachgemäße Aus- 
führung durch örtliche Revifionen zu überwachen (Königliche Verordnung 
vom 24. Dezember 1816). 

In gleiher Weife ift das ftaatliche Auffichtsrecht in den vormals 
bayerifchen Landestheilen und im Weſentlichen aud in den Grafſchaften 
Hoya und Diepholz der Provinz Hannover geregelt (Forſtgeſetz fiir das 
Königreich Bayern vom 28. Mai 1852 Art. 6, Verwaltungsordnung für 
die Forften der Landgemeinden in der Tanddroftei Hannover vom 1. Sep- 
iember 1830). 

c) In den ehemaligen Fürftenthlimern Calenberg, Göttingen uud Gruben- 
hagen der Provinz Hannover, ebenjo in dem vormaligen Herzogthum 
Naſſau ift die technifche Verwaltung der Gemeindeforften in die Hände der 
Staatsforftbeamten (Oberforfibeamten und Oberförfter) gelegt. Dieſe 
Beamten haben nad der Anweifung der Bezirksregierung die allgemeinen 
Wirthichaftspläne, die jährliden Fällungs- und Kulturpläne aufzuftellen 
und ihr zur Genehmigung vorzulegen, für die Ausführung diefer Pläne 
zu forgen, die Ueberweiſung der Erträge zu bewirken und die etwa zuläf- 
figen Nebennugungen von Maft, Laub, Gras und Weide anzumeifen. Ylir 
diefe Verwaltung haben die Gemeinden einen beftimmten Betrag pro 
Morgen ihrer Waldfläche in die Staatskaſſe zu entrichten. Eine Mitwir- 
fung bei der Anftellung der VBerwaltungsbeamten fteht ihnen nicht zu. 

In beiden Landestheilen find die Gemeinden außerdem zur Beftellung 
und Bezahlung befonderer Beamten für die Ausübung des Forftichutes 
verpflichtet, deren Anftellung in Naffau von der Auffichtsbehörde erfolgt, 
in den Hannoverfchen Landestheilen dagegen den Gemeinden nach näherer 
Beftimmung der Betriebsverwaltung überlaffen ift. 
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In beiden Landestheilen ift die Mitwirkung der Gemeinden bei der 
technifchen Berwaltung darauf befchräntt, bei der Feſtſtellung der allge- 
meinen und jährlichen Wirthichaftspläne mit ihren Wünfchen gehört zu 
werden. Auch haben die Gemeinden die zur Ausführung der jährlichen 
Fällungs- und Kulturpläne erforderlichen Arbeiten und Geldmittel bereit 
zu ftellen. Die Beſtimmung über die Berwendung des eingejchlagenen 
Holzes ift ihnen jelbfiftändig überlaffen. (Hannoverſches Geſetz vom 
10. Zuli 1859, die Verwaltung der Gemeindeforft in den Fürftenthlimern 2c. 
betreffend. — Naffauifches Edikt vom 9. November 1816.) 

d) In dem vormaligen KurfürftentHum Heffen endlich fteht die Einleitung und 
Ausführung des Forftbetriebes in den Waldungen der Gemeinden der 
Staatsforftbehörde in demfelben Maße zu, wie in den Iandesherrlidhen 
Waldungen. 

Die Staatsrevierförſter (Oberförfter) haben die allgemeinen Betriebs⸗ 
und die jährliden Nutzungs- und Kulturpläne aufzuftellen, die Forſt⸗ 
infpettoren haben dieſe Pläne zu prüfen und das Oberforftlollegium (Re⸗ 
gierung) als Auffichtsbehörde Hat diefelben zur Ausführung feftzuftellen. 
Der Revierförfter (Oberförfter) hat die Pläne auszuführen und die ge- 
wonnenen Forftprodufte den Ortsporftänden zu überweifen, weldje hin— 
fihtlih ihrer Verwendung unbeſchränkt find. Das Oberforftfollegium (die 
Bezirksregierung) ftellt die zur Ausübung des Forſtſchutzes erforderlichen 
Forftdiener an und hat die Discıplinargewalt über diefelben. Die Ber- 
waltung der Gemeindeforften ift hiernach mit der ftaatlidhen Oberaufficht 
in der Hand der Staatsforfibeamten vereinigt und die Mitwirkung der 
Gemeinden bei diefer Verwaltung auf ein Minimum befhräntft. 

e) In der Hauptjacde ift in diefer Weife auch die Geſetzgebung in den vor- 
mals Großherzoglich Heffiihen und Heffen- Homburg’schen Landestheilen 
geordnet, nur daß hier den Gemeindevorftehern das Recht eingeräumt ift, 
gegen beabfichtigte Wirthichaftsmaßregeln Vorftellungen zu machen (Kur- 
heſſiſches Organifations- Edit vom 29. Juni 1821 und NRegulativ vom 
5. März 1840, — Heſſen-Homburgiſches Forftorganifationsgefeg vom 
6. Februar 1835, — Großherzoglich Hefftiche Verordnung vom 1. April 1822, 
vom 29. Dezember 1823 und 23. Juni 1831). 

Snftitutenforften. 

2. Was die Verwaltung der den Inftituten (Kirchen, Schulen zc.) ge= 
börigen Waldungen angeht, fo ift in den fünf öftlichen Provinzen ein ftaatliches 
Auffichtsrecht gefetslich nicht befonders vorgejchrieben, in den übrigen Theilen 
des Staats find dagegen die beziiglichen über die Gemeindewaldungen gegebenen 
Beftimmungen ausdrücklich auch auf diefe Waldungen ausgedehnt. 

Brivatforften. 

3. Rüdfichtlich aller übrigen im Privatbefit befindlichen Waldungen ift 
die Gejeßgebung nicht minder verjchieden, wie bei den Gemeinde- und Inſtituten⸗ 
forſten. 

In den vormals Bayeriſchen Landestheilen dürfen die Privaten auf 
Bergkuppen und Höhenzügen an fteilen Bergmänden und fogenannten Leiten auf 
Steingeröll des Hochgebirges 2c., in Ortslagen, wo von dem Beftehen des Waldes 
die Berhütung von Sandſchollen oder die Erhaltung der Duellen oder Flußufer 
abhängt, ihre Waldungen nicht roden und nicht kahl abtreiben. Sie bürfen 
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ferner die der Holzzucht zugemwendeten Grumdftiide nicht verwüſten und müfſen 
Waldblößen aufforften, alles bei Vermeidung von Strafen und der Ausführung 
der erforderlichen Kulturen anf ihre Koften. Im UWebrigen find fie in der Be- 
wirtbichaftung ihrer Waldungen nicht beſchränkt. (Bayerifches Forſtgeſetz vom 
28. März 1852.) 
In dem vormaligen Herzogthum Naffau ift dem Eigenthiimer die Ber- 
waltung und Benugung feiner Waldungen zur freien Berfügung überlaffen. Die 
Staatsbehörde ift jedoch ermächtigt, Vorkehrungen gegen die Zerftörung oder 
gänzliche Ausrottung derjelben zu treffen. Die Eigenthümer find verpflichtet 
dem Oberforftbeamten iiber die jährlihen Füllungen und Kulturen Auskunft zu 
geben, fie find jedoch 
„nicht verbunden, abändernde Vorſchriften derfelben, infofern fich dieſelben 
auf mehr als die Befeitigung devaftirender Maßregeln erfireden, anzı- 
nehmen und zu befolgen.” 

Nafſauiſches Edit vom 9. November 1816) 


Zu dem vormaligen KurfürftentHum Heſſen foll die Oberforftbehörde 
feine forfiwidrige Behandlung und feine Devaftation der Privatwälder zulaffen, 
wogegen in den vormals Hefjen-Darmftädtifhen Landestheilen das 
Roden der Privatwaldungen unterfagt und der Staatsregierung die Befugniß 
ertheilt ift, bei Devaftationen einzufchreiten, die Fällungen zu fiftiren, auch die 
Eigenthüimer zur Wiederkultur abgetriebener Flächen anzubalten. (Verordnung 
vom 26. Januar 1838.) 


In der Grafihaft Hefjfen-Homburg ift das Devaftiren der im Privat- 
befig befindlichen Waldungen ohne Ausnahme verboten und außerdem dem Be- 
fiter bei einem Beftg von mehr al3 20 Morgen die Verpflichtung auferlegt, die 
Fällungs⸗ und Kulturpläne der Auffichtsbehörde einzureichen. 


In der Provinz Schleswig-Holftein find nur die fogenannten Bonden- 
hölzer (Waldungen, welchen bäuerlichen Befisungen von Staatswegen zur Be- 
friedigung ihres Feuerungsbedarfs zugelegt worden find) einer Beſchränkung 
dahin unterworfen, daß die Eigenthlimer fie haushälteriſch benugen und nicht 
ohne Genehmigung der Staatsregierung roden follen. (Forft- und Jagdordnung 
vom 2. Juli 1784. Batent vom 15. Juni 1785.) 

In der Rheinprovinz endlich ift die Rodung von Privatwaldgrund ohne 
Genehmigung der Staatsregierung unterfagt nnd der Staatsforftbehörde die Be⸗ 
fugniß ertheilt, in den WaldwirthichaftSbetrieb einzugreifen, wenn die Waldungen 
unwirthichaftlich behandelt werden. (Gouvernementsverordnung vom 17. Auguft 
1814. Kreuznacher Berordnung vom 15. Dezember 1814, Kurkölniſche Forft- 
ordnung vom 15. Dezember 1814, Kurkölniſche Forftordnung vom 9. Juli 1759, 
Kurtrierfche Forftordnung vom 3. Dezember 1720, 31. Juli 1786.) Diefe Vor⸗ 
Ihriften find jedoch fchon fei langen Jahren außer Anwendung gefommen, jo 
daß zur Zeit in der Aheinprovinz die Bewirthichaftung der Privatwaldungen 
thatfächlich eine unbeſchränkte if. 

In allen vorftehend bezeichneten Landestheilen ift hiernach eine ftaatliche 
Einwirkung auf die Bewirthfchaftung des Privatwaldbejites ziemlich fber- 
einftimmend dahin zugelaffen, daß die Waldrodung von der Genehmigung der 
Staatsregierung abhängig gemacht und die Staatsregierung ermächtigt ift, gegen 
eine unpflegliche Waldbehandlung, namentlich gegen Walddevaftation einzufchreiten. 
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In den übrigen Theilen der Monarchie ift dagegen eine ſolche Einwirkung 
ganz ausgejchloffen. 

Hier darf jeder Eigenthümer feinen Privatwald nach Gutdünken benußen, 
parzelliren und urbar machen, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegen ftehen. 

Eine Ausnahme befteht nur bezüglich der Genoffenichaftshauberge im vor- 
maligen FürftentHum Siegen, in dem Kreife Olpe des Negierungsbezirks Arns- 
berg und in dem SKreife Altenkirchen des Negierunsbezirts Koblenz, flir welche 
durch die in den Jahren 1821, 1834 und 1836 erneuerten und revidirten Hau- 
bergsordnungen der Staatsregierung das Recht eingeräumt ift, die Erfüllung der 
Vorſchriften diefer Ordnungen zu überwachen. 

Allgemeiner Rüdblid. 

In diefen zur Zeit in den verfchiedenen Theilen der Monarchie beftehenden 
geſetzlichen Vorſchriften ift zunächſt ein grundfäglicher Unterfchied zwifchen der 
Behandlung der Waldungen der Gemeinden einer- und den Privaten andererjeits 
auffällig. 

Während die Waldwirthſchaft der Gemeinden liberal einer ftaatlichen 
Auffiht bald in größerem, bald in geringerem Maaße unterworfen ift, find die 
Privaten in einem fehr großen Theile des Staates einer folhen Aufficht ganz 
entbhoben. 

Ein anderer Unterfchied tritt hervor, je nachdem diefe Gefetgebung die jechs 
öſtlichen Provinzen oder die feit 1815 erworbenen Landestheile betrifft. In den 
letsteren gelten in der Regel ein eingehendes Auffichtsrecht der Staatsregierung 
über die Gemeindewaldungen und umfangreiche Befugniffe derjelben bezüglich der 
Privatwaldungen, in den erfteren das geringfte Maaß der ftaatlichen Aufficht auf 
die Waldungen der Gemeinden und vollfländige Freigebung der Privatwaldungen. 

Es darf der Grund für diefe Unterfchiede gewiß nicht in dem verfchiedenen 
Umfange und der verfchiedenen Bedeutung der Waldungen der betreffenden Ge- 
genden, ebenfomwenig in der größeren Sachkunde oder dem größeren Waldinterefje 
der Bevölferung der einen Gegend oder der andern geſucht werden. 

In allen diefen Beziehungen Iaffen ſich erhebliche Berfchiedenheiten nicht 
nachweijen. 

Wohl aber wird ſich mit Recht die dargelegte Berjchiedenheit zurückführen 
lafien auf den die ganze altpreußifche Agrargefeggebung beberrjchenden, in dem 
Eulturedifte vom 14. September 1811 zum Ausdrude gelangten und der Gejeß- 
gebung in den feit 1815 erworbenen Landestheilen fremden Grundfag, den Privat- 
grundbefit liberhaupt der unbedingt freien Verfügung des Eigenthiimers zu liber- 
laffen und von allen diefe freie Berfligung bindernden Feffeln unbeichadet der 
Rechte Dritter zu entbinden. | 

Generelle Grundfäße für weitere Gefetgebung. 

Unter der Mehrzahl der laut gewordenen Stimmen Herrjcht Uebereinftimmng 
in der Annahme, daß diefe Verſchie denar tigkeit der Geſetzgebung durch Die 
Berhältniffe und Bedürfniffe der einzelnen Landestheile nicht gerechtfertigt wird, 
insbefondere befteht dariiber fein Zweifel, daß die vollftändige Freigebung der 
Privat- und die geringe Einwirkung der Staatsregierung auf die Gemeindewald- 
wirthſchaft in den öftlichen Provinzen des Staats nicht im öffentlichen Inter⸗ 
effe liegt. 

Die vielerort3 notorifhe Zunahme der Waldverwäftung und damit im Zu⸗ 
fammenhang die nicht feltene Schädigung wichtiger Landeskulturintereffen im 
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diefen Landestheilen find zweifellos zum nicht geringften Theil diefer fehlenden 
oder unzulänglichen ftaatlihen Einwirkung zuzufchreiben. Es braucht in dieſer 
Beziehung nur auf die bis in die neuefte Zeit aus den Provinzen Preußen und 
Bofen laut gewordenen Klagen fiber die zunehmende Berjandung des landwirth⸗ 
jchaftlih benugten Bodens in Folge unvorficgtiger Abholzung benachbarter Wal- 
dungen hingewieſen zu werden. 

Die Frage nun, worin im Einzelnen die Mängel der Geſetzgebung beftehen 
und nach welcher Richtung ihnen abzuhelfen ift, wird verfchieden zu beantworten 
fein, je nachdem 

a. die Sicherung einer guten Vermögensverwaltung, oder 

b. die Förderung des allgemeinen Landeskultur⸗Intereſſes 
als das entfcheidende Kriterium ins Auge zu faffen ift. 

Gemeinde- und Inftitutenforften. 

Bei der Berwaltung der Waldungen der Gemeinden und Inſtituten muß 
zweifellos der erſte Geſichtspunkt vorzugsweiſe in Betracht fommen. Denn was 
zunächſt die Forften der Inſtituten anlangt, fo ift der Staat zur Pflege der 
bleibenden Intereſſen derfelben berufen. Er hat die Pflicht, darliber zu wachen, 
daß das Bermögen der Inftitute feiner Beftimmung erhalten und nicht zum Vor⸗ 
theil der jeweiligen Nutznießer über den nachhaltigen Fruchtgenuß hinaus verr 
wendet wird. Es muß ihm deshalb eine im Erfolg geficherte Einwirkung auf 
die Bewirthſchaftung diefer Forſten zuftehen, um etwa verjuchten Berjchlechterun- 
gen der Subftanz vorzubeugen. 

Bei den Gemeinden hat der Staat ein ebenfo ſtarkes und berechtigtes In— 
tereffe daran, daß deren Waldvermögen ordnungsmäßig und nachhaltig bewirth- 
haftet wird. 

Es kommt in diefer Beziehung in Betracht, daß die jeweiligen Gemeinde- 
glieder nur die Nubnießer am Gemeindewalde find, daß diefer Wald für die Er- 
haltung der Leiftungsfähigfeit der Gemeinde eine große Bedeutung befigt, daß 
aber bezüglich der Ausnutzung defielben das dauernde nachhaltige Intereſſe der 
Gefammtheit mit den Intereſſen der jeweiligen Generation nicht felten im Wider: 
ftreite liegt. In der Regel hat das jeweilige nutungsberedhtigte Gemeindemit- 
glied für die Beſchützung und Erhaltung der Subftanz und die Erlangung des 
höchſten nachtheiligen Ertrages von derfelben nicht das Gefühl und das Jı- 
tereffe des Eigenthümers. 

Sein Intereſſe wird gewöhnlich durch den perſönlichen Vortheil bedingt; es 
firebt, fich den Wald ohne Rückſicht auf andere fo nutzbar wie möglich zu machen. 
Je ärmlicher die Verhältniffe einer Gemeinde und deren Mitglieder find, defto- 
mehr tritt diefe Erfcheinung hervor. Das Verlangen macht ſich geltend, daß der 
Gemeindewald nicht nur die gewöhnlichen, fondern auch die außergewöhulichen 
Bedürfniffe des Gemeindehaushalts deden und daneben den wirthichaftlichen Be- 
darf der jeweiligen Gemeindemitglieder an Holz, Streu und Weide jo reichlich 
wie möglich befriedigen, dagegen möglichft wenig baare Aufwendungen verurjadhen 
fol. Diefes Streben wird durch den Umftand beginftigt, daß die Vorräthe des 
Waldes an Holz, Streu und Gras mit einem verhältnigmäßig geringen Wer- 
bungstoftenaufwand behaftet find und daß die Nachtheile einer unpfleglichen Aus⸗ 
nutzung nicht fofort in die Augen fallen. 

Bei diefer Stellung des Gemeindemitgliedes zu dem Gemeindewalde ift eine 
angemefjene Bewirthſchaftung defjelben zur Erreichung des höchſten Geſammter⸗ 
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trages ohne Zutreten der Staatsregierung ſchwer zu erreichen. Abgefehen davon, 
daß der Gemeindevertretung nicht jelten die erforderlihe Sachkunde abgeht, ſucht 
das eine Gemeindemitglied den Bortheil der Gemeinde in diefer, das andere in 
jener Bewirthichaftungsmethode, das eine will den Wald auf Holz, das andere 
auf Streu, das dritte auf Weide bewirtbichaftet Haben. Je öfter die Gemeinde- 
vertretung wechjelt, und je weniger diefelbe von unbefangenen Sachverftändigen 
berathen und von einfichtigen Gemeindemitgliedern Tontrolirt wird, deflo mehr wird 
ein derartiger Widerftreit der Meinungen dem Gemeindewalde zum Nachtheil 
gereichen. 

Der Gemeindewald ift ein halb öffentlicher Wald. 

Bei der gejhilderten Stellung der jeweiligen Generation in der Gemeinde 
zur Waldausnugung genügt e8 aber nicht, der Staatsregierung eine Einwirkung 
auf die Verwaltung bloß für die Fälle einzuräumen, wo es fih um Rodungen 
und VBeräußerungen von Gemeindewaldgrumd handelt, die Staatsregierung muß 
auch in der Lage fein, auf die Behandlung und Ausnugung des Waldbeftandes 
jelbft einwirken zu können. Den nicht geringften Theil der Subftanz des Ge- 
meindewaldes bilden die auf dem Grund und Boden ftodenden Holzbeftände. 
Je größer die Verſuchung ift, dieſes werbende, ftetS bereite Deateriallapital über 
die Grenzen des nachhaltigen Fruchtgenuffes hinaus zum Bortheil der gegen- 
wärtigen Gemeindemitglieder anzugreifen, um fo nothwendiger ift eine ftaatliche 
Einwirkung auf die Regelung diejes Fruchtgenuffes jelbf. ES darf nur darauf 
hingewiejen werden, welchen Nadhtheil eine ungeregelte Nutung der Streu und 
der Weide, oder die Unterlaffung oder Kürzung der nothwendigen Ausgaben fir 
die Wiederkultur abgeholzter Flächen auf die ron des Materialfapitalg, 
aljo die Subftanz des Waldes Hat. 

Hiernad muß die Staatsregierung in der Lage fein, in die Bewirthfchaftung 
und Verwaltung des Gemeindewaldes einzugreifen, ohne daß dieſe Verwaltung 
von dem Ganzen der Gemeindeverwaltung getrennt zn werden braudt. Rodun⸗ 
gen und Beräußerungen von Gemeindewaldgrund miüffen von der Genehmigung 
der Staatsregierung abhängig fein, fie muß die Gemeinden nöthigenfalls zur 
Anftelung und ausreichenden Bezahlung gehörig ausgebildeter Sadjverftändigen 
für den Betriek und geeigneter Perfonen für den Forſtſchutz anhalten fünnen, 
ebenjo muß fie befugt fein, die Aufftellung eines allgemeinen Wirthichaftsplanes 
zu fordern, von den jährlichen Nutzungs- und Kulturplänen Einficht zu nehmen, 
auch die Ausführung diefer Pläne, fowie den Zuftand der Waldungen durch ihre 
techniſchen Organe örtlich überwachen und prüfen und die hierbei wahrgenom- 
menen wirthſchaftlichen Mängel abftellen zu laſſen. Ein in diefem Umfange ab- 
gegrenztes ftaatlıches Auffichtsrecht wird in der Regel zur Sicherung einer pfleg- 
lichen Behandlung des Gemeindewaldes genügen, foweit nicht provinzielle Ver⸗ 
hältniffe eine weiter gehende TIheilnahme des Staats an der Gemeindeforftver- 
waltung begründen. 

Im Vergleich zu obigen Forderungen find die beftehenden gejeglichen Vor⸗ 
jhriften in den 5 öftlihen Provinzen des Staats und in einem Theile der Pro« 
vinz Hannover unzulänglich, während fie in den fibrigen Randestheilen zwar aus- 
reihend, aber mancher Berbefferung fähig find. 

Eine Reviſion dieſer Gefeßgebung darf deshalb mit Recht als Bedürfniß 
bezeichnet werden. Eine andere Frage aber iſt die, ob die erforderlichen Vor— 
ihriften in dem vorliegenden Gejegentwurfe zu erlaffen waren. Dieſe Frage 
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mußte um deswillen verneint werden, weil, wenn bie ganze in den einzelnen 
Landestheilen beftehende Gemeindeverfaffung zur Zeit einer Reviſion unterworfen 
wird, es fich jedenfalls mehr empfiehlt, im Anfchluffe hieran eine andermeite 
Regelung des ftaatlihen Auffichtsrechtes über die Verwaltuug des in Wal. 
dungen beftehenden Gemeindevermögens vorzunehmen, wobei den in den einzelnen 
Landestheilen vorhandenen abweichenden Verhältniffen die gebührende Berückſich— 
tigung in höherem Grade zu Theil werden kann, als dies int dem vorliegenden 
Sefegentwurfe möglich geweſen wäre. 
Privatforften. 

Iſt, wie vorftehend motivirt, in Beziehung auf den Gemeinde- und Zufti- 
tutenwald als leitender Geſichtspunkt die Rückſicht auf Sicherung einer guten 
Bermögensverwaltung anzuerkennen, fo wird bei den Waldungen der Privaten 
ein anderer Gefichtspunft in den Vordergrund zu ftellen fein. 

Freilih kann nicht geleugnet werden, daß fehr viele diefer Waldungen nicht 
da3 erzeugen, was fie bei einer geregelten Behandlung leiften fünnen. Es giebt 
eine Menge unwirthſchaftlicher Waldbefiger, welche durch augenblidlihe Noth 
gedrängt oder durch faljhen Speculationstrieb bewogen, die nugbaren Holzvor- 
räthe einjchlagen und den Wiederanbau unterlaffen oder den Boden durch rück— 
fichtsloſe Streuentnahme entfräften 2. In jeder Provinz finden ſich hierzu 
zahlreiche Beläge. Bon den fehr parzellirten 362,300 Hektar umfaffenden Privat- 
waldungen der ARheinprovinz befinden fich 3. B. ca. 2/3 in einem Buftande, bei 
welchem nur ein ſehr geringer Theil der möglichen Bodenrente bezogen wird. 

Gleichwohl wirde es nicht zu rechtfertigen fein, den Privatbefiter blog aus 
dem Grunde, weil er von feiner Waldfläche nicht die höchfte mögliche Boden- 
tente zieht, zu einer beftimmten Waldbehandlung zu zwingen. Mit demfelben 
Rechte müßte die Staatsregierung auch jeden, der feinen Ader fchlecht düngt, 
oder fein Vermögen ſchlecht verwaltet, das zu thun zwingen, was fie für ihn am 
zweddienlichften hält. 

Dem Privatwalde fteht der Staat in diefer Beziehung anders gegenüber wie 
dem balböffentlichen Gemeindewalde. 

Unter Umftänden kann der Privatwald allerdings auch rüdfichtlic der Be- 
friedigung des Holzbedarfes des ganzen Landes eine Bedeutung liber die In— 
tereffen des Befiges hinaus haben. Eine ſolche Bedeutung fommt aber dermalen 
bei dem Privatwalde im Preußifhen Staate nicht in Frage. Der unter der 
Kontrole der Staatsregierung bereits ftehende Waldbefig des Staates, der Ge- 
meinden und der Anftitute macht einen jehr erheblichen Theil der gefammten 
Waldfläche der Monarchie aus und ift über die einzelnen Theile derjelben im 
Ganzen günftig verteilt. Die Erleichterungen der Verkehrswege, die Erweite- 
rung der Eifenbahnverbindungen machen es zudem möglich, aus den Landes⸗ 
teilen, in denen Holzreihthum herrfcht, den in diefer Beziehung minder günftig 
geftellten Gegenden auszuhelfen. Böhmifches, Sfandinavifches und Ruſſiſches 
Bau- und Schnittholz gelangt big zu den Holzmärften unferer mittleren Provinzen, 
Ungarifches Eichenholz wird am Rhein und der Mofel zu Faßdauben und zu 
Beinbergspfählen verwandt. 

Die reihen Schätze der Rheinischen, Weftfälifchen, Schlefiihen Steinfohlen- 
gruben, die reichen Vorräthe an Braunfohlen und die faum zu erichöpfenden 
Lager von Torf in den Torfbrüchen des Flachlandes bieten außerordentlich große 
Mittel zur leichten Befriedigung des Brennbedürfniſſes. 

Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg VII . 2 


— AS. — 


Erwähnt muß auch werden, daß ein nicht geringer Theil des Privatwald⸗ 
befiges in einzelnen Theilen der öftlihen Provinzen fi in den Händen großer 
Grundbefiter befindet, bei denen die Waldverwüftung zur Ausnahme gehört. 

Jedenfalls müßte es ganz zweifellog nacdhgewiejen fein, daß ohne Beichrän- 
fung der Dispofition fiber den Privatwald die Befriedigung der Bedlrfniffe des 
Landes an Nut», Bau» und Brennholz unbedingt gefährdet fei, wenn bier 
aus eine VBeranlafjung zur ftaatlichen Beförfterung deffelben entnommen werden joll. 

Denn es darf nicht außer Acht bleiben, daß eine foldhe Beförfterung von 
den Betheiligten als einefchwereLaft und al ein empfin dlicher Eingriff in das Privat- 
eigenthbum angefehen werden und daß die Ausführung derfelben, abgefehen von 
der ſchwierigen Beichaffung der erforderlihen Auffichtsbeamten, koſtſpielig und 
den mannigfacdhften Bedenken unterliegend fein würde. 

Es wird denmad der in dem Kulturedift vom 14. September 1811 ausge- 
ſprochene Grundfaß der ungehinderten Bewirthichaftung und Benugung des Grund- 
eigenthums auch bezüglich des Privatwaldeigenthums nod heute als Regel des öffent- 
lihen Rechtes anzuerkennen fein. Aber nur als Regel, welche ihre Ausnahme da 
zu finden hat, wo das nämliche öffentliche Recht, auf welchem fie beruht, Schran- 
fen gegen die Ausbeutung des Privateigenthums zum Schaden der Geſammtheit 
wie der einzelnen fördert. 


Nothwendigkeit gefegliher Beſchränkungen für die Bewirth- 
Ihaftung der Waldungen. 
Solde Ausnahmen erfcheinen hauptſächlich nach zwei Richtungen Hin, und 
zwar ohne Unterſchied der Staatd-, Gemeinde- und Privatwaldungen, dringend 
geboten. 


Durch Genofjenfhaftsbildung. 


Wo der Waldbefig fehr zerjplittert if, wie in manchen Gegenden der Rhein 
provinz und Weftfalen (im Regierungsbezirf Coblenz find 3. 8. 117,119 Morgen 
alten Maßes [= 3017,45 Hect.] Holzungen in 166,846 Parzellen verfchiedener 
Befiger zerfplittert, von denen feine eine Größe von 20 Morgen erreicht) wird der 
ſchlechte Zuftand der Waldungen befonders durch diefe Zerfplitterung verſchuldet. 
Wenn die einzelne Holzparzelle in fchmalen Streifen zwifchen anderen Parzellen 
liegt, Tann auch bei gutem Willen faum ein ordentlicher Holzbeftand erzogen und 
erhalten werden, weil der Nahbarholzbeftand das Aufk ommen der Kultur hindert, 
weil eine Schonung foldher Kleinen Flächen gegen den Weidgang unmöglihd und 
weil auch fonft eine ordentlihe Beſchützung faum ausführbar if. In ſolchen 
Fällen ift die einheitliche Ausführung der erforderlichen wirtbichaftliden Maß- 
regeln und die Einrichtung eines gemeinfamen Forſtſchutzes die unerläßliche Vor— 
ausjegung der Abwehr der durch die Waldvermüftung entftehenden Beihädigung 
der Antereffen der gefammten im nahbarlihen Berbande flehenden Wald- 
befiter. 

Erfahrungsmäßig ift aber die Bereinigung zu einem ſolchen gemeinfamen 
Wirken nur in den feltenften Fällen aus dem freien Willen der Betheiligten zu 
erreichen und deshalb ein fürderliches Eintreten des Staats zum Schuße der 
Nachbarrechte angezeigt. 

Dies ift der eine Fall, in dem fih eine Ausnahme von jener Regel recht- 
fertigt. 


— 19 — 


Durch Vorſchriften zur Erhaltung und Begründung von Schutz- 
waldungen. 

Der andere Fall liegt da vor, wo die unpflegliche Bewirthſchaftung und 
Benugung eines Waldes die Befitzer benadhbarter Kulturgründe an ihrem 
Bermögen, ganze Gemeinde und Landſtriche in ihren Intereſſen duch 
Deterioration des Kulturzuftandes und der natürlichen Berhältniffe ſchädigt. 

Solcher tritt ein: 

a) wo Sandländereien vorkommen, welche zum Flüchtigwerden neigen. 
Auf ſolchen Ländereien kann die unvorfihtige Wegnahme der VBodendede 
oder des Holzbeftandes, ohne fofortigen Erjag, die größten Uebelftände für 
die Nachbarn herbeiführen. Sobald der feine Sand, aus welchem derar- 
tiger Boden befteht, einmal beweglich geworden ift, hält es ſchwer, eine 
Vegetation auf demjelben wieder zu erzielen. Der Wind hat eine große 
Gewalt iiber denfelben; Sandhügel entftehen und verſchwinden und da der 
Wiud das feine Sandlorn auf weite Streden fortführt, fo ift die beweglich 
gewordene Fläche eine andauernde Duelle, aus welcher die benachbarten 
Grundftüde weithin mit Sand überfchüttet werden. Je umfangreicher die 
bewegliche Fläche ift, defto größer ift die Gefahr und es liegt auf der 
Hand, daß hierdurch die Ertragsfähigkeit landwirthichaftlich benugter Grund- 
ſtücke erheblich beeinträchtigt und die Benugbarfeit natürlicher oder künſt⸗ 
licher Wafferläufe, fowie öffentlicher Wege erheblich gejchmälert werden 
tann. Im norddeutſchen Flachlande find auf diefe Weife ausgedehnte Flä- 
hen fruchtbaren Bodens ertragslos geworden. Im Regierungsbezirk Brom- 
berg 3. B. wurde im Jahre 1857 die Fläche der vollftändig verfandeten 
Grundftüde auf 36,616 Morgen ermittelt und dabei feftgeftellt, daß in dem 
Beitraum von 1837 bis 1857 die verjandete Fläche um dag 21/gfache ver- 
größert if. Die Stände der Provinzen Preußen, Pojen und Brandenburg 
haben fchon in den dreißiger Jahren um Legislative Maßregeln zur Ab- 
wendung derartiger Berfandungen gebeten, und die aus der Provinz Hannover 
neuerdings wiederholt laut gewordenen Klagen beweifen, daß auch ander» 
wärts ein folches Bedürfniß gefühlt wird. Die Forderung einer ftaatlichen 
Einwirkung auf die Behandlung folder Grundftüde wird als eine berech⸗ 
tigte anzuerfennen fein. Sie wird ſich aber, wenn fie von Erfolg begleitet 
fein fol, nit auf die Grundftüüde bejchränfen dürfen, welche einen Wald- 
beftand noch befiten , jondern fie wird fi auch auf die öden Grundftüde 
erftreden müffen, welche ihrer Beichaffenheit nach derartige Gefahren bei 
unvorfichtiger Benutung verurfachen fünnen; 

b) in dem Gebirgslande unter folgenden Vorausfegungen: 

In hohen Freilagen auf den Kuppen und Rüden der Gebirge und 
an fteilen Berghängen ift die Waldbeftodung das einzige Mittel, die hier 
ohnehin gewöhnlich nur in geringer Mächtigkeit über dem Geftein Tiegende 
Nährichicht des Bodens vor dem Herabfchwenmen bei ftarfen Negengüffen 
xc. zu bewahren. Eine unvorfichtige Entblößung des Bodens in folchen 
Dertlichkeiten ſetzt die tiefer Kiegenden Grundftiide, Gebäude, Straßen zc. 
der Gefahr aus, bei flarfem Gewitterregen mit Schutt uud Geröll oder 
Wafferftlirzen tiberfchüittet zu werden. Der Boden verliert feine Nährſchicht, 
wird der Kultur ſchwer zugänglich und es entfteht ſomit eine ——— 
Veranlaſſung für derartige Nena 

2* 
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In den Gebieten des Rheines, der Mojel und deren Nebenflüſſen er- 
eignen fich ſolche Begebenheiten, verbunden mit erheblicher Beeinträchtigung 
wichtiger Landeskulturintereffen, fat jedes Jahr. Auch bier ift ein Ein- 
ſchreiten der Staatsregierung gerechtfertigt. 


Aber auch Hier wird ſich dafjelbe nicht auf die pflegliche Behandlung 
eines ſchon vorhandenen Waldbeftandes bejchränfen dürfen, fondern ſich 
auf die Grundftüde erftreden müſſen, welche bereit$ öde geworden find; 


ce) bei natürlichen Wafferläufen, Flüſſen, Strömen, infoweit der 
MWaldbeftand zur Befefligung und Sicherung der Ufer oder zum 
Schub nahe gelegener Gebäude 2c. gegen den Eisgang dient und injo- 
fern die Duellenpvon Wafferläufenin Waldbeftändenentfpringen. 
Die erftere Rüdficht fällt namentlih im Flachlande in den Stromgebieten 
der Oder, Elbe zc. und ihrer Nebenflüffe ins Gewicht, während die Be— 
deutung der letzteren fich iiber das Gebiet der gefammten Landesintereffen 
erftredt. 

Entwaldungen in den Duellgebieten führen nit nur eine abfolute 
Berminderung des Wafferftandes herbei, bejonder wenn in dem ganzen 
Flußgebiete zahlreihe Ausftodungen vorfommen, fondern es verändert fich 
auch der Wafferftand der einzelnen Jahreszeiten der Art, dag im Frühjahr 
fehr große Waffermaffen mit einem Male dem Flußbette zugeführt und 
große Ueberfhwenmungen veranlaßt, während daffelbe im Sommer und 
Herbft überaus wafferarm wird. Hierdurch wird, felbft abgefehen von den 
direften Schäden der Ueberſchwemmungen, Induſtrie, Handel und Landes— 
fultur jehr weſentlich geſchädigt. Es braucht in diefen Beziehungen nur 
hingewieſen zu werden auf die von Wafferfraft abhängigen gewerblichen 
Anlagen, auf die Flußſchifffahrt, Bemäfferungsanlagen ꝛc.; 

d) endlich, wo Veränderungen des Waldbeftandes nachweisbar eine Ver— 
ichlechterung der klimatiſchen Verhältniſſe bewirken. 

E3 wird nicht in Abrede geftellt werden fünnen, daß das Borhanden- 
fein oder das Fehlen, der Umfang oder die Bertheilung einer beftimmten 
Waldmaffe in einer Gegend Einfluß auf die Temperatur und den Waffer- 
gehalt der Atmojphäre, den Niederjchlag aus derjelben und die Bewegung 
der Luft ausübt. Der Begriff „Eimatifches Intereſſe“, „klimatiſche Be- 
ziehung“ ift aber ein ziemlich unbeftimmter, auch find die Unterfuhungen 
und Beobachtungen iiber jenen Einfluß noch nicht zu feftftehenden Ergeb- 
niffen allfeitig abgefchloffen, weshalb es fich nicht empfiehlt, unter der all- 
gemeinen, und auch vieldeutigen Firma des klimatiſchen Einfluffes Die 
freie Verfügung über das Waldeigenthum ungehörig zu bejchränten. 

Nur da, wo in hohen Freilagen oder an der Seefüfte, ein vorftehender 
Waldbeftand benachbarten Yeldfluren und Ortſchaften zum Schuß gegen 
kalte und heftige Winde dient, läßt ſich Schon jetzt rechtfertigen, die Bewirth- 
Ihaftung diefes Waldes unter Aufficht zu ftellen, weil in diefen Fällen die 
vortheilhafte Einwirkung des Waldes direft nachweisbar ift. 

Zu der nothwendigen flaatlihen Einwirfuug in allen diefen Fällen bietet 
die beftehende Gejegebung nur eine ungenügende Handhabe. Im Geltungsbe- 
reihe des Kulturedift3 vom 14. September 1811 fehlt e8 an jedem gejetzlichen 
Anhalt, ſowohl um das Zuftandefommen von Waldgenoffenichaiten zu erleichtern 
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wo die Berbältniffe dieſelben wünſchenswerth machen, als auch um die zur Ab- 
wehr der vorhin bezeichneten Gefahren erforderlichen wirthichaftlicden Maßregeln 
nöthigenfall8 zu erzwingen. 

In den übrigen Tandestheilen aber find die gültigen gefetlichen Beſtimm⸗ 
ungen, welche im Weſentlichen 

a) in dem Verbot der Waldrodung, 
b) in dem Verbot der Walddevaſtation und der unpfleglichen Waldbehand— 
lung und 
c) in dem Gebot des Anbaues der Waldblößen 
beftehen, theils unzulänglich, theils gehen fie iiber das Bedürfniß hinaus. 
Ein allgemeines Rodungsverbot hat das Bedenken gegen ſich, daß in vielen 
für das zu fehlende Kulturintereffe ganz gleichgültigen Fällen der Waldbefiter 
unnöthiger Weife beläftigt, manche wohlthätige und vortheilhafte Ummwandlung 
von Wald in Ader oder Wiefe wohl auch verhindert wird. Dies Bedenfen wird 
dadurch nicht gemindert, daß die Rodung mit der Genehmigung der Regierung 
fattfinden Tann. 
Es muß als eine große Beläftigung empfunden werden, wenn ein jeder 
Waldbeſitzer, blos zur Sicherung der ausnahmsmweife vorfommenden Fälle, in 
denen die Erhaltung des Waldes ein öffentliches Intereſſe hat, gezwungen ift, 
fh den Weitläufigfeiten der oberauffichtlihen Prüfung und Unterfuchung aus: 
zujegen, ob die von ihm beabfichtigte Waldrodung auch eiue gefabrlofe if. Dazu 
fommt die Schwierigkeit und Koftipieligfeit des Verfahrens. 
Ganz diefelben Bedenken laſſen ſich gegen das Verbot der Walddevaftatioı, 
der unpfleglichen Waldbehandlung geltend machen. Dieſe Begriffsbeftimmungen 
ſtehen keineswegs feſt. Der eine nennt eine Waldbehandlung ſchon Devaftation, 
wo mehr als das nachhaltige Fahresquantum genußt wird, der andere nimmt 
erft eine Walddevaftation an, wenn das Dlateriallapital an Holz ohne Erſatz auf- 
gezehrt wird ꝛc. 
Auch das Gebot der Wiederkultur von Waldblößen 2c. ift in feiner Allge- 
meinheit kaum angemeffen und wegen diejer Allgemeinheit ſchwerlich durchführbar. 
Zudem fehlt es meift an Beftimmungen, durch welche den ftaatlichen An- 
ordnungen Nachdruck verſchafft werden Tann. 
Nur die Bayeriſche Geſetzgebung hat Strafporſchriften. 
Hiernach rechtfertigt ſich die Beſeitigung der beſtehenden Geſetzgebung über 
die Privatwaldungen und der Erlaß neuer Vorſchriften zur Erreichung des er- 
forderlihen Waldſchutzes für den Umfang der ganzen Monardie nah Maßgabe 
der im Borftehenden erörterten Grundfäge, welche dahin zufammenzufaffen find daß: 
1) an der Spite diefer Vorjchriften als Regel das freie Beftimmungsredt 
jedes Waldeigenthiimers iiber die Benugung und Bewirthſchaftung jeiner 
Waldgrundftlide anerkannt wird, 
2) al Ausnahme von diefer Regel Einfhränfungen des freien Beſtimmungs— 
rechtes nur da zugelaffen find, mo 
a) Rechte Dritter, oder 
b) bei Gemeinde-, Znftituten-, Korporationg- und Genoffenshaftswaldungen 
die gegenwärtig beftehenden und aufrecht zu erhaltenden Gejeße fte 
bedingen, oder 

e) ſolche Einjchränfungen zur Abmwendung oder Beſeitigung erheblicher 
Schäden und Gefahren für andere Grundſtücke beziehungsweiſe Tiegen- 
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ſchaften oder flir beftimmte Landeskulturintereffen nachweisbar erfordert 
werden, 
Die Beichränkungen der letteren Art werden zur Verwirklichung ge- 
bracht, entweder 
A. als unmittelbarer Zwang zur Erhaltung und Begründung von 
Schutwaldungen, oder 
B. in der Form zu befürdernderfund eventuell gegen den Widerſpruch 
einer Minorität zwangsweife zu bildender Waldgeuoffenichaften, oder 
C. durch die Verhinderung der Naturaltheilung gemeinfam bejefjener 
Waldgrundftiide ohne einen die Ziele des borfiegenben Geſetzent⸗ 
wurfs ficherſtellenden Vorbehalt. 
Der vorliegende Geſetzentwurf. 
Nach dieſen Geſichtspunkten iſt der vorliegende Geſetzentwurf gearbeitet. 
Derſelbe enthält: 
im erſten Theil den unter 1 ausgeſprochenen allgemeinen Grundſatz, 
im zweiten Theil die Vorſchriften über die zum Schutze der beſonderen, 
wie der allgemeineren Kulturintereſfſen anzuordnenden Maßregeln, 
im dritten Theil die der Bildung von Genoſſenſchaften förderlichen und 
im vierten Theile die auf die Theilung gemeinſam beſefſener Waldgrund⸗ 
ſtücke bezüglichen Beſtimmungen. 
In einem fünften und ſechſten Theile find dann die erforderlichen Ueber⸗ 
gangs- und Strafbeftimmungen angefchlofien. 
Ueber den jpeziellen Inhalt des Geſetzentwurfes ift, joweit fich die Begrün⸗ 
dung nad) dem Borftehenden nicht von felbft ergiebt, Yolgendes zu bemerken. 
$ 1. Durch den 8 1 werden alle beftehenden gejeßlichen Beftimmungen 
fiber Bewirthſchaftung und Benutzung von Waldgrundftiiden mit Ausnahme der 
Beftimmungen tiber die Beauffihtigung, die Bewirthſchaftung und Benugung 
der Staats⸗, Gemeinde-, Jnftituten-, Korporations- und Genoſſenſchaftswaldungen 
aufgehoben und die Benugung und Bewirthichaftung der Waldgrundftiide mit 
diefer Ausnahme nur mehr den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes unter- 
worfen. Diefe Ausnahme bezüglich der Gemeinde- und Inſtitutenwaldungen 
rechtfertigt fih durch die oben verfuchte Ausführung über die Bedeutung diefer 
Waldungen und bezüglich der Korporationd- und Genoffenihaftswaldungen durch 
die Erwägung, daß durch die fie betreffenden Spezialgefege, wozu namentlich 
die Haubergsordnungen gehören, der in dem vorliegenden Gefegentwurf ange- 
firebte Zweck bereit$ ſicher geftellt ift. 
88 2 und 3. Die Beftimmungen in den SS 2 und 3 haben den Zweck 
1) die Fälle zu präzifiren, in welchen im Wege des unmittelbaren Zwanges 
eine Beſchränkung in der Benutzung und Bewirthichaftung von Waldgrund- 
ſtücken Platz greifen fol, und 
2) die Frage zu regeln, ob die dieferhalb anzuordnnenden Maßregeln von Amt3- 
wegen erfolgen jollen, oder ob eine Provokation und von wen zuzulaffen ift. 
Die im Jahre 1868 dem Abgeordnietenhaufe gemachte Gefetesvorlage, welche 
denfelben Zweck, wie der vorliegende Gefegentwurf verfolgte, ging zu 1 von der 
Auffaffung aus, daß eine Beſchränkung des freien Verfiigungsrechtes allgemein 
in allen Fällen zuzulaffen fei, wo die Erhaltung und Erziehung eines Waldes 
durh „ein Dringendes Bedürfniß der Landeskultur“ geboten fei. Hier- 
gegen wurde nicht zu Unrecht geltend gemacht, daß durch den Ausdrud „ein 
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dringendes Bedürfniß der Landeskultur” die Vorausfegung, unter welcher ein 
Zwang ftatthaft fein fol, nicht jharf genug begrenzt fei. Daffelbe Bedenken in 
noch höherem Maße waltet ob gegen den bei der Berathung jener Geſetzesvor⸗ 
lage gemachten Borfchlag, jenen Ausdrud durch das Wort: „das Gemeinwohl“ 
zu erſetzen. Die Grenze, auf welcher die Intereſſen vieler Einzelnen, ja jelbft 
das Antereffe eines Einzelnen beginnen, fi als Gemeinwohl zu dharalterifiren, 
ift Schwer zu beſtimmen. Wo 3.8. eine Dorfichaft, eine Stadt durch einen vor- 
liegenden Wald gegen den Eisgang geſchützt wird, ift, weil der Schub jedem 
Einwohner zu Gute fommt, hierbei das Gemeinwohl zweifellos intereffirt. Wo 
e3 fich aber um die Abwendung von Verſandungen handelt, ift die Beurtheilung 
der Trage ſchon fehwieriger, denn Hier find in der Regel nur beftunmte Grund- 
ſtücke einzelner Intereſſenten zu fehligen und nicht Gefahren abzumenden, welche 
jeden Einwohner des Ortes 2c., in deffen Gemarkung diefe Grundftiide liegen, 
bedrohen. Selbft wenn eine Mehrheit der Intereſſenten betheiligt ift, wiirde 
nicht jeder Zweifel befeitigt fein, ob das „Gemeinwohl“ als gefährdet erachtet 
werden kann. 

Auf der anderen Seite folgt e8 aus der Natur der Sache und ftimmt mit 
anerkannten Grundfägen aller Rechtsſyſteme tiberein, dem Einzelnen einen Schuß 
gegen die Gefährdung feines PrivateigentHums und der mit demjelben verbun- 
denen Fntereffen zu gewähren, infofern dieſe Gefährdung durch Gebrauch fremder 
Eigenthumsrechte über ein gewiffes von den Geſetzen zu flatuirendes Maaß hin- 
aus erfolgt. Jedoch wird, da diefer Schu als Ausnahme beziehungsmeije Ein- 
griff in das Privateigenthbum Anderer ſich charakterifirt, es fich ftetS empfehlen, 
allgemeinere Ausdrüde zu vermeiden und jene® Maaf durch zu präzifirende be- 
ſtimmte Fälle der ftaatliden Intervention der fonft zu befürdhtenden Willfüihr 
zu entlkeiden. 


Deshalb und da die im $ 2 angegebenen vier Kategorien der Hauptſache 
nach diejenigen Vorkommenheiten erfchöpfen, für welche ein gejegliches Einjchreiten 
wünuſchenswerth und nothwendig ericheint, dürfte es gerechtfertigt fein, von einer 
allgemeinen Begriffsbeftimmung abzufehen. 

Hierbei waren aber die Meeresdünen, ſoweit es fih um deren Dedung und 
Aufforftung Handelt, ausdrücklich auszunehmen. 


In der Regel üiberfteigt die Dedung und Bewaldung der Dünen, flir welche 
überdies die für Sandländereien im Binnenlande genügenden Schugmaßregeln 
nicht ausreichen, die Kräfte der dabei betheiligten Intereſſenten, wozu kommt, 
daß die Befigverhältniffe der Strandländereien vielfach fehr vermwidelter oder 
unbeftimmter Natur find. Bezüglich) der Meeresdiinen ift es ‚angezeigt, den Ge- 
genftand im Wege befonderer Gefetgebung zu ordnen. 


Um den erforderlihen Schub gegen die Gefährdung nachbarlicher Intereſſen 
dauernd zu fchaffen, fchrieb die Vorlage vom Jahre 1868 ganz allgemein die 
zwangsmweife Bildung von Waldgenoffenihaften vor. Zur Erreihung blos jenes 
Zweckes geht diefe Vorfchrift aber zu weit. 

Wo in den unterjchiedenen Fällen durch die Beichaffenheit und die Art der 
Bewirthichaftung eines Wald- reſp. öden Grundftüces fremde Intereffen der be— 
zeichneten Art der Gefahr einer Schädigung ausgefetst werden, da muß dem Ei- 
genthimer, dem Servituts- und fonftigen Nutungsberechtigten allerdings eine 
beftimmte Benugungsweife dieſes Grundftüds vorgefchrieben, es muß auch nö- 
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thigenfalls die Ausführung von Waldkulturen und ſonſtigen Schutzanlagen ange- 
ordnet werden können, aber nur ſoweit die Abwendung dieſer Gefahr ſolches 
erheiſcht. 

Alle über dieſen Zweck hinausgehenden Maßregeln erſcheinen überflüffig und 
deshalb ſchädlich. 

Auf beweglichen Sandländereien 3. 8. ift das Verbot der Behütung, des 
Stodrodens, des Plaggenhiebes zc., die Anlage von Schußzäunen, das Deden 
mit Plaggen zc., der Anbau mit Holz ein nothwendiges Erfordernig, dagegen 
kann unbefchadet des gejeglich verfolgten Zwedes dem Eigenthümer des Sand- 
landes die Wahl der Holz- und Betriebsart, des Umtriebes zc., überhaupt eine 
jede andere dergleichen wirthichaftliche Dispofiton, welche für jenen Zwed uner- 
heblich ift, überlaffen bleiben. 

Die Ausführung aller diefer in der Hauptſache nur die Begründung und 
dauernde Erhaltung einer Bodenbededung und Befeftigung, und nicht die Er- 
böhung der Bodenernte bezwedenden Mafregeln, läßt fi) aber auch gegen den 
Einzelbefig, felbft wenn er in Heinen Parzellen im Gemenge liegt, erfolgreich 
durchführen. 

Die Bildung einer Waldgenofjenichaft ift demnach für diefen Zwed nicht 
notwendig, wenn anch anerfannt werden muß, daß fie die Erreihung dieſes 
Zwed3 erleichtert. 

Zu 2 ging der im Jahre 1868 vorgelegte Gejegentwurf von der Annahme 
aus, daß die durch ein drinzendes Yandesfulturinterefie (Gemeinwohl) geforderten 
Beihränfungen der Waldwirthichaft nur von Amtswegen herbeigeführt werden 
follten. 

Eine derartige ausſchließen de Berechtigung und Verpflichtung der Staats» 
regierung läßt ſich nicht fefthalten. In vielen Fällen handelt es ſich hauptjäch- 
ih nur um beftimmt abgegrenzte Einzelinterefjen, für deren Träger zunädit die 
Anordnung der Schutmiaßregeln von Nuten if. Dazu kommt, daß durch die 
anzuordnienden Maßregeln unter Umftänden den zu ſchützenden Intereſſenten 
Koften auferlegt werden. 

Mit Recht kann deshalb verlangt werden, daß es zunächſt der Beurtheilung 
der Intereſſenten überlaffen bleibe, ob und welche Schugmaßregeln fie ertrahiren 
wollen. Wo fein Antrag geftellt wird, da ift in der Regel anzunehmen, daß ein 
wejentliches Intereſſe der Nachbarn zur Beſchränkung eines Grundeigenthümers 
nicht vorhanden ift oder bejondere Hinderungsgründe obwalten, denen gegenüber 
durch die Antragsbefugniß öffentlicher Inftanzen Abhilfe gejchafft werden joll. 

Durch diefe Erwägung wird die Vorjchrift gerechtfertigt, die Anwendung 
der gejeglichen VBorfchriften in den einzelnen Fällen von der Stellung eines An- 
trages abhängig zu machen. 

Es ift aber nicht ausreichend, zur Stellung diejes Antrages jeden zu ſchützenden 
Einzelintereffenten allein zu ermächtigen, e8 muß auch den Gemeinde-, Amts-, 
Kreis- und fonftigen Kommumalverbänden die Möglichkeit gewährt werden, für 
alle innerhalb ihrer Bezirke vorkommenden Fälle, auch wo es fi um die Be- 
ſchützung einzelner Intereffenten handelt, Anträge zu ftellen. Denn es kann vecht 
wohl kommen, daß eine erhebliche Gefährdung der Kulturintereffen innerhalb des 
Berbandes ftattfindet, an deren Beſeitigung dem Verband felbft gelegen ift, be= 
züglich deren aber die zunächft berufenen Grundbefiter aus dem einen oder an— 
deren Grunde fich ſcheuen, mit einem Antrage hervorzutreten. Aus derjelben 
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Erwägung muß auch die Landespolizeibehörde zur Antragſtellung ermächtig 
werden. Andernfalls können gerade die wichtigſten Fälle, wo das Intereſſe ganzer 
Gegenden betheiligt iſt, es den Einzelnen aber etwa wegen des Umfanges der 
auszuführenden Anlagen an der nöthigen Unternehmungsluſt fehlt, zum großen 
Nachtheil des öffentlichen Wohles unbeachtet bleiben. 

Als ſelbſtverſtändlich iſt vorausgeſetzt, daß der Domainenfiskus wegen der 
Domainen- und Forſtgrundſtücke, und die mit der Verwaltung der Landſtraßen, 
Kanäle, Ströme und anderen öffentlichen Anlagen beauftragten fiskaliſchen Be— 
börden wegen diefer öffentliden Grundftüide ebenfo anzufehen find, wie jeder ein- 
zelne PBrivatintereffent, daß diefe fisfalifchen Behörden daher zur Stellung des 
Antrages anf Anordnung entjpredender Schugmaßregeln für die ihnen unter- 
ftellten Grundftiide 2c. ebenfo befugt fein follen, wie jeder Private wegen der 
ihm gehörigen gefährdeten Grundſtücke. 

88 4, 5, 6. Die anzuordnenden Schugmaßregeln können beftehen in einer 
bloßen Beihränfung der Benutungsart des gefahrbringenden Grundftüds, wo⸗ 
mit die Aufwendung von Koften nicht verbunden ift (3. B. der Stodrodung, 
Beihränfung der Weideausübung, des Haide- und Plaggenhiebes ꝛc.) oder fie 
können beftehen in der mit Koften verbundenen Ausführung von Waldkulturen 
und befonderen Schußanlagen (3. B. der Herftellung von Zäunen auf Sand- 
ländereien, von Horizontalgräben und Berfrippungen an Berghängen u. f. w.). 

Die Ausführung der desfallfigen Anordnungen darf nicht in den Willen des 
Eigenthlimers, des Serpituts- oder fonftigen Nutungsberechtigten des gefahrbrin- 
genden Grundſtücks geftellt werden; es rechtfertigt ſich deshalb die ausdrückliche 
Verpflichtung, daß fie den angeordneten Beſchränkungen in der Benutzung des 
Grundſtücks ſich fügen und die Ausführung der angeordneten Waldfulturen oder 
Schugmaßregeln geftatten. 

Eine andere Frage ift die 

a) ob dem Eigenthlimer, Servitut3- und fonftigen Nutungsberechtigten des 
gefahrbringenden Grundftüds eine Entfehädigung zu gewähren ift, wenn durch 
die Anordnungen erweislich ein Verluft am Ertrage des Grundſtücks ber- 
beigeführt wird, ſowie 

b) wer dieſe Entſchädigung und die Koften aufzubringen hat, welche zur Aus- 
führung der Anordnungen etwa aufgewendet werden müffen. - 

ad a. Durch die angeordneten Schugmaßregeln, mögen fie in der Befchrän- 
fung der Grundſtücksbenutzung, mögen fie in der Ausführung von Waldfnituren 
und fonftigen Schutanlagen beftehen, Tann eine Echmälerung des Ertrages-des 
betroffenen Grundftiides nad) zwei Richtungen herbeigeführt werden. Es Tann 
der Eigenthlimer dadurch entweder verhindert werden, das Grundftüd in einer 
anderen nußbringenden Kulturart als der bisherigen zu bewirthichaften, 3. B. 
ein Waldgrundſtück in Ader oder Wieje umzuwandeln, oder der Eigenthiimer, 
Servituts- und fonftige Nußungsberechtigte erleidet bei unverändeter Kulturart 
oder Nugungsmweije eine Einbuße an dem bisher bei diefer Kulturart 2c. bezo- 
genen Ertrage von dem Grundftüd, 3. B. durch den Berluit der Stöcke bei ver- 
botenem Stodroden, durch die Schmälerung der bisherigen Weidefläche ꝛc. 

In erfter Beziehung dürfte die Forderung faum haltbar fein, einen Grund- 
befiger dafiir und danach zu entſchädigen, daß fein von Schutzmaßregeln betroffenes 
Grundſtück möglicherweije zur Bewirthichaftung in einer anderen ertragreicheren 
Kulturart als der bisherigen geeignet ift. 
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Dagegen muß die Forderung als eine berechtigte anerkannt werden, daß 
ſowohl dem Eigenthümer als auch dem Servituts- und ſonſtigen Nugungsbe- 
rechtigten für ihre Einbuße, welche fie an dem bisher durch ihre Nutzungen be— 
zogenen Reinertrage erleiden, volle Entihädigung, und zwar nad) Maßgabe diefer 
Einbuße, gewährt wird. Denn es wäre unbillig, zu verlangen, daß fie die ihnen 
lediglich im Intereſſe Anderer auferlegten Beſchränkungen mit eigenen pefuniären 
Opfern dulden follen. Hierbei muß aber gefordert werden, daß der Ertragsver- 
luft nicht etwa ein vorlibergehender, fondern daß er ein den bisherigen reinen 
Ertrag des Grundſtücks dauernd beeinträchtigender if. 

ad b. Was fodann die zweite Frage anlangt, wer die Entfhädigung und 
die etwaigen Koften der Ausführung der Schugmaßregeln tragen fol, jo fünnen 
bezüglich ihrer nur die zu fchligenden Intereſſenten und der Eigenthlimer des ge- 
fahrbringenden Grundftüds, nicht aber die an dem letteren etwa betheiligten Ser- 
vituts⸗ und. fonftigen Nutungsberechtigten in Betracht fommen. 

Dem Eigenthiimer des gefahrbringenden Grnundſtücks die Koften allein auf- 
zuerlegen, würde unbillig fein. Denn der Gewinn und das Motiv zu den Maß- 
regeln ift in erfter Reihe nicht die Verbefferung des gefahrbringenden Grundftüds 
fetbft, fondern der Schuß der benachbarten Grumdftiide, Straßen 2. Wenn dem 
Eigenthümer des gefahrbringenden Grundſtücks aus den Anlagen gleichzeitig Vor⸗ 
theile erwachfen, jo war dies nicht der nächfte Zmwed ihrer Anordnung, fondern 
ift nebenbei erreicht worden. In jehr vielen Fällen bat der Eigenthlimer von 
den Anlagen aber auch gar feinen oder nur einen geringen Gewinn, während 
der beſchützte Nachbar aus den Anlagen jährlich einen jedenfalls größeren Bor- 
theil zieht, wobei es fiir die vorliegende Frage gleichgültig ift, daß dieſer Bor- 
theil nur in einem abgewendeten Schaden befteht. Wenn ein Sandgrundftid 
erft fomweit gefommen ift, daß zur Verhinderung des Flüchtigwerdens die Be— 
Ihränfung in der Benugungsart nicht mehr genügt, wenn alfo Schugzäune, Be- 
dedung mit Strauch, Plaggen 2c. uothwendig werden, fo foften dieſe Anlagen 
in der Regel mehr, als die Sandflädhe je wieder einbringt. Auf fliegendem 
Sande wird der Holzanbau meift nur einen verfriippelten Holzbeftand herbei« 
führen, der nur Werth als Bodenſchutzholz zur Verhütung des wiederholten 
Flüchtigwerdeng des Bodens hat. Sehr oft läßt ſich auch der angeftrebte Schuß 
durch Anlagen erreichen, welche auf den Ertrag des gefahrbringenden Grundftilds 
ganz einflußlos find, z. B. Horizontalgräben an fteilen Berghängen. In man 
hen anderen Fällen wird allerdings durch die angeordneten Schuganlagen (Wald- 
fultuven) der Reinertrag. des gefahrbringenden Grundſtücks aud erhöht werden 
können, der Eigenthiimer daher einen Nuten von demfelben haben. Jedenfalls 
aber ift das nächfte und größte Intereſſe an den Schukanlagen und unter allen 
Umftänden der Bortheil von denjelben auf Seiten der geſchützten Intereſſenten. 

Am natürlichften und billigften ift e8, die zu leiftende Entſchädigung und die 
Koften der Schuganlagen und deren Unterhaltung, mögen diefe Anlagen in Wald- 
fulturen oder fonftigen Herftellungen beftehen, denjenigen aufzuerlegen, welche er- 
weislich Vortheil von denfelben haben, und zmar nad) Verhältniß diefes 
Bortheils. In diefer Beziehung fommen die gefährdeten Intereſſenten zunächſt 
in Betracht. Aber auch die Eigenthüimer der gefahrbringenden Grundftüide werden 
nicht ganz auszufchließen fein, indem fie wenigftens zu den Koften der Herftellung 
und Unterhaltung der Schutanlagen in dem Maaße und Berhältniffe beizutragen 
haben, als das Grundftid durch die Anlagen wirklich verbeffert wird. Hat der 
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Eigenthümer von den Anlagen keinen Vortheil, fo trägt er zu den Herftellungs- 
and Unterbaltungskoften nicht bei, jondern geftattet nur den Nachbarn die Aus- 
führung der Anlagen auf feinem Boden. Hiernadh rechtfertigt ſich die Vorjchrift, 
die zu leiftende Entihädigung den gefährdeten Jntereffenten, die Aufbringung 
der Koſten aber dem Eigenthiimer des gefahrbringenden Grundftids und den zu 
ſchützenden Intereſſenten gemeinschaftlich, beides nad) Maßgabe des Vortheils, den 
ein jeder von den Anlagen hat, aufzuerlegen. 

Hierbei muß jedoch eine Einfchränkung gemacht werden. Es kann der Fall 
vorkommen, daß der Gefammtbetrag der Koften den in Geld ausgedrüdten Werth- 
betrag ſämmtlicher durch dieſelben erzielten Vortheile überſteigt. In diefem alle 
wäre es unbillig, ohne Weiteres die Beitragspflichtigen zur Aufbringung auch 
des dieſen Werthsbetrag iiberfteigenden Theils der Koften zu zwingen. Es em- 
pfiehlt fich vielmehr in diefem Falle, den Mehrbetrag der Koften dem Antrag- 
fteller prinzipaliter allein zur Laft zu legen, aber aud ihm die Möglichkeit offen 
zu laffen, gegen Erftattung der durch das Berfahren erwachſenen Koften von dem 
Autrage zurüdzutreten. In diefem Yale muß dann allerdings die Ausführung 
der flir nothwendig erachteten Schugmaßregeln unterbleiben, es fei denn, daß 
ein anderer zur Stellung des Antrages Berechtigter unter Wiederaufnahme des 
Antrages fi zur Tragung jenes Mehrbetrages der Koften bereit erklärt. 

Daß Übrigens die Koftenbeiträge fofort bei Ausführung der Schugmaßregeln 
geleiftet werden müffen und daß mit der Einzahlung bderfelben nicht etwa ge- 
wartet werde, bis der Schaden in der That abgemendet und der in Ausficht ge- 
nommene Bortheil eingetreten ift, rechtfertigt fich deshalb, weil fonft die Aus- 
führung der Schugmaßregeln in den meiften Fällen unterbleiben müßte. Jeden⸗ 
falls würde es unthunlich fein, dem Staate oder den betreffenden Gemeinde-, 
Kreis, Amts- oder fonftigen Kommunalverbänden die Berpflichtung aufzu- 
erlegen, die zu dieſer Ausführung erforderlichen Koftenbeträge vorſchußweiſe 
zu leiften. 

Mebrigens Tann die Aufbringung der Koftenbeiträge für die Intereſſenten 
dadurch weſentlich erleichtert werden, daß denfelben die Ableiftung derjelben 
dur Naturallieferungen oder Hand- und Spanndienfte da geftattet wird, wo 
dies umbefchadet der guten Ausführung der Schugmaßregeln angeht. Yälle 
diefer Art werden nicht felten eintreten. Um jedem Zweifel über die Zuläffigfeit 
folder Lieferungen und Dienfte zu begegnen, rechtfertigt fi) die Aufnahme der 
desfallfigen ausdrücklichen Vorſchrift. 

gs 7 bis 16, 40, 41, 42. Die Frage, ob einer ber im $ 2 bezeichneten 
Fälle vorhanden ift, muß in jedem einzelnen Falle der Erörterung und Ent- 
ſcheidung unterworfen werden. 

Dem Zwecke entſprechend, muß das Verfahren ſummariſch, aber doch jo ge- 
ordnet fein, daß dem Eigenthlimer, Servituts- und fonftigen Nutungsberedhtigten 
des gefahrbringenden Grundſtücks und jedem der bei der Befeitigung der Gefahr 
betheiligten Intereſſenten volle Gelegenheit wird, ihre Rechte, Forderungen und 
Einwendungen. zur Geltung zu bringen. 

Der Landespolizeibehörde die Entjcheidung diefer Fragen zu überweiſen, 
wilrde mit dem Gange, welchen die Gejeßgebung auf verwandten Gebieten ge- 
nommen hat, faum vereinbar fein; es tritt aber hier noch das befondere Be- 
denfen hinzu, daß diefer Behörde nah) $ 3 des Entwurfs eine eigenene Ini— 
tiative zufteht. 
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In Angelegenheiten der Vorfluth, Be- und Entwäfſſerung iſt durch Die 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 die nach Maßgabe der Geſetze vom 
15. November 1811 und 28. Februar 1843 in gewiſſen Fällen zu erlaffende re- 
folutorifhde Entſcheidung dem Kreisausfchuffe zugewiefen. Es liegt nahe, Die 
Entſcheidungen auch in der vorliegenden Materie derjelben Inſtanz zu über- 
weifen. Denn, wenn irgendwo, fo rechtfertigt es fich Hier, ein Organ der Selbft- 
verwaltung entjcheiden zu Taffen, iiber diejenigen Einjchränfungen, welche erfor- 
derlih find, um die Antereffen der Nachbarn, die allgemeinern Intereſſen der 
Gegend zu ſchüßen gegen die durch Ausbeutung des Privateigenthums entfiehen- 
den Gefahren. 

Den beiden Häufern des Landtages wird neben dem gegenwärtigen Geſetz⸗ 
entmurfe, der Entwurf eines Geſetzes vorgelegt werden, durch welchen die Aus- 
übung der Gerichtsbarkeit in ftreitigen Verwaltungsſachen für den ganzen Um- 
fang der Monarchie geregelt und die zu dem Ende erforderlichen Berwaltungs- 
gerichte gebildet, ingbejondere die im Sinne der Kreisordnung beftehenden Kreis- 
ausſchüſſe mit der Beſchlußfaſſung und Entſcheidung tiber ftreitige Verwaltungs: 
ſachen in erfter Inſtanz befaßt werden. Die vorliegend in Betracht fommenden 
Fälle find als ftreitige Berwaltungsfachen anzufehen. Deshalb rechtfertigt ſich 
in der Voransjegung, daß jener Geſetzentwurf, auf welchen hier verwiejen wird, 
Geſetzeskraft erlangt, die Vorjchrift, einmal, daß darüber, ob und welche Maß— 
regeln in jedem einzelnen Falle anzuordnen find, ſowie über Entihädigung und 
Koften der Kreisausfhuß zu entjcheiden hat, zum andern, daß auch das DVer- 
fahren vor dem Kreisausfhuß nach den in jenem Gefegeutwurfe in Ausficht ge- 
nommenen Beftimmungen ftattfindet. Eine nothwendige Folge diejer Vorſchrift 
ift aber dann weiter die, daß auch wegen der Berufung gegen die ergangenen 
Endentfheidungen der Kreisausſchüſſe die in dem Geſetzentwurfe vorgejehenen 
Vorſchriften, ſowohl in Anfehung der Berufungsinftanzen als des Verfahrens vor 
derjelben, in Anwendung kommen, 

Hiermit ift die Frage, durch wen in den Fällen des vorliegenden Gejeß- 
entwurfes, und in welchem Berfahren die Entjcheidung zu treffen ift, aber 
nicht erfchöpft. 

Es fommt in diefer Beziehung zuerft in Betracht, daß Kreisausſchüſſe zur 
Zeit nur im Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 beftehen. 
Wenn au beabfichtigt wird, diefelben durch eine den beiden Häufern des Land» 
tages zu machenden Gejeßesporlage demnächſt in den Provinzen Heſſen-Naſſau, 
Weſtfalen und der Rheinprovinz einzuführen, und wenn, ferner auch in den 
Hohenzollernſchen Landestheilen in dem durch die Amts- und Landesordnnung 
vom 2. April 1873 (Geſetzſammlung Seite 145 u. ff.) beftellten Amtsausſchuß 
eine dem Kreisausſchuß conform ‚organifirte Behörde vorhanden ift, jo bleibt 
doch ein Theil der Monarchie übrig, in dem ſolche Behörden nicht beftehen und 
auch in der nächften Zeit die gejeglihe Einführung von Kreisausihüfien nicht 
in Ausficht Steht. Für dieſe Theile der Monardie ift bis dahin, daß die Ein- 
führung der Kreisausſchüſſe erfolgt fein wird, vie Einrichtung -bejonderer Be- 
hörden erforderlid. Daß hierbei die in der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
vorgefehenen Beftimmungen wegen der Zujammenjegung der Kreisausſchüſſe, 
ihrer Beichlußfähigkeit, der Remunerirung ihrer Mitglieder 2c. zum Anbalte 
dienten, bedarf feiner Rechtfertigung. Den fo gebildeten Behörden ift die Be- 
zeihnung „Waldſchutzgericht“ beigelegt. Um eine Gleichmäßigfeit herzuftellen, 
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empfahl es fi, auch da, wo dem Kreisausſchuſſe die Entſcheidung zufällt, 
zuzulaffen, daß er diejelbe unter der Bezeichnung „Waldſchutzgericht“ erläßt. 

Aus derjelben Erwägung war es erforderlih, in dieſen Landestheilen bie 
Entiheidung in der Berufungsinftanz einer befonderen Behörde, und zwar ber 
Deputation für das Heimathsweſen (88 40 und 41 des Geſetzes, betreffend die 
Ausführung des Bundesgefees über den Unterftügungsmwohnfig vom 8. März 1871 
Geſetzſamml. S.160 u. ff.) als der fiir diefen Zmed geeignetften, zu übertrageı, 
da die nach dem weiter oben erwähnten Gejegentwurfe in Ausficht genommenen 
Behörden (Berwaltungsgericht) fiir die Berufsinftanzen ın dieſen Landestheilen 
erft mit der Einführung der Kreisausfchiffe ins Leben treten follen. 

Was ſodann das Verfahren anlangt, fo empfahl es fi), daſſelbe für beide 
Inſtanzen nach den Borfchriften des vorhin erwähnten Gefegentwurfes für alle 
Theile des Staates gleichmäßig zu regeln. Die Verweiſung auf diefe Vor— 
Ihriften allein genügte jedoch um defmillen nicht, weil der Natur der Sache 
nad einzelne Theile des Verfahrens mit Rückſicht auf den zu verfolgenden be- 
fimmten Zweck eine befondere, lediglich durch diefen Zwed bedingte weitere 
Ausführung erfahren mußten. So war ausdrücklich vorzufchreiben, an welches 
Waldſchutzgericht mit Rückſicht auf die Lage der in Frage ftehenden Grundftücde 
der Antrag zu richten ift, nicht minder empfahl fi) die befondere Vorjchrift, daß 
der Antrag von einem durch das Waldfchußgericht zu beftellenden Kommiffar 
in Abficht auf die Bedirfnißfrage örtlich zu unterſuchen und zu prüfen ift und 
daß die anzuordnenden Schugmaßregeln und Anlagen und die Koften ihrer Aus- 
führung und Unterhaltung ebenfo wie die zu gewährenden Entjchädigungen nad) 
ſachverſtändigem Ermeffen von demfelben zu veranjchlagen und in einem be- 
jonderen Regulative zur SFeftftellung vorzufchlagen find. Endlih waren auch 
noch befondere Beftimmungen erforderlich, über die Verhandlungen vor dem 
Waldſchutzgerichte ſelbſt, namentlich wann eine mündliche Verhandlung flattfinden 
ſoll zc. Die darüber aufgenommenen befonderen Beftimmungen felbft werden 
einer weiteren Motivirung nicht bedürfen. 

Bon dem Berfahren in der erften und zweiten Inſtanz find alle Streitig- 
feiten über bejondere auf fpeziellen Rechtstiteln beruhende Nechte und Berbind- 
Iihkeiten ausgefchloffen worden. Hierher gehören 3. 8. Streitigkeiten tiber das 
Eigenthum der betreffenden Grundſtücke, iiber die Zuftändigfeit einer Grundge- 
tehtigkeit und deren Umfang. Dergleichen Streitigkeiten gehören zur Entfchei- 
dung der ordentlichen Gerichte. 

s$ 17 und 18. Die Beftimmung, daß ſämmtliche Verhandlungen von Ge- 
bühren und Stempeln frei zu laffen, und nur die baaren Auslagen des Ver— 
fahrens in Anfag zu bringen find, findet ihre Rechtfertigung in der Erwägung, 
daß das Verfahren in feinen Endzielen nicht den Zwed hat, privatrechtlichen 
Anfprüchen zur Geltung zu verhelfen, fondern wichtige volkswirthſchaftliche In— 
tereſſen zu ſchützen und zu fördern. 

Die Beſtimmung wegen der baaren Auslagen, Reiſe- und Zehrungskoſten 
der Sachverſtändigen und Kommiſſare iſt analog der Allerhöchſten Kabinetsordre 
vom 17. Januar 1844 (Geſetzſamml. S. 61) aufgenommen. Es iſt zwar in 
dieſer Beziehung ſehr wünſchenswerth, daß die Verhandlungen möglichſt wenig 
Koſten verurſachen, weil dabei vielfach arme Gegenden betheiligt ſind und weil 
die Intereſſenten durch hohe Sachverſtändigengebühren 2c. leicht von einer An— 
tragſtellung zurücgejchredt werden. Eine koftenfreie Bearbeitung diefer Angele- 


genheiten läßt fich aber nicht erzwingen. Es bleibt daher nur übrig, daß das 
Waldſchutzgericht fi) bemüht, Kommiffarien und Sachverſtändige zu beftellen, 
welche das Geſchäft als Ehrenſache betrachten und eine Remuneration nicht in 
Anſpruch nehmen. 

Die Beitimmung wegen der Aufbringung der Koften des Verfahrens recht- 
fertigt fih nach allgemeinen Grundjägen und aus den weiter oben erörterten 
Erwägungen wegen Aufbringung der Entihädigungen und Koften der Schuß- 
anlagen. | 
8 19. Die Ausführung und Handhabung des rechtskräftig feftgejetten Re— 
gulativs muß durch das Waldfchußgericht von Amtswegen erfolgen. Im allen 
Fällen handelt es fih um die Ausführung von Maßregeln und Anlagen, welche 
mehr oder weniger über das Intereſſe des Einzelnen hinausgehen. Wenn daber 
die Nothwendigkeit folder Maßregeln und Anlagen feftgefiellt ift, darf es nicht 
in das Belieben etwa des Antragftellers geftellt fein, ob nunmehr die Aus- 
führung derfelben erfolgen fol. Eine Ausnahme rechtfertigt ſich nur für dem zu 
$ 5 erörterten Fall. 

88 20 und 43. Sollen die durch die rechtsfräftige Entiheidung für voll» 
ftredbar erflärten Anordnungen nicht zu fpät fommen, joll dem Eigenthiimer, 
Serpituts- oder jonftigen Nutungsberechtigten des gefahrbringenden Grundſtücks 
nicht die Möglichkeit bleiben, den Zweck der Entjcheidung von vornherein zu ver⸗ 
eiteln oder zum mindeften deffen Erreihung zu erjchweren, jo muß dem Bor- 
figenden des Waldſchutzgerichts die Befugniß eingeräumt werden, ſchon vor rechts⸗ 
kräftiger Entfcheidung in Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, interimiftifche An- 
ordnungen, nöthigen Falls im Wege der Erefution zu treffen. 

Solde Fälle find 3. B. Holzeinfchläge, Rodung mit Wald beftandener 
Flächen, Grabenanlagen 2c., iiberhaupt Unternehmungen, welche eine die Gefahr 
für die Nachbargrundftüde erhöhende Veränderung des Zuftandes des betreffen- 
den Grundftiidles vorbereiten. 

In denjenigen Landestheilen, in melden die Waldjchußgerichte erſt bejon- 
der3 einzurichten find, muß dieſe Befugniß dem Landrathe (Kreishauptmann) des 
betreffenden Kreiſes ertheilt, ihm aber die Verpflichtung auferlegt werden, jofort 
die Bildung des Waldjchußgerichtes herbeizuflihren, jobald ihm einnah $2 zu- 
läffiger Antrag, der zunächſt bei ihm anzubringen ift, zugeht. 

88 22 bis 26. Nach den früheren Erörterungen ift die Bildung von Wald- 
genofjenfchaften zur Sicherung derjenigen Maßregeln, weldye zur Abwendung 
von Schäden und Gefahren der im 8 2 bezeichneten Arten als nothwendig ſich 
ergeben, nicht erforderlih. Dagegen find ſolche Genoſſenſchaften unerläßlich, um 
eine dem Ertragsvermögen des Bodens entjprechente Nutung möglich zu machen, 
wo Waldgrundftiide oder Waldboden in jehr vielen und Heinen Einzelbefigungen 
im Gemenge liegen und aljo um denjenigen Schaden abzuwehren, der die Nach- 
barn jonft durch die ihre eigene Nutznießung ftörende Einzelbewirtbfchaftung trifft. 

E3 mag vorfommen, daß derartige Genoſſenſchaften aus freier Vereinigung 
der betheiligten Grundbefiger oder auch) wohl durch die Vermittelung der VBer- 
waltungsbehörden zu Stande fommen. Häufig find derartige Fälle aber jeden- 
falls nicht. Je größer die Anzahl der betheiligten Grundbefiter ift, defto häu- 
figer fcheitert die Vereinigung an dem Eigenfinne oder Webelmollen des einen 
oder andern Betheiligten. 

Mit Rüdficht hierauf empfiehlt es ſich für die Fälle, wo der Nachweis ge= 
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führt werden kann, daß eine ordnungsmäßige Bewirthichaftung und wirkjame 
Beihügung im Gemenge liegender zur Holzzucht dienlidher Wald» oder öde lie- 
gender Grundftide nur durch gemeinfames Wirken zu erreichen ift, und wo aus 
der Mitte der Beſitzer der Wunſch auf Herftellung eines foldyen gemeinfamen 
Wirkens laut und von der Mehrheit getbeilt wird, diefe Mehrheit im Wege der 
Gesgebung zu unterftligen. 

Wenn unter diefen Borausfegungen eine Genoſſenſchaft zu Stande kommt, 
ſpricht die Bermuthung daflir, daß fie eriprieglidh if. Da ihre Vortheile auch 
der Minderheit zu Statten fommen, da es ferner nicht erforderlich ift, zum Zwed 
de3 gemeinfamen Wirkens die realen Eigenthumsverhältniffe, jelbft nicht einmal 
die Kulturart zu ändern, fo wird es einem Bedenkenznicht unterliegen, das Zu- 
fandelommen eines nitlichen Unternehmens durch Zulaffung eines Zwanges 
gegenüber dem Widerjpruche einer Minderheit zu fichern. Diejelben Grundjäge, 
welde nach den Beftimmungen des Entwurfs nunmehr auf die Bildung von 
Baldgenoffenichaften Anwendung finden follen, find auf anderen, fehr nahe be- 
legenen Gebieten längft zur Durchführung gelommen. 

Hiernach rechtfertigt es fich, die Bildung einer Waldgenoſſenſchaft in geſetzlich 
borzufchreibendem Verfahren zuzulaffen, wenn 

a) hierauf ein Antrag geftellt, 

b) der Nachweis geführt wird, daß eine ordnungsmäßige Bewirthichaftung 
neben= und untereinander gelegener aus Waldgrundftüden und ödem 
Waldboden beftehenden Befizungen nur durch gemeinjames Wirken zu er= 
reichen ift, und 

c) die Mehrzahl der betheiligten Befiger, nach dem Kataftralreinertrage der 
Grundftüde berechnet, dem Antrage zuftimmt. 

Daß ein jeder einzelne betheiligte Grundbefiter zur Stellung des Antrags 
ermächtigt fein muß, bedarf feiner weiteren Begründung. 3 rechtfertigt fich aber 
auch weiter, diefe Ermächtigung einem jeden Gemeinde-, Amts-, Kreis- oder 
ſonſtigen Kommunalverbande für die in ihren Bezirken vorfommenden Fälle, 
auch wo fie als Grundbefiger nicht betheiligt find, umd außerdem der Landes» 
polizeibehörde zu ertheilen. Es ift ſchon hervorgehoben worden, daß die Bildung 
einer Genoffenihaft zur Erreihung der im I. Theile des Geſetzentwurfes ver» 
folgten Ziele zwar nicht nothwendig jei, das fie jedoch im gegebenen Falle 
die Erreichung diefer Ziele erleichtere. Mit Rückficht hierauf ift eg nicht un- 
wichtig, einen ®emeinde-, Amts», Kreis- oder fonftigen Kommunalverband, wo es fich 
um Schätung wichtiger, den ganzen Bezirk derjelben mehr oder weniger berührender 
Kulturinterefien und ebenfo die Kandespolizeibehörde, wo es fi) um die Schägung 
nod weiter reichender Intereſſen handelt, in die Rage zu verfegen, die Herbei- 
führung einer Genoſſenſchaft wenigſtens zu verſuchen. Die betheiligten Grund- 
befiger werden dadurdy nicht anders und Feinenfalls fchlechter geftellt, als wenn 
der Antrag von einem der ihrigen ausgeht. 

Da für das Zuftandelommen der Genoffenfchaft die Zuftimmung der Mehr- 
zahl der Grundbefiger Bedingung ift, jo muß auch für die innere Einrichtung 
derjelben der in gemeinjamer Berathung herbeizuführende und in einem Statut zu 
beurfundende Beichluß der Mehrzahl entfcheiden. Um für die Berathung aber einen 
beſtimmten Anhalt zu gewähren und Zweifel, Weitläufigkeiten und Streitigfeiten von 
vornherein abzufchneiden, muß allgemein vorgejchrieben werden, einmal der Maßſtab 
für die Stimmabgabe und für die Theilnahmerechte und Pflichten, fofern hierliber eine 
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Einigung der Betheiligten nicht ſtattfindet, und zum andern die Gegeuſtände, 
iiber welche das Statut auf alle Fälle Beftimmungen enthalten muß. In bei- 
den Beziehungen find die desfallfigen Vorfchriften den gleichartigen Beftimmun- 
gen des Waldfulturgejeges für den Kreis Wittgenftein nachgebildet. 

Die weitere allgemeine Vorſchrift, daß die auf Genoffenfhaftsgrundftüden 
zu Servituten Berechtigten fich diejenigen Einfchränfungen ihrer Rechte müſſen 
gefallen laſſen, welche im Intereſſe der Genoſſenſchaft erforderlich find, bedarf 
feiner näheren Begründung, ebenjo die Beftimmung, daß den Beredtigten für 
diefe Einſchränkung eine Entihädigung gewährt werden muß nad) Maßgabe der 
Einbuße, welche fie an dem bisherigen Neinertrage der Nutung erleiden. 

g8 27 bis 35. Das zur Bildung von Waldgenofjenichatten vorgeichlagene 
Berfahren ſchließt fich mit den durch die Sache bedingten Modififationen denje= 
nigen Beftimmungen an, welche über das Berfahren in den Angelegenheiten des 
zweiten Theiles dieſes Geſetzentwurfs enthalten find. 

$ 36. Einer nach den Beftimmungen des Geſetzes gebildeten Waldgenoffen- 
ſchaft durch das Gefet felbft, alfo von vornherein, die Rechte der juriftiichen 
Berfon zu verleihen, ift für den ordnungsmäßigen Beftand derjelben an fih nicht 
nothiwendig. Es erjchien daher angemeffen, die Erwerbung diejer Rechte von 
dem Bejchluffe der Genoffenjchaft ſelbſt abhängig zu machen, die Minifter für 
die Iandwirthichaftlihen Angelegenheiten und der Juſtiz aber zur Ertheilung der- 
felben für den Fall einer desfallfigen Antragftellung allgemein zu ermächtigen. 

8 37. Eine ftaatlihe Kontrole iiber die Verwaltung der gebildeten Genoj- 
ſenſchaft ift zur Sicherung des dauernden ordnungsmäßigen Beftandes derjelben 
unerfäßlich die Pflicht und das Recht diefer Aufficht der Landespolizeibehörde 
zuzumeifen, rechtfertigt fi) aus der Erwägung, daß diefer Behörde die zur Führung 
der Aufficht nöthigen technischen Organe zur Verfügung ftehen, ihr übrigens auch jonft 
den Wald befigenden Gemeinden, Rorporationen 2c. gegenüber ein gleiches Recht ver- 
tiehen if. Das Maaß der Aufficht regelt fich zunächft nach den Beftimmungen 
de3 Statuts. Im Uebrigen muß das Auffichtsreht, um die erforderlide Wir- 
fung zu erreichen, mit den Befugniffen ausgeftattet fein, wie fie den Landes= 
polizeibehörden unter ähnlichen Verhältniffen den Gemeinden gegenüber zuftehen. 

8 38. Für eine nach den Vorſchriften des Gefetes zu Stande gekommene 
Waldgenoffenichaft fpricht die Vermuthung, daß fie eine nütliche, dem Landes= 
fulturintereffe förderliche Einrichtung ift. Es darf deghalb nicht zugelaffen wer— 
den, daß diefelbe ohne Weiteres und willkürlich nad dem Belieben jedes Be— 
theiligten aufgelöft wird. In diefer Erwägung findet die Beftimmung ihre Be- 
gründung, daß zu einer folhen Auflöfung die Zuftimmung der Mehrzahl der 
Genoſſen und der Auffichtsbehörde erforderlich fein foll. 

Zu $ 39. Dem $ 39 des Entwurfes könnte das formelle Bedenken entge= 
gengeftellt werden, daß die darin ausgesprochene Beſchränkung der Naturaltheilung 
gemeinschaftlich beſeſſener Waldgrundftiide in die beftehende Theilungsgejeßgebung 
eingreift und daher an diefer Stelle nicht am richtigen Orte fei. Allein, wenn 
der Entwurf e8 zu feiner Aufgabe macht, die Eigenthümer von Waldgrundftüdert 
da, wo die forftmäßige Benugung derfelben nur durch gemeinfchaftliche Bewirth— 
ſchaftung zu erreichen ift, genoffenjchaftlich zu einigen, wenn er fir die Minder- 
heit der Eigenthlimer den zuftimmenden Beſchluß der Mehrheit verbindlich macht 
und wenn er endlich für die Auflöfung der gebildeten Waldgenoffenfchaft neben 
dem Mehrheitsbejchluffe der Genofjen die Genehmigung der Kandespolizeibehörde 
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quenz, wenn er auch den Yortbeftand der bereits vorhandenen gemeinſchaftlichen 
Waldwirthſchaften ficher zu ftellen fucht. 

Die einfache Vorſchrift im 8 39 fchließt ſich der beftehenden Theilungsgefet- 
gebung an, ohne in irgend einer Weife zu verwirren; indem fie im Uebrigen die 
beftehenden Vorſchriften über die Zuläffigfeit der Naturaltheilung von Wald- 
grundftäden unberührt läßt, fügt fie derjelben in Webereinftimmung mit den 
maßgebenden Grundjägen des Entwurfs in Beziehung auf die Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften die Beſchränkung hinzu, daß fortan in feinem Falle dem 
Antrage auf Naturaltheilung eines gemeinfchaftlich befeffenen Waldgrundftüds 
Folge gegeben werden foll, wenn nicht die Mehrzahl der Miteigenthiimer, nad 
den Theilnahmerechten berechnet, dem Antrage zuftimmt. 

In diefer Beſchränkung ift die Vorſchrift formell unbedenklich und fachlich 
völlig gerechtfertigt. 

Zu $ 44. Die in der rechtsfräftigen Entfeheidung Tiegente Erekutionsbe- 
fugniß reicht zur Sicherung der Ausführung diefer Entſcheidung nicht aus, na» 
mentlich was die ge- oder verbotene Art der VBenutung des gefahrbringenden 
Grundftids anlangt. In diefer Erwägung findet die Androhung von Geldftrafen 
ihre Begründung. Dabei kommt aber in Betracht, daß der verbotswibrige Ein- 
ſchlag von Holz fi durch einen beftimmten Betrag der Geldftrafe nicht in allen 
Fällen treffen läßt. Deshalb rechtfertigt es fich weiter, den verbotswibrigen 
Einſchlag von Holz befonders zu verpönen und die Strafe nach dem Werthbetrage 
des eingefchlagenen Holzes zu beftimmen. 

Die Berhängung der Strafen foll in dem gewöhnlichen Strafverfahren 
erfolgen. 
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Verhandlungen des Abgeordnetenhanfes über den Geſetz-Entwurf 
betreffend Schuhmwaldungen und Waldgenoffenfchaften. 


A. Erſte Berathung. 
4. Situng am 1. Februar 1875. 

Präfident: Ich eröffne die erfte Berathung, bitte, mit der Berlofung der 
Namen der Redner vorzugehen, und ertheile zunächft das Wort dem Herrn Mi- 
nifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten. 

Minifter für die Iandwirthfchaftlihen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Der zur Verhandlung ftehende Entwurf eines Gefetes, betreffend die Erhaltung 
und Begründung von Schukwaldungen fowie die Bildung von Waldgenofjen- 
Ihaften, ift bereit8 in der verfloffenen Seffion bei dem Landtage der Monarchie 
eingebracht und von dem Herrenhaufe durchberathen worden.*) Die gegenmärtige 
Vorlage .reproducirt im Weſentlichen den früheren Entwurf unter Aufnahme der 
Beihlüffe des Herrenhaufes unter Hinzufligung einiger Zufäge, welche mit dem 
Grundgedanken dieſes gejeggeberiichen Aktes zufammenhängen, und unter Anleh- 
nung an die fortjchreitende Organifation der Selbftverwaltung beziehungsweiſe 
der Berwaltungsjuftiz, wie fie namentlich in dem Ihnen gegenwärtig vorliegen- 
den Geſetze iiber die VBerwaltungsgerichte zu weiterer Verwirklichung gelangt. 
Denn ich_mir geftatte, die Vorlage mit einigen Worten bei Ihnen einzuführen, 





*) S. Jahrb. Bd. VII. ©. 174. Art. 81. 
Jahrb. d. Br. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 3 
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To geſchieht es Hauptfählih, um Mißverftändniffen von vornherein entgegen zu 
treten, welche leicht fich finden und verwirrend wirken, wo es ſich wie bier um 
die Beſchränkung der individuellen Berfügungsfreiheit Handelt. Ich werde dabei 
möglichft abfehen von der Erörterung dogmatiſcher Gegenjäge zwifchen romani- 
Kifcher und germaniftifher Rechtsanſchauung hinfichtlich des Eigenthumsbegriffs. 
Sch werde abjehen von einer theoretiihen Auseinanderjegung gegenüber jener 
Wirthſchaftslehre, welche die unbedingte und ſchrankenloſe Freiheit des Privat- 
eigenthums von rechtlihen und wirthichaftlihen Geſichtspunkten aus fordert. 
Bielmehr werde ih mich bemühen, möglichft die konkreten Berhältniffe zum Aus- 
gangspunkt zu nehmen, um die Vorlage Ihnen gegenüber, meine Herren, kurz 
zu rechtfertigen. Ich kann von jenen theoretifhen Ausführungen um fo eher 
Abftand nehmen, als die Landesvertretung, namentlid) das Abgeordnetenhaus, 
in einer fortgejegten Reihe präjudizieller Beichlüffe fih dafür entjchieden Hat, 
den Waldſchutz anzuftreben, und zwar entgegen jener Theorie anzuftreben durch 
Aufrihtung von Schranken gegen die Ausbeutung des Poivatwaldeigenthums, 
infoweit legtere mit fich führt die Schädigung nachbarlicher Intereſſen wie des 
allgemeinen Landeswohls. Schon im Jahre 1861 ift ein dahin gehender Be— 
ſchluß auf ſehr eingehenden Bericht des verewigten Abgeordneten Lette gefaßt. 
Wiederholt find Petitionen in diefem Sinne der Staatsregierung überwieſen 
worden. Der im Jahre 1868 dem Abgeordnetenhaufe vorgelegte Entwurf ift 
von defjen Agrarlommiffion durchberathen und, wenn auch unter Amendirungen, 
doch feinem Hauptgedanfen nach angenommen. Die Verhandlung im Haufe un- 
terblieb wegen Ablauf der Seffion. Endlich noch ganz kürzlich in der Seſſion 
1872/73 ift auf Antrag des Abgeordneten Miquel unter lebhafter Befiirwortung 
feitens des Abgeordneten von Benda und des gegenwärtigen verehrten Präfidenten 
des hohen Haufes der Beſchluß gefaßt worden, die Regierung aufzufordern, 
baldthnnlihhft ein Geſetz behufs des Waldjchutzes beziehungsmweile der Wald- 
fultur dem Landtage der Monarchie vorzulegen. Wenn hiernadh über den gejet- 
geberifhen Zweck Webereinftimmung zwiſchen der Staatsregierung und dem 
Hohen Haufe befteht, wenn in der, wie ich annehmen darf, kommiſſariſchen 
Berathung die Prüfung der Einzelheiten dieſes Entwurfs -zu erfolgen haben 
wird, kann ih mich darauf beichränfen, das gewählte Syftem vor Ahnen zu 
rechtfertigen. Bevor ich dies aber thue, möchte ich Ihnen einige Zahlen mit— 
theilen, welche dazu dienen ſollen, die Stellung darzulegen, welche die preußifche 
Monarchie beziehentlich des Waldbeftandes unter |den europätifchen Staaten ein- 
nimmt, und zweitens einige Zahlen, welche die BVertheilung des Waldbeftandes 
innerhalb der preußifchen Monarchie kennzeichnen. Unter den europäifchen 
Staaten — ih werde diejenigen meglaffen, aus welchen mir unzuverläffige 
oder widerjprechende Mittheilungen vorliegen und mich darauf beichränfen, das 
einigermaßen zuverläfftge Material vorzutragen — kommt an erfter Stelle der 
Staat Schweden, in welchen der Waldbeftand 43 Prozent feiner Gefammtfläche 
beträgt, jodann das europäifhe Rußland mit 37 Prozent, Bayern mit 32, die 
Oeſterreichiſch⸗ Ungariſche Monarchie mit 30 Prozent, die Deutjchen Bundesftaaten 
mit Ausſchluß von Preußen und Bayern, mit 27 PBrocent, und nun Preußen 
mit etwa 231, Prozent. Hierauf folgt die Schweiz mit 18 Prozent, Italien 
mit 17, Franfreih mit 15—16 Prozent, Belgien mit 13—14, Holland mit 7 bis 
8, Spanien mit 7, Dänemark mit 5, Großbritannien und Irland mit 4 und 
Portugn! mit 11/5 Prozent. Preußen fteht hiernach etwa in der Mitte, und es 
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führt dies zu der, wenn auch nicht ſtrikt nachzuweiſenden Annahme, daß wir 
zur Beit einen Waldbeſtand befigen, welchen in der Hauptfache auf der gegen- 
wärtigen Höhe zu erhalten, dem Durchſchnitte der verjchiedenen hierbei in Frage 
fommenden, an gewiſſen Punkten einander gegenüberftehenden Intereſſen ent- 
fprechen möchte. | 

Was die Bertheilung des Waldes innerhalb Preußens betrifft, 
fo zerlegt fih auch bier, wie in den meiften Kulturftaaten, der Waldbeftand, 
wenn man die Beichaffenheit des Beſitzes in's Auge faßt, in drei große Grup- 
pen: in die Gruppe der öffentlihen Waldungen, des Waldeigenthumes 
des Staates und der Krone, ſodann des, ih möchte fagen, Halb öffentlichen 
Waldes, in Eigentbum der Gemeinden , Korporationen uud Stiftungen 
und was fonft noch dahin gehört, und enblih in die Gruppe des Privat- 
waldes. In dieſer Beziehung ift das Berhältniß folgendes: Die 231/, % der 
Gelammtflädhe an Wald, welche wir in Preußen befiten, vertheilen ſich mit 71/; 
biervou auf den öffentlichen, mit 3/4, auf den halböffentlichen und mit 121’, auf 
den Privatwald. Die Unterfuhung, wie diefe Waldflähe ſich auf die Provinzen 
vertbeilt, ergiebt, daß Hefjen-Naffaun — die Zahlen geben wiederum das Ber- 
hältniß zwifhen Gefammt-Areal und Wald- Areal — 40%, Rheinland 37%, 
Brandenburg 32%, Schleſien 30% Weftphalen 28% enthalten — es find das 
diejenigen Provinzen, welche tiber dem Durchfchnitt ftehen — fodann Pofen mit 
22%, Preußen, Bommern und Sachſen ca. 20%, Hannover 13 und Schleswig-Holftein 
4%. Die legtgenannten Provinzen find diejenigen, welche unter dem Durchſchnitt ftehen, 
Hannover erheblich und Schleswig-Hofftein in befonders auffallendem und ungünfti- 
gemMaße. Natürlich find diefe zahlenmäßige Waldbeftände jehr verſchiedenartig ver- 
theilt: ungleihmäßig der Fläche nach innerhalb der Provinzen und ungleihmäßig nad) 
deneinzelnen Gruppen. In diefer Hinficht Details zu geben, würde zu weit führen und 
zur Klarlegung bei diefer Verhandlung gewiß nichts beitragen, wohl aber fann ich 
hervorheben, daß im Often das Berhältniß des Staatswalds überwiegt, im 
Weiten das des Gemeinde- und Brivatwaldes, daß im Often die Landgemeinden 
fo gut wie gar keinen Wald, die Stadtgemeinden aber große gejchloffene Yorften 
befigen, daß im Weften dagegen die Landgemeinden jehr erheblich an dem Wald- 
eigenthume betheiligt find. 

Wenn ich von diefen Zahlen ausgehend verjuche, das Syſtem zu rechtferti- 
gen, welches Ihnen der gegenwärtige Entwurf bietet, fo beginne ich damit, mid) 
gegen diejenige Auffaffung zu menden, welche auch in diefem Haufe verfchiedent- 
ich geäußert wurde, daß, um die Antereffen zu wahren, fir melde der Wald 
nothwendig ift — melde das find, darf ich als befannt vorausfeßen — es ge- 
nüge, den öffentlichen Wald zu ſchützen, zu pflegen und beziehungsweife zu 
vermehren. Ich halte diefe Auffaffung für unrichtig. Wollen Sie fich vergegen- 
wärtigen, daß in Preußen der öffentlihe Waldbeftand nur 7!/;, Prozent der Ge- 
fammtflähe ausmacht, und daß, wenn wir auf diefen allein angewiefen wären, 
wir in die Reihe der waldarmen Länder Europas zurüdfinten würden, dieſe 
Thatfache vor anderen zeigt, wohin wir gelangen würden, wenn wir den nicht 
öffentlichen Wald der Verwüſtung Preis geben wollten. Wendet man aber ein 
— und man bat. e3 eingewendet — es handle fich nicht blos darum, den vor—⸗ 
handenen Wald zu konſerviren, fondern darum — und das fei die leichtefte 
und korrekteſte Art des Waldſchutzes — den StaatSbefig zu vermehren, 
theils durch Erwerbung von beftandenem Wald, theild durch Erwerbung von 
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Dedländereien und deren Anforftung, fo ift das bis zu einem gewifjen Punkte, 
innerhalb einiger Schranken richtig, fo richtig, daß die preußiſche Staatäregie- 
rung fi von jeher bemüht hat, diefem Gedanken möglihft gerecht zu werden. 
Ich bemerfe, daß während der Berwaltung des gegenwärtigen Herrn Yinanz- 
Minifters die hier für jährlich etatirten Geldmittel fih verfünftadht haben. Un- 
wichtig aber ift diefe Einwendung, fofern fie dahin zielt, prozentweife in großem 
Berhältniffe den Beftand der öffentlichen Waldflädhe zu vermehren. Dann ftellen 
fih dem entgegen große Schwierigfeiten, Schwierigfeiten nad der finanziellen 
Seite und Schwierigkeiten von Seiten derjenigen, von welchen der Erwerb er- 
folgen mußte. Was die finanzielle Seite betrifft, jo werden Zahlen am jchla> 
gendften meine Behauptung unterflügen. Um den Beſtand des Preußiſchen öffent- 
lihen Waldes um ein Prozent zu erhöhen, ihn von 71, auf 34 Prozent zu 
bringen, unfere Sage fo zu geftalten, daß, wenn wir fonft feinen Wald hätten, 
wir nidht mit Spanien, fondern etwa mit Holland und weit Hinter Belgien in 
der Reihe der mwaldbefitenden europätfchen Staaten rangirten, wiirden wir, wenn 
wir den Wald erwerben, beziehungsweife herftellen jollten und für den Morgen 
diefes Waldes, möchte er nun angefauft oder angeforftet werden, etwa 100 Thlr. 
aufwenden müßten — eine gewiß nicht zu hohe Annahme — etwa 140 Millionen 
Thaler auszugeben haben. Um allein mit öffentlichem Walde einen Zuftand 
aufrecht zu erhalten, wie den gegenwärtigen, dazu würden wir Summen ge- 
brauchen, die noch meit iiber das Maß hinausgehen, an welches wir in der 
Zeit der Milliarden denken konnten, ohne zu erjchreden. Dieſe Theorie alſo, 
meıne Herren, fheitert von vornherein an den finanziellen Schwierigfeiten, 
fie würde aber auch, fobald fie im großen Dlaßftabe durchgeführt werden follte, 
fcheitern an dem Widerfpruch der Privatbefizer. Ich Habe die Meinung, daß 
fih hauptſächlich nur diejenigen bereit finden würden, freiwillig ihr Eigenthum 
an den Staat abzutreten, die mwerthlojes Eigenthum befiten oder erhebliche Bor- 
theile von der Abtretung haben, Eigenthümer, die dabei beabfichtigen, fi auf 
Staatskfoften eine mehr als gewöhnliche Bereicherung zu verjchaffen,; ein fehr 
erheblicher Theil von Privatwaldeigenthiimern würde ſich überhaupt nicht dazu 
verftehen, fein Eigenthum an den Staat abzutreten, felbft nicht gegen hohe 
Preiſe. Es müßte alfo zu einem großartigen Syftem der Erpropriation gefchritten 
werden, und nichts nach meinem Daflirhalten widerjpricht mehr den Anſchauungen 
unferes Volkes, als ein ſolches. Jede Enteignung ift eine bei uns lebhaft an- 
gefochtene und widerwillig ertragene Mafregel. Ich meine alfo, auf diefem 
Wege wird man das Ziel nicht erreichen können, einen angemefjenen Waldbeftand 
zu fihern. Selbft dann nicht, wenn man dem öffentlichen Wald, noch den Ge- 
meindeforporationg- und Stiftungswald, den ich als halböffentlich bezeichnet habe, 
hinzurechnete, denn ſelbſt unter Hinzutritt der bezüiglichen 3%, Prozent würden 
wir mit 11 Prozent noch eine fehr niedrige Stufe unter den waldbeſitzenden 
Staaten einnehmen, wir würden weit hinter Belgien, Frankreich, Italien zuriid- 
ftehen, die Staaten noch nicht einmal erreichen, aus denen die lebhafteften Klagen 
über Waldarmuth laut werden. Der Gefeßentwurf hat deßhalb die Pflege und 
Bermehrung des öffentlichen Waldes an und für fich nicht ins Auge gefaßt; jo- 
weit nach diefer Richtung hin eine verftärfte Thätigfeit im Randesintereffe Tiegt, 
wiirde bei Gelegenheit der Etatberathung mit dem Landtage der Monardie das 
Erforderliche zu vereinbaren fein. Zum Gegenftande einer befonderen Legislation 
möchte diefer Gegenstand ſich faum eignen. 


— — 


Was den halböffentlichen Wald betrifft, ſo iſt ſeine Erhaltung von 
großem Intereſſe für den Landeswaldfhug.. Sein Flächeninhalt iſt etwa halb 
fo groß als der des öffentlichen Waldes. Den Gemeindewald. devaftiren zu 
Iaffen, hieße eine große unausfüllbare Tüde in unferem gefammten Waldbeftand 
herbeiführen. Fiir ihn beftehen gegenwärtig Hinfichtlieh der Verwaltung und der 
Dispofition fiber die Subftanz in der Monarchie verjchiedenartige Geſetze und 
in ihnen bejchränfende Beflimmungen von größerer und geringerer Kraft; mit 
größerer Tragweite im Weften, mit geringerer, theils bis zur Unmwirkfamfeit im 
Oſten. Die Staatsregierung hat allerdings die Meinung, daß eine Revifion 
der bezüglichen Gefeggebung betreffend die Aufficht über die kommunalen, Kor- 
porationg- und Stiftungswälder ſich empfiehlt, fie ift mit einer ſolchen Reviſion 
beihäftigt, zunädhft mit der Sammlung von Material. Sie meint aber ferner 
diefen Gegenftand einem befonderen Alte der Geſetzgebung vorbehalten zu follen, 
weil neben den Gefichtspuntten des Waldſchutzes, ich möchte jagen, in entjchei- 
denderer Weife der fommunale Gefihtspunft Hierfür maßgebend fein wird. So 
bleibt für den vorliegenden Entwurf als eigentliche Hauptobjelt der Privat- 
wald übrig. 

Was diefen betrifft, fo beftehen hinfichtlich feiner innerhalb der preußiichen 
Monarchie wie allgemein in den Eulturftaaten zwei Syſteme. Das eine Syſtem 
ift da8 der ausgedehnten StaatSoberaufficht, der Staatsoberaufficht 
mit der Wirkung der Beſchränkung der VBerfügungsfreiheit über die 
Subftanz; ein Rechtsverhältniß, welches einem getheilten Eigenthum fehr nahe 
tommt; das andere Syftem ftellt das Privateigentbum an Wald unter die all- 
gemeine Regel des Privateigenthums, das Syftem, welches im öftlichen Theile der 
preußiſchen Monarchie gilt, und bier feinerzeit von dem Landeskulturedift zur Geltung 
gebracht wurde. Die gegenwärtige Vorlage, meine Herren, ftellt fi) ganz und 
voll auf die Seite diefes letzteren Syſtems, fie bricht nicht im entfernteften mit 
ihm oder mit Traditionen der altländiichen Landesfulturgefeßgebung der erften 
Dezennien diefes Jahrhunderts; fie bemüht fich vielmehr, an dieje Traditionen 
anfnipfend, aus dem Grundgedanken, den man damals adoptirte, Folgerungen zu 
ziehen, welche damals uur nicht gezogen wurden, weil die konkreten Verhältniſſe 
feinen Anlaß hierzu boten. 

Zu einer Zeit, wo Wald mehr als gut vorhanden war, wo.man nicht daran 
dachte, daß Waldmangel eintreten fünnte, um fo weniger, als bei den mangel- 
haften Verkehrswegen das Holz zum Theil völlig werthlos erfchien, fehlte der 
Anlaß zu waldfhütenden Ausnahmen von der gemeinredhtlichen Negel. Dem 
Gedanken, daß das Privateigenthum am Walde ein Recht, wie die übrigen Rechte 
jet, wibderjpricht e8 feineswegs, daß diefes Eigenthum mie jedes Recht bejchränft 
wird durch andere fonfurrirende Rechte. 

Solchen konkurrirenden Rechten zur Geltung zu verhelfen 
dur als Ausnahmen geftaltete Bejhränfungen des erften Rechts 
ift Das Ziel des gegenwärtigen Entwurfes. Er bemüht fich hierbei, 
ſowohl mas die Geftaltung diefer Ausnahmen, als auch was das Maß derfelben 
betrifft, Alles zu vermeiden, was wie in früheren Entwürfen durch die Dehn- 
barkeit, durch die Allgemeinheit der gewählten Kriterien und Bezeichnungen den 
Charalter der Ausnahme verwiſchen Fünnte. 

Die eine der Lonftruirten Ausnahmen betrifft die unter gewiffen Voraus: 
legungen erfolgende Charafterifirung eines Forftes als Bann- oder Schup- 
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walde3. Tas Rest des Vrivateigentbümers ſoll da beichräukt jen, wo hin 
fſichtlich eines ſolchen Schuzwaldes die freie Perfügung des einen Nachbarn 
erkauit werden müßte damit, dag eine Reihe anderer Nachbarn ihr Eigenthums- 
reht gemindert feben oder gar verlieren würden, Die zweite Ausnahme tritt 
ern bei der Bildung und Koniſervirung von Majoritärsgenoiienihaften, 
wo durch die zeriplitterte und vermengte Lage des Befiges bei jchranfenlofer 
‚zrahert der Berwaltung und Nutzung des Wenigen eine Nugung jeitens der 
andern Nachbarn nicht möglih iſt, oder mindeitens im fo verringertem Maße, 
dag ihr Eigenthum den Werth verliert. Bei der Methode des Eutwurfes han⸗ 
deit es fih weniger um ein Eintreten des Staates gegenüber dem Einzelnen im 
allgemeinen Intereſſe, al3 um einen Ausgleih zwiſchen dem Rechte umd 
den Intereſſen einer größeren Anzahl von Nachbarn, deren Sade allerdings zu- 
fammenhängt mit den Intereſſen der Gejammtheit, und dadurch verftärkt wird. 
Der Entwurf fieht davon ab, in Abweichung von dem Entwurfe von 1868 ſich 
auf das allgemeine Yantesfulturintereffe, auf das Gemeinwohl, wie feinerzeit die 
Kommtifion des Abgeordnetenhaufes redigiren wollte, zu berufen, fondern er 
ipeztahifirt diejenigen Borausjegungen, unter denen bei der Konkurrenz der Rechte 
eine Entſcheidung in den von mir gefennzeichneten Rihtungen für Erhaltung, 
beziehungsmeiie Begründung eines Schugmwaldes, für Bildung einer Genofien- 
Ihaft, zu erfolgen Hat. Danach aber, meine Herren, bejtimmt fi auch in fefter 
und geficherter Weiſe das Maß der Bejhränfung In jedem einzelnen 
Falle laffen fi die gegen einander beftehenden Berhältniffe unter das Gejet 
jubfumiren, abwägen, und das Facit mit Sicherheit ziehen. 

Den früheren Entwürfen, beziehungsweije Vorſchlägen wurde ferner haupt- 
fählih die Einwendung entgegengehalten, daß es bei ihnen an Garantien wegen 
Mißbrauch fehle Solche Garantien fjeien, wenn irgendwo, da erforderlich, wo 
die Berfligungsfreiheit des Eigenthümers beſchränkt werde. Die damals ver- 
mißten Garantien bietet der vorliegende Entwurf in materieller und formeller 
Beziehung. In materieller Beziehung durch diejenigen Vorſchriften, welche er 
tiber die Entihädigungspfliht und bei den Genofjenfchaften hinfichtlich des Er- 
forderniffes der Majorität enthält. Wenn, meine Herren, die Entfchädigungs- 
pflicht jo mie die Pflicht, die Koften der Herftellung und Pflege der Schugwal- 
dungen zu tragen, den gefährdeten Intereſſenten auferlegt wird, jo liegt es ganz 
auf der Hand, daß nur, wenn und wo wirklich ernfte Gefährdungen obwalten, 
fi dieſe Intereffenten bereit erffären werden, folche Koften und Laften zu tragen, 
und wenn ferner bei der Genoffenfchaft, bei der Frage über Bildung einer Ge- 
noffenjchaft oder tiber Theilung eines gemeinfchaftlich befeffenen Waldeigenthums 
eine Mehrheit fich findet, welche geneigt ift, fich jelbft Beſchränkungen zu unter⸗ 
werfen, die die genoffenfchaftliche Verwaltung mit fi) bringt, fo liegt darin in 
hohem Maße eine materielle Garantie, daß freiwillige Opfer nicht unbedacht ge= 
bracht werden und daß vermuthlic die Intereſſen der widerwilligen Minorität 
in Wirflichfeit diefelben find wie der Majorität. Eine formelle Garantie, melde 
diefer Entwurf — die früheren konnten e8 nicht — bietet, liegt darin, daß die 
Verhandlung und Entfcheidung der gefammten Angelegenheit den Selbftverwal- 
tungsbehörden, den neugefchaffenen Organen der Vermwaltungsjuftiz libertragen 
wird. Wer möchte wohl mehr geeignet fein, eine Entſcheidung zu treffen, welde 
doch in der Hauptfache einen billigen Ausgleich enthält zwifchen dem Widerſpruch 
des einen und den Anträgen mehrerer Nachbarn als gerade diejenige Inſtanz, 
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welche, aus den Nachbarn hervorgegangen , das Iebhaftefte Gefühl dafiir haben 
muß, ſowohl das Recht des Einzelnen zu ſchützen, als das Intereſſe Mehrerer 
und der Gefammtheit zur Verwirklichung zu bringen. 

Nach alledem, meine Herren, möchte ich glauben, daß die Einwendung, diejer 
Entwurf bejchränfe die Verfügungsfreiheit des Einzelnen über Gebühr, in feiner 
Weiſe gerechtfertigt fein wird. Biel eher fünnte man — und aud diejen Ein- 
wurf babe ich bereit8 und von verjchiedenen Seiten gehört — der Behauptung 
eine gewiſſe Berechtigung zufchreiben, daß der Gejegentwurf in feiner Ausführung 
nicht weit genug gehende Reſultate erreichen werde und zwar deshalb, weil die 
zu erfülllenden Bedingungen, die ich Ihnen darlegte, namentlid um der getrof- 
fenen Spezialifirung halber außerordentlich ſchwierige find, weil an der Ent- 
ihadigungspfliht und was damit zufammenhängt, die Durchführbarkeit des 
Zwanges in vielen Fällen fcheitern werde. Meine Herren, ich meinerfeit3 Tann 
diefer letzteren Befürchtung wie gefagt, allen Grund nicht abſprechen. Wenn ich 
nicht boffte, daß die KRommunalverbände, denen in dem Geſetze eine initiativifche 
Wirkſamkeit eingeräumt ift, fih der Sache lebhaft annehmen werden, fo trüge ich 
in der That Bedenken, ob die Wirkungen dieſes Geſetzes ſich als weittragende 
herausftellen werden. Ich Habe die Meinung, daß unfere Kommunalverbände 
in der That in demfelben Grade als fie an friiher Bewegung und thatkräftiger 
Wirkſamkeit überhaupt wachſen, auch die wichtige Frage des Waldſchutzes in den 
Bereich ihrer Thätigleit ziehen und unterftügend und fürdernd daflir wirken 
werden. Ich bin endlich der Ueberzeugung, — und das ift für mid) ein Haupt» 
grund, weshalb ich mir von dem Geſetze Erfolg verfprecdhe, — daß es vor Allem 
die Aufzabe des Staates fein wird, mit feiner Initiative, feiner unterftligenden 
Mitwirkung, einzutreten und den erforderlichen Nachdruck auszuüben, wo Schwie- 
rigfeiten namentlich in Folge der Entjchädigungspflicht oder aus anderen Grün- 
den hindernd entgegenftehen. Ir Summa habe ich das Vertrauen, daß der tief 
in der deutjchen Volfsfeele murzelnde Grundzug, die Liebe zum Walde, das be- 
wegende Moment fein wird, welches die Ausführung des Geſetzes und vorher 
die Berathung im Hohen Haufe durchdringt, an melde in diefem Sinne heran- 
zutreten ich Sie bitte. 

Prafident: Meine Herren! Durch die Verloofung hat fich folgende Red- 
nerlifte ergeben. Gegen die Vorlage find eingefchrieben; die Herren Dr. Seelig, 
v. Loeper-Loepersdorf, Dr. Braun (Waldenburg), Wiffelind, Dr. Reichenfperger 
und Mühlenbed; fir die Vorlage: die Herren Freiherr v. Schorlemer- Alt, 
Schmidt (Sagan), Schellwig und Dr. Bening. 

Das Wort enthält zunächſt der Abgeordnete Dr. Seelig. 

Abgeordneter Dr. Seelig: Meine Herren! Der Bortrag des Herrn Mi- 
nifters hat Ihnen vorher gejagt, daß in der Provinz Schleswig -Holftein das 
Waldareal nur vier Prozent der Gefammtfläche beträgt. In einem fo jpärlich 
bewaldeten Lande ift gewiß der Waldſchutz von der allerhervorragendften Bedeu- 
tung, und das um fo mehr, als dieſes Land aus einer ſchmalen Halbinjel befteht, 
die fih von Süden nad) Norden erſtreckt, zwifchen zwei Meeren gelegen ift, 
welche von beiden Seiten ihre Winde über die Halbinfel hinſchicken, ein Land, 
welches zudem auf einer meteorologifchen Wetterjcheide liegt. Der Waldſchutz 
ift in der That für ung eine wahre Xebensfrage. 

Wenn ich mich nun gegen das vorliegende Geſetz gemeldet habe, jo ift es 
nur aus dem Grunde gejchehen, weil mir das Geſetz in gewiſſer Beziehung nicht 
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weit genug geht, wie der Herr Miniſter ſelbſt das ja ſchon als möglich ange— 
dentet hat. Es iſt das nicht etwa meine perſönliche Anſchauung, ſondern ich 
darf mich darauf berufen, daß dieſe Anſchauung von der Provinzialvertretung 
in ihrer überwiegenden Majorität getheilt wird. 

Der in diefem Winter verfammelt gewejene Schleswig-Holfteinifche Provin- 
ziallandtag hat Propofitionen mit großer Majorität angenommen, die eine Ver— 
fhärfung der Beftimmungen verlangen, durch welche der Waldbeftand aufrecht 
erhalten werden fol. Es ift flir uns von ganz hervorragender Bedeutung, daß 
auch die Heinen Waldlomplere erhalten werden. Wenn überhaupt nur 4 Prozent 
Wald vorhanden find und der fogenannte abfolute Waldboden meiftentheils fehlt, 
fo ift e8 ja begreiflih, daß die vorhandenen Waldungen der Mehrzahl na nur 
aus Heinen Parzellen beftehen können. Dieſe Heinen Parzellen, jo unbedeutend 
jede einzelne an und für fich erfcheint, haben in ihrer Gefammtheit doch eine 
fehr große Bedeutung. Es wird freilich im einzelnen Falle oft außerordentlich 
ſchwer nachzuweifen fein, daß das Hinwegnehmen einer einzelnen Parzelle fogleich 
unmittelbar eine merkbare Berfchlechterung der Schutverhältniffe hervorbringen 
wird; aber eben fo ficher ift, daß, wenn alle diefe Heinen Barzellen verſchwinden 
follten, daraus eine fehr bedeutende Verfchlechterung der Himatifchen Verhältniffe 
und der Fruchtbarkeit des Bodens hervorgehen muß. Es ift mir zweifelhaft, 
ob die Königliche Staatsregierung dieſen VBerhältniffen nah allen Richtungen 
hin die vollkommen gentigende Aufmerkſamkeit gefchentt hat. Wir haben es 
allerdings mit Freuden gefehen, daß die Regierung in den legten Jahren darauf 
bedacht gewefen ift, den Waldbeftaud zu vermehren dur Anfäufe von Haide 
und ähnlichen wenig oder gar nicht benützten Ländereien zum Zwecke der Auf- 
forftung. Wir haben das dankend anerkannt, und hegen nur den Wunſch, daß 
in diefem Verfahren noch weiter fortgefchritten werden möchte. Mit diefem Be- 
fireben ftehen dann aber andere Maßnahmen der Königlichen Staatsregierung in 
einem Widerjpruch, den wir uns nicht recht erklären fünnen. Der Widerfprucd 
giebt fi einmal dadurch kund, daß ein Theil folder einzelner Waldkomplexe, 
die dem Staate gehören, jettt gerade in den letzten Jahren verkauft worden find, 
natürlich verkauft worden find, um der Abholzung zu unterliegen. Es bat diejer 
Berkauf der dem Staate gehörigen Waldungen, der vom rein finanziellen 
Standpunft aus ja vielleicht etwas für ſich haben Tann, in unferer Provinz das 
allergrößte Erftaunen und, ih muß es wohl jagen, eine jehr ftarfe Mißbilligung 
hervorgerufen. Daran knüpft fi) der weitere Umftand, daß die Staatsregierung 
gegen den Ausfprudh der Lofalbehörden in vielen Fällen an Privatbe- 
figer, die das beftehende Gejeg an der Abholzung ihrer Waldgrundftüde be- - 
Hinderte, die Erlaubniß dazu ertheilt har. Im Widerſpruch flieht ferner das ge- 
genwärtige Gefet, welches die noch beftehenden Beichränfungen für gewiſſe Pri- 
vatwaldungen ohne Weiteres aufhebt. Es ift in Schleswig-Holftein ein nicht 
unbeträchtlicher Waldbefis in den Händen der Heinen Bauernftellen, die joge- 
nannten Bondenholzungen, welche von den 75,000 Hektaren Waldboden, die 
überhaupt in Schleswig-Holftein vorhanden find, 23,000 Heftare einnehmen, 
alfo ungefähr 31 Prozent. Diefe Bondenholzungen find durch die beftehende 
Geſetzgebung in gewiffen Beziehungen gegen Devaftation und Abholzung gejchlitt. 
Diefelben müffen nad der Forft- und Sagdordnung von 1784 haushälterifch 
und wirthichaftlich benutt werden, fte müffen nach der in dem folgenden Jahre 
erlafjenen Verordnung von der Weidenugung befreit werden. Es ift itberhaupt 
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dafür Sorge getragen, daß die Abholzung derſelben verhindert wird. Dieſer 
Schutz würde durch den vorliegenden Geſetzentwurf, wenn er unverändert zur 
Annahme gelangen ſollte, ohne weiteres aufgehoben werden. Eine nähere Un— 
terſuchung der Verhältniſſe wird vielleicht darthun, daß das Eigenthum an dieſen 
Bondenholzungen urſprünglich unter oneröſen Beſtimmungen erworben iſt, die 
eben im allgemeinen Intereſſe auferlegt worden ſind, daß alſo den jetzigen Be— 
ſitzern durch den Geſetzentwurf ein Geſchenk auf Koſten der Landesintereſſen ge— 
macht werden würde. Die allgemeine Meinung, ſo darf ich wohl ſagen, geht 
in unſerer Provinz dahin, daß diejenigen Beſtimmungen des Geſetzentwurfs, 
welche den Waldſchutz hervorbringen ſollen, bei uns nicht ausreichen werden, um 
diefe Heinen Waldparzellen zu erhalten. Es Hat fich deshalb der Provinzial- 
Iondtag dahin ausgeſprochen, daß viel weiter gehende Mafregeln bei uns noth- 
wendig werden, um die noch vorhandenen Waldungen zu fonferviren. 

Aus diefem Grunde erlaube ich mir den Antrag zu ftellen, den gegenmärti- 
gen Gejegentwurf einer Kommiffion zu überweiſen. 

Präfident: Flr die Vorlage hat das Wort der Abgeordnete Freiherr 
von Schorlemer-Alft. 

Abgeordneter Freiherr von Schorlemer-Alft: Meine Herren! Da ich 
ein Sohn der rothen Erde, meiner heimathlichen Provinz Weftfalen, die fich eines 
jo jhönen Waldbeftandes erfreut, werden Sie es begreiflich finden, daß ich einer 
Borlage, bedingt wenigftens, meine Zuftimmung gebe, die darauf gerichtet ift, 
den Wald zu erhalten. Wenn ich mich für die Vorlage gemeldet habe, jo kann 
id mir damit natürlich nicht verfchließen laffen, daß ich auch Bedenken gegen 
diefelbe äußere. Ich will aber gleich nach zwei Seiten rechtfertigen, daß ich 
mih für die Vorlage "gemeldet habe, indem ich für diefelbe eintrete einmal 
dem Herrn Minifter jelbft gegenüber, der das Bedenken geäußert hat, ob diefe 
Vorlage wohl „weit genug greifend“ fein würde. Ya, meine Herren, das, glaube 
ih, wird fie ficher fein, wenn fie fo angenommen wird, wie fie if. Eben daf- 
jelbe möchte ich audy dem Herrn Vorredner bemerken, der das Bedenken hatte, 
daß fie nicht weit genug ginge: ganz gewiß in der Beziehung würde die 
Borlage nicht zu wünſchen übrig laffen. 

Diefelbe ift, wie auch der Herr Minifter hervorgehoben hat, allerdings im 
Weſentlichen eine Reproduktion ſchon früher gemachter Vorlagen, gleihwohl ent- 
hält fie doch jehr viel neues Material, und ich glaube von folcher Bedeutung, 
daß e8 eines forgfältigen Studiums und einer eingehenden Erwägung bedarf. 
Ich möchte mich deshalb bei der erften Lefung nicht zu fehr in die Materie felbft, 
namentlich nicht in Details vertiefen. 

Die Vorlage bewegt fih nad drei Richtungen hin, nämlich einmal: Schuß- 
waldungen zur Abmwendung von Gefahren und Schäden ins Leben zu rufen; 
zweitens: Waldgenoffenfchaften zu bilden Behufshöherer Ausnugung und beffere 
Ertrages des Bodens; drittens: die Beſchränkung der Naturaltheilung zu be- 
wirfen. ! 

Was den erften Punkt betrifft, die Schutmwaldungen zur Abwendung von 
Gefahren, fo bewegt ſich ja der Gefekentwurf auf einem Gebiet, wo wir ſchon 
Vorgänge auf anderen von faft ganz gleicher Art haben, und ich halte es prinzipiell 
für gerechtfertigt, daß man zur Befeitigung der Schäden auch Zwang gegen eine 
Minderheit eintreten läßt. Ebenſo glaube ich auch, daß fich eine Formel finden 
läßt, die eine fchädliche, zu meit gehende Naturaltheilung der Waldungen ver- 
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hindert. Ob aber die in diefem Geſetz gewählte Form ſchon die zutreffende ift, 
will ich nicht unbedingt jet hier ausfpredhen. 

Große Bedenken erregt jedenfall$ der zweite Abfchnitt, der mit 8 22 beginnt 
und der darauf gerichtet ift, Zmangsmwaldgenoffenfchaften zu bilden, zu dem Zweck 
einer höheren Ausnutung des Bodend. Wir haben allerdings ähnliche Bor- 
gänge auf anderen Gebieten, aber fo weit gehende, wie in diefer Geſetzvorlage 
doch nicht. Und es darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Vorgänge auf anderen 
Gebieten in diefer Richtung mit Zwangsgenoſſenſchaften nicht gerade ſehr auf- 
muntern, in ähnlicher Weife vorzugehen. Es ift Ihnen ja befannt, und id 
brauche deshalb wohl feine Beifpiele anzuflihren, wie mancher, der in eine ſolche 
Zwangsgenoſſenſchaft behufs höherer Ausnügung des Bodens gebracht worden ift, 
zulett jo ftand, daß jein Grundftüd jo lange meliorirt wurde, biß er als Eigen- 
thümer durch die Koften erpropriürt war. Dieje Gefahr könnte beim Zange 
zur Waldfultur noch mehr eintreten, und ich glaube, wir werden fehr vorfichtig 
fein müffen, namentlih die Heinen Beſitzer zu ſchützen haben, denn bei folder 
Zwang swaldkultur könnten gerade die Eeineren Beſitzer durch die Inter⸗ 
effen der größeren benachtheiligt werden, und ich bezmeifle jehr, daß das Prinzip, 
welches bisher 3. B. bei Bewäſſerungsanlagen zur Geltung kam, ſich gleicher 
Weiſe auf die Waldfultur anmenden läßt. Gleichwohl bin ich der Meinung, 
daß man den Gedanken der Waldkulturgenoffenjchaften nicht gleich unbedingt 
zurüdweifen muß. Es wird erjt einer näheren Erwägung bedürfen — und die 
wird ja flattfinden —, in welcher Weife diefem Gedanken näher zu treten ift 
und welche paffende Form ſich dafür finden läßt. Deshalb bin ich der Meinung 
und beſchränke mich für jetzt darauf, Ihnen vorzufchlagen: die Gefetzvorlage, welche 
ja noch einige oder vielleicht viele Punkte enthält, welche Bedenken erregen, einer 
Kommiffion zur Vorberathung zu liberweifen, und ich möchte empfehlen, dazu 
die um 7 Mitglieder verftärkte Agrarkommiſſion zu wählen. 

Man könnte das Bedenken geltend machen, daß die Agrarkommiſſion fchon 
jehr viel zu thun hat und überhaupt eine Kommiffion ad hoc beſſer wäre. In⸗ 
deſſen die Agrarkommiſſion ift noch nicht gewählt, alfo kann bei der Wahl glei) 
auf diefe Geſetzvorlage Rüdficht genommen werden; und wenn Gie für jede 
Geſetzvorlage eine bejondere Kommiſſion wählen wollen, dann würde gerade in 
diefem Falle das eintreten, was leider fo häufig der Fall ift, nämlich daß die 
Mitglieder der einen Kommiffion auch in einer anderen figen müffen und dann 
gerade mit Arbeiten überlaftet werden. Deshalb erlaube ich mir den Antrag zu 
ftellen, die Vorlage der verftärkten Agrarkommiſſion zu überweijen. 

Prafident: Der Abgeordnete v. Löper-Löpersdorf hat das Wort. 

Abgeordneter v. Löper⸗Löpersdorf: Meine Herren! Wenn ich mich zum 
Worte gegen das Gejet gemeldet habe, jo veranlagt mich doch die eben gehörte 
Nede, das Geſetz in Schuß zu nehmen. 

Ich mwundere mich darliber, daß gerade ein Vertreter der weftlichen Provinzen 
den Abfchnitt des Geſetzes, welcher die Schutzwaldungen betrifft, angreift, denn 
fo viel ich aus den Verhandlungen der Rheinlande gelefen habe, ift gerade das 
Berlangen nach diefem Gefete von dort aus ergangen; gerade am Rhein beftehen 
jehr große Parzellenwaldungen, mo eine Waldung von 1000 Morgen vielleicht 
1000 Parzellenbefiter hat. Jeder, welcher die Walpmwirthichaft kennt, wird ſich 
einen Begriff davon machen können und wiffen, daß die Einzelwirthichaft da un- 
möglich ift, daß das Prinzip, was auch fonft ſchon in unferer Verwaltung legi- 
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Sachen, meine Herren, in denen man leicht geneigt iſt, ex aequo et bono zu 
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timirt iſt, das Prinzip der Zwangsgenoſſenſchaft, der Majoritätsgenoſſenſchaft, 
nirgends ſo angebracht iſt, wie gerade in der Waldwirthſchaft, die ja zweckmäßig 
nur mit großen geſchloſſenen Maſſen arbeiten kann. Meine Herren, wem aber 
dieſer Zwang zu hart erſcheinen ſollte, den kann man, glaube ich, auf das Bei- 
ipiel eines jehr freien und ſehr hoch Fultivirten Landes verweilen, nämlich auf 
das Beifpiel der Schweiz. In der Schweiz beftehen in einzelnen Kantonen — 
z. B. im Kanton Züri, wenn ich nicht irre — von Alters her gefegliche Feſt⸗ 
fetungen, wonach die Intereffentenwaldungen, die dort in keichlichem Maße vor- 
handen find, einer ſehr firengen ſtaatlichen Aufficht unterworfen find; und man 
it in der Schweiz damit durchaus zufrieden. 

Ich glaube alfo, daß diefes Prinzip auch hier mit Recht in Anwendung ge- 
bracht if, und daß man gerade am Rhein dieſes Gefeg im diefer Beziehung mit 
febhafter Freude begrüßen wird. 

Ich habe mich meinerfeitS zum Worte gemeldet, um meinen Diffens audzu- 
iprechen nicht gegen den technifchen Theil des Geſetzes, fondern gegen den an— 
deren, auch ſehr wichtigen Theil — wenn ich ihn fo nennen darf, den po⸗ 
litiſchen Theil des Gefeges, gegen die Organifation der mitwirfenden Behörden, 
gegen die Uebertragung der waldfhugrichterlihen Funktionen in erjter Inſtanz 
an die Kreisorgane, in zweiter Inſtanz an die Berwaltungsbehörden. 

Meine Herren, das nimmt fi) ja im Geſetz ganz gut aus, das ift ganz 
regelrecht dem neuen PBerwaltungsorganismus eingefügt. Deffenungeachtet 
halte ich e8 für feinen ſglücklichen Griff und für Feine ſachgemäße Behandlung, 
und ich fehe nicht ein, weßhalb wir, die wir erft die Selbftverwaltung ordnen 
zu wollen im Begriff find, nicht heute Modififationen befchließen wollten, wenn 
wir ung davon überzeugen, daß fie durch die Natur der Sache bedingt find. 

Meine Herren, wer ſich mit diefer Materie vertraut gemacht bat, wer fid 
die Iangjährigen Klagen der öftlichen, insbeſondere der meftlichen Provinzen, na⸗ 
mentlich der ARheinlande näher angefehen hat, wird mir darin zuftimmen müſſen, 
wenn ich behaupte, e8 handelt fich bier um einen jehr großen Nothftand, um 
eine wahre Landeskalamität, eine Kalamität, die, je länger das gejetlihe Reme- 
dium ausgeblieben ift, mehr und mehr zu großen Dimenfionen angewachſen ift. 
Heute fommt es darauf an, entjchloffen und mit Kraft diefer Kalamität entgegen- 
zutreten, und e3 kommt darauf an, dazu denjenigen Weg zu wählen, der fich als 
der erfolgreichfte zeigen wird. Als diefen erfolgreichften Weg betrachte ih num 
nicht die lokale Zerfplitterung in die engeren Kreife, fondern allein die Zuſam— 
menfaffung aller dahin einfchlagenden Fragen unter die provinziellen Geſammt— 
behörden. Ich würde deshalb mir vorzufchlagen erlauben, zunächſt die wald— 
ſchutzrichterlichen Funktionen provinzielen Waldfulturbehörden zu übertragen, 
Behörden, gegen deren Entjicheidnng in ftreitigen Fällen eine Berufung an das 
höhere Verwaltungsgericht, welches allenfalls durch höhere Yorftbeamte zu er- 
gänzen wäre, zuläſſig ift. 

Meine Herren, ich halte die provinziellen Behörden einmal für die richtigeren, 
weil es doch zweifelhaft erjcheint, ob diejenigen Kreife, auf die fich dieſe Arbeiten 
naturgemäß fonzentriren werden, die erforderlichen Organe befigen oder doch ſich 
Ihaffen fünnen. Ich meine, die Regierung denkt ſich die Sache zu leicht. Es 
wird meines Erachtens viele Fälle geben, in denen ein durchaus geſchulter Kommiſſarius 
mit Hülfe eines tlichtigen Forfttechnifers viele Wochen lang befchäftigt fein wird, 
nur um das nothwendige Regulativ oder das Statut zu entwerfen. Gerade in ſolchen 
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entſcheiden, einen Knoten nicht zu löſen, ſondern ihn durchzuhauen, — gerade 
in dieſen Sachen, in denen man doch vielleicht in manchen Fällen mit Hunderten 
von Intereſſenten zu verhandeln haben wird, mit Intereſſenten, deren Intereſſen 
fih vielfach kreuzen und einander widerſprechen, gerade da wird es der aller- 
torrekteften, forgfältigften, umfichtigften Prüfung bedürfen, und es wird einen 
großen Zeitaufwand erfordern. An geſchickten Kommiffarien, meine Herren, und 
ebenfo an disponiblem Staats- und Kommunalforfiperfonal herrſcht — in vielen 
Gegenden wenigſtens — notorifh ein jehr großer Mangel. Weiterhin aber, 
meine Herren, bin id der Meinung, daß Angelegenheiten wie diefe von fo her- 
vorragendem Landesfulturintereffe, Angelegenheiten, in welchen meteorologifche 
und hydrographiſche Fragen von nicht leichter Natur zu entjcheiden find, Ange 
legenbeiten, in denen eine. Srage vielleicht eine Reihe von Kreiſen berührt oder 
auch die ganze Provinz, beffer provinziell abgemacht werden, in der ganzen Pro- 
ving einheitlich, wenn ich jo fagen foll, im großen Stil, von gleihen Grundjägen 
aus. Dazu fommt nun noch ein Drittes. Der Zwang, den der $ 5 gegen die 
Intereſſenten vorjchreibt und der ja an fi) unvermeidlich ift, dürfte doch in ein- 
zelnen Fällen zu hart erjcheinen. Wo es fich, meine Herren, um den Wiederanbau 
von großen Flächen handelt, von Flächen, die vielleicht Jahrzehnte in der Sonne 
gebrannt haben, oder wo der Regen die letzte Nährerde abgefpült hat, wo ſolche 
Flächen auf Koften der Intereſſenten wieder angebaut werden follen, da wird 
e8 doch mitunter nöthig fein, daß die Provinzen oder der Staat mit Beihilfen 
eintreten, ja ich glaube, man wird, wenn man die Sache überhaupt mit Kraft 
durchjegen will, nicht umhin können, mitunter ein Erpropriationsrecht fich zu 
Ihaffen und in Anwendung zu bringen. Auch für diefe Fälle, meine Herren, 
halte ich eine vermittelnde Provinzialbehörde für die befte. 

Nun aber handelt fih8 weiter um eine andere fehr. wichtige Frage, das iſt 
die Auffichtsfrage, die Auffichtsfrage ſowohl bei Genoffenjhaftswaldungen wie 
bei Schugmwaldungen. Der Gejegentwurf will für die erfteren, für die Genoffen- 
Ihaftswaldungen, die Aufficht der Landespolizeibehörde in 8 37 vorbehalten, für 
die Schugmwaldungen fol die Auffiht den Waldfchutgerichten bleiben. Diefer 
Unterjhied, meine Herren, mag wohl theoretifch richtig fein, praktiſch ift er nicht; 
praktiſch wird es fich in vielen Fällen um daffelbe Maß von Aufficht Handeln, 
und die Aufficht wird von derjelben Wichtigkeit fein. Denken Sie fi den Fall, 
wo es fich um Konfervirung von Quellen in einem Gebirgsgebiet handelt, wie 
wird man da zwedmäßig zu verfahren Haben? Man wird ein ganzes Waldgebiet 
als Schutzwald erklären und, meine Herren, den Schuß wird man nicht finden 
in Rodungsverboten, fondern man wird ihn finden müffen darin, daß man die 
Waldbefiger zwingt, diefe Wälder num nicht willkürlich fondern nad) feften forft- 
lihen Grundfägen zu behandeln. Das wird man aber wiederum nur erreichen 
können durch eine dauernde, fachverftändige, technifche Aufficht, zu einer ſolchen 
Auffiht aber wiederum werden den Kreifen die Mittel fehlen. Ich würde vor- 
ſchlagen, auch diefe Sachen in einer Hand zu laſſen, für beide Fälle, für Wald- 
genoſſenſchaften ſowohl wie fir Schutzwälder die Aufficht den von mir vorge- 
ſchlagenen provinziellen Waldkulturbehörden zu übertragen. Diefen Waldfultur: 
behörden, welche die laufende Aufficht durch von der Provinz angeftellte Forft- 
beamte zu führen hätten, wiirde ich aud) die Aufficht iiber die Gemeindemwaldungen 
übertragen. Ich berühre dies nurnebenbei, weile eigentlich mit dem Geſetze in direktem 
Zufammenhang nicht fteht; ich berühre es aber, weil ich darin erſtens eine ge- 
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rechte Forderung der Selbſtverwaltung erblicke, und zweitens, weil ich die heutige 
Refſſortvertheilung der Forſtkulturſachen an drei Refforts, an den Finanzminiſter, 
an den Minifter des Innern und an den landwirthichaftlicden Minifter, für einen 
fehr grellen und ſchädlichen Ueberfluß halte. Meine Herren, ich verfpreche mir 
in der That von einer foldden provinziellen Behörde, die ihre Aufgabe in dieſer 
Beziehung mit lebendigem Eifer und voller Sachkunde erfaßt, jehr weſentliche 
Bortheile für unſere Waldfultur, und um Sie auf die Größe diefer Aufgabe 
aufmerffam zu machen, will ih nur aus dem Mheinlande ein Datum anführen; 
das ift das, daß nad ſachverſtändiger Schägung von ſämmtlichen rheinifchen 
Privatwaldungen 2/3, jage zwei Drittel, rund eine Million Magdeburger Morgen 
fi in dem. allerverwahrlofeften, troftfofeften Zuftande befinden. Meine Herren, 
ein großer Theil dieſer Flächen hat zu Zeiten die fchönften Laubwälder getragen; 
heute gewähren fie Schafen und Schweinen eine fehr kümmerlihe Weide oder 
eine mehr und mehr verfagende Waldftreu, und wenn da feine Hülfe gejchieht, 
fo werden Sie in einer gewiſſen Reihe von Jahren eine öde Steinkluft fehen. 
Meine Herren, meld großes Nationalvermögen gebt auf diefe Weife verloren! 
Ich intendire nicht, daß Sie diefe Gefichtspunkte ſich fofort aneignen, indeffen 
als Bater diefer Vorfchläge verzeihen Sie es mir, wenn ich da das Kind nicht 
gleich flir ein todtgeborenes halte, fondern Sie bitte, die Sache in der Kommif- 
fion weiter zu erwägen. | 

Bräafident: Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich kann den foeben von 
dem Herren Vorredner geäußerten Bedenken und Vorſchlägen eine gewifle 
Berechtigung nicht abfprechen, allein ich meine, daß der Hegel nach doch die Kreis» 
bebörde und fpeziell der Kreisausſchuß, das Waldſchutzgericht dieſes Geſetzes, die 
geeignete Behörde fein wird, um die vorfommenden Fälle zu erledigen, welche 
doch meiftens, wie Sie zugeben werden, mehr Iofaler Natur find oder wenigſtens 
in den Bereich eines Kreifes fallen. Ich glaube entjchieden, daß die überwiegende 
Mehrzahl von Fällen das Gebiet des Kreifes nicht üiberjchreitet; einzelne Fälle 
werden allerdings eine größere Ausdehnung gewinnen, und es wird fi dann 
empfehlen, eine Anlehnung an die Behörde des größeren Bezirks, vielleicht auch 
an probinzielle Behörden zu gewinnen. Sollte es nöthig fein, fo fann ja aber 
meines Erachtens in diefer Hinficht durch einen Zufag in dem Gefetze die nöthige 
Abhilfe gefchafft werden, in den meiften Fällen wird aber diefe Anlehnung an 
größere Bezirke und Bezirtsbehörden wohl auch im Wege der freien Verftändi- 
gung fi von jelber machen. Ich Tann alfo das Bedenken, welches der Herr 
Vorredner geäußert hat, nicht als ein durchaus durchgreifendes erachten. Das 
Bedenken, was ber erfte Herr Redner in Bezug auf die Rerhältniffe in Schleswig- 
Holftein geäußert hat, bin ich, wie ich befennen muß, außer Stande zu wibder- 
legen, da ich die dortigen Verhältniffe nicht kenne, ich glaube aber, man wird 
ben anderen Theil auch hören müffen, nämlich die dortigen Beſitzer, gegen welche 
der Herr Vorredner aufgetreten ift, und es ift jehr möglich, daß deren Reden, 
Erflärungen und Wünſche ganz anders lauten als diejenigen des Herrn Bor- 
redners. Sodann ift ferner noch geäußert worden das Bedenken, daß das Gefet 
nicht weit genug geht. Ya, meine Herren, ich bin der Meinung, daß das Gefet 
gerade einen jehr großen Vorzug dadurch hat, daß e8 den befannten allgemeinen 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Theil I. Tit. 9 88 29-34 genau ent- 
ſpricht und daß es fih genau in der Linie diefer fehr verftändigen Vorfchriften 
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hält. Mir geht das Gejeß durchaus gerade weit genug. Ich wünſche nicht, 
daß es noch weiter gehen möchte. Ich bin mit den allgemeinen Prinzipien, denen 
das Geſetz folgt, faft durchweg einverftanden. Namentlich bin ich damit einver 
ftanden, daß das Geſetz Abftand genommen Hat von allgemeinen Vorſchriften, 
3. B. von einem allgemeinen Verbot der Rodung, der fogenannten Walddevafta- 
tion, der nicht pfleglichen Behandlung des Waldes, ſowie von einem allgemeinen 


Gebote der Wiederkulter. Ich bin auch damit einverftanden, daß von allgemeinen | : 


und verfhwommenen Ausdrüden wie Gemeinwohl, gemeine Gefahr, erhebliches 
Intereſſe der Landeskultur u. ſ. w. Abftand genommen ift, daß man dagegen 


die einzelnen Kategorien von Fällen, in welchen die Anordnung einer Schutz- 1 


waldfultur und von Schugmaßregeln liberhaupt für nothwenhig zu erachten find, 
ſpeziell hingeftellt hat. Nur bin ich der Meinung, meine Herren, daß die Frage, 
ob diefe Fälle wirklich umfaffend genug Hingeftellt find, allerdings noch eine ein- 
gehendere Erwägung bedarf, die natürlich auch in der Kommiſſion flattfinden 
wird. Ich made beifpielsmweife aufmerkſam auf einen Fall, welcher, obſchon die 
Motive mit einer gemwiffen Heinen Selbftgenügfamkeit jagen, daß die Fälle er- 
fchöpft feien, doch vergefien if. Im $ 2 sub b. ift nur von den Fällen die 
Rede, wo unterhalb gelegne nugbare Grundftüde, Straßen oder Gebäude der Ge- 
fahr der Ueberſchüttung oder der Ueberfluthung ausgefett find. An die oberhalb 
belegenen Grundftüce, Straßen oder Gebäude feheint Niemand bei Abfaffung des 
Gefetes gedacht zu haben, und doch fommt e3 nicht felten vor, daß die oberhalb 
gelegenen Grumdftüde, Straßen oder Gebäude durch fogenannte Abrutjchungen 
der Berge äußerft gefährdet find. Ich kann aus meinen Erfahrungen von meinem 
Gute, welches am Bober und einem andern Flüßchen, deren hohe Ufer aus Lehm 
beftehen, liegt, mittheilen, daß dort häufig die oberhalb belegenen Grundftiide in 
Folge von Abgleitungen unterhalb belegener Schichten gefährdet find, und es 
war erft vor einigen Jahren die Gefahr vorhanden, daß die Sorau-Grünberger 
Chaufſee in nicht unerheblicher Ausdehnung in die Tiefe rutſchte. Alfo auch diefe 
Fälle werden mit in den Bereich diefes Gefeßes gezogen werden müffen. Die 
Generalifirung in allgemeinen Ausdrüden halte ich im höchften Grade gefährlid, 
diefelbe wilrde in fehr vielen Fällen die Entſcheidung im Einzelnen aufs Höchſte 
erf hweren und zu fehr großen Ungleichheiten führen. Mir erfcheint die Gefahr, 
die in der Möglichkeit des Zuviel in den allgemeinen Ausdrücken liegt, viel ſchwerer 
und bedenflicher als die Gefahr des Zumwenig, die möglichermweije in der Auffüh— 
rung der einzelnen Fälle liegt. Allgemeine Berbote und Gebote aber, wie bie 
vorhergehenden, bin ich der Meinung. wirken doch fo tief einfchneidend in das 
freie Selbftbeftiimmungsrecht des Einzelnen, daß die Geſetzgebung davon in ber 
Regel Abftand nehmen muß. Die Geſetzgebung hat die dringende Pflicht, nicht 
weiter in das Selbftbeftimmungsredht des Einzelnen einzugreifen, als die äußeren 
Umftände abfolut erfordern, und ich bin der Meinung, daß in diefer Hinficht das 
vorliegende Geſetz gerade ein durchaus richtiges Maß hält. Ich bin auch ferner 
damit einverftanden, daß nach dem Geſetze die Anordnung ber nothwendigen 
Maßregeln nicht von Amtsmegen, fondern nur auf Antrag der betheiligten Pri- 
daten und Verbände refp. der Tandespolizeibehörde zu erlaffen if. So viel id 
gehört Habe, hat der Herr Minifter fich hente nicht weiter über diefen Punkt ge- 
äußert; aber ift flimme mit dem, was in den Motiven dariiber gejagt ift, gatız 
und durchaus überein. 
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Was die Waldgenoſſenſchaften in dem zweiten Theil des Geſetzes betrifft, 
ſo finde ich, daß das Prinzip, welches dort ſeinen Ausdruck gefunden hat, doch 
auch nur ein ſehr mildes, zahmes iſt, und ich glaube, daß das Bedenken, welches 
der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer-Alſt geäußert hat, doch kaum zutreffend 
erſcheinen kann. Wenn der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer-Alft ſich nur das 
einzige Wort,uur“ recht anjehen wollte, was in dem 8 22 fteht, ſo würde er jehen, daß 
wirklich Schon das Inslebentreten folder Genoſſenſchaften genug erjchwert iſt. Blos 
da, wo die forftmäßige Benußung nebeneinander oder vermengt gelegener, aus 
Waldgrundſtücken oder öden Flächen beftehender Befitungen nur durch gemein— 
ihaftlihe Bewirthſchaftung zu erreichen ift, fünnen folde Genoſſenſchaften ge— 
bildet werden. Mit Rückficht darauf wird alfo jhon von Haufe aus nur in 
verhältnigmäßig feltenen Fällen, wie ich fürchte, eine ſolche Genoffenfchaft ins 
Leben treten können, und unter diefen Umftänden noch weitere Erſchwerungen 
hinzuzufügen, das möchte wohl gar nicht am Plate fein. Ach bin namentlich 
ganz damit einverftanden, daß man fi auf Grund der Mehrheit blos nach dem 
Kataftralreinertrage einen Majoritätsbefchluß zur Begründung der Genofjenichaft 
zu Stande fommen laffen will. 

Meine Herren, auch ich bin der Meinung, daß das Geſetz einer Kommiffion 
zuzumweifen ift und fehließe mich dem Antrage des Herrn Abgeordneten Freiherr 
dv. Schorlemer-Alft an, daß diefes Gefe der um fieben Mitglieder zu verftärken- 
den Agrarkommiſſion zu überweiſen jet. 

Präſident: Der Abgeordnete Dr. Braun (Waldenburg) bat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Braun (Waldenburg): Bisher find alle Redner darüber 
einig, daß das Geſetz an eine Kommiffton verwiefen werden fol. Einige jchlagen 
die verftärkte Agrarlommiffion vor, Andere eine befondere Kommiffion von 14 Mit- 
gliedern; ich würde das letztere vorziehen. Eine ſolche Kommiffion fol den Ent- 
wurf prüfen nad) den allgemeinen, rechtlichen und wirthichaftlichen Grundjägen 
und von dem Standpunkte der Gemeinnükigfeit für Alle, während die Agrar- 
fommiffion doch wohl vorzugsweife die landwirthſchaftlichen Antereffen im Auge 
haben würde, die allerdings hier auch in Betracht fommen, aber keineswegs die 
allein maßgebenden find. Es kommt namentlich eine Reihe von höchſt wichtigen 
Rechtsfragen in Betracht: die Ausgleihung des Gefammtinterefjes mit den wohl- 
berechtigten Anſprüchen des Eigenthlimers, die Frage der Konftruftion diefer Ge- 
noffenschaften, namentlich ihres Selbftverwaltungsrechtes. Das find keineswegs 
ſpezifiſch agrariſche Dinge, und im Allgemeinen kann man nit fagen, daß die 
Waldwirthſchaft und die Landwirthſchaft identisch find, fie ftehen manchmal ſogar 
in einem gewiffen Gegenfat, denn die Landmwirthichaft reffamirt oft das Laub, 
wo der Verwalter des Waldes es nicht hergeben will u. |. w. Ich bin um jo 
mehr veranlaßt, eine befondere Kommiffion zu wünſchen, als ich in der ausge- 
zeichneten Rede, womit der Herr Minifter für die landwirihſchaftlichen Angelegen- 
heiten das Geſetz eingeleitet hat, einige bedenkliche Anklänge gefunden habe. 

Nachdem der Herr Minifter gejagt hatte, er wolle ſich nicht einlaffen auf 
den Streit verfchiedener wirtbfchaftliher Schulen, auf den Unterfchied zwiſchen 
römiſch⸗rechtlichem und deutjch-rechtlichem — fol heißen genoſſenſchaftlichem Ge- 
ſammteigenthum, zwifchen römifhem Kondominium und germaniſchem Gejammt- 
eigenthum, — hat er fi) denn doch mit einer fehr fchneidenden Entjchiedenheit 
gegen jene wirtbfchaftlichen Theorien ausgeſprochen, die die unbedingte und 
ſchrankenloſe Freiheit des Eigenthums wollen. Er verfichert, entgegen diefer 
Theorie fei diefer Gejegentwurf konſtruirt. Nun, meine Herren, ich gehöre zu 
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Denjenigen, welche ohne Zweifel flir die Befreiung des Grundeigenthums find. 
Wer die Beihränfung des Grundeigenthums verlangt, der muß meiner Meinung 
nach den Beweis der Nothwendigkeit derfelben fiihren. Ein ſchrankenloſes Grund» 
eigenthum giebt es auf der weiten Welt nicht, denn das Allerfreiefte hat das 
Damoflesfhwert der Erpropriation iiber fich, ift daher keineswegs von einer un- 
bändigen Freiheit bejeffeu, von der man Gefahren zu befürchten hätte. Aljo 
bleiben wir bei der gewöhnlichen Theorie der Achtung des Eigentums, aus dem 
man nicht einen pofitiven Inhalt'nach dem andern loslöſen Tann, ohne ſchließlich 
zu befürchten, daß das Eigenthum jelbft fchlieglich zu einem weſentlichen Schatten 
dahinfchwindet. Ich gebe zu, wenn man einen Strand fieht, wo der Sand hin- 
und hergeweht wird, wenn man 3. B. das Glüd bat, die furifche Nehrung aus 
eigener Anfchauung zu kennen, wie ich fie fenne, die ein Bild bietet, das wirklich 
beinahe dem der Wüſte Sahara gleichfommt, wenn man die Entwaldung unferer 
Gebirge beobachtet hat, fo muß man jagen, es ift irgend etwas nöthig. Aber auf 
der anderen Seite bedenken Sie doch die umgekehrten Sünden, wie fie nament- 
ih in Weftdeutichland verübt worden find. Dort befand fih das Eigenthum 
in gefammter Hand, es gehörte großen Markgenoſſenſchaften, die, fo lange fie 
lebenskräftig waren, eime mufterhafte Verwaltung führten und den Wald befjer 
geichligt haben als irgend eine dritte Perfon, ein Nichteigenthümer, auch wenn 
derfelbe Obrigkeit ift. Dieje fhöne Geftaltung des Waldeigenthbums bat man 
muthwillig zerftört und hat nicht allein die Verwaltung der Kommunalwaldungen, 
die fich gebildet Haben aus den Fragmenten diefer Waldgenoffenjchaften, jondern 
auch die Privatwaldungen zum Theil dritten Berfonen, das heißt der Obrigfeit, 
in die Hand gegeben, fo daß fie fich geftaltet haben, wie es früher im Bergbau 
der Fall war: der Techniker regiert und der Eigenthiimer bezahlt. Dadurch iſt 
jehr viel Schlimmes geftiftet worden. Der Herr Minifter fagt uns, daß in ber 
germanischen Seele die Liebe zum Walde wurzele. Das ift richtig, aber man 
hat vielfach die Wurzel diejer Liebe ausgeriffen dadurch, daß man den Gemeinden 
gar feine Macht in Betreff ihres Waldes mehr ließ, fondern das ausſchließlich 
den Technifern libertrug, fo daß die Gemeinden fi gewöhnten, den Wald als 
etwas Fremdes zu betrachten und in den Bejchligern dieſes Waldes ihre Feinde 
zu erbliden. Das ift ein fehr gefährlicher Zuftand, den man auf die Dauer nicht 
fefthalten fol. Nun glaube ich allerdings, daß der Gejeentwurf im Ganzen 
den richtigen Weg wählt, er will nicht die abfolute Bevormundung, er will nicht 
die individualifirende Zerjplitterung des Waldeigenthbums, er will Waldgenoffen: 
haften. Diefe Idee ift ohne Zweifel richtig, nur darf man das Inſtitut der 
Schutmwaldungen nicht fonfundiren mit dem der Waldgenoſſenſchaft. Schub: 
waldungen find eine abjolute Nothwendigfeit, und da ift auch Zwang geredt- 
fertigt; Waldgenofjenichaften werden fih, wenn das Gefe im librigen den ver- 
nünftigen, wirthichaftlichen und freiheitlichen Vorausſetzungen entfpricht, auch 
bilden, ohne daß man denjenigen Grundſatz von Zwang anwendet, der für die 
Schutgenofjenihaft nothwendig if. Desmegen, meine Herren, will ich da diffe— 
renziren und will in Betreff der Bildung und Verwaltung der Waldgenofjen- 
ſchaften andere Grundſätze aufftellen, als diejenigen, die beiſpielsweiſe bezüglich 
der Schutmwaldungen für nothwendig werden gefunden werden. Ich kann mich 
daher nur für die Grundidee des Gefeentwurfs erflären. Im einzelnen werden 
wir vielfadh daran zu ändern und zu beffern finden; denn es geht in der That 
Dieles zu weit. Wenn ich den Grundeigenthlimer bejchränfe, wenn ich ihn er 
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propriire, ſo muß ich ihn auch entſchädigen, das erfordert die Heiligkeit des Ei— 
genthums. Wenn ich Genoſſenſchaften bilde, wenn ich zurückkehre zu jener glor- 
reichen Inſtitution der Markgenoſſenſchaft, wie fie ehedem im Weften beftanden 
bat, welche autochthone Gemeinden und nicht Kolonifationen hatte, dann muß 
ih den Waldgenofienfchaften auch einen pofitiven Inhalt geben, d. h. ich muß 
ihnen das Selbftverwaltungsredht geben. Nun wird man fagen, das fiihrt wieder 
zur Devaftation. Meine Herren, das ift ein großer Irrthum. Die Devaftation 
hat in Deutfchland erft angefangen von dem Augenblide an, wo dieſe Mark— 
genofjenfchaften Hinfällig wurden und zerjplitterten‘ fo lange fie beftanden, haben 
fie den Wald geſchützt. Ich muß dabei bemerken, daß die Zeit des Holzmangels 
keineswegs erft aus diefem Jahrhundert datirt, wie der Herr Minifter glaubt, 
jondern daß wir in den Waldrodungen der rheingauer Markgenoffenfchaften ſchon 
Vorſchriften gegen Devaftation unter Berufung auf Holgmangel finden, das heit 
im jehszehnten und fiebzehnten Jahrhundert, theilweife noch friiher. Diefe Ge- 
noſſenſchaften haben einen Tonfervativen Sinn deshalb, weil der Eigenthitmer, 
der nur eine Heine Parzelle befitt, darauf angemwiefeu ift, aus der Parzelle wo- 
möglich etwas in jedem Jahre herauszufchlagen; wenn aber zehn, zwölf, flinf- 
zehn, zwanzig Gemeinden vereinigt find zu einer Genoſſenſchaft mit einem großen 
Waldkompler, fo vertheilt es ſich auf die verjchiedenen Jahre. Der Gejammt- 
iompler trägt immer etwas ein, denn wenn der eine Schlag ruht, fommt der 
andere zur Ausbeute Es ift mit einem fo großen Ganzen wirtbichaftlich beffer 
zu operiren als mit einem Heinen Fragment. Das ift der Grund, warım dieſe 
Genoſſenſchaft volle Gewähr "bietet gegen Devaftation und fonftige waldfeindliche 
Gelüfte. Bietet fie aber diefe Sicherheit, dann muß man weiter gehen, als der 
Entwurf will. Daß diefe Genoffenihaftsporftände fidh bei ihrer Verwaltung des 
technischen Beiraths und der technifchen Hülfe bedienen werden, verfteht ſich von 
ſelbſt, und je beffer der Forfttechnifer ift, defto höher wird er von diejen Ge— 
noffenfchaften geachtet. Will man ängftlich fein, jo kann man unter beftimmten 
Borausfegungen diefen Forfttechnifern eine Seite einräumen, aber dieſe Ge- 
noffenschaftstechnifer werden, das wiederhole ih, ihrem Beruf, den fie damals 
hatten, nur dann entjprechen, ihrer Aufgabe nur dann genügen, wenn man aud) 
im Prinzip, nicht bloß in der äußeren Formation, zuriidfehrt zu jener urgerma- 
niſchen Snftitution der Wald- und Markgenoffenfchaften, wie fie ehedem zur Zeit 
der Blüthe in Deutfchland beftand. Das ift fein römifch-rechtliches Kondominium, 
es ift eine deutfch = rechtliche Genoſſenſchaft, mo eben der Gejammtvorftand der 
Eigenthümer ift und der Einzelne eigentlich fein Eigenthum hat, fondern nur 
eine antheilsmeife Nutzungsberechtigung. Nun kann man freilich die alten Mark— 
genoffenfchaften nur infomweit wieder herftellen, als man den jegigen Eigenthiimern 
ihr Eigenthum nimmt; man kann feine Markgenoffenfchaft herftellen quoad con- 
dominium, wohl aber quoad usum, und hier möchte ich in Vertretung des Ge— 
fammtintereffes noch etwas weiter gehen, als es der Entwurf thut. Dann möchte 
ih mich mit Herrn v. Löper darin einverftanden erflären, daß die Oberaufficht 
und die Oberverwaltung diefer Genoſſenſchaften einer Provinzialbehörde gegeben 
wird, und nicht den Kreisausſchüſſen. Der Kreis ift ein zu Meiner Verband, 
um ſolche große Dinge, chthonographiſche und hydrographiſche Verhältniſſe über— 
ſehen zu können. Außerdem fürchte ich auch, daß Sie dieſen Kreisausſchuß 
«jo ſehr mit den heterogenſten Geſchäften überladen und daß er eines ſchönen 
Morgens Strife macht, weil er das Alles nicht risfiren will,. denn das überfteigt 
Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 4 
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menſchliche Kräfte. Und wenn Sie die Kreisausfchüffe jo überladen, dann fommt 
e3 vielleicht dahin, daß fie fich ein großes Beamtenperfonal beigeben laffen, denn 
auf dem Wege der Selbftverwaltung laffen ſich fo komplizirte Dinge nicht 
machen. 

Ich habe mich abfichtli nur auf einige Gefichtspunfte beſchränkt; ich will 
Ihnen die zahlreichen Bedenken, die ich gerade bei dem wichtigften Paragraphen 
des Gejetes habe, einzeln nicht vorführen. Ach hoffe, meine Herren, ich habe 
Sie überzeugt, daß das Geſetz, jo löblich es in feiner Tendenz ift, doch ebenfo 
anfechtbar ift in feiner Anwendung. Es lohnt fi daher der Mühe, eine Spe- 
zialkommiſſion niederzujegen, die nichts zu thun bat, als dieſes Geſetz zu begut- 
achten und ihm diejenige Aufmerkfamkeit zuzumenden, die es feiner Tendenz nad) 
verdient, aber auch diejenige Aufmerkſamkeit, die es bedarf, weil es in vielen 
einzelnen Dingen höchft verbefferungsbedürftig if. Das ift der Grund, warum 
ich Ihnen vorjchlage, den Gefegentwurf an eine befondere Kommiffton von 14 Mit- 
gliedern zu vermeijen. 

Präfident: Es ift der Schluß der Diskuffion beantragt durch den Abge- 
ordneten Hoppe. Ich erjuche diejenigen Herren aufzuftehen, welche den Antrag 
unterſtützen. (Gejchieht.) 

Die Unterftigung reicht aus. 

Auf der Rednerlifte find noch eingejchrieben für: Die Abgeordneten Schell: 
wig, Dr. Bening, gegen die Borlage: die Abgeordneten Reichensperger, Wiffe- 
Iind, Mühlenbed. 

Diejenigen, welche jetzt die Diskuffion fchließen wollen, erjuche ich aufzuftehen 
oder ftehen zu bleiben. (Gejchieht.) 

Das ift die Majorität; die Diskuffton ift gefchloffen. 

Zu einer perfünlichen Bemerkung hat der Abgeordnete v. Schorlemer » Alt 
das Wort. 

Abgeordneter v. Schorlemer-Alft: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete 
v. Löper-Töpersdorf hat im Eingange feiner Rede fein Erftaunen dariiber ausge- 
drict, daß ich mich gegen die Schutz waldungen ausgeſprochen. Er hätte ſich 
dies Erftaunen erfparen fünnen, denn ich habe mich gegen die Schutz waldungen 
nicht ausgefprochen. 

Prafident: Zu einer perfünlichen Bemerkung hat der Abgeordnete v. Löper⸗ 
Löpersdorf das Wort. 

Abgeordneter y. Röper-Röpersdorf: Ich glaube, meine weitere Ausfüh— 
rung hat bewiefen, wie ih Herrn v. Schorlemer-Alft verftanden habe. Es war 
nur ein Verſprechen von mir; gegen die Genoſſenſchaftswaldungen haben Sie 
fih doch ausgeſprochen? (Zuftimmung des Abgeordneten v. Schorlemer-Alft.) 

Das habe ih auch nur gemeint. 

Prafident: Meine Herren! Es ift von verjchiedenen Seiten die Vorberathung 
in einer Kommiffion beantragt, ein Antrag geht dahin: 

die zu mählende Agrarfommijfion behufs der Berathung diejes Geſetzes 
um 7 Mitglieder zu verftärken. | 

Diefer Antrag ift geftellt vom Abgeordneten v. Schorlemer-Alft. 

Der Abgeordnete Braun (Waldenburg) uud auch Dr. Seelig, mgnn ich richtig 
verftanden habe, haben beantragt: 

eine befondere Kommiffion von 14 Mitgliedern zu wählen. 
Zur Gefhäftsordnung hat der Abgeordnete v. Schorlemer:Alft das Wort. 
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Abgeordneter v. Echhorlemer-Alft: Ich ziehe meinen Antrag, nachdem ich 
erfahren habe, daß die Majorität des Haufeg — wenigſtens die Partei, welche 
die Majorität hat — bereits eine befondere Kommiffion in ihrer Fraktionsſitzung 
beſchloſſen Hat, zurück. (Heiterkeit.) 

Präfident: Es liegt alſo nur noch ein Antrag vor; ich werde einfach die 
Frage ſtellen auf eine beſondere Kommiſſion von 14 Mitgliedern zur Vorbe⸗ 
rathung dieſes Geſetzentwurfs und erſuche diejenigen Herren, welche für eine 
ſolche Kommiſſion fich entſcheiden, aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität des Hauſes. 


B. Bericht der IX, Kommiifion über den Gefegentwurf, betreffend | 
Schutzwaldungen und Waldgenofienfchaften. 
Berichterftatter: Abgeordneter Bernhardt. 


Die mit der Borberathung des genannten Gefeßentwurfes betraute Kom- 
miſſion hat ihrer Aufgabe in 21 Sigungen genügt. An denjelben nahmen als 
Regierungstommiffare Theil: 

für den Herrn Finanzminifter Herr Landforftmeifter Haas, 

für den Heren Minifter des Innern Herr Geheimer Regierungsrath 
v. Brauchitſch, 

für den Herrn Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Herr 
Minifterialdireftor Marcard, 

für den Herren Juftizminifter der Herr Geheime Juſtizrath Schmidt. 

Die Kommiffton beſchloß den Gefegentwurf in zwei Lefungen durchzube— 
rathen und beftellte den Abgeordneten Bernhardt zum Referenten. 

Die Berathung über Abjchnitt I. ($ 1) des Geſetzes wurde zunächft vertagt. 

In der Generaldiskujfton iiber Abfchnitt II. des Gefetentwurfs (88 2—21), 
welche mit der Sperialberathung tiber $ 2 verbunden wurde, famen die allge- 
meinwirtbichaftlichen und ftaatsrechtlichen Motive, welche zum Erlaß eines folchen, 
die freie Dispofition der Waldeigenthüimer bejchränfenden Geſetzes Anlaß geben, 
zu eingehender Beſprechung; ebenfo wurden die wiffenfchaftlichen Grundlagen der 
Lehre von der klimatiſchen und Kulturbedeutung der Waldungen überhaupt kurz 
entwickelt. 

Die beſondere Art des hier in Rede ſtehenden Geſetzentwurfs, der nicht einer 
allgemeinen Rechtsanſchauung Ausdruck verleiht oder einem von Allen empfun— 
denen oder anerkannten Rechtsbedürfniß genügt, vielmehr durch ſinguläre Ver— 
hältnifſe und die Eigenart eines einzelnen Wirthſchaftszweiges, der Waldmirth- 
ſchaft, nothwendig gemacht wird, bedingt das ftete Zurüdgreifen auf konkrete 
Berhältniffe, welche allein ein folches Gefet berechtigt erjcheinen laſſen. Diefe 
Berbältniffe aber find vielfah nur mit Hülfe von wiffenjhaftlichen Unterſuchun— 
gen jo Har zu flellen, daß fie als Grundlagen der Gejeßgebung benugbar find 
und es können deshalb bei Berathung diefes Gejegentwurfes technifche und wij- 
fenichaftliche Erörterungen nicht ganz vermieden werden. 

Der Regierungsentwurf zieht die allgemeine klimatiſche und hygieniſche Be— 
deutung der Waldungen als Motive zur Beihränfung der Privatwaldwirthichaft 
nicht heran. Es mußte als eine Aufgabe der Kommiffton betrachtet werben, die 
einschläglichen Verhältniſſe forgfältiger Prüfung zu unterziehen, Sr zu einem 


— 92 — 


begründeten Urtheile darüber zu gelangen, ob der Entwurf bei der Begrenzung 
des Begriffes der Schutzwaldungen nicht wichtige allgemeine Intereſſen über- 
fehen oder über das berechtigte Maaß binausgegangen fei. 

Was zunächſt die allgemeine klimatiſche Bedeutung der Waldungen anbe⸗ 
langt, fo haben erafte Verſuche der Neuzeit unzweifelhaft ergeben, daß die 
mittlere SJahrestemperatur im Walde um 1/s bis 1 Grad R. geringer ift, als 
im gleichgelegenen waldlofen Gelände, daß dies Verhältniß jedody in den ver- 
fchiedenen Jahreszeiten ein verfchiedenes ift, indem die Waldtemperatur im Früh⸗ 
ling um 0,43°, im Sommer um 0,9° geringer, im Herbfte um 0,24° höher ift 
als die Feldtemperatur, während im Winter ein nennenswertber Einfluß der 
Bewaldung auf die Luftwärme nicht nachweisbar if. Die Wärmemarima und 


Minima liegen während des ganzen Jahres im Walde um 4 bis 8° näher bei 


einander als im Felde. 

In allen Fahreszeiten vermehrten die Wälder die relative Luftfeuchtig— 
feit jehr bedeutend, am meiften in den heißen Monaten. Die wäfferigen Nie- 
derfchläge find deshalb und wegen der größeren Kühle der Waldluft im Wald- 
gelände viel bedeutender als im freien Felde (nach Unterfuchungen von 2. Fau⸗ 
trat und A. Sartiaur fielen in den Monaten Februar bis Juli 1874 in dem 
franzöfiihen Domainenwalde Halatte 15,5 mm. Regen mehr, als tiber dem be- 
nachbarten Felde; dies entjpricht einer Waffermaffe von etwa 46,000 Kilo- 
gramm). 

Die Verdunftung einer freien Wafferflähe ift im Walde um mehr als 
60 Prozent geringer, wie im freien Felde; aus einer mit Waſſer kapillariſch ge- 
fättigten 14 Cent. tiefen Bodenſchicht verdunften 

im Walde mit Streudede im Walde ohne Streudede 
15 38 
Bolumtheile Waffer, wenn aus der gleichen Bodenjchicht im freien Gelände und 
ohne Pflanzendede 100 Bolumtheile Waſſer verdunften. 

Dieje Ergebniffe der wifjenjchaftlichen Forſchung vermögen nad) der liber- 
einftimmenden Anficht der Mitglieder der Kommiffton nicht, geſetzgeberiſche Maß- 
regeln zu begründen, welche etwa zur durchgreifenden Regulirung der Himatifchen 
Berhältniffe von Preußen eine Vermehrung der Gefammtbewaldung diefes Lan⸗ 
des ind Auge faßten. Man erfannte vielmehr allgemein an, daß der Regierungs- 
entwurf dem Beditrfniffe der Jetztzeit volllommen entfpreche, wenn er, ohne die 
allgemeine Himatifche Bedeutung der Wälder als Motiv der Eigenthumsbe- 
ihränfung heranzuziehen, den Begriff der Schugmwaldungen fo, wie er gethan, 
beſchränke. 

Das oben über die atmoſphäriſchen Niederſchläge und die Verdunſtung im 
Walde und freien Felde Geſagte, ſo wurde in der Kommiſſion ausgeführt, ſei 
jedoch bedeutungsvoll für die Frage des Einfluſſes, welchen die Wälder auf die 
Quellenbildung und den Waſſerſtand der Flüſſe äußern. In dieſer Beziehung 
ſei zu konſtatiren, daß genaue Pegelmeſſungen ſeit lange eine ſtetige Abnahme 
des mittleren Waſſerſtandes der Preußiſchen Ströme ergeben haben. Seit 50 
„Jahren babe diefe Abnahme betragen 

beim Rhein 56 Cent. 
bei der Elbe 40 ,„ 
bei der Oder 40 ,„ 
bei der Weichſel 6l „ 
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Man fei genöthigt zu großartigen Korrektionen zu greifen, um der Schiff- 
fahrt das benöthigte Fahrwafſer zu beſchaffen. Die Entwaldung der Quellge- 
biete und der die Wafferläufe umgebenden Höhen fei ohne allen Zweifel — dies 
beweije jede Ouellenmeffung — in hohem Maße als Urfache diefer Waflerver- 
minderung anzufehen, wenngleich e8 unzweifelhaft feſtſtehe, daß die Flußbetten 
nur etwa die Hälfte ihrer Wafferfiillung aus fidhtbaren Waflerrinnen, die andere 
Hälfte durch das in unfichtbaren unterirdifcyen Rinnſalen, welche überall im Bo⸗ 
den niedergehen, abfließende Waffer empfangen. 

Unzweifelhaft liege auch fpeziell fiir Preußen ein zwingendes Motiv vor, 
den Waldungen in den Ouellgebieten gejeglichen Schuß zu gewähren, wenngleich 
die Urfprungs-Ouellgebiete unferer großen Ströme nicht innerhalb des Staat$- 
gebietes liegen und der Schuß derjelben nur durch Vereinbarungen mit anderen 
deutjchen Staaten oder — wie dies bei Rhein und Weichjel der Fall — fogar 
nur durch internationale Verträge erreichbar fei. Bon größter Bedeutung ſeien 
alle die zahlreichen Duellgebiete der Flüffe zweiter und niederer Ordnung, welche 
in Preußen felbft liegen; die Wafferfülle aller Zu- und Nebenflüffe der großen 
Ströme bedinge den Wafferreihtum der legteren felbft. 

Was die fanitäre Bedeutung der Wälder anbelange, fo habe der Entwurf 
derjelben Berückſichtigung nicht geſchenkt. Es fei Dies zu billigen, weil die wif- 
fenfchaftliche Forſchung auf diefem Gebiete, welche allein die Grundlage der 
Gefeggebung bilden könne, zu abichließenden Ergebniffen noch nicht gelangt jet. 
Es dürfe die große Wichtigkeit der Wälder für den Gefundheitszuftand ganzer 
Landſtriche ebenfomohl wie namentli größerer Städte keineswegs geläugnet 
werden; ſchon jetzt jeien die Unterfuchungen fiber den Ogongehalt der Luft im 
Walde und in waldlofem Gelände bis zu einem Punkte gediehen, daß die Aus- 
ſicht auf intereffante Ergebniffe fih eröffne Allein zur Rechtfertigung eines 
Eingriffes in das Waldeigenthum müſſe eine feftere Grundlage gefunden werden, 
die zur Beit noch fehle. 

Klar vor den Augen aller liege die Bedeutung der Wälder für die mecha— 
niſche Befefligung von Bodenfchichten, welche durch den Stoß bewegter Tufttheile 
oder des Waffers einer Fortbewegung unterliegen, aljo namentlich von bemweg- 
lichen Sandländereien (Flugjand) und von der Erddede an fteilen, abſchwemm⸗ 
baren Gehängen, auf jharfen Bergrüden und fteilen Bergkuppen. Hier bedürfe 
e3 eines meiteren wiffenjchaftlichen Nachweifes nicht; eine ausreichende Erfahrung 
oft jehr trüber Art liege vor, die längſt Gemeingut aller Berftändigen ge- 
worden fei. 

Daß man in manden Fällen auch die Bewaldung der Ufergelände an 
Flüſſen und Kanälen unter gejeglihden Schuß ftellen müffe, um Uferbeſchädi— 
gungen und Schäden dur Eisgang zu vermeiden, fei ebenjo unzweifelhaft. 

In allen diefen Fällen fei der technifche Theil des Verfahrens, welches zur 
Begründung von Schutwaldungen führen folle, auch ohne wefentlihe Schwie- 
rigfeit. Jeder gebildete Techniker werde hier dag Richtige treffen und beftimmte 
Indizien leicht auffinden können. Dies ſei auch betreffS der Duellgebietswal- 
dungen zutreffend; viel ſchwieriger werde freilich unter Umftänden das technifche 
Gutachten da fein, wo es fi) um die Frage Handle, ob ein beftimmter Wald- 
tompler benachbarte Ortfchaften oder Feldmarken vor den nacdhtheiligen Einwir- 
tungen akuter Luftftrömungen in erheblihem Maße ſchütze. Zwar gebe aud in 
diefem Yalle das gefammte Verhalten der Baumvegetation in einer ſolchen Orts« 
lage einen Anhalt für die Beantwortung diefer Yrage und die Erfahruugen der 
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Ackerbauer ſeien neben der allgemeinen Beurtheilung der Geſammtheit der Orts⸗ 
verhältniſſe von nicht geringer Bedeutung; aber es müſſe gewiß zugegeben wer⸗ 
den, daß hier Vieles von der fubjektiven Anficht des Sachverſtändigen abhängig 
jet und eine allgemeine Norm gleihmäßiger Beurtheilung kaum aufgefunden 
werden könne. 

Dies dürfe aber nicht abhalten, auch in Fällen diefer Art die fchligenden 
Waldungen unter den Schuß des Gejeges zu fielen. In vielen Gegenden der 
Monarhie — es feien befonder3 die Verhältniffe von Schleswig-Holftein, des 
Hannöverſchen feenahen Flachlandes, vieler Bergländer im Weften, des Preu- 
ßiſchen Litorals u. ſ. w. in Betracht zu ziehen — feien ausgedehnte Dertlichkeiten 
dem verderblichen Einfluß jehr heftiger und Fonftanter Luftftröme ausgejett und 
dadurch in ihrer Kulturentwidelung und wirthichaftlihen Blüthe weſentlich be- 
einträchtigt. Ein ftarkes allgemeines Intereſſe fordere hier den gefeglihen Schuß 
der fchligenden Wälder. Neben dieſen techniſchen und naturwiffenichaftlichen 
Erdrterungen famen ın der Kommiffion auch die Ergebniffe der ftatiftifchen Er- 
hebungen in Bezug auf die Bewaldungsverhältniffe Preußens zur Beiprechung. 
Diefelben find für die vorliegende gefeßgeberifche Aufgabe von großer Bedeutung 
und man darf behaupten, daß ein Geje über Schugwaldungen iiberhaupt ent⸗ 
behrt werden könnte, wenn die Möglichkeit vorläge, daß der Staat, der natür⸗ 
liche Hüter der Landeskulturintereſſen, das Eigenthum an allen Waldgrundſtücken, 
denen die Eigenſchaften der Schutzwaldungen innewohnen, erwerben könnte. 

Preußen ift reich an Staatsforſten; eine lebhafte Agitation, welche zu An- 
fang diefes Jahrhunderts den Verkauf derfelben anftrebte, um ſchweren finan- 
ziellen Bedrängniffen Abhülfe zu verichaffen, hat zum Heile des Landes nicht zu 
ausgedehnten Staatswaldveräußerungen geführt. Regierung und Landesvertre- 
tung find heute darüber einig, daß Waldwirthihaft das Einzige für den Staat 
geeignete bodenmwirthichaftlihe Gewerbe und daß der Staatswaldbeſitz eher 
zu vermehren, als zu vermindern ift. Aber die Bertheilung der Staatswaldun- 
gen in den einzelnen Provinzen des Staates ift eine ganz ungleiche. 23,4 Pro- 
zent der Gefammtfläche des Landes find mit Wald bededt; aber nur 30 Prozent 
aller Waldungen ftehen im Eigenthume des Staats, 16 Prozent in dem der 
Gemeinden und Stiftungen, 54 Prozent in dem der Privaten. Wird die Staat$- 
waldfläche in ihrem Berhältnig zur Geſammtfläche des Landes betrachtet — 
was für die hier vorliegende Unterfuchung von Bedeutung ift — fo ergiebt fidh. 
daß von der Geſammtfläche Staatswald find 

23 Prozent im Regierungsbezirk Kaffel, 


12 -» ⸗ - Gumbinnen, 

11 ⸗ ⸗ Danzig, 

10 - in den Bezirken Potsdam, Marienwerder, Erfurt, Wiesbaden, 
9 ⸗ . = ⸗ Stettin, Frankfurt a. O., Trier, 
82 GKönigsberg und Bromberg, 

7 ⸗ . 0. ⸗ Merſeburg und Aachen, 
6Hannover und den Bezirken Stralſund und Oppeln, 
5 - im NRegierungsbezirt Magdeburg, 

4 ⸗ ⸗ ⸗ Breslau, Minden, Koblenz, 

3 ⸗ - Poſen, Cöslin, Köln, Düffeldorf, 

2 in n Schleswig. Holftein, Liegnig, Arnsberg, 

0,2 ⸗ im Regierungsbezirk Münſter, 


während in Hohenzollern gar kein Staatswaldbeſitz eriftirt. 
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Ohne auf die ſchwierige Frage der ſogenannten Normalbewaldung hier 
näher einzugehen, darf doch im Hinweis auf obige Zuſammenſtellung behauptet 
werden, daß der Staatswaldbeſitz in vielen Theilen der Monarchie ein viel zu 
geringer iſt, um auch nur annähernd einen Schutz gegen Kulturſchädigungen der 
mehrbezeichneten Art zu gewähren. Dazu kommt, daß der Schutz, welchen die 
Waldungen gewähren, ein ſtreng örtlicher iſt und daß uns zur Zeit jede Kenntniß 
fehlt, wo und in welcher Ausdehnung Waldgrundſtücke, denen die Eigenſchaften 
der Schutzwaldungen innewohnen, vorhanden ſind. Es iſt alſo nicht möglich zu 
überſehen, in weſſen Eigenthum dieſelben fich befinden und welche finanziellen 
Aufwendungen der Staat machen müßte, um das Eigenthum an denſelben zu 
erwerben. 


Das Fehlen einer feſten Organiſation, welche nach einem ſyſtematiſchen 
Plane vorzunehmende forſtſtatiſtiſche Erhebungen ermöglichte, wurde als ein 
ihwerwiegender Mangel der Preußifchen Staatseinrihtungen in der Kommiſſion 
beflagt. Es fei in Ermangelung aller ftatiftifchen Spezialangaben fiber die 
Schugwaldungen die Tragweite des vorliegenden Gejegentwurfes nicht zu be= 
urtheilen. Es fei dringend zu wünſchen, daß mit einer feften Organifation der 
forftlichen Statiftit in Preußen — wie dies in Bayern neuefter Zeit gejchehen 
— ungefäumt vorgegangen und dadurch für ähnliche gefetliche Regelungen eine 
pofitive Grundlage gewonnen werde. 

Nah Allem, was angeführt, wurde dag Bedürfniß zum Erlaß eines Schuß- 
waldgefeges in der Kommiſſion allfeitig anerkannt. 


Zahlreiche wirtbfchaftlihe Mißſtände und Kulturfhäden find durch Wald- 
zerftörung in vielen Theilen Preußens herbeigefiihrt worden; das öffentliche In— 
terefje fordert Schuß gegen ſolche Schäden; der Staat als Waldbefiger allein ift 
außer Stande, ihn zu gewähren; es erübrigt daher nur, einen gemeinjchädlichen 
Gebrauch des PrivatwaldeigenthHums durch Gefe zu verbieten. 

Wurde fo in Uebereinſtimmung mit früheren Beichlüffen des Abheordneten 
hauſes das Bedürfniß zum Erlaß eines Schutzwaldgeſetzes allgemein zugegeben, 
ſo traten doch über Art und Maß der den Eigenthümern von Schutzwaldungen 
aufzuerlegenden Beſchränkungen widerſprechende Anſichten hervor. 


Das Nähere hierüber wird weiter unten bei 8 2 berichtet werden. Es 
folgte die Spezialdisfuffton. 


I. Allgemeine Beftimmung. 


8 1. Pe die Beftimmung des Gefetentwurfs, daß die über die Beanf- 
fihtigung, Benugung und Bewirthichaftung der Staats-, Gemeinde-, Korpora- 
tions⸗, Genoſſenſchafts- und Yuftitutenforften jett beftehenden befonderen Vor— 
ſchriften in Kraft bleiben follen, wurden Einwendungen nicht erhoben. 

Bon einer Seite. wurde beantragt, aud alle diejenigen gefetlichen Vor- 
ſchriften, welche zur Zeit über die Privatwaldungen beftehen, in Kraft zu er- 
halten, SHiergegen erklärten ſich die Vertreter der Staatöregierung, indem fie 
ausführten, daß es dringend nothwendig erfcheine, eben jene zahlreichen im Weften 
der Monarchie (meift nur formell) noch zu Necht beftehenden, das Privatwald- 

eigenthum generell und oft fehr weitgehend bejchränfenden Vorfchriften zu befei- 
tigen, weil diefelben mit unferen heutigen Rechtsanfchauungen abjolut nicht mehr 
in Einklang ftehen. Der Antrag wurde nicht weiter verfolgt. 
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Ein anderer Antrag betraf die Aufrechterhaltung älterer Vorſchriften über 
die Bewirthſchaftung der ſogenannten Bondenholzungen in Schleswig-Holftein. 

Diefe, meift in Heineren Parzellen in der genannten Provinz zerftreut lie 
genden bäuerliden Waldſtücke bilden faft ein Drittel der gefammten Walbungen 
der Provinz, weldye nur noch 74,800 Heltaren Wald hat (4 Prozent der Ge 
fanımtfläche). Der Staat befitt in diefer Provinz 27,002 Heltaren, die Städte 
und Stiftungen befizen 1,731 Heltaren,, die größeren Gutsbeſitzer 23,228 Hel- 
taren, die Heineren Grundbeſitzer 22,861 Hektaren. Ein großer Theil der bäuer- 
lihen Waldungen befteht in fogenannten Bondenholzungen, welche den Bauern- 
höfen vom Staate zur Befriedigung des eigenen Holzbebarfes unter der Ber- 
pflihtung der Benugung nad Art eines guten Hausvaters zugelegt worden find. 
Ein freies Eigenthum an diefen Holzungen hat nie beftanden. Die Yorftordnnung 
vom 2. Juli 1784 und das landesherrlicde Patent vom 15. Zuni 1785 unter 
jagen jede devaftirende Benugung und ordnen die Einfhonung der Bondenhol- 
zungen gegen das Weidevieh an, 

Bei der großen Waldarmuth von SchleswigsHolftein iſt die Erhaltung 
diefer Waldftiide von bedeutendem allgemeinen Intereſſe. Eine von der Direction 
des landwirthichaftlichen Generalvereind der Provinz und von dem Borftande 
des dortigen Haidefulturvereind ausgegangene Petition (II. 281) bittet, dem 
Gefegentwurfe für die Provinz Schleswig-Holftein Gefegeskraft nicht zu geben 
und die Materie fir diefe Provinz durch ein Spezialgefeg zu ordnen. Die ge 
nannten Vereine motiviren ihre Petition hauptſächlich dadurch, daß die Bonden- 
holzungen beim Inkrafttreten dieſes Gefeges der Zerftörung anheimfallen wür⸗ 
den. Eine zweite, von einem Bondenholzbefizer ausgegangene Petition (II. 966) 
verlangt das Gegentheil und führt aus, daß dies Gejet den Bodenholzbefigern 
ſehr günftig fei, weil es die Beſchränkung des freien Eigenthums, welche jet 
beftehe, bejeitige. Die Vertreter der Provinz Schleswig-Holftein im Haufe der Ab- 
geordneten endlich find der Anficht, daß die Erhaltung der Bondenholzungen, 
deren raſche Zerftörung zu beflirchten ftehe, fobald den Befigern die freie Di8- 
pofition gegeben werde, von erheblichem Intereſſe fiir die Provinz jet. 

"Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß fich diefer Anfiht an und es wurden 
ſomit die Bondenholzungen denjenigen Kategorien von Waldungen hinzugefügt, 
fir welche die beftehenden bejonderen Borfchriften in Kraft bleiben follen. 

$ 2. Derfelbe enthält die Definition der Schugwaldungen. 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurden Bedenken gegen die 
Faffung der Negierungsvorlage erhoben, welche nicht Har genug erfennen laffe, 
daß es ſich in Wahrheit Hier lediglich um Beſchränkungen des Privatwaldeigen- 
thums aus Gründen des öffentlichen Wohles handle. Die Frage fei, ob man 
dem Grundeigenthum Beihräntungen unterlegen wolle im privaten oder öffent- 
lichen Intereſſe. Wolle man das Erftere, fo fchaffe man ein neues Civilrecht 
und zwar in der Form eines Sonderrechtes, während man auf allen anderen 
Gebieten der Gejeßgebung beftrebt fei, gemeines Recht zu fchaffen. Wolle man 
das leßtere, jo milffe dies in dem Geſetze unzweidentigen Ausdrud finden. 

Ein Abänderungsantrag, welcher bezwedte, hinter den Worten „in erheblichem 
Grade ausgeſetzt find“ die Worte einzufiigen: 

„und dadurch ein überwiegendes Landeskulturintereffe gefährdet wird“, 
wurde eingebradt. 





— — 


Bon anderer Seite wurde ein ähnlicher Antrag geſtellt, welcher hinter „kann“ 
einfügen wollte „im öffentlichen Intereſſe“. 

Regierungsfeitig wurden diefe Anträge mit aller Beftimmtheit bekämpft. 
$ 2 enthalte diejenigen Fälle, in welchen der Schnt und die Pflege der Landes» 
kultur zue Abwendung gemeiner Gefahr eine Beſchränkung des Waldeigenthums 
fordere. Die Staatsregierung wolle den Zwang nur in ſolchen Fällen, wo das 
öffentliche Intereſſe wefentlich betheiligt fei; e8 gehe dies ſchon aus der Faſſung 
des S 1 hervor, wo nur von landespolizeilichen Beichränfungen die Rede 
fi. Die Regierungsvorlage trete aus dem Kreife unferer Rechtsanſchauungen 
in Teiner Weife heraus. Hier, wie bei den Gemeinheitstheilungen, müſſe im 
Allgemeinen vorausgefept werden, daß das öffentliche Intereſſe konkurrire, jobald 
Gefährdungen der Landeskultur durch Entwaldung herbeigeführt würden oder 
bevorftänden ($ 22 G. Th. ©. v. 1821). 


Man könne bei Formulirung des $ 2 nur einen doppelten Weg geben; ent- 
weder müſſe man ein allgemeines Prinzip ausiprechen, welches die Erfennung 
derjenigen Fälle, in denen der Zwang geftattet fein folle, möglich mache oder 
man müſſe dieſe Fälle jo präzife als möglich im Einzelnen bezeichnen. Die 
Regierung habe den letteren Weg gewählt, weil die in Frage fommende allge- 
meine Nomenklatur „öffentliches Intereſſe“, „Randeskulturintereffe”, „Bedürfnig 
der Landeskultur“, „gemeine Gefahr“ und dergleichen mehr, vieldeutig fei und 
faltiſch mit allen diefen Ausdrücken fehr verjchiedene Begriffe verbunden würden. 


Wenn nun die einzelnen Fälle fpezialifirt würden, in denen das öffentliche 
Intereſſe als betheiligt angenommen werde und daneben noch das allgemeine 
Prinzip zum Ausdruck gelange, fo entitehe eine Dopp elfinnigfeit, welche nur zur 
Unklarheit führen könne. 

Die Anträge erlangten demnächſt nicht die Stimmenmehrheit. — 

Bon anderer Seite wurde die Auffaffung vertreten, daß es fich in den Fällen 
des 8 2 um Eigenthumsbeſchränkungen handele, welche nad den Grundſätzen 
des Enteignungsgefeges zu beurtheilen fein. Man fei an die fchon befte- 
henden Gejege gebunden und dürfe Hier nicht ein ganz neues Princip zur Wir- 
fung bringen. 

Antragfteller wollte den $ 2 des Entwurfes durch zwei Paragraphen des 
folgenden Inhaltes erfegt wiffen: 

52. „Wenn durch die Zerftörung eines Waldes ein erheblicher und über- 
wiegender Nachtbeil für die Landeskultur oder für öffentlihe Anlagen 
duch Berfandung, durch Abſchwemmung des Bodens, Bildung von Waſ⸗ 
ſerſtürzen, Ueberſchüttung mit Erde und Steingeröll, dur Abbruch von 
‚Uergrundftüden, endlich durch Ueberfluthung zu beflirchten, fo kann der 
Eigenthümer des Waldes in der Benugung infoweit beſchränkt werden, 
als es zur Verhütung jener Nachtheile erforderlich ift.“ 

„Ebenſo kann der Eigenthlimer eines ſolchen Nachtheile bringenden 
Grundſtücks, wenn es nicht mit Holz beftanden ift, genöthigt werden, 
zur Befeitigung oder Verhütung der obengedachten Nachtheile die Er- 
ziehung eines Waldes, fowie die Ausführung von fonftigen Schuganlagen 
auf feinem Grundſtücke ſich gefallen zu laſſen.“ 

5 3. „Die Entfhädigung des Eigenthümers des Gefahr bringenden Grund- 
ſtücks für die ihm aufzuerlegende Beſchränkung wird nach den Grundfägen 
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des Geietzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
3 3—14) beitimmt.“ 

Gegen dieien Antrag wurde feitens der Vertreter der Staatsregierung umd 
von mehreren Diitgliedern der Kommijfton geltend gemacht, daß die Boraus- 
ſetzungen des Enteignungsgejeges in den Fällen des 8 2 fehlten und daß man 
mir Annabme diejer Abänderung das ganze Gefüge diejes Gefeentwurfes durch⸗ 
loechere. Dieier legtere wolle nicht3 weiter, al3 eine gemeinſchädliche Benutung 
des Waldeigenthums verhindern. &3 folle nicht eine fruchtbringende, im allge: 
meinen Jnterefie wünſchenswerthe oder nothiwendige Anlage geſchaffen, es folle 
Niemandem durch Beihränfung des Eigenthums Vortheil zugewendet, fondern 
lediglich Schaden verhütet werden. Um eine Enteignung handle es fich überall 
nit; der Privatwaldbefiger bleibe nah wie vor Eigenthümer feiner Grund: 
früde, die er, joweit dies ohne Gefährdung benachbarter Grundftüde möglid 
fei, frei benugen dürfe. Die Grundfäge des Enteignungsgejeßed ſeien darum 
nicht anwendbar. Der Antrag wurde bei der Abſtimmung mit allen gegen drei 
Stimmen abgelehnt. 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommijfton wurde die Streichung der 
Alinea c. und d. der Vorlage beantragt. Es jei — fo wurde ausgeführt — 
faum möglih zu beftimmen, welden Einfluß überhaupt die Bewaldung der 
uellgebiete auf den Waſſerreichthum der Flüſſe übe; man dürfe jogenannten 
wifjenichaftlihen Unterfuhungen nicht unbedingtes Vertrauen ſchenken. Noch 
weniger fei zu ermitteln, wer in den Fällen der Alinea c. und d. den Bortheil 
von der Schutzanlage habe. Der Zwang, welcher fi) gegen die Waldungen an 
den Flußufern und in den Flußthälern richte, werde in vielen Fällen ein un: 
erhört harter jein, weil gerade’ diefe Waldungen vielfah auf ſehr fruchtbarem 
Boden ficdten. Der Schuß, welden die Wälder erponirten Ortslagen gegen 
raube und aushagernde Winde gewähren, ſei weder nachweisbar, noch fünne fein 
Rirfungsgebiet begrenzt werden; fein Technifer werde im Stande fein anzugeben, 
wie weit die behauptete Wirkung ſich erfirede. Man verliere fih, wenn Diele 
beiden Säte beibehalten würden, in einem Meere von Willfür und Unficherbeit 
und ſchaffe für die Spruchbehörden Kreisausſchüſſe) eine Reihe unslögbarer 
Aufgaben. 

Diefer Auffaffung wurde von anderen Mitgliedern der Kommiffion lebhaft 
wiberjprochen. Um die Bedeutung diefer beiden Kategorien von Schäden durd 
Entwaldung Harzuftellen, wurde auf den finfenden Waflerftand unferer Ströme, 
auf vorgenommene Quellenmeffungen, auf Hannover, Echleswig-Holftein, den 
Mefterwald, die Eifel hingewieſen. Die techniſchen Schwierigkeiten wurden über- 
hätt; e8 fei zugegeben, daß folde in einzelnen Fällen vorhanden fein fünnten; 
diefe Fälle würden aber die Ausnahme bilden. 

Nach eingehender techniicher Erläuterung der Wirkung, welche geſchlofſene 
Holzbeftände auf ſtark bemegte Fuftfiröme üben, wurde darauf hingewiejen, daß 
in den Fällen der Alinea c. und d. der Antrag meift von der Landespolizei- 
bebörde ausgehen und daß diefe die Mittel haben werde, die Sachlage forgfältig 
zu prüfen. Gegen leichtfinnige Anträge in diejer Richtung ſchütze die Beſtimmung 
über die Koftenzahlung durch die Antragfteller im alle der Ablehnung des 
Antrags, Streihde man Alinea c. und d., fo entziehe man dem Geſetze den 
größten Theil feiner Wirkung. 
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Bei diefer Gelegenheit wurde unter Zuftimmung der Regierungstommiffare 
onftatirt, daß die Beftimmungen bei c. und d. des $ 2 in erfter Linie die Er⸗ 
haltung ſchon beftehender Schugmwaldungen ins Auge faflen. 

Die Kommiffion entfchied fi mit großer Majorität für die Beibehaltung 
. des Abfates c. des Megierungsentwurfs (c. und d. des Kommilfiongentwurfs) 
mit einer Stimme Majorität für die Beibehaltung des Abſatzes d. des Regierungs- 
entwurfs (e. des Kommiffionsentwurfs). 

Neben diefen principiellen Abänderungsporjchlägen wurden eine größere 
Zahl deflarativer oder redaftioneller Abänderungsanträge eingebradit. 

Zu Alinea a. wurde vorgejchlagen, die Sandländereien fpeciell als ſolche zu 
bezeichnen, welche zum Flüchtigwerden geneigt feien, und es erlangte dieſer An» 
trag bei der erften Lefung die Majorität, wurde jedoch in zweiter Lefung abge- 
lehnt, weil ein folder. Zuſatz als überflüffig erfannt wurde. 

Bei Berathung des Alinea b. wurde darauf bingemwiejen, daß Fälle denkbar, 
jeien, in welchen durch die Zerftörung eines Waldes an fteilen Gehängen und 
Böihungen ein ſtarkes Nachrutfchen darüber liegender Erdmaflen und die Ber- 
förung von höher liegenden Wegebämmen oder Schüttungen eintreten könne. 
Die Majorität der Kommiffion ſtimmte einem auf Grund diefer Erwägungen 
eingebrachten Abänderungsantrage hinter „Ueberfluthung“ zu fegen: „ingleichen 
etwa oberhalb gelegene Grundftlide, öffentliche Anlagen oder Gebäude der Ge⸗ 
fahr des Nachrutſchens“ bei. 

Alnea c. der Regier ungsvorlage ftellt zwei Kategorien von Schäden durd) 
Baldzerftörung zufammen, welche, verjchiedenen Urſachen entipringend, wenig 
Gemeinfames haben: Starke Veränderungen des Wafferftandes und Uferbeichä- 
digungen beziehungsweife Eisgangſchäden. Einem Antrage, diefe beiden Katego- 
teen in zwei Abſätzen c. und d. zu prägifiren, wurde von feiner Seite wider: 
ſprochen. Demnächſt wurde der neue Abſatz d. an die Stelle des Abſatzes c. gefekt. 

Weiter wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß die Gefahr, welche durch die 
Entwaldung der Duellgebiete herbeigeflihrt werde, nicht allein in einer ftarfen 
Lerminderung, fondern auch in plöglichem, periodisch eintretendem Anſchwellen 
und Austreten der Waffermaffen beftehe. Es müſſe dies in dem Geſetze bejon- 
deren Ausdrud finden. Auch entfpredde es der Abficht des Gefees, nur dann 
den Zwang zu geftatten, wenn eine ftarfe Verminderung des Wafferftandes ein- 
frete oder zu erwarten fei. Die Kommiffion nahm die beantragten Zufäge in 
eeſter Berathung an, befchloß jedoch in zweiter Berathung eine veränderte Yor- 
mulirung des nunmehrigen Abjates d., weldhe von der Gefahr des rajchen Aus» 
treten abfieht und die offenbar bedeutendfte Gefahr der Verminderung des Wafler- 
Bandes allein in das Auge faft. 

Zu Alinea c. des Kommiffiongentwurfes wurde vorgefchlagen, an die Stelle 
des „u, |. m.“ der Negierungsvorlage (Alinea c. letzte Zeile) zu ſetzen: „oder 
landwirthſchaftlich benutzten Grundſtücke“, weil es nicht zwedmäßig erjcheine, 
dur Gefeß neben präzife bezeichneten Fällen noch unbeftimmte Fälle analoger 
Natur zuzulaffen. 

Die Mehrheit der Kommiffion fiimmte dem zwar Anfangs zu, tiberzeugte 
fd aber fpäter, daß e8 zu weit gehe, wenn man diefe Faſſung beibehalte und 
beihloß in zweiter Berathung die jetige Formulirung des Entwurfs. 

Bei Berathung des Alinea d. des Regierungsentwurfes (Aline e. des Kom- 
miſſionsentwurfes) wurde beantragt, ftatt „in den Freilagen“ zu jegen „in hohen 
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Freilagen” und ftatt „der Winde”: „kalter und heftiger Winde“; der erftere An- 
trag fand jedoch nicht die Mehrheit, der letztere wurde nicht weiter verfolgt. 
Die Trage, ob der Zwang in allen Fällen und auch dann zuläffig fein folle, 
wenn der Rachtheil, weldder aus der Eigenthumsbeſchränkung erwachſe, "größer 
fei, al der abzumendende Schaden, wurde eingehend erörtert und verneint. Ein 
dies ausdrüdender Zujag wurde vorgejchlagen, regierungsfeitig für prinzipiell 
richtig, wenn auch vielleicht nicht nothwendig erflärt und von der Kommiffton 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
Gegen die Faflung des legten Alinea des 8 2 des Negierungsentmwurfes 


wurde angeführt, daß der Sat: „Hierbei find die beiderjeitigen Intereſſen mög | 


lichſt zu vereinigen“ überflüffig je. Dem wurde von feiner Seite widerſprochen, 
und demgemäß befchloß die Kommiffton, diefen Sat zu ftreichen. 

$ 2 in der Faffung des Kommifftonsentwurfes wurde endlih mit Stimmen 
mebrheit angenommen. 

Antragsbefugniß. 

8 3. Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde der immerhin denfbare 
Fall zur Sprache gebradt, daß die Landespolizeibehörde den Antrag fielle, wäh⸗ 
rend ſämmtliche Privatintereffenten demfelben widerfprehen. Ob auch in dieſem 
Falle der Antrag ftatthaft fein folle, fei doch zweifelhaft. Ein Antrag wurde 
jedoch wicht geftellt und 8 3 ohne weitere Debatte einftimmig angenommen. 

Entſchädigung. 

84. Die Frage der Entſchädigung gab zu widerſprechenden Meinungsäuße: 
rungen Anlaß. Die Diskuffion gipfelte in der Frage, ob volle Entſchädigung im 
Sinne des Erpropriationdgejees oder nur eine ſolche für die eintretende Einbuße 
an dem bisher bezogenen Neinertrage zu gewähren, daß heißt, ob für den ent- 
zogenen Gewinn und den unmittelbaren Schaden o der nur für legteren entſchädigt 
werden ſolle. 


— — — — Smilie! 


Bon einem Vertreter der erſteren Anſicht wurde als Beiſpiel der Fall an- 


geführt, daß ein auf Weizenboden in einem Flußthale ſtockender Wald auf Grund 


des 8 2 Alinea d zum Schutzwald erklärt und zwangsweiſe in forſtwirthſchaft⸗ 
licher Benutzung erhalten werde, während der Beſitzer ſonſt durch Rodung der 
Fläche und landwirthſchaftliche Benutzung eine weit höhere Bodenrente erzielen 
könne. Hier werde er nach der Intention der Negierungsvorlage eine geringe 
oder gar Feine Entſchädigung erhalten, während er einen bedeutenden Berlufl 
erleive. 


Bon der anderen Seite wurde hervorgehoben, daß es ſich in den allermeiften , 


Fällen um abjoluten Waldboden, das heißt um folchen Boden handele, der nur 
bei waldwirthfchaftlicher Benugung nachhaltig den höchſten Ertrag gewähre, daß 


Pe - — 


alſo meift die Unterfheidung von unmittelbarem Schaden und entgangenem Ge 


winn gegenftandslos fei. Dabei fei e8 ſehr bedenklich, dem nachläffigen Wirtbe, 
der durch Mißhandlung feine Grundftiidle ſoweit herabgebradht habe, daß aus 


ihrer Beichaffenheit Gefahren für die Nahbargrundftüde erwüchſen, ein Recht 


des Entfhädigungsanfpruches auf Grund irgend einer imaginären künftigen Nugung 
zu verleihen. Es würden dadurch unberechtigte Prätenfionen wachgerufen; auch 


fei die Berechnung des entgehenden Gewinnes in vielen Fällen überaus ſchwierig 


und unficher. 


Die Bertreter der Königlichen Staatsregierung blieben bei der Auffaffung | 


der Regierungsvorlage ftehen; die Kommiffion jedoch nahm mit großer Annjoruär” 
das Prinzip der vollen Entſchädigung an. 
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Es wurde ferner zur Sprache gebracht, ob man nicht dem Eigenthiimer des 
gefahrbringenden Grundftiids ausdrücklich das Recht wahren müſſe, die Schuß» 
. anlagen jelbft und auf eigene Koften auszuführen, fofern er ſich nur verpflichte, 
ſich der durch das Geſetz angeordnieten Aufficht zu unterwerfen. Dies fcheine der 
BVortlaut des Entwurfes auszujchließen. 
| Die Kommiffion nahm einen dem entfprechenden Say an, beichloß auch, bei 
Bezeichnung derjenigen Perfonen, welche ſich Einfchränfungen gefallen laffen müffen, 

etwas mehr zu fpezialifiren,. als dies der Entwurf thut und nahm bierauf den 
.. $4 in der fo veränderten Faſſung an. 
. $5. Berpflihtung zur Tragung der Koften und zur Leiftung der Entſchä⸗ 

digung. 
Ja Bezug auf die fehr wichtige Frage der Koftentragung und Entſchädi⸗ 
gungsleiſtung traten in der Kommiffion fehr widerfprechende Anfichten hervor. 
Der Regierungsentwurf geht von der Auffaffung aus, daß die Schukanlagen in 
erſter Linie den gefährdeten Grundftücen, von denen Schaden abgewendet werden 
jol, zum Bortheil gereichen und will alfo von den Eigenthlimern diefer Grund- 
füde Koften und Entihädigung getragen wiſſen. Dabei foll jedoch der Eigen- 
thümer des gefahrbringenden Grundftiides nicht etwa einen Vortheil beziehen, 
den er ohne die Schuganlage nicht bezogen haben wiirde, ohne aud) zu den 
Kvoſten nach Verhältniß diefes Vortheils herangezogen zu werden. 

Verden anf dieſe Weife Koften und Entſchädigung nicht gededt, fo follen die 
Auntragſteller vor die Aiternative geftellt werden, ob fie den verbleibenden Reſt 
dieſer Beträge decken oder von dem Antrage zurlidtreten wollen. Letteren Falles 
unterbleibt die Herftellung der Schußanlagen. 

Es erhellt, daß die Grundfäge der Regierungsvorlage nur fo lange zutreffend 
ind, al der weitere Grundfaß feftgehalten wird, daß in den Eigenthumsverhäft- 
niſen duch die in Rede ftehende Regelung Veränderungen nicht eintreten. Iſt 
das Letztere der Fall, erwerben namentlich die Eigenthümer der gefährdeten Grund- 
Ride durch die Tragung der Koften und der. Entfhädigung das Eigenthum ber 
Schutzanlagen, fo kann folgerichtig von einer Heranziehung des Eigenthimes des 
gefahrbringenden Grundſtücks oder der Antragfteller nicht wohl die Rede fein. 

Von dem Prinzip der Enteignung ging ein Antrag aus, der von einem 
Ditgliede der Kommiffion eingebracht wurde nnd folgende Faflung der bezüg— 
lichen Paragraphen wollte: 

„Ss 5. Im Falle des $ 2 (8 2 Alinea a. und b. der Kommiifiong- 
vorlage) werden die Entfhädigung ($ 4), fowie die Koften der Anlegung 
der Schutzanlagen und deren Unterhaltung von den Eigenthiimern der- 
jenigen Grundftiide und öffentlichen Anlagen aufgebracht, welchen ein Bor- 
theil aus der Schuganlage erwächſt und zwar nad Verhältniß diejes 
Bortheils, 

In demfelben Berhältniffe werden fie gemeinfchaftliche Eigenthiimer 
der neuen Anlagen und nehmen an den Nutungen derfelben Theil. Der 
Eigenthiimer des Grundſtückes, auf welchem die Schuhanlagen ausgeführt 
werden, kann wider feinen Willen nur in fo weit zu den Koften der Her- 
Rellung und Unterhaltung derjelben herangezogen werden, als ihm auch 
ohne fein Zuthun daraus Vortheile erwachfen.“ 

„S 6. Wenn die Majorität der bei einer Schuganlage nah $ 5 be- 
theiligten Eigenthiimer, nad) dem Werthe ihres Befites berechnet, fich mit 


— 92 — 


der Beſchränkung, Herſtellung oder Erhaltung einer ſolchen Anlange ein: 
verſtanden erklärt, jo muß fich die Minorität der betheiligten Eigenthümer 
unterwerfen. 

Iſt eine ſolche Majorität nicht vorhanden, ſo kann die Minorität weder 
zu einem Beitrage zu der Entſchädigung, noch zu einem Beitrage zu den 
Koſten der Schutzanlagen genöthigt werden. Der Werth des betheiligten 
Grundeigenthums wird nach dem Kataſtralreinertrag und, wenn ein ſolcher 
nicht vorhanden, nach ſachverſtändiger Schätzung bemeſſen.“ 

„S 7. In dem Falle des $ 3 ($ 2 Alinea c. d. e. der Kommiſfions⸗ 
vorlage) müſſen die Entſchädigung, fomwie die Koften der neuen Anlage 
und deren Unterhaltung lediglid von dem Antragfteller aufgebracht wer: 
den. Derjelbe wird Eigenthlümer diefer Anlage. Wegen Heranziehung 
des Eigenthiimers hierzu bewendet es bei der Beftimmung des 8 5.“ 


Diefer Antrag, auf dem Prinzip der Enteignung fußend, gewann in der 
Kommiffion nur eine geringe Minorität, während die große Mehrheit der Kom- 
miffionsmitglieder aus ſchon oben entwidelten Gründen das Enteignungsprinzip 
felbft und damit auch die obigen Anträge für diefes Geſetz nicht als anwendbar 
erachtete. 

Daß betreffs der Beiträge zu den Koften und der Entſchädigung ein falti- 
ſcher Unterſchied zwiſchen den Fällen Alinea a. b. und c. und denen Alinea d. und e. 
des 8 2 beftehe, daß es namentlich in den erfteren Fällen fih um Verhältmiſſe 
fireng örtlicher Natur handele, welche eine ziemlich fichere technifche Beurtheilung 
der Wirkung, welche die einzelnen Schutanlagen auf die gefährdeten Grundftüde 
üben, geftatten, während in den durch Alinea d. und e. bezeichneten Fällen diefe 
Beurtheilung oft ſehr fohwierig fein werde, wurde fodann von mehreren Kom: 
miffionsmitgliedern ausgeführt und ziemlich allgemein anerkannt. 


Da nun der Regierungsentwurf die Beitragspfliht zu Koften und Entſchä— 


digung in erfter Linie nach dem VBortheile bemeffen wiffen will, der den gefähr- | 
beten Grundftücden durch die Schuganlagen erwächſt und zwar nad einem dur 


abgewendeten Schaden erlangten Bortheil, — ein Prinzip, bei dem die Mehr: 
beit der Kommiffton ftehen bleiben zu mitffen glaubte — fo ergiebt ſich als noth- 
wendige Borausfegung, daß es möglich fein muß, jenen Vortheil technifch genau 
zu bemeffen. Hierzu ift e8 unumgänglich, das Wirkungsgebiet der ſchädigenden 
Naturkräfte, welche durch die Schutanlagen gebannt werden follen, räumlich feſt— 
zuftellen. Gelingt dies nicht, jo fehlt die faftifche Grundlage, auf welcher die 
Bertheilung der aus der ganzen Regelung fi) ergebenden Laften in gerechter 
Weiſe erfolgen kann. 

Es darf uun nicht verfannt werden, daß jene Grundlage in den Fällen bei 
a. b. und c. des $ 2 immer mit ausreichender Genauigkeit zu bejchaffen fein 
wird, nicht aber in allen Fällen der bei d. und e. bezeichneten Art. 

Wo es fih um die Erhaltung des Wafferftandes der Flüffe und die Ab— 
wendung von Ueberfluthungen durch die Erhaltung der Schuswaldungen in den 
Urjprungsgebieten unjerer Ströme und ihrer Zuflüffe handelt, wird von allen 
unterhalb diefer Gebiete gelegenen Thalgeländen ein mittelbarer oder unmittel- 
barer Schaden abgewenbdet. 
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Wo die Walderhaltung erzwungen wird, um ſehr erponirten Oertlichkeiten 
Schuß gegen heftige, fulturfchädigende Luftſtrömungen zu gewähren, da ift die | 
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räumliche Abgrenzung des zu jchligenden Gebietes oft eine unlösbare technifche 
Aufgabe. 

Könnte jedoch ſelbſt in diefen Fällen die technifche Aufgabe mit ausreichender 
Genauigkeit gelöft werden, jo würde ihre Bewältigung immerhin zu fehr um- 
fafjenden, Eoftfpieligen Vorarbeiten und Unterfuhungen Anlaß geben, das Ber- 
fahren in unangemefjener Weife in die Breite treiben und dadurch die Wirkung 
des Geſetzes in folchen, fiir Die Landeskultur hochwichtigen Fällen bedeutend ab- 
chwächen. 

Das dringendſte Intereſſe, daß in dieſen Fällen der Landeskultur Schutz zu 
Theil werde, haben offenbar die zur Kulturpflege berufenen größeren Korpora⸗ 
tionen, die Kreife, Provinzen, der Staat. Wo es fih um die bei d. und e. be- 
zeichneten Schäden handelt, konkurrirt das öffentliche Intereffe in eminenter Weife. 
Es darf deshalb mit Sicherheit erwartet werden, daß hier als Antragfteller in 
den allfermeiften Fällen jene Korporationen, vor Allen die Landespolizeibehörden 
auftreten werden. Sie werden in erfter Linie fähig fein, alle einfchläglichen Ver— 
bältniffe zu überbliden und zu beherrichen, fie werden die Mittel beſitzen, die 
Schutanlagen raſch und vollftändig herzuftellen und die Abmwendung des Schadens, 
der fonft tief in die gefammtwirthihaftlichen Verbältniffe eines größeren Gebietes 
eingreifen wiirde, wird ihnen mittelbar die aufgewendeten Ausgaben erjegen. 

Ohne zu verfennen, daß das Prinzip der Gefegesvorlage bei einer Trennung 
der Fälle Alinea a., b. und c. von den in Alinea d. und e. bezeichneten in Be- 
zug auf ‚die Verpflichtung zur Tragung der Laften nicht fireng gewahrt werde, 
entſchied fich doch die große Mehrheit der Kommiſſion auf Grund der vorftehend 
kurz dargeftellten Erwägungen, und aus praktiſchen Gründen daflir, dieſe Schei- 
dung vorzunehmen und den in diefer Richtung geftellten Anträgen zuzuſtimmen. 

Seitens der Bertreter der Königlichen Staatsregierung wurden zwar gegen 
diefe Abänderung feine erheblichen Bedenken erhoben, aber auch feine zuftimmen- 
den Erflärungen abgegeben. 

Bon einigen Mitgliedern der Kommiffion wurde die Frage angeregt, was 
gejchehen fjolle, wenn der Eigenthiimer eines gefahrbringenden Grundftiides, um 
fih den ihm drohenden Beſchränkungen und Laften zu entziehen, es vorziehe, das 
Eigenthum an dem betreffenden Grundftüce gegen Entſchädigung dahin zu geben. 
Die Mehrheit der Kommiffion war in erfter Lefung der Auficht, daß der Eigen- 
thiimer des gefahrbringenden Grundftlides in diefem Falle die gejegliche Befugniß 
haben müffe, zu verlangen, daß der Antragfteller das Eigenthbum des gefahr- 
bringenden Grundftiides erwirbt. Es wurde zwar dagegen eingewendet, daß 
man auf diefe Weiſe eine Prämie auf die Devaftation des Bodens fee und daß 
mancher unordentlide Wirth feinen armen Sandboden jehr bald zum Flüchtig- 
* werben bringen und dann die Eigenthiimer der gefährdeten Grundftide zwingen 
werde, ihm jein faft werthloſes Grundftüd noch abzufaufen. In zweiter Lejung 
erlangten diefe Bedenken Anerkennung in der Kommiffion und es wurde ein 
diesbezüglicher, in erſter Leſung angenommener Antrag abgelehnt. 

Berfhiedenartige Bedenken erregte der Ausdrud „Vortheile”. Bei der be- 
fonderen Natur der hier in Frage kommenden Anlagen, welche meift in Auffor- 
fiungen beftehen werden, war es mehreren Mitgliedern der Kommilfion jehr 
zweifelhaft, 'ob der Ausdrud „Vortheile“ Kar genug werde erkennen lafjfen, um 
was es fich hier eigentlich handele. Daß in den meiften Fällen dur die Schuß- 
anlagen der gemeine Werth der Grundſtücke erhöht werde, fei zwar nicht zu be- 
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zweifeln; allein dieſe Wertherhöhung werde doch unter Umſtänden ſchwer nadh- 
weisbar ſein, weil ſie nur ſelten in einem ſofort eintretenden höheren Ertrag 
Ausdruck finden könne. 

Wenn z. B. eine Flugſandfläche aufgeforſtet werde, ſo ſei der Ertrag erſt 
ſehr ſpät zu erwarten, wenn ein ſolcher in nennenswerthem Maße überhaupt ein⸗ 
trete; ein Vortheil aber erwachſe dem Eigenthümer ſchon jetzt durch den Holz⸗ 
zuwachs und die allmählich eintretende Befeſtigung des Bodens, wenn auch der 
erſtere zur Zeit einen Kaufwerth nicht beſitze und die Abſchätzung des letzteren 
Vortheils ſchwierig ſei. Es frage ſich, wenn der Vortheil als vorhanden ange 
nommen werden ſolle, in dem Augenblicke der Wertbserhöhung des Grundſtückes 
oder in dem Augenblide des vermehrten Ertrages. 


Bon einer Seite wurde vorgeſchlagen, zu jagen „fofort nachweisbarer Vor⸗ 
theil”; von einer anderen, dad Wort „Bortheil” dur Mehrwerth zu erjegen. 
Lettere Faffung wurde von der Mehrheit der Kommiffion angenommen. 

Bon allen Intereſſenten übernimmt nach der Intention des Geſetzes der An⸗ 
tragfteller die meiteftgehenden Verpflichtungen; denn er muß für die Gejammt- 
fumme der durch die den übrigen Sntereffenten aufzuerlegenden Beiträge nicht 
auffonmenden Koften der Schuganlagen eintreten. Es ſchien deshalb redaktionell 
richtig, bei Aufführung der zur Leiftung der Entihädigung und Koftenbeiträge 
verpflichteten Perſonen in erfter Linie den Antragfteller aufzuführen; hieraus 
ergab fih die nunmehrige Gruppirung der einzelnen Abſätze des 8 5. 

Daß eine freie Vereinbarung aller Intereſſenten über die Bertheilung der er- 
wachlenden Laften zuläffig fein müſſe, darüber waren alle Kommiffionsmitglieder 
mit den Vertretern der Königlihen Staatsregierung einig. Die Kommiſſion be- 
ſchloß, eine entiprechende Beftimmung in das Gejeß aufzunehmen, obwohl von 
einer Seite darauf hingewiejen wurde, daß diefelbe überflüſſig erfcheine, weil es 
jelbftverftändlich fei, daß freie Vereinbarung zuläffig fein müffe Noch wurde 
das Alinea 4 der Regierungsporlage, welches von der Zurücknahme des Antrages 
handelt, als bejonderer $ 5a angefligt, worüber weiter unten das Nähere berichtet 
werden wird. 


Endlich entipann ſich eine lebhafte Diskuffion dariiber, wie die Beitreibung 
der Beiträge fichergeftellt werden ſolle. Es wurde hervorgehoben, daß die Re— 
gierungsvorlage in diefer Beziehung eine Lücke enthalte. Die Kommilfion be- 
ſchloß, in einem bejonderen Abjage, der in erfter Leſung dem $ 5 zugefügt, in 
zweiter jedoch in etwas veränderter Form dem $ 168 eingefligt wurde, auszu⸗ 
ſprechen, daß die Beiträge auf den verpflichteten Grundftiiden ruhen und den 
öffentlichen gemeinen Laſten gleichgeachtet werden follen. Die Vertreter der König- 
lichen Staatsregierung ftimmten diefem Zufate bei. 


$ 5a. Die Frage, in welden Stadien des Verfahrens und unter welchen 
Bedingungen der Antragfteller befugt fein folle, von dem Antrage zuriidzutreten, 
fowie die fernere Frage, ob es geftattet fein fol, daß ein anderer, nad) S 3 zur 
Stellung des Antrages Berechtigter in das Berfahren als Antragfteller eintritt, 
wenn der erfte Antragfteller zuriictritt, befehäftigte die Kommiffion längere Zeit. 

Daß der Antragfteller feinen Antrag nur unter Zahlung der bis dahin er- 
wachſenen Koften des Berfahrens zurldziehen dürfe, wie dies in 8 18 vorge- 
ihrieben, wurde allgemein als nothwendig anerkannt. Zugleih wurde es im 
Hinblid auf 8 18 fiir unnöthig gehalten, dies im 8 5a auszusprechen. 


—— 


Iſt der Antragfteller zugleich Eigenthümer eines der gefährdeten Grundſtücke, 
fo kann der all leicht vorkommen, daß er nur in diefer letzteren Eigenfchaft, nicht 
aber als Antragfteller zur der Entihädigung und den Koften der Anlage beizu- 
tragen hat. In diefem alle, jo wurde von mehreren Kommiffionsmitgliedern 
ausgeführt, fei fein Grund vorhanden, den Antragfteller mit der befonderen 
Befugniß anszuftatten, den Antrag zurüdzuziehen, da dieje Befugniß nur be- 
gründet werden fünne durch die bejonderen Verpflichtungen des Antragftellers in 
diefer feiner Eigenſchaft. 

Die Kommijfion befchloß, diefen Erwägungen Folge gebend, in den Fällen 
bei a., b. und c. des 8 2 die Befugniß des Antragftellers, den Antrag zurückzu⸗ 
ziehen, in der angegebenen Richtung zu beichränfen. 

Eine weitere Beſchränkung diefer Befugniß erjchien da nothiwendig, wo die 
Zurüdnahme des Antrags durch Vereinbarung oder Entſcheidung ausgejchlofien 
ift, das heißt nach abgefchloffener Vereinbarung der Intereſſenten, wenn diejelbe 
dem öffentlichen Intereſſe nicht entgegenfteht und nach rechtsfräftiger Feftftellung 
de3 Regulativs. Auch diefe Beſchränkung wurde in den $ 5a aufgenommen. 

Gegen den Eintritt eines neuen Antragfteller® in das eingeleitete Verfahren 
wurden vielfache Bedenken laut. 

Der Negierungsentwurf hatte eine Frift, binnen welcher der zurückgezogene 
Antrag mit der Wirkung, daß das erfte Verfahren wieder aufzunehmen fei, wieder 
aufgenommen werden Tann, nicht beftimmt. Eine ſolche Friftbeftimmung erjchien 
jedoh ganz unerläßlih. Es murde darauf hingewieſen, daß die Befig- und 
Kulturverhältniffe, die Befchaffenheit der Grundftüide 2c. oft raſchem Wechfel unter- 
worfen feien und daß man deshalb doc unmöglich geftatten fünne, daß der An- 
trag zu einer beliebigen Beit nad) der Zurücknahme des erften Antrages mit 
der Wirkung wieder aufgenommen werden fünne, daß die Bedürfnißfrage als 
entihieden angefehen und das erfte Regulativ, welches vielleicht nicht entfernt mehr 
pafiend fei, dem weiteren Verfahren zu Grunde gelegt werde. 

Ueberhaupt fei auf das Eintreten eines zweiten Antragfteller® nur geringer 
Werth zu legen. Werde in Bezug auf diejelben Grundftiide und dieſelbe Ge- 
fährdung ein neuer Antrag geftellt, jo werde das Waldſchutzgericht ein neues 
Verfahren einzuleiten und in jedem einzelnen Falle frei zu ermefjen haben, in 
wie weit die früher gewonnenen Grundlagen noch jet etwa brauchbar und wieder 
zu berwenden feien. Es murde unter Zuftimmung der Herren Vertreter der 
Königlichen Staatsregierung die Streichung des letzten Satzes (Alinea 4 $ 5 
Regierungsporlage) in $ 5a beichlofien. 

8 6. Es wurde angeregt, ob nicht ein Mißbrauch zu fürchten jei, wenn die 
Koftenbeiträge durch Naturalleiftungen präftirt würden. Man könne fi den Fall 
lonſtruiren, daß Kleine Beſitzer, welche zu diefem Zwecke einen zum Schugwald 
erflärten Theil eines größeren Waldfompleres wiederholt aufzufuchen hätten, 
die Gänge durch den letzteren zu unbefugten Handlungen benugten. Dem gegen- 
‚fiber wurde jedoch auf den Schlußjat des 8 6 hingewiejen, der es ja dem Be- 
finden des Waldfchußgerichtes anheimftelle, ob die Naturalleiftung zuzulaffen jei 
oder nit. Das angeregte Bedenken wurde nicht weiter verfolgt, dagegen gewann 
in zweiter Lefung die Anfchauung, daß der ganze Paragraph überflüſſig fei, weil 
die freie Vereinbarung über den Modus der Koftenaufbringung ja ausdrücklich 
in $ 5 zugelaffen jei, die Mehrheit. Die Abftimmung über $ 6 ergab Stimmen- 
gleihheit und damit den Wegfall des Paragraphen. 

Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg VIL. 5 
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8 7-16. Die 88 7—16 treffen Beftimmung über die Spruchbehörden und 
das Berfahren vor denjelben. 


Gegen die Regierungsporlage wurden in Doppelter Richtung prinzipielle Be- 
denken laut; einmal in Betreff der Ueberweiſung der erftinftanzlichen Entſcheidung 
an den al3 Waldfchutsgericht fungirenden Kreisausfhuß ; ſodann gegen die Her- 
einziehung des Verwaltungsftreitverfahrens überhaupt in ein jeßt, aljo vor ge- 
ſetzlicher Regelung des letzteren jelbft, zu erlaffendes Geſetz. In erfterer Bezie- 
hung wurde geltend gemacht, daß es bedenklich fcheine, den Kreisausfchuß, eine 
noch wenig eingelebte Anftitution, der es oft genug an den geeigneten Kräften, 
ebenjo zunähft an einer den ganzen Geſchäftsgang feftigenden Tradition fehlen 
werde, mit fehr wichtigen, bisweilen recht fchmwierigen, tief in das Eigenthum ein- 
greifenden Entfcheidungen zu betrauen. Es fei zu fürchten, daß manche Fälle 
fhwieriger Art von dem Waldſchutzgericht überhaupt nicht bewältigt werden wür⸗ 
den. Es werde an fachverftändigen Kommiffarien fehlen; in dieſer Beziehung 
milffe doch zunächft auf die Königlichen Oberförfter gerechnet werden; ob diejelben 
aber geneigt und in der Lage fein würden, derartige Arbeiten zu übernehmen, 
fei zweifelhaft. Es erfcheine bedenklich, den Kreisausſchuß in die Lage zu bringen, 
daß er derartige Regelungen überhaupt nicht zu einem angemefjenen Abſchluß 
führe, weil dies fein Anfehen ſchmälern müffe. 


Bon einer Seite wurde vorgefchlagen, die Enticheidung über die Bedürfniß— 
frage dem Waldſchutzgerichte zu Überlaffen, in Bezug auf Koſten und Entſchädi⸗ 
gung, aber diefer Behörde nur eine interimiftifche Entfeheidungsbefugniß einzu- 
räumen, die definitive Entſcheiduug aber in die Hand der Auseinanderjegungs- 
behörden zu legen; von einer auderen, auch die erftinftanzliche Entjcheidung den 
Bezirksverwaltungsgerichten oder befonderen, aus diejen hervorgehenden Sprudh- 
bebörden zu übertragen; von einer dritten endlich, die Entjcheidung über Koften 
und Entihädigung auf den ordentlichen Nedytsweg zu verweifen. Dem gegen 
über wurde jedoch von anderer Seite hervorgehoben, daß es ſich um Bermwaltungs- 
ftreitfachen handele und nicht abzufehen fei, warum die einmal gefchaffenen oder 
noch zu errichtenden Verwaltungsgerichte nicht mit diefen Dingen betraut werden 
follten. Habe man einmal Organe der Selbftverwaltung mit richterlichen Funk⸗ 
tionen geſchaffen, jo dürfe man nicht ſchon jetzt ihnen mit ſolchem Mißtrauen ent- 
gegentreten. Hierdurch werde dad Anſehen derjelben gejchmälert und ihre Stellung 
im öffentlichen Leben gefährdet. Es werde fidh, dies fei mit Sicherheit anzunehmen 
und ſchon jet erkennbar, eine Fülle tiichtiger Kraft in den Kreisausſchüfſen ent- 
wideln. Dan übertrage ihnen Entjcheidungen auf anderen Gebieten, die von 
gleicher Erheblichkeit feien; warum diefe nicht, fei nicht abzufehen. 

Betrefis der Gewinnung fachverftändiger Gutachter wurde von dem Vertreter 
de3 Herrn Finanzminifters darauf aufmerkfam gemadt, dat die Königlichen Ober« 
förfter angewiejen feien, derartigen Requifitionen Folge zu geben. Mit Sicherheit 
fei zu erwarten, daß das Intereſſe dieſer Beamten an der Sache ſelbſt eine rafche 
und befriedigende Erledigung der ihnen zufallenden Gejchäfte bewirken werde. Die 
Königliche Staatsregierung hege in diefer Beziehung feine Bedenken. Wo König- 
lie Oberförfter nicht in der Nähe wohnten, würden Gemeindeoberförfter oder 
gebildete Privatforftverwalter verwendbar fein. 


Für die Heranziehung der Auseinanderjegungsbehörden erhob fi in der Kom- 
mijfion feine Stimme. Es wurde angeführt, daß man im Lande diefe Behörden 
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zur Erledigung folcher Gejchäfte wegen des fchmwerfälligen Berfahrens und der 
unverhältnigmäßigen Koften nicht fiir geeignet erachte. 

Aud für die theilmeife Verweiſung des Verfahrens an die ordentlichen Be: 
richte war feine Sympathie in der Kommiffion. Man dürfe das Berfahren nicht 
in zwei Theile mit verfchiedenem Forum fpalten; es jei Tendenz unferer gan- 
zen Gefetgebung, die Gerichte mehr und mehr auf das Gebiet der reinen Necht- 
iprechung zu verweifen. Die Entjcheidung darüber, ob ein Bedürfniß für die 
Begründung eines Schutzwaldes in concreto vorliege und welche Eigenthums⸗ 
beihränfungen zu diefem Zwede aufzuerlegen feien, könne nicht getrennt werden 
von der Entfheidung über Entihädigung und Koften der Schutanlagen. Man 
müfje beide den Berwaltungsgerichten üherlaſſen. 

Ein Antrag, die Berathung der SS 7—16 inkluſive auszufegen, bis das Ge— 
jeß über die Bermaltungsgerichte im Haufe durchberathen fei, wurde abgelehnt. 
Die genannten Paragraphen fanden demnächſt faft unveränderte Annahme. 

Bei Berathung des 8 12 war die Mehrheit der Kommiffion der Anficht, daß 
die Frift von 14 Tagen zu kurz fei. Im Einverfändniß mit den Regierungs— 
tommifjarien wurde diefelbe auf 4 Wochen bemefjen. Bon einer Seite wurde 
darauf aufmerffam gemacht, daß der Kommiffar gar nicht in der Lage fei, die 
Offenlegung des Gutachtens und Regulativs felbft zu bewirken. Er könne nur 
die betreffende Gemeiudebehörde beauftragen, dies zu thun; er fünne alſo die von 
ihm ausgehende Benachrichtigung der Intereſſenten auch nur diefer feiner An- 
ordnung folgen laſſen. Es wurde befchloffen das Wort „geihehen” durch „an- 
geordnet” zu erjegen und dadurch einen treffenderen Ausdrud zu gewinnen. 

Bon anderer Seite wurde eine Umftellung der einzelnen Säte des 8 12 be- 
antragt. Zugleich wurde darauf Hingewiefen, daß es wünſchenswerth jei, den 
Kommiffar durch Geſetz anzumeifen, vor allen Dingen in dem Termine eine die 
allfeitigen Intereſſen wahrende Vereinbarung der Betheiligten oder wenigftens ein 
Ablommen darüber zu Stande zu bringen, in welcher Weife für den Fall, daß 
das Waldfchutgericht den Antrag -für begründet erachten follte, Entfehädigung 
amd Koften aufzubringen feien. 

Die Regierungstommiffare und mehrere Mitglieder der Kommiſſion hielten 
einen dem letzteren Antrage entfprechenden Zufat zu 8 12 für überflüſſig, weil 
diefe Beſtimmung inftruftionell fei und es ſich ganz von felbft verfiehe, daß der 
Kommiſſar fich bemühe, eine freie Vereinbarung herbeizuführen. Der Antrag 
wurde nicht weiter verfolgt. — 

Zu ſehr umfaffenden Debatten gaben demnächſt diejenigen Fragen Anlaß, 
welche ſich auf die rechtliche Natur der von ben Eigenthümern der gefahrbrin- 
genden und der gefährdeten Grundftiide zu leiftenden Beiträge, die Einziehbarkeit 
derielben, die Eintragung der Eigenthbumsbefchränfungen und Beitragsverpflich- 
tungen im Grundbuche bezogen. 

Man war in der Kommiffion darüber einig und die Regierungskommiſſarien 
fimmten dem zu, daß in allen diefen Beziehungen der Gefeßentwurf einer Er- 
gänzung bedürfe. Es wurde befchloffen, die genannte Materie in einem $ 16a 
zu regeln. 

Man war allerjeits dariiber einig, daß die Beitragspflicht, welche den Eigen- 
thümern der gefahrbringenden und gefährdeten Grundflüde durch das Regulativ 
auferlegt werde, dinglicher Art fei und den öffentlichen gemeinen Laften gleichge- 
adtet werden müſſe; daß ferner bei Parzellirungen — was eigentlich felbfiver- 
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ſtändlich — die Beitragspfliht auf alle Trennftüde pro rata zu vertheilen ſei; 
daß endlich riidftändige Beiträge auch von Pächtern und fonftigen Nutungsbe- 
rechtigten einzuziehen feien, unter Vorbehalt des dieſen Letteren zuftehenden Ne- 
greffes an die eigentlich Verpflichteten. 

Nur in Betreff der Eintragungen in das Grundbuch trat eine Meinungs» 
differenz zwiſchen den Negierungsfommifjfaren und den meiften Mitgliedern der 
Kommiffton hervor. 


In letzterer Beziehung führte namentlih der Vertreter ded Herrn AYuftiz- 
minifter8 aus: es jeien Zweifel darüber laut geworden, ob im Bereiche der Grund- 
budhordnung vom 7. Mai 1872 die dringliche Wirkung der den Eigenthümern 
durch das Regulativ auferlegten Beichränktungen und Lalten auch ohne Eintragung 
im Grundbuche gefichert fei. Seitens der Regierung müſſe diefe Frage bejaht 
merden, weil jene Befchränfungen und Laften nicht auf einem privatrechtlichen 
Titel fondern auf einem Titel des öffentlichen Rechts, auf der Entjcheidung des 
Waldſchutzgerichts beruhen und weil außerdem die Beſchränkungen, foweit die— 
felben auf den gefahrbringenden Grundftüden zum Vortheil der gefährdeten 
Grundftücde laſten, unter die Kategorie der „Grundgerechtigkeiten“ zu rechnen 
feien ($ 12 des Gejetges fiber den Eigentbumserwerb zc. vom 7. März 1872). 
Jedoch empfehle es fih zur Sicherung des Vorzugsrechts für die Beiträge im 
Falle einer nothmwendigen Subhaftation analog der Beftimmung im 8 25 der Re- 
gierungsvorlage ausdrüdlich eine Beftimmung darüber einzufchalten, daß die durch 
das Regulativ den Eigenthümern auferlegte Beitragspflicht den öffentlichen ge— 
meinen Laften gleich zu achten fei. ($ 49 der Konkursordnung vom 8. Mai 1855). 


Die Kommiffion trat im Weſentlichen diefen Ausführungen bei, war jedoch 
der Anficht, daß fi in den meiften Fällen die Eintragung der Befchränfungen 
und Laften ſchon deshalb empfehlen würde, um diejelben dur das Grundbuch 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, daß aber auch von einer Grundgerechtigfeit, 
die allerdings der Eintragung nicht bedürfe, in denjenigen Fällen nicht die Rede 
fein könne, wenn die gefährdeten Grundftüde gar nicht ermittelt würden, wie dies 
in den unter d und e bezeichneten Fällen nicht jelten verfommen werde. Wenn 
die Landespolizeibehörde beantrage, einen Wald im Duellgebiete eines Fluffes zum 
Schugmwald zu erklären, jo werde lediglih ein Rechtsverhältniß zwijchen der 
öffentlichen Gewalt und dem gefahrbringenden Grundftlide begründet, weldyes nie- 
mals als Grundgerechtigfeit aufgefaßt werden könne. 


Abgeſehen hiervon, jei es immerhin zweckmäßig, die Art und Weife der Eir- 
tragung zu regeln, insbefondere zu beftimmen, daß die Eintragung auf Erſuchen 
des Borfigenden des Waldſchutzgerichts und ohne Specialifirung unter Bezugnahme 
auf die näheren Beftimmungen des Regulativs zu erfolgen habe. Auf diefen Ge- 
fihtspunften beruht die Faſſung des $ 16a des Kommiffionsentwurfs, mit weicher 
fi) die Regierungsfommiffarien einverftanden erflärten. Die Entfcheidung der 
Trage, ob. es zmwedmäßig fei, die Eintragung im Grundbuche berbeizuflihren, ſoll 
in jedem einzelnen alle dem Borfigenden des Waldjchutsgerichts obliegen. Der 
Ausdrud „Grundbuch“ foll im Allgemeinen diejenigen Bücher bezeichnen, welche 
nach der Grnndbuchverfaffung in den verjchiedenen Landestheilen der Monardjie 
zur Eintragung dinglicher Rechte beftimmt find, alfo nicht nur die Grundblicher 
im Geltungsbereiche der Grundbuchordnung, fondern 3. B. auch die Stodblicher 
in den vormals Nafſau'ſchen Landestheilen. 
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Die in $ 17 bewilligte Koftenfreiheit glaubte die Mehrheit der Kommilfion 
auch auf die Eintragung in die Grundbücher ausdehnen zu follen fo daß auch 
bier nur die baaren Auslagen zu bezahlen jeien. Ein dies ausdrüdender Zuſatz 
zu $ 17 wurde, wie bier gleih erwähnt werden mag, angenommen. 

8 17. Die Regierungsvorlage will den Kommifjfaren und Sachverſtändigen 
nur den Erjag ihrer baaren Auslagen, fomwie Reife- und Zehrungskoſten nad 
Maßgabe des Koftenregulativs vom 25. April 1836 zubilligen. Hiernach würden 
die Sachverſtändigen aljo für etwaige häusliche Arbeiten. überhaupt Nichts 
erhalten. 

Diefe Auffaffung fand vielfeitigen Widerfprucd in der Kommiffion. Es wurde 
darauf hingewieſen, daß in manden Fällen auch umfafjende Stubenarbeiten noth- 
wendig jein würden, denen ſich die Suchverftändigen nicht unterziehen würden, 
wenn ihnen nicht eine ausreichende Entſchädigung für ihre Mühemwaltung gewährt 
würde. Betreffs der Kommiffare treffe dafjelbe zu, fofern fie nicht etwa Mit- 
glieder des Waldichußgerichtes feien, in welchem letzteren Falle man, in Ueberein— 
ftimmung mit der Kreisordnung, e8 bei der Regierungsvorlage bewenden laſſen 
könne. 

Die Regierungskommiſſare traten dieſer Auffaſſung entgegen und hielten die 
Regierungsvorlage als zutreffend aufreht. Die Kommiffion beichloß jedoch mit 
großer Mehrheit, dem 8 17 die jegige Yafjung zu geben. 

8 18 wurde mit einer geringen redaktionellen Aenderung angenommen. 

$ 19. Derjelbe regelt die Aufficht über die Ausführung des Negulativs. 

Die Regierungsvorlage begnügt ſich mit der allgemeinen Beftimmung, daß 
diefe Aufficht dem Waldſchutzgericht von Amtswegen zuftehen folle. Hierbei kann 
ed zweifelhaft bleiben, welches Berfahren bei Ausfchreibung und Einziehung der 
Beiträge zu der Entſchädigung und den Koften der Schuganlagen einzufchlagen 
if. Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion wurde eine präzifere Faflung des 
Paragraphen namentlih in diefer Richtung gewünſcht. 

Die Bertreter der Staatsregierung traten diefer Auffaffung bei. 

Dat der Vorſitzende des Waldſchutzgerichts und nicht das Letztere als Behörde 
mit der Ausführung des Regulativs und der Auffiht über die Schuganlagen 
betraut werden folle, wurde ebenfalls allfeitig als Torveft anerkannt. 

Der von einem Mitglied der Kommiffion geftellte Antrag, die Ausführung 
des Regulativs lediglich den betheiligten Antereffenten zu überlaffen, wurde ab» 
gelehnt. Der von einem anderen Mitgliede eingebrachte Antrag, gegen die Map- 
regeln des BVorfigenden des Waldſchutzgerichts die Beſchwerde an das Letztere zu- 
zulaffen, fall8 jene Maßregeln mit dem Inhalte des NRegulativs nicht überein— 
fimmen, wurde von der Mehrheit der Kommiſſion angenommen. 

Noch wurde hier die Frage angeregt, an wen die Entſchädigung gezahlt 
werden ſolle? Bon einem Mitgliede der Kommilfion wurde ausgeführt, daß die 
Gläubiger und andere NRealberechtigte erheblich gejchädigt werden fünnten, wenn 
die Entfhädigungsfumme ohne Weiteres an den Eigenthümer des gefahrbringen- 
den Grundftücdes ausgezahlt würde. Man müſſe auf die einihläglichen Beftimmun- 
gen des Enteignungsgejeges ausprüdlich Bezug nehmen. 

Diefer Auffaffung wurde ſowohl von den Regierungstommifjaren, als von 
mehreren Mitgliedern der Kommiffion widerjprochen. Da es fih um Enteignung 
überall hier nicht handele, feien die Beftimmungen des Enteignungsgeſetzes nicht 
zutreffend. Wolle man im Negulativ die NRealgläubiger berüdfichtigen, jo wilrde 
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das Verfahren zu weitläufig. Eine erhebliche Schädigung derſelben ſei auch nicht 
zu fürchten. Die Sache wurde nicht weiter verfolgt. 

8 20. Die Befugniß des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes zum Erlaß 
vorläufiger Anordnungen im Falle augenblicklicher Gefahr wurde im Princip ohne 
Widerſpruch von der Kommiſſion anerkannt. Dagegen erſchien es mehreren Mit- 
gliedern derſelben bedenklich, die Eigenthümer ſolchen vorläufigen, vielleicht tief 
eingreifenden Anordnungen gegenüber ohne irgend ein Rechtsmittel zu laſſen. Man 
müſſe mindeſtens die Beſchwerde an das Waldſchutzgericht zulaſſen. Die Negie- 
rung3-Kommiffare widerſprachen dem nicht. 

Die Kommiffion beſchloß, die Bejchwerde zuzulaffen, auch bier, wie im $ 19, 
eine zehntägige Berufungsfrift feftzuftellen und der Beſchwerde eine auffchiebende 
Wirkung nicht beizulegen. 

$ 21 wurde in etwas veränderter Faſſung, materiell jedoch unverändert an—⸗ 
genommen. 

II. Befimmungen, betreffend die Bildung von 
Wald genoſſenſchaften. 

Bevor die Kommiffion in die Berathung über diefen Theil des Gefegent- 
wurfes, deffen befondere Bedeutung namentlich für diejenigen Theile der Mo— 
nardhie, in welchen eine weitgehende Zerjplitterung des Waldbefiges vielfach zur 
Waldzerftörung geführt Hat, allfeifig anerkannt wurde, eintrat, wurden zwei An⸗ 
träge genereller Natur zur Debatte geftellt. 

Der eine Antrag bezwedte, die Berathung über dieſen Theil des Entwurfs 
auszufegen, und wurde durch Zmedmäßigkeitsgründe motivirt. Das Haus jet 
überlaftet mit wichtigen Vorlagen; werde der III. Theil des Entwurfs ausgefchie- 
den, fo jet die Durchberathung der übrigen Theile im Haufe mit Sicherheit zu 
eriwarten; diejelbe werde faum noch möglich fein, wenn die Vorlage in ihren 
ganzen Umfange vorliege; der innere Zufammenhang zwifchen Theil II und III 
fei nicht fo organifch, daß beide Theile nicht getrennt werden könnten; die Vor— 
lage eines allgemeinen Gemeindewaldgefetzes jet bald zu erwarten und nach der 
übereinftimmenden Anficht der Regierung und Landesvertretung nothwendig. Der 
Genofjenfchaftswald ftehe der Staatsgewalt ähnlich gegenüber, wie der Gemeinde 
wald. Es erjcheine zwedmäßig, die Verhältniffe beider Kategorien von Waldun- 
gen in einem Gefeße zu regeln. 

Die Vertreter der Staatsregierung widerſprachen diefer Auffaffung. Ob die 
Regierung fich den fo überaus verfchiedenen VBerhältniffen des Gemeindewaldbe- 
figes in den einzelnen Provinzen gegenüber zur Vorlage eines allgemeinen Ge— 
meindemwaldgefeßes entjchließen werde, fer zweifelhaft. Zwiſchen Theil II und II 
diefes Geſetzentwurfes beftehe doch ein organischer" Zufammenhang; die Aegierung 
müffe die Durchberathung beider dringend milnfchen. 

Auch die Mehrheit der Kommiffion vermochte ſich der Auffaffung des Antrag» 
jtellerö nicht anzufchließen und der Antrag wurde verworfen. 

Der zweite Antrag war nur formeller Natur und beabfichtigte eine Trennung 
der Theile IumdII des Gefegentwurfs einerfeit$ und des Theils III andererfeits, 
alfo die Formung von zwei Gejegen, von denen das eine die Schußmwaldungen, 
das zweite die Waldgenofjenfchaften betreffen würde. Auch diefer Antrag wurde 
von der Kommiffion nicht angenommen. Bei der Spezialberathung über 

8 22 wurden zahlreiche Verbefferungsanträge eingebracht. Diefelben be- 
trafen 
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1) die Bezeichnung der Grundſtücke, welche zur Genoſſenſchaftsbildung heran⸗ 
gezogen werden follen; 

2) die Genoſſenſchaftszwecke, 

3) die für die Genoffenihaftsbildung zu erfordernde Mehrheit. 

Zu 1 faßt die Negierungsvorlage nur „Waldgrundftüde” und „öde Flächen“ 
ins Auge. Dem gegenüber wurde von einem Mitgliede der Kommiffion darauf 
anfmerffam gemacht, daß der Ausdrud „ode Flächen” nicht präzife ſei und zu 
Mißdeutungen Anlaß geben könne. Beifpielsmweife werde man die Haideländereien 
nicht unter die „öden Flächen“ rechnen fünnen und e8 werde demnach das Geſetz 
für diefe Flächen, deren Wiederbewaldung durch genoffenfchaftliche Verbände drin. 
gend wünſchenswerth erfcheine, nicht anwendbar fein. Wenn unter „öden Flächen“ 
nur das „Dedland“ des Brundfteuerfatafters verftanden werden foll:, fo fei der 
Begriff viel zu eng gefaßt, weil das Katafter viele der untultivirten Flächen, um 
weldhe es fich bier handle, unter der Rubrif „Weiden“ begreife. Bon diefem 
Mitgliede wurde vorgejchlagen, ftatt „öde“ „unkultivirt“ zu ſetzen. 

Die Regierungstommiffare erklärten, daß letterer Ausdrud der Regierung 
al3 zu weitgehend nicht annehmbar erfcheine; gegen die ausdrüdliche Benennung 
der Haideländereien neben den Waldgrundftüden und öden Flächen malte dagegen 
Seitens der Regierung ein Bedenken nicht ob. 

Die Mitglieder der Kommiffion fchloifen fich in fiberwiegender Mehrheit der 
legtgedachten Formulirung an. 

Zu 2 gingen die Anfichten bei Beginn der Debatten weit auseinander. Bon 
einem Mitgliede der Kommiffion wurde die Anficht vertreten, daß man jedem 
PBarzellenbefiger auch nach Bildung der Genoffenfchaft die Bewirthſchaftung und 
Abnugung der auf feiner Parzelle vorhandenen Holzbeftände, die Wiederkultur 
u. |. m. überlaffen müffe; nur folle dies Alles nach einem beftimmten Plane, der 
alle einzelnen Parzellen umfaffe, geſchehen. Diefer Betriebsplan ſei jofort definitiv 
durchzuführen, wo die Verhältniffe dies geftatten; andernfalls ſei er allmählig an: 
zubahnen. Man dürfe nicht zu tief in das Eigenthumsrecht eingreifen, wolle 
man das Geſetz zur vollen Wirkung gelangen laffen. Mancher bäuerliche Beſitzer 
werde ſich auf das Aeußerfte der Genoffenfchaftsbildung entgegenftemmen, wenn 
er einen ihm Tiebgewordenen, von feinen Voreltern erzogenen Holzbeftand dem 
Genofjenichaftäintereffe opfern müſſe. 

Dem wurde entgegnet, daß eine folhe Wirthihaftsführung, wie fie hier ge 
dacht ſei, technifch unmöglich fei. Motiv und Wefen der Genoffenfchaftsbildung 
ſei Geſammtwirthſchaft, gemeinfchaftliche Betriebsführung nach einem einheitlichen 
Plane. Das Verſchwinden der einzelnen Nutungsparzellen als wirtbichaftlicher 
Einheiten fei unumgänglih, wenn der Hauptzwed der Genofjenfchaft erreicht 
werden folle. 

Ein aus der kurz bezeichneten Anſchauung hervorgegangener Antrag wurde 
abgelehnt. 

Die Kommiffion trat demnächſt darüber in Berathung, ob bei allen Genoffen- 
haften ein einheitlicher Wirthichaftsplan nothwendig fei und nicht Fälle vorfä- 
men, wo die forftimäßige Benugung vermengt gelegener Parzellen lediglich des— 
halb unmöglich fei, weil ein ausreichender Schuß der einzelnen Parzellen gegen 
frafbare Handlungen nicht erreichbar fei. Daß ſolche Fälle vorlommen können 
und daß dann die Genoffenfchaftsbildung eine wirthfchaftliche Wohlthat ſei, wurde 
von feiner Seite beftritten. Ya, man glaubte in der Kommiffion noch einen 
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Schritt weiter gehen und Zwangsgenoſſenſchaften auch dann geſtatten zu ſollen, 
wenn es fi um die gemeinſchaftliche Schaffung einzelner wirthſchaftlicher Ein- 
richtungen handelt, ohne welche eine forftmäßige Benugung der Parzellen nicht 
möglich jei, beijpielsweife von Holzabfuhrmwegen, Entwäflerungen, Einhegungen 
gegen Weidevieh zc. | 

Die Kommiffion beſchloß im Einverjtändnig mit den Vertretern der Staats- 
regierung, zwei Kategorien von Zwangsgenoſſenſchaften zuzulaſſen: 

1) folche, deren Zwed die Einrichtung und Durchführung einer gemeinjchaft- 
lichen Beſchützung oder anderer der forftmäßigen Benugung des Genoffen- 
ſchaftswaldes fürderlicher Maßregeln ift, 

(Schutzgenoſſenſchaften); 

2) ſolche, deren Zweck außer gemeinſchaftlicher Beſchützung die Bewirthſchaftung 

des Genoſſenſchaftswaldes nach einem einheitlichen Plane einſchließt. 
(Wirthſchaftsgenoſſenſchaften.) 

Zu 3 will die Regierungsvorlage lediglich das wirthſchaftliche Intereſſe zur 
Sache, welches ſeinen Ausdruck in dem Antheil eines jeden Intereſſenten an dem 
geſammten zur Genoſſenſchaftsbildung beſtimmten Areal findet, entſcheiden laſſen, 
der Art, daß die Genoſſenſchaftsbildung erzwungen werden kann, wenn die Eigen- 
thitmer der Mehrheit des Rataftralreinertrages derjelben zuitimmen und c3 fand 
diefe Auffaffung bei mehreren Mitgliedern der Kommiffion lebhafte Zuftimmung 

Ja, es wurden von mehreren Seiten in derjelben Bedenken laut, ob man 
das Geſetz überhaupt Tebensfähig mache, wenn man eine andere Mehrheit er- 
fordere. 


Dem gegenüber wurden aber Fälle angeführt, in welchen ein einziger Inter— 
efient, deffen Grundbefig mehr als die Hälfte des gefammten Kataftralreinertrages 
repräfentire, eine große Zahl von Kleinbefizern majorifiren fünne. Dies fei doch 
bei den Wirthichaftsgenofjenfchaften, deren Zweck es erfordere, daß an die Stelle 
aller Einzelwirthichaften eine Geſammtwirthſchaft trete, fehr bedenklich. Werde 
irgend eine beſtimmte Kopfzahl erfordert, welche zufimmen müffe, wenn die Ge- 
nofjenfchaftsbildung erzwingbar fein folle, jo ſchwinde dies Bedenken. 


In diefer Richtung wurden drei Anträge eingebracht, welche vorgejchrieben 
wifjen wollten, dab die Mehrzahl, ein Drittel beziehungsweije ein Viertel der 
betheiligten Grundbefiger, deren betheiligtes Grumdeigenthum zugleih die Mehr— 
heit des Kataftralreinertrages darftellen müffe, dem Antrage zuftimmen follen, 
ehe ein Zwang zuläffig fein ſolle. 

Die Kommiffion entfchied ſich bei Wirthichaftsgenofjenfchaften fiir ein Drittel. 
Die Regierungdtommiffare hielten dem gegenüber an der Negierungsporlage feft. 

Einem Antrage, auh für die Bildung von Schußgenoffenfchaften diefelbe 
Mehrheit zu fordern, ſchloß fi die Majorität der Kommiffion nicht an, indem 
fie von der Erwägung ausging, daß hier jeder Waldgenoſſe feine Parzelle ferner- 
bin unverändert fortbewirthichafte, ein das Eigenthum erheblich bejchräntender 
Zwang nicht geübt werde und fomit ein Motiv, Vergewaltigungen Vieler durch 
einen Einzelnen vorzubeugen, nicht vorliege. 

Der jo veränderte Inhalt des 8 22 erforderte eine redaktionelle Umformung 
deffelben. Es erfchien zweckmäßig, die Beftimmungen über die zur Genoffen- 
Ihaftsbildung zu erfordernde Mehrheit dem 8 22 in einem bejonderen $ 22a 
folgen zu laſſen. 
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$ 23. Eine erweiternde Abänderung des Grundfages, daß dur die Be- 
nofienfhaftsbildung in den Eigenthumsverhältnifien feine Aenderung eintreten foll, 
wollte ein von einem Mitgliede der Kommiffion eingebradhter Antrag, welcher die 
Aufnahme folgender Beſtimmung bezmwedte: 

„Die Bereinigung zu einer Waldgenoffenfchaft, bei welcher jeder Genoffe. 
den Grund und Boden, fei e8 mit dem darauf befindlichen Holzbeftande, 
jei e8 nah Abräumung deffelben, zur gemeinfchaftlichen Herſtellung und 
Bewirthſchaftung des Genoffenfchaftswaldes in die Gemeinfchaft einzumerfen 
und nad tem Berhältniß des eingeworfenen Werthes anı Gewinn umd 
Berluft teilzunehmen bat, ift zuläffig; allein in diefen Fällen können die 
gegen ihren Willen zur Genoſſenſchaft herangezogenen Eigenthiimer ver- 
langen, daß die Geuoſſenſchaft oder deren Mitglieder das Eigenthum ihres 
Grundftüds erwerben.“ 

Diefer Antrag fand Lebhaften Widerfpruc aus der Kommiſſion und ſeitens 
der Regierungslommifjfare. Er wurde nicht weiter verfolgt. 

$ 23 wurde mit unwefentlihen Aenderungen angenommen. 

8 24. Die Frage, nah welchem Maßftabe die Theilnahme der einzelnen 
Baldgenofjen an Nutungen und Laften zu bemeſſen fei, ift eine nach verfchiedenen 
Richtungen überaus fchmwierige. 

Während bei anderen Meliorationsgenoffenfchaiten eine gewiſſe Gleichartigkeit 
und Gleichwerthigkeit der einzumerfenden Grundfilide vorhanden ift, tritt bei den 
Baldgenoffenihaften das Vorhandenfein von Holzbeftänden ganz verjchiedenen 
Aters und Werthes als ftörendes Element ein. Es können Fälle vorkommen, 
wo der Holzbeftandswerth das Zehnfache des Bodenmwerthes beträgt, wo alfo, 
wenn beide Werthe bei Bemefjung des Theilnahmrechtes gleichberechtigt neben 
einander geftellt werden, *10 diejes Rechtes erworben wird durch Einwerfen von 
Holzbeftandswerthen, nur 1/0 durch folddes von Bodenwerthen. 

Hält man an dem Grundfage feit, daß die Theilnahme an den Nugungen 
nah derjelben Ziffer bemeflen werden foll, wie diejenige an den Laften, und kon⸗ 
ſtruirt man ſich den leicht denkbaren Fall, daß bei Bildung einer Genofjenfchaft 
nur ein Eigenthiimer ältere Holzbeftände einwirft, alle Anderen nur öde Flächen, 
deren Aufforftung der Genofjenfhaft obliegt, fo ergiebt fih für den vielleicht 
zwangsweiſe in die Genoffenjchaft gebrachten eriten Beſitzer ein doppelter Nach» 
theil, 

1) das ihm gehörige Holzbeftandslapital geht ihm als folches verloren. 
Allerdings wird ihm daffelbe in Form einer ewigen Nente zurüderitattet; 
aber dieſe Ummandlung eines fofort verwerthbaren Güterſtockes in eine 
Rente, wenngleich beide mathematiſch äquivalent find, it jehr Häufig ein 
bedeutender wirthichaftlicher Nachtheil; 

2) er wird deshalb, weil er den höchften Werth eingeworfen bat, gezwungen, 
zu der Aufforftung der Blößen aller anderen Genofjen fehr hohe Beiträge 
zu leiften. 

Das hier berührte Mißverhältnig beruht darin, daß in dem bezeichneten 
Falle von den einzelnen Genoffen nicht allein quantitativ verfchiedene, fondern 
ganz verjchiedenartige Werthe eingeworfen werden. Daffelbe verliert feine 
Schärfe, wenn jeder Waldgenofje neben dem Bodenwerth noch einen Holzbeftands- 
werth einbringt und wenn es Jedem freifteht, die ihm gehörigen verwerthbaren 
Holzbeftände vor der Genofienjchaftsbildung oder binnen einer beftimmten Frift 
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nach derjelben, unter der Bedingung der Wiederkultur der Fläche aus eigenen 
Mitteln, für ſich zu nuten. 

Nun werden nicht allein von allen Genoffen Werthe derfelben Gattung, wen 
auch quantitativ verfchieden, eingeworfen, fondern audy die Grenzen einander er⸗ 
- heblich genähert, innerhalb deren die von den Einzelnen einzumwerfenden funma- 
riihen Werthe fich bemegen. 

Eine foldye Grundlage der Genofjenichaftsbildung aber wird erreidht, went 
jeder Genoffe verpflichtet iſt, ſeine Grundſtücke ſelbſt zu kultiviren und alſo ein⸗ 
zuwerfen: 

a. den ihm gehörigen Bodenwerth, ausgedrückt durch den als Verhältnißzahl 
brauchbaren Kataſtralreinertrag; 

b. den 1—njährigen Holzzuwachswerth oder den auf 1I—n Jahre vernach⸗ 
wertheten Beitandsbegründungswerth (das prolongirte Kulturkoftenkapital), 
jenadydem man die eine oder andere der — im Uebrigen zu dem gleichen 
Ergebniß führenden — forft-technifchen Berechnungsmweifen wählen will. 

Es bedurfte diefer kurzen einleitenden Anführungen, um den technifchen Theil 
der Frage Marzuftellen. 

Die Regierungsvorlage wollte das Theilnahmemaß einfah nad Verhältniß 
der eingeworfenen Boden- und Holzbeftandswerthe beſtimmt wiflen, ließ jedoch 
andermeitige freie Vereinbarung der Genoffen zu. 

Gegen diefelbe wurden die oben furz berührten Bedenken, denen ſich auch die 
Bertreter der Staatöregierung feineswegs verfchloffen, von mehreren Mitgliedern 
der Kommiffion erhoben. Zahlreiche Abänderungsanträge wurden eingebracht, 
über welche das Folgende zu berichten ift: 

a. Ein Mitglied der Kommiffion fchlug vor, zu beftimmen, daß in dem alle 
des 8 22 unter 1 jeder Waldgenofje fein Grundſtück felbft bewirthichaftet 
und die Koften dafiir trägt, daß aber die Koften der gemeinſchaftlichen 
Einrihtung nah) dem Grumdfteuerreinertrage der vereinigten Grundftüce 
unter Zurechnung des Kapitalwerthes des auf demfelben befindlichen Holz- 
beftandes aufgebracht werden auf Grund einer Schäßung, melde in fta- 
tutariſch feftzuftellenden Tsriften nach den inzwifchen erfolgten Beränderun- 
gen zu berichtigen ift; 

daß in den Fällen des $ 22 unter 2 die Koften und Laſten der einbeit- 
lihen Bewirtbichaftung, fomweit fie ale Grundſtücke treffen, nach dem Ber- 
bältnifje des Grundfteuerreinertrages der vereinigten Grundftüde aufzu- 
bringen, dahingegen die jedes einzelne Grundſtück treffenden Koften, ein- 
ſchließlich der Aufforflung und des Abtriebes, von dem Waldgenoffen zu 
tragen, beziehungsweiſe von dentfelben der Waldgenoſſenſchaft zu erftatten 
find, wogegen ihm auch die Erträge des Grundftids nad) dem Betriebs- 
plane zufallen. 

b. Bon anderer Seite murde beantragt, die einfchlägliche Beſtimmung dahin 
zu faſſen, 

da in den Fällen des 8 22 unter 2 die Koften und Laften der gemtein- 
ſchaftlichen Bewirtbfchaftung des Genofjenfchaftsmaldes nach dem Verhälte 
niß der Fläche, welche die einzelnen Waldgenofſen befigen, die Nutzun⸗ 
gen dagegen nad) dem Berhältniß des Kapitalwerthes des von jedem 
Waldgenofjen eingeworfenen Grund und Bodens und des darauf flehenden 
Holzbeftandes vertheilt werden. 
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c. Ein dritter Antrag ging dahin: 
dag in den Fällen des 8 22 unter 2 die Koften des erſten Holzanbanes 
dem Eigenthlimer des eingeworfenen Grund und Bodens zur Laft fallen, im 
Uebrigen aber die Nutzungen, Koften und Laſten der gemeinfchaftlichen Be- 

wirthſchaftung des Genoſſenſchaftswaldes nad dem Verhältniß des Ka- 
taftralreinertrages, oder, wenn dadurch eine erhebliche Verlegung entftehen 
follte, nah dem Verhältniß des zu dieſem Behufe befonders zu ermitteln- 
den Reinertrages der einzelnen Grundftüde auf die ſämmtlichen Betbeilig- 
ten vertheilt werden. 

Der Geldbetrag der miteingebradhten Holzbeftände wird nach einer auf» 
zunehmenden Tare, nach Abzug der Anfchonungstoften dem Eigenthümer 
gut gefchrieben, und fobald diefe Beſtände gejchlagen werden, vorweg er- 
ftattet; find aber dergleichen Holzbeftände forftwirtbichaftlich ſogleich ſchlag⸗ 
bar, fo ift der Eigenthümer berechtigt, diejelben vorweg zu fehlagen und 
für fih wegzunehmen. 

d. Bon anderer Seite wurde endlich beantragt, bei Feftftellung des Theilnah⸗ 
memafes die miteingeworfenen Holzbeftände überhaupt nicht zu berüdfich- 
tigen und dem $ 24 folgenden Zufat anzufligen: 

Berfchiedenheiten in dem auf den betheiligten Grundftliden vorhandenen 
Holzbeftande find in geeigneter Weife auszugleichen. Soweit dies nicht 
dadurch zu bewirken ift, daß fchlagbare Holzbeftände von den Eigenthümern 
vorweg abgeräumt werden, ift in Ermangelung fonftiger Vereinbarung der 
durch Schätzung zu ermittelnde Mehrwerth der werthvolleren Beftände ge- 
gen die anderen Beftände aus den Erträgen des Genoſſenſchaftswaldes zu 
vergüten. 

Keiner diefer Anträge fand die Zuftimmung der Mehrheit der Kommilfton. 
Diefelbe beichloß vielmehr: 

a. bei den Wirthichaftsgenoffenfchaften 

1) die Abräumung verwerthbarer Holzbeftände durch die Eigenthiimer zu ge> 
ftatten, 

2) jeden Genofjen zur Aufforftung feiner Flächen auf eigene Koften zu ver- 
pflichten und dadurch die qualitative Gleichheit der eingemworfenen Werthe 
zu fiern, | 

3) das Theilnahmemaß an Nubungen und Laſten demnächſt nad) dem einge- 
mworfenen fummarifchen Werthe zu bemeffen, 

b. bei den Schutgenofjenfchaften das Theilnahmemaß lediglich nad) dem ein- 

geworfenen Bodenmwerthe zu beflimmen. 

Aus diefen Prinzipien ergab ſich die Faſſung des 8 24 der Kommilfionsvor- 
lage, welcher die Vertreter der Staatsregierung zuftimmten. 

8 25. Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde beantragt, den Abſatz 
2 diefes Paragraphen, welcher überflüſſig fei und zu Mißdeutungen verleiten könne, 
zu ſtreichen. Die Kommiffion lehnte den Antrag ab. 

Die Frage, ob die den Genoffenihaftsgrundftiden aufzuerlegenden Laften und 
die durch die Genoffenichaftsbildung bedingte Eigenthumsbefchräntung in das 
Grundbuch einzutragen fei, wurde auch hier erörtert. 

Ein hierauf bezüglicher Zufaß zu 8 25 wurde, auf Grund gleiher Erwägun⸗ 
gen wie bei 8 168 befchloffen, aus redaktionellen Gründen aber in zweiter Leſung 
als 3 33c dem Entwurfe eingefügt. 
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$ 26. Die Kommiffion war im Hinblid auf den zu 8 4 gefaßten Beichluß 
einftimmig der Anficht, daß den Servitutberechtigten für die im Intereſſe der Ge- 
nofjenschaft ihnen auferlegten Bejchräntungen volle Entfhädigung zu bemwilligen 
ſei und nahm mit einer dies Hlarftellenden Abänderung den 8 26 an. 

8 27 wurde unverändert angenommen. 

8 28. Eine eingehendere Debatte wurde durch die in diefem Paragtaphen 
enthaltene Befimmung über die Präklufion der im Zermine nicht Erfchienenen 
veranlaßt. 

Die Regierungsvorlage will, daß in Bezug auf die Nichterfcheinenden ange- 
nommen werden fol, daß fie dem Beichluffe der Erfcheinenden zuftimmen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiffion wurde die Auffaffung vertreten, daß Die 
Regierungsvorlage zu weit gehe, von den Nichterfcheinenden müſſe man billiger- 
weife annehmen, daß fie der Genoffenjchaftsbildung widerfprechen. 

Ein anderes Mitglied der Kommilfion wollte noch weiter gehen, als die Re— 
gierungsvorlage und wünſchte beftimmt zu fehen, „daß die Nichterfcheinenden als 
der Genofjenfhaftsbildung zuftimmend angefehen werden follen“. 

Ein Antrag, Abſatz 3 des 8 28 überhaupt zu ftreichen und eine : Präffufton 
nicht zuzulaffen, wurde nicht weiter verfolgt. 

Die Mehrheit der Kommiffion blieb bei der Faflung der Negierungsvorlage 
ftehen, indem fie von der Erwägung ausging, daß eine Präflufion aus praftifchen 
Gründen nicht entbehrt werden künne, man aber von den Nichterfcheinenden nur 
annehmen dürfe, daß fie ſich dem Sala der im Termin Anmwefenden af 
fchließen. 

8 29 wurde in kürzerer Faſſung, liedocd ohne materielle Abänderung an- 
genommen. 

$ 30 unverändert angenommen. 

$ 31. Derjelbe enthält die Beitimmungen über den nothmwendigen Inhalt 
des Statuts. 

Bei Berathung derjelben wurde eine principielle Frage von einem Mitgliede 
der Kommiffion angeregt, welche zu weitgehenden Erörterungen Anlaß gab, die 
Frage nämlich, ob es nicht im eigenften Intereſſe der ins Leben zu rufenden 
Genofjenihaften nothwendig ſei, fpeziellere Beftimmungen über die innere Or- 
ganifation derjelben und ihre Vertretung nach außen in das Geſetz aufzunehmen. 

Es wurde dabei ausgeführt: Nah den Motiven folle der 8 31, unter 
Nachbildung der Beftimmungen des Waldfulturgefeges für den Kreis Wittgen- 
fein, die Gegenftände aufführen, „über melde das Statut auf alle Fälle 
Beftimmungen enthalten müſſe.“ Leider fei diefe Abficht nicht ausgeführt. Zu 
den nothiwendigen Gegenftänden des StatutS gehörten auch Beftimmungen tiber 
Rechte und Pflichten des Vorſtands und über die Berfammlung der Genoffen 
und ihr Stimmredt. Solche fänden fih auch in dem Wittgenfteiner Geſetz; 
bier aber würden fie nicht verlangt. Ferner aber fei es mindeftens zweckmäßig, 
in einem Gejee, welches eine neue Form der Genoſſenſchaften fonftituirt, ſich 
in jenen Beziehungen nicht mit der Hinweifung auf den Inhalt des Statuts zu 
begnügen, jondern gewiſſe Normativbeftimmungen glei in das Geſetz aufzu- 
nehmen; ein in diefer Richtung ftatuirter Zwang gewähre den einzelnen In— 
terefjenten die Sicherheit, daß fie nicht in eine für fie gänzlich unüberjehbare Ver⸗ 
einigung bineingeführt würden. 

Eine Reihe fpezieller Anträge trug der foeben berührten Auffaffung Rechnung. 


un. 17 


Zu dem vorliegenden Paragraphen wurde vorgeichlagen: ftatt des Abſatzes 1 
zu jegen 

1) Name, Sig und Zweck der Waldgenoſſenſchaft, 

2) eine genaue Angabe des Umfanges des genofjenchaftlihen Bezirkes 

den Abſatz Nr. 2 zu freien und durch einen 
$ 31a folgenden Inhalts zu erjegen: 

Das Statut muß im Falle des $ 26, 2 ferner enthalten: 

1) die Wirthfchaftsart und den Betriebsplan und die Formen, in welchen 
eine Abänderung deffelben bejchlofien und bewirkt werden kann und 
die Beftimmungen fiber die bis zur Durchführung des Betriebsplans 
anzuordnende Bewirthichaftung; 

2) die Grundfäge, nach welchen die jährliche Gewinnberehnung aufzu⸗ 
ftellen ift nnd die Art und Weife der Prüfung derfelben. 

Diefem 8 31a follten dann, die redaktionelle Anordnung vorbehalten, nad 
der Abficht deſſelben Antragftellers noch die nadjftehenden Paragraphen folgen. 

8 31b. Für die Beftimmungen des Statut3 in Anfehung des BVorftandes 
find folgende Beſtimmungen maßgebend: 

1) Jede Waldgenoffenihaft muß einen aus der Zahl der Genofjenichaften zu 
wählenden Borftand haben. Derjelbe kann aus einem oder mehreren Mit- 
gliedern beſtehen. 

2) Der Borftand vertritt die Waldgenoſſenſchaft in allen ihren Angelegenheiten, 
auch in denjenigen Gejhäften und Rechtshandlungen, für welche nad) den 
Gejegen eine Spezialvollmacht erforderlich if. Zu feiner Legitimation bei 
Allen das Grundbuch betreffenden Gejchäften genügt eine Beſcheinigung 
des Waldſchutzgerichts. 

3) Dem Vorſtand liegt die Ausschreibung und Einziehung der Beiträge, die 
Anftellung und Beauffihtigung der Beamten, und im Tall des $ 19a die 
gefammte Bewirthichaftung des Genofjenichaftsmaldes ob. 

Er ift dabei an diejenigen Beichränfungen gebunden, welche ihm durch 
diejes Gefeß, durch das Statut und dur Beichlüffe der Generalverfamm- 
lung auferlegt find. 

4) Dem Borftande fann durch das Statut die Befugniß ertheilt werden, ge= 
gen diejenigen Waldgenofjen und Beamten, welche gegen feine Anordnungen 
im Walde verftoßen, Ordnungsftrafen bis zur Höhe von zehn Mark an- 
zudroben und feftzufegen. Die Strafen fließen, im Mangel anderer ftatu- 
tarifcher Beftimmung, in die Genoſſenſchaftskaſſe.“ 

$ 3lc. Der Beihluß der PVerfammlung der Waldgenofjen muß eingeholt 
werden 

1) zu Abänderungen der Wirthichafisart, des Betriebsplans und des Statuts; 

2) über die Art der Ausübung der Waldnebennugungen; 

3) über die Nothwendigfeit der Anftellung von Genofjenihaftsbeamten und 
iiber die Höhe der Befoldung derjelben; 

4) iiber die Aufnahme von Darlehnen; 

5) iiber die Bedingungen, unter denen die Genoffenfchaft derjenigen Waldge- 
noffen, welchen die Koften des erften Holzanbaues oder des Wiederan- 
baues der abgetriebenen Fläche im alle des 8 24 obliegen, dieje Koften 
vorzuſchießen hat; 

6) auferdem in allen Fällen, in denen es das Statut vorjchreibt. 
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$ 31d. Die Berfammlung der Waldgenoffen wird durch den Vorftand, oder 


im Falle des 8 310 durch den nn des Waldfchutgerichts in der 


durch das Statut beftimmten Weife berufen. 

Das Stimmenverhältniß für diefe Berfammlung 'ift dur das Statut nad) 
Berhältniß der Theilnahme der Waldgenoffen an den Nutungen und Laſten zu 
regeln. Im Mangel anderweiter Vereinbarung ift dabei als Einheit der Betrag 
des am geringften Betheiligten zum Grunde zu legen; jedem Genoffen find fo 
viele Stimmen zu gewähren, als die Divifion feiner Betheiligungsfumme durch 
die geringfte Betheiligungsfumme ganze Zahlen ergiebt. 

Feder Waldgenoffe hat mindeftens eine Stimme und fein Waldgenoffe darf 
mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

Die Beichlüffe werden, foweit nicht das Statut ($ 31 Nr. 10) anderes be- 
ſtimmt, durch einfache Mehrheit aller Stimmen gefaßt. 

Zur Begründung diefer Anträge wurde auch auf die SS 14, 15, 16, 17 des 
Waldfulturgefeges für den Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1854 (Gefekfammt. 
Seite 329) Bezug genommen. 

Daffelbe Mitglied der Kommifjfion beantragte ferner, ftatt 3 und 4 des 8 31 
zu jegen: 

3) die Zeitdauer der Genoffenjhaft, im Yalle diefelbe auf eine beftimmte Zeit 
bejchränft werden foll, 

4) die den Waldgenofjen aufzuerlegenden Beichränfungen und Verpflichtungen 
und ihr Verhältniß zu den Serpitutberechtigten; 

weiter 
der Nr. 5 des 8 31 folgende befondere Sätze beizufügen (oder an paffen- 
der Stelle als befonderen Paragraphen einzufügen): „Diejes Berhältnig 
ift durh die nad 8 24 zu ermittelnden Kapitalwerthe der vereinigten 
Grundftüde, beziehungsmeife mit dem Holgbeftandswerthe und den Kultur- 
koſten, darzuftellen. Die für jedes einzelne Grundftlid ermittelten Beträge 
find auf volle durch zehn ohne Bruch theilbare Marfbeträge abzurunden, 
in der Weife, daß Ueberfchiiffe unter fünf Mark nicht gerechnet und Ueber- 
Ihüffe über fünf Mark mit zehn Mark in Rechnung geftellt werden ;“ 

weiter eventuell ftatt Nr. 6 zu ſetzen: 

6) „die Grundfäße, nach denen die Jahresrechnung, beziehungsweife Gewinn- 
berechnung aufzuftellen und zu prüfen ift;“ 

Nr. 7 dahin zu faffen: 

T) „die Bedingungen, unter denen die Eigenthümer angrenzender Grundftiide 
als freiwillige Genoffenjchafter aufgenommen werden und wieber austreten 
fünnen.” 

Im $ 31 Nr. 8 einzufügen: 

8) die Art der Wahl und Zufammenfegung des Vorſtandes und die Formen 

für die Legitimation der Mitglieder deſſelben (8 31b).“ 
Im 8 31 Nr. 9 einzufügen: 

9) „die Form, in welcher die Zufammenberufung der Waldgenoffen gefchieht, 
die Bedingungen des Stimmrecht derjelben, und die Form, in welcher 
daffelbe ausgelibt wird (8 31d).” 
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Im $ 31 Nr. 10 einzuschalten: 

10) „die Gegenftände, über welche nicht ſchon durch einfache Stimmenmehrheit 
der erſchienenen Waldgenoffen, fondern nur durch eine größere Stimmen> 
mehrheit oder noch andere Erforderniffe Beſchluß gefaßt werden Tann 
($ 310).“ 

Die Kommiffton hatte ſich allen diefen Anträgen gegenüber ſchlüſſig zu machen, 
ob fie bei den generellen Beftimmungen der Regierungsporlage ftehen bleiben 
oder fpezielle Normativbeftimmungen in das Geſetz aufnehmen molle. 


Die Bertreter der Staatsregierung traten für das Princip der Negierungs- 
vorlage ein und erklärten, daß fie den Waldgenoffenichaften, welche unter wejent- 
fiher Mitwirfung der Behörden des Staats und der Selbftvermaltung zu 
Stande kämen, auch naturgemäß in einfachen Berhältniffen fi) bemegten und 
ihre Grundlage in dem Grundeigenthbum der Genoffen fänden, das volle Recht 
der freien Selbfibeftimmung über ihre innere Organifation und ihre Vertretung 
nah außen gewahrt wifjen wollten. Die Prüfung des Statut3 durch die Ver—⸗ 
waltungsgerichte, endlih die Superrevifion defjelben in der Minifterialinftanz, 
ebe den Genoſſenſchaften die Rechte einer juriftiichen Perſon ($ 36) verliehen 
würden, bieten nach der Auffaffung der Staatsregierung alle Garantie, daß das 
Statut alles das enthalte, was zur wirthichaftlichen und rechtlichen Eriftenzfä- 
bigleit der Genofjenfchaften erforderlich fei. Daß man in $ 31 unter Nr. 1 den 
Namen, Si und Zweck der Genoſſenſchaft voranftelle, dagegen ſei Nichts zu er- 
imern. Ebenſo erjheine nunmehr, wo eine Trennung von Wirthichafts- und 
Schutzgenofſenſchaften bejchloffen fei, eine veränderte Faſſung der Nr. 3, welche 
nur für die erftere Bedeutung habe, zweckmäßig. Die Staatsregierung habe 
auch Nichts dagegen, wenn in Nr. 6 ausgedrücdt würde, daß im Statut Beftim- 
mung iiber das Stimmrecht der Genoſſen zu treffen fei. Sie werde fich endlich 
dem nicht mwiderjegen, daß in einem bejonderen $ 31a oder fonft an geeigneter 
Stelle fpezielle Beftimmung darüber getroffen würde, daß das Stimmverhältnig 
der Genofjen in einfacher Weife und unter Zugrundelegung desjenigen Betrages, 
welder das Theilnahmerecht des Mindeftbetheiligten ausdrücke, als Einheit ge- 
tegelt werde. Dabei aber lege die Staatsregierung entjchiedenen Werth darauf, 
daß das Prinzip der Negierungsporlage im Ganzen beibehalten werde. 


Die Mehrheit der Kommiſſion entjchied fich fiir das Letztere. Ohne in eine 
erihöpfende materielle Diskuffion über obige Anträge einzugehen und unter 
voller Anerfeunung, daß diefelben ficherlich vieles Werthvolle enthalten, glaubte 
fie doc) bei den generellen Vorfchriften der Negierungsvorlage im Allgemeinen 
fehen bleiben und fpezielle Normativbefiimmungen tiber die Organifation und 
Bertretung der Genoſſenſchaften nicht in das Gejeß aufnehmen zu follen, be— 
ſchloß jedoch 

a) Abſatz 1 und 2 nach obigen Anträgen umzuformen, 

b) in Abfag 6 zuzufligen „jowie am Stimmrechte“, 

c) den Abja 3 ausdrücklich als nur für die Wirthichaftsgenoffenfchaften zu- 
treffend durch einen Zufag im Eingange zu bezeichnen und am Schluß 
zugleich e8 erfennbar zu machen, daß nicht allein der definitive Betriebs: 
plan, fordern auch der für einen etwaigen Einrichtungszeitraum aufzuftel- 
ende vorläufige Wirthichaftsplan Hier verftanden fei. 

Mit diefen Abänderungen wurde $ 31 angenommen. 
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$ 3la wurde demnächſt in allgemeiner Anlehnung an den 8 31d der obigen 
Anträge mit Zuftimmmg der Regierungsfommiffare eingefügt. 

8 32. Die Regierungsvorlage fchreibt nur vor, daß der Kommiffar den 
Statutentwurf allen Betheiligten vorzulegen und etwaige Widerjprüche zu er- 
örtern hat, ohne für den Fall Beſtimmung zu treffen, daß die Betheiligten nicht 
erjcheinen. 

Auch hier ſchien der Mehrheit der Kommiffion eine Beftimmung für diefen 
Fall nothwendig. In Uebereinftimmung mit den Anfichten der Regierungskom⸗ 
mifjfare wurde die jeßige Faſſung des 8 32 angenommen. 


$ 33. Die Regierungsvorlage faßt den num folgenden Theil des Verfahrens 
‚dahin auf, daß nad) Entjheidung der Bedürfnißfrage durch das Waldſchutzgericht 
ein Beihluß der Intereffenten über das Statut herbeigeführt und demnädhft, 
wenn die Mehrheit der Intereſſenten fich für daffelbe ausſpricht, durch das 
Waldihutgericht geprüft werden fol, ob das Statut den gejeglichen Vorfchriften 
entſpricht und fein öffentliches Intereſſe verlett. 


Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, fo fol durch das 
Waldſchutzgericht das Statut feftgejegt und damit die Genoffenfchaft begründet. 
werden. 

Diefer Auffaffung vermochte die Kommilfion nicht in allen Stüden beizu- 
treten. Von mehreren Mitgliedern wurde ausgeführt, daß ein nochmaliger 
Mehrheitsbeſchluß fiber das Statut eine unnöthige Erſchwerung ſei. Wenn die 
etwaigen Widerfprüche der Betheiligten gegen das Statut erörtert feien, müſſe 
das Waldſchutzgericht entjcheiden. 

Diefe Entjheidung aber, gegen welche Rechtsmittel zuläffig feien, könne die 
endgültige Konftituirung der Genofjenichaft nicht begründen. Es fei vielmehr 
nothwendig, über dieſe Konftituirung befondere Beftimmung zu treffen. Das 
Waldſchutzgericht könne ſeinerſeits zunächſt nur den Beſcheid ertheilen, daß die 
Genoſſenſchaft nad dem von ihm feftgefegten Statut zu begründen ſei. Erft 
nach eingetretener NechtSverbindlichfeit des Statuts könne dafjelbe durch das 
Waldſchutzgericht endgültig beftätigt und damit die Waldgenoſſenſchaft begrindet 
werden. 

Mehrere einander naheftehende Anträge auf dementſprechende Abänderung 
des 8 33 wurden eingebradjt. Die Kommiffion, von den vorbezeichneten Erwä⸗ 
gungen ausgehend, wählte im Anſchluß an die wefentlichen Theile eines der 
eingebraditen Anträge die jegige Faſſung des 8 33, indem fie die bejonderen 
Beftimmungen über die endgültige Begründung der Genofjenjchaft einem bejon- 
deren 8 33b überwies. 

Ein Antrag, dem $ 33 den letten Abjat des 8 16, welcher die Entſcheidung 
über Privatrechtsftreitigfeiten betrifft, beizufligen wurde abgelehnt, weil ein folcher 
Zufag mit Rüdfiht auf die ausdrüdliche Bezugnahme auf $ 16 für überflüſſig 
gehalten wurde. 

8 33a. Es ſchien redaktionell richtig, den $ 35 der NRegierungsporlage mit 
einer Abänderung, welde im Hinblid auf $ 7 der Kommiffionsvorlage einer 
weiteren Motivirung nicht bedarf, hier als 8 33a einzufügen. 

8 33b. Derjelbe enthält nunmehr die Beftimmung über die endgültige 
Begründung der Genoſſenſchaft und damit den formellen Abſchluß des Berfab- 
rens, ſowie die nächften rechtlichen Wirkungen diefer Begründung jelbft. 


= 0, 


In Bezug auf den Abſchluß des Berfahrens flug ein Mitglied der Kom- 
miffton vor, zu beftimmen, daß nad) eingetretener Rechtskraft der Enticheidung 
des Waldſchutzgerichtes die Waldgenoffen zur Wahl des Vorftandes und Konfti- 
tuirung der Genoffenfhaft zu berufen feier. Das Statut folle feinem wefent- 
lihen Inhalte nah in einem Auszuge, welcher jedenfalls 

1) das Datum des Statut, 

2) den Namen, Sig und Zmed der Genoſſenſchaft, 

3) den Namen und Wohnort der zeitigen Vorftandsmitglieder 
enthalten müffe, im Amts- und Kreisblatte befannt gemacht, zugleich auch fund 
gegeben werden, daß das Statut im Bureau des Waldſchutzgerichts eingejehen 
werden fünne. 

Fede Aenderung in dem Perfonal der Vorftandsmitglieder folle dem Wald» 
fhußgericht angezeigt und in gleicher Weije von diejem veröffentlicht werden. 

Die Mehrheit der Kommiffion vermochte die Nothwendigkeit, ſolche Beftim- 
mungen in das Gejet aufzunehmen, nicht anzuerkennen. Für Erwerbsgenoffen- 
Idaften wurde diefe Nothwendigfeit mit Hinblid auf den oft raſchen Wechfel 
ihrer Mitglieder und die große Beweglichkeit des genoffenfchaftlichen Kapitals 
zugegeben, nicht aber für Waldgenofjenichaften, welche bei im Allgemeinen ein- 
fahen Berbältniffen gleichjam mit dem Grund und Boden verwachſen find. Die 
Anträge fanden nicht die Zuftimmung der Mehrheit der Kommiifion. — 

Um die Vollſtreckbarkeit der durch das Statut feftgefeßten Maßregeln und 
die Anwendbarkeit von Zwangsmitteln ganz Har zu fielen, erſchien es noth- 
wendig, dem beftätigten Statute ausdrüdlich die Wirkung einer gerichtlichen Ur- 
kunde zuzuerfennen. 

8 33c. In Bezug auf diefen Paragraph vergleiche das oben bei $ 25 
Geſagte. 

$ 34 wurde unverändert angenommen. 

$ 35 (ift bier weggefallen). 

8 36. Schon bei der Berathung tiber $ 31 und die dort eingebrachten 
Anträge, deren Zwed dahin ging, die allgemein gehaltene Beftimmung des 531 
Nr. 7 im Anſchluß an die Beftimmungen des Reichs-Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 
4. Juli 1868 und des Waldkulturgeſetzes für den Kreis Wittgenftein vom 
1. Juni 1854 fowie des Handelsgefeßbuches und Berggeſetzes näher auszuführen 
und zu ergänzen, dagegen den $ 36 ganz zu flreichen, wurde betont: die Wald- 
genofjenfchaften feien nicht Iebensfähig, wenn nicht das Geſetz wenigſtens darüber 
Beſtimmung treffe, daß die Waldgenoffenichaften in allen ihren Rechtsgeſchäften, 
auch in denienigen Geſchäften, für welche gejeglich eine Spezialvollmacht erfor- 
derlich fei, von einem Vorſtande vertreten werde, daß ferner die Waldgenoffen- 
haften auf ihren Namen Rechte erwerben und Berbindlichkeiten eingehen, Eigen- 
thum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, vor Gericht lagen 
und verflagt werden könnten. Die Beſtimmung in $ 36 der Regierungsvorlage 
genüge dem praftifchen Bebürfniffe nicht. Die Grundfäge auch der höchften 
Verwaltungsbehörden feien dem Wechfel jeweiliger Anfichten unterworfen und 
jede, auch die Heinfte, Genoſſenſchaft fet dem beflehenden Nechte gegenüber in 
ihrer Thätigfeit und Wirkfamfeit gehemmt, wenn nicht wenigftens in dem be- 
zeichneten Umfange ihre juriftiiche Perfönlichfeit im Geſetze ausdrüdlich aner- 
kannt werde. 

Es wurde beantragt, dem $ 36 folgende Faſſung zu geben: 

Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 
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„Die Waldgenofſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Berbindlichkeiten eingehen, Eigentbum und andere dinglidhe Rechte an 
Grundftüden erwerben, vor Gericht Magen und verklagt werden. Ihr 
ordentlicher Gerichtftand ift bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk fie ihren 
Sit hat.“ 

Hiergegen wurde Seitens der Negierungsfommiffarien bemerkt: Das 
Zutreffende einer analogen Uebertragung der Beftimmungen des Reichsgeſetzes 
vom 4. Juli 1868 könne nicht anerfannt werden. Bei den Wirthichaftsgenofien- 
haften handle e8 fi um freiwillige Genoffenfchaften, gebildet ohne Konkurrenz 
der Staatsbehörden lediglich im Privatintereffe zu den verfchiedenartigften Zwecken 
bei ftet8 mwechjelnder größerer Mitgliederzahl. Bei den Waldgenofjenjchaften da- 
gegen handle es fih um Zwangsgenofjenfchaften gebildet unter weſentlicher Kon- 
turrenz der Behörden, im öffentlichen Jutereffe und im Anſchluß an das Grund- 
eigenthbum. Mit Rüdfiht auf diefe abweichenden Verhältniffe Liege kein Be- 
dürfniß vor, im Gejege nähere Normativbeftimmungen für die Statuten der 
Waldgenoffenichaft, insbefondere für ihre innere Organifation und fiir die Ver— 
tretung nad) außen zu geben. Auch die gejetliche Anerkennung der juriftifchen 
Perjönlichkeit aller Waldgenoffenichaften, wenn auch nur in bejchränktem Um- 
fange, empfehle fih nicht, da für kleine Genofjenjchaften befchränkteren Zweckes 
3. 2. für Heine Forſtſchutzgenoſſenſchaften die Beilegung korporativer Befugniffe 
nicht paffe. Der zur Begründung der entgegenftehenden Anficht gefchehene Hin- 
weis auf die Beitimmungen des Gefees vom, 1. Juni 1854 treffe nicht zu, weil 
jenes Geſetz die Organifation beftimmter, auf leicht überſehbare lokale Berhält- 
niffe beſchränkter Waldgenoffenjchaften im Auge gehabt habe, während der vor- 
liegende Gejegentwurf dem verjchiedenartigften Bedürfniſſe wie es fich erſt aus 
der Praris herausftellen werde, Rechnung zu tragen habe. Wolle man dem 
praktiſchen Bedürfniß nach allen Seiten genügen, fo empfehle es fih, dem Mi- 
nifter der landwirthichaftlichen Angelegenheiten und der Zuftiz in jedem einzelnen 
Falle die Prüfung zu überlaffen, ob nad dem Zwed, dem Umfang und ber 
DOrganifation der Genoſſenſchaft es angezeigt fei, derfelben die Rechte einer ju- 
riftifchen Perjon beizulegen. Die Ertbeilung diefer Rechte werde gewiß nicht 
bermweigert werden, wenn dadurch die Intereſſen der Genoſſenſchaft weſentlich 
gefördert und dur das Statut die erforderlichen , Garantien gegeben würden. 

Die Aufnahme der Normativbeftimmungen über die innere Organifatiow der 
Genofjenihaften und deren Vertretung nach außen ſei von der Kommiffion bereits 
abgelehnt. Damit müſſe nach der Anficht der Staatsregierung auch der hier ein- 
gebrachte Antrag fallen; für die Regierung wenigiteng fei er ohne die Aufnahme 
ganz vollftändiger Normativbeftimmungen — die in den zu $ 31 eingebrachten 
Antägen enthaltenen Beftimmungen ſeien nicht vollftändig — gänzlich unannehmbar. 
Die Mehrheit der Kommiffion nahm unter Ablehnung des oben angeführten An- 
trage8 die Regierungsvorlage an. Es wurde dabei aber Tonftatirt, daß nad) den 
vorliegenden Erfahrungen namentlih aus dem Kreife Siegen, wo jeit langer 
Zeit ſehr zahlreihe Waldgenoſſenſchaften (Haubergsgenoffenjchaften) ohne Kor- 
porationgrechte beftehen, die Verleihung der Korporatiogsredhte für die Waldge- 
nofjenfchaften eine Lebensfrage ſei. 

Dasjenige Mitglied der Kommiffion, welches den zulett erwähnten Antrag 
geftellt hatte, bemerkte hier, daß im ganzen Geſetzentwurf jede Beftimmung dariiber 
fehle, in wie weit die einzelnen Waldgenoffen in den verjchiedenen Arten von 


— 83 — 


Waldgenoſſenſchaften (Schutzgenofſſenſchaften — Wirthſchaftsgenoſſenſchaften; mit 
den Rechten einer juriſtiſchen Perſon — ohne ſolche) für Verbindlichkeiten der 
Genofſenſchaft mit ihrem Grundſtück und mit ihrer Perſon haften ſollen. Eine 
ſolche Beftimmung fei aber um fo nothwendiger, als ohne diejelbe die Frage 
nah der Haft in den verfchiedenen Rechtsgebieten fehr ſchwer und nicht unter 
Ausſchluß bedenklicher juriftiicher Kontroverjen zu beantworten fei. Einen Antrag 
zu ftellen, verzichtete da8 betreffende Mitglied unter Hinweis auf die Verwerfung 
feiner früheren Anträge. 

8 37. Die Frage, innerhalb welcher geſetzlichen Grenzen das Auffichtsrecht 
des Staates fich bewegen folle, ift durch die Regierungsvorlage dahin beantwortet, 
daß das Auffichtsrecht nur in dem Umfange beftehen foll, wie ſolches dem Staate 
in Bezug auf die gefammte Gemeindeverwaltung in den einzelnen Theilen der 
Monarchie" zuftebt. 

Ein Mitglied der Kommijfion beantragte, das Auffichtsrecht über die Ge- 
noſſenſchaftswaldungen ebenfo zu bemeffen, wie das iiber die Gemeindewaldungen. 

Die Regierungstommiffare widerſprachen dem, indem fie ausführten, daß die 
außerordentliche Verſchiedenheit der die Aufficht des Staates über die Gemeinde- 
waldungen regelnden Gejeßgebung in den einzelnen Theilen der Monarchie zu 
lebhaften Bedenken Anlaß gebe. Die Staatsregierung könne nicht die Hand bieten, 
diefelbe Rechtsungleichheit, welche jetzt bezüglich der Gemeindewaldungen beftehe, 
auf die Genoſſenſchaftswaldungen zu Übertragen. So lange nicht die dringend 
nothwendige neue Regelung der Gemeindewaldgejfetgebung durchgeführt ei, er- 
Iheine eine Bezugnahme auf diefelbe unzuläfftg. 

Der Antrag wurde hierauf zurüdgezogen. 

8 38. Die Regierungsvorlage trifft in diefem Paragraphen nur Beftimmung 
über die Auflöfung einer nah Maßgabe diejes Geſetzes begründeten Waldgenoffen- 
Ihaft, ohne der etwa nöthig werdenden andermweiten Beränderungen, namentlich 
der Abänderung des Statuts, Erwähnung zu thun. Die Kommiffton war der 
Anficht, Daß der letztere Gegenftand, analog der in 8 21 getroffenen Beftimmung, 
der Regelung bedürfe und die Regierungstommifjare fchloffen fich dieſer Auf- 
faffung an. 

Ebenso jhien es zwedmäßig, die auf die Auflöfung bezügliche Beftimmung 
etwas präzijer zu fallen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde vorgefchlagen, dem 8 38 folgende 
zwei neue Abfäte anzufügen : 

„Das Waldihutgericht darf die Genehmigung nicht verjagen, wenn 
die Waldgenoffen mit einer Mehrheit von dreiviertel der Stimmen die 
Auflöfung befchließen. 

Die Auflöfung ift dur das Waldſchutzgericht öffentlich bekannt zu 
machen.” 

Diefer Antrag erhielt nicht die Mehrheit der Stimmen und $ 38 wurde 
demnächſt in der Yaffung der Kommiffionsvor lage angenommen. 

$ 384. Durch die Annahme des Grundjates, daß bei Bemeffung des An- 
theil$ der einzelnen Genoffen an den gemeinſchaftlichen Nutzungen und Laſten 
neben dem Bodenwerth auch der Holzbeftandswerth in Rechnung geftellt werden 
joll, wurde die Erwägung begründet, was geſchehen folle, um im Fall der Auf- 
Hung der Genoſſenſchaft diejenigen Waldgenoffen vor Schaden zu behüten, welche 
werthvolle inzwiſchen vielleicht Tonfumirte Holzbeftände eingeworfen haben. 

. 6* 
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Die Kommiſſion war darüber einig, daß in rechtlich nothwendiger Konſequenz 
jener Beſtimmung in dieſem Falle die Vertheilung der vorhandenen Holzbeſtände 
nach dem Verhältniſſe des Kapitalwerthes der bei der Errichtung der Genofſſen⸗ 
haft eingeworfenen Holzbeftände zu geſchehen und daß erforderlichenfallg ein 
Ansgleihungsverfahren einzutreten habe. 

Der von einem Mitgliede der Kommiffton auf Grund diefer Erwägungen 
vorgejchlagene 8 38a fand die Billigung der Mehrheit der Kommilfion. Die 
Bertreter der Staatsregierung waren mit der Faſſung deffelben einverftanden. 

IV. Theilung gemeinſchaftlicher Waldungen. 

8 39. Zu den gefeglich bereits beftehenden Beftimmungen über die Zuläjfig- 
feit der Naturaltheilung von gemeinfchaftlich befeffenen Waldungen fligt die Re— 
gierungsvorlage ein neues Erforderniß Hinz, die Zuftimmung der Mehrheit der 
Betheiligten, nach den Theilnahmerechten bemeſſen. | 

In diefer Form fchien diefer Paragraph nur in einem Iofen Zuſammenhange 
mit dem bier vorliegenden Gefegentwurfe zu ftehen, obwohl nicht verfannt wurde, 
dag man durch eine folche Beftimmung diejenigen Zuftände der Kleinwaldmwirth- 
haft zu verhindern beftrebt fei, welche zur Bildung von Zwangswaldgenofſſen— 
Ihaften Anlaß geben. 

Die Mehrheit der Kommiſſion war in erfter Lefung der Anficht, dies in 8 39 
ganz Far auszudrüden und nahm eine entiprechende Yaflung an. In zweiter 
Lefung wurden jedodh Zweifel laut, ob ein Mehrheitsbeichluß in dem Falle noch 
zuläffig fei, daß die Naturaltheilung nach technifchem Ermeffen zu ſolchen Trenn- 
ftüdlen fiihre, deren forftmäßige Sonderbewirthſchaftung unmöglich fein würde. 

Die Kommijfion beſchloß, demgemäß an die Stelle der fakultativen Zuläffig- 
feit die Unzuläffigfeit der Naturaltheilung unter den obigen VBorausjegungen 
zu fegen. 

. Ein Antrag, die zur Zeit beftehenden geſetzlichen Beftimmungen tiber die 
Naturaltheilung gemeinjchaftlich befeffener Waldungen, namentlich den $ 109 der 
Gemeindetheilungsordnung vom 7. Zuni 1821, ausdrüdlich als fortbeftehend zu 
bezeichnen, fand die Zuftimmmng der Mehrheit nicht. Es wurde jedoch dabei 
betont, daß nach 8 1 diefes Gefegentwurfs nur die fiber die Benußung und Be— 
wirthichaftung der Privatwaldungen, nicht aber diejenigen über die Theilung 
derfelben beftehenden gejeglichen Beitimmungen aufgehoben würden und es jelbft- 
verftändfich erjcheine, daß der 8 109 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 
7. Juni 1821 und die beftehenden ähnlichen Geſetze auch nach Erlaß diefes Ge— 
jeßes in Kraft bleiben würden. 

88 40—44 wurden unverändert, lediglich” mit einer durch frühere Beichlüffe 
($ 4) nothmendig gewordenen redaktionellen Yenderung in $ 44, angenommen. 

$ 45. Die Anfügung dieſes Paragraphen wurde von einem Mitgliede der 
Kommilfion beantragt und die Faſſung dadurch motivirt, daß es dringend wün⸗ 
ſchenswerth fei, dem Lande gegenüber nur einen Minifter alg mit der Gejeesaus- 
führung betraut hinzuſtellen. Gemifchte Refforts feien an und für fi) ein Uebel. 

An der Mitwirkung aller betheiligten Minifterien, die ja nothwendig fei, folle 
Nichts geändert werden; aber dem Lande gegeniiber müſſe ein Minifter mit der 
vollen Machtbefugniß auch die volle Verantwortung tragen. Die Ausführung 
des Geſetzes erfordere eine unausgefegte Thätigfeit; überaus wichtig feien die 
Ausführungsinftruftionen; nicht minder bedeutungsvoll fei die Befugniß der Mi- 
nifterialbehörde, die Rechte einer juriftiichen Perfon nad) Prüfung der gefammten 
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Grundlagen der Genoſſenſchaft zu ertheilen; endlich fei es eine wichtige Oblie- 
genheit des ausführenden Minifters, anregend zu wirken und in Fällen von be- 
fonderer Bedentung den Antrag auf Begründung von Schutzwaldungen durd 
die Landespolizeibehörde zu veranlaffen. Das Alles müſſe in der Hauptſache in 
einer Hand fein, wenn eine energifche Ausführung des Gefetes gefichert fein folle, 
Das durch feine ganze Stellun; in der Staatsvermaltung für die Ausführung 
dieſes Geſetzes geeignetfte Minifterium aber ſei dag der landwirthichaftlichen An- 
gelegenbeiten. 

Die Regierungstommiffare gaben diejen Ausführungen gegenüber eine Er- 
Härung nicht ab. 

Die Kommiffion nahm 8 45 mit großer Mehrbeit an. 

Ein von einem Mitgliede der Kommiffion geftellter Antrag, den Miniftern 
der Juſtiz und der landwirtbichaftlichen Angelegenheiten die Ausführung des 
Gejeßes zu Übertragen, fand die Zuftimmung der Mehrheit der Kommilfion nicht. 

Die Ueberfchrift des Geſetzes wurde von der Kommiſſion etwas einfacher 
gefaßt. Eine weitere Motivirung dürfte fir diefe Aenderung nicht erfordert 
werden. 








Nefolutionen. 


Zwei Refolutionen wurden der Kommiffion zur Annahme empfohlen. Es 
wurde beantragt, dem Haufe im Anfchluß an den dritten Abfa des Gefeges 
folgende Refolution vorzuschlagen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, 
die Königlihe Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage ein Geſetz 
iiber freie Waldg enoffenfchaften vorzulegen.“ 

Diefer Antrag wurde damit motivirt, daß der Erlaß eines jolchen Geſetzes 
die Garantieen gewähren würde, melcher eine jede auf freier Vereinbarung be= 
ruhende Genoffenjchaft bedürfe und daß ſolche freie Waldgenoffenjchaften in dem 
Bewußtfein des Volkes mehr Anklang finden würden, als Zwangsgenoffenfchaften. 
Nothwendig ſei nur, die Lebensfähigkeit folcher freien Genoffenichaften durch 
Geſetz fiher zuftellen, und einen feften Rahmen zu gewähren, in welchen fie ſich 
einfügen fünnten. Sie wirden dann da, wo wirthichaftliche Motive zur Ge— 
noffenihaftsbildung vorlägen, aus der freien Initative der Kleinmwaldbefiger ent- 
fteben. 

Die Regierungsfommiffare vermochten das Bedürfniß einer folhen Gejeßge- 
bung fpeziell in Bezug auf Waldgenoffenichaften nicht zuzugeben. 

Die Kommilfion lehnte den Antrag ab. 

Die zweite Refolution betraf die in Bezug auf dieſen Geſetzentwurf vorlie- 
genden Betitionen, iiber welche der Referent Vortrag hielt. 

Ueber die Petitionen IL. 281 und 966 ift fehon oben berichtet. Aus 16 Ge- 
meinden der Kreiſe Lübbecke und Minden liegen Petitionen vor, welche um Ab- 
lehnung des die MWaldgenoffenichaften betreffenden III. Theile des Gefegent- 
wurfes bitten. Das gleihe Petitum enthält eine Petition aus Barthaujen, Amt 
Wittlage, Landdroftei Osnab rück. 

Die fänmtlihen Petenten find dur Marfentheilungen Eigenthümer fleiner, 
zumeift ſehr fchmaler Waldparzellen meift am Wiehengebirge geworden und 
fürdten, daß fie beim Inkrafttreten diejes Gejeßes wiederum zu Waldgenoffen- 
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ſchaften vereinigt werden möchten. Sie trieben meift eine ertenfive Niederwald⸗ 
wirthſchaft und entnehmen aus ihren Waldparzellen vielfach Streu. 

Ein Petent wünſcht, daß die Genoffenfchaftsbildung nur dann zuläffig jein 
folle, wenn alle Betheiligte einftimmen. 

Die Kommiffion beſchloß, zu beantragen, 

„das Haus der Abgeordneten wolle bejchliegen, bie ſämmtlichen in dem 
Berichte aufgeführten Petitionen durch die Beichlußfaflung über den vor- 
ftehenden Gejegentwurf für erledigt zu erflären. 

Schlußabfiimmung. 

Bei Beginn der zweiten Leſung mar von einem Mitgliede der Kommiffton 
der Antrag eingebracht worden, dem Haufe der Abgeordneten die Ablehnung des 
Gefegentwurfs zu empfehlen. 

Derfelbe ift nebft Motiven in Anlage a abgedrudt. 

» Der Antrag wurde demnächſt durch die Schlußabftimmung erledigt. 

Bei derjelben wurde der Gefegentwurf in der Faſſung der Kommiſſion 

mit 7 gegen 2 Stimmen angenommen. 

Die IX. Kommifftion beantragt demgemäß 

das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
dem Gefegentwurf in der Faſſung der Kommiffionspor- 
lage feine Zufiimmung zu ertheilen. 
Die IX. Kommiſſſon. 
Schellwitz, Vorfigender. Bernhardt, Berichterftatter. Dr. Bening. Dr. Braun 
(Waldenburg. Brüggemann. Delius. v. Loeper-Loepersdorff. 
Graf v. Matuſchka. Mühlenbeck. Pariſius. Pfafferott. Schmidt 
(Sagan). Freiherr v. Schorlemer-Alſt. Dr. Thiel. 


a. Antrag zu dem Geſetzentwurf, betreffend die Erhaltung und 
Begründung von Schutzwaldungen u. |. w. 


Die Kommiffion wolle beſchließen: 

Den Geſetzentwurf abzulehnen und dem Haufe der Abgeordneten eben— 
falls deffen Ablehnung zu empfehlen. 
Motive. 

Wenngleih man fi) mit den im Gejegentwurf ausgefprochenen Grundjägen 
über Beſchränkung der Waldbefiger zur Abwendung gemeiner Gefahr und tiber 
Bildung von Waldgenoffenfchaften einverftanden erflären, auch anerkennen muß, 
daß der Entwurf durch die in erfler Lefung der Kommiffion vorgenommenen Ab- 
änderungen erheblich gewonnen hat, fo find doch bezüglich der Ausführung diefer 
Grundjäge, mie ſie im Gefegentwurf beabfichtigt wird, große Bedenken, welche 
ſchon in der erften Lefung angeregt worden, beftehen geblieben. Insbeſondere ift 
bon diefer Seite angeflihrt worden: 

1. daß es nicht zuläffig fei, den Vermaltungsgerichten die refolutorijche Ent- 
ſcheidung von Streitigkeiten über reine Brivatredhte zu übertragen, und daß 
iiberhaupt die Kreisausfchliffe nicht dazu geeignet feien, grüßerere Gelchäfte 
der vorliegenden Art zu Ende zu führen, 

2. daß für eine Eintragung der Beſchränkung des Verfligungsrechtes der Eigen- 
thümer in das Grundbuch im Gejegentwurf nicht Sorge getragen worden, 
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daß ferner die im Stimme des Entwurfs über die auszuführenden Schup- 
maßregeln aufzuftelleuden Regulative und die iiber die Bildung von Wald- 
genoſſenſchaften feftzuftellenden Statuten, feine Urkunden jeien, auf deren 
Grund Eintragungen in das Grundbuch vorgenommen und Rechtsverhält- 
nifje unter den Intereſſenten rechtsverbindlich feftgeftellt werden könnten. 

Zur näheren. Begründung diefer Bedenken wird Folgendes angeführt: 

Daß die Verwaltungsgerichte (Kreis-, Ausſchuß-, Bezirtsverwaltungsgerichte 
ze.) nicht dazu berufen find, iiber Privatrechte, fondern nur über ftreitige Ver— 
waltungsangelegeuheiten zu entjcheiden, bedarf feiner weiteren Ausführung, weil 
eigentlich ein Streit darliber gar nicht obwaltet. Es wird jedoch auf die befannte 
Rede, mit welcher der damalige Abgeordnete Dr. Friedenthal in der Sigung 
des Abgeordnnetenhaufes vom 16. März 1872 die Debatte tiber die Kreisordnung, 
fo wie auf die Motive zu dem gegenwärtig vorgelegten Gefegentwurf die Ver- 
faffung der Berwaltungsgerichte betreffend, Bezug genommen. Nirgends tritt 
bier die Abficht hervor, ftreitige Privatrechte den Gerichten zu entziehen und den 
Berwaltungsgerichten zu übertragen; es fol vielmehr auch das öffentliche Recht 
nicht mehr nach „Staatsraifon” und „VBerwaltungsmarimen“, fondern nad Ge- 
jegen und nad den traditionellen Formen der Rechtspflege gehandhabt, deshalb 
für die Streitigkeiten des öffentlichen Rechts ein beftimmtes Verfahren, ein be- 
flimmter Inftanzenzug und ein Verwaltungsgericht gefchaffen werden. 

Der vorliegende Gefegentwurf weiſt nun $ 7 die refolutorifhe Ent- 
ſcheidung, nicht nur darüber, ob und welche Schugmaßregeln anzuordnen, jondern 
auch fiber die Höhe der Entſchädigung, welche dem Eigenthiimer der ſich eine 
Einſchränkung gefallen laffen muß, erhalten ſoll, jo wie iiber die Nepartition der 
Entihädigung, und der Koften zur Errichtung und Unterhaltung der Schugan« 
lagen, unter diejenigen, welche durch die Anlagen einen Vortheil erhalten, reſp. 
über die Höhe dieſes VBortheils, den VBerwaltungsgerichten zu. Er überträgt ferner 
diefen Gerichten die rejolutorifche Entſcheidung nicht nur über das Bedürfniß der 
Errichtung einer Waldgenoffenfchaft, fondern auch 

a. über die Widerfprüche der Servitutberechtigten gegen die ihnen aufzuer- 
legenden Bejchränfungen, 

b. über die Höhe der dafür zu gemährenden Entjehädigung ($ 33), 

c. über das Theilnahmemaß der einzelnen Waldgenofjen an den Nugungen, 
den Laften und Koften der gemeinfchaftlichen Bewirthichaftung (8 24). 

Es mag zweifelhaft fein, ob man in dem Fall des 8 7 die Enticheidung 
fiber die Höhe der Entſchädigung und der Repartition derfelben, fo wie der Koften 
und Unterhaltung der Anlagen auf die gefährdeten Eigenthümer, die vielleicht 
überdies in ihrer Gefammtheit der ganzen Anlage und einer zu gewährenden 
Entfehädigung widerfireben, als eine Verwaltungsſtreitigkeit anſehen kann. Den 
bisherigen Auffaffungen widerſtrebt eine jolhe Annahme unbedingt. 

In der Kreisordnung wird zum Beifpiel $ 135 II bei Wegeangelegenheiten 
dem Kreisausfhuß die refolutoriiche Entſcheidung darliber übertragen, „was im 
Intereſſe des öffentlichen Verkehrs gefchehen muß“ während er interimiftifch 
darüber entjcheidet: 

von wen, und auf weſſen Koften das Erforderliche geſchehen, und in Ber- 

bindung hiermit, ob und in welcher Höhe Entſchädigung zu leiften iſt; 
dem Betheiligten bleibt hiergegen der ordentliche Rechtsweg offen. Ganz ebenfo 
wird in Schulſachen ($ 185 sub X.) desgleichen im Enteignungsgejeg vom 


11. Juni 1874 ($ 24 und $ 30) der Rechtsweg bezüglich der Entihädigung zu⸗ 
elafjen. i 

— Nicht dem mindeſten Bedenken kann es aber unterliegen, daß es ſich in dem 
obengedachten Fall der SS 24 und 33 des vorliegenden Entwurfs um reine Pri- 

vatrechte handelt. Denn bei der Errichtung von Waldgenoffenichaften tritt dag 

landespolizeiliche Intereffe tiberdies viel mehr in den Hintergrund, indem es fich 

in erfter Linie um einen höheren Ertrag der Grundſtücke handelt. 

Allerdings verordnet 8 16 des Entwurfs, daß der gerichtlichen Entſcheidung 
alle Streitigkeiten über die Exiſtenz und den Umfang von Privatrechten verbleiben 
follen. Allein bei der pofitiven Beftimmung der angezogenen 88 33 und 24 kann 
e3 hierauf nicht anfommen. Nach den Worten und der unzmweifelhaften Abficht 
des Entwurfs follen die Berwaltungsgerichte über die dort aufgeführten reinen 
Privatrechte entjcheiden; man fteht aljo vor der Trage, ob diefes zuläffig? und 
dieje Frage muß unbedingt verneint werden. 

Es Tann hierbei nicht darauf ankommen, ob die Bermwaltungsgerichte zur 
Entjheidung einzelner Privatrechtsitreitigfeiten beffer geeignet find, als die Ge— 
richte, fondern lediglich darauf, daß ein fo wichtiges Prinzip, welches die Baſis 
für die Zuftändigfeit der Gerichte und der Bermwaltung bildet, nicht willkürlich 
durchbrochen werden darf. Würden aus Zweckmäßigkeitsrückſichten einzelne Brivat- 
rechtöftreitigleiten den Berwaltungsgerichten und umgekehrt Bermaltungsftreitig- 
feiten den ordentlichen Gerichten geſetzlich übertragen werden, fo würde die Un- 
fiherheit in den Kompetenzverhältniffen. die überdies jhon in hohem Maße vor- 
handen, jehr bald eine allgemeine Rechtsunſicherheit herbeiführen. Es kommt nun 
aber noch hinzu, daß die Kreisausfchüffe zur Bearbeitung der bier in Rede ftehen- 
den Angelegenheiten, wenn fie eine größere Ausdehnnng erlangen, überhaupt nicht 
geeignet find. Es kann dies fchon bei Errichtung von Schugwaldungen und von 
Schußanfagen vorkommen, namentlid) wenn es fi) um eine große Zahl von In— 
tereffenten handelt, auf welche die Entihädigung, die Beiträge zur Anlage und 
Unterhaltung zu repartiren und die für die einzelnen Intereſſenten zu erzielenden 
Bortheile jehr verfchieden find. 

Beſonders gilt diefes aber bei Errichtung von MWaldgenofjenfchaften. Die Be: 
Ihaffung und genaue Prüfung der Legitimation einer großen Zahl von Inter: 
efienten, der Prüfung und Entſcheidung über fomplizirte Berechnungen tiber die 
Theilnahme an den Nutzungen und Koften, die Prüfung der Legitimation der zu- 
zuziehenden Servitutberechtigten, die Ermittelung des Umfangs der Serpituten, 
die Feſtſtellung der erforderlichen Einſchränkung derfelben und die dafür zu ge— 
währende Entihädigung 2c. find Arbeiten, die in umfangreichen Sachen einen ge- 
übten Berufsbeamten wochenlang beichäftigen ımd die von den meiften Kreisaus- 
ſchüfſen nicht werden bewältigt merden fünnen. Die Kreisausichüffe find ſchon 
gegenwärtig zum Theil mit Arbeiten überladen und ed würde nichts geeigneter 
fein, ihre Wirkſamkeit zu disfreditiren, al wenn man ihnen Geichäfte übertra— 
gen wollte, zu deren Durdführung fie zum großen Theil weder gewillt noch ge- 
eignet fein wilrden. 

Dagegen erfcheint der Kreisausfhuß ganz dazu geeignet umd berufen, zu 
prüfen und zu entjcheiden, ob und in welcher Weife eine Schutanlage herzuftellen, 
und ob die Gründung einer Waldgenoſſenſchaft ein Bedürfniß ift. Hier liegt 
eine wirkliche VBermaltungsftreitigfeit vor. Entftehen aber dabei Streitigkeiten 
über die Höhe der Entſchädigung, die der eine zu leiften, Der andere zu empfangen 
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bat, über die Beiträge hierzu, über die Theilnehmungsrechte bei der Genoſſen⸗ 
shaft, über die Einfchränfung und Entjhädigung der Servitutarien zc., fo treten 
hierbei überall Privatrechte in den Vordergrund. Richtig iit es allerdings, daß 
die odentlichen Gerichte in allen folchen privatrechtlihen Fragen, deren Eutfchei- 
dung fich lediglich auf techniſche Gutachten ftüt, mehr als die Berwaltunggge- 
richte in die Hand der Techniker gegeben find und ebenfo richtig iſt e8, daß es 
für den Fortgang einer Sade von dem größten Nachtheil fein muß, wenn fie 
wegen der inzmwifchen zu enticheidenden Privatrechtöftreitigleiten durch das ordent- 
lihe Gericht, vielleicht Jahre lang fiftirt werden muß; allein es eriftiren bereits 
in dem Prenßiſchen Staat, mit Ausnahme weniger Tandestheile, richterliche Be⸗ 
börden, welche zur Regulirung und Entſcheidung folcher Angelegenheiten berufen 
und geeignet find, nämlich die Auseinanderfegungsbehörden. Es find dieſe Be- 
börden nicht als Berwaltungsgerichte fiir Bermwaltungsftreitigleiten, fondern zur 
Entiheidung aller in den vor ihnen anhängigen Saden vorkommenden Rechts⸗ 
freitigkeiten ohne Unterfchied eingejetst, zu diefem Zwed auch ald richter: 
lide Behörden außsgeftattet. 

Die Entſcheidung liegt in I. Inſtanz einem Kollegium ob, welches aus min- 
beftens 5 Mitgliedern, deren Mehrzahl zum Richteramt qualificirt fein muß, be- 
ſteht. Der Inſtanzenzug ift vollftändig geregelt; in II. Initanz entjcheidet ein 
Gerihtshof, nämlich das Reviſionskollegium fiir Landeskulturſachen, welcher eben- 
fal8 der Mehrzahl nad) aus richterlihen Beamten und aus technifch gebildeten 
Mitgliedern befteht, in III. Inſtanz das Obertribunal. Die Kompetenz der Aus- 
einanderjegungsbehörden erſtreckt fich nicht nur bereit3 auf Ablöfungen und Ge- 
meinheitötheilungen, fondern auch, ohne Rückſicht darauf ob eine Ablöfung anhän- 
gig ift, auf Negulirung ähnlicher BVerhältniffe, 3. B. Feſtſtellung der Theilnahme 
anf ein beftimmtes Maaß bei allen Dienftarbeiten (Gemeinheitstheilungsordnung 
vom 7. Juni 1821 8 166) Entfcheidung der Frage, ob Wiejen mit Hütung zu 
verihonen, ob Sandichollen zu deden, Subftituirung eines anderen verpflichteten 
Grundſtücks 2c. (83 172 bis 180 ibid. $ 7 letztes Alinea der Verordnung vom 
30. Juni 1834). Ebenfo find ihr in fpäteren Geſetzen die Ordnung und Ent- 
ſcheidung ähnlicher Verhältniſſe einfach übertragen worden. Namentlich ift diefes 
ganz analog dem vorliegenden Fall — geichehen in dem Waldkulturgejeg für den 
Kreis Wittgenftein vom 1. Juni 1854 $ 18 seq. und in der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 8 42 seq. In beiden Fällen geht, wenn in dem vor dem 
Landrath, vejpective vor dem Kreisausfhuß ſchwebenden Verfahren Streitigkeiten 
privatrechtlicher Natur entftehen, die weitere Regulirung auf die Generallommiffion 
zur Fortjegung und endgültigem Abſchluß tiber. Es iſt dieſes auch ganz den 
bei Errichtung der Generallommiffionen vorgewalteten Zwecken entſprechend. In 
allen größeren Regulirungen von Vermaltungsangelegenheiten, in denen Privat« 
tehtsftreitigleiten der Natur der Sache nad) häufig vorzutommen pflegen, muß 
nothwendig der Fortgang der Sachen ein ſchwerfälliger ja kaum durchflihrbarer 
fein, wenn ſtets die eine Behörde auf die Erledigung des bei der anderen ſchwe⸗ 
benden Verfahrens warten muß; dieſes zu vermeiden, die ganze Durchführung 
der oft äußerſt umfangreichen und ſchwierigen Geſchäfte in eine aber fach- und 
rehtsfundige Hand zu legen, war der Zweck der Organifation der Auseinander- 
ſetzungsbehörden umd felbft nach Urtheilen von Ausländern, die die Landeskultur- 
gejeßgebung der fämmtlichen Deutſchen Staaten auf dag Eingehendfte ftudirt und 
an Ort und Stelle geprüft, liegt gerade in diefer Einrichtung der Grund, wes⸗ 
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halb die in Preußen erreichten Mefultate, die anderer Länder qualitativ und quan- 
titativ, meift weit fiberfteigen (Peyrer. Die Zufammenlegung der Grundftüde, die 
Regulirung der Gemeingründe und die Ablöfung der Forftfervituten in Oeſter⸗ 
reih und Deutfchland. Wien 1873.) 

Se mehr nach der herrichenden Richtung die ordentlichen Gerichte auf Die ei- 
gentlihe Rechtsſprechung beſchränkt, der Gang des Prozeſſes in flarre Formen 
eingezwängt, die Zuziehung des Rechtsanwalts unentbehrlich wird, deſtomehr muß 
das Bedürfniß hervortreten, ſolche Streitigkeiten, bei welchen eine große Menge 
von Perſonen betheiligt iſt, mit denen zur Erörterung des Sachverhalts perſön⸗ 
lich und an Ort und Stelle nothwendig verhandelt werden muß, die ſich eben 
deshalb in jene Formen nicht einzwängen laſſen, aber doch wegen ihrer unzwei- 
felhaft privatrechtlicden Natur prinzipiell dem Bermwaltungsgericht nicht übertragen 
werden lünnen, vor die Auseinanderfegungsbehörde zu verweifen, wozu ſich aud) 
außer dem vorliegenden Beje in dem Wegegefeßentwurf 2c. Gelegenheit bieten 
dürfte. Es würde das auch unter den gegenwärtigen Berhältniffen, wodurd eine 
große Menge neuer Gefee und Behörden, verjchiedener neuer Formen und Friften, 
eine gewiffe Unftcherheit der Bevölkerung fich bemädhtigt hat, den großen Bortheil 
haben, daß an eine alte gewohnte Inſtitution angejchloffen werden könnte. 

Berfennen läßt fi nun aber durchaus nicht, Daß namentlich bei Ausführung 
des 2. Abfchnittd des vorliegenden Geſetzes eine große Anzahl von Sachen vor- 
kommen Tann und wird, welche wegen ihres geringen Umfangs, wegen der ein« 
fachen und klar vorliegenden Berhältnifie zc. ſehr zweckmäßig von dem Kreisaus⸗ 
ſchuß erledigt werden können. 

Es empfiehlt ſich daher, es in ſo weit bei dem Geſetzentwurf zu belaſſen, daß 
die Anträge auf Herſtellung von Schutzanlagen, ſowie auf Bildung von Wald⸗ 
genofſenſchaften ſtets bei dem Kreisausſchuß anzubringen. 

Derſelbe würde ſodann die Frage, ob und welche Schutzmaßregeln zweckmä⸗ 
Big auszuführen, reſp. das Bedürfniß der Bildung von Waldgenoſſenſchaften un— 
terfuchen zu Taffen, zu prüfen und dariiber reſolutoriſch zu entfcheiden haben. 

Der Kreisausſchuß müßte ferner befugt fein, die weiteren Verhandlungen 
fortzufegen und bis zu Ende zu führen. Entſtehen aber dabei Streitigkeiten über 
die Höhe der Entjehädigung, über deren Vertheilung, tiber das Beitragsverhält- 
niß bei den Waldgenofjenfchaften oder fiber fonftige Privat: und Vermögensver⸗ 
hältniffe, fo wiirde der Kreisansfhuß die Sache zur weiteren Verhandlung an 
die Auseinanderjegungsbebörte abzugeben haben. Es entipricht diefes im Wejent- 
lien ganz den Beftimmungen der 88 42 bis 45 der Kreisordnung, welche auch, 
foweit nothwendig, in das vorliegende Gefeg mit aufgenommen werden müßten. 

Außerdem müßte e8 aber dem Kreisausfhuß auch freiftehen, in jedem 
Stadium die Sache zur weiteren Bearbeitung an die Auseinanderjegungsbehörde 
abzugeben, um auf diefe Weife zu vermeiden, daß der Kreisausfhuß mit Sachen 
von ſolchem Umfang belaftet wird, die nach feiner eigenen Auffaffung feine Kräfte 
überfteigen. 

Die oben sub 2 angeregten Punkte hängen eng zufammen. Das Geihäft 
der Herftellung von Schukanlagen nach dem 2. Abfchnitt, fowie der Bildung von 
Waldgenoſſenſchaften nach dem 3. Abfchnitt muß unter allen Umftänden einen 
rechtSverbindlichen Abſchluß erhalten, dergeftalt, daß jeder der gegenwärtig Be— 
theiligten und deren Rechtönachfolger zur Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten, 
nöthigenfalls im Wege des Zwanges angehalten werden kann, e8 mag nun eine 
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Eintragung im Grundbuch erforderlich fein, oder nicht. Iſt letztere aber erfor⸗ 
derlich, jo muß die betreffende Urkunde auch fo beichafien fein, daß auf Grund 
derjelben die Eintragung erfolgen Tann. 

Im Geſetzentwurf ift aber, ganz abgefehen von der Eintragung im Grund- 
buch, für den rechtsverbindlichen Abfchluß der Geſchäfte nicht Sorge getragen. 

Beztiglich der Herftellung von Schuganlagen wird, nach Anhörung der In⸗ 
tereffenten und Enticheidung über deren Einwendungen, ein Regulativ aufgeftellt 
und für volftredbar erflärt, ohne daß die Intereſſenten daffelbe vollziehen. So⸗ 
weit es fi um rein polizeilihe Mapregeln — alſo die erforderlichen Anftalten 
zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, desgleichen zur 
Abwendung der dem Publilum oder einzelnen Mitgliedern deſſelben bevorftehen- 
den Gefahren — handelt; alſo auch um die Herftellung einer Schuganlage zu er- 
zwingen, würde ein ſolches Negulativ vielleicht genügen, aber es handelt fich bei 
den vorliegenden Geſchäften nicht blos um polizeiliche Maßregeln. Die Schub» 
anlagen erfolgen nur auf Antrag, nur wenn die Betbeiligten fiir die Abwendung 
der Gefahr mit ihrem Bermögen aufkommen; es kommen alfo ihre Privatinter- 
effen hier wejentlih mit in Betracht. In noch höherem Maße ift es bei Bildung 
der Waldgenofjenfchaften der Tall. Die Feſtſtellung folder Berhältniffe kann nicht 
durch ein polizeiliches „Regulativ“ oder „Statut“ allein geregelt werden, ſondern 
muß fih auf Einwilligung der Snterefienten, oder auf die rechtsgültig ergänzte 
Einwilligung derfelben, fei es durch rechtsfräftiges Erkenntniß, fei e8 durch einen 
legislatorishen Alt, (durch Königliche Verordnung feftgeftellte Statuten) gründen. 
Der Gejeßentwurf geht auch von diefen Grundfäten aus, indem er anordnet, daß 
über die Widerfprüche entichieden werden fol, mithin allerdings Einwilligung oder 
Entſcheidung vorausfett. Allein das nicht vollzogene, fondern nur von der Be- 
hörde feitgejeßte Regulativ oder Statut hat, fomweit ed Privatredhte ordnet, nur 
fo weit verbindliche Kraft, als es auf rechtsverbindlichen Erklärungen oder Ent- 
fheidungen beruht. Es wird daher Tein Anterefient auf Grund eines Regulativs 
oder Statut, wie fie der Gefegentwurf vorausfeßt, zu einer Leiftung verurtheilt 
werden können, fondern nur auf Grund der von ihm in dem Verfahren abgege- 
benen Erflärungen oder der gegen ihn ergangenen Entjcheidungen. Es liegt auf 
der Hand, daß hiernach, wenn es bei den Beftimmungen des Entwurfs verbliebe, 
die auf Grund deffelben hervorgerufenen Unternehmungen geradezu in Frage ge- 
ftellt werden wirden. Weift der neue Eigenthümer eines zu einer Schukanlage 
beitragspflichtigen Grundſtücks nad), daß fein Vorbeſitzer, der die Zuftimmung zu 
der Leiftung ertheilt hat, als Eigenthiimer nicht legitimirt gewejen, fo ift er zu 
dem Beitrag ficher nicht verpflichtet und kann hierzu im Nechtsweg nicht verur- 
theilt werden. Hat ein Intereſſent feine Genehmigung zur Bildung einer Genoſ⸗ 
jenfchaft ertheilt und ift hierdurch die Majorität der Zuflimmenden zur Bildung 
der Genoffenfchaft erreicht, alfo nur Hierdurch diefe Bildung möglich geworden, 
e3 wird fpäter aber dargethan, daß die Erflärung jenes Intereffenten ungültig 
gewejen, weil feine Ehefrau Miteigenthümerin gewejen aber nicht zugezogen wor⸗ 
den, oder daß die betreffende Verhandlung an einem mejentlichen Formfehler ge- 
litten, fo ift die Genoſſenſchaft nicht rechtSbeftändig zu Stande gekommen und be- 
ſteht überhaupt nicht, troß des „feftgeitellten“ Statuts. Diefe wenigen Beifpiele 
werden genügen, um die Nothwendigfeit darzuthun, daß am Schluß des Berfah- 
rens eine rechtöverbindliche Urkunde tiber dag Unternehmen aufgenommen merden 
muß, weil außerdem daffelbe ſtets in der Luft ſchwebt. 
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Die Geſetzgebung iſt bisher auch ſtets von dieſen Grundſätzen ausgegangen. 
Wenn Genoſſenſchaften zu Bewäſſerungs- oder Entwäſſerungs- oder zu Deichan- 
lagen ohne Zuftimmung aller Intereſſenten gebildet werden, jo muß das Statut 
durd Königliche Verordnung, aljo durch einen Alt der Gefeggebung, feftgeftellt 
werden, wodurch der Rechtsweg gegen die Beitimmungen des Statut ausge» 
fchloffen wird. ($ 56 seq. des Geſetzes vom 28. Februar 1843, 8 11 seq. des 
Deichgejetes vom 28. Januar 1848.) 


Nach dem Geje vom 1. Juni 1854 können in dem Kreife Wittgenftein un— 
ter ähnlichen Verhältnifien, wie im gegenwärtigen Geſetzentwurf ebenfalls Ge⸗ 
noffenfchaften zwangsweiſe gebildet werden. Es muß dann aber nad) 8 19 seq. 
des erſtgedachten Geſetzes auf Grund der Verhandlungen ein Rezeß aufgenommen 
und beftätigt werden, welcher gleich dem durch Königliche Verordnung feftgejeßten 
Statut, die Berhältniffe der Genofjen für diefelben und deren Nachfolger im Be- 
fig rechtsverbindlich feftgeftellt. 


Die Errichtung einer rechtsverbindlichen Urkunde tiber die nach Abfchnitt 2 
und 3 des vorliegenden Gejegentwurfs auszuführenden Gefchäfte ericheint hiernach 
eine unabweisliche Nothiwendigfeit. 


Was num die Eintragung in das Grundbuch in Folge der hier in Rede 
fiehenden Gejchäfte anlangt, fo bedarf es nach $ 11 Nr. 1 der Grundbuchordnung 
und nad) $ 49 der Konkursordnung vom 8. Mai 1855 einer Eintragung der Bei- 
träge der Waldgenoffen nicht; zweifelhafter ift es, ob die Eintragung der Beiträge 
der Eigenthümer der gefährdeten Grundftücde nach Abjchnitt 2 nothmendig ifl. 
Sie gehören eigentlich zu feiner der Kategorien, welche von der Eintragung aus⸗ 
gefchloffen find. Allerdings follen fie nah dem Zufat zu 8 5 des Entwurfs 
„den öffentlichen Abgaben” gleich geachtet werden, allein nah 8 11 der Grund- 
buchordnung find nur die an den Staat zu entrichtenden öffentlichen Abgaben 
und Leiftungen ausgefchloffen. Es wird die Eintragung hiernach im eigenen In— 
terefje der Schutanlagen erforderlich fein. j 


Dagegen erfcheint die Beſchränkung des Eigenthlimers in der freien Bewirth⸗ 
ſchaftung feines Waldes nicht nur bezüglich der zu einer Waldgenoſſenſchaft ge- 
börigen Grundſtücke, fondern auch bezüglich der durch die Schußanlage erfolgten 
Beſchränkung nach $ 11 des Geſetzes über Erwerb ded Grundeigenthums und 
nah 8 11 Nr. 2 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Vergl. auch An 
merkungen zu erfterem Paragraph in Bahlmann „das Preußifche Grundbuchrecht“) 
unbedingt erforderlich, namentlich in denjenigen Xandestheilen, in welchen das 
Kultur:Edift vom 14. September 1811 Gültigkeit hat und damit die völlig freie 
Berfligung über Waldgrundftiide dem Privatbefiger geſetzlich zufteht. Es handelt 
fih hier nit um Grundgerechtigfeiten, welche der Eintragung allerdings nicht 
bedürfen — fondern um eine Beſchränkung in der freien Bewirthichaftung des 
Waldes, welche nicht einmal immer zu Gunften eines beftimmten Grundftiidg, 
fondern auch im Intereſſe einer Korporation oder im Landespolizeilichen Intereſſe 
erfolgt, zum Theil wie bei Waldgenoffenfchaften den eigenen Vortheil des Eigen- 
thümers bezmedt. Bedingung der Eintragung ift aber, daß die Einwilligung des 
Eigenthümers oder die Verpflichtung deffelben, ſich die Eintragung gefallen zu 
loffen, dem Grundbuchrichter in beglaubigter Form dargelegt wird. 

($$ 13 und 14 Geſetz über den Eigenthumsermerb, 88 33, 41, 46, 91 der 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872.) 


— 395. — 


Daß die Regulative und Statuten, wie ſie der Geſetzentwurf im Sinne hat, 
diefe Bedingungen nicht erfüllen, daß fie in dieſer Form nicht einmal für die Be- 
theiligten verbindliche Kraft haben, ift oben bereit dargethban. Es würde alfo, 
um auch nur die Eintragung berbeiflihren zu können, die Herftellung einer formell 
rechtsverbindlichen Urkunde durchaus erforderlich fein. 

Die Abficht, diejenigen Ergänzungen des Gefetentwurfs, welche, bei Aner: 
fennung der Nichtigkeit der vorftehenden Ausführungen ad 1 und 2, nothwendig 
find, durch Abänderungsanträge herbeizuführen, fcheiterte an der Ueberzeugung, 
daß folche Abänderungsanträge eine vollftändige Umarbeitung des gan- 
zen Gefetentwurfs nad fich ziehen müßten, eine folche aber befier und voll» 
fändiger. von der Staatsregierung, als in einer Kommiffion vorgenommen wer- 
den Tann. 

Es hat diefes um fo mehr zu dem oben geftellten Antrage führen milffen, als 

3. eine Hinausfhiebung der Berathung des vorliegenden Geſetzes bi zur 
nächſten Seffion ſich ſchon deshalb empfiehlt, weil nad) Emanation des Geſetzes 
über die Berfaflung der Berwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren 
das erftere fich jehr vereinfachen, ein Hinweis auf das Geſetz über das Verwal⸗ 
tungsftreitverfahren im Wejentlichen genügen und fo die 88 8 big 16 wahrjchein- 
ih in einen einzigen zufammengefaßt werden könnten. Ein foldder Erfolg iſt 
nicht zu gering zu veranfchlagen, weil dadurch wenigftens der Anfang zur Befei- 
tigung des Webelftandes, für jedes Geſetz ein befonderes Verfahren zu konftruiren, 
gemacht werden wiirde. 

Berlin, den 7. April 1875. Schellwitz. 


Geſetzentwurf, 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften, nach den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für 
den ganzen Umfang derjelben was folgt: 

I. Allgemeine Befimmung. 

$ 1. Die Benutung und Bewirthſchaftung von Waldgrundftüiden unterliegt 
nur denjenigen Tandespolizeilichen Bejchräntungen, welche durch das gegenwärtige 
Geſetz vorgefchrieben oder zugelaffen find. 

Die über die Beauffihtigung, Benugung und Bewirthichaftung der Staats-, 
Gemeinde-, Korporations-, Genofjenihafts- und Anftituten- Forften fowie der 
Schleswig-Holfteinifchen fogenannten Bondenholzungen beftehenden befonderen 
Vorſchriften bleiben jedoch in Kraft. 

1. Schutmaßregeln zur Abmwendung von Gefahren. 

82. In Fällen wo: 

a) durch die Beichaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftlide, öffent- 
liche Anlagen, natürliche oder künſtliche Wafferläufe der Gefahr der Ver- 
fandung, 

b) durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Waffer- 
ſtürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, Bergfuppen und an Berg- 


29 — 


hängen, die unterhalb gelegenen nußbaren Grundftüde, Straßen oder Ge- 
bäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde oder Steingeröll, oder der 
Veberfluthung, ingleichen etwa oberhalb gelegene Grundftüde, öffentliche 
Anlagen oder Gebäude der Gefahr des Nachruticheng, 

c) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes an den Ufern von Kanälen oder 
natürlihen Wafferläufen Ufergrundftüde der Gefahr des Abbruches oder 
die im Schuße der Waldungen gelegenen Gebäude oder öffentlichen An⸗ 
lagen der Gefahr des Eisganges, 

d) durch Zerſtörung eines Waldbeſtandes Flüſſe der Gefahr einer Berminde- 
rung ihres Waſſerſtandes, 

e) duch die Zerftörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in ber 
Seenähe benachbarten Feldfluren und Ortjchaften den nachtheiligen Ein- 
wirfungen der Winde, 

in erheblichem Grade ausgefett find, kann Behufs Abwendung diefer Gefahren 
fowoh! die Art der Benugung der gefahrbringenden Grundftüde als auch die 
Ausführung von Waldkulturen oder fonftigen Schuganlagen auf Antrag ($ 3) 
angeordnet werden, wenn der abzumwendende Schaden den aus der Einſchränkung 
für den Eigenthiimer entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt. 

Die Dedung und Aufforftung der Meeresdiinen Tann auf Grund dieſes Ge— 
jetge3 nicht gefordert werden. 

8 3. Unverändert. 

8 4. Eigenthümer, Nugungs-, Gebrauchs⸗- und Serpitutberechtigte, ſowie. 
Pächter der gefahrbringenden Grundftiide find verpflichtet, fih allen Beſchrän— 
fungen in der Benutung der letteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des 
8 2 dieſes Gejeßes angeordnet werden, und die Ausführung der auf Grund diefer 
Borjhrift angeordneten Waldfulturen oder fonftigen Schuganlagen zu geftatten. 
Es ift ihnen jedoch für den Schaden, welchen fie durch die angeordneten Be— 
Ihränfungen etwa erleiden, volle Entſchädigung zu gewähren. Auch können die 
Eigenthümer der gefahrbringenden Grundftiide verlangen, daß ihnen die Her- 
ſtellung und Unterhaltung der angeordneten Schuganlagen auf eigene Koften 
überlaffen werde; fie unterliegen jedoch dabei der im $ 19 angeordneten Auffiht. 

$ 5 In Bezug auf die Koften der Herftellung und Unterhaltung der ange- 
ordneten Schußanlagen, fowie die nach $ A zu leiftende Entſchädigung treten, in 
Ermangelung anderweiter Vereinbarung folgende Beftimmungen in Kraft: 

Die Pflicht der Entfhädigung und die Aufbringung der Koften für Herftellung 
und Unterhaltung der auf Grund des 8 2 angeordneten Waldkulturen und fon- 
fligen Schutzanlagen liegt dem Antragfteller ob. 

Es haben jedoch dazu, in den Fällen a, b und c des $ 2, die Eigenthümer 
der gefährdeten Grundftücde, Gebäude, Wafferläufe oder öffentlichen Anlagen nach 
Berhältniß und bis zur Werthshöhe des abzumwendenden Schadens beizutragen. 

Zu den Koften der Schutanlagen haben außerdem und zwar in den Fällen 
des S 2 auch die Eigenthlimer der gefahrbringenden Grundftüce, nach Verhältniß 
und bis zur Höhe des Mehrwerthes, welchen ihre Grundftiidle durch die Anlagen 
erlangen, beizutragen. 

$ 5a. Der Antragfteller ift befugt, fofern nicht bereits eine dem öffentlichen 
Intereſſe ($ 14) nicht entgegenftehende Vereinbarung über die Entſchädigung und 
die Koften der Schutanlagen zu Stande gekommen ift, feinen Antrag bis zur 
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rechtskräftigen Feſtſtellung des Regulativs durch das Waldſchutzgericht zurückzu⸗ 
nehmen, in den Fällen a, b und c des 8 2 jedoch nach Offenlegung des Regu⸗ 
lativs durch den Kommiffar nur dann, wenn er zur Dedung der Entihädigung 
oder der Koften der Schutanlagen in feiner Eigenfchaft als Antragfteller beizu- 
tragen bat. 

5.6. Fällt fort. 

8 7. Die Entjheidung darüber, ob und welche Mafregeln in jedem ein- 
zelnen Falle anzuordnen find, ſowie die Enticheidung über Entihädigung und 
Koften ($ 5) erfolgt durch den Kreisausihuß, in den Hohenzollern'ſchen Landes» 
theilen durch den Amtsausfhuß. Der Kreis beziehungsweife Amtsausſchuß führt 
in diefen Fällen die Bezeichnung Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldichutgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entiheidung deffelben und auf das Verfahren in den Berufungsinftanzen finden 
die geſetzlichen Borjchriften, betreffend die Verfaffung der Berwaltungsgerichte 
und das Berwaltungsftreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch für das Verfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende be- 
jondere Beftimmungen in Kraft. 


88 Der Antrag auf Abmwendung einer Gefährdung im Sime des S 2 
ift bei dem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirks (Kreifes, Amtsverbandes in Ho- 
benzollern) zu Händen feines Vorfigenden zu ftellen, in welchem das gefahr- 
bringende Grundſtück gelegen ift. 

Liegt daffelbe in zwei oder mehreren Bezirken, fo ift das Waldſchutzgericht 
desjenigen Bezirkes zuftändig, welchem der größte Theil des Grundſtücks ange- 
hört, Geht der Antrag von dem Bezirke felbft aus, oder ift er gegen dieſen ge- 
richtet, jo beftimmt das BVerwaltungsgericht das zuftändige Waldſchutzgericht. 
Daffelbe gilt, wenn das gefahrbringende Grundftüd innerhalb eines felbftftändigen 
Stadtkreifes Liegt. 

89 Das Waldjchutgeriht hat die Thatſachen, melde für feine Ent- 
Iheidung erheblich find, von Amtswegen zu erforfhen und feftzuftellen, ſowie 
den Beweis in vollem Umfange zu erheben. Es hat zu diefem Behufe den bei 
ihm geftellten Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle unterfudhen und 
prüfen zu laffen. 

Zum Kommiffar kann das Waldſchutzgericht eins feiner Mitglieder oder einen 
andern geeigneten Sachverftändigen ernennen. 


8 10. Der Kommiffar hat die Grenzen der gefahrbringenden Grundſtücke 
und den Umkreis feftzuftellen, innerhalb deffen Befchädigungen anderer Grund- 
ftüde zu befürchten find. Er hat die Eigenthlimer, Servituts- und fonftigen 
Nugungsberechtigten jener Grundftiide, fowie die zur Sache betheiligten gefähr- 
deten Intereffenten zu ermitteln. Nah Anhörung derjelben hat er ein fchriftliches 
Gutachten abzufaffen, welches fich iiber folgende Punkte äußern muß. 

1) ob eine Gefahr im Sinne des 8 2 obmaltet, 

2) ob und welche Einfchränfungen in der Benutzung der gefahrbringenden 
Grundftiide nothwendig und welche Entfhädigungen dafür zu zahlen, 

3) ob und welche Waldfulturen und fonftige Schutanlagen erforderlich und 

4) von wem, nach welchem Verhältniß, bis zu welchem Betrage und zu wel- 
chem Zeitpunkte die Entfhädigung und die Koften der Schuganlagen auf- 
zu bringen find. 
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8 11. Wenn der Kommiffar die Gefährdung als vorhanden erachtet, fo 
hat derfelbe ein Regulativ zu entwerfen, welches alle erforderlichen Feſtſetzungen 
insbefondere auch über die Art der Fünftigen Benugung der gefahrbringendern 
Grundftiide und über die Unterhaltung und Beauffihtigung der Schutzanlagen 
enthalten muß. 

8 12. Der Kommiffar Hat das Gutachten und das NRegulativ zur Einficht- 
nahme der Eigenthümer, Nugungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigten und 
der Pächter der gefahrbringenden Grundſtücke, ſowie der gefährdeten Intereſſenten 
vier Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbeſitz be— 
legen ift, bei dem Gemeindevorfteher offenzulegen und daß Died angeordnet, zur 
Kenntnißnahme der Intereffenten zu bringen. 

Geht der Antrag von einem Kommunalverbande oder von der Landespolizei= 
behörde aus, fo ift dem Antragfteller das Gutachten und das Negulatıv zuzu- 
fertigen. 

Demnädft bat der Kommiſſar die ſämmtlichen Betheiligten mit ihren Er— 
Härungen zu hören und die etwa erhobenen Widerjprüche zu erörtern. 

8 13. Gewinnt das Waldfehutgericht die Ueberzeugung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des $ 2 niit vorhanden ift, fo kann daffelbe ohne weiteres Ver- 
fahren durch einen mit Gründen verjehenen Bejcheid den geftellten Antrag zu= 
rückweiſen. 

Gegen einen ſolchen Beſcheid iſt binnen 10 Tagen nach deſſen Zuftellung 
der Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte geſtattet. 
Wird der Antrag nicht geſtellt, ſo gilt auch in Anſehung der Zuläſſigkeit der 
Berufung der Beſcheid als Entſcheidung. 

8 14. Unverändert. 

8 15. Fällt fort. 

8 16. Erfolgt die Einleitung der mündlichen Verhandlung, fo find die ge— 
fährdeten Intereſſenten, die Eigenthiimer, Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitut- 
berechtigten, ſowie Pächter der gefahrbringenden Grundftüde, und der Antrag- 
fteller ($$ 4, 5 und 10 Nr. 4) durch befondere Borladungen, alle die fonft ein 
Sntereffe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentlihde Bekannt⸗ 
madhung im Amts- und Kreisblatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß der 
nicht Erfcheinende nicht weiter werde gehört werden. _ 

Den Betheiligten fteht es frei, ihre Erflärungen vor dem Termine jchriftlich 

abzugeben. 
Auf Grund der mündlichen Verhandlung, bei welcher die Betheiligten mit 
ihren Einwendungen gegen das fommiffarifhe Gutachten oder gegen das Regu- 
lativ zu hören find, hat das Waldſchutzgericht über diefe Einwendungen, be— 
ziehungsmeife iiber die Feftfegung des Negulativs Entjcheidung zu treffen. Die 
Berhandlung und die PVerkiindigung der Entjcheidung erfolgen in öffentlicher 
Sitzung. 

Das Waldſchutzgericht kann auf Grund der mündlichen Verhandlung eine 
nochmalige Unterſuchung, nöthigenfalls durch einen anderen Kommiſſar oder Sach⸗ 
verſtändigen, vor der Entſcheidung zur Sache anordnen. 

Der gerichtlichen Entſcheidung verbleiben alle Streitigkeiten über die Eriftenz 
und den Umfang von Privatrechten. 

8 16a. Die durch das Regulativ den Eigenthlimern gefährdeter oder gefahr- 
bringender Grundftiide auferlegte Beitragspflicht zur Entfehädigung oder zu den 
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Koften der Schuganlagen (8 5) ruht auf diejen Grundftüden und ift den öffent- 
lichen gemeinen Laften gleich zu achten. 

Bei Parzellirungen muß die Beitragspflicht auf alle Trennftüde verhältnig- 
mäßig vertheilt werden. 

Nüdftändige Beiträge fünnen aud von den Pächtern und fonftigen Nutzungs— 
berechtigten der verpflichteten Grundftlide vorbehaltlih ihres Negrefies an die 
eigentlih Berpflichteten, im Wege der adminiftrativen Erefution beigetrieben 
werben. 

Auf Erjuhen des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes ift die dem Eigen- 
thümer des gefahrbringenden Grundſtücks auferlegte Beichränfung und die den 
Eigenthümern der gefahrbringenden und der gefährdeten Grundftüde auferlegte 
Beitragspfliht, unter Hinweis auf die näheren Beitimmungen des Regulativg, 
im Grundbuche einzutragen. 

8 17. Sämmtlide in dem Verfahren vorfommende Verhandlungen und Ge- 
ſchäfte, einfchlieglich der Eintragung in die Grundbiücher und der von den Ge- 
richten oder anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft, find gebühren- und 
ftempelfrei; es werden nur die baaren Auslagen in Anja gebradt. 


Die Kommiffare, foweit diejelben nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
find, und die fonft zugezogenen Sachverftändigen erhalten für ihre Arbeiten, für 
ihre baare Auslagen, jowie fir ihre Reife und Zehrungskoſten Entihädigungen 
nah Maßgabe des Koftenregulativs vom 25. April 1836 und der fpäter dazu 
ergangenen oder noch ergehenden Borjchriften. 

Iſt ein Mitglied des Waldfchußgerichtes zum Kommiffar ernannnt, fo hat 
derfelbe nur Anſpruch auf Erjat der Reiſe- und Zehrungstoften nad Maßgabe 
vorgedachten Koftenregulativs. 

8 18. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen Falls aus Kreis- 
tommunalmitteln oder, wenn’ der Antrag von der Randespolizeibehörde ausgeht, 
durch dieſe vorgefchoffen werden müſſen, hat der Antragfteller allein zu tragen, 
wenn der Antrag zurückgewieſen oder zurlidgezogen ift; andernfalls finden auf 
diefe Koften diejenigen VBorjchriften Anwendung, welche in den SS 4 und 5 dieſes 
Gefeges über die Aufbringung der zu Teiftenden Entſchädigung, beziehungsmeife 
über die Beftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koften, 
ertheilt find. 

8 19. Die Ausführung des Regulativs, insbefondere die Ausſchreibung und 
Einziehung der feftgefeßten Beiträge zu der Entfhädigung und zu den Koften 
der Schuganlagen, die Auszahlung der Entſchädigung und die Aufficht darliber, 
daß die angeordneten Schutanlagen regulativmäßig hergeftellt und unterhalten, 
auch die fonftigen im Regulativ feftgefetten Anordnungen befolgt werden, liegt 
dem Borfienden des Waldſchutzgerichts von Amtswegen ob. 

Ueber Befchwerden, welche darauf gerichtet find, daß die Art der Ausfüh- 
rung mit dem Inhalte des erlaffenen Regulativs nicht übereinſtimme, entjcheidet 
das Waldſchutzgericht. 

Solche Beichwerden müſſen längftens binnen 10 Tagen nad Behändigung 
der anzugreifenden Verfiigung angebracht werden. | 

82. Zn Fällen, wo Gefahr im Verzuge if, kann der VBorfigende des 
Waldſchutzgerichts ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung vorläufige Anordnungen 

Jahrb. d Br. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 7 
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treffen zur Verhinderung folder Unternehmungen, welche eine die Gefahr ver- 
größernde oder begünftigende Veränderung in der Bewirthichaftung des Grund- 
ftüdl8 vorbereiten. Er fann diefe Anordnungen durch Anmendung von Zwangs- 
mitteln durchjeßen. 

Sowohl gegen eine ſolche Anordnung, als gegen die Feſtſetzung der Strafe 
fann innerhalb zehn Tagen nach Zuftellung des Erlaffes Berufung eingelegt 
werden. Die Berufung erfolgt an das Waldſchutzgericht. Sie hat feine auf- 
ſchiebende Wirkung. 

8 21. Ein rechtsverbindlich feſtgeſtelltes Regulativ kann ſpäter wieder ab— 
geändert werden. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und 
iſt in demſelben Verfahren, wie die urſprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 

III. Beſtimmungen, betreffend die Bildung von Wald— 

genofjenfhaften. 

8 22. Wo die forftmäßige Benugung neben einander oder vermengt gele- 
gener Waldgrundftüde, öder Flächen oder Haideländereien nur durch das Zu- 
fammenwirfen aller Betheiligten zu erreichen ift, — auf Antrag 

a. jedes einzelnen Beſitzers, 

b. des Gemeinde- beziehungsweiſe Amts-, Kreis- oder ſonſtigen Kommunal- 
verbandes, in deſſen Bezirke die Grundſtücke liegen, 

c. der Laudespolizeibehörde 

die Eigenthümer dieſer Beſitzungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt Werben, 

Das Zuſammenwirken fanıı gerichtet fein entweder 

1) nur auf die Einridtung und Durchführung einer gemeinfchaftlichen Be- 
ſchützung oder anderer der forftmäßigen Benugung des Genoſſenſchaftswal⸗ 
des fürderlihen Maßregeln oder 

2) zugleich auf die gemeinjchaftliche forftmäßige Bewirthichaftung des Genof- 
jenfehaftswaldes nach einem einheitlich aufgeftellten Wirthichaftsplane. 

8 222. Die Bereinigung zu einer Waldgenofjenfchaft ift nur zuläfftg 

a. in den Fällen des 8 22 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nach 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundftüde berechnet, dem Antrage zuftimmt, 

b. in den Fällen des 8 22 bei 2, wenn mindeftens ein Drittel der Bethei- 

ligten dem Antrage zuftimmt und die betheiligten Grundftüde derjelben - 

mehr als die Hälfte des Satanealremerttäges ſämmtlicher betheiligter 

Grundftiide haben. 

8 23. Das NRedhtsverhältniß der Genoffenihaft und deren Mitglieder wird 
durch ein Statut geregelt. 

Für diefe Regelung ift in allen Fällen der Grundſatz maßgebend, daß im 
den Eigenthbums- und Befigverhältniffen der einzelnen Betheiligten feine Aen— 
derung eintritt. 

5 24. Das Theilnahmemaß jede8 Waldgenoffen an der gemeinfchaftlichen 
Einridtung ift im Statute für die Dauer der Genoffenfchaft feftzufeten. 

Diefe Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Berabredungen der Bethei- 
ligten dahin zu regeln: 

a. daß in den Fällen des 8 22 unter 1 jeder Waldgenofje fein Grundftitd 
jelbft bewirthichaftet und die Koften dafiir trägt, daß aber die Koften Der 
gemeinfchaftlihen Einrichtung nad) dem BVerhällniffe des Kataftral-Reiner- 
trages der vereinigten Grundftüde von den Waldgenoffen gemeinjchaftlich 
aufgebradht werden; 


— 9 — 


b. daß in den Fällen des 8 22 unter-2 die Nutzungen, die Koften und die 
Laften der gemeinſchaftlichen Bewirthſchaftung des Genoſſenſchaftswaldes 
nad dem Berhältniffe des Kapitalwerthes des von jedem Waldgenoffen 
eingeworfenen Bodens und des darauf ftehenden Holzbeftandes auf ſämmt— 
liche Betheiligte vertheilt werden. 

Bei der Feltfeung des Theilnahmemaßes unter b joll es jedoch den Eigen- 
thümern verwerthbarer Holzbeftände, welche diefelben in die Genofjenjchaft nicht 
mit einwerfen wollen, unbenommen fein, diejelben vorweg abzuräumen und für 
fih zu benugen. Sie haben aber dann die Koften des erften Wiederanbau’g 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn einzelne Grundftiide bei 
Bildung der Genoſſenſchaft mit Holz nicht beftanden find, die Koften des erften 
Holzanbau’s den Eigenthiimern vorweg zur Laft fallen. In beiden Yällen ift 
zur Teftfegung des Theilnahmemaßes diefer Waldgenoffen der Betrag der auf- 
gewendeten Kulturkoften al8 Holzbeftandswerth in Anrechnung zu bringen. 

8 25. Die Beitragspflicht zu den Genoffenfchaftslaften ruht auf den zur 
Genoffenfchaft gehörigen Grudftiiden und ift den öffentlichen Laſten gleichzuachten. 

Bei PBarzellirungen müffen die Genoffenichaftslaften auf alle Trennſtücke 
verhältnigmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beiträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nutungs-. 
berechtigten der verpflichteten Grundftüde, vorbehaltlih ihres Regreſſes an die 
eigentlich Berpflichteten im Wege der adminiftrativen Erefution beigetrieben 
werden. " 


8 26. Sind Genofjenfhaftsgrundftüde mit Servituten belaftet, fo müffen 
die Berechtigten fich diejenigen Einſchränkungen gefallen laffen, welde im In— 
tereffe der Genoſſenſchaft erforderlih find. Für diefe Einſchränkung muß den 
Berechtigten volle Entfhädigung von der Waldgenofjenihaft gewährt werden. 


8 27. Unverändert. 


8 283. Das Waldſchutzgericht hat nah Maßgabe der Vorſchrift im $ 9 den 
Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle prüfen zu laffen. 

Der Kommifjar hat nach Feftftellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
theifigten Grundbefiter über den Antrag zu vernehmen. 

Die VBorladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt jchriftlich unter der 
Verwarnung, daß die Nichterfcheinenden dem Befchluffe der Erjcheinenden für 
zuftimmend erachtet werden follen. 


8 29. Wird die Bildung der Waldgenoffenihaft nicht beichloffen (SS 22, 
223, 28), jo reiht der Kommiffar die Verhandlungen dem Waldſchutzgericht ein, 
welches ſolchenfalls einen Abweiſungsbeſcheid zu ertheilen hat. | 

$ 30. Unverändert. 

$ 31. Das Statut muß enthalten: 

1) Name, Sit und Zwed der Waldgenoffenjchaft, 

2) eine genaue Angabe des Umfanges des genoſſenſchaftlichen Bezirkes, 

3) bei allen Wirthichaftsgenoffenfchaften ($ 22 Nr. 2) die Wirthfchaftsart und 
den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung derjelben be- 
ſchloſſen oder bewirft werden fann, fowie die Beftimmungen über die bis 
zur Durchführung des Betriebsplan 3 anzuordiiende Bewirthichaftung, 

4) die den Waldgenoffen aufzuerlegenden Beichränfungen und Verpflichtungen, 

5) das Berhältniß der Waldgenoffen zu den Servitutberechtigten, 

7* 
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6) das Berhältnig der Theilnahme an den Nutungen und Laften ($ 24), 
fowie am Stimmredte, 

7) die Formen und Friften, in denen die Vertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prüfen find, 

8) die innere Organifation der Genoffenichaft und ihre Vertretung nach außen. 


g 3la. In Ermangelung einer andermeitigen Vereinbarung iſt das Stimm- 
verhältniß der Waldgenoffen nad dem PVerhältniffe der Theilnahme derfelben 
an den Nutzungen und Laften zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag des 
am geringften Betheiligten zum Gunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
eine Stimme. Jeder Waldgenoffe hat mindefteng eine Stimme. 


8 32. Der Kommiffar hat das entworfene Statut, fowie fein Gutachten 
iiber die nothwendigen Einfchränfungen die Servitutberedhtigter, und über die 
dafür zu gewährenden Entjhädigungen allen Betheiligten vorzulegen und etwaige 
Widerſprüche zu erörtern. 

Die VBorladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt ſchriftlich unter der 
Berwarnung, daß die Nichterfcheinenden einen Widerjpruch nicht erheben wollten. 

Der Kommiffar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten über Die 
Bedürfnißfrage dem Waldfchutgericht ein. 


8 33. Das Waldfehutsgericht entjcheidet, ob ein Bedürfniß zur Vereinigung 
der betheiligten Eigenthümer zu einer Waldgeno ſſenſchaft vorhanden ift und ob 
das Statut den gefeglihen Vorſchriften entjpricht und fein öffentliches Intereſſe 
verlegt. Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, fo ertheilt 
das Waldfehußgericht den Beſcheid, daß die SE ENDEN nach dem Statut 
zu begründen jet. 

Zugleich entjcheidet das Waldſchutzgericht über die Widerfpriiche gegen die 
im Gutachten vorgefchlagenen Beſchränkungen der Serpitutberechtigten, beziehungs- 
weije über die Höhe der zu gewährenden Entihädigungen. 


$ 33a. Das Berfahren vor dem Waldſchutzgerichte, die Berufung gegen die 
Entjheidung defjelben und das Berfahren in den Berufungsinftanzen richtet fi) 
auch in diejen Fällen nach den gejeglichen Vorfchriften, betreffend die Verfaſſung 
der Berwaltungsgerichte und das Vermwaltungsftreitverfahren. 
Auf das Berfahren vor den Waldijhußgerichten finden die befonderen Bor- 
ihriften in den SS 13—16”diefes Geſetzes Anwendung. 
(Bergleihe 8 35 der Regierungsporlage.) 


$ 33b. Nachdem das Statut durch Anerkenntniß oder rechtskräftige Ent- 
ſcheidung fir fämmtliche Betheiligte rechtsverbindlich geworden, wird daffelbe 
bon dem Waldſchutzgericht beftätigt und dadurch die Waldgenoffenichaft begründet. 

Das betätigte Statut hat die Wirkung einer gerichtlichen Urkunde und kann 
auf Grund deffelben die Erefution vollftredt werden. 

(Bergleihe $ 33 der Regierungsvorlage.) 

$ 33c. Auf Erfuchen des Vorfigenden des Waldſchutzgerichtes find die den 
Eigenthlimern der zur Genoſſenſchaft gehörigen Grundftiide auferlegten Bejchrän- 
tungen und Laften unter Hinweis auf die näheren Beftimmungen des Statuts 
m Grundbuche einzutragen. 

$ 34. Unverändert. 


8 35. Fällt hier fort. cfr. $ 33a der Kommilfionsbefchlüffe. 
8 36. Unverändert. 
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$ 37. Die auf Grund vorftehender Vorſchriften errichtete Walgenoffenichaft 
it der Aufficht des Staat3 unterworfen. Dieſe Aufficht wird von dem Vorfigen- 
den des zuftändigen Waldjchußgerichtes, unter Berufung an das Waldſchutzgericht, 
nah Borfchrift des $ 19 Jund nah Maßgabe des Statuts, übrigens in dem 
Umfange und mit den Befugnilfen gehandhabt, welche gejeglich den AuffichtSbe= 
hörden der Gemeinden zujtehen. 

$ 38. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rvechtöfräftig feftge- 
ftellten Statut8 nothwendig wird, jo ift diefe Abänderung in demfelben Vers 
fahren, wie die urjprüngliche Feſtſetzung, zu bewirken. 

Die Auflöfung einer nach dieſem Geſetze begründeten Waldgenoffenichaft 
ift nur zuläffig, wenn die nad) S 22a zur Bildung einer Genoſſenſchaft erfor: 
derliche Mehrheit der Betheiligten Dderjelben zuftimmt. Solche Beichlüffe be- 
dürfen der Genehmigung der Auffichtsbehörde ($ 37). R 

8 382. Bei der Auflöfung einer der im 8 22 unter 2 bezeichneten Wald: 
genoffenschaften erhält jeder Waldgenofjfe die eingeworfenen Grundſtücke zur 
eigenen Bewirthihaftung zurüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein 
Anderes beftimmt, die in dem Genoſſenſchaftswalde vorhandenen Holzbejtände - 
nad) dem Berhältniffe des Kapitalmwerthes der zur Zeit der Errichtung der Ges 
noſſenſchaft eingeworfenen Holzbeftände unter die Genoffen zu vertheilen. 

Veberfteigt der Werth des nad) diefem Verhältniſſe ermittelten Antheils eines 
jeden derjelben den Werth des auf dem zurüderhaltenen Grundftüde vorhandenen 
Holzbeftandes, fo ift der Mehrwerth von denjenigen Waldgenoffen zu erftatten, 
welche auf ihren Grundſtücken einen Ueberſchuß an Holzbeftandsmwerth erhalten haben. 

IV. Zheilung gemeinjchaftlider Waldungen. 

8 39. Sofern eine nad) den beſtehenden Vorſchriften zuläffige Naturalthet- 
lung eines gemeinschaftlich beiefjenen Waldgrundſtücks ſolche Trennftüde ergeben 
würde, deren forſtmäßige Benugung nur durch gemeinjchaftliche Bewirthichaftung 
zu erreihen wäre, fo darf dem Antrage auf Therlung feine Folge gegeben 
werden. 

V. Uebergangsbeftimmungen. 

8 40. In denjenigen Theilen der Monardie, in welchen zur Zeit Verwal— 
tungsgerichte nicht beftehen, werden bis zur Einrichtung von folhen die in dieſem 
Gefeße den Verwaltungsgerichten übertragenen Funktionen in erfter Inftanz durch 
befondere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretendem Bedürfniffe für jeden Kreis, 
mit Ausschluß der felbftftändigen Stadtfreife, nach den Vorſchriften der folgenden 
Paragraphen gebildet werden, in zmeiter Inſtanz durch die Deputationen für 
das Heimathswefen (88 40 und 41 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des 
Bundesgefeßes über den Unterftüigungsmohnfig, vom 8. März 1871, Gejeß- 
Sammlung ©. 150 ff.) in dem durch dieſes Geſetz vorgejchriebenen Berfahren 
wahrgenommen. 

8 41. Unverändert. 

8 42. Unverändert. 

8 43. Unverändert. 

VI Strafbefiimmung. 

$ 44. Die Eigenthümer, Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitutsberedhtigten 
jowie Pächter find, wenn fie den Beftimmungen des Regulativs ($ 19) zumider 
Holz einſchlagen, mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werth- 
betrage des gefällten Holzes gleichkommt. 
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Wenn ſie die ſonſtigen Feſtſetzungen des Regulativs, durch welche eine be— 
ſtimmte Art der Benutzung vorgeſchrieben oder verboten wird, übertreten, find 
fie mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 

$ 45. Der Minifter fiir die landwirthichaftlichen Angelegenheiten ift mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Nejolution. 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen, 
durch die Beichlußfaffung tiber den vorftehenden Gefeßentwurf die 5 Be- 
titionen 
I. 281. 318. 3184. 318b. 318c. 318d. 318e. 319. 321. 322. 
363. 415. 41. 463. 464. 465. 466. 717. 966. 1362. 
für erledigt zu erklären. 


C. Zweite Berathung. 
60. und 61. Sitzung am 4. Mai 1875. 
(Bormittagsfigung.) 

Präſident: Berichterftatter ift der Abgeordnete Bernhardt. Ich erfuche 
denfelben, neben mir Plat zu nehmen. 

Ich eröffne die Diskuffion über den $ 1, zu welchem der Abgeordnete Pa- 
riſius unter Nr. 314 ad I einen Zufag*) zum zweiten Abjat beantragt hat. Ich 
ertheile dem Abgeordneten Pariſius das Wort. 

Abgeordneter Pariftus: Meine Herren! Der Antrag, den ich zu $ 1 ge- 
ftellt habe, wird Ihnen wohl etwas befremdlich ne fein, und ich er- 
laube mir deshalb, denfelben zu motiviren. 

Wenn Sie die erfte Vorlage der Regierung in hei Motiven nachjehen, dann 
finden Sie dort eine jehr überſichtliche Zufammenftellung der gegenwärtigen Ge- 
jeßgebung in Preußen in Betreff des ſtaatlichen Auffichtsrechts über die Waldım- 
gen der Gemeinden. Dieje Gefegebimg ift eine provinziell durchaus verfchiedene; 
fie ıft in den älteren öftlihen Provinzen Preußen, Bommern, Poſen, der Mark 
und Schlefien derartig, daß die Gemeinden fehr gering beſchränkt find in der Be: 
wirthſchaftung ihrer eigenen Waldungen, dahingegen fteht die Sache ganz anders 
in den ehemaligen Firftenthiimern Calenberg, Göttingen und Grubenhagen der 
Provinz Hannover, ebenjo in dem vormaligen HerzogthHum Naffau und in dem 
ehemaligen Kurfürftenthum Heffen. In den Hannoverfhen Bezirken und in Naffau 
ift die technifche Verwaltung der Gemeindeforften in die Hände der Staatzforft- 
beamten gelegt, außerdem geht in Naſſau die Beſchränkung der Gemeinden noch 
weiter. Dort find nicht blos wie in Hannover die Gemeinden zur Beftellung 
und Bezahlung befonderer Beamten für die Ausübung des Forſtſchutzes ver- 
pflichtet, fondern diefe Beamten werden in Naffau auch von der Auffichtsbehürde 
angeftellt, alfo die Gemeinden haben nicht einmal die Wahl des Fürfters, welcher 
ihre Waldungen zu befchligen hat. In dem ehemaligen Kurfürftenthbum Heffen 
gehen die Beftimmungen noch weiter; da ift die Einleitung und Ausführung des 
Torftbetriebes in den Waldungen der Gemeinden der Staatsforfibehörde in dem- 
jelben Maße zugewieſen, wie in den landesherrlichen Waldungen. Nun liegt es, 


*) Der Bufag lautet: „diejenigen, welche die Beſchränkung der Gemeinden in der Bemwirth- 
fhaftung ihrer Sorften betreffen, nur bi zum 1. Januar 1873.“ 
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glaube ich, wohl auf der Hand, daß Beſchränkungen in diefem Maße weit fiber 
das Ziel hinausſchießen. Die Negierung hat nun in den Motiven angeführt, 
daß eine Revifion der Geſetzgebung Bedürfniß fei, fie hat aber angedeutet, — 
und es ift in der Kommiffion, wenn ich mich recht erinnere, fogar direct gejagt, 
daß vorläufig die Meinung der Regierung dahin gebt, daß ein allgemeines Ge- 
ſetz für den ganzen Staat in diefer Beziehung nicht zu erlaffen fei. Es fcheint, 
al3 ob die Staatsregierung davon ausgeht, daß jene fehr weiten Beſchränkun— 
gen der Gemeinden in den weftlichen Provinzen nicht gemindert werden follen 
und daß man im Oflen nicht fo weite Beſchränkungen einführen kann. Meine 
Herren, daS halte ich für meine Berfon nicht für angemeffen, ich glaube, es läßt 
fh eine allgemeine Gefeßgebung über den ganzen Preußischen Staat herftellen, 
die dem wirklichen Bedürfniß des Landes entſpricht. Da ich der Meinung mar, 
dag gewiffermaßen ein Drud nad) diefer Richtung hin auf die Regierung ausgeübt 
werden müſſe, jo habe ich beantragt, zu dem zweiten Abjat des $ 1 die Worte 
binzuzufligen, daß diejenigen Borfchriften, welche die Beſchränkungen der Ge- 
meinden in der Bewirthichaftung ihrer Yorften betreffen, nur bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1878 gelten follen. Ich gehe dabei von der VBorausficht aus, daß e3 bis da» 
bin leicht gelingen wird, ein neues Gejet herzuftellen, welches diefe Sache für den 
ganzen Preußiſchen Staat ordnet. 

Nun muß ich aber geftehen, daß derjenige Weg, nach diefer Richtung Hin 
einen Drud auszuliben, den ich in meinem Antrage gewählt habe, doch jeine er- 
beblichen Bedenken hat, und da mir felbft von naheftehenden Freunden dieſe Be- 
denken noch ſchärfer hervorgehoben find, als ich fie ſchon felbft erkannte, da man 
namentlich darauf hingewiefen hat, daß wir ja zwei Vertretungskörper im Land- 
tag haben, daß alfo, wenn eine Vereinigung zwifchen der Staatsregierung und 
dem Abgeordnetenhauſe auch leicht zu erzielen fei, wir doch nicht wiffen, wie das 
Herrenhaus zu diefer Geſetzgebung ftehen könnte, aus diefem Grunde habe ich mid) 
entichloffen, den Antrag bier zurüdzuziehen und behalte mir vor, den geeigneteren 
Weg einer Nefolution bei der dritten Leſung zu befchreiten. 


Präftdent: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 


Abgeordneter Dr. Bening: Der Antrag des Herrn Vorredners ift allerdings, 
wie er bier geftellt wurde, mir befremdlich erfchienen. 


Ich würde allerdings glauben, daß eine auch nur halbwegs bejonnene Ge- 
jeßgebung nicht fo vorfchreiten dürfte, unbeſehens eine Geſetzgebung über einen 
böchft wichtigen Gegenftand mit einem Schlage aufzuheben, ohne zu fagen, was 
an die Stelle treten fol. Ich will, da der Antrag zurüdgezogen ift, auf denfelben 
zur Zeit nicht eingehen, indefien da der geehrte Herr eine Reſolution in Ausficht 
geftellt hat, folgendes bemerken. 

Es ift allerdings die Gefegebung tiber die Gemeindeforften nad) den ver- 
Ihiedenen Gegenden ungemein verjchieden, allein. diefe Verjchiedenheit beruht nicht 
etwa auf Zufälligkeiten, fondern auf Verfchiedenheiten der Zuftände. Es ift ja 
unleugbar, daß in den Hügel: und Gebirgslanden die Forſten, namentlich die Ge⸗ 
meindeforſten, eine ganz andere Bedeutung haben, als im Flachlande, daß dort 
auch die Bewirthſchaftung in Bezug auf die Holzbeſtände eine viel ſchwierigere, 
bedeutendere iſt und eine größere Beaufſichtigung, eine größere Mitwirkung des 
Forſtperſonals erfordert, als auf dem Flachlande. Ich würde daher glauben, daß, 
wenn auch ein allgemeines Geſetz über die Gemeindeforſten erlaſſen wird, auf 
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ſolche Berfchiedenheiten entſchieden Rückſicht genommen werden muß, daß eine 
völlige Gleichmäßigfeit für die ganze Monarchie ſich nicht empfiehlt. Indeſſen 
daraus folgt noch nicht, daß notwendig Provinzialgefege gejchaffen werden müſſen; 
die Verfchiedenheiten laſſen ſich auch in einem allgemeinen Geſetz wohl beriüdfich- 
tigen. Ich würde das für miünfchenswerther halten als das Borjchreiten auf 
dem Wege der Provinzialgefeggebung. Man weiß nicht, wohin man auf diefem 
Wege gelangt und zu welchen unnöthigen Berjchiedenheiten man gelangt. 


Ferner erlaube ich mir auf den Eingang dieſes Paragraphen aufmerkſam zu 
maden. Es find damit, obgleich das nicht ausgeſprochen ift, alle diejenigen Be— 
ſchränkungen befeitigt, die jet in Bezug auf die Forften der Privaten beftehen: 
diefe find auch fehr verfchieden nach den verſchiedenen Provinzen und felbft in den 
einzelnen Theilen der Provinzen. Ich will nicht wiederholen, was über die Be— 
gründung von Seiten der Königlichen Staatsregierung, gelagt worden ift; ich will 
nur daS hervorheben: es ift diefe Aufhebung der Beſchränkung hinſichtlich der 
Privatforften eine‘ höchſt wichtige für mehrere Landestheile, namentlich für die 
neuerworbenen Randestheile.. ES hat dort im Allgemeinen der Gruudſatz einer 
gewiſſen Beauffihtigung von Staatswegen beftanden, namentlih ein Erforderniß 
der Genehmigung bei Waldrodungen. Diefe Vorſchriften find zum Theil aller- 
dings veraltet, werden nicht genau beobachtet und haben einen großen Nuten 
wohl nicht. Indeſſen, meine Herren, es ift doch nicht zu verfennen, daß mit der 
Aufhebung diefer Bejchränfungen in Bezug auf die Privatforften eine Aenderung 
entfteht, eine namentlih im Hügel- und Berglande wefentliche Aenderung, daß 
hieraus ein gewiſſes Bedenken hervorgeht. Diefem Bedenken will die StaatSre- 
gierung nun nad) diefer Vorlage begegnen durch verjchiedene Gruppen von Be— 
flimmungen, die im Entwurfe getrennt vorliegen, die aber in ihrem Urfprunge 
einen innigen Zuſammenhang haben, nämlich durch die Beftimmungen für Schuß» 
mwaldungen für Fälle, wo auch die PBrivatforften nothwendig beftehen bleiben, 
vielleicht erweitert werden müffen, und für ſolche Fälle, wo in Folge einer zu 
weit gehenden erftüdelung der Waldgrundftüde eine richtige Forftwirthfchaft nicht 
möglich iſt. Diefe beiden Theile des Geſetzes ftehen in engem Zufammenhang 
mit einander und mit dem erften Grundfa des Entwurf. Ich bemerfe dies 
ſchon hier, weil ja ein Antrag vorliegt, einen Theil diefes Geſetzes, nämlich den 
Theil, der fih auf Waldgenoffenfchaften bezieht, abzulehnen. Sch bemerke vor- 
läufig, anfchließend an diefen Paragraphen, daß ich darin eine Ablehnung des 
ganzen Geſetzes nicht finden würde, indem eben der erfte Sat dieſes Gefetes fich nur 
vollkommen rechtfertigt in Verbindung mit den übrigen Beftimmungen deffelben. 
Danı habe ich in Bezug auf einen Sat in diefem erften Paragraphen, in Bezug 
auf die jogenannten Bondenholzungen in Schleswig-Holftein nur hervorzuheben, 
daß auf die Erhaltung der Beſchränkung hinfichtlich diefer Bondenholzungen die 
Wünſche der Provinz Schleswig-Holftein ſehr entfchieden gerichtet find, daß die 
Anfihten der Mitglieder des Hanjes aus Schlesmwig-Holftein damit zufammen: 
treffen, und daß auch. die Provinzialvertretung von Schleswig-Holftein fi in 
diefem Sinn ausgefproden hat. ch glaube, daß hierin mohl ein geniigender 
Grund vorliegt, vorerſt wenigfteng diefe Beſchränkungeu feftzuhalten. 


Präſident: Der Abgeordnete Dr. Seelig hat das Wort. 


(Pauſe.) 
Derſelbe verzichtet. 
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Es ift Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Diskuſſion über S 1 ift. 
geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter verzichtet. 

Ich bringe den $ 1 der Kommiſſionsvorſchläge, deſſen Verleſung Sie mir 
erlaffen, zur Abflimmung und erfuche diejenigen Herren, welche den Paragraphen 
annehmen wollen, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Der 8 1 der Kommiffionsvorfchläge ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 2, zu welchem der Abgeordnete Pariſius 
unter Nr. 314 II beantragt hat, im Abſatz 1 Hinter den Worten: 

„ausgeſetzt find, kann“ einzufügen „im öffentlichen Intereſſe.“ 

Der Abgeordnete Pfafferott hat das Wort. 

Abgeordneter Pfafferott: Meine Herren! Ich wollte mir erlauben, einige 
Worte gegen die Vorlage zu ſprechen. Ich verfichere zunächſt, daß ich ımgern 
gegen die Vorlage fpreche, denn ich bin felbft ein Freund des Waldes und wiirde 
mich freuen, wenn ich einer Vorlage meine Zuftimmmmg geben fünnte, welche Die 
Afiht Hat, der Zerftörung von Waldungen vorzubeugen und neue Wälder zu 
ſchaffen. Wenn ich bei dem 8 2 des Entwurfs, wie mir wohl geitattet fein wird, 
auf andere Paragraphen des Entwurfs übergreife, jo möchte ich in diejer Be— 
ziehung im voraus bemerken, daß ich diejenigen Beſtimmungen des Gefegentwurfg 
ausſchließen will, welche über die Waldgenoſſenſchaften Handeln. Ich hätte gern 
gejehen, wenn die Beftimmungen iiber die Waldgenofjenfchaften zum Gegenftande 
eines befonderen Geſetzentwurfes gemacht worden wären. Ich Hatte auch nad 
diefer Richtung Hin in der Kommiffion einen Antrag geftellt; der Antrag ift aber 
abgelehnt. Der 8 2 des Entwurfs verfolgt, wie bereit8 bemerft, zwei Richtuns 
gen. Einmal will der Entwurf der Zerftörung von Waldungen vorbeugen und 
andererfeitS neue Wälder fchaffen, beides im öffentlichen Xnterefje. Meine 
Herren, von dem öffentlichen Intereſſe fteht in der Vorlage nun allerdings fein 
Dort. Bon mehreren Mitgliedern der Kommiffion find dahin ziefende Anträge 
eingebracht, um als eine der VBorausfegungen der Anwendung diefes Gefetes das 
öffentliche Intereſſe hineinzubefommen. Die Anträge find abgelehnt. Die Herren 
Regierungsfommiffare haben aber trogdem betont, es verftehe fich ganz von jelbft, 
jet wenigftend durchaus nicht zweifelhaft, daß eine diefer Vorausfetungen das 
Öffentliche Intereſſe fei, mit anderen Worten, daß der Geſetzentwurf überall nicht 
angewendet werden dürfe und könne, wenn ein öffentliches Intereſſe nicht in Frage 
ftehe. Ich habe lange danach gejucht, mir zu veimen, daß die Herren Vertreter 
der Regierung fagen: „eine nothmwendige Vorausſetzung der Anmendbarfeit des 
Entwurfs ijt das öffentliche Intereſſe“, und auf der andern Seite die Thatfache, 
„daR diefem Gedanken in dem Entwurf felbft fein Ausdrud gegeben if“. Ich 
glaube die Löſung gefunden zu haben, ich glaube nämlih, daß auf Grund des 
Geſetzes weder ein Privater noch eine Gemeinde u. ſ. m. überall einen Antrag 
nach $ 3 des Entwurfs ftellen, daß der Entwurf, wenn er ſpäter Gefeß geworden 
ift, eine praftifche Anwendung nicht anders finden wird, als wenn die Landespo— 
Iizeibehörde den Antrag ftellt, und die Fandespolizeibehörde wird natürlich eben 
nur im öffentlichen Intereſſe den Antrag ihrerfeitS zu ftellen in der Lage fein. 

Wenn ich num frage, ob die Vorlage den Zweck erreichen läßt, jo möchte ich 
diefe Frage kurz erledigen und zunächft nur beantworten im Hinblid auf die 
Fälle c und d des 8 2 der Vorlage. Da bin ich allerdings der Meinung, daß 
der Entwurf die Zerftörung von Wäldern verhindern wird. Bei Bejahung diefer 


Trage nehme ich jedoch an, daß der Kreisausſchuß, in dieſem Entwurfe Wald- 
fhutgericht genannt, im Stande ift, diejenigen Fragen zu entjcheiden, welche ent— 
fchieden werden müffen, um zur Anwendung des Gefetentwurfs in den Fällen 
des 8 2 c und d zu kommen. Ich glaube aber, daß man zur dem Zwecke, weldyen 
der 8 2 in feinen Pofitionen c und d verfolgt, auf eine weit einfachere und ſehr 
viel zwedmäßigere Weiſe gelangen kann. Die Wälder, welche nicht zerftört werden 
follen, find fchon befannt; wir können heute ſchon diejenigen Wälder finden, 
welche nach der Vorſchrift des $ 2 unter c und d im öffentlichen Intereſſe er- 
halten bleiben müfjen. Ich glaube, e8 wäre nun fehr"viel einfacher und zimed- 
entfprechender, wenn nad) einem Geſetze eine Kommiffion ernannt würde mit der 
Befugniß und der Verpflichtung, diejenigen Wälder, welche nad) $2 c und d der 
Borlage in Frage fommen, für das ganze Gebiet des Preußifchen Staats aus— 
zufcheiden, und nachdem die Ausfcheidung erfolgt ift, die einzelnen Waldkomplexe 
unter die bewährte Aufficht der Forftbehörden zu ftellen. Ich würde dabei von 
der Borausfegung ausgehen, daß die forftmäßige Nutung diefer alfo ausgejchie- 
denen Waldfomplere den Waldeigenthiimern bliebe. Weiter würde ich in den 
Fällen c und d in $ 2 der Vorlage nicht gehen. Ich perjünlich hätte allerdings 
durchaus nichts dagegen zu erinnern, wenn alle Wälder unter ftaatlichen Forft- 
ſchutz geftellt wiirden, aber ich glaube nicht, daß ich fo meit gehen darf, ich möchte 
wenigſtens einen Antrag hier im Hauſe nicht wiederholen, nachdem ein von mir 
in der Kommiſſion geſtellter, dahin ANeLEDDEE Antrag einftimmig abgelehnt wor⸗ 
den ift. 

Ich komme num zu der Frage: läßt die Vorlage den Zwed erreichen im den 
Fällen des 8 2, a b der Vorlage? Ich ſehe hier ab von Heinen Schußanlagen, 
von Aufforftungen Kleiner Barzellen, Ziehen von einzelnen Gräben, Aufmwerfen 
von Dämmen u. f. w., ih halte lediglich die Neufhaffung von Wäldern als 
Zweck des Gejetes im Auge und ftelle die Frage: „werden nad) der Regierungs- 
vorlage in den Fällen a und b cit. große Wälder entjtehen ?" Die Möglichkeit 
gebe ich zu. Zweifelhaft war auch hier der Herr Minifter für Landwirthſchaft, 
mwenn ich die Rede, mit welcher der Herr Minifter diefe Vorlage einführte, anders 
richtig verftanden Habe. Der Herr Minifter fagte damals, eg wäre ihm. von der 
einen oder anderen Seite der Einwand gemacht, ob große Nefultate fich ergeben 
würden aus der Anwendung dieſes Gefeges, und wenn ich anders die Betonung 
Seitens des Herrn Minifters richtig verftanden habe und im feiner Nede richtig 
zwifchen den Zeilen gelefen habe, fo ift der Herr Minifter über die Tragweite 
dieſes Geſetzes, was die NRejultate anlangt, im Hinblid auf die Fälle des 8 2a 
und. b des Entwurfs wohl noch heute nicht fo ganz fiher. Ich glaube zwar, 
daß in den Fällen a und b cit. ganz erftaunlich große Reſultate erzielt werden 
Tönnen, bin aber der Weberzeugung, — und daß ift der Hauptpunft, weshalb ich 
gegen das Gejeß jprechen zu müffen glaube — daß foldhe Refultate nur dann 
zu erreichen find, wenn die Landespolizeibehörde bei Anwendung des Geſetzes in 
großem Maßftabe und mit rüdfihtsiofer Energie vorgeht. Wenn in diefer Weife 
aber vorgegangen wird, jo werden davon derartig tiefe Eingriffe in Privatrechte 
die Folge jein, daß ich meines Orts die Verantwortung für ein ſolches Geſetz 
nicht mit übernehmen mag. 

Meine Herren, wenn der Herr Miniſter für Landwirthſchaft in der gedachten 
Rede dem Hohen Hauſe die Erklärung hat abgeben müſſen, daß der Staat nicht 
Geld genug habe, den entſprechenden Staatsbeſitz an Waldungen herzuſtellen durch 
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Anlauf von Waldungen und Oedländereien, legtere zum Zwecke der Aufforftung, 
jo möchte ih der Meinung fein, daß man jetzt auf einem Umwege zum Biele 
tommen will. Man beabfichtigt im öffentlichen Intereſſe auf Betreiben der Lan- 
despolizeibehörde große Wälder entfiehen zu Taffen; der Staat will, wenn ich mid 
jo ausdrücken darf, fir den Riß ftehen; die erften und Hauptausgaben follen aber 
Private tragen. 


Meine Herren, id komme jett zu den Mitteln im fpeziellen, die den Zweck 
diefer Geſetzesvorlage erreichen Yaffen follen, und erlaube mir da zunächſt, eine 
ganz kurze juriftifche Charakteriftit der Gefegesporlage zu geben. Meine Herren, 
die Prinzipien diefer Vorlage knüpfen fih an fein bislang anerkanntes Nedchts- 
verhältniß in Der Weife an, daß wir ein durchlaufendes beftiimmtes Rechtsprinzip 
in der Vorlage haben. Ich ſehe hier, wie gejagt, von dem Entmurfe, infoweit 
er die Waldgenoffenfchaften betrifft, ab. Meine Herren, wir haben es hier mit 
feinen flaatlichen Hoheitsrechten zu thun; denn lettere verfolgen feinen anderen 
Zwech al$ den, es zu ermöglichen, daß der Wald forftmäßig und nachhaltig be- 
nust werden Tann. Wir können bier auch Feine Serpitutrechte konſtruiren. Wir 
Ünnten zwar die gefahrbringenden Grunpftlide als dienende und die gefährdeten 
Grundſtücke als herrfchende Grundftüicde nehmen, aber wir kommen, wenn wir 
bier Servituten konſtruiren wollen, auf servitutes in faciendo. Außerdem hat 
der Entwurf im Gefolge, daß der Beſitzer des gefahrbringenden Grundftüds von 
der Nutzung und dem Gebrauche feines Grundftiids oder eines Theild davon 
mier Umftänden ganz ausgefchloffen wird, eine Folge, die es verbietet, hier eine 
Analogie aus der Servitutenlehre zu ziehen. Ich glaube, der Herr Referent hat 
in diefer Beziehung meine Anſicht vollftändig getheilt, wenn er im Bericht Seite 
1 fagt: 


Die befondere Art des bier in Rede ftehenden Gefeßentwurfs, der nicht 
einer allgemeinen Rechtsanſchauung Ausdrud verleiht oder einem von Allen 
empfundenen oder anerfannten Rechtsbedürfniß genügt, vielmehr durch 
finguläre Berhältniffe und die Eigenart eines einzelnen Wirthſchaftszweiges, 
der Waldwirthichaft, nothwendig gemacht wird, bedingt das flete Zurüd- 
greifen auf fonfrete Verhältniffe, welche allein ein ſolches Geſetz berechtigt 
eriheinen laſſen. Ä 


Denn wir num diefes Gefeß nicht juriftifch konſtruiren können, — aus wel: 
der Thatſache allein ſchon ein gemwichtiges Bedenken gegen die Vorlage entnommen 
werden follte — fo möchte ich diefe meine Bedenken aud) nody an einem praftifch 
gteifbaren Beifpiele Har ſtellen. Ich denke mir einen Berghang, welcher ſich eine 
Stunde fang Hinzieht; der Hang ift öde und fahl, aber hoch; es ſammeln ſich 
Bafler, und dieſe ftürzen in ftarfen Strömen auf unterliegended Kulturland. Un- 
tem am Hang entlang zieht fich das Kulturland in Aderländereien und Wiejen 
hin. Es erfcheint der Landespolizeibehörde, der Regierung, wünſchenswerth, die- 
jen öden, gefahrbringenden ftundenlangen Hang zu bewalden. Die Landespolizei- 
behörde ſtellt den Antrag, denſelben aufzuforſten. Meine Herren, ſämmtliche Be— 
fer des unterliegenden Landes find vielleicht gegen die Aufforftung; aber ihre 
Einwendungen finden feine Beachtung; die Vorausfegungen der Anwendung die: 
ſes Geſetzes liegen vor; die Beſitzer der gefährdeten Grundſtücke mögen ſagen, 
was fie wollen, die Landespolizeibehörde ſtellt im öffentlichen Intereſſe den An— 
fg, und es wird aufgeforftet. 
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Wie werden nun die fehr bedeutenden Koften, die diefe Aufforftung madıt, 
aufgebraht? Zunächſt wird berechnet, welchen Vortheil haben die Befiger des 
Hanges dadurch, daß diefer Hang aufgeforftet wird? Die Summe wird gut ge 
fohrieben; — dann wird berechnet, welchem Schaden entgehen die Befiger der un⸗ 
terliegenden Ländereien, und es wird vielleicht herausgerechnet, der Morgen wirt 
50 oder 100 Thaler mehr werth, wenn er den Weberfluthungen und deren ol: 
gen nicht mehr ausgejegt if. Damit haben wir die zweite Summe. 


Nun, meine Herren, bin id der Meinung, daß ſolche Abſchätzungen nidt | 


allein äußerft fehwierig, fondern, ich möchte fagen, beinahe willfürlich find. Wird 
num der Hang aufgeforftet, fo find zwei Fälle denkbar: Die Aufforftung gelingt, 
e3 entfteht an dem Hange ein ftundenlanger Wald, der allen forftlihen Anfprüchen 


genügt; oder der andere Fall, daß die Kulturen nicht auflommen wollen; es wird : 
jahrelang, vielleicht durch 10 Jahre und länger, immer weiter und vergeblich nad: : 


geforftet. In dem erfteren Falle haben die Befiter des Berghanges möglicher: 
weife einen folchen Bortheil, daß fie durch die Aufforftung defjelben mwohlhabend 
werden; das werden fie vorwiegend auf Koften der Befiter der unterliegenden 
Ländereien. Ob die unterliegenden Ländereien im Taufe der Jahre, nachdem die Be- 
forftung des Hanges gelungen war, nun einen entjprechenden jährlichen Mehrertrag ge- 
ben, das ift mir mehr als zweifelhaft, und wenn der Wald erft größer wird, dann kom⸗ 
men durch Feuchtigkeit, durch Bejchattung vielleicht Verhältniffe zu Tage, Die den Er- 
trag der nächſtgelegenen unterliegenden Rändereien, deren Befitzer der Natur der Sache 
nad) am meiften zu den Koſten der Aufforftung beitragen mußten, im Durchfchnitt auf 
eine geringere Höhe bringen, als früher. Nun fünnen die Befiger der geführbeten 
Ländereien nicht einmal derelinguiren, fie müffen die Koften und Laſten der Auf- 
forftung auf fi nehmen und haben nicht die Gemwißheit, daß fie nach einer Reihe 
von Fahren dafiir entichädigt werden. Ich bin der Meinung, meine Herren, daß 
die Mißlichkeit der Werthſchätzungen qu. allein ſchon genügt, die Vorlage unan— 
nehmbar zu machen. 

Nun, meine Herren, erlauben Sie mir noch wenige Worte über das Ber- 
fahren. Es iſt mir fehr zweifelhaft, ob der Kreisausſchuß, fogenanntes Wald: 
Ihußgericht, in der Lage ift, den Anforderungen gerecht zu werden, welche der 
Entwurf an das Waldſchutzgericht ftellt. Daffelbe muß äußerft fehmwierige Fra— 
gen beantworten, die ohne ganz bedeutende techniſche Kenntniffe genügend zu be 
antworten nicht möglich find. Nun wird man mir einwenden, es fei nicht nöthig, 
daß der betreffende Kommiffar, der das Regulativ auszuarbeiten habe, Mitglied 
des Waldſchutzgerichts ſei; das Waldfchußgericht fei ja in der Lage, fich den 
beften Sachverſtändigen, den ganz Preußen und vielleicht das Ausland biete, zur 
Beantwortung befonders fehwieriger Fragen zu engagiren, ihn angemeffen zu ho- 
noriren und auf diefe Weife die Fragen zu enticheiden und das Regulativ ent: 
ſprechend ausarbeiten zu laffen. (Nufe: Zur Sade!) 

Präſident: Herr Abgeordneter, ich habe Sie bislang nicht unterbrechen 
wollen, weil Niemand „zur Sache“ gerufen hat, Sie haben jedoch längere Zeit 
über die Vertheilung der Koften gefprochen, das gehört zu den 88 4 bis 6, und 
jett jprechen Sie zu dem 8 6 u. ff., während der $ 2 lediglich von den Voraus: 
fegungen handelt und von den Fällen, unter denen die Unterlaffung von Waldan- 
lagen gefahrdrohend werden kann; ich muß alfo bitten, auf 8 2 zurückzukommen. 

Abgeordneter Pfafferott: Meine Herren! Ich komme zu dem 8 2 zurüßf 

(Heiterfeit.) 
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Ich hatte nur kurz fagen wollen, daß, wenn das Negulativ da fei — ge» 
nehmigen Sie die eine Bemerkung, Herr Präfident — es auch jehr daranf an- 
fomme, daß das Regulativ auch richtig ausgeführt werde. Ach muß die weitere 
Ausführung bier jet unterlaffen. 

Meine Herren, um kurz zu reſümiren, fo glaube ich, in den Fällen des $ 2 
d und e der Vorlage fünnen wir den Zweck des Entwurfs einfacher und zwed- 
entfprechender erreichen. Was die Fälle des 8 2 sub a und b der Vorlage an- 
langt, fo bin ich der Meinung, — ich wiederhofe e8 — daß nad diefer Richtung 
der Geſetzentwurf feine Refultate geben wird, wenn die Landespolizeibehörde nicht 
in großem Maßftabe und mit rüdfichtslofer Energie zur Schädigung der Pri- 
vaten uud der Privatrechte vorgeht. Im Hinblid auf dieje leßteren Fälle möchte 
ih glauben, e8 wäre das praftifchfte, daß der Staat, nachdem diefes Hohe Haus 
jährlich die entfprehende Summe bewilligt hat, alljährlich eine Mafje Dedländer 
ankauft, ſolches durch fein bewährtes Forfiperfonal aufforften und verwalten läßt. 
Hierdurch würde der Zweck auch hier ausgiebiger und entſprechender erreicht 
werden. 

Meine Herren, aus diefen Gründen erfuche ich Sie, den 8 2 abzulehnen. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten den $ 2 
anzunehmen, Daß gejegliche Beftimmungen für den hier vorliegenden Gegen- 
Hand nothwendig find, ift, glaube ich, im allgemeinen nicht zu bezweifeln. Es 
tan aber die Gefeßgebung auf zwei verjhiedenen Wegen vorgehen. Sie fann 
einen allgemeinen Grundfag ausfprechen oder aber die einzelnen Fälle felt- 
ftellen. Eine Vorlage der Königlichen Staatsregierung vom Jahre 1868 jchlug 
den erften Weg ein. Die damalige Gefeesporlage über Schutzwaldungen ftellte 
den Grundjag auf: wo ein dringendes Landeskulturintereffe vorliege, da folle zur 
Bildung von Schutwald vorgefchritten werden fünnen. Alfo die Bedingung be- 
ſtand nur in einem dringenden Landeskulturintereſſe. Ja, meine Herren, „Lan= 
desfulturinterefje” ift ein fehr allgemeiner Ausdrud. Der Staat hat das In—⸗ 
tereffe für die Bodenkultur allein. Das ift fein Grundjag, an welchen ſich jo 
wichtige einfchneidende Beftimmungen knüpfen laſſen, von welchen diefe Beſtimmun— 
gen abhängig gemacht werden dürfen. 

Ich habe damals in der Agrarfommiffion als Korreferent mich dagegen er- 
Härt und bin auch gegenwärtig der Meinung, daß auf diefem Wege, wie man 
den allgemeinen Grundjag auch faßt, das Richtige nicht erreicht werden kann, 
wenigftens nicht die nothwendige Sicherheit des Eigenthlimers. Man wird noth- 
wendig die einzelnen Fälle aufftellen müffen. 

Dies ift nun hier in der Regierungsvorlage gefhehen. Nun kann man ja 
allerdings Hinfichtlih der einzelnen Fälle verfchiedener Anficht fein, und gewiß 
die wichtigften Fälle find die zuerft gemeinten a, b, c. Auf die Litera d „wenn 
durch die Zerftörung eines Waldbeſtandes bei Flüffen die Gefahr einer Vermin- 
derung ihres MWafferfiandes eintritt“ ift praktiſch wohl fo viel Werth nicht zu 
legen; der Nachweis wird auch wohl oft ſchwer fein. Aber Fitera e „Gefahr 
der Wirkung des Windes in der Seenähe u. |. w.” kann wiederum fehr erheblich 
werden. 

Der erfte Sat fitera a „Gefährdung bon Sandländereien“ ift von großer 
, Bedeutung in Norddeutichland, im Norddeutihen Flachlande, wo ja Sandboden 
ſehr verbreitet if. Diejer Sandboden ift in älterer Zeit — dies gilt ingbefondere 
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von Haidgegenden — mit Holz, namentlich) Eichwald, beftanden geweſen, indeffen 
im Lauf der Jahre ift das Holz von diefen Flächen, die früher oft gemeine 
Weide bildeten, allmählich geſchwunden. Es heißt wohl, das ſei in Folge des 
dreißigjährigen Krieges gejchehen, indeifen, meine Herren, der Krieg verwüſtet 
zwar Häufer, allein Waldungen nicht; es ift Dies gejchehen in Folge der Ver— 
mehrung der Schafzudt, ſowie de3 Plaggen- und Haidhiebes. Das aber der 
Wald da, wo er kümmerlich gehalten wird, vielleicht ſchwindet, auf Sandlände- 
reien oft Gefahr droht durch Sandwehen, ift jedem befannt, der iiberhaupt den 
Gegenftand Tennt. Daß dagegen Vorſorge getroffen werden muß, ift vollftändig 
Har. Für das Berg- und Hügelland ift wiederum die Litera b wichtig. Es 
droht die Gefahr daraus, daß Berghänge ungzeitlg, unrichtig vom Waldbeftand 
entblößt werden, e8 muß bier befanntermweife mit großer Vorficht verfahren wer- 
den. In diefen Gegenden ift alfo hierauf großes Gewicht zu legen; daß ferner 
in manden Gegenden auch die natürlichen Waſſerzüge und Kanäle durch Wald- 
zerftörung leiden fünnen, das wird auch als richtig anzunehmen fein, — ich 
dies aus der Erfahrung weniger kenne. 

Ich glaube alſo, im allgemeinen rechtfertigen ſich die Beſtimmungen, die von 
der Staatsregierung in dieſem Paragraphen aufgeſtellt ſind; im ganzen ſind fie 
von der Kommiſſion angenommen, jedoch mit einigen Zuſätzen, welche den Eigen- 
thiimer noch mehr gegen Schaden fihern follen, namentlich) durch den Zujag am 
Schluß, daß der abzumendende Schaden ein größerer fein muß, als der aus der 
Einſchräukung des Eigenthums entftehende Nachtheil, 

Nun ift von dem Herrn Vorredner darauf hingewiejen, daß die Aufbringung 
der Koften etwas ſehr Schwieriges fein werde. Das kann unter manchen Umftänden 
richtig fein. Im Allgemeinen ift zu wünfchen, daß bei größeren Anlagen der 
bier in Frage ftehenden Art aus Staatsmitteln .erhebliche Beihilfen erfolgen 
werden, und ich glaube annehmen zu fünnen, daß dies auch in der Abficht der 
Königlichen Staatsregierung liegt, fomeit denn die verfügbaren Geldmittel reichen. 
Ich Halte dafür, daß eine Aufwendung in diefer Richtung eine fehr lohnende ift. 
Uebrigens möchte ich glauben, daß die Beftimmungen über die Koftentragung im 
Entwurf richtig aufgeftellt worden find, indem nämlich in dem folgenden Para- 
graphen darauf hingewieſen ift, daß zunächſt der Antragfteller die Koften tragen 
müffe, daneben derjenige, der außer dem Antragfteller den Vortheil hat, endlich 
aber auch derjenige, der Eigenthümer des gefahrbringenden Grunditids if, — 
das fcheint alles in fich völlig richtig zu fein; daß es in der Ausführung nicht 
ganz leicht ift, ift gewiß. Es wird hierbei ein gewiffes Ermeffen walten müſſen. 
Ein gewiffer Raum für Ermeffen ift nöthig, wie man die Beftimmung auch auf: 
ſtellt. Es muß daflir geforgt werden, ein Organ zu fchaffen, das eben dieſes 
Ermeffen angemeffen ausübt, richtig geltend macht, ein Organ, das der Sache 
nahe ftebt, ein Organ, "welches die Dinge Tennt, ein Organ aus der Selbfiver- 
waltung hervorgegangen. Das ift eben, wie man angenommen hat, der Kreis- 
ausihuß. Sch glaube, meine Herren, man kann ſich im Allgemeinen dabei be- 
ruhigen. Wenn namentlih der Eigenthiimer des gefahrbringenden Grundftiidg, 
um noch darauf zuriidzufonmen, auch noch zu den Koften beitragen foll, jo wird 
das unter manchen Umftänden. durchaus richtig fein. VBergegenwärtigen Sie 
fih) zum Beifpiel, meine Herren, eine Sandfläcdhe, die eben in Sandwehen fich 
aufzulöfen droht, ſchwach beftanden oder aud nicht beftanden if. Es wird mit 
verhältnigmäßig großen Koften ein Kiefernwald darauf angebaut, der Tann, wenn 
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auch erft im Laufe der Jahre, doch dem Eigenthümer Gewinn bringen, vielleicht, 
wenn die Fläche bedeutend ift und der Boden fich befeftigt hat, einen bedeuten- 
den Gewinn. Daß der Eigenthümer zu den Koften beitragen fol, liegt in der 
Natur der Sache. 

Präſident: Der Abgenordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ich habe zu 8 2 einen Berbeffe- 
rungsantrag geftellt, in dem Abſatz 1 hinter den Worten: „ausgefetzt find, kann“ 
einzufügen: „im öffentlichen Intereſſe.“ 

Der Gegenftand ift bereits von dem erften Herrn Redner erwähnt und be- 
handelt worden. Mein Antrag ift nicht neu, er ift in der Kommiſſion zuerft 
nicht von mir, fondern von einem anderen Herrn, den ich leider nicht hier ſehe, 
von dem Abgeordneten Braun geftellt, während ein ähnlicher Antrag, geftellt von 
den Abgeordneten v. Löper-Löpersdorf, wie Sie auf Seite 6 des Berichts jehen, 
bier einſchieben wollte: „und dadurch ein überwiegendes Landeskulturintereſſe ge- 
fährdet wird.” Daß diefe Anträge in der Kommiffion nicht durchgingen, war 
ein reiner Zufall; der eine ift mit Stimmengleichheit abgelehnt, und zwar nur 
dadurch, daß ein beftimmtes Mitglied — ich weiß genau, denn ich war e8 felbft 
— dagegen ftimmte, weil e8 glaubte, der andere Antrag würde eher durchgehen. 
Ein erhebliches Bedenken gegen diefe Einjhiebung kann meines Erachtens faum 
herausgefunden werden; es ift Seitens der Staatsregierung allerdings wider: 
ſprochen worden, objchon dabei, wie Sie auch auf Seite 6 des Bericht8 leſen fünnen, 
. im Allgemeinen vorausgejegt ift, „daß das öffentliche Intereffe konkurrire, jobald 
. Gefährdungen der Landeskultur durch Entwaldung herbeigeführt würden oder 
bevorftänden.“ 

Das weitere Bedenken nun, daß, wenn man einmal eine Spezialfirung zu— 
läßt, man dann nicht vom öffentlichen Intereſſe ſprechen kann, halte ich nicht 
für gerechtfertigt. Die Kommiffion hat die einzelnen Punkte, wie fie vorliegen, 
angenommen, obſchon bei einzelnen fich recht erhebliche Bedenken geltend machen, 
52. zu e, wo Wälder zu Schugmwälder erklärt werden fünnen, wenn durd) Ber- 
ſtörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in der Seenähe benachbarte 
Feldfluren und Ortichaften den nachtheiligen Einwirkungen der Winde in erheb- 
lichem Grade ausgefegt find. Diefe Nummer ift in der Kommiffion auch, troß- 
dem diefelbe gewiß feinen prinzipiellen Gegner der Schutzwaldungen enthielt, nur 
mit einer Stimme Majorität angenommen worden, wie Sie aus dem Bericht 
erjehen können. Nun, meine Herren, fage ih, ‚wenn wirklich in diefem Yalle 
ein Zandesfulturintereffe oder ein öffentliches Intereſſe vorliegt, jo muß meines 
Erachtens die entjcheidende Behörde, alfo das Verwaltungsgericht, dies in den 
verſchiedenen Inſtanzen ausdrüdlich ausſprechen, und es muß im Gejete ftehen, 
damit nicht aus Irrthum ein Waldſchutzgericht annimmt, daß, wenn es ſich wirf- 
lich um reine Privatintereffen handelt, auch da ſchon ein öffentliches Intereſſe 
vorliegt, denn ſelbſt ſolche Fälle, wo es ſich um Heinliche Privatintereffen handelt, 
men vorfommen; flir Jeden, der den Paragraphen genau anfleht, kann dies 
feinem Zweifel unterliegen. Ich wünſche aljo, daß das Verwaltungsgericht aus⸗ 
drücklich fi darliber äußert, und in jedem Falle zu unterfuchen hat, ob hier 
innerhalb des Rahmens, den die Nummern a bis e angeben, Thatjachen vor- 
liegen, aus welchen in dem einzelnen Falle ein öffentliches Intereffe erfennbar 
fl. Dies können Sie nur ausdrüden, wenn Sie ein Amendement - annehmen, 
wie ich e3 geftellt habe. Ich will mich der meiteren Begründung des Antrages 
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enthalten, indem ja von den beiden Herren Vorrednern hervorgehoben ift, daß 
e3 ſich hier wahrſcheinlich um wichtige, in das Privateigenthum einjchneidende 
Beftimmungen handelt. Wenn diefe im Intereſſe des Staates für nothmendig 
gefunden werden, fo glaube ich, muß man aber doch mindeftens Fürſorge treffen, 
daß fie nicht durch eine falſche Auffaffung der Gefege viel zu, weit ausgedehnt 
werden fünnten. 

Präſident: Der Herr Minifter für die Landwirthichaft hat das Wort. 

Minifter der Iandwirthfchaftlihen Angelegendheiteu Dr. Sriedenthal: Dem 
erften Heren Redner will ih nur Weniges erwidern, um nicht in die General- 
diskuſſion zurückzufallen. Derjelbe hat mit Recht aus meinen einleitenden Be- 
merfungen bei der erften Lefung die Ausführung citirt, wonach ich zugebe, daß 
es zweifelhaft fein fünne, ob dieſes Gefe mweittragende Wirkungen, in der Rich— 
tung der Erhaltung des Maldbeftandes ausüben werde. In der That find Diefe 
Zweifel nicht ungeredtfertigt. Daraus folgt aber etwas Anderes ald das, was 
der Herr Nedner daraus gefolgert hat. Es folgt daraus, daß dieſes Gejeg nur 
als ein erfter Schritt auf dem Wege gelten kann, den Wald im öffentlichen 
Sntereffe zu fonferviren, und daß, wenn diefer Echritt nicht zum Ziele führen 
follte, die Gefeßgebnng vorausfichtlich ſich genöthigt jehen wird, weitere Schritte 
zu thun, Schritte, die tiefer eingreifen in das Privateigenthum, die größere Be— 
ſchränkungen der Berfüigungsfreiheit der Einzelnen mit ſich bringen. Ich meine, 
meine Herren, daß, wenn der Nachſatz des erften Herrn Redners richtig ift, näm⸗ 
lich, daß er diejem erften Schritte feine Zuftimmung geben zu können nicht glaubt, 
weil zu ftarfe Beichränfungen des PrivateigenthHums fih an denjelben knüpfen, 
dann gewiß die Auffafjung nicht zutreffend ift, wonach er weitergehende Diaß- 
regeln mwünjcht, Die natürlich auch weitergehende Beichränfungen der Verfügungg- 
freiheit zur Folge haben müffen. Ich frage Cie, meine Herren, wenn die Staat3- 
regierung den Vorſchlag des erften Herrn Redners in einen Geſetzentwurf ge- 
Heidet hätte, den ganzen Waldbeftand unferes Staates ſichten zu laffen, zn unter- 
juchen, wo Wälder find, an deren Beftande ein öffeutliches Intereffe in höherem 
oder geringerem Maße obwaltet, und wenn dann die Staatsregierung von Ihnen 
die Vollmacht gefordert hätte, alle diefe Wälder unter behördlihe Auffiht zu 
ftellen, würde fie wohl bei Ihnen bereitwilliges Entgegenfommen gefunden haben, 
oder wiirde nicht gerade von Seiten der näheren Freunde des Herrn Redners 
darin eine unmäßige Stärkung der Machtvollkommenheit des Staates, eine un- 
gehörige Einmifhung des letzteren in Privatverhältniffe gefunden morden fein? 
Ich kann nicht annehmen, daß diefer Weg ficherer zum Ziele geführt hätte, als 
die befcheideneren Forderungen, welche in diefem Gejege niedergelegt find, und 
ich meine deshalb, daß den Einwendungen des erften Herrn Nedners ein gar zu 
großes Gewicht nicht wird beigelegt werden fünnen. 

Was den Antrag des Herrn Abgeordneten Parifius betrifft, fo ift der Ge⸗ 
danke, der in dieſem Antrage ausgedrüct ift, wie auch die Herren Kommiffarien 
bei der Kommiffiosberathung anerfannten, fein unrichtiger. Troß deſſen glaube 
ih, daß diefer Gedanke nicht in die gejeßgeberifche Formel gehört, es ift vielmehr 
ein gefeßßgeberifches Motiv, feine Dispofition. Der Grund, aus dem das 
Gejet im beftimmt bezeichneten Fällen eine Beſchränkung des Privateigenthums 
mit fich führt, ift das öffentliche Intereſſe, welches in diefen einzelnen Fällen vorhanden 
ift, und der Geſetzgeber hat diefe Fälle Tonftruirt nach dem Kriterium des öffent- 
lichen Intereſſes. Das lettere kann ein unmittelbares oder mittelbares fein. Es 
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kann ein unmittelbares fein, wo der Staat als Gejammtheit betheiligt ift, oder 
ein mittelbares, wo Angehörige des Staates in ihren Rechten verkürzt würden, 
wo Gefahren fir Angehörige des Stgates entitehen durch Zerftörung beziehent- 
ih Nichtvorhandenfein von Waldfireden. In diefem Sinne bat man ſich bemüht, 
beftimmte Kategorien von Fällen in dem Gejege niederzulegen, um hierdurch 
eine fichere Richtſchnur fiir die entjcheidende Behörde, für das Verwaltungsge— 
richt, zu geben. Ich, meine Herren, erblide hierin einen befonderen Vorzug 
diefes Gefeges, und ich meine, daß frühere Vorlagen gerade deshalb gefcheitert 
find, weil, wie ſchon der Herr Abgeordnete Bening hervorgehoben hat und wie 
dies in dem Berichte der Kommilfion des Abgeordnnetenhaufes von 1868 aus- 
drücklich angeführt ift, man dort nur ſich auf ſolche allgemeine Beichreibungen, 
wie öffentliches Intereſſe, Landeskulturintereffe und dergleichen bejchränft Hatte. 
Nehmen Sie nad) dem Antrage des Herrn Abgeordneten Parifius das öffentliche 
Intereſſe wieder in die gejeßgeberifche Formel auf, jo zwingen Sie den entjchei- 
denden Richter in jedem einzelnen Falle nach diefem allgemeinen Kriterium zu 
urtheilen, und ich behaupte, das ift eine Aufgabe, die der entjcheidende Nichter 
nicht mit Sicherheit erfüllen kann, weil es ihm an den erforderlichen charakteri- 
ftiihen Merkmalen fehlen würde Sie rufen einen ferneren Nachtheil hervor, 
indem Sie die Parteien gewiffermaßen provoziren, ebenfall3 das VBorhandenfein 
des öffentlichen Intereffes zum Gegenftande ihrer Plaidoyers zu machen, während 
auch hierzu die notwendigen Vorausfegungeun fehlen. Sie würden endlich nad) 
meinem Dafürhalten praktiſch wenig erreichen, denn jeder Richter würde nad 
feiner individuellen Anſchauung vom öffentlihen Intereffe in jedem einzelnen 
Falle ein folches finden fünnen. Der Herr Abgeordnete Parifius hat das in feiner 
Deduftion auch gemwiffermaßen gefühlt; er fagt: e8 fol nicht reines Privatin- 
tereffe obwalten, es jollen nit kleinliche Intereſſen als öffentliche behandelt 
werden. zn der Unbeftimmtheit diefer Ausdrücke läßt fich erkennen, dag es ihm 
nicht gelungen ift, in jcharfer Weiſe die Begriffsbeftimmung deffen, was er aus- 
ſchließen will, zu firiren, wie dies doch nöthig wäre. Das, meine Herren, wird 
der Richter viel beffer an der Hand der gejegeberifchen Konftruftion der Fälle 
des $ 2, ald an der Hand allgemeiner Beftimmung zu thun vermögen, und des— 
halb bitte ih Sie, dem Antrage Ihre Zuftinnnung nicht zu geben. 

Präfident: Der Abgeordnete Schlieper hat das Wort. 

Abgeordneter Schlieper: Meine Herren! In dem Berichte der Kommiſſion 
finde ich zu dem 8 2 die Bemerkung: 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommifftion wurde die Streihung der 
Alinea c und d der Vorlage beantragt. Es jet — jo wurde ausgeführt 
— faum möglich zu beftimmen, welchen Einfluß überhaupt die Bewaldung 
der Ouellgebiete auf den Wafferreihthum der Flüffe übe; man dürfe fo- 
genannten wiffenfchaftlichen Unterjuchungen nicht unbedingtes Vertrauen 
ſchenken. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, dieſen wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen 
etwas auf Erfahrungen Beruhendes in wenigen Worten gegenüberzuſtellen. In 
meiner Heimathprovinz Weſtfalen, wenigſtens in den ſüdlichen und weſtlichen 
Theilen derſelben, ſowie in den angrenzenden Kreiſen der Rheinprovinz iſt die 
Waſſerkraft der Gebirgsbäche für gewerbliche Zwecke bis zum Aeußerſten ausge— 
nutzt. Kaum findet ſich dort irgendwo ein nutzbares Gefälle, das nicht das 
Waſſerrad eines Polirwerkes, einer Schauerrolle, einer Drahtzieherei, einer Me: 
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talldreherei, oder fo etwas in Bewegung fest; fie ift aljo vollftändig ausgenukt. 
Wenn nun von den Taufenden der Arbeiter, die auf diefen gewerblichen Yufti- 
tuten bejchäftigt find, bejonders die älteren Ihnen fagen, daß fie feit längeren 
Sahren die Beobachtung machen, der mittlere und beftändige Wafferftand der 
Bäche nimmt ab, fobald in deren Duell- oder Flußgebiet mit den dort vorhan- 
denen Waldungen unwirthſchaftlich und unvernünftig gewirthichaftet wird, wenn 
Ihnen diefelben LXeute ferner jagen, und es Ihnen aus alten Schicht- und Lohn⸗ 
büchern nachweifen fünnen, daß der Waflerftand derjenigen Bäche, deren Wal- 
dungen geſchützt find, fei es, daß fie entweder im Beſitz von Gemeinden oder 
größeren Gutsbefigern find, die wirthichaftlich verfahren, daß der Beſtand folcher 
Bäche nicht allein fich nicht verjchlechtert, fondern meiftens noch gebefjert habe, 
dann meine ih, meine Herren, ift das doch auch ein Beweis, der, wenn aud) 
nicht in der Wiffenfchaft, Doch durch die Erfahrung begründet ift, der man un— 
bedingt Vertrauen ſchenken darf. Ich bitte Sie, meine Herren, geben Sie dieſem 
Abſatz, wie überhaupt dem ganzen Paragraphen, Ihre Zuftimmung. Ich be- 
trachte es meinerſeits nicht als Eingriff in das Eigenthumsrecht, fondern es wird 
ja der Holzbeftand feiner Zeit durch eine vernüftige Bewirthichaftung eine größere 
Einnahmequelle für den Befizer gewähren, als jet. 

Präftdent: Es ift niemand weiter zum Wort gemeldet; die Diskuſſion ift 
geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geſtatten Sie 
mir zunächſt eine perſönliche Bitte. Es iſt mir in Folge einer ſtarken Erkältung 
nicht möglih, mit der fonft gewohnten Kraft der Stimme zu ſprechen. Wenn 
Sie meinen Danf erwerben wollen, jo bitte ih um etwas Ruhe; ich werde Ihre 
Anerkennung mir dadurch zu erwerben fuchen, daß ich jo wenig wie irgend 
möglich rede. Sch glaube, bei diefem Pakt werden fich beide Theile gut ftehen. 

Meine Herren, der 8 2 giebt Ihnen die grundlegende Begriffsbeſtimmung 
der Schutzwaldungen und fchließt ſich unmittelbar an eine große Bewegung, Die 
feit vielen Jahren alle Kreife der bürgerlichen Gefellichaft, die ſich überhaupt für 
Landeskultur intereffiren und zu erwärmen vermögen, durchdrungen hat. In dem 
Augenblid, wo wir an die Formulirung eines Geſetzentwurfs herantreten, der 
diefem längft gefühlten, und wie ich glaube Tonftatiren zu dürfen, allgemein an- 
erfannten Bedürfnig Rechnung tragen foll, finden wir, daß Schwierigkeiten iiber 
Schwierigkeiten emportauchen, und ich glaube, wir müffen zu dem Entſchluß 
fommen, mit einem gewiffen politifden Muthe, meine Herren, in diefen Dingen 
unjere Entfehließung zu fallen. Es ift ja in der Kommiſſion das fpezififch juri- 
ftifche Bedenken gegen diefes und jenes zu reichlichem Ausdrud gelangt, freilich 
waren in der Kommiffion — dies hat der Herr Kollege PBarifius mit Recht her- 
vorgehoben — recht warme ‚Freunde der Schußwaldungen, aber er wird mir 
zugeben, e8 waren in der Kommiffion auch recht warme Freunde der minutiöfen 
juriftifchen Betrachtungen diefer Dinge. Beides wollte nicht immer fo ganz zu- 
fammen flimmen, und der Bericht giebt Ihnen ja einigen Aufihluß über die 
Schwierigkeiten, die durch die Kollifion beider Richtungen uns erwachſen find. 

Zu dieſem Paragraphen liegt Ihnen nur ein einziger Antrag vor; es fol 
das Öffentliche Intereſſe, aus deffen Pflege die Gejetbeftimmung bervorfließt, aus⸗ 
drüdlih in dem Gefee benannt und der Richter alfo darauf hingewiejen werden, 
daß, wenn er iiber diefe Dinge entfcheidet, er nur entfcheidet auf dem Grunde 
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des öffentlichen Intreffes in Berückſichtigung diefes Intereſſes felbf. Die Gründe, 
warum ein folder Zufag nicht nothwendig if, meine Herren, find Ihnen wieder- 
holt entwidelt worden, auch der Bericht enthält die Gründe; warum ein folcher 
Zufag fhädli und verwirrend wirken kann, weil er Dinge nebeneinander ftellt, 
die nicht gut nebeneinander geftellt werden können, ift auch heute bier zur Sprache 
gefommen. Ich möchte die eine Bitte an Sie richten, meine Herren: denken Sie 
daran, daß diefer Gejegentwurf viele traurige Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, die Ihnen jeder fpezifiziren Tann, der fi) um diefe Dinge bekiimmert bat, 
bejeitigen will; denfen Sie daran, daß das Eigenthum doch unter allen Umftänden 
nur da feinen Werth und feine Bedeutung hat, wo die öffentliche Ordnung als 
ein viel höheres Prinzip fiber ihm fteht. 

Beſitzen Sie den politiihen Muth, meine Herren, ein Gefje zu” machen, 
welches, ohne fih in die Tiefen der Spigfindigfeit nach diefer oder jener Seite 
hin zu verlieren, großen volkswirthſchaftlichen und wirtbichaftspolitiihen Fragen 
eine endgültige und für die Landesfultur wohlthätige Geftaltung geben ſoll, und 
auf Grund diefer Betrachtung, meine Herren, bitte ih Sie, nehmen Sie in der 
Kommijfionsfaffung den 8 2 an. 

Präfldent: Wir werden abftimmen zunächſt eventuell iiber den Vorjchlag 
Parifinz und dann iiber den Paragraphen. 

Ich erfuche aljo Diejenigen’ von Ihnen, welche in Gemäßheit des Antrages 
Parifius nach dem erften Abfat Hinter dem Worte: „ausgefegt find, kann“ ein- 
fügen wollen die Worte: „im öffentlichen Intereſſe“ aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit, der Antrag Parifius ift abgelehnt. 

Ich bringe den 8 2 zur Abftimmung und erjuche diejenigen Herren, welche 
denjelben nad) dem Kommiffionsvorichlage annehmen wollen, aufzuftehen. (Ge- 
ſchieht.) 

Es iſt die Majorität: der $ 2 iſt angenommen. 

Ich eröffne die Diskufftion über den $ 3. Es ift Niemand zum Wort ge- 
meldet; ich fchließe die Diskuffton und konftatire die Annahme des Paragraphen 
ohne formelle Abftimmung. 

Beim $ 4 hat der Abgeordnete Dr. Naffe das Wort. 

Abgeordneter Dr. Naffe: Meine Herren! Die Kommiffion hat an diefem 
Paragraphen eine Aenderung vorgenommen, von der ich glaube, daß fie nicht 
ohne Widerſpruch aus diefer Berfammlung bleiben darf. Die Staatsregierung 
ſchlug vor, eine Entfehädigung für jene Grundftüde, die zu Schugmwaldungen 
erflärt werden, in dem Falle zu gewähren, daß der Neinertrag, welcher bisher 
aus diefem Grundftüde gezogen ift, gejcehmälert werde. Die Kommilfion dagegen 
will eine Entfhädigung zum vollen Werthe, aljo auch für den Schaden der da- 
durch entfteht, daß der Eigenthlimer an einer anderweitigen Benugung feines 
Grundſtückes, die ihm einen höheren Vortheil als die bisherige gewährt, verhin- 
dert wird. Es Handelt fich dabei namentlich um die Möglichkeit einer Ausrodung 
des Waldes. Diefe Ausrodung des Waldes wird durch Erklärung zur Schuß- 
waldung gehindert, und eine ſolche Rodung Tann unter folden Umftänden dem 
Eigenthümer hindern, an einer vortheilhaften Ausbeutung des Grundftüdes. Des- 
halb glaubt die Kommiffion, daß für diefe Unterfagung der vortheilhafteren Nutzung 
eine Entihädigung gewährt werden fol. Die Kommiffion Hat dabei überſehen, 
daß es ſich in diefem Yale um Unterfagung folder Benutungen handelt, die 
gemeinſchädlich find, die den Nachbarn und möglicherweife auch im weiteren Kreife 
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einen Schaden verurfadhen. Das Eigenthumsrecht, meine Herreu, fchließt feines- 
wegs ein unbedingtes Gebrauchsrecht des Eigenthums in fich, fondern es bleibt 
dem Staate das Recht und die Pflicht, den Eigenthümer daran zu hindern, daß 
er einen gemeinſchädlichen Gebrauch von feinem Eigenthume macht. Das gefchieht 
in zahlreichen Yällen- ſchon jetzt dur) den Staat; der Staat ſchließt ungejunde 
Wohnungen in der Stadt ohne jede Entihädigung des Eigenthiimers, wenn die 
Sefundheitspolizeit das verlangt, und der Staat hat ebenfo das Recht, eine Ent- 
waldung zu hindern, wenn diefe Entwaldung anderen Grundftüden wejentlichen 
Schaden zufügt. Denken Sie fih einfach den Fall, daß irgend ein Wald auf 
ſchlechtem, unfruchtbarem Sandboden eriftirt, der fi, wie es Häufig vorkommt, 
mit 2 oder 21/2 Prozent bei regelmäßiger Nutung rentirt. Wenn in diefem Fall 
der Holzbeftand rafch gefällt utd das Kapital herausgezogen wird, was namentlich 
bei günftiger Konjunktur der Holzpreife leicht möglich ift, jo fan der Eigenthümer 
das Kapital, welches er herausgezogen hat, zu 5 oder Al/g Prozent auf eine an- 
dere Weiſe benuten. Nach der Meinung der Kommiffion muß diefer Werth dem 
Eigenthiimer alfo erfegt werden, den er durch plögliche Entwaldung eines Grund- 
ſtückes, welches fich fchlecht als Wald rentirt, realifiren kann. Nun wird es in 
jehr vielen Fällen vorkommen, daß ein ſolches Grundftüd, wie es in den öftlichen 
Provinzen der Monarchie oft geſchehen ift, wenn diefe Entwaldung vorgenommen 
wird, fich in reinen Flugſand verwandelt, der den benachbarten Grundftüden 
nachtHeilig ift und weit hinaus eine fulturfhädliche Wirkung hat. Nach der Mei- 
nung der Kommiſſion muß dieſer Eigenthümer alfo entſchädigt werden dafür, 
daß er diefen gemeinfhädlichen Gebrauch nicht macht. Meine Herren, wohin 
fommen wir, wenn wir den Grundfaß aufftellen, daß der Eigenthümer entfchädigt 
werden muß, wenn er verhindert wird, von feinem Eigenthum einen Gebraud) 
zu machen, der feinen Nachbarn und der Landesfultur ſchädlich und nachtheilig 
it. Ich glaube, daß eine folche Theorie, wenn fie in unferer Gefeßgebung ſich 
verbreitete, der Achtung des Eigenthums nicht gerade förderlich fein würde; in- 
deſſen, nad der Stimmung, wie ich fie glaube im Haufe beobachtet zu haben, 
möchte ich einen Antrag auf Wiederherftellung der Regierungsporlage nicht ftellen. 
Ich lege ein jo großes Gewicht auf das Zuftandefommen diefes Geſetzes, daß ich 
jede Aenderung der Kommifftion, von der ich glaube, daß fie dem Gefehe eine 
größere Majorität fihert, annehme. Aus diefem Grunde verzichte ich, weitere 
Anträge zu ftellen, weil ich glaube, daß diefe Kommiffionsvorlage, obwohl ich 
diefe Bedenken gegen fie hege, doch mehr Ausficht hat, dem Gefegentwurf die Ma- 
jorität zu fichern, als die urjprünglich von der Regierung beabfichtigte Faſſung. 
Prafident;: Der Abgeordnete dv. Benda hat das Wort. 


Abgeordneter v. Benda: Meine Herren! Nad) den Testen Erklärungen des 
Heren Vorrednerd kann ich mich auf die Bemerkung bejchränten, daß ich glaube, 
daß die Annahme der Kommiffionsvorlage mancherlei entgegengefegte Bedenken 
bejeitigen wird, melche ſich beziehen auf die Befürchtung, daß das Privateigen- 
thum zu jehr beſchränkt werden könne. Die Kreisausfchußgerichte werden dafür 
forgen, daß die Bäume auf diefem Gebiete nicht in den Himmel wachſen und 


ic bitte Sie daher im Intereffe des Geſetzes, den Kommiffionsvorfchlag anzu- 
nehmen. 


Prafident: Die Diskuffton über $ 4 ift gefchloffen. 
Der Herr Berichterftatter verzichtet. 
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Ih bringe den $ 4 zur Abftiimmung und erfuche diejenigen Herren, welche 
gegen den Paragraphen ftimmen wollen, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Der Paragraph ift angenommen. 

Zu den SS 5 und 6 ift Niemand zum Wort gemeldet; die Diskuffion über 
beide Paragraphen ift gefchloffen und diefelben find ohne formelle Abftimmung 
angenommen. 

Bei 87 Liegt ein handichriftlicher Antrag vor von den Abgeordneten Parifius, 
Windthorft (Bielefeld) und Brüggemann. 

Ich bitte den Antrag zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 

a. den erften Sat des erften Abfatzes des $ 7 dahin abzuändern: 

Der Kreisausihuß, in den Hohenzollernihen Landen der Amtsaus- 

ſchuß, hat 

1) vorbehaltlich der Berufung in dem für das Vermwaltungsftreit- 
verfahren vorgefehenen Inſtanzenzug die endgültige Entſcheidung 
darüber, ob und welche Maßregeln in dem einzelnen Falle an- 
zuordnen find, 

2) vorbehaltlich der Beſchreitung des ordentlichen Rechtsweges die 
vorläufige Entjeheiduug über Entfehädigung und Koften 

zu treffen. 

b. im zweiten Abjat des $ 7 hinter 
„gegen die Entjcheidung deffelben“ 

einzufügen: 
„in dem Fall zu 1”; 

c. zwiichen das erfte und zweite Alinea folgendes Alinea einzufchieben: 
„Hinfichtlich des Rechtsweges über Entſchädigung und Koften finden 
die Borjchriften des 8 30 des Geſetzes über die Enteignung von 
Grundeigentbum vom 11. Juni 1874 entiprechende Anwendung.“ 

Präfident: Ich will, um Mißverftändniffe zu vermeiden, noch Harftellen, 
daß wir foeben ohne Abftimmung angenommen haben die Paragraphen, die in 
der Zufammenftellung mit 5 und 5a bezeichnet find, während der urfprüngliche 
8 6 weggefallen ift. 

Der Abgeordnete PBarifius hat in der Diskuffion über S 7 und das foeben 
verlefene Amendement das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Das Bedenfen, was vorhin 
der Abgeordnete Dr. Naffe ausgefprochen hat, dem meines Erachtens mit vollem 
Rechte der Abgerrdnete von Benda gegenübertritt, fommt bier in umgelehrter 
Weife durch den Antrag, den ich mit mehreren Freunden geftellt habe, zum Aus— 
drud. Sie fünnen aus dem Kommiffionsberichte jehen, daß große Bedenken in 
der Kommiffion darüber obwalteten, ob eg möglich ift, die definitive Entfcheidung 
über eine Entſchädigung, welche dem Befiter des gefährdeten Grundftüdes, jei 
es von dem Antragfteller, fei e8 von Eigenthümern der gefährdeten Grundſtücke 
zu leiften ift, feftzuftellen durch PVerwaltungsgerichtee Meine Herren, damit wird 
ein vollkommen neues Princip in unfere ganze Verwaltungsgerichtsgejetgebung 
gebracht, wenn wir Entfhädigungsflagen über Mein und Dein der Privatper- 
jonen entjcheiden laffen von Verwaltungsgerichten. In dem Kommiffionsbericht 
finden Sie mehrere Seiten lange Ausführungen darüber, und in der Hoffnung, 


— 18 — 


daß Sie den Kommiffionsbericht gelefen Haben, kann ich mich weſentlich nur 
darauf berufen. Es ift dort auch geltend gemacht, gewiß auch mit Recht, daß 
es bedenklich erfcheint, den Kreisausfhuß in die Tage zu bringen, derartige Re— 
gelungen überhaupt nicht zu einem angemeffenen Abſchluß zu flihren, weil fte 
fein Anſehen ſchmälern müſſen. Ich glaube, daß dieſes Bedenken fich dadurd 
noch erheblicher heransftellt, als das hier Borgefchlagene vollfommen entgegen 
ift den Beftimmungen des Enteignungsgefeges, welches nach fehr forgfältigen 
Berathungen bier im Abgeordnetenhaufe erft vor faum einem Zahre beichloffen 
ift. Nach dem Gejet über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
fann das GrumdeigenthHum nur aus Gründen des öffentlichen Wohls, fiir Unter- 
nehmen 2c., deren Ausführung die Ausübung des Enteignungsrechtes erfordert, 
gegen vollftändige Entjhädigung entzogen oder befhränft werden. Die volle 
Entihädigung bat die Kommijfion in das vorliegende Geſetz hineingebracht, ent- 
gegen der Anjchauung des Herrn Abgeordneten Naffe, der fich zu meiner Ber- 
wunderung zu der Behauptung verftieg: wohin fommen wir, wenn wir einen 
Eigenthiimer verhindern, von feinem Eigentum einen Gebrauch zu machen, der 
fhadlich ift, und der das Beifpiel nahm, wenn Jemand einen Wald herunter- 
fchlägt, der auf Sandboden gewachſen ift, von dem nachher der Sand auf die 
benachbarten Fluren fliegen könnte. Ich ſage: wohin fommen wir, wenn bei 
uns in Preußen die Landesvertretung derartige Grundſätze durch ein Geſetz zur 
Ausführung brachte? Ich Hoffe nicht, dag ein Zeitpunkt fommen wird, wo die 
Landesvertretung den Wünſchen des Herrn Abgeordneten Naffe nachgiebt; ich 
wäre der Meinung, daß wir dann zu höchft wunderbaren, ich kann eg nicht an- 
ders ausdrüden als fommuniftifchen, Anjchauungen über das Privateigenthum 
gelangten, die, Gott fei Dank, bei ung in Preußen bisher doch nur in fehr ver- 
einzelten Klafjen vertreten find. 

Nun, meine Herren, wir meinen, daß der Grundfaß, den das Enteignungs- 
recht feftftellt, daß über eine Entſchädigung in Enteignungsfällen die endgültige 
Entjheidung nur im ordentlihen Rechtswege erfolgen kann, viel zu wichtig if, 

als daß wir hier davon abgehen fünnten. Der von uns geftellte Antrag ift in 
der Kommiffion in der zweiten Leſung wejentli in gleicher Faſſung geftellt 
worden, nachdem in der erften Leſung ähnliche Anträge bereit3 verworfen waren. 
Nach dieſem Antrage joll die endgültige Entſcheidung darüber, ob und melche 
Maßregeln in den einzelnen Fällen anzuordnen find, lediglich den Verwaltungs⸗ 
gerichten verbleiben, aljo darliber auch die Berufung an die höhern Berwaltungs- 
gerichte der verfchiedenen Inſtanzen zuläffig fein; mit diefer Frage ſoll aljo das 
ordentliche Gericht gar nichts zu thun haben. Dahingegen ſoll die vorläufige 
Entſcheidung über die Entfehädigung und die Koften —- nämlich die Beitrags- 
foften zu den verfchiedenen Schugmaßregeln — der Kreisausſchuß, reipeftive das 
Waldſchutzgericht zu treffen haben, natürlich ohne Befchreitung einer Berufung 
an das höhere Verwaltungsgeriht. Diefe vorläufige Entſcheidung foll aber nicht 
ausjchliegen die Beichreitung des ordentlichen Rechtsweges über Entſchädigung 
und Koften. Wenn dagegen der Antrag, der leider Ihnen noch nicht gedrudt 
vorliegt (e8 wurde mir vor einer halben Stunde gejagt, daß die Druderemplare 
jeden Augenblid aus der Druderei erwartet wirden) angenommen und danach 
der erfte Abſatz geändert wird, jo bedingt das, daß fie in dem zweiten Abjat 
deffelben Paragraphen hinter „gegen die Entfcheidung deſſelben“ einfügen „im 
Fall ad 1,” nämlih die Berufung in dem Falle, wo eine Berufung an die 
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höheren Berwaltungsgerichte vorher zugelaffen if. Dann weiter foll gleich Hinter 
dem erften ein zweiter Abjag eingefchoben werden: „Hinfichtlich des Rechtsweges 
über Entfhädigung und Koften finden die Borfchriften des 8 30 über Enteignung 
von Grundeigentbum vom 11. Juni 1874 entfpreddende Anwendung.“ Diefer 
Paragraph fagt: 
Gegen die Entjcheitung der Regierung fteht ſowohl dem Unternehmer als 
den übrigen Betheiligten innerhalb ſechs Monaten nach Zuftellung des 
Negierungsbeichluffes die Bejchreitung des Nechtsmeges zu. Ein Streit 
iiber das Antheilsverhältniß eines Nebenberedhtigten an der für das Eigen- 
thum feftgeftellten Entihädigungsfumme ift lediglich zwifchen dem Neben- 
berechtigten und dem Eigenthümer auszutragen. 

Eines vorgängigen Sühneverſuchs bedarf e8 nicht. 

Zuftändig ift das Gericht, in deſſen Bezirk das betreffende Grundftüd 
belegen ift. 

Sind die Partheien iiber die Sachverſtändigen nicht einig, fo ernennt 
das Gericht diejelben. Wird von dem Unternehmer auf richterliche Ent» 
ſcheidung angetragen, fo fallen ihm jedenfalls die Koften der erften Inſtanz 
zur Laft. 

Meine Herren, diefer Paragraph kann nur finngemäß oder, wie wir jagen, 
entipredend angewendet werden. Wir verhehlen uns nicht, daß wenn Sie un- 
jerem Antrage folgen, dann in den jpäteren Paragraphen des Gejetzes kleine 
Aenderungen noch nothwendig werden, e8 würde aber nur zu einer Verwirrung 
geführt haben, wenn wir diefe Heinen Aendernngen Ihnen ſammt und fonders 
wieder mit vorfchlügen. Dazu würde für die dritte Lefung noch reichlich Zeit fein. 


Ich bitte Sie alfo dringend, den Antrag in der von uns geftellten Faſſung 
anzunehmen. 


Präafident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 


. Abgeordneter Dr. Bening: Ich möchte bitten, diefen Antrag abzulehnen. 
Zunächſt bemerfe ich, die Analogie des Enteiguungsgefetes paßt hier nicht; dort 
find die Berwaltungsbehörden thätig, es ift daher etwas Natürliches, daß da ein 
Borbehalt in Bezug auf gewiffe Fragen für die ordentlichen Gerichte ftattfindet. 
Hier Liegt es anders, für diefes Verfahren in Bezug auf Schugwaldungen und 
demnächſt auch auf Waldgenoffenichaften find in dieſem Geſetze bejondere Be- 
börden beftellt; wenn diefe auch nicht vollftändige Gerichte find, fo haben fie 
doh eine Zufammenfegung und Berfahrensporfchriften, welche eine ähnliche 
Sicherheit bieten wie die Gerichte; nämlich zunächſt das Waldſchutzgericht, dann 
das Provinzialverwaltungsgericht, endlich das höchfte Berwaltungsgeridt. Es 
liegt alfo die Sache in ganz anderen Händen, in ficheren und richtigen Händen. 
Es kann ſehr wohl auch über die Koften, fiber die Entſchädigung von diejen 
Behörden geurtheilt werden, die vollftändig dazu angethan find. Ich möchte 
faft glauben, ein Ermeffen, welches hierbei nothwendig eintreten muß, wird beſſer 
gewahrt durch diefe Behörde als durch die ordentlichen Gerichte. Dieje find 
mehr an fefte Formen gebunden und auf beftimmtere gejeliche Vorſchriſten bin- 
gewiefen. Hier aber fommt es mejentlih auf ein Ermeffen an, man braudht 
nur den $ 5 zu leſen, um fich davon zu überzeugen. Es find dort Anhalts- 
punfte aufgeftellt fir die Tragung der Koften, wonach der Antragfteller beitragen 
fol, derjenige, der Nuten hat von derSchuganlage, dann auch der Eigenthiimer 
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der gefahrbringenden Grundſtücke, — alles unbeftimmt. Das find Anhaltspunfte 
für verftändige8 Ermeſſen, aber nicht Säße für gerichtliches Erfenntniß. 

Dann möchte ih im Allgemeinen bemerken: vertrauen wir die Entſcheidung 
tiber die Hauptfache diefen Behörden an, fo würde es in der That fehr infon- 
fequent und unrichtig fein, die Beurtheilung der Nebenfachen ihnen nicht zu 
geben. Daß in diefem Gefeg ein Eingriff in das Privateigenthum liegt, ja wer 
wollte daS verfennen. Es wird ohne Frage die Benugung des Eigenthums 
beichräntt, allein aus öffentlihen Gründen, aus Gründen des Staatsmohls, oder 
wie es im Geſetze heißt, aus landespolizeiliden Gründen, zur Abwendung ge= 
wiffer Gefahr; es liegt hier aljo nicht eine privatrechtliche Frage vor über Mein 
und Dein, die von den Gerichten zu entjcheiden ift, fondern nur die öffentlidye 
rechtliche Frage: liegen hier diejenigen Gefahren, die das Gejeg vorausfegt, vor ? 
Wenn tiber die Hauptjache, über diefe jehr wichtige und eingreifende Frage die 
Bermwaltungsgerichte zu entjcheiden haben, dann müffen Sie nothwendig auch 
über die daran fich knüpfenden Nebenfragen die Entjheidung zu treffen haben. 
Meine Herren, ein Geſetz, welches die Entſcheidung über die Hauptſache an dieſe 
Behörde giebt und dann die Entfcheidung iiber die Koftenentfhädigung an andere 
Behörden erweitert, ift praktiſch werthlos. Das ift e$, was gegen den Antrag 
ſpricht. Ich wiederhole, eine Gefährdung kann in der Beftimmung nicht liegen, 
zumal bei dem Beſchluß der Kommilfion auf volle Entſchädigung. Ich will 
auf diefen Beichluß zwar nicht weiter eingehen, bemerfe aber, daß eine volle 
Entihädigung noch nicht nothmwendig dahin führt, mie allerdings in dem Kom- 
miffionsbericht gefagt ift, daß noch Vortheile, die möglicherweife Hätten erreicht 
werden können, darunter fallen. 

Prafident: Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thiel: Nach dem, was der Herr Abgeordnete Bening 
gejagt hat, habe ih nur noch wenige Worte hinzuzufügen, indem ich Sie eben- 
fals bitte, da8 Amendement Parifius abzulehnen. 

Zunächſt möchte ich mich gegen die Bemerkung wenden, die der Herr Ab- 
geordnete Parifius in Bezug auf diejenigen Anfichten gemacht hat, welche der 
Herr Abgeordnete Naffe über das Eigenthum ausgefprochen hat. Er hat gefragt: 
wohin fommeu wir, wenn foldhe Anfhauungen Pla greifen, die kommuniſtiſchen 
Anfichten fehr nahe verwandt find? Die Frage ift jehr einfach mit der Gegen- 
frage zu beantworten, wohin fommen wir, wenn der flarre Eigenthumsbegriff 
in allen Angelegenheiten der Tandesfultur gegenüber big in feine letten Kon- 
fequenzen fo feft gehalten wird? Wir kommen dann ganz ficher zum Kommu⸗ 
nismus, indem dann der Begriff der Heiligkeit des Eigentbums Pla machen 
wird dem Begriff der Gemeinjchädlichkeit des Eigenthums, daß als Plage be- 
tracdhtet wird, mas urjprüngli Wohlthat war. Gerade wenn wir nicht zum 
Kommunismus kommen wollen, müffen wir es unterlaffen, dem allgemeineu 
Beften gegenüber aus dem ftarren Eigenthumsbegriff diejenigen letten Konje- 
quenzen zu ziehen, die das Eigentum zu einer gemeinſchädlichen Einrichtung 
machen wiirde, ftatt zu einer gemeinnüßigen. Es muß im Intereſſe der Landes- 
fultur und der Landeswohlfahrt hier immer ab- und zugegeben werden. 

Was nun fpeciell das Amendement Parifius anbetrifft, jo möchte ih Sie 
bitten, die Frage der Feftiegung der Entjehädigung dem Kreisausſchuß rejpeltive 
dem Waldjchutgericht zu überlaſſen, ebenfo wie die übrigen Theile des Ber- 
fahreng und diejen Theil nicht an die ordentlichen Gerichte zu weifen. Es ift 
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diefe Frage weitläufig in der Kommiffion verhandelt worden und ift man dabei 
zu der Ueberzeugung gelommen, daß, wenn man das mehr fummarifche Ber- 
fahren, wie es in dem Geſetze niedergelegt ift, nicht annimmt, fondern wenn 
man die ordentlichen Gerichte für die Entjchädigungsfragen als Zmijcheninftanz 
hineinbringt mit ihren fo und fo viel weiteren Inftanzen, insbefondere zu einem 
Zeitpunft des Berfahrens, wo über die Feſtſetzung des Statuts, reipeftive ob 
überhaupt irgend welche Maßregeln ergriffen werden follen, von den Intereſſenten 
noch fein Entſchluß gefaßt ift und nicht gefaßt werden kann, weil eben die Höhe 
der Koften noch nicht feftfteht — daß dann es beinahe unmöglich wird, irgend 
eine ſolche Einrichtung zu Stande zu bringen, da ſich Niemand engagiereu kann, 
ehe die ordentlichen Gerichte in ihren verfchiedenen Inſtanzen entjchieden haben 
und fi danach die eventuelle Koftenhöhe überſehen läßt. Da die faltifche 
Schwierigkeit vorliegt, jo möchte id um fo mehr bitten, da8 Amendement abzu- 
lehnen, weil nicht recht einzufehen ift, warum nicht das Waldfchußgericht genau 
diefelben Garantien für eine unpartheiiſche Entſcheidung in der Entihädigungs- 
frage bieten fol, wie das ordentliche Eivilgericht, ja e8 bietet vielleicht mehr 
Garantien, weil e8 mit fachverftändigen Männern befett ift, während das ordent- 
liche Gericht immer im Weſentlichen in foldden Fällen nur urtheilen kann nad) 
dem, was hinzugezogene Erperten ihm ausfagen. Da ift es doch befier, man 
macht dieje Erperten gleich zu Richtern ſelbſt. Nun klingt das ſchlimm, wenn 
man jagt, an Stelle der ordentlichen Gerichte würden bier die Berwaltungsbe- 
börden eingejegt. Allein die Berwaltungsbehörde ift ja in dieſem Falle von den 
Iutereffenten frei gewählt, ift eine aus dem Vertrauen des Kreiſes hervor- 
gegangene Körperfchaft, und fo gern Sie geneigt fein würden, ſolche Fälle von 
Geihmworenen entjcheiden zu laffen, jo können fie auch den Kreisausfhuß über 
diefe Sache entjcheiden laſſen. Ich bitte deshalb, das Amendement Parifius 
abzulehnen. 

Präfideut: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. : 

Abgeordneter Dr. Hanel: Meine Herren! Ich bitte Sie, das Amende- 
ment Parifius im Gegenfag zu dem von den beiden Vorrednern Gehörten an- 
zunehmen. Ich gehe von dem Grundjag aus, daß ein Spezialgefeg nur in den 
allerdringendften Fällen von den Grundfägen abweichen foll, welche in den all- 
gemeineren Gejegen niedergelegt find. Nun haben wir im vorigen Jahre ein 
Enteignungsgefeg gemadt. Dieſes Enteignungsgefeg fchreibt ausdrücklich vor, 
daß in den Provinzen, wo die Kreisordnung gilt, die Feftftellung der Entſchä⸗ 
digung vorläufig erfolgen foll durch das Verwaltungsgericht. Allein gegen dieſe 
vorläufige Feftftelung der Entihädigung gewährt daffelbe ausdrücklich den 
Rechtsweg vor dem ordentlichen Gerichte. Meine Herren, bier ftehen wir nun 
bor einem Enteignungsfall; durch welche Motive derjelbe bedingt ift, ift nicht 
entiheidend; es ift eine Erpropriation wie jede andere, e8 handelt ſich, nachdem 
der Erpropriationsfall feftgeftellt ift, darum, wie die privatrechtlihe Frage nun- 
mehr zur Entſcheidung kommen foll; denn jede Frage der Entfhädigung ift rein 
privatrechtlicher Natur (Widerfprud), der Grund dafür ift öffentliches echt. 
Erkennt aber das Geſetz die Entfehädigungspflicht an, fo ift die Frage, wie hoch 
die Summe fich beläuft, eine rein privatrechtliche Frage. 

Ich mwiederhole: Wir find in dem Enteignungsgefeg von dem Grundſatz 
ausgegangen, daß über diefe privatrechtliche Frage die odentlichen Gerichte die 
Entiheidung Haben. Warum follen wir nun hier bei einem Spezialgejeg eine 
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Abweichung konftatiren? — Ich muß allerdings fagen, daß die Art und Weife, 
wie jettt die Behörden in unferem Enteignungsverfahren konſtruirt find, mir felbft 
Zweifel erregt rüdfichtlich der Richtigkeit. Es ift mir fehr zweifelhaft, ob zu 
geftatten ift, von dem Bermwaltungsgericht und das will nicht einmal der Antrag 
Pariſius — zu provoziren an das ordentliche Geriht. Allein, meine Herren, 
das würde eine Rebifion unferes ganzen Enteignungsverfahrens vorausfegen, und 
ich jehe nicht ein, warum wir bei diefem Spezialgejeg von den Grundfägen ab- 
weichen follen, die wir erft, wie gejagt, vor einem Jahre feftgeftellt haben. 

Prafident: Der Herr Minifter für die Tandwirthichaftlichen Angelegen- 
beiten bat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
IH will auf die Frage des Kommunismus mich nicht einlaffen, fondern Tonfta- 
tiren, daß ich den Standpunkt, von dem der Herr Dr. Hänel ausgegangen 
ift, als vollfommen forreft anerfenne, nämlich, daß man von dem allgemeinen 
Gedanken, iiber die Entjhädigungsfrage in Enteignungsfällen die ordentlichen 
Gerichte entfcheiden zu laſſen, nur abweichen foll, wenn zwingende Gründe vor- 
liegen. Abmeichend aber von dem Herren Abgeordneten Dr. Hänel behaupte ich, 
daß hier ſolche zwingende Gründe, ſolche Unterjchiede vorliegen, welche eine 
Spezialgefeggebung rechtfertigen. Diefe Unterjchiede finde ih in Folgenden: 
Zunächſt handelt es fich nicht wie bei der Enteignung um einen befiimmt ab- 
gegrenzten Streit zwifhen A. und B., — dem A., der enteignet, dem B., der 
enteignet wird, — fondern in den allermeiften Fällen um eine höchſt fomplizirte 
Auseinanderjegung zwifchen einer zahlreichen Reihe von Antereffenten, zwiſchen 
denen Kompenfationen ftattfinden, zwiſchen denen Beiträge und Entjhädigungen 
gegen einander aufgewogen und von einander in Abzug gebracht werden müfſſen. 
Es handelt ih um die Feftftellung eines Regulativs, welches nad) der Natur 
der Sache als ein zufammenhängendes Ganze zu behandeln fein wird. Ich 
meine, und die Herren Techniker werden mir das beftätigen, es wiirde praftifch 
die Ausführbarkeit unendlich erjchweren, aus einer ſolchen Augeinanderjegung, 
einem derartigen Negulativ einzelne Bunkte herauszureißen und zum Gegenfland 
gejonderter Entjheidung zu machen, dergeftalt, daß ihr Austrag feinen Einfluß 
haben wiirde auf die Feſtſetzung der tibrigen Punkte, die von der erften Behörde 
mit Rüdfiht auf die interimiftifche Negelung der Entjhädigungsfrage geordnet 
wurden. 

Wenn man jenen Weg verfolgen wollte, und ich geftehe dem Herrn Ab- 
geordneten zu, daß wir ung hiermit bejchäftigt haben, dann müßte man weiter 
gehen, man müßte von einem Interimiſtikum abjehend das ganze Verfahren 
ausjegen und die Gefammtentiheidung vor die ordentlichen Gerichte bringen. 
Das aber wiirde die Schwierigkeiten in unüberſteiglicher Weife häufen. 

Es tritt ferner als weſentlich unterjcheidendes Moment Hinzu, wie ich bei 
der erften Lefung andeutete, daß in vielen Fällen von dem Gejet ein Erfolg 
nur dann abzufehen ift, wenn der Antragfteller die Meinung bat, für die Ent- 
ſchädigung aufzulommen, wenn der Antragfteller gewiffermaßen als Organ bes 
öffentlichen Intereſſes fungirt, mit Rückſicht hierauf die Initiative ergreift und 
diefer Initiative dadurch Nachdruck giebt, daß er die Koften auf feine Schultern 
nimmt. 

Diefen Gedanken hat das Geſetz Ausdrud gegeben in der Konfequenz, welche 
8 5a enthält, wonach dem Antragfteller die Möglichkeit gegeben ifl, wenn er Die 


— 13 — 


Koften überfieht nnd findet, daß fte iiber das Maß deffen hinausgehen, was er 
für das öffentliche Wohl zu opfern bereit ift, daß er dann von feinem Antrag 
zurüdtreten fann. Dieſe Procedur, welche ihre große praftiihe Bedeutung hat, 
erſchweren Sie in hohem Grade, wenn Sie der erften Feſtſetzung die Wirkung 
nehmen, daß nach ihr mit Sicherheit bemeſſen werden kann, wie weit die Bela- 
fung des Antragftellers am letten Ende gehen wird. Muß der Antragfteller 
fürchten, Daß die Gerichte fpäter hierüber eine andere Enticheidung treffen, fo 
werden fie feine Neigung zur Antragftellung auf das Erheblichfte ſchwächen. 

Es läßt fih ſehr ſchwer der bei dem Erpropriationsgejeg gewählte Weg 
des Interimiſtikums und des hiervon getrennten Definitivums bier einfchlagen. 
Mann wiirde dazu gelangen, die ganze Sache in Frage ftellen zu müffen, bis 
das Definitivum erreicht if. Hierdurch aber würde nach meinem Daflirhalten 
die Weitläufigfeit des Verfahrens eine fo große, daß der Effelt des ganzen Ge- 
jees in Frage geftellt wäre. 

Ich komme zu der Schlußfolgerung, daß diefe fpeziellen Gründe die vorge- 
Ihlagene Abweichung von dem allgemeinen Prinzip rechtfertigen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Parifius aber gejagt bat, e8 fehlte an Analo- 
gien für ſolche Abweichung, fo beziehe ih mich auf ein Geſetz, welches ſtets — 
obwohl es zur Zeit noch nicht verfaffungsmäßiger Zuftände erlaffen war — in 
diefem Punkte allfeitige Billigung fand, das Borfluth-Edift von 1815. Diefes 
Geſetz ordnet für gewiffe Meliorirungen — Sie werden mir bier die Details 
erlaffen — die Entfhädigungsfrage auf dem Wege fchiedsrichterlicher Feſtſetzung. 
Es ernennt der eine Theil einen Schiedsrichter, der gegneriiche Theil ebenfalls 
einen folchen; der Obmann wird von der Landespolizeibehörde beftummt, und 
diefes Schiedsgericht hat bisher in einer langen Reihe von Jahren der Regel 
nad zur Zufriedenheit der Betheiligten die Entihädigung feftgefegt. Allerdings 
werden die Schiedsrichter aus dem Kreife der Intereſſenten genommen, und be» 
fiten das Bertrauen, daß fie das Intereſſe ihrer Kreisgenoffen unbefangen und 
gerecht wahrnehmen werden. Daffelbe Vertrauen, meine Herren, verlange und 
erwarte ich für den Kreisausfhuß. Der Kreisausfhuß geht aus der Wahl der 
Rreiseingefeflenen hervor, und wenn Sie mit Recht fich dagegen wehren würden, 
einer unmittelbaren Staatsverwaltungsbehörde die definitive Entjcheidung fiber 
die Entjhädigungsfragen einzuräumen, fo meine ich, können Sie dies mit voll- 
tommener Sicherheit gegenüber einer aus der Wahl der Kreisgenoffen hervor⸗ 
gegangenen Selbfiverwaltungs-Inftanz unternehmen. Ich bitte Sie, dem Be— 
ihluffe Ihrer Kommiſſion zuzuftimmen. 

Bräfident: Der Abgeordnete Graf Bethufy-Huc hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Bethufg-Hue: Meine Herren! Ich bitte Sie das 
Amendement abzulehnen, umfomehr, als ich mich mit den Abfichten des Abge- 
ordnieten Pariſius vollkommen in Webereinftimmung erflären Tann. Auch id) 
wünsche, abweichend von meinem verehrten Freunde Naffe den gejchädigten In— 
tereffenten, welche in der Dispofition iiber ihr Eigenthum bejchräntt werden follen, 
nicht blos den zugefügten Schaden, fondern auch den entgangenen Gewinn nad) 
Maßgabe der Kommiſſionsvorſchläge zu 8 4 entihädigt zu wiffen. Und wenn 
aus diefem Umftand der Herr Abgeordnete Thiel die Befürchtung herleitet, daß 
durch die Konflituirung eines folhen unbeſchränkten Eigenthumsrechtes der Eigen- 
thumsbegriff überhaupt aus Wohlthat in Plage verwandelt werden milrde und 
das Eigenthbum als ein gemeingefährlicher Begriff betrachtet werden könnte, fo 
ſcheint mir, hat er verwechſelt das Recht der Allgemeinheit, dem einzelnen Eigen- 
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thümer Beſchränkungen aufzulegen, mit der Pflicht der Allgemeinheit, dieſe 
Eigenthümer für die Beſchränkung auch zu entſchädigen; wenn diefe bei dem 
NRechtsfubjelte in dem Berhältnig zu einander ftehen, daß das Nechtsfubjelt des 
Individuums zuriidtreten muß vor dem Rechtsſubjekt der Allgemeinheit, Daß 
das Privatintereffe immer unbedingt bintanftehen muß dem öffentlichen In— 
tereffe, jo waltet zwijchen diejen Rechtsſubjekten doch auf der andern Seite Der 
Unterjchied ob, daß durch die Entjchädigung, melde die Allgemeinheit gewährt, 
diefer nur ein fehr geringes Opfer auferlegt wird, während durch eine mangel- 
bafte Entfhädigung, welche der Eigenthiimer empfängt, deifen Eriftenz gejchädigt, 
unter Umftänden gefährdet werden kann, und durch ein auf diefe Weife erfchüt- 
terte8 Rechtsbewußtſein das Allgemeinwohl mehr gejchädigt wird im Ganzen, 
als e3 im einzelnen Yalle gefchädigt werden könnte durch die etwas zu unbe- 
ſchränkte Benutzung des Eigenthumsrechtes feitend eines Einzelnen. Es fragt 
ſich alfo, wie wir zu dem Ziele gelangen, eine volle und angemefjene Entichä- 
digung des in feinem Nutzungsrecht bejchräntten Individuums zu erhalten, und 
da bin ich entjhieden der Meinung, daß das Verwaltungsgericht in erfter und 
zweiter Inſtanz, der Kreisausfhuß und das Bermwaltungsgericht ein befferes 
Organ für die Ermeffung der Entihädigung abgeben werden und müffen, als 
die ordentlichen Gerichte. Sch erkenne an, daß Lebtere nach dem Enteignungs- 
gefe und in vielen anderen Fällen in der Lage find, fiber die Dinge entjcheiden 
zu müſſen, welche fie ex professo weder verftehen können noch follen, und daß 
fie Entfcheidungen treffen müffen, mit Zuziehung von Sachverftändigen. Immerhin 
ift das ein vielfach nicht wegzubringender Mangel, den ich doch überall da weg⸗ 
bringen möchte, wo ich es eben fann. Die Frage des Recht! und der Zwec— 
mäßigfeit wird fpeziell in diefen Fällen, wie der Herr Minifter der Tandwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten bereit3 ausgeführt hat, ſchwerer zu fordern fein, als 
in vielen anderen, und außerdem bat mich meine Erfahrung als Waldbefiter 
gelehrt, daß jpeziell diefes jedem Staatsbürger zugängliche Objelt des Waldes, 
welches ja fogar jedem Berliner zu jehen geftattet ift, wenn er eine Strede vor 
das Thor geht, bezüglich feiner Benugung als Wirthſchaftsobjekt einer Volks⸗ 
ignoranz unterliegt, wie fein anderes Werthobjeft auf dem Gebiete des mwirth- 
Ichaftlichen Lebens. Wenn Sie die gerichtlichen Taren aus dem Anfang dieſes 
Jahrhunderts betrachten, werden Sie eine gemiffe Angemefjenheit derjelben bei 
Landgütern und Fabriken finden; diefe Angemeffenheit wird aber nicht bei Tsor- 
fien ftattfinden, Sie werden immer finden, daß diefe entweder zum halben oder 
doppelten Werth angeiprochen find. Solche Beifpiele liegen mir nun in ziem- 
licher Zahl vor, und fo würde, wenn die Entfhädigung der Beurtheilung der 
ordentlichen Gerichte unterbreitet würde, von zwei Fällen in der Regel einer ein- 
treten, das Gericht wiirde entweder trog der Hinzuziehung der gefuchten vielleicht 
nicht immer zu findenden Sachverftändigen gar nicht immer in der Lage fein, 
wirflih das lucrum cessans, den entgehenden Gewinn, annähernd zu benrtheilen 
und eine vollfommen ungenügende Entihädigung zubilligen oder aber miürde 
den Borfpiegelungen phantaftifcher Waldeigenthüiner Folge geben und ihnen eine 
Entihädigung zubilligen, welche auf jehwindelhaften Angaben beruhte und das 
allgemeine Wohl mehr jchädigt, als es nothwendig if. Ich bitte Sie aljo aus 
dieſem Grunde, e8 bei den Anträgen der Kommiſſion zu belaffen. 

Prafident: Der Abgeordnete Dr. Müller hat den Schluß der Diskuſfion 
beantragt. Ich bitte diejenigen Herren aufzuftehen, welche den Antrag unter- 
ſtützen wollen. (Gejchieht.) 
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Die Unterftügung reiht aus. 

Auf der Nednerlifte ift noch gegen den Paragraphen eingefchrieben der Ab- 
geordnete Pariſius. Diejenigen, welche jetzt die Diskuſſion fchließen wollen, bitte 
ih aufzuftehen oder ftehen zu bleiben. (Gefchiebt.) 

Das ift die Majorität, die Diskuffton ift geſchloſſen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Das Unzutref- 
fende der Anwendung der VBeftimmungen des Erpropriationsgefeges auf diefem 
Sefegentmurf ift Ihnen bereit3 von mehreren Seiten dargeftellt worden. Wenn 
der Herr Abgeordnete Hänel meint, bier handle e8 fih um eine Enteignung, fo 
glaube ich, befindet er fich in einem volllommenen Irrthum. Der ganze Geift, 
das ganze Princip des Gefees geht davon aus, daß an den Eigenthumsver- 
hältniffen gar nichtS geändert wird; der Eigenthümer des gefahrbringenden 
Grundſtücks bleibt nach wie vor Eigenthümer. So viel ich weiß, ift eine Ent- 
eignung der Uebergang des Eigenthums von einem Rechtsſubjekt auf das andere. 
Davon ift hier keine Rede; es handelt fich hier einfach, wenn wir es fo aus- 
drüden wollen, um eine gefeglihe Servitut, um eine Dispoſitionsbeſchränkung, 
welche auf einem Titel des öffentlichen Rechts beruht. Das ift aber etwas ganz 
Anderes als eine Enteignung. Meine Herren, Sie haben bei Berathung des 
Enteignungsgefeges im 8 54 ausdrüdlich die Geltung des Enteignungsgefetes 
in Waldgenoſſenſchaftsſachen ausgeſchloſſen. Warum haben Sie das gethan? 
Beil Sie felbft der Anficht waren, daß man die Beftimmungen des Enteignungs« 
geſetzes auf derartige wirthſchaftliche Regulirungen nicht ohne Weiteres fiber: 
tragen dürfe. Diejer Ausdrud ift vielleicht damals nur gewählt worden, weil 
die Geſetzesvorlage von 1868 wejentlih von Waldgenofjenfchaften gefprochen hatte, 
heute wiirde man vielleicht auch hier hineinfegen: Bildung von Schugwaldun- 
gen. Die Gründe, weshalb die Kommilfion die Anträge, welche ihnen jegt wie- 
derum in veränderter Form vorligen, nicht angenommen hat, gingen weſentlich 
von den Ihnen bier Turz dargeftellten Erwägungen aus; man hielt die Anwen- 
dung des Enteignungsgefees für unzutreffend, man war außerdem der Anficht, 
daß durch die Hereinziehung des Rechtsweges eine Verbreiterung des Verfahrens 
Rattfinden werde, die unzwedmäßig fei, und wenn der Herr Abgeordnete Hänel 
jagt, e8 ſei Grundſatz, in einem Spezialgefe nicht Yenderungen zu treffen ohne 
triftige Gründe, jo kann ich ihm dagegen nur das einwenden: Die Kommiſſion 
war der Anficht, daß es befler jei, ein neues Verfahren und einen neuen Grund» 
ja anzunehmen, als ein unpraftifches Gefet zu machen, und deshalb haben wir 
ung gar nicht gefcheut, diefen Grundfat über Bord zu werfen. Meine Herren, 
die Entjcheidung über die Entjhädigungs- und Koftenfrage ift eine ganz weſentlich 
auf dem Boden des Sachverftändigengutachtens ftehende; wählen Sie irgend 
eine Spruchbehörde, Verwaltungsgericht, ordentliches Gericht, fie alle werden 
nur entjcheiden können und dürfen auf Grund des Sacdverftändigengutachtens. 
Darauf fommt überhaupt wenig an, wer formell die Entſcheidung hat, das 
Wichtigſte ift, daß die Grundlage gejchaffen wird, auf der tiberhaupt die Ent- 
ſcheidung ftehen kann, und die ſchaffen Sie indem einen Verfahren mie in dem anderen. 

Da num nach der Anficht der Mehrheit der Kommiffion das von der Kom- 
miffton Ihnen vorgeichlagene Verfahren den unbeftreitbaren Vorzug der größeren 
Einfachheit und praftifchen Anwendung und Ausfüihrbarfeit hat, fo bitte ich Sie, 
bei dem Kommiſſionsvorſchlage ftehen zu bleiben. 
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Prafident: Zur Gejhäftsordnung hat der Abgeordnete Parifius das 
Wort. 

Abgeordneter Parifins: Deine Herren! Zu meinem Bedauern ift der 
Antrag noch nicht in den Händen der Herren Mitglieder, obſchon er feit einer 
guten Biertelftunde gedrudt auf dem Bureau bereits befindlich if. Ich möchte 
deshalb beantragen, die Abftimmung hierüber auszufegen, bis die iibrigen Erem- 
plare vertheilt find. Meiner Meinung nad kann es auf eine jo kurze Zwiſchen⸗ 
zeit, als zur Bertheilung erforderlich ift, wohl nicht ankommen. 

Bräfident: Ich bedaure, wenn der gebrudte Antrag noch nicht vertheilt 
if; er ift mir allerdings feit einer Biertelftunde ſchon gedrudt übergeben. 
Wenn e3 aljo gewünjcht werden follte — —. Es wäre ja aber wohl ausreichend, 
daß der Antrag vorher noch einmal verlefen würde — vielleicht geniigt das dem 
Herrn Abgeordneten ? 

Abgeordneter Parifius: Ich will meinen Widerjprud fie jetzt zurück⸗ 
nehmen. 

Präfſident: Dann würden wir alſo abſtimmen, und zwar zunächſt über 
denjenigen Theil der Anträge, welcher unter der Nummer a eingebracht iſt, mit 
den. beiden Punkten 1 und 2. Wenn die Nummer a abgelehnt werden ſollte, 
dann kommt die Nummer b nicht mehr zur Abftimmung — und, foweit ich die 
Intentition der Herren Antragfteller verftehe, auch nicht die Nummer c. 

Zur Gejhäftsordnung der Abgeordnete Parifius. 

Abgeordneter Pariſius: Die Nummer c joll zwijchen den erften und zweiten 
Abſatz eingeihoben werden. 

Präfident: Ja, das verftehe ich wohl, Herr Abgeordneter, ich meinte nur: 
für den Fall, daß der Antrag a vom Haufe abgelehnt werden follte, dann wiirde 
auch die Abftimmung iiber die Nummer c ausfallen. 

Der Abgeordnete Parifius zur Gefchäftsordnnung. 

Abgeordneter Parifius: Ich bitte um Entſchuldigung; ich habe die Frage 
nicht richtig verftanden. Wenn a abgelehnt werden follte, fo erledigen fich aller- 
dings b uud c. 

Präfident: Wenn der Antrag a dagegen angenommen würde, dann kommen 
b und c einzeln zur Abflimmung. 

Ich bitte, nunmehr den Antrag a zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchliegen: 
a. den erften Sat des erften Abjates des S 7 dahin abzuändern: 
Der Kreisausfhuß, in den Hobenzollernfchen Landen der Amtsaus- 
ſchuß, hat 
1) vorbebaltlich der Berufung in dem für das Vermwaltungsftreit- 
verfahren vorgefehenen Inſtanzenzug die endgültige Entjchei- 
dung daüber, ob und welche Maßregeln in dem einzelnen Falle 
anzuordnen find, 

2) vorbehaltlich der Befchreitung des ordentlichen Rechtsweges die 
vorläufige Entfcheidung über Entihädigung und Koften 

zu treffen. 

Präſident: Diejenigen alfo, welche diejen Antrag a in jeinen beiden Num- 
mern 1 und 2 an Stelle des erften Satzes des erften Abſatzes des $ 7 — 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 
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Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. Damit find die wei⸗ 
teren Anträge b und c ausgefallen. 

Es kommt jeßt der $ 7 nad) den Vorſchlägen der Kommiffion zur Abftim- 
mung. Ich erſuche Diejenigen, welche ihn annehmen wollen, aufzuftehen. (Ge⸗ 
ſchieht.) 

Das iſt die Majorität; der Antrag iſt angenommen. 

Bei $ 8 liegt ein bandichriftlicher Antrag der Abgeordneten Stader und 
Lauenftein vor, den legten Sat des Paragraphen zu ftreichen, außerdem ein An⸗ 
trag der Abgeordneten v. Roeper-Toepersdorff und Stahr, welcher in diefem Augen- 
blide vertheilt wird. Ich will ihn zunächft verlejen laffen. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 

Den erften Sat des zweiten Abjatzes des 8 8 dahin zu faflen: 
Wenn dieſes Grundftüd in zwei oder mehreren Bezirken derjelben 
Provinz liegt, jo wird das zuftändige Waldſchutzgericht durch das 
Provinzialverwaltungsgericht, — wenn in mehreren Provinzen, durch) 
das Oberverwaltungsgericht beftimmt. 

Prafident: Ich eröffne alfo die Diskuffton tiber den Paragraphen und die 
beiden Anträge. 

Der Abgeordnete Stader hat das Wort. 

Abgeordneter Stader: Meine Herren! In den Motiven des Gejegentwurfes 
und in dem Kommiffionsberichte vermiffe ich jede Begründung des legten Satzes 
de3 $ 8, deflen Streichung von mir und dem Kollegen Lauenftein beantragt wor⸗ 
den if. Grundfag nah 8 8 ift, daß das Waldſchutzgericht desjenigen Bezirkes 
über den Antrag auf Abwendung einer Gefährdung erkennen foll, in welchem 
das gefahrbringende Grundftüd liegt. Nun wäre e8 naturgemäß, daß, wenn das 
gefahrbringende Grundſtück in einem jelbfiftändigen Stadtlreife liegt, dann auch 
ein Waldſchutzgericht des Stadtfreifes zu erkennen hat. Es Tann ja der Fall ſehr 
wohl eintreten, daß auch das gefährdete Grundſtück in dem Stadtfreije liegt und 
dann iſt gar nicht zu erkennen, weshalb man in einem folchen Falle nicht den 
Stadtkreis felbft durch fiir ihn angeordnete Organe entjcheiden laſſen will. Ich 
ſehe nun aber aus 8 40 des Gefeßentwurfes — und es ift demgemäß auch in 
den $ 27 de3 Entwurfes eine entiprechende Beftimmung aufgenommen worden, 
— dag man für jelbftftändige Stadtkreife überhaupt Waldjchußgerichte nicht hat 
bilden wollen; weshalb, ift aus den Motiven und dem Kommiffionsbericht eben 
wenig erfihtliy. Ich kann nur den Grund dafür denken, daß man angenommen 
bat, in jelbftifländigen Stadtlreifen würden Waldfomplere von folder Ausdehnung 
durchweg nicht vorhanden fein, welche befondere Schugmaßregeln und die Bil- 
dung von Genoffenichaften, wie fie das Geſetz vorfieht, fowie demgemäß auch die 
Einrihtung von Waldſchutzgerichten bedingen könnten. 

Dieje VBorausfegung nun, meine Herren, ift thatfächlich nicht richtig. Es 
giebt Stadtlreife genug, und ich kann aus meiner näheren Bekanntſchaft Ihnen 
insbefondere zwei anführen, welche ziemlich erhebliche Waldkomplexe in ihrem 
Bereiche Haben und in denen der Wunſch vielfeitig ſchon geäußert worden ift, 
daß ein beſſerer Waldſchutz ermöglicht werden möge, als es nach den bisherigen 
gefeglichen Beftimmnngen der Fall war. Man wird dort diejenigen Borjchriften, 
welche der jeßige Gejegentwurf giebt, mit Freuden begrüßen und wiirde es ſehr 
bedauern, wenn man durch den Mangel eines eigenen Waldſchutzgerichtes nicht 
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ermöglicht werde. Davon würde aber die nothiwendige Folge die fein, daß im 
$ 8 der legte Sat geftrihen wird; denn bleibt derfelbe beftehen, fo präjudizirt 
er dem weiteren Antrage auf Einfegung felbfiftändiger Waldſchutzgerichte für die 
GStadtfreife. 

Präſident: Der Herr Regierungsfommiffar hat das Wort. 

Regierungsfommiffar Geheimer Regierungsrath u. Brauchitſch: Seitens 

der Königlichen Staatsregierung befteht gegen feinen der vorgejchlagenen Abän- 
derungsporfchläge zum $ 8 irgend ein Bedenken. Die Königliche Staatsregierung 
hat den legten Sat des Paragraphen mit NRüdfiht auf die Beftimmung des 
8 170 der Kreisordnung aufgenommen, da zur Zeit ein Organ der GSelbfiver- 
waltung im Sinne der Kreisordnung, welches an Stelle des Kreisausſchuſſes 
die Gejchäfte der allgemeinen Landesverwaltung in den Städten zu führen hätte, 
noch nicht befteht, die Einrichtung eines folchen vielmehr ausgeſetzt worden ift 
bis zur NReorganifation der allgemeinen Randesverwaltung überhaupt. Es liegt 
indefjen Fein Bedenten vor, den Ausweg zu wählen, welcher von Seiten der 
Herren Abgeordneten Stader und Lauenftein vorgefchlagen wird. Der Antrag 
des Herrn Abgeordneten v. Loeper-Roepersdorff ſcheint fogar eine Vervollftändigung 
zu fein, und fann daher deffen Annahme nur empfohlen werden. 

Prafident: Der Herr Berichterftatter wünſcht in der Diskufftion ſich auch 
zu äußern über die beiden Amendements. Dagegen wird wohl fein Widerjprud) 
erhoben. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Die beiden 
Amendements find in der Kommiffton nicht Gegenfland der Berathung gemejen, 
weil fie nicht vorgelegen haben. Soweit ich aber die Stimmung der Kommiffton 
fenne — und ich glaube fie ziemlich genau zu kennen nad 21 Sigungen — jo 
bin ich feft überzeugt, daß, wären diefe Anträge in der Kommiffton geftellt wor- 
den, fich diefelbe mit großer Mehrheit ihnen angefchloffen hätte Wollen Sie es 
als meine perjönliche Weberzeugung auffaffen, jo kann ich es ausfprechen, daß 
beide Anträge eine wejentliche Verbeſſerug des Geſetzentwurfes enthalten, und 
wenn der Herr Kollege Stader auf das bei uns Sachkennern in hoher Ehre 
ftehende Beifpiel der Städte Elberfeld und Barmen hingewieſen hat, jo liegt in 
diefem Hinblid ein firifter Beweis dafür, daß man fein Recht hat, Stadtkreifen, 
die in jo hervorragender und ehrenhafter Weife mit der Waldeskultur vorgegangen 
find, wie die Städte Elberfeld und Barmen unter Führung ihres vortrefflichen 
Oberbürgermeiſters gethan haben, die Konftituirung eines eigenen Waldſchutzge⸗ 
richts vorzuenthalten. Meine Herren, ich bitte, Daß Sie beide Anträge, ſowohl 
den der Herren Abgeordneten Stader und Lauenftein als aud den des Herrm 
Abgeordneten v. Roeper-Roepersdorff annehmen wollen. 

Präſident: Der Abgeordnete Parifins hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Ich wollte bloß eine kurze Bemer- 
fung machen. Mit den gedruckten Anträgen ſcheint ein merkwürdiges Mißge⸗ 
ſchick obzuwalten; auf dem Miniſtertiſch ſind ſie anſcheinend vorhanden, während 
im Hauſe ſie Niemand hat. Aber ſoweit ich ſie richtig verſtanden habe, glaube 
ich der Anſicht des Herrn Referenten beitreten zu können. Ich bemerke aber, 
daß wir uns in der Kommiſſion in einer ſehr üblen Lage befunden haben. In 
dem legten Paragraphen, den Sie bereits angeuommen haben, im 8 7 ſteht, daß 
die gefelichen Vorſchriften, welche die Verfaffung der Verwaltungsgerichte und 
das Verwaltungsftreitverfahren betreffen, Anwendung finden und im — 
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ber Regierungsvorlage war fogar Plat gelaffen fir das Datum des Gejeges. 
Mit anderen Worten, die Regierung war, als fie den Gefjegentwurf einbrachte, 
der Meinung gemejen, daß derjelbe berathen werden würde, nachdem das Geſetz 
betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte, bereit fertig vorläge Wir 
haben aljo in dem nachfolgenden Paragraphen dieſe Prüfung nicht danach ein- 
richten fünnen, ob fie wirklich ſtimmen zu dem, was wir geftern bier im Haufe 
beichloffen haben. Denn wir fonnten nicht im Voraus wiffen, was der Gejeß- 
entwurf, wie er geftern bejchlofjen ift, enthalten würde. Es ift das auch ein 
ſchweres Bedenken bei unferer ganzen heutigen Berathung, und ich wiirde, wenn 
ic) aus der Stimmung im Haufe, das mir vorhin bei dem Hauptparagraphen 
diejes ganzen Theiles das Wort abgeſchnitten hat, nicht anderweitige Schlüffe 
ziehen müßte, folgerichtig mir erlauben zu beantragen, die jämmtlichen Para- 
graphen, fo weit fie fih auf das Verwaltungsgericht beziehen, wieder in die 
Kommiffion zurüdzumeifen. Ich erkläre aber, daß ich nur die Meinung äußern 
will, daß ich mich aber dabei beruhige, wenn das Haus das Gefet in diefer un- 
fertigen Geftalt zum Beſchluß erheben will. 

Präfident: Ich möchte glauben, daß die beiden Amendements inzwifchen 
vertheilt find im Haufe. (Rufe: Nein!) 

Es ift möglich, daß feine genügende Anzahl von Eremplaren aus der Druderei 
im erften Augenblide hierher gekommen ift, mwenigftens hat eine theilweife Ber- 
teilung ftattgefunden; auf dem Büreau ift eine Anzahl Eremplare vorgewiefen. 

Der Abgeordnete Lauenftein hat das Wort. 

Abgeordneter Lauenſtein: Ich verzichte. 

Prafident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet. 

Es liegen aljo zwei Anträge vor, welche unabhängig von einander find, Da 
diejelben, wie es fcheint, noch nicht vollftändig zur Vertheilung gekommen find, 
bitte, ich, fie nochmals zu verlefen,; zunächft den Antrag der Abgeordneten v. Loe⸗ 
per-Xoepersdorff und Stahr. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
den erften Sat des zweiten Abjatzes des 8 8 dahin zu faflen: 
Wenn diejes Grundftüd in zwei oder mehreren Bezirken derfelben 
Provinz liegt, jo wird das zuftändige Waldfchutzgericht durch das 
Provinzialverwaltungsgericht, — wenn in mehreren Provinzen, durch 
da8 Oberverwaltungsgericht beftimmt. 

Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefe Aenderung annehmen wollen, 
bitte ich, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Majorität, der Antrag ift angenommen. 

Terner ift beantragt von den Abgeordneten Stader und Lauenftein, im $ 8 
den legten Sat zu ftreichen. Das wiirde alfo beginnen von dem Worte: „Das- 
felbe gilt zc. 

Diejenigen, welche im Widerjpruh mit dem Antrage der beiden Abgeord- 
neten den legten Sat im Paragraphen aufrecht erhalten wollen bitte ih aufzu- 
ftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Antrag auf Streihung ift angenommen. 

Ich eröffne jet die Diskuffion über $ 9 — ich werde darauf aufmerkſam 
gemacht, daß eine formelle Abftimmung über den $ 8 nicht flattgefunden hat; 
wenn das verlangt wird, Tann ich fie noch vornehmen. Bielleiht find aber die 
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Herren damit einverftanden, wenn fonftatirt wird, daß der $ 8 angenommen 
ift mit den Aenderungen, welche wir foeben formell bejchloffen haben. 

Ueber den $ 9 wird die Diskuſſion eröffnet, über die 88 10, 11 und 12, 
alſo bis zu 8 12 einſchließlich wird feine DEE verlangt, die Paragraphen 
find angenomimen. . 

Zum $ 13 bat der Abgeordnete Dr. Hänel das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich bin hier in Zweifel, in wie 
weit die SS 13 und 14 in Uebereinftim mung ftehen mit demjenigen Gefete, melches 
wir geftern angenommen haben, ich meine mit dem Gefete liber das Verwal—⸗ 
tungsſtreitverfahren. Es beißt hier: 

Gewinnt das Waldſchutzgericht Die Ueberzeugung, daß eine Gefähr- 
dung im Sinne des $ 2 nicht vorhanden ift, fo kann dafjelbe ohne wei- 
tere8 Verfahren durch einen mit Gründen verfehenen Beſcheid den geftellten 
Antrag zurüdweijen. 

Hier ift vorausgefet, daß die Zurüidweifung durch einfachen Beſcheid er- 
folgen Tann, obgleich bereit3 vorher ein längeres Berfahren ftattgefunden hat 
und zwar mit Erhebungen durch einen Kommifjar. Das Geſetz welches wir 
geftern angenommen haben, geftattet einen derartigen einfachen Befcheid nur dann, 
wenn die erhobene Klage oder, wie wir bier überjegen müffen, der geftellte An- 
trag fofort als rechtlich unzuläſſig oder unbegründet fich berausftellt. Hier ift 
offenbar vorausgefegt, dag irgend welches andere Verfahren nicht vorhergegangen 
ift. Hier wird der einfache Beſcheid gegeben auf Grund des Tenors der Klage, 
beziehentlich des Antrages. Meine Herren, ih muß aus der Yaflung des $ 13 
dies folgern. Nämlich nad) 8 37 des geftrigen Geſetzes, wenn ich es fo bezeich- 
nen darf, ift erfiend die Zurüdweifung durch einfahen Beiheid möglich, 
wenn der Antrag feinen geniügenden Anhalt bietet. Zweitens aber ift 
der nämliche einfache Beſcheid nad) dem vorliegenden Gejegentwurfe noch einmal 
möglich, wenn der Kommiffar feine Unterſuchung angeftellt bat und erflärt, die 
Sade ift jo Har, daß wir eine mündliche Verhandlung nicht brauchen. Meine 
Herren, ich halte dafür, daß dies gänzlich unnöthig if. Ich meine: ift einmal 
eine Berhandlung durch einen Kommifjar vorbergegangen, der nothwendig bereits 
eine Summe von Erhebungen gemaht hat, mit Leutenzgeſprochen hat, dann müffen 
wir die mündliche Verhandlung als Regel fefthalten, und fünnen diefen einfachen 
Beicheid nicht mehr zulafien. Es ift dies nach meiner Ueberzeugung ein Novum 
und etwas, was mit dem Gedanken des 8 37 des geftrigen Geſetzes nicht über- 
einftimmt. 

AFaber weiter ift es überaus zweifelhaft, ob wir durch diefen $ 13 etwas 
Abweichendes von unferm geftrigen 8 37 feftftellen. 

Nämlich foll Hier nad) 8 13 der Tandrath allein befugt fein, diefen Beſcheid 
zu geben? Das weiß ich nicht, nad) dem Wortlaut ſcheint e8, als ob es nur der 
Kreisausſchuß fol. Wir haben aber geftern ausdrüdlich feſtgeſetz, daß derartige 
Beicheide Namens des Kreisausfchuffes auch vom Landrath einfeitig erlaffen 
werden können, jelbitverftändlich vorbehaltlich des Einſpruchrechtes. Endlich, 
meine Herren, haben wir in dem geftrigen Geſetz bejchlofien, dab in dem Be- 
ſcheide bei Strafe der Nichtigkeit ſtets ausprüdiih darauf hingewieſen merden 
muß, daß das Einfpruchsrecht dem Antragfteller, dem Kläger zufteht. Eine der- 
artige Beftimmung fehlt hier. Sie ſehen aljo, daß diefer Paragraph ficher einer 
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Unterſuchung bedarf, in wie weit er mit den Vorſchriften über das Verwaltungs» 
ftreitverfahren in Uebereinftimmung fteht, und ingbejondere in wie meit er ab: 
fihtlih daran irgend etwas ändern will, oder ob es einfach bei dem regelmäßi- 
gen Berfahren gelafjen werden foll. Ich wiederhole aber: ich finde fein Bedürfniß, 
einen derartigen Bejcheid, nachdem bereit fommiffarifche Verhandlungen ftattge- 
funden haben, überhaupt zuzulaffen. Es ift offenbar hier, wenigftens glaube ich, 
die Snterpretation würde dies ergeben, etwas Beſonderes angeordnet, es ift nicht 
das gewöhnliche Verfahren des 8 37 des geftrigen Geſetzes. 

Ich wiederhole, ich finde dazu feine Veranlaffung, um \o mehr, meine Herren, 
als, wenn die Sache unzweifelhaft ıft, dann die Parteien einfach im mündlichen 
Termine nicht erjcheinen und nad) Lage der Sache verhandelt wird. Das gilt 
insbejondere vom $ 14, wenn ich darauf mit einem Worte kommen fann. Diejer 
8 14 ift meiner Anſicht nach ganz überflüjfitg. Wozu hier den einfachen Bejcheid 
aufftellen? Wenn die Sache ohne Widerſpruch bleiben joll, dann bleiben einfach 
die Barteien aus dem mündlichen Termine weg, und es wird nad) Lage der 
Alten entſchieden. Ich würde Ihnen rathen, meine Herren, diefen $ 13 und 14 
einfach zu ftreichen, dadurch tritt das gewöhnliche Verfahren ein, was wir nad) 
Maßgabe, um no eimal den Ausdrud-zu gebrauchen, des geftrigen Geſetzes 
haben. i 

Präfident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Geheimer Negierungsrath v. Brauchitſch: Wenn ich 
den Herrn Vorredner richtig verftanden habe, fo geht feine Meinung dahin, daß 
diefer Paragraph ganz in Wegfall fomme. Er ift der Anficht, daß derjelbe in 
einem Widerſpruch ftehe mit den Grundjägen des Geſetzes über Berwaltungs- 
gerichte und das Verwaltungsftreitverfahren. Eine Abweihung von den Prin- 
zipien jenes Geſetzes liegt allerdings Hier vor, infofern nad dem $ 39 deſſelben 
der einfach) abweichende Beſcheid nur zuläffig fein fol, wenn der erhobene Antrag 
fih fofort als rechtlich unzuläſſig herausftellt, hier in dem vorliegenden Para- 
graphen aber ftatuirt wird, daß eine jolche Abweiſung folle erfolgen dirfen, wenn 
fih thatſächlich der Anſpruch als unbegründet nad dem kommiſſariſchen Gut- 
achten herausſtellt. Nun, meine Herren, diefen Gegenfag, wenn er auch bor- 
handen jein mag, wird man doch nicht für umzuläffig erachten können, da eben 
das vorliegende Geſetz bejondere Maßgaben, unter welcher die allgemeinen Be— 
fiimmungen des Berwaltungsftreitverfahrens in Anwendung kommen follen, zu⸗ 
lafien will und zulaffen muß. Ich glaube, prinzipielle Gründe würden dagegen 
nicht ſprechen, die ducchgreifender Art wären. Es würde vielmehr nur darauf 
anfommen, ob ein praktiſches Bedürfniß vorliegt, nachdem die kommiſſariſchen Ver⸗ 
bandlungen ftattgefunden haben, dem Waldſchutzgericht noch einmal die Befugniß 
zu geben, auf die bloße Einficht der Verhandlungen Hin ohne miündliches Ver- 
fahren abzumweijen. Ich glaube, ein folches praftifches Bedürfniß Tiegt allerdings 
vor. Das Waldſchutzgericht wird unter Umftänden aus den kommifſariſchen Ver: 
Handlungen zur Evidenz entnehmen können, daß die Vorladung einer großen An- 
zahl von ntereffenten — und auf diefe große Zahl ift Gewicht zu legen — 
einen ganz unnügen Zeit- und Koftenaufmand verurfachen würde. Es wird ſehr 
wohl unter Umftänden in der Lage fein, fofort zu tiberjehen, daß, mögen die wei- 
teren Verhandlungen einen Gang nehmen wie fie wollen, fie immer nur darauf 
Hinauslaufen fünnen, einen abweifenden Beſcheid zu rechtfertigen. Warum will 
man aljo nicht in diefem Momente noch einen abweifenden Beſcheid und damit 
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eine Abmeihung von dem allgemeinen Verwaltungsftreitverfahren zulaffen, mie 
es fi) aus den von mir angeführten Zmedmäßigkeitsgründen empfehlen diirfte. 
Das find die Geſichtspunkte, aus welchen ich Sie bitten möchte, den Paragraphen 
beizubehalten. 

Präftdent: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter. Dr. Hänel: Ja, meine Herren, meine Bedenken lagert lediglich 
in dem fetten Punkt, den der Herr Regierugsfommiffar angeregt hat. Nicht aus 
dem Grunde, weil ich meinen Gegenfat zwiſchen „rechtlich“ und „thatfächlich“ 
unzuläfftg gemacht habe, debuzire ich gegen den Paragraphen, fondern lediglich) 
darum, weil ich fage: wenn bereit3 ein Verfahren mit mannigfadhen Verhand⸗ 
lungen ftattgefunden hat, dann ift die Zurlidweifung durch einen einfachen Be- 
icheid ein novum. Das bat mir foeben der Herr Regierungstommifjar zuge: 
ſtanden. Ich Tonftatire daher, daß dieſer 8 13, wie er bier gefaßt ift, in ter 
That etwas von dem gewöhnlichen Streitverfahren Abmweichendes enthält. Meine 
Herren, wenn ich dies fonftatirt habe, dann will ich mich gern den Nitlichkeits- 
gründen, die der Herr Regierungstommiffar angeführt hat, fügen, behalte mir 
aber vor, für die dritte Lefung den Paragraphen noch anders zu faffen und ihn 
mebr in Webereinftimmung zu bringen mit dem entipredenden 8 37 des geftri=- 
gen Geſetzes. 

Präfident: Es ift Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Diskuffion 
ift geſchloſſen. Der Herr Berichterftatter verzichte. Sch bringe den 8 13 zur 
Abftimmung und erfuche diejenigen Herren, weldde gegen den Paragraphen ftim- 
men wollen, aufzuftehen. (Paufe.) 

Der Paragraph ft angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton tiber $ 14. Ohne Abftimmung angenommen. 

8 15 fol nad) dem Borfchlage der Kommiffion geftrichen werden. Es 
wird von feiner Seite eine Abftimmung über die NRegierungsvorlage verlangt. 
Der Paragraph fällt aus. 

Ich eröffne die Diskuffion über 8 16. 

Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeorbneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich fehe nicht ein, warum in dem 
dritten Alinea der groß gedrudte Sat: „die Verhandlung und die Verkündigung 
der Entſcheidung erfolgen in öffentliher Sigung“ nothwendig ift, nachdem mir 
feftgeftellt Haben, daß in allen Punkten die gewöhnlichen Regeln des Verwaltungs- 
ftreitverfahrens in Anwendung fommen. Ich bemerfe, daß ein derartiger Saß, 
der jcheinbar als unfchuldig anzufehen ift, weil er nur daffelbe wiederholt, unter 
Umftänden doch zu unpraktiſchen Inkonſequenzen führt. So 3. B. nad) der Kreis- 
ordnung fann unter gewiffen Umänden die Deffentlichkeit ausgejchloffen werden; 
in dem Reichsgeſetz über das Heimathsweſen fteht, daß alle Verhandlungen un- 
bedingt öffentlich fein müffen. Daraus, meine Herren, entfteht ein Widerſpruch 
und es ift diefer Widerſpruch in Minifterialreffripten ausdrüdlich hervorgehoben 
worden. Nach der Beftimmung des 8 16 würden wir wieder einen Fall fon- 
firuiren, woraus man deduziren könnte, die Verhandlungen müßten unter allen 
Umſtänden öffentlich ſein. 

Nun aber haben wir die genaueſten und beſtimmteſten Regeln über die Oeffent⸗ 
lichkeit, beziehentlich über die Möglichkeit, dieſelbe anszuſchließen, in dem Geſetz 
über das Verwaltungsſtreitverfahren, und dieſer Satz iſt deshalb gänzlich über— 
flüſfig. Ich bitte, denſelben zu ſtreichen. 
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Bräfident: Der Herr Minifter für die Landwirthſchaft hat das Wort. - 

Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Bon Seiten der Staatsregierung wird gegen die Streihung dieſes Sages fein 
Widerſpruch erhoben. 

Präfident: Die Diskuffton ift gejchloffen. Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Vernhardt: Ich habe meinerjeitd nichts da⸗ 
gegen zu erinnern, wenn Sie den foeben von dem Herrn Abgeordneten Dr. Hänel 
gemachten Ausführungen beitreten und den Sat ftreichen, der ja wohl ald Su— 
perfluum angejehen werden Tann. 

Präſident: Meine Herren! Wir werden alfo über den legten Sag im 
dritten Abſatz befonders abſtimmen und, wenn e3 verlangt wird, über den Pa- 
ragraphen. Diejenigen, welche im Widerjprucd mit dem Abgeordneten Hänel 
den legten Sat im dritten Abfat aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. 
Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit, der Satz iſt geſtrichen. Eine Abſtimmung über 
den Paragraphen wird nicht verlangt, — iſt mit dieſer Aenderung ang e— 
nommen. 

Die Abgeordneten Pariſius, Windthorf (Bielefeld) und Brüggemann haben 
eine befondere Faſſung des legten Abfaes des 8 16a beantragt. Ich eröffne 
die Diskuffion iiber den $ 16a und diefen Antrag, welcher unter Nr. 317*) wohl 
ſchon vertheilt fein wird. 

Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungsfommiffar Geheimer Juftizratd Schmidt: Die Königliche Staats- 
regierung erflärt fih mit diefem Antrage einverftanden. Es wird dabei jedoch 
von der Vorausfegung ausgegangen, daß die Abänderung nur den Zmwed hat, 
die Eintragung in jedem Falle zu fichern, d. h, daß nur eine Anweifung gegeben 
werden joll an die Borfigenden des Waldfchutgerichtes, in jedem einzelnen 
Falle die Eintragung zu veranlaffen, daß aber dadurch nicht der Frage borge= 
griffen werden foll, ob die Dinglichkeit von der Eintragung im Grundbuche ab- 
bängig if. Es ift Seitens der Kommiſſion angenommen, daß aud die in 
Nede ftehenden Beichränfungen dinglich feinen, auch ohne daß die Eintra- 
gung erfolgt. 

Präfident: Der Abgeordnete Windehorft (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeordneter Windthorft (Bielefeld): Ich erkläre mich mit der Einfchrän- 
fung und Auslegung des Herru Regierungskommiſſars vollitändig einverftanden 
und kann mich im Webrigen, da er dem Antrage Bachanm bat, einer weiteren 
Erflärung enthalten. 

Präſident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 


Abgeordneter Partfius: Ich will nur das eine Wort fagen, daß hier feine 
bloße Faſſungsänderung vorliegt. Wie man ſich Überzeugen wird bei Durchle- 
fung des Berichts, hat die Regierung vielmehr Werth darauf gelegt, daß die Ber- 
pflihtung, auf Eintragung anzutragen, nicht dem Vorfizenden des Waldichutge- 


*) Der Antrag lautet: „Die dem Eigenthümer des gefahrbringenden Grundftüds auf- 
erlegte Beihränfung und die den Eigenthümern der geiahrbringenden und der gefährdeten 
Grundftüde auferlegte Beitragspfiicht ift unter Hinmweid® auf die näheren Beſtimmungen des 
Regulativs im Grundbiiche einzutragen. Die ae erfolgt auf — des Vorſitzenden 
des Waldſchutzgerichts.“ 
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richts auferlegt werben follte, amd daß ein Antrag, der. mit meinem jetigen An⸗ 
trage wejentlich übereinſtimmt, dafelbft abgelehnt if. 

Prafident: Die Diskuffion if geichloffen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. | 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Die Kommiſſion 
ift der bier berührten Frage in der Weiſe, wie Sie e3 jetzt vom Miniftertiich ge- 
hört haben, näher getreten, und fie ift vollfommen damit einverftanden, daß in 
allen Fällen eingetragen werden fol. Ich darf Sie deshalb ebenfalls bitten, den 
Antrag der Herren Abgeordneten Parifius-Windthorfi anzunehmen. 

Präfident: Deine Herren! Wir werden über den vierten Abſatz befonders 
abſtimmen, zunächſt in der Faſſung, welche die Abgeordneten Parifius und Ge- 
nofjen vorgefchlagen haben. Eine Berlefung verlangen Sie nicht, der Antrag 
fiegt gedrudt vor unter Nr. 317 II. Diejenigen alfo, welche den letzten Abfat 
des 8 168 in der Fafſung annehmen wollen, welche die Abgeordneten Parifius 
und Genoſſen vorgeſchlagen haben, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das if die Majorität. 

Ich kann wohl fefifielen, daß mit diejer Aenderung der 8 16a vom Hauie 
beſchloſſen if. (Zuftimmung.) 

Dann eröffne ich die Diskuffion über die SS 17—19. Das Wort wird nicht 
verlangt, die drei Paragraphen find angenommen. 

Zu $ 20 hat das Wort der Abgeordnete Dr. Hänel. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Deine Herren! Ih muß Sie wieder mit der 
Trage plagen, wie diefer Paragraph in Uebereinfiimmung fieht mit dem Geſetz 
über das Berwaltungsftreitverfahren. Es mag das für Sie nicht angenehm fein, 
wenn ich darum wiederholt das Wort ergreife, ich halte aber für nothwendig, 
daß wir uns überall Mar halten, wie weit diefe VBorfchriften mit den Vorſchriften 
über das Bermwaltungsftreitverfahren in Uebereinftimmung ftehen oder nicht. 

Hier ift gefagt, daß der Borfigende des Waldſchutzgerichts das Recht hat, 
vorläufige Anordnungen zu treffen und diefe durch Anwendung von Zwang: 
mitteln — bier würde mir fchon beffer gefallen haben; dur) Anwendung der ge- 
jeglichen Zwangsmittel, durchzufegen. Durch diefe vorläufigen Anordnungen fol, 
wie hier gefagt ift, eine Berufung eingelegt werden und zwar bei dem Waldſchutz⸗ 
gericht. Meine Herren, das geht nicht. Das Wort Berufung können wir bier 
unmöglich ftehen laflen; denn in dem Gefeß iiber das Berwaltungsftreitverfahren 
haben wir dieſem Worte die ganz beftimmte technifche Bedeutung gegeben, daß es 
nothwendig an die übergeordnete Inſtanz die Sache abgehen läßt. Hier aber ift 
nur davon die Nede, daß die Berufung bei demjenigen Gericht einzulegen ift, 
welchem der betreffende Dezernent felbft vorfitt. Allerdings kann man fi in 
diefer Beziehung mit einem gewiffen Scheine des Rechts auf die Kreidordnung 
berufen; allein da fleht die Sache doch anders. Nämlich erftend hat die Kreis: 
ordnung Befimmungen, wie man fi) zu verhalten habe, wenn der Borfigende 
des Kreidausfchufles als ſolcher eine Verfiigung erlaffen hat und man fich gegen 
diefelbe an den Kreisausfchuß felber wenden will, gar nicht, fondern fie beftimmt 
nur, wie es zu halten fei, wenn der Landrath als folcher, nicht in feiner Eigen- 
haft ald BVorfigender des Kreisausſchuſſes, Zmangsmaßregeln getroffen hat. — 
Wenn er folche getroffen bat, dann geht die Berufung gegen feine Zmwangsmaß- 
regeln nit an den Kreisausfchuß, fondern an das Bermwaltungsgeriht. Der 
Landrath fteht alfo in diefer Beziehung niemals unter dem Kreisausſchuß, fon- 
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dern immer nur unter dem Verwaltungsgericht. Ich muß deshalb Widerfpruch 
erheben, auch wenn man dies Rechtsmittel praktiſch zulaffen will, daflelbe „Be- 
rufung“ zu nennen; man kann e8 unter allen Umfländen nur unter den techniſ chen 
Begriff des Einſpruchs rubriziren. 

Sodann, meine Herren, muß ich Ihrer Erwägung anheimgeben, ob wir hier 
den Landrath als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes derartige Zwangsmaßregeln 
treffen und den Einſpruch gegen dieſelben nicht vor dem Verwaltungs gericht, ſon⸗ 
dern vor dem Waldfchußgericht felbft releviren laſſen wollen. 

Präfident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
hat das Wort. 

Minifter der Tandwirthfchaftlihen Angelegenheiten Dr. Sgriedenthal: Ich 
bemerke, daß die Regierungsvorlage die Beſtimmung eines Einſpruchs gegen der- 
artige interimiftifche Erecutivmaßregeln nicht hatte. Später ift in der Kommiffion 
zum Schuge der Parteien die Zuläffigleit einer foldhen Berufung eingeführt mor- 
den und zwar nach Analogie der Kreisordnung, in welcher es heißt: 

In allen Angelegenheiten, welche nicht dem in $ 135 bezeichneten Ver⸗ 
fahren unterliegen, kann der Tandrath, wenn der vorliegende Fall feinen 
Aufſchub zuläßt, Namens des Ausfchuffes Verfügungen erlaffen. Borftel- 
[ungen gegen diefe Verfügungen unterliegen der Tollegialiihen Entſcheiduug 
des Kreisausſchuſſes. 

Nun gebe ich zwar dem Herrn Vorredner darin Recht, daß das Wort „Be⸗ 
rufung“ unter feinen Umſtänden ſtehen bleiben kann, weil dafjelbe einen beftimm- 
ten technischen Sinn hat. Man könnte aber, wenn man diefe Beftimmung auf- 
rechterhalten wollte, denſelben Ausdrud wählen, wie ihn $ 137 der Kreisordnung 
enthält und jagen: „BVorftelungen gegen folche Verfügungen richten. ſich ar das 
Waldſchutzgericht und unterliegen der Eollegialifchen Entſcheidung defjelben.” Das 
würde dem Geift des Verwaltungsſtreitverfahrens nicht widerjprechen und eine ge⸗ 
wiffe Garantie gegenüber etwaigem Mißbrauch des interimiftiichen Erxelutivrechtes 
bieten. 

Präfldent: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich behalte mir vor, für die 
dritte Lefung die nöthige Faflungsänderung in diefer Beziehung in Vorſchlag zu 
bringen. Für heute verzichte ich darauf, weil man ſich bei einer zu fchnellen 
Faſſung zu leicht vergreift. 

Präfident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Der betreffende Sat ift aufgenommen in der Kom- 
miffion in Folge eines Antrages von mir, nämlid aus dem einfachen Grunde, 
weil nach der NRegierungsporlage wir auch nicht die geringften Schugmittel gegen. 
Erecutiomaßregel befaßen. Nun ift es volllommen richtig, daß die Kreisordnung 
das Borbild hierzu geben mußte, weil der Verſuch, die Beftimmungen aus dem 
Gejege iiber die Verwaltungsgerichte hier aufzunehmen, von der Kommiffion mit 
Recht zurückgewieſen werden mußte, weil wir damals noch nichts dariiber hatten. 
als den puren Entwurf der Regierung. 

Nun möchte ich dem Serrn Miniſter doch darin widerſprechen, daß auf die 
von ihm vorgeſchlagene Weiſe ein Schutz für die Betheiligten geſchaffen werden 
kann. Dieſer Paragraph muß remedirt werden, wie ich glaube — und ich werde 
mir das für die dritte Leſung vorbehalten — nach der von uns angenommenen 
Beſtimmung des Verwaltungsgerichtsgeſetzes, wonach die Berufung nicht an das 
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Waldſchutzgericht gehen Tann, fondern an das höhere Berwaltungsgericht 
gehen muB. 

Zur Ergänzung meiner Bemerkung, daß die fchlechte Fafſung auf einem An⸗ 
trage von mir berubt, bemerfe ich zu meiner Entfchuldigung, daß ich in der Kom- 
miſfion vorweg den Antrag geftellt habe, die Berathung diefer Paragraphen aus: 
zuſetzen, weil es fehr große Bedenken habe, daß wir Borfchläge machten, die wir 
dem Haufe nicht empfehlen könnten, fobald uns nicht das nöthige Material 
vorliegt: 

Präſident: Es ift Niemand weiter zum Worte gemeldet, die Diskuffion 
ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter verzichtet. Eine Abftimmung über 8 20 
wird nicht verlangt, er ift vom Haufe angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 21. — Auch bier wird ohne Disknſſion 
der Paragraph von der Mehrheit angenommen. 

Meine Herren, jet Tommen wir zu dem 8 22, zu mweldhem und den folgen- 
genden von dem Abgeordneten Parifius unter Nr. 314 ad IIl 1 und 2*) bean- 
tragt ift die Ablehnung und dann die Beſchlußfaſſung über eine Refolution. Zu 
diefer Rejolution bat handichriftlich der Abgeordniete Freiherr v. Schorlemer-Atft 
beantragt, in Zeile 2 und 3 die Worte „freie und Zwangs“ zu flreichen, fo daß 
e3 beißen würde: „eines bejonderen Gefetes über Waldgenoſſenſchaften.“ 

Meine Herren! der Abgeordnete Parifius hat für den Fall, daß fein prin- 
zipieller Antrag der. Ablehnung des 8 22 ff. nicht angenommen werden follte, eine 
größere Reihe von Anträgen handfchriftlich libergeben, die in diefem Augenblid 
aus der Druderei noch nicht an mich zuriidgelangt find. Zum $ 22 felbft liegt 
aber, fomweit ich diefe Anträge verftanden habe, kein Aniendement vor, eventuell 
nur ein $ 22a. Es würde alfo vollkommen ausführbar, auch genügend flir Die 
Abfichten des Abgeordneten Parifius jein, wenn die Diskuffion eröffnet wird zu- 
nähft tiber 8 22 und die Nefolution, welche der Abgeordnete Parifind vorge: 
ſchlagen bat und tiber die Veränderung des Abgeordneten v. Schorlemer zu diejer 
Refolution. 

Indem ich fo die Diskuffion eröffne, ertheile ich das Wort dem Abgeordneten 
Parifius. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ich halte diefen dritten Abjchnitt 
bes Gejees noch nicht für vollftändig reif zur Annahme im Haufe, ja ich möchte 
faft fagen, daß er auch für Die Berathung infomweit unreif if, als der Bericht 
erft Sonntag vertheilt ift und wir ſchon am Dienftag berathen follen, obwohl wir 
diefe Tage auch noch andere wichtige Geſchäfte gehabt haben, fo daß ich die Be- 
fürchtung ausſprechen muß, daß es den meiften Mitgliedern thatſächlich unmög- 
lich geweſen ift, ſich iiber die einfchlagende höchft wichtige und ſchwierige Materie 
ſelbſtſtändig einigermaßen ein Urtheil zu bilden. (Sehr richtig!) 


*) Der Autrag lautet: 

1) die 88 22 bis 38 der Kommiſſionsbeſchlüſſe und der Regierungsvorlage abzulehnen und 
fodann: 

2) Die Staatöregierung aufzufordern, dem Landtage den Entwurf eines befonderen ®e- 
feßes über freie und Bmang3-Waldg enofjenfchaften vorzulegen, durch welchen 
den Waldgenofienfchaften die den Handelsgeſellſchaften und Erwerbs- und Wirthſchafts⸗ 
genofjenjchaften zuftehenden Rechte einer jeldftftändigeu Perſönlichkeit unter gemiflen 
Rormativbeftimmungen gewährt werden und gleichzeitig die Verhaftung der Wald- 
genoffen und ihrer Grundftüde für die Verbinblichleiten der Waldgenoſſenſchaft ge- 
regelt wird. 
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Meine Herren, urfprünglihd war in der Kommilfion von mehreren Seiten 
beantragt, dem Haufe vorzujchlagen, diefen Theil des Gefeßes, der nicht noth- 
wendig mit dem Gefeß tiber Schugwaldungen zufammenhängt, berauszulafien. 
Ein anderer Antrag, ich glaube er ift auch in dem Bericht erwähnt, ging dahin, 
zwei verjchiedene Gefeße zu machen und dem Haufe zur Annahme vorzufchlagen, 
auch ſchon deshalb, weil man das Schidfal des einen Theils nicht von dem Schick: 
fal des andern abhängig machen wollte. Ich für meine Berfon habe in der Kom- 
miffton beiden Anträgen widerjprocden, weil mir gerade diefer zweite Theil einen 
werthvollen Stoff flir die Gefeßgebung zu bieten fchien, und ich flirdhtete, daß, 
wenn wir ihn in der Kommilfion nicht einmal durchberiethen, e8 dann in weitere 
Ferne gerüdt werden wiirde, diefem Theil die ſes Geſetzentwurfs in der Preußi- 
[hen Geſetzſammlung zu begegnen. 

Nun, zur Sache jelbft, meine Herren. Im $ 22 wird vorgejchlagen, daß 
Zwangs waldgenoſſenſchaften gebildet werden. Sie find nad dem Wortlaut des 
$ 22 nur zuläffig in Betreff folder Waldgrundftüde, deren forſtmäßige Benugung 
nur dur das Zufammenwirken aller Betheiligten zu erzielen if. Mit an- 
deren Worten: fobald ein einziges Grundſtück nicht unter diefe Kategorie fällt, 
fobald es nicht unbedingt nothwendig ift zur forfimäßigen Benutzung der ganzen 
Fläche, kann es in die Zwangsgenoſſenſchaft dieſes Gefegentwurfs nicht hinein» 
gezogen werden. ES handelt ſich bier nicht um direct öffentliche Intereſſen, wie 
im erfien Theil des Geſetzes, ſondern thatſächlich nur um das Intereſſe der forft: 
mäßigen Ausnugung der Waldgrundftüide einer größeren Anzahl Betheiligter, — 
ein Intereſſe, was ja an ſich ſehr hoch zu ſchätzen ifl. Aber ich bin der Mei- 
nung, daß die Geſetzgebung, wenn fie Zwangswaldgenoffenjchaften und damit eine 
neue Kategorie von Geſellſchaften ſchafft, fi vor Allem zu hüten hat, in den 
Beftimmungen, welche auf Beichränfungen des Eigentums, auf Eingriffe in das 
Privateigenthum hinauslaufen, weiter zu gehen, als unbedingt nothwendig ifl. 

Um zu prüfen, ob dies bier beobachtet ift, bleibt mir nicht weiter übrig, 
da ich Ihnen ja die Ablehnung des 8 22 empfehle, als auf die einzelnen Vor⸗ 
ihläge des Entwurfs einzugehen. 

Zwangsweije follen Waldgenoffenichaften gebildet werden, nicht blos auf An⸗ 
trag jedes einzelnen Waldbefigers, fondern auf Antrag der Kandespoltzeibehörden 
und der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, aber nur dann, (das ift in 
dem folgenden Paragraphen gelagt) wenn fich eine beſtimmte Anzahl von Bethei- 
figten dem Antrage anfchließt. Nun iſt die Kommilfion in dem Zwange gegen 
die Einzelnen viel weiter gegangen, als die urfprüngliche Vorlage beabfichtigte, 
indem fie, freilich unter Zuftimmung der Negierungstommiffarien, ein wichtiges 
Sicherungsmittel der Einzelnen fallen ließ. ES war nämlich die Vorſchrift vor- 
handen, daß aud das Statut, ohne welches eine Genoſſenſchaft nicht denkbar ift, 
derfelben Genehmigung durch eine Mehrzahl von Betheiligten unterliegen muß, 
wie der erfte Antrag, umd diefe Beftimmung hat man ganz befeitigt. Mit an« 
deren Worten: wenn ein dazu Berechtigter den Antrag ftellt, eine Waldgenoſſen⸗ 
{haft zu bilden — gleichviel, ob erfelbft betheiligt if, oder ob blos andere Wald- 
befiger dabei betheiligt find, und es treten eine gewifle Anzahl der Betheiligten 
dem Antrage bei, obmohl fie zu diefer Zeit noch gar feine Ahnung davon haben, 
wie das Statut ausfieht, welches die Rechte umd Pflichten der Genoſſenſchafter 
fünftig regeln wird, dann follen diefe Betheiligten niemals von ihrem Antrage 
zurüdtreten fünnen, auch nicht, wenn fie einftimmig fich gegen das Statut erllä- 
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ten, wenn fie ſich einftimmig überzeugen, daß der ganze Plan auf einer faljchen 
dee berubte. Meine Herren, das ift ein Zwang, der in die Preußifche Gefet- 
gebung feinen Eingang finden darf. 


Nun aber weiter. Nach den Motiven des Geſetzes follten die Beftimmungen 
über die Statuten der Waldgenoffenichaften nachgebildet werden denen des Witt- 
genfteiner MWaldkulturgefeged vom 1. Juli 1354. Aber gerade das Gegentheil ift 
der Tal. Das Wittgenfteiner Waldkulturgefeg vom 1. Juli 1854 ift nad) mei» 
ner Anficht wirklich ein mufterhaftes Gefeg darin, daß es alle Vorficht, die bei 
einer derartigen Geſetzgebung zu beobachten ift, auf das forgfältigfte beobachtet, 
ſowohl nad) der wirtbfchaftlichen, ald nad) der juriftifchen Seite, während in dem 
vorliegenden Entwurf, auch noch nach den Beichlüffen der Kommilfion, diefe Bor- 
fit vielfach vollkommen aud den Augen gelaffen wird. Nach den Motiven follte 
der 8 31 die fämmtlichen Gegenftände aufführen, tiber melde das Statut der 
Lünftigen Genoffenfchaften auf alle Fälle Befimmungen enthalten müſſe, aber in 
dem Geſetzentwurf ift keineswegs nad) den Motiven gehandelt, die ausgeſprochene 
Abficht ift nicht ausgeführt. 


Bu den nothwendigen Gegenftänden des Statuted gehören vor allen Dingen 
Beftimmungen fiber Rechte und Pflichten des Vorftandes; und zweitens müffen 
in dem Statut Beftinnmungen darüber fein, wie das Stimmrecht der einzelnen 
Genofjenfchafter ausgeübt wird. An der Vorlage war beides außer Acht gelaffeı. 
Freilich ftand in 8 31 ganz zulekt, daß das Statut enthalten müfje: „8) die in— 
nere Organifation der Genoſſenſchaft und ihre Vertretung nad Außen.” Mit 
andern Worten, das Geſetz ertheilt den Hunderten von Kreisausausſchüſſen und 
in den Öberinftanzen den Berwaltungsgerichten freie Vollmacht, Statuten für die 
Waldgenoſſenſchaften nach ihrem Ermefjen zu bilden. Die einzelnen Genofjen- 
ſchafter werden zwar über dad Statut gehört, aber fie find, wenn das Verwal: 
tungsgericht jo befindet, an das Statut gebunden, auch wenn fie einftimmig der 
Meinung find, daß es für fie gar nicht paſſe. Ich bin dagegen der Ueberzeugung, 
dag man in foldhen Geſetzen fich nicht mit einer allgemeinen Hinweifung auf den 
Inhalt des Fünftigen Statut begnügen darf, jondern daß man gewiſſe Norma- 
tiobeftimmungen in das Geſetz aufnehmen muß. Waldgenoffenihaften auf Grund 
eines Gejeßes zu bilden, nad) dem alles dem Belieben der gewiß ja jonft zuver- 
läffigen Kreisausfchüffe und Vermaltiingsgerichte überlaſſen wird, hat nach meiner 
Meinung nicht die geringfte Ausficht auf Erfolg. Denn, allen NRefpect vor 
der Züchtigleit der einzelnen Mitglieder jener Berwaltungsgerihte — 
aber zu meinen, daß fie alle, in diefe höchſt fchwierigen Verhältniſſe einichla- 
genden rechtlichen und wirthſchaftlichen Fragen beachten werden, ift doch wirklich 
der Weisheit diefer Selbftverwaltungsbehörden zu viel zugemuthet. Meine Herren, 
ich halte alfo den Gefegentwurf in diefer Beziehung für unvollfländig und nod 
nicht reif für die Berathung. | 


Es fommt nun aber hinzu, und das ift für mich das Schlimmfte, daß die 
Genoſſenſchaften, die auf Grund diefes Geſetzes gebildet werden, noch keineswegs 
die Rechte einer juriftifchen Perfönlichteit oder die Nechte überhaupt einer jelbft- 
ftändigen Perfönlichkeit eines Nechtsfubjectes zugebilligt erhalten follen, fondern 
es joll dann immer nod von den Miniftern abhängen, ob fie ihnen auf ihren 
Antrag die Rechte einer juriftiichen Perſönlichkeit ertheilen wollen. 
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Meine Herren, ich bin alfo dem entgegen der Meinung, daß, wenn man eine 
Gefellichaftsform neu conftituirt, man ganz entfprechend unferen ganzen neueren 
Gefeßgebungen, dem Deutſchen Handelsgejege, dem Preußiſchen Berggejege, dem 
Deutfhen Genoffenjchaftsgejege, dem Wirtgenftein'ichen Waldkulturgefege überall 
den neuen Gejellichaften die nothwendigften Rechte einer jelbftftändigen PBerfönlich- 
feit fonzediren muß. 


Nun kommt noch, ich möchte fagen, der böfefte Punkt: es fieht in dem Ge- 
fegentwurf nicht daS Geringfte darüber, wie tie Verhaftung der Waldgenoffen 
und ihrer Grundftüde für die Verbindlichkeit der Genoffenfchaft fein foll, ſei es 
ſowohl in dem einen Falle, wo diefe Die Rechte einer juriftiichen Perjon Hat, fei 
e3 in dem anderen Falle, wo fie fie nicht hat. Meine Herren, es ift eine der 
tritifchften Fragen, die überhaupt einem Juriſten geftellt werden fan, wenn man 
ihn: fragt: wie regelt ſich die Haftpflicht bei den Waldgenofjenfhhaften in den ver- 
ſchiedenen Formen, die ihnen im Geje gegeben werden, ſowohl nad Landredt 
als nach gemeinem Recht, ald nad Franzöſiſchem Recht? In der Kommilfion 

nıußte mir der Herr Vertreter des Yuftizminifter® die Schwierigkeit der Beant- 
wortung diefer Frage zugeftehen. Meine Herren, gerade deshalb müflen in Die- 
jem Geſetze darliber Beflimmungen getroffen werden. 


Wenn Sie den Kommiffionsberiht in die Hand nehmen, werden Sie finden 
Seite 25, 30 und 31, daß ich mich nach Kräften bemüht habe, den Hier vertre- 
tenen Grundjägen Geltung zu verjchaffen und, daß ich, da dies für die Kommij- 
fionsberathung meines Erachtens nothmendig war, auch verfucht habe, einem Theil 
meiner Bedenken durch eine Anzahl Anträge Ausdrud zu geben. Ich halte mich 
für das Plenum gleicherweife verpflichtet; ich habe Ihnen aljo eventuelle Anträge 
unterbreitet, bei denen ich in keiner Weife mich darliber täufche, daß gewiß manche 
Beitimmungen anfehtbar find, obwohl fie zum Theil aus den ung vorliegenden 
entiprechenden Gejeßgebungen entnommen find, zum andern Theil einer ziemlich 
reihen Erfahrung, die mir in Betreff der Erwerbs. und Wirthichaftsgenoffen- 
haften zuiteht, ihren Urjprung verdanken. Wenn Sie den & 22 annehmen in 
der Meinung, es würden fi) auf Grund dieſes Geſetzes Waldgenoffenichaften 
bilden laffen, jo werden Sie nachher fich. bei jeden der einzelnen von mir geftell- 
ten Anträge zu meinem Bedauern wieder ſchlüſſig machen malen, ob derjelbe an- 
nehmbar ift oder nid. 


Ich glaube nad) der Stimmung des Haufes mid) nicht zu täujchen, daß 
Ihnen dies wenig Vergnügen machen wird. Ich bemerfe übrigens, daß die An⸗ 
träge, die ich unter Nr. 318 der Druchſachen geitellt habe, keineswegs überall 
fonform find mit den in der Kommiffion geftellten, jondern in vielen erheblichen 
Punkten abweichen. Bor allen Dingen habe ich auch den Berfuch gemacht, den 
ih in. der Kommiffion nicht machte, das letzte Bedenken, in Betreff der Haftpflicht - 
der Genoffen, in einen Antrag zu Heiden. Sie finden ihn ald Nummer 16: 


„Für die Verbindlichleiten der Waldgenoſſenſchaft haftet das Bermö- 
gen derjelben. 


Inſoweit daraus Gläubiger der Waldgenoſſenſchaft nicht befriedigt 
werden können, haften ihnen die betheiligten Grundftüde zunächſt nach 
Berhältniß ihrer Theilnahme an den Nubungen, für etwaige Ausfälle aber 
ſolidariſch.“ 


— 141 — 


Das ift nur der Verſuch einer Beſtimmung, ich bin durchaus bereit, mid) 
überzeugen zu laffen, daß die Haftpflicht vielleicht in einer anderen und befleren 
Weiſe geregelt wird. i 

Meine Herren, wenn ich Ihnen nun in erfter Linie empfehle, unter Ablehnung 
der 88 22 und folgende die Regierung aufzufordern, den Entwurf eines befonde- 
ven Gejees über „freie und Zmwangs-Waldgenofjenichaften vorzulegen, jo 
habe ich wieder dennoch gegen den Antrag, welchen der Abgeordnete Freiherr v. 
Schorlemer-Alft geftellt hat, die Worte „freie und Zwangs- zu ſtreichen, nichts 
einzuwenden. Ich habe hier eine Anficht ausfprechen wollen, der ich in dem An⸗ 
trage des Abgeordneten Freiherr v. Schorlemer nicht widerſprochen jehe, die An 
fiht: wenn die Gefeßzebung an das Gebiet der Waldgenojjenjchaften berantritt, 
fie dann im Antereffe des Waldes gut thut, auch die Möglichkeit zu ſchaffen, daß 
Waldgenofjenjchaften entftehen aus der freien Initiative der Einzelnen, alfo auch 
in folgen Fällen, bei denen ihr Zufammentritt nicht nothwendig ift, um ihnen 
die forftimäßige Benugung ihrer Grundftüde überhaupt möglich zu machen, wie 
es nach dieſem Gefege verlangt wird. Das follte der vielleicht etwas ſchiefe Aus 
drud der „freien Genoſſenſchaft“ im Gegenſatz zu der Zwangsgenoſſenſchaft be- 
zeichnen. Da nun der Herr Abgeordnete Freiherr v. Schorlemer die Worte „freie 
und Zwangs“ geftrichen haben will, fo muß ich annehmen, daß er dieſe Frage 
offen laſſen will, alſo auch, die Möglichkeit, in einem und demfelben Geſetze bei- 
de3 zu behandeln. 

Wenn ich ferner in der Mefolution es ausgeſprochen wiffen will, daß durch 
das Geſetz den Waldgenoſſenſchaften die Rechte einer ſelbſtſtändigen Perſönlichkeit 
unter gewiſſen Normativbeſtimmungen gewährt werden und daß gleichzeitig die 
Verhaftung der Waldgenofien und ihrer Grundſtücke für die Berbindlichkeiten der 
Waldgenoſſenſchaft geregelt wird, fo babe ich das deshalb gethan, weil nach meiner 
Ueberzeugung in feiner anderen Weife fich ein ordentliches, brauchbares und zwed- 
entfprechendes Geſetz ſchaffen läßt, als wenn man in diefen beiden Punkten we- 
nigftens den in der Kommiffion von mir vertretenen Intentionen folgt und in 
der einen oder anderen Weile das Geſetz danach umarbeitet. Die Plenarfigungen 
des Hanfes find meines Erachtens wenig geeignet, eine derariige Umarbeitung 
vorzunehmen. Das, und der Umftand, daß ich den erften Theil des Geſetzes durch 
den zweiten nicht in Frage geftellt wiſſen will, find die Grlinde, weshalb ih 
Ihnen vor der Hand die Ablehnung des ganzen Abjchnitts empfehle. 

Präfident: Ich will wiederholen: wir diskutiren den $ 22, befien Streichung 
der Abgeordnete Pariſius beantragt hat, und ferner die Reſolution, die derjelbe 
Abgeordnete vorgeichlagen Hat, mit der Unterverbefferung des Abgeordneten Frei⸗ 
herru v. Schorlemer Alſt. Wenn der 8 22 im Widerſpruch mit dem Antrage 
des Abgeordneten Pariſius angenommen werden ſollte, dann würden bei den fol- 
genden Paragraphen die verſchiedenen eventuellen Amendementd zur Erörterung 
kommen. J 

Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Meine Herren! Ich kann nicht mit dem Herrn 
Vorredner annehmen, daß der Gegenſtand noch nicht zur Reife für die Berathung 
gelangt ſei. Der Entwurf iſt, nachdem er in erſter Berathung hier erwogen 
worden, in der Kommiſſion in 21 Sitzungen berathen worden, gewiß ziemlich viel 
für ein Gefeß, das noch nicht 50 Paragraphen hat. Er ift dort zwei Lejungen 
unterzogen; in der zweiten Lefung find 39 Verbefferungsanträge geftelt von einem 
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einzigen Mitgliede. Alſo reiflich erwogen ift die Sache in der Kommiſſion. Daß 
das Ergebniß der Berathung nicht allen Wünfchen entipricht, ift etwas Natür- 
liches und Selbftverftändliches; darin kann aber fein Grund gefunden merden, zu 
fagen, die Sache ſei noch nicht reif für die Berathung. Der Herr Vorredner ift 
jegt wie in der Kommiſſion davon ausgegangen, dieſes Geſetz müſſe wie die 
Waldgenoſſenſchaft viele fpecielle Beftimmungen enthalten, jehr viele, die im We- 
jentlihen entnommen find aus den Beftimmungen für Handelsgenofienjchaften, 
Ermwerbsgenofjenichaften u. f. w. Ferner hat derfelbe geglaubt, es feien mehrere 
Beftimmungen zu entnehmen aus den Geſetzen flir gewiffe einzelne Kreife, Wald- 
kulturgeſetz für Wittgenftein, Waldgenoffenfchaftsgefe für Siegen u. |. wm. Die 
Kommiffion hat in ihrer Mehrheit diefer Anficht .fich nicht angefchloffen. Es iſt 
nämlih nicht anzunehmen, daß hier eine nahe liegende Analogie vorliege zwifchen 
diefen Waldgenoffenfchaften und den Handelsgenoffenichaften u. f. m. Diefe Han- 
delsgenoffenfchaften find in der That etwas vollftändig Verſchiedenes; fie haben 
fehr viele Mitglieder, die an verfchiedenen Orten wohnen, die häufig medjieln ; 
der Zweck derfelben ift ein vollftändig anderer, auf verjchiedene wirthichaftliche 
Dinge gerichtet. Es befteht darüber allerdings eine Gejegebung und fie müßte 
eine ausgebildete fein. Dieſe Waldgenoffenichaften hingegen fchließen ſich enge an 
den Boden, an eine beſtimmte Grundfläche an, die zu jehr vertheilt ift, um forft- 
wirthſchaftlich benutt zu werden. Es foll dies Berhältniß geregelt werden, fo 
daß fie richtig benutzt werden künnen; der Zwed liegt aljo ganz nahe. Die Ord- 
nung, die dazu nothwendig ift, braucht nicht fo umfaffend zu fein wie bet anderen 
Genofſenſchaften, welche ohne ein beftimmtes Statut, an ein ausgebildetes Geſetz 
ſich ſchließend, ſehr bald fich verflüchtigen würden. Die Kommiffion hat daher 
auch angenommen, e3 fei nicht erforderlich, ausführliche Normativbeftimmungen 
in diefen Gefegentwurf aufzunehmen. Ich möchte auch jetzt noch diefer Anficht 
fein. Es wird richtig fein, diefes Gefe nicht mit Formenvorſchriften zu beladen, 
die Betheiligten nicht zu befchränfen; im Gegentheil dem eigenen Ermeſſen der 
Betheiligten unter Leitung einer eigenen Behörde des Waldſchutzgerichts zu er- 
richten. Nur das kann zu dem Richtigen fiihren; und es können Beſtimmungen 
vom grünen ZTifhe aus, ftehe diefer grüne Tiſch hier oder im landwirtjchaftlichen 
Minifterium, nicht zum Ziele führen; es muß dem freien Ermeffen der Betheilig- 
ten freier Raum gelaffen werden. Die Kommiffion ift ferner der Anficht geweien, 
daß das Gefetz, welches einen einzelnen Kreis umfaßt, darum fich noch nicht eignet 
zu einem Gefeß für die ganze Monarchie. Ich möchte daher glauben, ‘daß dieje 
Ausstellungen gegen den Entwurf ſich nicht rechtfertigen. Uebrigens will ich dem 
Herrn Vorredner gar nicht beftreiten, daß er mit großem Fleiße über diefen Ge- 
genftand gearbeitet hat und an den verjchiedenen Vorſchlägen, die er hier einge- 
bracht hat, fein lebhaftes SYntereffe daran bethätigt hat. 

Meine Herren, wende ich mich nunmehr zu der Sache, zu den Waldgenofien- 
ſchaften, ſo möchte ich glauben, fie müßten hier in diefem Gefetze fiehen und nicht 
in einem davon getrennten Geſetze behandelt werden, weshalb ich mich auch ſchon 
deshalb gegen die Refolution erklären muß. Die Refolution umfaßt überdies fpe- 
cielle Dinge, über deren Wichtigkeit und Zwedmäßigfeit man fehr zweifelhaft fein 
kann, namentlich die Beftimmung, daß in allen Fällen die Nechte der juriftifchen 
Berfon ertheilt fein müffen. Es wird, glaube ich, richtig fein, nur frei zu laflen 
die Erwirfung von Korporationsredhten, nicht aber unbedingt eine desfallfige 
Vorſchrift. Die Waldgenofjenichaften werden nänslich in vielen Fällen höchſt ein⸗ 
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fach fein. Ich darf hinweiſen auf den Entwurf der Kommiffion, wonach zwei 
verfchiedene Arten von Waldgenoſſenſchaften gebildet werten follen: Waldgenofien- 
ſchaften für Forſtſchutz und Waldgenoſſenſchaften für einheitliche Forſtwirthſchaft. 
Die erſte Gattung dieſer Genoſſenſchaften ift eine höchſt einfache. 

Was nun aber die Trage anbelangt, ob es zweckmäßig fei, ſolche Waldſchutz⸗ 
genoſſenſchaften zu bilden, theilweife auh im Wege des Zwanges durch eine 
gewiffe Mehrheit, jo möchte ih das für richtig halten. Ich würde glauben, das 
Geſetz habe eine wejentliche Lücke, wenn es nicht auch Beftimmungen dariiber 
enthielte. Es ift gejagt, daS liege nicht im öffentlichen Intereſſe, indeflen, meine 
Herren, ich glaube allerdings, auch diejer Theil des Geſetzes Liegt im öffentlichen 
Intereſſe, im Intereſſe der Walderhaltung. Man muß auf die Gefchichte zurück⸗ 
gehen. Der Wald hat von jeher in Deutfchland der Landesherrſchaft gegenüber 
(was man jegt Staat nennt) und der Verwaltung gegenüber eine ganz andere 
Stellung gehabt, als das andere Grundeigentbum, man bat die verfchiedenen 
Beichränfungen, die in defer Beziehung beftanden, unter den Ausdrud „Forft- 
hoheit (superioritas forestatis)“ gebracht, und davon verfchiedene fehr weit ge- 
hende Ableitungen gemacht, die in manchen Gebieten noch gegenwärtig beftanden 
und erft durch diefed Gefeg zum Theil aufgehoben werden. Wir weichen alfo 
nicht von der Vergangenheit, nicht von den bisherigen leitenden Rechtsgrundjägen 
ab, wenn die Gejeßgebung aud hier eingreift und Genoffenfchaften bilde, um 
den Wald zu erhalten, ausgehend von der Wichtigkeit des Waldes im öffentlichen 
Intereſſe. Meine Herren, es ift in vielen Gegenden des Landes der Waldboden 
ſehr zerftüdelt und zertheilt, jo daß die Bewirthſchaftung darunter auf das 
Furchtbarſte leidet. Diefe Zerftüdelung hat zum Theil ihren Grund in Theilun- 
gen,. die am Schluffe des vorigen Jahrhunderts und zu Anfang diejes Jahr⸗ 
hunderts, wenigftens in mehreren Provinzen des Landes ftattgehabt haben unter 
dem früheren Landesherrn, namentlich auch in den neuerworbenen Randestheilen. 
Man hat das richtige Princip, daß es zwedmäßig fei, dem Eigenthümer die 
volle Berfügung über fein Grundeigentbum zu geben, irriger, fäljchlicher Weiſe 
auch übertragen auf den Wald. Es find fogenannte Marfenwaldungen vertheilt, 
nicht etwa nur unter die verfchiedenen Gemeinden, welche dabei: betheiligt find, 
fondern unter die einzelnen Intereſſenten. Daffelbe ift gejchehen in Bezug auf 
die Gemeindewaldungen, und erft jpäter hat die Gejeßgebung einen Riegel vor⸗ 
gejchoben. Meine Herren, man ift dabei fo verfehrt vorgegangen, um die Sache 
raſch einzuführen, daß man ſchmale lange Streifen in Form von Aedern, aber 
noch viel ausgedehnter, gebildet hat, Streifen von außerordentlicher Länge, oft 
anfangend am Fuße des Berges und heraufgehend bis zur Höhe. Ferner hat 
man demfelben Eigenthümer Erjat gegeben an verfchiedenen Stellen, damit er 
Boden in verfchiedener VBeichaffenheit Habe. Das ift im hohen Grade verkehrt. 
Nun will das jegige Gefeß diefen Fehler jo weit wie möglich wieder gut machen, 
in diefen zertheilten Holzungen kann allenfalls Schlagwirthichaft in Niederwald 
betrieben werden, allein ein Hochmwaldbetrieb, namentlih was Fichten-, mas 
Buchenwald anlangt, ift dabei faft unmöglid. Steht es dem einzelnen Eigen- 
thümer des Waldes frei, ihre Holztheile jeder Zeit zu hauen, fo können die 
Nachbarn ihre Holzungen nicht halten wegen der verderblichen Einwirkung von 
Wind und Sonne. Umgelehrt wird eine junge Anpflanzung oder Befamung 
nicht gedeihen können; wenn fie von jeder Seite umſchloſſen und beengt if. Das 
Geſetz hat die meientlihe Aufgabe, dieſen großen Mebelftänden zu begegnen. 
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Die Aufgabe des Gejetes ift allerdings dabei nicht fo leicht, wie es die Ber- 
ftöorung des Gemeindewaldes durch Theilung war, denn jeder, namentlich auch 
jeder Grundeigenthümer, wünjht im Allgemeinen Herr über fein Eigenthum zu 
fein; das liegt im Menſchen und ift zu beachten auch von der Gejeßgebung. 
Man wird bier alſo nicht zu weit .gehen dürfen. Es hat nun — id muß bier 
einigermaßen vorgreifen — der Entwurf der Staatsregierung nur eine Art vou 
Waldgenofſenſchaften vor Augen, nämlich eine Genoſſenſchaft, gebildet zu dem 
- Zwed einer einheitlichen Waldbewirthichaftung, jo daß nad) gewiſſen Berhält- 
niffen der Ertrag aus der gemeinjfamen Wirthſchaft vertheilt wird. Das ift auch 
unfehlbar das Vollendetere. Indeſſen, meine Herren, das ift auch etwas, was 
jchwieriger zu erreichen if. Es hat daher die Kommiffion eine zweite Art von 
Waldgenoſſenſchaften vorgejchlagen im Wefentlihen zum Zwed des gemeinſamen 
Schuges diejer zujammenzulegenden Forften und der fonftigen Vorkehrungen zur 
Förderung der Forſtwirthſchaft. Eine ſolche Genoſſenſchaft wird viel leichter ge- 
ihaffen; ein Jeder behält fein Forftgrundftiid, behält auch die Bewirthichaftung 
und hat nur jo weit eine Beichränfung zu tragen, daß er an den gemeinjamen 
Einrihtungen theilzunehmen hat, die zur Erhaltung der Forſt nöthig find. 
Dabei wird fi dann von felbft wohl ergeben, daß auch Sicherheit geboten wird 
gegen die unzeitigen Fällungen, deren ich erwähnt habe. Dieſe Art von Forft- 
genofjenjchaften bat fi) auch ſchon an manden Orten durch freiwillige Zuſam⸗ 
mentretung gebildet; die Gejeßgebung folgt hier auch nur dem, was im Leben 
Ihon gegeben if. Die andere Art von Genoffenjhaften, die auf gemeinfamen 
Betriebe beruht, greift allerdings fehr tief ein. Dafür war nun von der Re— 
gierung nur aufgeftellt das Erfordernig der Mehrheit nad) dem Neinertrage des 
Grund und Bodens. Die Kommiffion hat geglaubt, daß dies nicht ausreichend 
jei, daß auch eine gewiffe Zahl von Stimmen nach Kopfzahl feftgeftellt werden 
müſſe. Es ift da von einem Viertel der VBetheiligten die Rebe gemwefen, und 
jpäter, wie in dem Entwurfe fteht, von einem Drittel.. Diefe Zahl, meine 
Herren, ift allerdings völlig willkürlich, ein Viertel hätte ſich angefchloffen an 
das Geſetz über die Zufammenlegung der Grundftlide, welches Hier wenigfteng 
einige Analogie bietet. Ich würde — es ift, glaube id, ein Antrag in dem 
Sinne ſchon geftellt — mich für die Mehrheit nach Kopfzahl erklären; praltiſch 
wird in dem Unterfehied zwijchen einem Drittel und der Hälfte men 
Mehrheit) wohl fein großes Bedenken liegen. 

Es ift ganz richtig und ich muß das wiederholen, bei diefer tief —— 
den Art der Genoſſenſchaften muß auch nah Sicherſtellung der Eigenthümer 
möglichft geftrebt werden; ich werde Anträgen, die darauf gerichtet find, nicht 
entgegen jein. 

Uebrigens darf ich auch bei diefen Waldgenofjenihaften hervorheben, daß 
noch) bier das Waldſchutzgericht wirkſam fein wird, daß es die Bedürfnißfrage 
zu prüfen haben wird, wenn Widerjpruch vorliegt, daß auch in der Hinficht eine 
Gewähr gegeben if. Ich ertläre mid) biernady für ae Beftimmungen über 
Waldgenoſſenſchaften. | 

Bizepräfident Dr. Loewe: Der Abgeorbnete Freiherr von Wendt bat 
das Wort. 

Adgeoroneter Freiherr v. Wendt: Meine Herren! Ich müchte Ihnen 
noch vorſchlagen, dem Antrag des Abgeordneten Parifius zuzuftimmen, und zwar 
mit derjenigen Modifilation, welche dur) das Amendement des Abgeordneten 
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v. Schorlemer bineingebracht ift, fo daß es flir die Zukunft der Staatsregierung 
völlig offen bleibt, über freie oder tiber Zmwangsgenoffenfchaften ung eine Bor- 
lage zu maden, der gegenüber das Hohe Haus freie Hand haben wird. Ich 
möchte deshalb jchon jet an den Herrn Präftdenten die Bitte richten, die Ab- 
ſtimmung demnächſt fo einzurichten, daß wenn überhaupt Doppelabftimmumgen 
erforderlich fein würden, es zuerft möglich fein wiirde, dem Antrag Parifius 
mit dem Subamendement des Freiherrn v. Schorlemer zuzuftimmen, und zunächſt, 
wenn das etwa gefallen fein follte, dennoch dem Antrage Parifiug einfchließlich 
diefer beiden Worte zuftimmen zu können. 

Zur Sache felbft muß ich jagen, daß ich die Bildung von Waldgenoffen- 
Ihaften, beſonders aber die Bildung von Zmangswaldgenoffenichaften fir ein 
jehr jchwieriges, nur mit der Äußerften Vorfiht, auch Seitens der Staatsre- 
gierung zu behandelndes Thema halte. E38 rechtfertigt fich vielleicht, wie es der 
geehrte Herr Vorredner gejagt hat, aus der Natur des Waldes in jeder Weije 
befördert wird. Ich felbft bin ein großer Freund des Waldes und wiinjche 
nichts fehnlicher, als daß er flet3 in hohen Ehren gehalten wird. Aber andrer- 
jeit8 kann ich nicht verkennen, daß es nur möglich fein wird innerhalb der 
Grenzen, welche durch die allgemeinen Rechtsgrundjäge, namentlich iiber das 
Eigenthum geftect worden find. Wem alfo der Begriff des Eigenthums im 
Landrecht normirt worden ift als das Recht, fiber eine Sache zu verfügen, und 
zwar mit Ausfchluß anderer, fo darf nach ferneren Grundfägen diefes Eigenthum 
nur befchränft werden, auch in Bezug auf vorübergehende Verfügungen fir die 
Bewirthſchaftung, durch ſolche Rüdfichten, welche im allgemeinen Jntereffe un- 
bedingt geboten find und wir haben uns deshalb zu fragen: ift es unbedingt 
nothiwendig im allgemeinen und öffentlichen Intereſſe, daß foldde Ziwangsmaldge- 
nofienfchaften gegen den Willen eines Theils der Eigenthiimer eingeflihrt werden. 
Ich glaube diefe Beftimmungen, wie fie hier vorliegen, fommen nach der Natur 
der Befisverhältniffe wohl in feiner Provinz des Staates in höherem Maße in 
Frage, wie in meiner Heimath, der Provinz Weftfalen, mo ein mittlerer Beſitz 
namentlich in Bezug auf Waldgrundftiidle vormaltet, wo vielfache Separationen 
gemeinjchaftlicher Waldgrundftiide, die im ntereffentenvermögen flanden, im 
Laufe der letzten Jahrzehnte ftattgefunden haben, wo auch wie im Kreife Witt- 
genftein bereit ein Waldgenofjenfchafts- und Waldkulturgeſetz, wie der verehrte 
Borredner und der Herr Abgeordnete PBarifius erwähnt haben, bereits befteht. 
Aber, meine Herren, doch glaube ich Ihnen verfichern zu können, daß einestheils 
die Einfiihrung folder Zwangswaldgenoſſenſchaften auf einen nicht unerheblichen 
Widerſpruch Seitens der Waldbefiger ſtoßen würde. Am Allgemeinen ift bie 
Natur des Weftfalen der Art, daß er äußeren Zwang in feiner Weiſe liebt und 
in wirthichaftlicher Beziehung ganz befonders nicht. Anderntheils aber frage ich: 
ift e3 denn nothwendig, find die Erfahrungen, die wir gemacht haben, derart, 
dag wir wirklich ein Abnehmen des Waldes zu befürchten Haben, wenn wir 
ſolche Zwangswaldgenofienfchaften nicht einführen? Und das, meine Herren, 
kann ich ganz entjchieden beftreiten. In der Provinz Weftfalen hat, namentlidy 
im Münfterland, in den letzten Jahren, und zwar namentlid in Folge der Ge- 
meinheitstheilungen, eine jo bedeutende Zunahme der Waldflächen ftattgefunden, 
wie faum irgendwo anders, meilenmweite Haideflächen, die nur der Hutung dienten, 
find mit dem ſchönſten Nadelholz beftellt und fultivirt worden. Ebenſo ift e8 in 
den südlichen Gebirgen Weftfaleng, wo eine Menge öder Haideländer mit den 

Jahrb. d Br. Forſt- u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 10 


— 146 — 


ſchönſten Fichtenkulturen bedeckt find, und ich kann ihnen aus eigener Erfahrung 
verfichern, daß gerade in den letten Jahrzehnten auch die Kultur, namentlich 
von Nabdelhölzern, von Seiten Heinerer Waldbefiser zugenommen hat, die Par⸗ 
zellen von etwa 20 bis 30 Morgen befigen, aljo der Eleinfte nur denkbar zu 
bewirthichaftende Waldbefig; fie haben mit großem Fleiße und gutem Erfolge 
auf eigne Yauft ihre Grundftüde mit Nadelhölzern kultivirt. Unter ſolchen Um⸗ 
fänden glaube ich nicht, daß ein Zwang angebracht fein wiirde, namentlich wenn 
man no in Betracht zieht, daß auch bei einer Waldgenoffenihaft ein Betrieb 
eintreten müßte, der fih nur nach feften forftwirthichaftlicden Regeln zu nor» 
miren hätte, wo die Stimme des Einzelnen gleih Null wäre. Ih Tann nur, 
wenn ich auf die folgenden Paragraphen übergreifen darf, darauf Hinweifen, 
wie e8 3. B. in einem der folgenden Paragraphen dem Eigenthümer eines älteren 
Beftandes freigeftellt ift, denjelben abzuholzen, ehe er das betreffende Grundftüid 
in die Waldgenoffenichaft einwirftl. Ya, meine Herren, das ift eine viel größere 
Beſchränkung des Nutzungsrechts als Sie vielleicht glauben, denn eine ſolche 
Benugung des älteren Waldbeftandes liegt durchaus nicht in dem freien Willen 
des Waldbefiterd. Wenn ich gezwungen werde, augenblidlich einen älteren 
Waldbeſtand abzunugen, ihn ganz niederzuhauen, jo bedeutet dag unter Um⸗ 
fländen eine Schädigung von mindeftens 50 Prozent des wahren Werthes. 

Es kommt dabei Iediglih auf die Konjunkturen oder Handelsverhältnifie 
an und darin liegt auch andrerjeitS wieder für den Privatbefiger ein ungeheurer 
Bortheil, daß er diefe Konjunkturen und Handelsverhältniffe ganz unbeſchränkt 
für fih auszunugen im Stande if. Ich will einmal fagen, eine Waldgenoffen- 
ſchaft wirtbichaftet beifpielsweife nach einem feften forftwirthichaftlichen Betriebs- 
plan im bundertjährigen Umtrieb mit 20 jährigen Perioden. Nun tritt da ein 
Befiger ein mit einem Waldgrundftiid von 20 Morgen, er ift alſo mit dem Er- 
trag diefer 20 Morgen gebunden an den Wirthichaftsplan und Betriebsplan der 
Genoſſenſchaft; er kann dann von einzelnen Konjunkturen keinen Gebraudy machen; 
ift er aber nur auf fich felbft angewiefen, fo hat er dies vollftändig in der Hand. 
Nehmen wir an, diefer Kompler von 20 Morgen ift beftanden mit gutem, alten 
Eichenholz, fo ift e8 nach den Berhältniffen in der Gegend von Dortmund zum 
Beiſpiel ein jehr mäßiger Preis, wenn ich da einen Betrag von 1000 Thaler 
pro Morgen rechne, ſodaß er bei der Abholzung diefer 20 Morgen mit einem 
Male bei günftigen Konjunkturen ein Kapital von 20,000 Thaler in Händen hat. 
Das ift für einen folchen Befiger ein enormes Vermögen. Er Tann es anlegen 
und kann mit den Zinfen weiterwirthichaften. Das angelegte Kapital erjett ihm 
das abgehauene Holz; er hat aljo, um mich fo auszudrüden, das Holz nicht ab- 
getrieben, er hat das Holz noch ım Geldwerth, die BZinfen find der reine Zu— 
wachs. Das ift ein Nechenerempel, was mir Niemand beftreiten Tann. Aber 
es ift nur möglich jo zu mwirthichaften fir einen Privatmann und nicht für ein 
Glied der Genoſſenſchaft; darum ift e8 auch für den Privatmann ganz etwas 
anderes, Forſtwirthſchaft zu treiben, wie zum Beiſpiel fiir den Staat. Ich gebe 
zu, daß für eine Staatsforftwirthichaft jo etwas nicht rationell ift, aber trotzdem 
kann der einzelne Privatmann, namentlih der Heine und mittlere Befiger ein 
jehr rationeller Wirth fein, wenn er feinen handbaren Beftand, den er fonft 
vielleicht in zwanzig oder in vierzig Jahren abgetrieben hätte, mit einem Schlage 
nieberhauen läßt und dann die Zinfen, die ihm aus dem erhaltenen Kapital er- 
wachen, darauf verwendet, die Fläche von circa 20 bis 40 Morgen wieder 
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mit hochſtämmigen Eichenpflänzlingen zu fultiviren. Das ift eine fehr rationelle 
Wirthſchaft und eine ſolche Wirthichaft ift bei uns zu Lande durchaus nichts 
Ungewöhnliches. In diefer Beziehung alfo würden Sie durd Einführung von 
Zwangsgenoſſenſchaften die Leute vollftändig hindern und ich glaube, Ahnen 
auch bewieſen zu haben, daß Sie auch materiell mitunter nicht unbedeutend 
ſchädigen fünnten. 

AndererfeitS wird e8 unter den gegenwärtigen Berhältniffen ebenfo möglich 
fein, die Forſtkultur wirflih zu heben, blos durch Belehrung und andere für- 
dernde Mittel, wie durh Zwang. Aber es kommt noch ein Moment hinzu. 
Es iſt augenblidlih, zum Beiſpiel wenigftens mar e3 fo in den letzten zehn 
Jahren eine hervorragende Wichtigkeit der Forftwirtbfchaft und der Kultur von 
öden Haibdeländereien, Bergländereien zugewendet, die nicht fo vollftändig das 
Gleihgewicht halten mit den anderen dabei in Betracht kommenden Intereſſen. 
Ich will wieder ein Beifpiel anführen. Es find in einem Orte, der gemein- 
Ihaftlihe unbebaute, nicht der Forftlultur gewidmete Grundftüide befaß, foge- 
nannte Haideländer auf hochgelegenen Bergrüden. Da wurde Seitens der Staats- 
regierung alles mögliche angewendet, um diefe Bergländer mit Fichten zu ful- 
fiviren. Aber was war die Folge davon? Bis dahin war die Schafmeide auf 
diefen Grundftüden verpadtet gemwejen zu einem Betrage von jährli etwa 
6—700 Thaler. Diefer Betrag entging der Kommunaltaffe, wodurd natürlich 
die Kommunalfteuern wuchjen und eine ungeheure Unzufriedenheit in dem Orte 
eintrat. Das ſchätze ich aber in wirthichaftlicher Beziehung nicht jo hoch, fondern 
die Hauptſache lag darin, daß die Leute fih gezwungen fahen, ihre Schafe ab- 
zuichaffen, weil fie feine Sommermweide hatten. Dadurch aber wurde es ihnen 
nicht möglich, die theilg an hohen Bergabhängen gelegenen Adergrundftüde zu 
düngen, was bis dahin mit dem Schafpirch gefchehen war, die aber fir Diün- 
gerfuhren abfolut unzugängli find. Hierdurch ging die ganze Wirthichaft des 
Ortes, in Folge diefer an und für fich fehr lobenswerthen Fichtenkfultur in einem 
folden Maße zuriid, daß der Rindviehbeftand wenigftens um 10 oder 15 Prozent 
abgenommen hat, demgemäß die ganze Landwirthſchaft, der ganze Wohlftand der 
Leute. Ich will das durchaus nicht als normales Beispiel hinſtellen; ich führe 
e8 aber nur an, um zu zeigen, daß auch nach einer Richtung Hin des Guten 
zu viel gethan werden kann. 

Ich möchte deshalb das Hohe Haus aus allen diefen Gründen bitten, den 
Antrag des Herrn Abgeordneten Parifius reipective den des Herrn v. Schorlemer 
anzunehmen, dann aber auch für die Zufunft an die Staatsregierung die drin- 
gende Bite richten, nur mit großer Vorſicht an diefes Thema der Zwangsgenofjen- 
Ihaften heranzugehen. 

Präfident: Der Herr Minifter für die Landwirthſchaft hat das Wort. 

Minifter fiir die landwirtbfchaftlichen Angelegenheiten Dr. Sgriedenthal: 
Meine Herren! Die Ausführung des Herrn Vorredners richtete fi) weniger gegen 
die Waldgenofjenfchaften als gegen die ftaatlihe Einmifhung in die Waldkultur 
überhaupt. (Sehr richtig!) 

Gewiß ift es nicht zu leugnen, daß die Nothmwendigkeit, von Staatswegen in 
wirthfchaftliche Dinge einzugreifen, nicht angenehm ift, daß man fich Hierzu nicht 
wenden würde als zu etwas, was man an und fir fich für wünſchenswerth er- 
achtet, fondern daB man gezwungen wird durch größere Uebelftände, die auf der 
Begenfeite liegen. — 
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Man hat, ehe man über ein folches Gefe in den Hauptgrundzügen ſchlüſſig 
wird, felbftverfländlich die Frage zu enticheiden, ob auf der Seite der abfoluten 
wirthfchaftlichen Freiheit das überwiegende Gewicht der Gründe liegt, oder Be- 
ſchränkungen der Freiheit, die an ſich für die einzelnen widerwärtig und uner- 
wünſcht find, in den Kauf genommen werden müffen, um größere Uebelftände für 
die Gefammtheit abzuwenden; in jedem einzelnen Punkte aber immer wieder auf 
die Vebelftände zurüdzulommen, die die unvermeidliche Folge der erfien Entfchei- 
dung find, ſcheint mir einem folchen Gefeß gegenüber nicht die richtige Deduktions⸗ 
und Argumentationsweife. Ob man durch Belehrung den Wald zu erhalten im 
Stande fein würde, wie der Herr Vorredner wünſcht, ift mir doch in jo hohem 
Grade zweifelhaft, daß ich nicht glaube, auf diefem Wege weittragende Rejultate 
in Ausficht nehmen zu fünnen. 

Der Herr Borrednner bat auf feine fpezielle Heimathprovinz Bezug genommen 
und gejagt, dort wäre ein Bebürfniß zu Waldgenoffenichaften nicht in dem Maße 
vorhanden, weil man ſchon von felbft den Wald ſchonte. Mir liegt indeffen eine 
Schrift aus Weftfalen vor, worin audgeführt wird, daß in dem jogenannten Wiehe- 
wald, einem bei Minden belegenen Gebirge, deffen Scheitel bewaldet if, während 
die Abhänge, wenigftend im untern Theil, als Aderland genützt werden — ſich 
das Bedürfniß zur Bildung von Waldgenofjenfchaften in dringender Weife her: 
ausgeitellt habe. Dieſes mehrere Meileu lange Gebirge befindet fih zum großen 
Theile im Eigenthum von verfchiedenen Gemeinden angehörigen zahlreichen Pri⸗ 
vatbefigern. Die angeblich tiber 6700 Parzellen find ſchmale Streifen und haben 
im Durchſchnite eine Breite von 2 bi3 A Ruthen, eine Ränge von 136 big 
246 Ruthen. So laufen diefe Streifen mehrere Meilen lang neben einander 
von der Höhe abwärts, und, meine Herren, Sie werden fich felbft jagen können, 
wie es ganz unmöglich ift, unter folchen Berhältniffen eine geregelte Waldkultur 
zu treiben. Es wird berichtet — ich bin bereit, den Herren die gedrudte Aus- 
einanderjegung zu geben, ich kann mich nur auf die dort gemachten Mittheilun- 
gen berufen — daß dort der Wald mehr und mehr ſchwinde, daß Hierdurch die 
zu Aeckern gemachten Abhäuge den allergrößten Schäden ausgeſetzt werden, daß der 
Wald, mo er vorhanden ift, außerordentlich fchlecht beftanden fei, aus Geftrüpp 
beftehe und daß der Ertrag des Morgens zwifchen 20 Grofchen und 1 Thaler pro 
Jahr variirt, während bei der Haubergs:Genoffenf haftswirthichaft in den Kreifen 
Siegen, Olpe und Altenkirchen die Mente des Waldes unter ähnlichen Borbe- 
dingungen zwiſchen 2—3 Thaler fi) bemege, aljo nahezu das Dreifache er⸗ 
reiche. 

Meine Herren, ich habe dies eine Beifpiel angeflihrt, um zu zeigen, von wel⸗ 
chem Werth unter Umftänden die Ummandlung einer ſolchen Parzellenwirtbichaft 
in eine geordnete Genoffenjchaftswirtbichaft ift, und daß in der That vom wirth- 
Ihaftlihen Geſichtspunkte aus es fich dringend empfiehlt, eine folche Umwandlung 
zu erleichtern. | 

Was die Einwendungen de3 Herrn Abgeordneten Parifius betrifft, fo be- 
merkte ich zunächſt, daß ich mit dem Herren Abgeordneten die Weberzeugung nicht 
babe, daß der Entwurf hinfichtlih der Zmangsgenoffenfchaften das Bolllommenfte 
fei, was man über eine folche Materie legislatoriſch zu Stande bringen könnte. 
Ich bin aber andererfeit3 der Meinung, daß ein fogenanntes Reifen diefer Ma- 
terie num und nimmermehr auf dem Wege theoretifcher Erörterung zu Stande 
gebracht wird. Wir fünnen die Sache noch 9 Fahre lang liegen laſſen, fie alle 
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Jahre wieder befprechen, und wir werden immer wieder auf neue Schwierigleiten 
ftoßen, wenn wir nicht den Boden der Theorie verlaffen und — mie der Herr 
Referent im Eingang der heutigen Verhandlung gejagt hat — zunächſt einen prak⸗ 
tifchen Berfuh wagen, Waldgenofjenfchaften zu Stande zu bringen. 

Wenn wir andererfeit3 erwägen, daß die Kommilfion mit größter Grind- 
lichkeit und Sachkenntniß diefen Entwurf durchgearbeitet bat, fo meine ich, es 
wäre die Frucht ſolcher eingehenden gründlichen Berathung fchon jet zu pflücken 
und nicht damit ein weiteres Jahr zu warten. Dabei bemerfe ih dem Herrn 
Abgeordneten, abweichend von den Kommifjarien in der Kommiffton, daß der Ent- 
wurf eines Gejeges fiber freie Waldgenofjenjchaften etwas if, an das heranzu⸗ 
treten man begründete Beranlaffung haben kann. Ich meine, daß dem Geſetz 
über Bmangsgenoffenfchaften ſehr wohl ein foldhes, enthaltend Normative für freie 
Genofjenfchaften folgen Tann, und ich werde mich bemühen, in diejer Beziehung 
den Wünſchen des Heren Abgeordneten Rechnung zu tragen. 


Was feine Haupteinwendung gegen das vorliegende Geje betrifft, meine 
Herren, jo war e8 zumächft die, daß die gejelichen Beftimmungen nicht in Grund- 
zügen ein fogenanntee Normalftatut geben, fondern in diefer Hinficht zu viel der 
Feſtſetzung im einzelnen alle überlaffen. Ich Halte das Hineintragen eines fol: 
hen Normalftatuts in diefes Gejeg für unzmedmäßig; denn die Mannigfaltigkeit 
der Fälle, die Mannigfaltigleit der verfchiedenen Borausfegungen für die Bildung 
einer Genoſſenſchaft ift fo groß, das man durch ein folches geſetzliches Normal: 
ftatut eine viel größere Einſchränkung fiir die Betheiligten herbeiführen würde, 
als erforderlich ift, und al8 wenn man es den Selbitverwaltungsinftanzen über- 
läßt, das Statut dem einzelnen alle anzupaffen. 


Wenn der Herr Abgeordnete ferner die Feſiſetzung der Nechtsverhbältnifie der 
Sozietäten Dritten gegenüber vermißt, fo bemerfe ich zunächſt daß ich bereit bin, 
Namens der Staatsregierung den Antrag des Herrn Abgeordneten v. Loeper an- 
zunehmen, der in diefer Beziehung den Wünfchen des Herrn Abgeordneten Parifius 
entgegenfommt. Hierduch märe in allen den Fällen, wo die Berbältniffe die 
Berleihung der juriftifchen Perfönlichkeit rechtfertigen und die Vetheiligten ent- 
fheidenden Werth darauf Iegen, die Möglichkeit geboten, diefem Verlangen zu ent- 
prehen. Wo aber ein ſolches Berlangen nicht auftritt oder mo die Berhältniffe 
hierzu nicht geeignet find, meine ich, ift e8 richtiger, von der Verleihung der Kor- 
porationsrechte abzuſehen. VBergegenmwärtigen Sie fih, meine Herren, daß diefe 
Berleihung der juriſtiſchen Perfünlichkeit wefentlich den Zwed hat, den Genoffen- 
ſchaften das Eingehen von Berbindlichfeiten zu erleichtern. Ich glaube nicht, daß 
es unter allen Umftänden gut ift, Genoffenjchaften, wie die in Rede flehenden, in 
der Freiheit, Berbindlichkeiten zu übernehmen, zu unterfügen und ihnen für das 
Kontrahiren von Schulden die Wege allzujehr zu ebnen. Mit Vorbedacht haben 
wir es deshalb vermieden, TFeitfegungen in diefer Beziehung in das Geſetz auf- 
zunehmen, weil wir nicht wünfchen, daß die Genoffenichaften von ihrem nächften 
Zwed, dem der gemeinſchaftlichen Kultur, fich entfernen und darliber hinaus weitere 
wirtbfchaftliche Tendenzen ins Auge faffen, daß fie gewiffermaßen in das Gebiet 
der Erwerbsgenofſenſchaft Hinlibertreten. Wie bereit3 gejagt, wir mollten mit 
dieſem Gefeß einen erfien Schritt thun und fpäter die Erfahrungen, die auf dem 
Boden der Praris gemacht wurden, zu weiteren gejeglichen Maßnahmen ver- 
werthen. 
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Wenn der Herr Abgeordnete ſich auf die Analogie der Beſtimmungen über 
die Genoſſenſchaften des Kreiſes Wittgenſtein bezieht, ſo kann ich dieſe Berufung 
nicht gelten laſſen, weil dort die Geſellſchaft Eigenthümerin des Waldes der Ge— 
nofien ift. Gleiches findet flatt bei den Haubergsgenofjenfchaften. Wohl war es 
möglich, einzelne Beftimmungen und Anklänge, wie die Motive bemerken, in diefes 
Gejeß hinüber zu nehmen, nicht aber darf man übertragen, was dort für ganz 
andere Verhältniffe ftatuirt if. Ach made darauf aufmerkfam, meine Herren, 
daß wir Analogien in Deutjchland für Waldgenofjenichaften der in Rede flehenden 
Art überhaupt nicht haben, denn ſowohl die Haubergsgenofjenjchaften der Kreife 
Siegen, Olpe, Altenkirchen, als die Genoſſenſchaften des Kreiſes Wittgenftein 
charakteriſiren ſich dadurch, daß die Genoſſenſchaft Eigenthümerin des Waldes iſt, 
und die einzelnen Genoſſen mit Quoten betheiligt find, im Kreiſe Wittgenſtein 
in Form von fogenannten Holzaftien, in den Kreifen Siegen-Olpe und Alten: 
kirchen in althergebrachter eigenthümlicher Form, die fi aus dem Mittelalter auf 
die Gegenwart verpflanzt hat und ſich auf heutige. Berhältniffe nicht übertragen 
läßt, da ſolche Geftaltungen wohl wachien, fi aber nicht neu inftituiren laſſen. 

Alles das führt mich Dazu, Sie, meine Herren, zu erfudhen auch diefem Theil 
ded Geſetzes Ihre Zuftimmung zu geben, weil ich glaube, daß auf dem Boden 
der praftifchen Durchführung des Geſetzes am beiten die Probe zu machen fein 
wird, wie Genoffenfchaften der vorgefchlagenen Art fich bewähren und entwidelungs- 
fähig find. Laffen Sie ung Erfahrungen fammeln, diefe Erfahrungen verwerthen 
und wenn fich Uebelftände herausftelen, fodann an die Abhülfe denken. Bloß 
durch Diskuffioen und Nefleftion fo fchwierige Fragen zu löſen, wird meines Er- 
mefjens nicht gelingen und man, ohne den erften Schritt zu wagen, darauf ver- 
zichten müffen, den genofjenichaftlihen Gedanken für den Waldſchutz nutzbar zu 
machen. Ich aber möchte fie erfuchen, auch diefen Hebel anzujegen, um das an 
und für fih von Ihnen als erftrebenswerth anerkannte Ziel der Pflege des hei- 
mifhen Waldbeftandes zu erreichen. 

Präſident: Der Abgeordnete Miühlenbed hat das Wort. 

Abgeordneter Mühlenbeck: Meine Herren! Ich kann dem Antrage meines 
Freundes Pariftius nicht beitreten. Der Antrag gebt davon aus, daß die Wald- 
genoffenfchaften nur gedeihen könnten, wenn ihnen die juriftifche Perjünlichkeit ver- 
lieben würde, und dag zur Verleihung der juriftiichen Perfünlichleit die Beftim- 
mungen über die Organijation der Genofjenfchaften, wie fie in diefem Theil des 
Geſetzentwurfs ſich vorfinden, nicht geeignet feten. Die VBorfrage, um die es ſich 
bier handelt, ift die: ift der Zweck folder zwangsgenofjenjchaftliden Bildungen 
erreichbar, ohne daß die Intereſſenten zu einem einheitlichen Rechtsſubject confti> 
tuirt werden? Ich Tann mir fehr wohl die Verhältniffe derartig denken: kleines 
Gebiet, Heine Perfonalzahl, ziemliche Gleichartigkeit in den Boden- und Holzbe- 
ftandsverhältniffen, eine gewiſſe Wohlhabenheit der Intereſſenten, da ift nach mei- 
ner Meinung abfolut fein Bediirfniß, um diefe Verbindungen lebensfähig zu machen, 
denjelben die Rechte einer juriftiihen Perfon zu verleihen. Die RechtSbeziehungen 
der Genofjen unter fich, die Beziehungen zu dem Vorſteher und Verwalter, die 
Rechnungslegung, Theilung des Gemwinnes u. |. w., alles das wird das Statut 
ordnen. Die Frage der Nothwendigkeit einer juriftifchen Perfünlichleit erlangt 
nur eine Bedeutung, fowie die Genofjenfchaft in die Außenwelt tritt. Nun fragt 
e3 fih, worin wird dies bei einfachen Verhältniſſen zu Tage treten? Darin, daß 
der Borfteher, einer der Genoſſen, einen technifchen und gleichzeitigen Auffichts- 
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beamten engagirt, darin, daß er die nöthigen Arbeitskräfte für die Waldkultur 
annimmt, dann in dem Abtriebe und Bertriebe der Hölzer. Inſofern nun eine 
Genofjenfchaft nicht die Rechte einer juriftiichen Perjönlichleit hat, wird natürlich 
in diefem Falle der Vorfteher oder Verwalter als Bevollmächtigter mit unbe: 
ſchränkter Vollmacht gelten, er wird in vielen Fällen im eigenen Namen die Ge— 
ſchäfte betreiben können, er würde als Bevollmächtigter auch zur Klage berechtigt 
fein, während, wenn die Genofjenfchaft verklagt werden follte, natürlich, fo lange 
fie nicht die Rechte einer juriſtiſchen Perfon bat, die singuli verflagt werden milß- 
ten. Das Bedürfniß der Nechte der juriftifchen Perfönlichleit würde fofort fühl: 
bar werden, wenn es ſich darım handelte, daß der Verband zu feiner wirthichaft- 
lien Eriftenz; Schulden machen müßte. Dazu wird aber in vielen Berhältniffen 
die Sache gar nicht angethan fein, denn wie Sie aus den weiteren Borfchriften 
des Geſetzentwurfes erjehen, hat Jeder mit einem Holzbeftande einzutreten, beim 
Befis öder Flächen unter Belaftung mit den Kulturkoiten mit einem einjährigen 
Holzbeftande. Die erfien Aufforftungstoften werden die Intereſſenten meiftentheils 
wenn mitunter auch nicht auf einmal, aus eigenen Mitteln aufbringen können. 
Ich gehe alfo von der Anficht aus, daß es nicht für alle Fälle unbedingt noth- 
wendig ift, der zu bildenden Genoffenfchaft die Rechte einer juriftifchen Perjon zu 
geben. Wo fich ein Bedürfniß nach diefer Berechtigung herausftellt — und das 
wird meiner Meinung nad ſich fchon bei der kommiſſariſchen Verhandlung er- 
geben — da liegt es ja auf der Hand, daß die Beftimmungen, die in das Statut 
aufgenommen werden, viel mehr ins Detail gehen müffen, daß dabei für die in- 
neren umd äußeren Angelegenheiten der Rechtspunkt viel mehr ins Auge zu faffen 
ift, und ich kann nach diefer Seite hin mich fehr wohl mit dem Gedanken des 
Herrn Abgeordneten v Xoeper, den er in feinem Amendement ausfpricht, befreun- 
den, daß, wenn die Dlajorität der Waldgenoffen zu der Ueberzeugung kommt, 
daß das Unternehmen, was fie anftreben, nur zu Lebensfähigfeit gelangen dürfte, 
wenn ihnen die Berechtigung einer juriftifchen Perjon verliehen witrde, daß für 
diefen all die Majorität der Genoffen ihre Zuftimmung zur Bildung der Wald- 
genofjenjchaften überhaupt davon abhängig macht, daß die betreffenden Minifterien 
eine fichere Ausficht auf Erlangung der Korporationsrechte bieten. 

Wenn nun mein Freund Parifins behufs Verleihung der juriftifchen Perfön: 
lichkeit an die Waldgenoffenfchaften fordert, von Haufe aus feftftehende Norma- 
tivbeſtimmungen zu jchaffen, fo muß ich damit im Widerſpruche den Anjchauun- 
gen des Herrn Minifters beitreten. Nach meiner Ueberzeugung können wir aus 
den bis jest beftehenden gefeßlichen Vorſchriften feine Regeln uns abftrahiren da- 
für, wie diefe Art Genoffenfchaften zu bilden if. Der Unterfchied zwiſchen den 
eingetragenen Genoffenfchaften und diefen tritt zu grell hervor. Hier haben Sie 
eine beſchränkte Anzahl von Genoffen, während dort der Eintritt frei ift, dort 
haben Sie die Beftimmungen über die Solidarhaft der Genoffenfchaften mit ihrem 
ganzen Bermögen, hier möchte es doch für viele Intereſſenten nad) meiner Auf- 
faffung geradezu als Abfchredungsmittel wirken, überhaupt in die Waldgenofien» 
ſchaft zu gehen; dort handelt es fih nur um mobile Werthe, hier wirft man 
Grundftüde ein, die, wie der Herr Minifter ſchon angedeutet hat, wenn es ſich 
um Schaffung einer juriftiihen Perſönlichkeit handelt, fortan Eigenthum der Ge- 
noffenshaft unter ihrer Firma werden, fo daß die darauf haftenden Hypotheken 
nicht mehr das Grundſtück ergreifen, fondern auf die an Stelle defjelben tretende 
Holzaktie übergehen. Bei ſolchen Verhältniſſen darf man nicht auf die Bildung 
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einer Waldgenoſſenſchaft rechnen, die Aenderung der Beſitzverhältniſſe und damit 
die Beſchränkung des Realkredits werden immer davon abhalten. 

Ich wäre alſo der Meinung, daß man nach dieſer Seite hin, ehe man die 
Staatsregierung veranlaßte, und einen Entwurf mit Normativbeſtimmungen für 
die Bildung ſei e8 von Zwangdgenofienichaften, fei e8 von freien Genoffenjchaften 
einzubringen, Gelegenheit nehme, aus der Erfahrung die nöthigen und fiheren Au⸗ 
haltspunkte dafür izu gewinnen; bis heute behaupte ich wenigſtens, giebt unfere 
bisherige Geſetzgebung auf diefem Gebiet feinen ficheren Inhalt hierfür, und ich 
möchte doch nicht, daß im Streite darüber, ob und welche Rormativbeflimmungen 
zutreffen, die guten Zwede der Waldgenoffenschaftsbildung, foweit fie ſchon heute 
erreichbar, unerfiillt blieben. Sch erfuche Sie deshalb, den 8 22 der Kommiffions- 
befehlüffe anzunehmen und das Amendement meines Freundes Parifius abzulehnen, 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungskommiſſar Minifterialdireltor Marcard: Meine Herren! Gegen- 
fiber den Anträgen des Herrn Abgeordneten Parifius, die auch fchon in der Kom- 
miffion vorgelegen haben, ift die Staatdregierung in eine forgfältige Erwägung 
darüber eingetreten, ob es nad) den Beichlüffen der Kommiffion in Beziehung auf 
die Bildung der Genofjenfchaften oder bezüglich ihrer Rechtsverhältniſſe an irgend 
einer efjentiellen Beftimmung fehle. Diefe Erwägung hat dahin geflihrt, dag im 
Allgemeinen mit den Kommiffionsbefchlüffen ausgereicht werden kann. Nur in 
einem Punkte glaubt die Staatsregierung eine Aenderung herbeiführen zu müſſen 
und fie kann fih darin einem Antrage anjchließen, den der Herr Abgeordnete 
Parifius zu einem fpäteren Paragraphen geftellt hat. 

Der 8 3la der Kommiffionsbefchlüffe enthält die Befimmung, daß das 
Stimmverhältnig der Wuldgenofien nad) Berhältniß der Theilnahme an den 
Nugungen umd Laften zu regeln fei, daß jeder Waldgenofie wenigftens eine Stimme 
führen jolle, daß nur volle Einheiten eine Stimme gewähren und daß als Einheit 
der Betrag des am geringften Betheiligten zu Grunde zu legen jei. Diefe Be: 
fimmung wird nad) Anfiht der Staatsregierung dem Antrage des Herrn Ab- 
geordneten Parifius zu 8 31c, Abſatz 3 entfprechend, zu vervollftändigen fein. 

Dana) würde der Schlußjag des 8 31a lauten: 

„Jeder Waldgenofje hat mindeftensd eine Stimme und fein Waldge- 
noffe darf mehr als 2/, aller Stimmen vereinigen.“ 

Der Zwed eines folden Zuſatzes ift fofort einleuchtend. Es foll dadurd 
vorgebeugt werden, daß nicht ein größerer Waldbefiger die abfolute Herrichaft, in 
einer Waldgenoſſenſchaft erlangt. Ich bin beauftragt darauf aufmerkfam zu machen, 
daß fich dieſe Aenderung der Kommiſſionsbeſchlüfſe empflehlt. 

Prafident: Der Abgeordnete Dr. Müller (Hannover) hat den Schluß der 
Diskuffion beantragt. 

Ich erſuche diejenigen aufzuftehen, welche den Antrag unterſtützen. (Geſchieht.) 

Die Unterftügung reicht aus. 

Auf der Nednerlifte find noch eingetragen die Abgeordneten Freiherr von 
Schorlemer-Alft und v. Roeper-Toepersdorf. Diejenigen, welche jetzt die Diskuſfion 
ſchließen wollen, bitte ich aufzuftehen oder ftehen zu bleiben. Geſchieht.) 

Die Majoritätz die Diskuffion ift gejchloffen. 

Der Herr Berichterflatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Auf diefem Puntte 
unferer Berathung angelangt, müffen wir uns darüber Mar werden, ob wir in 
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diefem Augenblide ein Geſetz herftellen, wollen, mittelft deffen man Waldgenoffen- 
fchaften Tonftituiren kann, oder, meine Herren, ob wir jo lange mit der Abfaffung, 
mit der Emanirung eines ſolchen Gejeges warten wollen, bis wir das möglichft 
Befte, von einem Optimiften zu wünſchende Gefeß in diefer Richtung fertig brin- 
gen. Die Kommiffion, meine Herren, hat fich feinen Augenblid der Anficht ver- 
fchloffen, daß man noch etwas viel Befleres machen kann als diefes Geſetz. Die 
Kommiffion hat aber Überwiegend nicht aus Optimijten beftanden, fondern aus 
praftifhen Männern, die fi) gejagt haben: befier ein Geſetz, auf Grund deffen 
man iiberhaupt mit folden Organifationen vorgehen kann als gar keins. Das 
Lestere, nämli „gar keins,“ wird Ihnen wiederum von dem Herrn Kollegen 
Barifius eindringlid angerathen. Meine Herren, im nädjften Jahre wird die 
Sache genau ebenfo unreif fein wie heute, und in 2 Jahren ift fie vielleicht noch 
nnreifer — deshalb, weil bis dahin vielleicht noch viel mehr neue Ideen hervor- 
tommen die wieder erft diöfutirt werden müffen. Es liegt eine ſehr große Ge— 
fahr darin, gewifie Materien ohne Weiteres für unreif zu erklären. Es ift Dies 
ja ein Mittel, welches unter Umftänden recht gut wirft, welches man aber doch 
wirklich etwas beffer begründen muß, als es hier gefchehen if. Die Kommiffton 
hat ja über diefe Frage zu Rathe gefefien; fie hat entjchieden: Nein; wir wollen 
das Geſetz; find Mängel darin, fo werden wir eine praftifche Erfahrung für uns 
gewinnen, und wir werden dann vielleicht jpäter einmal Gelegenheit haben, diefe 
Mängel zu verbeffern. Und dann no Eins, meine Herren, ich bitte Sie, doch 
einen Augenblid ind Auge zu faffen, mit welchen Dingen wir e8 überhaupt zu 
tbun haben. Haben wir ed zu thun mit einer Erwerbsgenoſſenſchaft, die aus 
zahlreichen, fluftuirenden, in ihrer größten Mehrzahl befittlofen Exiſtenzen beftebt, 
oder haben wir e3 zu thun mit einem durchaus fonfervativen Geflige bäuerlicher 
_Grundbefiger, die an den Grund und Boden gebunden find, wo die Gemeinschaft, 
um die es fi handelt, viel mehr zwifchen dem Grund und Boden als zwiſchen 
den Perjonen eriftirt ? 

Wir haben ed nur mit dem Lettern zu thun, mit bäuerlichen Genoffenjchaf: 
ten fehr einfacher Verhältniffe, nicht mit jenen großen wechſelnden und wie ich 
gerne zugeftehe allerdings durch Itrenge, Normativbeitimmungen in dem Rahmen 
von geſetzlicher Eriftenz zu haltenden Erwerbs- und anderen Genoffenfchaften. 
Das allerdings möchte ich von hier aus noch einmal betonen, die Verleihung der 
Korporationsrechte ift eine Lebensfrage für alle Waldgenoſſenſchaften. Der Herr 
Minifter für die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten hat angeführt, daß die Sie: 
gener Haubergsgenoffenfchaften feine Korporationgrechte befäßen. Ja, meine Herren, 
das ift richtig. Ich ſelbſi Habe 7 Jahre lang mit unter diejen zahlreichen Wald- 
genoffenfchaften gewirkt, ich felbft bin der ausführende technifche Beamte von 23 
diefer Genofienfchaften gemefen, und ich kann Ahnen die Berfiherung geben, das 
änzige ernfte Gebrechen, an welchem jene Genoffenfchaft laborirte, war der Man- 
gel der forporativen rechtlichen Vertretung. Dieſe Genoſſenſchaften können nicht 
Hagen, können nicht verflagt werden, fie können als Genoffenjchaften keine Rechte 
erwerben und fie können bei jedem Holzverfauf, bei jeder Klage gegen einen fäu- 
migen Zahler des Holzgeldes, bei jeder Klage eines Beamten gegen die Genofjen- 
Haft in ihrer Gefammtheit megen Gehaltszahlung oder fonftiger Emolumente, 
tommen fie in die allerfchlimmfte Lage von der ganzen Welt. Ich bitte Sie des. 
bald, meine Herren, den Antrag des Herrn Kollegen v. Loeper, der mir in diefer 
Rihtung allerdings eine ftarfe Sicherung zu jchaffen jcheint gegen den Mangel 
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der Korporationsrechte, der doch in einzelnen Fällen eintreten könnte, annehmen 
zu wollen, im Uebrigen aber ſich mit dem Geſetze zu begnügen, wie es in dieſem 
Augenblicke gemacht werden kann, und lieber etwas zu machen als gar nichts. 

Präafident: Meine Herren! Wir werden zunächſt abſtimmen über den 8 22, 
defien Streihung der Abgeordnete Parifius beantragt hat. Wenn der 8 22 ab- 
gelehnt werden follte, und nur in diefem Falle, wird die Refolution zur Abſtimmung 
kommen, welche der Abgeordnete Parifius unter Nr. 314 III 2 vorgefchlagen hat, 
‚und zwar wird bei der Abftimmung über dieſe Reſolution zunädft eine Borab- 
fimmung über die Worte „freie und Zmangs-“ erfolgen, falls nicht der Herr 
Abgeordnete diefe Worte fallen laſſen ſollte. 

Wenn der Antrag des Abgeordneten Parifius auf Streihung des $ 22 nit 
angenommen wird, vielmehr die Annahme des 8 22 beichloffen wird, fo werben 
wir in der Berathung der folgenden Paragraphen mit den betreffenden Amen- 
dements fortfahren. 

Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort zur Gefchäftsordnuug. 

Abgeordneter Parifius: Ich glaube bereits vorhin erklärt zu haben, daß 
ich diefe Veränderungen nad) dem Antrage des Herrn v. Schorlemer-Alft accep- 
tire, und felbft die Streichung der betreffenden Worte beantragte. 

Prafident: Es ift alfo eine befondere Vorabfliimmung über diefe Worte 
nicht mehr erforderlich; die Worte: „freie und Zwangs⸗“ in der 2. und 3. Beile 
der Refolution sub III 2 des Abgeordneten Parifiug fallen aus. 

Ich erjuche diejenigen von Ihnen, welche den 8 22 der Kommiffionsvor- 
[läge im Widerjpruch mit dem Antrage des en Parifius annehmen 
wollen, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Es wird die Gegenprobe gewünſcht. 

Diejenigen, welche den Paragraphen nicht annehmen wollen, bitte ich aufzu- 
ſtehen. (Geſchieht.) 

Das Büreau iſt darüber einig, daß die jetzt Stehenden die Minorität bil— 
den. — Der 8 22 ift von der Mehrheit angenommen, und damit fällt die Ab- 
flimmung über die Refolution fort. 

Wir gehen jett über zur Diskuffion des $ 222. Zu diefem Paragraphen 
liegt unter 318, 1 ein Antrag*) des Abgeordneten Pariſius vor. 

Ich eröffne die Diskuffion. Der Abgeordnete Parifiud hat das Wort. 

. Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Ich habe hier etwas beantragt, 
was bereit$ der Herr Abgeordnete Bening zuftimmend beſprochen hat, nämlich 
anftatt „mindeftens ein Drittel“ zu jagen: „die Mehrheit“. Bei dieſer Gelegen- 
beit erlaube ich mir etwas auf einige Bemerkungen des Herrn Minifterd zu er- 
widern. Der Herr Minifter führte ung die am Wiehegebirge belegenen Ort- 
haften und Waldgrundftiide als Beiſpiel an, weshalb das Geje in dieſer 
Faffung anzunehmen wünſchenswerth fe. Bon den Ortfchaften des Wiehege- 
birges num liegen ung eine große Menge Petitionen vor, von Gemeinden und 
MWaldbefigern, die vor dem Gefete Furcht haben, und ich bin auf das Feſteſte 
iiberzeugt, und ich glaube auch, der Herr Kollege Brüggemann, der jenen Kreis bier 
vertritt, wird mir darin zuftimmen, daß gerade in diefem Kreiſe nach dieſem 
Geſetze feine Genoffenfchaft entftehen wird, es fomme denn dahin, daß. eine 


*) Der Antrag lautet: im 8 22a zu db ftatt „mindeftens ein Drittel" zu fagen: „Die 
Mehrheit”. 
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Waldgenoſſenſchaft zufammentreten muß, jobald nur die Polizeibehörde darauf 
einen Antrag ftellt. 


Es ift bei dieſem Punkte wie bei den anderen; ich habe die fämmtlichen 
Anträge blos deshalb geftellt, damit Sie auch wirklich Genoffenfchaften befom- 
men, auf die Weife der Kommiffionsvorfchläge befommen Sie keine Genoffen- 
ſchaften; das, was Sie durch diefes Geſetz fchaffen wollen, nennen Sie zwar 
Genoſſenſchaften, ift aber wirklich von Genoſſenſchaften fo weit entfernt, wie irgend 
denkbar. Meine Herren, ich wünſche bier, daß die Mehrzahl beftimmt und nicht 
blos ein Drittel und dahin geht aljo mein Antrag, und Sie haben keine Urfache 
ihn abzulehnen, weil es fich hier „nicht blos um befitlofe Eriftenzen“ handelt, 
wie der Herr Referent anflihrte, daß es bei denjenigen Genofjenichaften gejchebe, 
von denen er meint, daß ich meine Anträge entnommen hätte. Dabei möchte ich 
ihn ebenfo wie den Herrn Minifter doch bitten, fih um die Erwerb3- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften überhaupt näher zu kümmern, bevor Sie von ihnen 
Gründe gegen meine Anträge hernehmen. Der Herr Referent fennt gar nichts 
davon, er hat zum Beifpiel feine Ahnung, daß Milchereigenoffenfchaften und 
landwirthichaftlicde Konfumvereine eriftiren, die nur aus Rittergutsbefigern und 
Bauergutsbefigern beftehen; er nennt das alles „befitloje Eriftenzen und nimmt 
aus ſolchen Anfchauungen feine Gründe gegen meine Anträge. Der Herr Mi- 
nifter Spricht immer vom „Normalftatut” und fcheint wirklich der Meinung zu 
fein, daß das, was im Genoffenfchaftsgejeg von Normativbeitimmungen enthalten 
ift, ein „Normalftatut“ fe, mährend es in der That dem, was man mit Nor- 
malſtatut bezeichnet, nicht im entfernteften gleicht. Ich kann ihn nur bitten, fid 
die neueflen Schriften von Schulze-Deligih mit ihren „Normalftatuten“ auch 
für landwirthſchaftliche Genoſſenſchaften anzufehen, da wird er fich liberzeugen, 
daß die gefeglichen Beftimmungen, die im Genoffenfchaftsgefeg ftehen, von dem 
Normalftatut fo weit entfernt find, wie — — ich will fein Beifpiel brauchen. 
(Heiterfeit.) 


Alfo, meine Herren, wenn Sie mir derartige Gründe entgegenhalten, fo muß 
ih Ihnen jagen, bier bin ich nicht derjenige, welcher vom grünen Tiſche aus 
urtheilt, fondern Sie; hier verftehe ich zufällig mehr davon, als Sie. (Heiterfeit.) 

Bräfident: Der Herr Minifter für die Iandwirthichaftlichen Angelegen- 
beiten hat das Wort. 

Minifter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Ich will auf die Entgegnungen des Herrn Abgeordneten Parifius nicht weiter 
eingehen und nur bemerken, daß ich nichts anderes gejagt habe, als daß die 
Amendements des Herrn Abgeordneten den Zweck verfolgen, in diejes Geſetz eine 
Art Normalftatut für Waldgenoffenichaften Hineinzubringen, in Grundzügen, 
weldhe maßgebend fein follen als Normativbeftimmungen für die einzelnen Ge- 
noffenfchaften. Ob das richtig ift oder nicht — ih kann mich ja irren — 
darliber hat das Haus Gelegenheit zu entjcheiden, indem die Amendements des 
Heren Abgeordneten Parifius vorliegen. Diejes Urtheil hängt im übrigen mit 
der Kenntniß der Erwerbs- und Wirthichaftsgenoffenichaften und der landwirth- 
ſchaftlichen Genoffenfchaften, von welchen letzteren ich übrigens, wenn ich mid) 
nicht täufche, Fein Wort gejagt habe, gar nicht zufammen; ich glaube aljo in der 
That, daß die lebhafte Entgegnung des Herrn Abgeordneten Parifius an mic 
nicht richtig adreffirt war. 
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Was die Anträge zu diefem Paragraphen betrifft, fo bemerfe ich, daß die 
Staatsregierung bezüglich der von der Kommifftion gemachten Aenderung an die 
äußerfte Grenze gelangt ift, von welcher fie annimmt, daß innerhalb derfelben 
eine Ausführung des Geſetzes möglich bleibt. Wenn die Staatsregierung bereit 
ift, die Kataftralmehrheit zu fombiniren mit dem Drittel der Köpfe, jo bietet fich 
Ihnen hierin eine fehr ftarfe Garantie; darliber hinaus würden die Beftimmungen 
über die Genoffenfchaften als leere und undurhführbare erjcheinen müffen. Wenn 
der Herr Abgeordnete Parifius die Mehrheit der Köpfe und des Kataftraler- 
trages verlangt und fie jchließen fich diefem Antrage an, fo glaube ich allerdings, 
daß auf einem andern Wege erreicht wäre, was Sie foeben abgelehnt haben, 
die Beftimmungen über die Bildung der Waldgenoffenihaften völlig illuſoriſch 
zu machen. Aus diefem Grunde bitte ich Sie, das Amendement abzulehnen. 

Brafident: Der Abgeordnete v. Loeper-Loepersdorff hat das Wort. 

Abgeordneter v. Löper⸗Löpersdorff: Meine Herren! Ich habe denfelben 
Antrag zu diefem Paragraphen, den jetzt Herr Abgeordneter Parifius geftellt hat, 
in der Kommiffton geftelt, den Antrag, daß nicht allein der Kataftralreinertrag 
berechnet, fondern zugleich die Mehrzahl nad der Kopfzahl zuftimmen fol zu 
der Bildung der Waldgenoffenfchaften; ich werde diefen Antrag alfo auch heute 
unterftügen. Ich kann dem Herrn Minifter nicht zugeben, daß man gerade mit 
einem Drittel, wozu die Kommifton fi allmälig gefteigert hat, an der Grenze 
des Zuläffigen angefommen ift. Ich weiß in der That nicht, woraus das folgen 
follte, daß gerade in dieſem Drittel hier die Grenze des Zuläffigen liegen ſoll. 
In der Regel — das kann ich zugeben — wird die Mehrzahl, noch dem Kataftral- 
reinertrege berechnet, fich deden mit der wirklichen Mehrzahl, nach den Köpfen, 
indefjen wird das doch nicht immer der Yal fein. Dies Amendement ift dazn 
beftimmt, den Zwang, der in diefen Genofjenihaftsbildungen liegt, auf das Mi- 
nimum zu reduziren. Der Zwang fol nicht dahin gehen, unter Umftänden die 
Mehrzahl einer Gemeinde, einer großen Menge von Befigern, zu zwingen, fondern 
nur dahin, wenn die Mehrzahl ein Unternehmen für ein der Gemeinde nützliches 
fhon hält, dann den Widerftand Einzelner gegen diefen Mehrheitsbefchluß zu 
breden, mas außer Statuirung eines ſolchen Zwanges unmöglich fein würde, 
da eben die Genoffen an einen Raum gefeflelt find uud einer von dem andern 
abhängig if. Im Mebrigen aber, meine Herren, ift e8 meine Anficht — und das 
möchte ih auch den Herren aus Weftfalen erwidern, die jo ftarke Oppofition 
machen gegen dies Gefeß — daß es die erfte Aufgabe ift, unter den Intereſſenten 
durch Belehrung, durh Aufmunterung, allenfalls durch PBrämienvertheilung die 
Meberzeugung zu weden, daß eine folhe Genofjenfchaftsbildung in ihrem eigenen 
wirthſchaftlichen Sntereffe liegt, daß man dadurch nur ihre eigenen wirthichaft- 
lien Bedürfniſſe erfiillt, und wenn fie diefe Ueberzeugung erlangt haben, dann 
wird die Genoffenichaftsbildung leicht fein, dann wird der Widerftand aufhören, 
der jet in den Kreifen der Weftfäliichen Waldbefiger noch fpuft. Aber um dies 
Ziel zu erreichen, dazu ift meiner Meinung nad die allergrößte Vorficht nöthig, 
und ih kann feinen Werth darauf legen, daß man jo raſch vorgeht mit der Bil- 
dung von Genoffenichaften. 

Warte man lieber eine längere Zeit, aber jchaffe man dann etwas, was wirf- 
lich die Gemeinden befriedigt, und das werden Sie unter allen Umftänden am 
fiherften erreichen, wenn Sie die beiden Maßftäbe fombiniren, zugleich den Ka- 
taftralreinertrag und die Kopfzahl. 
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Ich kann Ihnen daher diefes Amendement nur empfehlen. 

Präfident: Es ift der Schluß der Diskuffton beantragt von dem Abgeord- 
neten Heiliger. 

Diejenigen, welde den Antrag unterſtützen, bitte ich, aufzuftehen. (Ge- 
ſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Auf der Rednerliſte iſt noch notirt der Abgeordnete v. Benda. Derſelbe hat 
inzwiſchen verzichtet. 

Damit iſt der Schluß von ſelbſt eingetreten. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Ich glaube, es hat Niemand be- 
hauptet, daß der Abgeordnete Parifius von den Erwerbs⸗ und Konfumgenofien- 
Ihaften, auch von den Melfereigenoffenfchaften und Aehnlichem nichtS verftiehe. Ich 
habe nicht8 behauptet, obwohl es mir hätte nahe liegen fünnen, bei verfchiedenen 
Gelegenheiten, daß er von Waldgenoflenjchaften nichts verfteht. Ich babe fein 
Wort gejagt, ich würde wohl Veranlaffung gehabt haben, darauf Hinzudeuten. 
Diefe Vorwürfe find meiner Anficht nach unbegründet. Das Haus hat bei 8 22 
zum lebhaften Mißvergnügen des Abgeordneten Parifius gegen ihn entichieden; 
dafür kann ich doch nichts, bin auch nicht einmal verantwortlich dafür. Was die 
Sache anbelangt, fo ift ja der Umftand, ob Sie 1/,, 1/4, Ye, Ya oder 3, nehmen 
— das Lestere möchte ich dem Abgeordneten v. Löper zurufen; er meint, mit 
Ya fei gerade die richtige Grenze gefunden; man könnte ebenfo gut 7/; nehmen, 
— das Alles ift ganz arbitrair. Ob Sie die eine oder die andere diejer Ziffern 
annehmen, meine Herren, hängt weſentlch ab von Ihrer praftiichen Erwägung, 
ob Sie durch die eine oder die andere Beichlußfaffung die Genoſſenſchaftsbildung 
in höherem oder geringerem Maße unmöglich machen oder befchränfen wollen, 
und in diefer Richtung, glaube ich, wird man doch nicht gut thun, wenn man 
bis zur Mehrheit Hinaufgeht. Ich kann mich ebenfo gut entfchließen 1/4 zu fagen, 
wie 1,,, aber das muß ich fagen, nach meinen Erfahrungen halte ich e8 doch fehr 
[Hwierig, die Mehrzahl der Koften und die Mehrzahl des Bodenkapitals gleich- 
zeitig zu einer Beichlußfaffung in dem Sinne der pofitiven Genoffenschaftsbildung 
zn bringen und ich bitte Sie deshalb, aus diefen Erwägungen bei der Kommif- 
fionsvorlage ftehen bleiben zu wollen. 

Prafident: Zu einer perfönlichen Bemerkung hat der Abgeordnete Pari- 
ſius dag Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Es würde mir nicht eingefallen fein 
dem Herrn Referenten zu fagen, daß er von Erwerbs» und Wirthsfchaftsgenoffen- 
haften nichts verfteht, wenn er nicht ausdrücklich gegen mich Beweife hergenommen 
hätte von den Erwerbs- und Wirthichaftsgenoffenfchaften. Lediglich das hat mich 
dazu veranlaßt; fonft wilrde mir, ein derartiges Urtheil zu fällen, nicht einfallen. 
Ich fr meinen Theil erfläre ihm fofort, daß ich von der Waldtechnif nicht das 
Geringfte verftehe und ich glaube, ihn damit zu befriedigen. Ich habe aber feinen 
einzigen Antrag geftellt, der ſich auf Waldtechnif bezieht, es fei denn, daß ich ihn 
aus dem Wittgenfteiner Waldkulturgefeg entnommen; ich habe aber dann in der 
Kommiffion ausdrücklich erklärt, daß ich derartige Anträge nur aufrecht erhalten 
werde, wenn die Techniker oder Sachverftändigen ihnen beiftimmen. 

Präfident: Meine Herren! Wir werden zunächſt tiber den Antrag Pariſius 
abſtimmen und dann, wenn es verlangt wird, über den Paragraphen. 
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Ich erſuche Diejenigen, welche nach dem Vorfchlage des Abgeordneten Bari- 
fing ftatt der Worte „mindeftens ein Drittel“ fagen wollen „die Minderheit“, 
anfzuftehen. (Gejchieht.) 

Das ift die Minderheit. Der Antrag ift nicht angenommen. 

Eine Abftimmung über den Paragraphen wird nicht verlangt, derfelbe ift 
vom Hauje angenommen. 

Zu $ 23 wird das Wort nicht verlangt, ich konſtatire deffen Annahme. 

Zu $ 24 liegt unter 318 II. ein Antrag*) des Abgeordneten Pariflus vor, 
eine andere Faſſung des Abjages b und ein Antrag auf Streichung des lebten 
Abſatzes. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Die Schwierigkeit des Themas er- 
jehen Sie daraus, daß der Herr Präftdent in dem, was er eben äußerte, ſich irrt, 
wenn er meint, e8 jei nur eine andere Faſſung beantragt. Ich glaube bei den 
vorzüglihen Eigenjchaften des Herrn Präfidenten ift e8 ein Beweis für mid, 
daß doch die Sache einigermaßen ſchwer zu überſehen ift und daß es wünſchens⸗ 
werth geweſen wäre, wenn der Bericht ſich längere Zeit vor der Verhandlung in 
unferen Händen befunden hätte, 

Prafident: Ich erlaube mir die Zwijchenbemerfung, Herr Abgeordneter: 
unter einer anderen Faſſung habe ich nicht eine andere Redaktion verftanden, 
fondern eine andere Formulirung des Abfates. 

Abgeordneter Pariſius: Dann bitte ich um Verzeihung, ich hatte geglaubt, 
nah dem Spradgebrauh die Worte des Herrn Präfidenten fo auffaffen zu 
müffen. 

Bon diefem Antrage zu $ 24a made ich mir jehr geringe Hoffnung, daß 
Sie ihn annehmen werden. Er geht hervor aus einer langen Erörterung, die in 
erfter und zweiter Lefung in der Kommiffton geführt wurde und zwar weniger 
von meiner Seite als von Seiten anderer Herren, die diefen Gedanken aufge: 
faßt hatten. Meine Herren, der Uinterfchied zwiſchen diefem Vorſchlag und dem 
der Kommiffion befteht weſentlich darin, daß ich und die Herren, die früher in 
der Kommiffion diefe Anficht vertreten haben, der Meinung waren, daß eine 
derartige Waldgenoffenichaft, wie fie Hier als Regel vorgefchlagen iſt, wonach 
jeder Waldgenofje feinen Grund und Boden hineinwirft in die Genoflenfchaft, 
zwar Befiter bleibt, aber doch immer hineinwirft zur gemeinfchaftlichen Bewirth- 
Ihaftung und nur alljährlich nah einem gewiffen Vertheilungsmodus eine be- 
fimmte Summe dafür herausbekommt, daß diefe Art von Genoffenfchaften fehr 
wenig Gefhmad bei den wirklichen Waldbefigern finden wird, während eine 
Wirthichaftsgenoffenichaft ſich als Regel derartig herftellen könnte, daß der Wald- 
genoffe die Koften der Aufforftung und des Abtriebs, die bei feinem Grund» 


*) Der Antrag lautet: 

a. ftatt des Abſatzes unter b zu fegen. 
„daß in den Fällen des 8 22 unter 2 die Koften und Laften der gemeinfchaftlichen Be⸗ 
wirthſchaftung, foweit fie ale Grundſtücke treffen, nach dem Verhältniſſe des Kataftral- 
Reinertrages der vereinigten Grundftüde aufzubringen, dahingegen bie jedes einzelne 
Grundftüd betreffenden Koften einfchließlich der Aufforftung und des Abtriebes von dem 
Waldgenofien zu tragen, beziehungsmweife von bdemfelben der Waldgenoſſenſchaft zu er⸗ 
ftatten find, wogegen ihm auch die Erträge bes Grundftüdes nach bem Betriebsplane 
aufallen.“ 

b. den legten Abſat zu ftreichen. 
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ſtücke erwachien, allein trägt und dafür ebenfalls die Erträge feines Grundftüds 
zurüdempfängt, nämlich fo weit nad) dem Betriebsplan jene Koften durch Auf- 
forftung und Abtrieb entftehen und andererfeits diefe Erträge entftehen durch Ab- 
trieb des Grundftüds. Wenn Sie diefen Antrag annehmen, würde allerdings 
noch in Betreff der folgenden Paragraphen eine Repifion ftattfinden müffen. Ich 
meinte nur, bier dem Prinzip, welches uns in der Kommiffion fo lange beichäf- 
tigt hat, Ausdrud geben zu müſſen, ohne mir zu verhehlen, daß dann weitere 
Aenderungen noch nothwendig werden würden. 

Ich kann hierbei wohl noch das Eine bemerken, daß alle meine Anträge 
aus der Abficht hervorgehen, Waldgenoffenichaften zu fchaffen, während die Bor- 
fage, und darin irrt meiner Meinung nach der Herr Minifter mirklich nicht, derart 
ft, daß fie den Leuten Luft macht, einen Antrag zu ftellen auf Herftellung einer 
Baldgenofjenichaft; ein Antrag, der nachher zur Folge hat, daß fie ihn niemals 
zurüdziehen können, daß fie ferner gar nicht in der Tage find, fir ihre ganze 
Lebenzzeit, mit fammt Kinder und Kindeskinder noch irgend eine freie Verfügung 
über ihre Waldgrundftüde zu haben; denn die Waldgenoffenfchaften dieſes Ge— 
fees jollen — das Wort ift hier noch nicht bemerkt worden — ewige fein, — 
fie jollen nur aufgehoben werden fünnen mit Genehmigung des Waldfchugge- 
richtes. 

Präfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdireltor Mareard: Die Regierung erklärt 
fh mit den Vorfchlägen der Kommiffton zu 8 24 einverftanden, dagegen muß 
fie dem bezüglichen Antrage Parifius entjchieden entgegentreten. Die Vertheilung 
von Koften und Nutungen, wie fie der Herr Abgeordnete Parifius in feinem 
Antrage vorgefchlagen hat, läßt fich füglich hören, fobald fie auf freier Verein— 
barung der Betheiligten beruht; obligatorifch kann man eine ſolche Vertheilungs— 
art nicht machen, da durch diefelbe eine ſehr erhebliche Beeinträchtigung einzelner 
Grumdbefiger eintreten kann und manche Betheiligte vielleicht Dezennien lang 
auf jede Einnahme aus dem Walde zu verzichten haben würden. Ich erſuche 
Sie, den 8 24 in derjenigen Faſſung anzunehmen, wie die Kommiffton ihn bor- 
geihlagen Hat. 

Präfident: Die Diskuffion ift gefchloffen; der Herr Berichterftatter bat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Diefer Vorſchlag, 
der Ihnen gemacht wird, ift nebenbei techniſch gänzlich undurchführbar; es ift 
ganz unmöglich, auf Grund diefes Vorfchlages eine Genoſſenſchaft zu fonftituiren. 
Benn Sie nämlich die einzelnen Parzellen als Nutungsparzellen beibehalten, 
dann können Sie niemald zu dem gelangen, was der Forfttechnifer eine Schlag» 
ordnung nennt, weil diefe Schlagordnung einhergeht mit ganz beftimmten, nad) 
ganz anderen Berhältniffen zu beurtheilenden Wirthichaftsfiguren, die Durch gerade 
Linien begrenzt werden. Jeder von den Herren bier im Haufe, der mit Land- 
wirthichaft oder Waldwirthſchaft jemals zu thun gehabt hat, wird mir beipflid- 
ten, wenn ich behaupte, das ift technifch-wirthichaftlich eine Unmöglichkeit. Ich 
bitte Sie deshalb, den Antrag abzulehnen. 

Präfident: Wir werden zunächſt abflimmen über den Borjchlag, welchen 
der Abgeordnete Pariſius unter Nr. a gemacht hat, und dann über den legten 
Abſatz, den der Abgeordnete geftrichen haben will. 

Zur Geichäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Parifius. 


3.460: = 


Abgeordneter Pariſtus: Da hier behauptet wird, mein Antrag wolle tech - 
niſch Unmögliches, und ich jett nicht im Stande bin, das zu wiederlegen, jo 
ziehe ich den Antrag zurück. 

Prafident: Wünſchen Sie noch die Abftimmung über den legten Abſatz? 

Abgeordneter Parifins: Nein, auch nicht! | 

Präfident: Dann liegt zu diefem Paragraphen ein Antrag überhaupt nicht 
mehr vor. Es wird auch eine Abftimmung über den Paragraphen nicht verlangt, 
— der $ 24 ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton tiber die SS 25 und 26, — beide Paragraphen 
find angenommen. 

Zu 8 27 hat der Abgeordnete Stader beantragt, unter Nr. 320 der Drud- 
ſachen die Worte „Liegen fie in einem felbfiftändigen Stadtkreife oder“ zu ftreichen. 

Der Abgeordnete Tauenftein hat das Wort. 

Abgeordneter Rauenftein: Deine Herren! Der Antrag ift nur eine Kon- 
fequenz Ihres Beichluffes zu 8 8 und bedarf daher feiner weiteren Motivirung. 

Vräafident: Das wird wohl vom Haufe anerkannt? (Zuftimmung.) 

Es wird auch hier Feine Abftimmung verlangt, — mit der Streihung der 
von mir bezeichneten Worte ift der $ 27 angenommen. 

Beim $ 28 ift von dem Abgeordneten Parifius unter Nr. 318 ad 3 eine 
Aenderung*) im legten Abſatz beantragt. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Partfius: Meine Herren! Hier bitte ih Sie dringend, fi) die 
Folgen zu überlegen, wenn Sie den Vorſchlag der Kommiffion annehmen: Ein 
Antrag auf Waldgenofjenfchaft kann geftellt werden von der Landespolizeibehörde, 
von der Gemeinde, dem Kreife oder dem einzelnen Befiter. Set foll nun der 
Kommiffar an Ort und Stelle prüfen, ob fi) hierfiir diejenige Mehrheit findet, 
die im $ 22 nach den Beichlüftien nothwendig ift, damit das Verfahren zur 
Zwangsgenoſſenſchaft feinen weiteren Fortgang finde. Dazu follen aber vorge- 
laden werden die ſämmtlichen Betheiligten, die in die Genoſſenſchaft mithinein- 
gezwungen werden jollen, unter der Verwarnung, daß die Nichterjcheinenden den 
Beſchlüſſen der Erfcheinenden für zuftimmend erachtet werden follen. Meine 
Herren, ich behaupte, daß, wenn Sie diefe Beftimmung annehmen und wenn Sie 
ferner den jpäteren Vorſchlag der Kommiffion annehmen, wonach die Betheiligten 
nicht das geringfte Entjcheidende mritzureden haben in Betreff des Statuts, daß 
dann das Geſetz wirflih den Anfchein gewinnt, als wenn es darauf berechnet 
wäre, thörichte Grundbefiger, Teichtfinnige Waldbefiger in eine Waldgenoffenihaft 
einzufangen. : 

Meine Herren, ich würde meinen, ein ſolches Geſetz, welches auch nur den 
Anfchein gewinnt, auf die Unfenntniß der Betheiligten zu fpefuliren, darf im 
Preußiſchen Staate nicht gegeben werden. Auch für den Yall, daß mein Wider- 
fpruch nicht zu anderen Beichlüffen führt, fol wenigftens im Lande Aufklärung 
darüber gegeben werden, was das für Zwangswaldgenoſſenſchaften find, melde 
Gefahren e3 hat, wenn man fi) verleiten läßt, entweder einem darauf gerichteten 
Antrage zuzuftimmen, oder aber auch nur zu dem Termin nicht zu erjcheinen. 


*) Die Aenderung lautet: „daß die Nichtericheinenden dem Antrage auf die Begründung 
einer Waldgenofienfchaft nicht zuſtimmen.“ 
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Es ift das das Gefährlichfte, was jemals in genoffenjchaftlicher Bildung in Preußen 
und vielleicht in der ganzen Welt verfucht ıft. 

Praftdent: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdirettor Mareard: Meine Herren! Ich bitte 
Sie dringend, den Antrag Barifius abzulehnen und die Kommiſſionsvorlage an- 
zunehmen. Ich erkenne in dem Antrage PBarifius nur ein anderes Mittel, um 
die Bildung von Waldgenoffenfchaften zu verhindern. Das Präjudiz, welches 
die Negierungsvorlage enthielt und welches der Kommiſſionsbeſchluß mwiedergiebt, 
ift in unferer Agrargefeßgebung unter analogen Verhältniffen durchaus heimiſch, 
und es ift fein Grund vorhanden, von diefen Präjudiz bier abzufehen. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Meine Herren! Es waltet hier entjchieden ein 
Mißverftändnig vor. Der Paragraph lautet ja nicht dahin, daß die nicht Er- 
fchienenen zur Bildung einer Genofjenjchaft zuftiimmend angenommen werden 
follen, fondern nur dahin, daß fie dem Beihluß der Erfchienenen beitretend er- 
achtet werden follen. Nun kann ja aber der Beſchluß der Erfchienenen eben fo 
gut gegen die Bildung einer Genoffenjchaft gerichtet fein. Ich glaube, der von 
Herrn Barifius erhobene Vorwurf hat gar feinen Grund. 

Präſident: Der Abgeordnete Parifins hat das Wort, 

Abgeordneter Partfins: Meine Herren! Darin hat ja der Herr Abgeord- 
nete Bening Recht, aber was bedeutet denn das? Iſt Ihnen nicht befannt, daß 
in Preußen bei Berfuchen, Betheiligte über Dinge za vernehmen, vielfach die 
Meinung vormwaltet, daß, wenn man nicht fommt, man vorläufig durch Schweigen 
proteftirt, und daß dann fpäter immer noch ein Zeitpunkt eintritt, wo man feinen 
Pideriprucp mit Erfolg geltend machen kann. Gerade das Beiſpiel von den fo- 
genannten Meliorationsgenoffenjchaiten, die im wirklichen Sinne des Wortes Teine 
Genoſſenſchaften find, fondern nur Verwandſchaft mit ihnen haben, paßt hierher; 
denn es ift eine Erfahrung, daß bei deren Begründung die Betheiligten oft nicht 
erſchienen find, weil fie meinten, nur dann, wenn fie fämen, jpäter zu Geldzab- 
{ungen herangezogen werden zu fünnen. Das ift eine Thorheit der Leute, aber 
eine ſehr verbreitete. 

Dem Herrn Regierungstommifjar möchte ich erwidern, daß ich nicht glaube, 
daß feine Worte dahin gehen follten, als wenn er mir die Abficht unterlegte, 
die Bildung von Waldgenoffenjchaften zu verhindern, im Gegentheil ich bin ſehr 
eifrig eingenommen für das Entſtehen derſelben, aber ich halte mich verpflichtet, 
wenn ich meine, daß auf die von der Regierung vorgeſchlagene Weiſe keine ent— 
ſtehen, Alles zu thun, dies klar zu legen und es dahin zu bringen, daß das Geſetz 
ſo geändert wird, daß die Entſtehung von Waldgenoſſenſchaften wirklich möglich iſt. 

Präſident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Der Herr Berichterſtatter ver- 
zichtet. Ich bitte den Antrag des Abgeordneten Pariſius zu verleſen. 

Schriftführer Abgeordneter Gruetering: 

Im letzten Abſatz des 8 28 die Verwarnung dahin zu ändern: 
„daß die Nichterſcheinenden dem Antrage auf die Begründung einer 
Waldgenoſſenſchaft nicht zuſtimmen.“ 

Präſident: Diejenigen, welche dieſe Aenderung annehmen wollen, bitte ich 
aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit. Der Vorſchlag der Kommiſſion wird alſo ohne 
Veränderung vom Haufe für angenommen erklärt werden können. 

Jahrb. d Pr. Sorſt- u. Jagd-Geſesg VIIL 11 
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Bei $ 29 liegt eine Aenderung des Eingangs*) vom Abgeordneten Pari- 
fing vor. 

Ich eröffne die Diskuffion. En. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Diefer Antrag erledigt ſich durch 
die frühere Beihlußfaffung, ih muß ihn zurüdziehen, weil Sie den Antrag, auf 
den er fich bezieht, abgelehnt haben. . 

Präftdent: Diefer Antrag ift alfo ausgefallen. Dann Tann ic) wohl feft- 
ftellen, daß der $S 29 angenommen ifl.‘ 

Ich eröffne die Diskuffton über $ 30, zu dem fi Niemand gemeldet hat, 
derjelbe ift angenommen. 

Zu $ 31 liegt ein Antrag**) des Abgeordneten Barifins unter Nr. 318 ad 5 
vor. Ich eröffne die Diskuffion. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Hier fommen Sie anf die foge- 
nannten Normativbeſtimmungen und hier ift mir Gelegenheit gegeben, dem Herrn 
Minifter, den ich leider nicht auf feinem Platze fehe, auf feine Ausführungen 
gegen meinen früheren Antrag etwas zu erwidern. Er nannte die Beftimmung, 
die ich vorjchlug, ein „Normalftatut“. Meine Herren, ich fchlage Ihnen vor, 
hier im 8 31 die Effentialien eines Statuts Hineinzufegen, wie das in jeder ent- 
ſprechenden Gejeßgebung ift und wie es auch nach den Motiven beabfichtigt mar. 
Ich ſchlage dann ferner allerdings eine Heine Zahl Normativbeftimmungen zur 
Ausführung der einzelnen Nummern diefes Paragraphen vor. Aber das ift der 
allerloderfte Rahmen, der itberhaupt möglich ift, um darin eine Genoflenfchaft 
im wirklichen Sinne des Wortes zu bilden. Nachher Tann erft von Normal- 


*) Die Uenderung lautet: „Wenn nicht mindelten? die nach 8 23a zur a einer 
Baldgenofjenichaft erforderliche Zahl der Betheiligten dem Antrage zuſtimmt, fo.. 
**) Der Antrag lautet: 
a. Zu Rr. 2 hinzuzufügen: 
„und der einzelnen betheiligten Brundftüde”, 

b. Zwiſchen 2 und 3 einzufügen als neue Nunmer (2a): 

„Die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Halle diefelbe auf eine beftimmte De be= 
fhräntt werden fol“, 

ce. zu Nr. 6 die Worte 
„ſowie am Stimmrechte” 

zu ftreichen, 

und dafür zu fegen unter ueuen Nummern: 
(Nr. 6b) die Form, in weldjer die Zufammenberufung der Walbgenoffen geſchieht, 
die Bedingungen des Stimmrecht3 derfelben und die Form, in melcher daflelbe auß« 
geübt wird; 
(Nr. 6c) die Gegenftände, über welche nicht ſchon durch einfadhe Stimmenmehrheit 
der erjhienenen Waldgenoſſen, fondern nur durd eine größere Stimmenmehrheit 
oder nad) andern Erfordernifien Beſchluß geiaßt werden Tann; 

d. ftatt Nr. 7 zu ſetzen: 

7) Die Grundjäße,. nad) denen die Jahresrechnung, beziehungsweiſe die Gewinnbe⸗ 
rechnung aufzuſtellen iſt und die Art und Weiſe der Prüfung derſelben; 

e. eine beſondere Nummer an paſſender Stelle in den 8 3: einzuſchieben, dahin: - 
„Die Bedingungen, unter denen bie Eigenthümer angrenzender Srundftüde als frei- 
willige Genofjenichafter aufgenommen werden und wieder außtreten können.“ 

f. Die Nr. 8 zu ftreichen und dafür zu fegen an pafiender Stelle als bejondere Nummer: 
„Die Art der Wahl und Zufammenfesung des Vorftandes und die Formen für die 
Legitimation der Mitgiieder deſſelben. 
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ſtatuten die Rede fein, an die ſich innerhalb jenes Rahmens die einzelnen Wald⸗ 
genoffenichaften zu halten Haben. Zu den abjolut nothwendigen Erforderniffen 
eines Statuts gehört die Beftimmung, daß die Genoſſenſchaft einen Vorſtand 
babe, und wie diefer Vorftand befchaffen fein muß. Das Alles foll nad der 


Vorlage der Regierung lediglich dem freien Ermeffen des Waldſchutzgerichts über: 


laffen bleiben und den Bermwaltungsgerichten der höheren Inſtanzen, — wenn 
Sie wollen, auch dem Kommiſſar des Waldſchutzgerichts. Man will nicht vor- 
ichreiben, daß in dem Statut eine Beftimmung darüber fein fol. 

Dann beantrage ich, es fol in das Statut hineingejchrieben werden müſſen 
die Zeitdauer, welche eine Genoffenfchaft haben folle, im Tal diefelbe auf eine 
beftimmmte Zeit befchräntt werden ſolle. In der Kommiffien ift erflärt, derartige 
Genofſenſchaften kommen nicht vor, es foll feine Waldgenoffenfchaft mit beftimm- 
ter Zeitdauer geben, fie follen ewig fein — fo habe ich e8 wenigftens aufgefaßt. 
Gut, meine Herren, wenn das aber nicht der Fall ift, wenn es nicht blos diefe 
Art von Waldgenoffenfchaften geben darf, dann muß in dem Statut dergleichen 
enthalten fein, das ift meiner Meinung nad abfolut nothwendig. 

Sn einer Beziehung ift mir aud in der Kommiffion da nachgegeben, man 
bat in der Nummer 6 dad Stimmredht hinzugefügt, — abgefehen von den erften 
Nummern, die man meinen Anträgen gemäß gefaßt hat. Ich möchte liberhaupt 
bemerfen, wenn es bier nad den Auslaffungen vom Negierungstifh fcheinen 
jollte, als ob die Regierung in der Kommiffton und die Kommiffion felbft ſich 
nur abfolut ablehnend gegen meine Anträge verhalten habe, fo ift das durchaus 
unrihtig, einer großen Anzahl meiner Anträge, nicht blos dem $ 31a, welchem 
meine Yaffung zu Grunde gelegt ift, fondern auch zu vielen anderen Paragraphen 
dat man zugeftimmt, fo daß alfo meine Wirkſamkeit in der Kommiffton keineswegs 
jo unfruchtbar gewefen ift, wie e8 bier den Anfchein gewinnt. 

Zur Sache zuriüdzufehren, für die Genoffenfhaften ift dringend nöthig, die 
Frage zu beantworten: müffen jene Beftimmungen ſämmtlich in ein Statut hin» 
ein? Das ift vorgejchrieben bei allen ähnlichen Gefegen. 

Ich habe unter e noch etwas hinzugefügt, mas befrembend fein Könnte. Ich 
ſchlage Ihnen vor, an paffender Stelle des 8 31 „die Bedingungen“ einzufcdie- 
ben, „ımter denen die Figenthiimer angrenzender Grundflüde als freiwillige ©e- 
noffenfchafter aufgenommen werden und wieder austreten könnten.” Meine Herren, 
wenn diefe Beftimmung nicht in dem Geſetz fteht, jo kann Niemand behaupten, 
daß es gefeglich iiberhaupt möglich if, folche freiwillige Mitglieder aufzunehmen. 
Und das dürfte ein Hinderniß fein in der Wirkſamkeit einer Zwangsgenoſſen⸗ 
Ihaft, die auf Grund diefes Geſetzes gebildet werben wiirde. 

Ich Bitte Sie alfo, meine Herren, die einzelnen Abänderungen, die ich für 
den 8 31 vorgefchlagen habe, anzunehmen. 

Präfident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 

NRegierungstommiffar Minifterialdireftor Marcard: Meine Herren! Die 
Staatsregierung bittet Sie, die Anträge unter Nr. 5 abzulehnen. Ich verlenne 
gewiß feinen Augenblid, daß durch manche der von dem Herren Abgeordneten 
Parifius geftellten und von der Kommifton acceptirten Anträge der Geſetzentwurf 
verbeflert ift, und ich glaube, daß er mich faljch verftanden Hat, wenn er aus 
meinen früheren Yeußerungen das Gegentheil entnehmen will. Allein, meine 
Herren, was dieſe Anträge betrifft, fo würden fie nicht zur Vervollkommnung 
des Gefeentwurfs dienen. Sie haben ſämmtlich der Kommiffion vorgelegen. 
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Bon den 21 Sigungen, melde die Kommiffion gebraudt hat, nm das Geſetz 
ganz durchzuberathen, find mehrere ausfchlieglich der Erörterung dieſer Anträge 
gewidmet. Meine Herren, die Kommiſſion hat fidh davon überzeugt, daß der $ 31 
der Negierungsvorlage, welcher nur unweſentlich von der Kommiffton verändert 
ift, völlig ausreicht und alle Effentialia flir die Bildung der Genoſſenſchaft und 
fir die Aufftellung des Statuts enthält. Die Vorfchläge, die der Herr Abge- 
ordnete Parifins zu diefem Paragraphen geftellt hat, betreffen Zufähe, die zum 
Theil völlig felbfiverftändlich find, und daher der Aufnahme nicht bedürfen, zum 
Theil aber würden fie geradezu eine Unflarheit in das Geſetz hineintragen. Ich 
bitte Sie, meine Herren, die Anträge abzulehuen. 


Prafident: Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Der Herr Berichterſtatter hat 
das Wort. 


Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Bei Entſcheidung 
der Frage, ob man dem Herrn Abgeordneten Parifius auf dem Wege folgen 
kann und folgen muß, welchen er einfchlagen will, ift wejentlich der Geficht3- 
punkt feftzubalten, ob es für die Waldgenofienichaften, ſo wie fie nach diefem 
Geſetz begründet werden follen, wirklich nothwendig ift, ihnen den gefeßlichen 
Rahmen von vornherein zu geben, in den fie fich unter allen Umftänden einzu- 
fügen haben. Die Kommiffion, meine Herren, hat diefe Frage verneint. Sie ift 
von der Erwägung ausgegangen, daß die Verhältniffe, auf Grund deren fi ®e- 
noffenfchaften bilden werden, im Often, Weften, Süden und Norden der Monarchie 
fo grundverjchieden find, daß man nicht gut thut, einen folchen einengenden ge= 
feglihen Rahmen den Genoſſenſchaften aufzuerlegen. Sie fehen, meine Herren, 
daß die Kommiffton in dieſer Beziehung lieberaler gewefen ift, al$ der Herr Ab- 
geordnete Parifius. Sie will nicht, daß den Genoffenfchaften von vornherein ein 
Zwang auferlegt wird, fondern fte ift der Anficht, daß die Genoffen felbft al3 voll- 
fommene Sachkenner in diefer ihrer eigenften Sache zu befinden haben, daß fie 
ihren Borftand wählen, wie fie wollen, und nicht wie das Gefe will, daß fie 
. ihre Oeneralverfammlungen halten, wie fie Luft haben, wie fie es fiir nothwendig 
halten, nicht wie ihnen das Geſetz vorfchreibt. 


Alle diefe Anträge haben ja der Kommiffion vor gelegen; es ift nur das, was 
der Muſiker im Ausdrud „Wiederholung im Stärferen“ nennt, fie ift die Wieder- 
bolung im großen Plenum, beiprodhen find fie alle. Die Kommiffion ift von 
dem praftifchen Boden der Beurtheilung diefer Frage feinen Augenblid gewichen, 
und ich bin überzeugt, daß auch Sie, meine Herren, ſich nicht von dem prafti- 
Ihen Boden wegdrängen laffen werden, wenn ich Sie bitte, die Anträge zu 
verwerfen. 


Präftdent: Meine Herren! Ich werde die Anträge unter a bis f des Ab- 
geordneten Parifius einzeln zur Abftimmung bringen. Diejelben liegen Ihnen 
gedrudt vor; e8 wird wohl genügen, wenn die einzelnen Pofitionen nur aufge- 
rufen werden und dann über fie einzeln abgeftimmt wird. 

Ich erfuche Diejenigen, melde den Vorſchlag des Abgeorbneten Pariftus 
unter a annehmen wollen, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit. 

Zur Gejhäftsordnung bat das Wort der Abgeordnete Parifius. 

Abgeordneter Pariſius: Hiernach ziehe ich die folgenden Anträge zurlid, 
denn diefe Nummer war eine der wichtgften. 


Präfident: Die übrigen Anträge zu diefem Paragraphen find alfo zurüd- 
gezogen. Der Paragraph jelbft wird ohne weitere formelle Abſtimmung vem 
Haufe angenommen. 

Es find mir zwei Bertagungsanträge überreicht Durch die Abgeordneten Rudies 


und de Syo. 
Geſchieht.) 


Diejenigen, welche den Antrag unterſtützen, bitte ich aufzuſtehen. 


Es fteht bereits die Mehrhrit, die Vertagung iſt beſchlofſſen. 


Fortſetzung der zweiten Berathung. 
(Abendfigung.) 


Präfident: Die Situng ift eröffnet. 

Den $ 31 hatten wir bereit3 heute Vormittag erledigt. Nach demfelben hat 
der Abgeordnete Parifius unter Nr. 318 ad 6 beantragt, einen neuen Para- 
graphen einzufchalten und ebenfo unter Nr. 318 ad 7 einen zweiten neuen Pa- 


ragrapheı.*) 


Ich glaube, die Diskuffton über die beiden Paragraphen wird wohl zweck— 
mäßig zu trennen fein. Ich eröffne alfo über den erften Paragraphen, welchen 
der Abgeordnete Parifius bier eingeichaltet wiffen will, die Diskuffion und er- 
theile dem Abgeordneten Parifius das Wort. 


*) Die Anträge lauten: 

6) Zwifchen 8 31 und 3: a einen neuen Paragraphen (31a) dahin einzufchalten : 
Für die VBeftimmungen des Statut3 in Anfehung des Borftandes find folgende Be⸗ 
fimmungen maßgebend: 


1. 


80 


Jede Waldgenoſſenſchaft muß einen aus der Zahl der Genoſſenſchafter zu mäh- 
Ienden Borftand Haben. Derſelbe kann aus einem oder mehreren Mitgliedern 
beſtehen. 


. Der Vorſtand vertritt die Waldgenoſſenſchaft in allen ihren Angelegenheiten, 


auch in denjenigen Geſchäften und Rechtshandlungen, für welche nach den Ge⸗ 
ſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Zu ſeiner Legitimation bei allen 
das Grundbuch betreffenden Geſchäften genügt eine Beſcheinigung des Wald⸗ 
ſchutzgerichts. 


. Dem Vorftand liegt die Ausſchreibung und Einziehung der Beiträge, die An⸗ 


ftellung uud Beauffichtigung der Beamten, und im Fall des 8 22, 2 die ge- 
fammte Bewirthichaftung des Genoſſenſchaftswaldes ob. 

Er ift dabei an diejenigen Beſchränkungen gebunden, welche ihm durch 
dieſes Geſetz, durch dad Statut und durd) Beſchlüſſe der Seneralverfammlung 
auferlegt find. 


. Dem Borftande Tann durch das Statut die Befugniß ertheilt werden, gegen 


diejenigen Waldgenofjen und Beamten, welche gegen feine Anordnungen im 
Walde verftoßen, Orbnungsftrafen bis zur Höhe von zehn Mark anzudrohen 
und feftzufegen. Die Strafen fließen, im Mangel anderer ftatuariiher Be- 
ffimmung, in die Genoſſenſchaftskaſſe. 


?) Hinter diefen Baragraphen einen neuen 8 31b eingufchieben: 
8 31b. Der Beichluß der Verfammlung der Waldgenoffen muß eingeholt werden 


1. 
2. 
8. 


4. 
5. 


zu Abänderungen der Wirthichaftsart, des Betriebsplanes und des Statut3; 
über die Art der Ausübung der Waldnebennugungen; 

über die Nothwendigkeit ver Unftellung von Genofienichaftbeamten und über 
die Höhe der Beſoldung derielben; 

über die Aufnahme von Darlehnen; 

über die Bedingungen, unter denen die Genofjenichaft denjenigen Waldgenoffen, 
welchen die Koften des erften Holzanbaues oder des Wiederanbaues der ab- 
getriebenen Fläche im Galle des 8 24 obliegen, dieſe Koften vorzufchießen hat; 


. außerdem in allen Fällen, in denen es das Statut vorfchreibt. 
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Abgeordneter Pariſtus: Deine Herren! Da Sie mir die Gelegenheit geben, 
meine Anträge heute Abend noch einmal vor Ihnen zu vertreten, fo werde ich mic 
für dieſe Liebenswürdigkeit dadurch dankbar bezeigen, daß ich es fo kurz wie 
mögli made und bei einzelnen Paragraphen auch auf Abftimmung verzichte. 

Was nun diefe beiden Baragraphen, die ich einzufchieben beantragt habe, . 
anlangt, fo jcheint fi) die Diskuſſion bei $ 31 zum Theil bereit3 darauf be 
zogen zu haben. Der Herr Referent hat Ihnen bei den vorigen Paragraphen 
eine Theorie von der Freiheit vorgetragen, die man den Waldgenofjen laſſen 
müßte, ihre Statuten nad ihrem Geſchmack einzurichten, die mir mehr auf 
diefen Paragraphen, als auf den vorigen zu paffen ſcheint. Denn zu dem 
vorigen Paragraphen war von mir vorgejchlagen, daß ein Zwang ausgeübt 
würde nur dahin, daß fiber gewilfe Dinge eiwas in das Statut aufgenommen 
würde Das ift vollflommen verjchieden davon, daß, wie ich hier vorjchlage, 
das Gefe etwas beftimmen foll, was durch das Statut nicht abgeändert werden 
darf. Die Freiheit, welche nad) der Meinung des Herrn Referenten den Wald- 
genoffen gegeben werden muß, kommt ihnen nicht zu Gute, es ift nur die Frei— 
heit, die dem Waldjchutsgericht gegeben wird wider oder ohne den Willen der 
Intereſſenten nach feinem beften Ermeſſen das Statut einzurichten. Ich hoffe 
aber, daß der Herr Referent hieraus Anlaß nimmt und aus feiner Deduftion 
fi überzeugt, daß der eine Beſchluß der Kommiffton, der bei $ 33 geftellt ift, 
wonach eine Abſtimmung über das Statut wegfallen fol, doch wohl ein über- 
eilter gemwejen if. Ich glaube, das deshalb behaupten zu können, weil ich von 
mehreren Mitgliedern der Kommiffion, die dafür geftimmt haben,. diefe Anſicht 
babe ausfpredhen hören. Wenn alſo der Herr Referent dies zugiebt und wenn 
bier das Haus die Kommiffion forrigiren follte, fo würde allerdings danı der 
Einwand des Herrn Referenten beim vorigen Paragraphen nicht fo völlig Haltlos 
fein, wie ich ihn nach dem gegenwärtigen Vorſchlag der Kommiffton erflären muß. 

Nun, meine Herren, indem ich Ihnen diefe hier folgenden Paragraphen 
vorfchlug, war meine Abficht die, daß das Statut, obwohl es meiner Meinung 
nah mehr Beftimmungen als nothwendige enthalten muß, als es nad) den Be- 
Ihlüffen des Haufes für erforderlich gehalten zu werden fcheint, dennoch über 
gewiſſe Punkte nichts ändern darf, jondern fich dem Geſetze zu fügen hat. Nach 
dem borigen Paragraphen hat. eine Waldgenoſſenſchaft, reſpektive Diejenigen, 
welche das Statut machen, die Befugniß, ein Statut herzuftellen, in welchem 
gar Fein Borftand vorfommt und gar feine Generalverfammlung, fondern beider 
Funktionen nach irgend welchem fühnen Ermeffen geregelt werden. Die Ableh- 
nung des vorigen Paragraphen würde in feiner Weife veranlafjen, Ddiefelben 
Gründe für die Ablehnung auch Hier anzumenden; denn beides fteht thatfächlich 
in einem fehr geringen Zufammenbange. 

Was die Paragraphen einzeln anlangt, jo fällt von dem $ 31a die Nummer 
vier, die aus dem Wittgenfteiner Waldkulturgefeg entnommen ift, jo zu ſagen, 
in das technifche Gebiet, fie beftimmt, daß dem Vorftand durch das Statut die 
Befugniß ertheilt werden Tann, gegen die Waldgenofjen und Beamten, welche 
gegen feine Anordnungen im Walde verftoßen, Ordnungsftrafen u, f. w. zu ver- 
hängen. Wenn Sie dergleichen in das Geſetz nicht hineinfchreiben, jo ift es ge- 
jeglih ausgejchloffen es ftatuarifch feftzuftellen. Das ift der Grund, weshalb 
ih von meinem Borfage, mich um das Techniſche gar nicht zu bekümmern, hier 
abgegangen bin und diefe Beftimmung aus dem Waldfulturgefeg von Wittgen- 


-————- 
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ftein aufgenommen babe. Ich glaube, auch in der Kommiffion von Technikern 
die Erflärung gehört zu haben, daß das an ſich eine ganz praftifche Beftim- 
mung wäre. 

Meine Herren, die Nr. 2 des erften Paragraphen foll die Legitimation des 
Borftandes ordnen, wie fie bei denjenigen Genoflenfchaften, die nicht die Rechte 
einer juriftifchen Perjon erhalten, an ſich nicht geordnet ift und durch ein Statut 
in einem befriedigenden Sinne ſchwer geordnet werden kann. 

Der $ 31b ferner fol die Rechte der Waldgenoffen einwenig wahren gegen 
eine (wenn ich mich jo ausdrüden kann) Willkür des Vorſtandes, refpeftive der- 
jerrigen Perfonen, welche durch das Auffichtsrecht eine gewiſſe Direktion iiber die 
Waldgenoſſenſchaft zu übernehmen haben. Es Handelt fih da um Aufführung 
derjenigen Punkte, bei denen feftgeftellt werden muß, daß zu ihnen der Beſchluß 
der Berfammlung der Waldgenofjen eingeholt werden muß, daß alfo das Statut 
nicht beftimmen darf, daß fie hierbei nicht mitzureden haben. Gegen einzelne 
Puntte mögen ja bin und wieder fachliche Bedenken - aufgeftellt werden fünnen, 
fo bei Punkt 5, der auch wieder ein klein wenig in das technifche Gebiet 
einjchlägt. 

Meine Herren, wenn Sie fi über diefe Beftimmungen fo geäußert haben, 


fo werde ich mir vorbehalten zu erflären, ob ich noch eine Abftimmung darliber 


verlange; denn troßgdem, wie ich glaube nachgewieſen zu haben, der Zufammen- 
bang zwijchen dem Bejchluffe bei $ 31 und diefem neuen Paragraphen nur ein 
fehr geringer ift, fo fürchte ih Do, daß der Beichluß von vornherein etwas 
präjudiziell für den Bejchluß bei dieſem Paragraphen wirken wird. 

Präſident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdirettor Mareard: Meine Herren! Es 
ift mir faft unmöglich gewefen, den Ausführungen des Herrn Vorredners zu 
folgen, weil feine Rede an diefem Orte nicht ganz verftändli” war. Soweit id 
ihn verftanden habe, haben fich feine Ausführungen auf die Nr. 6 ımd 7 des 
gedrudten Antrages bezogen. Ich bitte Sie, meine Herren, diefe beiden Num- 
mern abzulehnen. Mit der Nr. 6 beabfichtigt der Herr Abgeordnete, Normativ- 
beftimmungen in das Gejeß einzufügen. 

Dieſe Normativbeftiimmungen find, jo weit ich mich erinnere, aus dem 
BWittgenfteinihen Gefeg entnommen. Dort, mo man die Berhältniffe unmittelbar 
vor fih hatte und vollftändig überſehen konnte, waren diefe Vorſchriften am 
Plate; in einem Landesgejeg würde e8 dagegen äußerft bedenklich fein, jolche 
Beftimmungen aufzunehmen, denn dafjelbe fteht einer fo mannigfaltigen Geftal- 
tung der Berhältniffe gegenüber, daß Niemand ſich dariiber Rechenſchaft ablegen 
fann, ob ſolche Normativbeftimmungen für alle Fälle. paffen. Es bezieht ſich 
diefe Bemerkung auf alle Ziffern des Antrages 6 des Herrn Abgeordneten Pa- 
riſius. Wende ih mid nun zu Nr. 7 der Anträge, fo glaube ih, daß Alles, 
was in den Ziffern 1 bis 6 bemerkt ift, recht eigentlih Sache des Statuts ifl. 
In $ 31 ift sub Nr. 8 dem Statut überwieſen, Beftimmungen zu treffen über 
die innere Drganifation der Genoffenfhaften. Dahin ift ohne Zweifel auch zu 
rechnen, welche Befugniffe dem VBorftande einer Genoſſenſchaft gegeniiber der 
Generalverfammlung eingeräumt werden follen. Ich halte derartige Beftim- 
mungen, wie fie der Antrag 7 des Herrn Parifius bezwedt, in dem Gefeg für 
völlig überflüffig, da das Statut der Ort ift, wo dieſe Verhältniſſe geregelt wer- 
den müffen. Ich bitte die Anträge Nr. 6 und 7 abzulehnen. 
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Prafident: Da der Herr Negierungsfommiffar auch die Nr. 7 in die 
Diskuffioen hineingezogen bat, die noch nicht zur Diskuffion geftellt war, jo will 
ich die Diskuffion über beide Anträge verbinden und gebe dem Abgeordneten 
Parifius das Wort. 


Abgeordneter Pariſtus: Ich glaube im Eingange verftanden zu haben, 
daß der Herr Präfident diefe Zufammenziehung bereits vorgefchlagen Hat, und 
babe mich deshalb in einem Punkte au fchon Über die Nr. 7 ausgelaffen. 

Präfident: Nein, ich habe urſprünglich beide Anträge trennen wollen, 
aber in dem vorliegenden Falle gebe ich Ihnen nachträglich das Wort, um den 
Antrag sub Nr. 7 vollftändig zu rechtfertigen. 

Abgeordneter Parifius: Der Herr Regierunglommiffar irrt darin, wenn 
er annimmt, daß die Anträge sub 6 und 7 Punkt für Punkt aus dem Wittgen- 
ſteinſchen Gejeg entnommen find. Die Nummern 1 bis 3 find Beftlimmungen, 
die in jedem’ derartigen Geſetz vorfommen, angepaßt auf die Waldgenoffen- 
ſchaften. Nur Nr. 4 ift eine Spezialität aus dem Wittgenfteinfchen Gefe, wobei 
ich bemerfen will, daß das Wittgenfteinihe Geſetz auch ähnliche Beſtimmungen, 
nur noch weitergehende hat, wie ich Hier in der Nr. 1, 2 und 3 vorfchlage; id 
glaube aber, diefelben werden nicht nad) dem Wittgenfteiner Gefeß, fondern nad 
den betreffenden übrigen Gefellihaftsgefegen, die wir haben, analogifch zu be— 
urtheilen fein. 

Gegen die Beftimmungen unter Nr. 7 bat der ‚Herr Regierungstommiffar 
eingewendet, daß fie üiberflüffig wären, weil in dem Statut etwas darüber ent- 
halten jein müſſe. Ja, meine Herren, da wäre es mir lieb gewejen, wenn der 
Herr Regierungstommiffar bei dem vorigen Paragraphen darin gewilligt hätte, 
e3 auszuſprechen, daß in das Statut dariiber etwas aufgenommen werden müßte, 
wenn er aljo meinen Anträgen dort zugeftimmt hätte. Hier zeigt fi) der Kon⸗ 
flitt zwifchen den beiden Paragraphen und daß man folgerichtiger, wenn man 
das Eine verwirft, das Andere anzunehmen hätte Da ich aber glaube, daß 
das Haus in diefer Beziehung dem Herrn Regierungstommiffar folgen wird, 
jo will ich zur Abkürzung der Sache die Anträge Nr. 6 und 7 zuriüdziehen. 

Präftdent: Die Anträge Nr. 318 sub 6 und 7 find zurldgezogen, dar- 
tiber fällt alfo die Disfuffion aus. Dann gehen wir weiter. 

Die Kommiffion hat einen neuen $ 31a vorgejchlagen. Zu diefem liegt ein 
Antrag*) des Abgeordneten Parifius in Nr. 318 ad 8 vor, ftatt diejes Para- 
graphen einen anderen Paragraphen, den derjelbe dort als $ 310 formulirt hat 
(es wird jegt natlirlih 31a heißen müſſen), anzunehmen. Außerdem Hat der 


*) Der Antrag lautet: Statt des $ 31a einen neuen $ 31c dahin anzunehmen: 

8 d1c. Die Verfammlung der Waldgenofien wird duch den Vorſtand, oder 
im Salle des 8 33b durch den Kommiflar des Waldſchutzgerichts in der durch das 
Statut bejtimmten Weife berufen. 

Das Stimmenverhältnig für diefe Berfammlung ift Durch das Statut nad) Ver⸗ 
hältniß der Theilnahme der Waldgenofien an den Nutzungen und Laften zu regeln. 
Dabei ift als Einheit der Betrag des am geringften Vetheiligten zum Grunde zu 
legen; nur volle Einheiten gewähren eine Stimme. 

Jeder Waldgenofje hat mindeſtens eine Stimme und fein Waldgenoffe — mehr 
als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

Die Beſchlüſſe werden, ſoweit nicht das Statut (8 31 Nr. 6c) anderes beſtimmt, 
durch einfache Mehrheit aller Stimmen gefaßt. 
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Abgeordniete Dr. Thiel unter 323 vorgefchlagen, am Schluß des 8 31a der Kom- 
‚miffionsvorfchläge etwas Hinzuzufligen (f. unten). 

Ich eröffne die Diskuffton. 

Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich habe diefes Amendement, 
welches meiner Anſicht nach den wichtigften Theil des veränderten Paragraphen, 
welchen der Herr Abgeordnete Parifius an Stelle des 8 31a der Kommijfions- 
vorlage, vorgejchlagen hat, enthält, deswegen eingebradyt, um auch bei fpäterer 
Berwaltung den Genoffenfhaften alle diejenigen Garantien zu geben, welche 
nothwendig find, um eine Majorifirung der minder mächtigen Mitglieder der 
Genoffenfchaft gegenüber den mächtigeren zu verhindern. Es ift nicht möglich, 
bei der Verwaltung der Genofjenfhaft und dem Stimmverhältniß der Genoflen- 
ſchaft unter fih in den Berwaltungsangelegenheiten denjelben Maßftab feftzu- 
balten, der bei der Konftituirung der Genoſſenſchaft feftgehalten ift, fondern es 
muß da das Intereſſe des einzelnen Senoffenjchaftsmitgliedes, wie es repräjen- 
tirt ift in dem Bodenwerth und dem Holzbeftandswerth, maßgebend fein, weil 
e3 ſonſt leicht vorkommen könnte, daß eine Anzahl von Genoffen, die nur mit 
Dedland, nicht mit werthvollem Holzbeftand betheiligt find, andere Genoffen, die 
einen ſolchen Holzbeftand in die Genofjenfchaft eingebraht haben, majorifiren. 
Es erſcheint daher zwedmäßig, daß bei der Verwaltung der Genofjenjchaft der 
große Kapitalwerth, der im Holzbeftande fteht, in Beziehung auf die Berechnung 
der Stimmenzahl mitgerechnet wird. Dieſer Grundjag darf aber auf der an- 
deren Seite nicht übertrieben werden, es darf nicht ein einzelnes in Beziehung 
auf diefe Werthe fehr ſtark betheiligtes Mitglied der Genoſſenſchaft durch An- 
wendung dieſes Grundjages eine zu übermäßige Stimmenzahl erreichen, meil 
jonft leicht zu Gunften eines fpeziellen Privatintereffes die übrigen Genoffen ge- 
Ihädigt werden könnten. Das wird verhindert, wenn als Marimum der Stim- 
menzahl, die ein Genofje haben darf, eine angemefjene Größe, in dieſem alle 
%, der Stimmen feftgefegt wırd. Ich bitte Sie deshalb, das Amendement an- 
zunehmen. 

Prafident: Der Herr Regierungstommiffarius hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdireftor Marcarb: Meine Herren! Der 
erfte Abfat in dem Antrage des Herren Abgeordneten PBarifius zu Nr. 8 fällt 
nah meiner Meinung genau unter denfelben Gefichtspunft, wie die Anträge zu 
Nr. 6 und 7. Ich vermuthe, daß der Herr Abgeordnete Parifius dieſen erften 
Abſatz jett zurückziehen wird, nachdem er die übrigen zurüdgezogen hat. 

Der zweite Abjat enthält injofern eine mwejentlihe Abweichung von dem Kom⸗ 
miffionsporjchlage und von der Megierungsvorlage, als nicht darin ausgedrückt 
if, daß eine Verminderung im Stimmrecht durch Vereinbarung unter den Bes 
theiligten ftattfinden kann. Schon aus dem Grunde ftelle ich dem Hohen Haufe 
anheim, den zweiten Abjat abzulehnen; er würde die Kommiffionsbejchlüffe we- 
ſentlich alteriren. 

Mit dem dritten Sat ift die Königliche Staatsregierung einverftanden. Ich 
babe ſchon heute Morgen die Ehre gehabt, eine bezüglihe Erklärung abzugeben. 
Mit diefem dritten Alinea der Anträge des Herrn Abgeordneten Parifius fors 
teipondirt das Amendement des Herrn Abgeordneten Thiel. Daffelbe würde der 
Form nach wohl noch richtiger fein. Ich bin beauftragt zu erflären, daß die 
Königliche Staatsregierung mit diefem Amendement einverftanden ift. 
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Das letzte Alinea der Anträge des Herrn Abgeordneten Parifius ift wiederum 
ein folches, welches genau unter diejenigen Geſichkspunkte fällt, die den Anträgen, 
Nr. 6 und 7 zu Grunde liegen; es wiirde demnach zu denjenigen gehören, welche 
der Herr Abgeordnete vorausfichtlich zurüdziehen wird. 


Präfident: Der Abgeordnete Parifius Hat das Wort. 


Abgeordneter Parifins: Ya, meine Herren, bier hat fich die Kommilfion 
und auch die Megierung eine Heine Verfündigung gegen ihre früheren Prinzipien 
zu Schulden kommen lafjen, indem fie fih in der Kommiffion überzeugte, daß 
hier eine Normativbeftimmung doch recht -paffend wäre, und fo ift der 8 314 ent- 
fanden, nur mit einigen Wortänderımgen aus einem von mir in der Kommiffion 
geftellten Antrag. Nur war man dazumal der Meinung, daß der leiste Sat 
meines damaligen Antrages, daß kein Waldgenoffe mehr als 2/, ger Stimmen 
in fi} vereinigen folle, nicht annehmbar ſei. Ich Habe bereits von Mitgliedern 
der Kommiffion gehört, wie fie jet anerkennen, daß es eine Ungehenerlichkeit 
wäre, eine Genoſſenſchaft zu gründen, in der ein Genofje mehr als die Ma- 
‚jorität Stimmen hat. Da bier eine Grenze gefunden werden ‚muß, die unter der 
Majorität ift, fo erjcheint vielleicht die Grenze von 2/, die angemeffenfte, meil es 
unter den Eleineren Bruchziffern fih am meiften der Hälfte nähert und doc fo 
genügend von ihr entfernt bleibt, daß man nicht behaupten faun, den übrigen 
Genoſſenſchaftern Bleibe nur no ein Sceinreht. Ich' kann den prinzipiellen 
Unterjchied, welchen der Herr Regierungstommiffar hervorhebt, zwifchen dem jetzi⸗ 
gen $ 31a und dem von mir geftellten Antrage im zmeiten Abfag nicht fo er« 
beblich finden, da ich kaum glauben kann, daß, trogdem hier fteht „in Erman⸗ 
gelung einer anderweitigen Vereinbarung”, es öfter vorlommen wird, daß das 
Stimmenverhältniß der Waldgenoffen nad) einem anderen Prinzip als nad) Ber- 
hältniß ihrer Nutzungen und Laſten geregelt wird. Indeſſen will id, da in hen 
übrigen Vorausjegungen der Herr NRegierungsfommiffar volllommen Recht hat, 
da alfo der erfte und letzte Abſatz denfelben Grundſätzen unterliegen wie die bei- 
den vorigen Paragraphen, die Sache dahin vereinfachen, daß ich hier den ganzen 
Antrag zurüdziehe zu Gunften des Antrags des Herrn Abgeordneten Thiel, dem 
ich für die Stiefvaterichaft meines Antrags dankbar bin. (Heiterkeit.) 


Prüſident: Der Antrag Pariſius ift zurüdgezogen, es ift nur noch der 
Antrag des Abgeordneten Dr. Thiel vorhanden. ES verlangt Niemand das Wort. 
Die Diskuffton ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter bat das Wort. 


Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ihre Kommiifion 
hat den Antrag des Herrn Kollegen Parifius, dahin gehend, daß fein Waldge- 
noffe mehr als 2’, der Stimmen befiten fol, abgelehnt. Nun ift e8 aber gar 
nicht zu verfennen, daß doch recht fchwerwiegende Gründe dagegen ſprechen, das 
Stimmverhältniß ohne eine ſolche Einſchränkung zu laffen. Ich bin als Vertreter 
der Kommilfion, welche Sie mit der Vorberathung des Gejegentwurfs beauftragt 
haben, nicht in der Lage, Sie um die Annahme des Amendements Thiel zu bitten; 
ih fann Sie nur bitten, da3 Amendement abzulehnen, gebe Ihnen aber zu er- 
wägen, ob nicht doch vielleicht in Ihren Kreifen die Rückſichten, melche gegen eine 
Majorifirung der ganzen Genoffenfchaft durch einen einzelnen Menfchen, der zu. 
fälligermeife fehr viel Kataftralreinertrag befittt, durchichlagend find, und muß 
Ihnen anheimgeben, dag Amendement dennoch anzunehmen. 
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Präfident: Wir werden zunächft abflimmen über das Amendement Dr. 
Thiel und dann, wenn es nothwendig ift, über den Paragraphen. Ich bitte das 
Amendement Dr. Thiel zu verlejen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth: 

Das Haus der Abgeorbueten wolle beſchließen: 
Zu $ 3la. 
Am Schluß binzuzufligen 
„und fein Waldgenoffe darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen 
vereinigen.“ 

Präfident: Diejenigen, welche diefen Zufag annehmen wollen, bitte ich 
aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität. Das Haus iſt wohl damit einverfianden, daß ich 
feftftelle, daß mit diefem Zufat der $ 3la angenommen ift. 

Ich eröffne die Diskuſſion über den 8 32, zu welchem der Abgeordnete Pa- 
riſtus unter Nr. 318 ad 9 beantragt bat, den zweiten Abſatz zu ftreichen. 

Der Abgeordnete Barifius bat das Wort. 

Abgeordneter Barifius: Meine Herren! Diefer Antrag forrejpondirt mit 
einem heute Morgen verworfenen Antrage, ich habe daher gar kein Bedenken, ihn 
jofort zurüiczuziehen, da er konjequenter Weife verworfen werden muß. 

Prafident: Weitere Anträge liegen nicht vor, die Diskuſſion ift gefchloffen. 
Eine Abftimmung wird nicht verlangt. Der Paragraph ift angenommen. 

Zu 8 33 hat der Abgeordnete Parifins beantragt,*) unter Nr. 318 ad 10 
im erften Abſatz eine Einfchiebung zu machen, dann unter Nr. 318 ad 11 dem 
legten Abfag etwas binzuzufligen, und unter Nr. 318 ad 12 den Iekten Abſatz 
der Megierungsvorlage am Schluß des Paragraphen wieder aufzunehmen. 

Der Abgeordnete PBarifins hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſtus: Meine Herren: Was den erften Antrag anlangt, 
jo hoffe ich auf ein Zuniden des Herrn Referenten vertrauen zu fünnen und auf. 
andere Mittheilungen dahin, daß das Haus hier die Kommilfion wieder Torrigirt 
und meinen Antrag annimmt oder einen entfprechenden, falls eine andere For—⸗ 
mulirung gewünfcht wird. 

Was den zweiten Antrag anbetrifft, Nr. 11, worin ich vorſchlage, dem zwei⸗ 
ten Abfag hinzuzufügen, daß über die Entſcheidung nur vorbehaltlich der Be— 
ihreitung des ordentlichen Rechtsweges erkannt wird, fo korreſpondirt derjelbe mit 
einem Antrage, der heute Morgen von mir und meinen Freunden Windthorft 
und Brüggemann geftellt war und nach einer Diskuffion verworfen wurde. Da- 
mals handelte es ich blos um den erften Theil; aber damals war vielleicht ein 
noch zwingenderer Grund vorhanden, die Entfcheidung der ordentlichen Gerichte 
beizubehalten. Nachdem das Haus den Antrag verworfen hat, ſehe ich mich ver- 
anlaßt, den Antrag bier zurückzuziehen. 





*) Die Anträge lauten: 

10) Im 8 38 im erften Abjat Hinter „ein Bedenken nicht ob” einzufchieben: 
„und Hat die nad) 8 22a erforberiihe Mehrheit der Betheiligten dem Statute 
zugeftinmt.“ 

il) Dem legten Abjab de $ 33 hinzuzufügen: 
„über letztere iedoch nur BOEDERILIM ber Befchreitung des ordentlichen Rechts— 
weges.“ 

12) Dem 8 33 der Kommiſſionsvorlage als legten Abſatz ben legten Abſatz der Regie⸗ 

gierungsvorlage hinzuzufügen. 
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Was nun den legten Antrag anlangt, den Antrag Nr. 12, den lebten Ab- 
fa der Regierungsvorlage hinzuzufügen, fo glaube ich, ift das wohl eine Kon- 
fequenz des Beichluffes, den Sie hoffentlich über den erſten Antrag faflen. In 
diefer Beziehung bitte ich alfo auch meinen Vorſchlag anzunehmen, alſo die Ne 
gierungsporlage wieder berzuftellen. 

Präſident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommifjar Minifterialdireltor Marcard: Meine Herren! Wie 
die Sache jetzt liegt, wiirde nach meiner Meinung bei Annahme der Anträge des 
Herrn Abgeordneten Parifius in der That eine Verwirrung entftehen. Der Herr 
Abgeordnete Parifius hat Nr. 9 zurlidgezogen, jo daß alfo in diefem Punkte der 
Kommiffionsbeihluß zu 8 32 unverändert bleibt. Der 8 32 ijt bereit3 ange 
nommen. Mit der Beftimmung im zweiten Abfat des 8 32 find die nachfolgen- 
den Anträge des Herru Abgeordneten PBatifius nah meiner Meinung unverein« 
bar. Die Sache liegt jo. Die urſprüngliche Regierungsvorlage beftimmte: es 
fol eine Majorität und zwar ledizlich nad) dem kataſtralen Reinertrage der Bil 
dung einer Genofjenfchaft zuftimmen müffen, bevor e8 zur Bildung derſelben 
kommt und außerdem foll dieſelbe Majorität dem Genoffenfchaftsftatute beiftimmen. 
Die Regierungsporlage fordert demnach erftend die Zufimmung einer Majorität 
nah dem Tataftralen Neinertrage zu einer Genoſſenſchaftsbildung und zweitens zu 
dem Entwurf des Statutd. Die Kommiffion hat rückſichtlich diefes Punktes in 
mehrfadher Beziehung die Regierungsvorlage abgeändert, fie hat, wie dem Hohen 
Haufe erinnerlich fein wird, gefordert, daß zur Bildung der Genoffenfchaft eine 
Mehrheit nad) dem kataſtralen Neinertrage und ein Drittel nah der Kopfzahl 
erforderlich fein fol; eine ausdrädliche Zuftimmung der Betheiligten zu dem In⸗ 
halte des Statuts hat dagegen die Kommiffion nicht verlangt, fondern fie hat die 
TFeltftellung des Statut nah Anhörung der Betheiligten und nach Entfcheidung 
fiber die erhobenen Einwendungen im öffentlichen mündlichen Verfahren den Wald- 
fhußgerichten überwiefen. Meine Herren, nachdem die erwähnten Vorſchläge der 
Kommiffton in Beziehung auf die zur Bildung von Waldgenoffenfchaften erfor- 
derlihe Mehrheit von dem Hohen Haufe angenommen find, kann ich nur em- 
pfehlen, auch denjenigen Beſchlüſſen der Kommiffion, welche ſich auf die Fefl- 
ſtellung des Statut$ beziehen, zuzuftimmen. ch erkenne darin eine wejentliche Ver⸗ 
befierung und ftelle dem Hohen Haufe dringend anheim, die Kommijfionsporjchläge 
unter Ablehnung der Anträge des Herrn Abgeordneten Parifius anzunehmen. 

Präfident: Der Abgeordnete Parifins hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Es ift allerdings richtig, daß mid) 
die Rüdfichten der Dankbarkeit für diefe Waldſchutzabendſitzung zu weit geführt 
haben, ich bin zu Iururids geweſen im Zurlidziehen von Anträgen, ich hätte bei 
dem $ 32 allerdings den Antrag, den mittleren Abſatz abzulehnen, nit zurüd- 
ziehen ſollen. Darin hat auch der Herr Regierungstommiffar volllommen Recht: 
wenn man, wie ich hoffe, meine Anträge zu $ 33 annimmt, und fomit die Re 
gierungsvorlage wieder herftellt, danı muß man auch diefen zweiten Saß firei- 
hen. Aber meine Herren, ich bitte Sie nun, nicht durch diefes mein Berfehen — 
und ich glaube, es ift auch ein Verſehen des Haufes gewefen, man bat nicht fo 
ſchnell darauf geachtet und mir nicht zugetraut, daß ich fo leichtfinnig im Antrag: 
zurüdziehen wäre, — ich bitte Sie alfo nicht durch diefes Verſehen fich zu einer 
Aenderung für die weitere Beichlußfaffung verleiten zu laſſen. Die Sache läge 
allerdings anders, wenn wir nicht noch eine dritte Berathung hätten, aber der 
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Fall ift Schon oft dageweſen, daß durch einen Beichluß in der dritten Lefung das- 
jenige forrigirt worden iſt, was in der zweiten Berathung bereits fefigeftellt wor- 
den war, al$ man bei einem fpäteren Beichluffe einen Irrthum entdedte. Ich 
bitte alfo den $ 33 getroft fo, wie ich ihm geftellt habe, anzımehmen umd es der 
dritten Lefung zu überlaffen, bei dem vorigen Paragraphen den Fehler zu korri« 
giren. 

Präſident: Ich bin nicht ganz Mar, ob der Herr Abgeordnete feinen An- 
trag Nr. 11 wieder aufzunehmen wilnjcht, was vollflommen zuläfftg wäre. — 
Das ift wohl nicht feine Abficht ? 

Der Abgeordnete Parifius bat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Abgeordneter Parifius: Herr Präfident, es ift das wohl ein Mißverftänd- 
niß Ihrerſeits. Es handelt fi um dem Antrag, den ich zuriidgezogen habe zu 
Nr. 9; der fteht damit im Zufammenhange. 

Präſident: Diefer Antrag ift alfo zurückgezogen. 

Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich bitte Sie doch den 
Antrag des Abgeordneten Parifius in Betreff der in diefem Paragraphen vorge- 
fehenen Kopfzahl von ein Drittel abzulehnen. Ich glaube die Kommiffion bat 
vollkommen Recht gehabt, indem fie erwog, daß es ein großer Unterſchied fei, ob 
hei der Gründung von Genoffenihaften von vornherein ein Drittel der Bethei⸗ 
ligten darüber befragt wird’ ob fie fiberhaupt dafiir halten, daß die ganze Sache 
dazıı angethan fei, eine Genoffenfchaft zu bilden, daß es aber etwas ganz anderes 
fei, nachher noch ein Drittel der Kopfzahl mit dem Nechte zu beleihen, daß fie in 
Bezug auf das Statut eine hindernde Erklärung abgeben kann. So viel Köpfe, 
jo viel Sinne, fagt das alte Sprichwort, und wenn Sie da einem Drittel der 
Ropfzahl noch dieſes Recht einräumen wollen, daß fie ein entjcheidended und hin- 
derndes Votum abgeben kaun, dann ift zu beflirchten, daß aus der ganzen Sache 
gar nichts wird. Das hat die Kommiffion erwogen, und ferner hat fie auch an- 
genommen, daß es gar nicht einmal nöthig fein werde, auf die Majorität des 
Neinertrages zuriidzugehen, denn auch diefer ift hier feine entjcheidende Stimme 
einzuräumen, fondern die Sache liegt einfach fo, daß nachdem man einig darüber 
geworden ift, daß die Genoffenfchaft zu Stande kommen fol, die Modalitäten, 
unter welchen fie zu Stande kommen fol, Tediglih dur das Waldſchutzgericht 
zu entfcheiden fein werden, und das ift das allein Nichtige und AZutreffende. Ich 
bitte Sie deshalb den Antrag Parifins abzulehnen und es lediglich bei der Kom- 
miffionsporlage zu belafien. 

PVräfident: Der Abgeordnete Windthorft (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeordneter Windthorfi: (Bielefeld): Meine Herren! Ich glanbe doch, 
daß diesmal der Antrag Parifind entfchieden den Vorzug verdient. Ich. mache 
darauf aufmerffam, daß er nichts Anderes bezwedt, als den Gedanken der Re— 
gierungSvorlage, der von der Kommiſſion nach meiner Ueberzeugung erheblich ver- 
ihlechtert worden ift, miederherzuftellen. Die Vorwürfe des Herin Vorredners 
ridten fich deshalb an die Adreſſe der Regierung, die den richtigen Weg bereits 
eingefchlagen hatte. Aber, meine Herren, das geht denn doch nicht: die Leute 
werden zufammenberufen, bilden eine Waldgenoffenfchaft und follen nun nicht ein- 
mal zugezogen und gehört werden über das Statut, was fiber ihre wichtigften 
Privatrechte entfcheiden fol. Ich glaube allerdings, daß bei dem gegenwärtigen 
Stadium der Berathung durch Annahme des Antrages ded Abgeordneten Parifius 


=>. 1704, 


ein gewiffer Widerfpruch mit dem 8 32 entfteht, welcher jetzt nicht zu befeitigen 
ift; ich bin aber der Meinung, daß wir ihn bei der dritten Lefung Leicht aufhe- 
ben können. Ich möchte alfo bitten, im Intereſſe der ganzen Sache der Regie 
rungsvorlage vor dem Kommiffionsvorfchlage den Vorzug zu geben. 
Präfident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 
Regierungstommiffar, Minifterialdireltor Mareard: Meine Herren! Der 
Herr Borredner ift durchaus im Irrthum, wenn er glaubt, daß die Betheiligten 
über den Inhalt des Statuts nicht gehört werden follen. Die Betheiligten jollen 
zunächſt über die Genoffenfchaftsbildnng abftimmen, und bei diejer Abftimmung 
fol die Majorität nah dem Kataftralreinertrage entfcheiden, wenn fie zugleich ein 
Drittel nach der Kopfzahl repräjentirt. Demnächſt tritt das mündliche, öffentliche 
Berfahren über den Inhalt des Statuts ein. Sämmtliche Betheiligte werden 
dazu vorgeladen und haben das Recht, ihre Einwendungen geltend zu machen, 
Das Waldſchutzgericht entjcheidet über die erhobenen Einwendungen und fegt nad 
deren Erledigung das Statut endgültig feſt. Das ift meines Erachtens ein Ber 
fahren, welches nah allen Richtungen Hin die vollftändigften Garantien für eine 


ſachgemäße Behandlung bietet; ich Tann daher das Hohe Haus nur wieberholt 


bitten, die Kommiffionsvorfchläge, wie fie hergeftellt find, pure zu acceptiren. 

Präafident: Der Abgeordnete Windthorft (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeordneter Windthorkt (Bielefeld): Ich Habe mich nicht geirrt, wohl aber 
mich allerdings nicht ganz forreft ausgedrüdt, wenn ich gejagt habe, die Bethei- 
ligten wirden bei seftftellung des Statut nit gehört. Gehört werden fie 
dabei allerdings, aber nicht mit entfcheidender Stimme, während ich wünſche 
daß ihnen ein entfcheidender Einfluß auf das Statut eingeräumt werden ſoll. 

Prafident: Die Diskuffion ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich babe das 
Mandat, im Auftrage der Kommiſſion zu fpredden, aber nicht im Auftrage der 
Kommiffion zu niden. Wenn ich alfo genidt habe, fo bitte ich, das als eine 
perjönliche Willens» oder Anfichtsäußerung zu betrachten. Ich verichließe mid 
der Meberzeugung ja gar nicht, daß gewichtige Gründe für die Heranziehung einer 
einfachen Mehrheit des Kataftralveinertrages bei Berathung des Statuts ſprechen. 
Die Kommiffion aber, meine Herren, hat anders entfchieden und ich habe nicht 
das Necht, Ihnen irgend etwas zu-proponiren, was die Mehrheit der Kommif- 
flon nicht gewollt hat. Ich kann deshalb nur bitten, in diefer zweiten Leſung 
bei der Kommiffionsvorlage ftehen zu bleiben. 

Prafident: Die beiden Anträge des Abgeorbneten Parifius werben unab- 
bängig von einander zur Abftimmung kommen. Ich bitte den erften Antrag zu 
verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Ruttersth: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen : 
Im $ 33 im erften Abſatz Hinter „ein Bedenken nicht ab“ einzufchieben: 
„und bat die nach 8 22a erforderliche Mehrheit der Betheiligten 
dem Statute zugeftimmt.“ 

Präfident: Diejenigen, welche die Aenderung eventuell aunehmen wollen, 
bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität: diefer Antrag ift angenomen.. 

Ich bitte, den andern Antrag zu verleſen. 
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Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Dem 8 33 der Kommiffionsvorlage als letzten Abſatz den legten Abfat 
der Regierungsvorlage Hinzuzufligen. 

Brafident: Diejenigen, welche diefen Vorſchlag eventuell annehmen wollen, 
bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift ebenfalls die Majorität. 

Es find alfo beide Anträge Parifius zu diefem Paragraphen angenommen, 
und bringe ich jettt den Paragraphen mit Diefen beiden Aenderungen zur Ab- 
fimmung. Diejenigen, welche ihn in diefer Geftalt annehmen wollen, bitte ich 
aufzufteben. (Gejchiebt.) 

Das ift die Mehrheit; er iſt angenommen. 

Ich eröffue die Diskufftoen über den $ 33a der Kommiffionsvorlage. — Ich 
ließe die Diskuffton, der Paragraph ift ohne Abftimmung angenommen. 

Dann eröffne ich die Diskuffton iiber den 8 33b, über den Antrag”) des 
Abgeordneten Parifius zu diefem Paragraphen, eine Aenderung des erften Ab- 
jages betreffend, Nr. 318 ad 13 und den Antrag**) des Abgeordneten Schmidt 
(Reet) und Stahr, eine andere Faſſung des 8 33b betreffend. Ich mache übrigens 
darauf aufmerffam, daß ein Druckfehler in der erften Zeile dieſes Antrages vor- 
handen iſt; es muß nicht heißen: „Das dur Erkenntniß“ fondern „Das dur) 
Anerfenntniß u. ſ. w. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ih will nur erflären, daß ich den 
Antrag 13 zuriidziehe, weil Sie ja liber die Wahl des Band u. f. mw. alle 
übrigen Anträge abgelehnt haben. 


Bräfident: Der Abgeordnete Schmidt (Nee) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Reeb): Deine Herren! Wir bezweden durch unfern 
Antrag, der in Nr. 321 vorliegt, nur eine redaktionelle Verbeflerung des $ 33b, 
legen aber infofern einen Werth auf diefelbe, als in diefem Paragraphen der 
formelle Abfchluß des ganzen Verfahrens und die Begründung der Waldgenofjen- 
Ihaft enthalten if. Ich glaube, der Antrag empfiehlt fi) ganz von ſelbſt, und 
enthalte ich mich deshalb jeder weiteren Begründung und bitte um Annahme 
des Antrages. 

Prafident: Die Diskuffton ift gefchloffen. Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich Bin der An⸗ 
ſicht, daß diefer Antrag, der der Kommiffion nicht vorgelegen hat, eine redaltio- 

nelle Verbeſſerung des Geſetzes ift, und ftelle anheim, demjelben zuzuftimmen. 


*) Die Anträge lauten: Den erften Abſatz des $ 33b dahin abzuändern: 
„Sit die Entiheidung bes Walbfchuggerichtes auf Begründung der Waldgenoſſen⸗ 
ſchaft rechtskräftig geworben, jo beruft ber Kommiſſar bed Waldſchutzgerichts 
die Berfammlung der Waldgenofien zur Wahl des Vorftandes und enbgältigen 
Konftituirung der Genofjenit.aft.” 

*) Dem & 38 b folgende Faflung zu geben: 
Das durch Anerkenntniß oder rechtsträftige Entſcheidung feitgeftellte Statut bedarf 
der Beftätigung des Waldſchuzgerichtes. 

Das beftätigte Statut begründet die Waldgenofienichaft und Hat bie Wirkung 

einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde. 
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Prafident: Ich werde alfo zunädft die Formulirung des Paragraphen nad 
dem Vorſchlage des Abgeordneten Schmidt (Nee) Nr. 321 zur Abſtimmung 
bringen, und wenn diefe abgelehnt werden follte, diejenige nad) dem Borjchlage 
der Kommilfion. — Eine Berlefung verlangen Sie nicht. 

Alfo diejenigen, welche den Vorſchlag der Abgeordneten Schmidt (Nee) und 
Stahr zum $ 33b annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, der Paragraph ift im Widerjpruch mit dem Kom⸗ 
miffionsvorfchlage in diefer Geftalt angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über $ 33c und den Antrag*) Parifius unter 
Nr. 318 ad 14, welcher eine andere Faſſung des Paragraphen vorjchlägt. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Hier bitte ich Sie, den Antrag in 
Konjequenz Ihres Beichluffes von heute Morgen anzunehmen; ich glaube mwenig- 
ftend, daß das, mas damals in Betreff der Eintragungen flir die Schutzwaldun⸗ 
dungen paßte, bier auch paßt für die Waldgenoffenfchaften. Sch glaube, die Re- 
gierung wird diejelbe Erflärung abgeben. 

Präſident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort, 

Negierungstommiffar Minifterialdireftor Marcard: Die Staatsregierung 
erflärt fi mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten Pariſius einverfianden; er 
enthält lediglich eine Konfequenz des Amendements, melches von dem Hohen 
Haufe zu $ 16a angenommen ift. 

Präſident: Die Diskuffton ift gejchloffen, der Herr Berichterftatter ver: 
zichtet. 

Nach der Erflärung des Herrn Negierungstommiffars und in Gemäßheit 
des früheren Beſchluſſes geftatten Sie wohl, daß ich ohne Abftimmung den Pa— 
ragraphen nach dem Vorſchlage Parifius als angenommen erkläre. 

Jetzt fommen wir zu $ 34 — $ 35; der letztere foll nach dem Vorſchlage 
der Kommiffion ausfallen. Ich kann alfo, wenn das Wort nicht verlangt wird, 
fonftatiren, daß der 8 34 vom Haufe angenommen ift und $ 35 an diefer Stelle 
ausgefallen ift. 

Zu $ 36 liegt ein Vorfchlag**) v. Xoeper-Xoepersdorf vor unter Nr. 315, 
welcher einen zweiten Abjat dem $ 36 zugefligt wiffen will. Außerdem hat der 


* Der Antrag lautet: Den $ 33c der KRommiffton dahin zu ändern: 
„Die den Eigenthümern der zur Genofienichaft gehörenden Grundſtücke auferlegien 
Beſchränkungen und Laften find unter Hinweis auf die näheren Beſtimmungen des 
Statuts im Grundbuche einzutragen. 
Die Eintragung erfolgt auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichts.“ 
*) Der Vorſchlag lautet: Dem 8 36 folgenden zweiten Abſatz hinzuzufügen: 
„Die zu einer Waldgenoffenfhaft zu vereinigenden Eigenthümer Tönnen ihre Zu⸗ 
ftimmung zur Bildung der Genofjenichaft von der Verleihung der Rechte einer ju- 
riftifchen Perfon abhängig machen. Sit der Zuftimmungsbeichluß ($ 22a, 8 30) an 
diefe Bedingung gelnüpft, fo hat das Walbichußgericht vor dem Erlaß des nad) 
8 33 zu treffenden Befcheides das Statut den Miniftern für die landwirthſchaft⸗ 
. lihen Angelegenheiten nnd der Zuftiz zur Prüfung einzureihen und bie Ermäch⸗ 
tigung zur Betätigung des Statut? von ihnen nachzuſuchen. Erfolgt biejelbe, fo 
hat das Waldſchutzgericht die Berleihung der Rechte der juriftiihen Berjon bei der 
Beftätigung des Statut? (833) audzufprehen und bas Statut in ben Amtsblättern 
der Regierungsbezirte und in den Kreisblättern der Kreife, in welchen die zur 
Waldgenoſſenſchaft vereinigten Grundftüde belegen find, befannt zu machen. Wird 
die Verleihung der Rechte einer juriftiichen Verſon abgelehnt, fo hat dad Walb- 
fhußgericht einen Abweiſungsbeſcheid zu ertheilen.” 
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Abgeordnete Parifius unter 318 ad 15 beantragt) dem $ 36 eine andere Faffung 
zu geben. 

Ich eröffne die Diskuſſion. Der Abgeordnete Parifius Hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Geftatten Sie mir, hier noch ein- 
mal ein wenig auf eine allgemeine Betrachtung zu kommen, die der Herr Mi- 
nifter heute Morgen allgemein über die Stellung der Genoffenfchaften gemacht 
bat. Der Herr Minifter hat mit Recht anerkannt, daß die Genoffenfchaften eine 
Geftaltung — ih weiß mich nicht genau feines Ausdrudes zu erinnern — eine 
Geftaltung der Neuzeit jei, die große Fortfchritte mache, er hat das natürlich viel 
fhöner gejagt, aber der Sinn war ungefähr derfelbe. (Heiterfeit.) 

Meine Herren, gleichzeitig ift er nun darauf zurüdgelommen und auch der 
Herr Referent hat daffelbe gethan, daß wir in Deutjchland in früherer Zeit ein 
großes Genofjenjchaftswejen gehabt hätten, mas mit dem Grund und Boden zu— 
jammenbing, was aber wefentlich zu üunterfcheiden wäre von den neuen Genoffen- 
Ihaften, die nicht an dem Grund und Boden bafteten, als den Handelögejell- 
haften, Erwerb3- und Wirthichaftsgenoffenichaften u. ſ. w. Hier möchte ich den 
Herrn Minifter auf etwas aufmerffam machen, um fo mehr, als er zu meiner 
Freude im Anfang eine Erklärung abgegeben hat, die fich hier in einem Be- 
ihluffe des Haufes nicht widerjpiegeln kann, nämlid die Erklärung, daß er der 
Refolution, die ich in der Kommiffion beantragt hatte, die Reſolution über freie 
Waldgenoſſenſchaften nicht jo fremd geftanden haben würde, wie die Kommiffion 
und die Herren NRegierungstommiffarien. Aus diefem Grunde möchte id) mir 
erlauben, den Herrn Minifter auf etwas aufmerkſam zu madhen: Wodurd find 
denn die Deutjchen rechtlichen Genoffenichaften zu Grunde gegangen? Das römi- 
ide Recht hat fie vernichtet, nur das römische Recht, — und der Herr Minifter 
weicht in feiner Vorlage nicht von den römischen Rechtsprinzipien und kehrt nicht 
zum deutſchen Recht zurüd. | 

Geftatten Sie mir ein paar Zeilen vorzulejen, die, glaube ich, in ziemlich 
trefiender Weije die Gründe des Untergangs der Deutſchen Genoſſenſchaften jpe- 
ziell durch das römische Recht darſtellen. Es heißt hier: 

Das römiſche Recht hatte in Deutjchland ein reich entwiceltes Genofjen- 
ſchaftsweſen vorgefunden, melches auferbaut war auf der Grundlage der 
perſönlichen Freiheit und des gleichen Rechts aller zu gemeinfamer Arbeit 
Berbundenen und ſich vorzugsweiſe an den Grund und Boden, an das 
unbeweglide Eigenthum anſchloß. Dieſe Genofjenfhhaften waren dem 
römischen Rechte durchaus fremd. Letzteres war das Recht eines Sflaven- 
ftaates, eines Staates alfo, in welchem die gemeinfame Arbeit vieler gleich- 
berechtigter Einzelner nicht üblich if. Wo der vollberechtigte Freie nicht 
arbeitet, jondern durch die in feinem Eigenthum befindlichen Sklaven, 
deren Zahl beliebig vermehrt oder vermindert werden kann, arbeiten läßt, 
ift für die Ermerbsgenoffenjchaft fein Raum vorhanden. Somit lag dem 
römischen Recht der Gedanke völlig fern, eine Vielheit von Perſonen als 
ein jelbftftändiges, vechtsfähiges Einzelmejen anzujehen. Die deutjch- 





*) Der Antrag lautet: Den 8 36 dahin zu ändern‘ 
„Die Waldgenofienichaft Tann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbind- 
lichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dringlidhe Rechte an Grundftüden er- 
werben, vor Gericht klagen und verklagt werben. Ihr ordentlicher Gerichtzjtund 
ift bei dem Gerichte, in defjen Bezirk jie ihren Sig hat.“ 
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rechtliche Genoffenfchaft mußte daher verkümmern, jobald die Rechtspflege 
den Bollsgerichten abgenommen und landesherrliche Gefeßgebung unter 
dem Einfluffe der gelehrten Juriften, der Doktoren der Rechte, fih all- 
mälig über alle Gebiete des Bollglebens erftredte. (Rufe: Autor!) 

Meine Herren, zufälliger Weiſe bin ich felbft der Berfafler; (Heiterfeit.) es 
it aber ſchon 1867 gefchrieben. 

Meine Herren, ich glaube, daß der Herr Minifter, wenn er ſich in dieſes 
Gebiet etwas vertiefen wollte, doch vielleicht zu anderen Anſchauungen darüber 
fommt, wie man deutfchrechtliche Genoflenfchaften wieder herftellt. Das erfte if, 
daß man die Rechtsfähigkeit der Genoſſenſchaften einführt, die fiy nach dem 
deutfhen Recht von felber vorfand und die nach dem römifchen Recht allerdings 
nicht möglich war und diefen Grundfag hat unfere ganze neue Geſetzgebung an- 
genommen in Betreff des Handelsrecht des Bergrechts, der Erwerb3- und Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften; da find Keine juriftifche Perfonen hergeftellt worden, und 
ih habe mich in meinem Antrage, den Sie heute Morgen verworfen haben, wohl 
gehiitet, von juriftifchen Perfonen zu fpredden, jondern ich habe von „der felbft- 
ftändigen Perjönlichleit“ geſprochen, das ift, wie die Juriſten wiffen, ein 
großer Unterfchied, und gerade durch diefen Unterfchied find deutfches und römi- 
ſches Recht charakterifirt. Der Antrag alfo, der Ihnen bier von mir vorliegt 
und der ſich anſchließt an die Yaflungen, wie fie überall in der neueren Gefeß- 
gebung lauten, will feine juriftifden Perſonen haben, und fteht aljo in fo 
weit auch noch in Widerfpruch mit der Regierungsporlage, die freilich durch Den 
Antrag Loeper weſentlich abgemildert if. Da der Herr Minifter fi ſchon im 
Voraus mit dem Antrage Loeper einverftanden erklärt hat, (wenn ih ihn - 
heute morgen recht verftanden habe), kann ich ihn mit als Regierungdvorlage 
anſehen. Meine Herren, nad) dem Antrage Xoeper follen die zu einer Waldge- 
noffenfchaft zu vereinigenden Eigenthümer ihre Zuftimmung zur Bildung der 
Genoſſenſchaft von der Verleihung der Rechte einer juriftifchen Perfon abhängig 
machen können, das foll doch fein bei der erften Zuftimmung zu dem Antrage 
anf den Zufammentritt zu einer Genoffenfhaft? Denn damals, als der Antrag 
eingereicht wurde, war der Beſchluß des Haufes noch nicht vorhanden, wonach 
die Genoffen dem Statut zuftimmen müſſen; eventuell müßte in diefer Beziehung 
der Antrag korrigirt werden. Nun fol das Waldſchutzgericht fi) an das Mi- 
nifterium wenden nnd bei ihm die Ermächtigung zur Beftätigung des Statut 
nachſuchen und dann fol eine juriftifche Perfon entftehen. 3a, meine Herren, 
das ift ein Nothbehelf, weiter ift eg nichts und der Weg, zu deutjchrechtlichen 
Genoſſenſchaften zurückzukehren, ift damit flir immer verfperrt. 

Meine Herren, die Frage ift fo praftifch, wie irgend etwas, obwohl e8 jchein- 
bar, wie ein theoretifcher Streit ausſieht. Wenn Sie nun heute morgen vielfach 
ausgeführt haben, daß ja die Frage der Nechtsfähigkeit eine untergeordniete fei 
feinen Genofjenfchaften gegenüber, wenn das insbefondere der Herr Miniiter und 
der Herr Referent und mein Freund Miühlenbed gethan hat, fo möchte ich Dem 
entgegnen, daß die Frage der Nechtsfähigkeit für die kleinſte Genoſſenſchaft ebeu 
jo wichtig ift, vielleicht noch viel wichtiger, wie für eine große Genoffenfchaft. Der 
Herr Referent hat dies, darin muß ich meine Angaben forrigiren, durch Das 
ſchlagende Beifpiel der Siegenſchen Haubergsgenoffenichaften anerfannt. Sch 
rofinjchte jehr, daß er die Mitteilungen, die er uns darüber in der Kommiffton 
gemacht hat und die nur fehr kurz im Bericht aufgenommen find, mündlich fpe- 
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zieller wiederholte, dann würden Sie gerade fehen, wie gefährdet Heine Genoffen- 
ſchaften find, wenn ihnen die Rechtsfähigkeit mangelt. Außerdem berufe ich mich 
einfach auf dasjenige, was jeder, er mag Juriſt fein oder nicht, öfters erlebt hat. 
Nämlich, wenn wir Genoſſenſchaften fchaffen, die feine Rechte der juriftifchen und 
ſelbſtſtändigen Perfönlichleit haben, fo hat dies zur Folge, wenn die Genoflen- 
haft fpäter verflagt wird oder Hagt, daß fich dann jeder einzelne Nachfolger im 
Bei noch bis zu Kind und Kindesfindern legitimiren muß, wer die Genoffen- 
ſchaft verklagt, muß alle zufammen, jeden einzeln aufgeführt verflagen und um: 
gelehrt. Der Herr Minifter deutet an, daß er gar nicht wünſchte, daß derartige 
Genoffenfchaften rechtsfähig werden, dann würden fie leichtfinnig (jo war me- 
nigftens der Sinn), gefährliche Verbindlichkeiten eingehen. Ich möchte doch dem 
Herrn Minifter erflären, daß meiner Ueberzeugung und Erfahrung nach, der aller- 
verfehrtefte Weg ift, eine Genoffenichaft folide zu machen dadurd,. daß man ihr 
die Rechtsfähigkeit verfagt, um fie fo zu hindern, Berbindlichleiten einzugehen. 
Jeder Förſter, der von einer Waldgenofjenfchaft angeftellt wird, muß einen Kon- 
traft machen und ic) möchte einen tüchtigen Förfter fehen, der auf längere Zeit 
mit einer Genoffenfchaft einen Vertrag macht, wenn er weiß, daß er, fobald er 
in Streit kommt, jeden Einzelnen von Hundert verklagen muß. Meine Herren, 
wollen Ste tüchtige Genoffenjchaften haben, fo muß ich Sie dringend bitten, zu- 
nähft dafür zu forgen, daß fie allefammt rechtsfähig find, und das können Sie 
kaum auf die Weife machen (darin muß ich dem Herrn Minifter Recht geben), 
daß Sie allen die Rechte einer „juriftifhen Perfon” geben. Sie haben nur die 
Wahl zwiſchen Deutſchem Recht und Römiſchem Recht. Bleiben Sie beim Rö— 
miſchen Recht, fo iſt es ganz klar, daß dieſer Weg nicht der richtige if, um Ie- 
bensfähige Waldgenoſſenſchaften zu bilden. 
Bräfident: Der Abgeordnete v. Toeper:Loeperddorf hat das Wort. 

Abgeordneter v. Loeper⸗oepersdorf: Deine Herren! Daß für die Wald- 
genoffenfchaften Korporationsredhte nicht bloß wünſchenswerth, fondern faft un- 
entbehrlich find, das ift, glaube ich, heute von allen Seiten übereinftiimmend an—⸗ 
erfannt. Meine Herren, man kann ja auch nicht verfennen, daß es fich hier han⸗ 
delt um Genoffenfchaften, welche aus einer unfreimwilligen realen Bereinigung ber- 
vorgegangen find, und welchen mwefentli der Charakter von Realgemeinten bei- 
wohnt; daraus folgen eine Menge Konfequenzen, welche das Geſetz ſelbſt zieht. 
Meine Herren, nach gemeinem Recht giebt es zwei Nequifite der Korporation: 
einmal die Unauflößlichkeit, die beftändige Fortdauer, zweitens der gemeinnützige 
Zweck. Daß beide hier vorhanden find, kann füglich feinem Zweifel unterliegen. 
Es wird die Bedürfnißfrage befonders geprüft, es mird ein großer ftaatlicher 
Apparat ins Leben gerufen, weil man den Zwed als einen gemeinnüßigen aner- 
fennt. Es ift die Korporation unauflöslich, oder nur auflösfih mit Genehmigung 
des Staates. Ich will das nicht in alle Konfequenzen verfolgen, aber auf einige 
möchte ich anfmerlffam machen, Einmal auf den Parallelismus mit anderen Ge- 
meinden, der darin liegt, daß der Staat ſich diefen Genoffenfchaften gegenüber 
daffelbe Auffichtsrecht beilegt, welches er anderen Genoſſenſchaften gegenilber ſich 
beilegt. Das zweite recht Charakteriftifche ift meines Erachtens das, daß die 
Beiträge die Natur von öffentlichen Laſten haben nach dem Geſetz. Meine Herren, 
das ift doch auch nur verfländlich, wenn man davon ausgeht, daß Derjenige, an 
den diefe Beiträge bezahlt werden, der fie fordern kann, eine öffentliche Körper- 
ſchaft if. Ä 
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Meine Herren, von diefem Gefichtspuntt aus hätte ich es ebenfo wie der 
Borrednier, der Abgeordnete Parifius, gern gejehen und für das Richtigſte gebal- 
ten, wenn nach dem Vorgang des Gefees von 1854 über die Wittgenfteinfche 
Genoſſenſchaft durch das Geſetz felbft den Genoffenfchaften die Rechte einer jurifti- 
ichen Perfon beigelegt würden. Ich habe auch in der Kommiffion für den jeßigen 
Antrag des Abgeordneten Parifius geftimmt. Inzwiſchen ift Seitens des Herrn 
Minifters die beftimmte Erklärung abgegeben, daß eine jolche Beftimmung abfolut 
unannehmbar fei. a, meine Herren, unter diefen Umftänden Tann ic) doch dieſes 
Streites wegen das Geſetz nicht fallen lafien. IH muß außerdem zugeben, daß 
unfere Agrargefeggebung eine Reihe ähnlicher Genofjenfchaften hervorgerufen bat, 
denen die Rechte einer juriftifchen Perfon nicht beigelegt find. Ich erinnere aus 
der neueften Zeit noch an die Fifchereigenoffenjchaften, welche nad) dem im vori- 
gen Jahre befchlofjenen Geſetze gebildet werden können und welche ganz ähnliche 
Zwecke verfolgen, wie Die Waldgenoffenichaften, von denen es fich heute handelt. 
Ich muß außerdem zugeben, daß die AuffichtSgenofjenjchaften, die nah $ 22 Nr. 
1 gebildet werden fünnen, doch einen lofen Zufammenhang Haben und einen nur 
nebenjfächlichen Zwed verfolgen, einen Zwed, den man nicht im hervorragenden 
Sinne als einen gemeinnüßgigen bezeichnen Tann, Daß ich diefen AuffichtSgenofijen- 
ſchaften ein Recht auf die Beilegung der juriftiichen Perſönlichkeit nicht zuge- 
fteben kann. 

Bon diefen Erwägungen aus, meine Herren, babe ich in meinem Amende- 
ment einen Modus gejucht, um die Rechte der Genofjenfchaft möglichſt ficher zu 
fielen. Es fol ihnen dadurch das Recht gegeben werden, vor Gründung und 
vor Beitätigung des Statut3 die Bildung der Genoffenfchaften abhängig zu machen 
von der Berleihung der juriſtiſchen Berfönlichkeit. Sie follen nicht hinterher, nach⸗ 
dem dag Statut beftätigt iſt, kommen dürfen und an die Minifter gehen, wo fie 
vielleicht eine abjchlägige Antwort beflommen; wenn fie felbft Werth legen auf 
dieſe Rechte, jo fol die Bildung der Genojjenfchaften von der Verleihung der 
Rechte abhängig fein. Nun glaube ich, daß die Einfügung des modus proce- 
dendi in das Berwaltungsftreitverfahren feinen wejentlichen Bedenken unterliegen 
“wird. Das Waldſchutzgericht ift zugleich berufen, das öffentliche Intereſſe wahr- 
zunehmen. Wenn aljo die Intereſſenten fagen, wir verlangen, wenn überhaupt 
aus der Bilduug der Genoſſenſchaften etwas werden fol, Verleihung der Rechte 
einer juriftifchen Perfon, dann ift das Waldfchußgericht völlig in der Lage, fid 
zu vergewifiern, ob dies Statut den Bedingungen entjpricht, welche von den Mi— 
niftern an die Verleihung der Rechte der juriftiihen Perjon geknüpft werden. Es 
ift das alfo ein Zwijchenverfahren, welches auf das übrige Verfahren gar keinen 
Einfluß hat. Nun geht die Sache im Prozeßwege weiter. Iſt Die Entſcheidung 
rechtskräftig geworden, dann wird bei der Beitätigung des Statut von dem 
Waldſchutzgericht ausgeführt, daß es auf Grund der ihr von dem Minifter er⸗ 
theilten Ermächtigung der Genoffenjchaft die Rechte einer juriftifhen Perfon ver- 
leihe. Ich glaube, daß auch hierin fein Bedenken Yiegt. Es ift im Gejege nur 
gejagt, daß die Minifter ermächtigt find, diefe Rechte zu verleihen. Es liegt im«- 
plizite in meinem Vorfchlage, daß fie das Recht übertragen können auf das Wald- 
ſchutzgericht. Sch glaube, man kann auch von diefem Gefichtspuntt feinen Ein- 
wand gegen dieſes Berfahren machen, daß ja die Minifter dieſe Ermächtigung er- 
theilen, bevor das Statut rechtskräftig geworden ift, denn die Streitigleiten, vie 
danıı noch zur Entjcheidung kommen können, und die Rechtsſprüche, die dann nod) 
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gefällt werden können, können das Gebiet nicht meiter tangiren. Yedenfalls ift 
aber and) der Vorfigende des Provinzialvermaltungsgerichts berechtigt, wenn eine 
Entſcheidung gefällt werden follte, die diefe Grundlage in dem Sinne änderte, da⸗ 
gegen feine Bernfung einzulegen und zu fagen, es wird auf diefe Weile das 
öffentliche Intereſſe verlegt, weil in das Statut Beftimnrungen hineinfommen, die 
den Forderungen des Minifters an ein ſolches Statut nicht genügen. Es wiirde 
alfo Dann diefe Frage wieder vor das Oberverwaltungsgeridht kommen. Ich 
glaube, daß auch in diefer Beziehung das Amendement durchaus fein Bedenken 
bat. Ich glaube, daß es wefentlich die Verleihung der Rechte einer juriftiichen 
Perſon erleichtere und die Sache fiir die Genoffen weſentlich kläre. 

Ich bitte daher, da8 Amendement anzunehmen. 

Präfident: Der Abgeordnete Miguel hat das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Meine Herren! Wenn ich von den Erklärungen 
der Regierungstommiflare in der Kommiſſion abfehe, d. h. von der Trage, ob das 
Sefeg durch Annahme des Amendements Parifius unannehmbar würde, dann 
muß ich fagen, ziehe ich den Antrag Parifius in allen Beziehungen vor. 

Was den Antrag des Herrn Kollegen v. Loeper betrifft, fo ift doch ſoviel 
Mar, daß diefer Antrag die Bildung von Waldgenoffenfchaften von einer weite: 
ren bis dahin in den Kommiffionsanträgen nicht enthaltenen Vorausfegung ab- 
hängig macht, folglidy die Bildung der Waldgenofjenfchaft erſchwert. 

Sodann ift Mar, daß die Bildung der Waldgenoffenfchaften num nicht mehr 
abhängen würde allein von der fachlichen Prüfung des Bedürfniffes und des Ver⸗ 
hältnifjes der Betheiligten untereinander, daß die andere Frage, die ganz jelbfl- 
Händig Seitens der Staatsregierung zu beurtheilen ift, mit bineingezogen wird, 
ob es angebradt ift, einer beftimmten Waldgenofjenfchaft die Rechte einer jurifti- 
ſchen Perfon zu ertheilen. Die Bildung der Waldgenofjenfchaften wird dann ab» 
bängig von der Berwaltungspraris in Beziehung auf die Ertheilung der Rechte 
der juriftifchen Korporation. Daraus wird weiter folgen, daß man Heinere Wald- 
genofienfchaften, die man nicht fir bedeutend genug hält, um ihnen das wichtige 
Recht der juriftifchen Korporation zu geben, in die größten Schwierigkeiten bringt, 
fie faft unmöglidy macht, daß man die Waldgenoffenichaften da vorzugsweije be- 
fördert, wo es fih um bedeutende Koınplere handelt, mo namentlich größere Eigen- 
thümer in Frage ftehen, während ich den Hauptvortheil gerade darin fehe, daß 
kleinere Waldgenoffenfchaften fi bilden können, wie fie mir aus meiner Heimath 
vorſchweben, wo fleinere Waldfomplere früher unzwedmäßig getheilt waren und 
wir nım wieder ein Zuſammenlegen ermöglichen wollen. 

Es ift hiernach Mar, daß der Antrag des Herrn Kollegen v. Roeper etwas 
Fremdartiges, außerordentlich” Erfchwerendes in das Gefe hHineinbringt. Herr 
Kollege Parifius ftellt alle Waldgenoſſenſchaften in Beziehung auf die Frage der 
Rechtsfähigkeit gleich, und das ift auch das einzig Nichtige, denn ob eine Wald- 
genoffenichaft groß oder Hein ift, ob die Grundftüde viele Duadratflächen haben 
oder nicht, der Zwed und die Art und Weife des Auftretend der Waldgenoffen- 
ihaft nach außen und nad) innen wird durch die Größe nicht alterirt. Kleinere 
Waldgenoffenichaften haben die Rechtsfähigkeit ebenfo nöthig wie die größeren. 

Meine Herren, diefe Rechtsfähigkeit haben aber nicht blos diejenigen Wald» 
genofjenfchaften unbedingt nöthig, welche die volle Waldgemeinjchaft, wenn ich fo 
jagen darf, innerhalb dieſes Gejetzes bejchließen, jondern jelbft diejenigen, die nur 
den meiteren Verband bilden wollen, aljo zum Waldſchutz im eigentlichen Sinne 
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fih vereinigen. Dieſelben können ja fonft nicht einmal ficher mit einem Förſter 
fontrabiren, fie haben diefelben Schwierigkeiten, daß immer jedes einzelne Mit⸗ 
glied vor Gericht auftreten, verffagt werden muß und gar feine Rechtshandlung 
ohne Auftreten aller einzelnen Waldgenoffen, beziehungsweife der Bevollmächtigten, 
vollzogen werden Tann. 

Meine Herren, was flieht denn nun dem Antrage des Herrn Kollegen Pa- 
rifins entgegen? Ich habe die Erklärungen der Herren Vertreter der Staatsre- 
gierung in der Kommiffion forgfältig durchzelefen, ihre Gründe können mich nicht 
überzeugen. Die deutfchrechtliche Frage, ob in den Ländern des gemeinen Rechts 
die alte deutjchrechtliche Genofjenfchaft neben der römifchen societas und der ju- 
riftifhen Perſon eriftirt, will ich nicht weiter erörtern. Ach bin der Anfidht, Daß 
in den Ländern des gemeinen Rechts die deutfchrechtliche Genoſſenſchaft noch im 
voller Rechtskraft befteht, und ich felbft habe als Anwalt mehrere ſolcher Aner- 
fennungen des Höchſten Hannöverjchen Landesgerichts erlangt. Ich will aber da- 
von abjehen — foviel ift gewiß, daß für unfere deutjchredhtlichen Berhältniffe, na- 
mentlich für die ländlichen dieſe alte deutfchrechtliche Genofjenjchaft eine viel zweck⸗ 
mäßigere Form der juriftifchen Perſönlichkeit ift als die römiſchrechtliche Korpo- 
ration. Darüber kann nach meiner Ueberzeugung gar fein Zweifel fein. Die 
Trage, welche Folgen die Ertheilung von Korporationsredhten hat, was Rechtens 
ift, wenn ſolche juriftiiche Perfönlichkeit wieder entzogen wird, die Frage, unter 
welchen Borausfegungen und Bedingungen derjenige, der die Perfönlichkeit ertbeilt 
hat, fie wieder entziehen Tann, diefe Frage ift auch juriftifch außerordentlich ftrei- 
tig umd zweifellos fiir die verfchiedenen Provinzen des Staates ganz verjchieden 
zu beurtbeilen. In der Provinz Hannover nehme ich an, daß, wenn eine juriftifche 
Perjünlichkeit verloren wird, dann das Vermögen herrenlos wird und nicht an 
die einzelnen zufälligen Mitglieder der Korporation fällt, fondern vom Staate 
eingezogen werden kann. Kann man das wollen? Wenn aber eine deutjchrecht- 
lihe Genoſſenſchaft aus irgend einem Grunde fi auflöft, fo ift anerfannt zwei⸗ 
fellos Rechtens, da die Antheilsrechte, unter welchen urjprünglich die Genoffen- 
ſchaft gebildet ift, oder die innerhalb der Genoſſenſchaft rechtlich beftehen, auch bei 
der Theilung des Vermögens maßgebend find. Da ift aljo die ganze Sache 
völlig Har. Die viel freiere Bewegung, die ein ſolches Genoſſenſchaftsrecht giebt, 
wird andrerfeits in feiner Weife durch den Mangel der Nechtöfähigkeit und der 
Vertretung der Genofjenichaft nah Außen in den Hintergrund gedrängt, denn in 
diefer Beziehung, was die Nechtsfähigkeit betrifft, das Auftreten vor Gericht, die 
Bertretung durch den Vorſtand, in allen diefen Beftimmungen fteht die Genofien- 
ſchaft der juriſtiſchen Perfon völlig gleich. 

Dan kann nun zwar fagen: die Frage wegen der Bildung von Genoffen- 
ſchaften Tann gründlich nnr gelöft werden in einem Deutjchen Civilredht, und man 
könnte jagen, daß es bedenklich fei, hier einen folhen Spezialeingriff in das ganze 
Rechtsſyſtem zu machen, mo wir namentlich ganz verjchiedenartige rechtliche Ver— 
hältnifje und NRechtszuftände im Lande haben. Aber auch das kann ich nicht zu⸗ 
geben, weil wir es nicht mit freien willfürlihen Bildungen zu thun haben. Der 
Einwurf, den man dem Abgeordneten Schulze in Bezug auf fein Genofjen- 
Ihaftsgejeg im Neichstage machte, daß man nicht überſehen könnte, wie ein ſol⸗ 
ches Geſetz in der Praris wirfe, welche vom Staate vielleicht zu vermwerfende 
Zwecke fi unter einer ſolchen Vereinsbildung verfteden möchten, diefe Frage 
kann nicht in Betracht fommen, denn wir haben es bier nicht mit freien Bil- 
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dungen zu thun, fondern mit Genoffenfchaften, die auf Grund dieſes Geſetzes 
vom Kreisausfhuß legalifirt werden. Solchen Genoſſenſchaften die Rechte der 
Nechtsfähigkeit zu geben, fcheint mir in allen Beziehungen durchaus unbedenklich, 
und ich erblide daher in dem Antrage Barifius, der vielleicht in der dritten 
Lefung noch eine Heine Ergänzung finden müßte, einen ſehr erheblichen Vorzug 
gegenüber dem Antrage des Kollegen v. Loeper. Das aber ift mir in allen 
Fällen zweifellos: Sie müſſen entweder das eine thun oder das andere; denn 
wenn Sie nichts thun, dann ift diefe ganze Genoſſenſchaftsbildung ein wahres 
Berrbild. 

Präſident: Der Herr Minifter hat das Wort. 

Minifter für die Iandwirthichaftlihen Angelegenheiten Dr. Sgriedenthal: 
Meine Herren! Was zunächſt den Gegenfag zwifchen deutſchrechtlicher Genoffen- 
haft und römifchrechtlicher Genofjenfchaft betrifft, jo enthalten die Ausführungen 
des Herrn Abgeordnieten Parifius vieles, was mir volllommen ſympathiſch ift, 
aber ich meine doch, daß man diefe fehwierige Frage nicht mit jo allgemein ge- 
baltenen Andeutungen löjen Tann. Was bier unter deutfchrechtlicder Genoffen- 
haft zu verftehen wäre, würde eine Realgenoſſenſchaft im eigentlichen Sinne 
des Wortes fein müffen, dergeftalt, daß die Genoffen als Geſammtheit das Eigen- 
thum des im Einzelbefig befindlichen Waldes haben, wie dies bei den Hauberg3- 
genoffenichaften der Fall iſt. Davon kann in diefem Geſetze wohl nicht die Rede 
jein, und deshalb ift es außerordentlich fehwierig, jene Analogie hier anzumwen- 
den. Ich glaube, daß hierin auch die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Miquel fehlerhaft find, und daß er nicht genügend ins Auge gefaßt hat, wie 
jene Art deutfchrechtlicher Genoffenfchaften, welche allerdings fehr viel Vorzüge 
bietet, zur Zeit nicht in Rede fteht. Hierzu würde eine Umbildung von Rechts- 
berhältniffen erforderlich fein, die ich in manchen Beziehungen mit dem Herrn 
Abgeordneten Miquel wünſchen kann, die aber auf die allergrößten Schwierig- 
zeiten ftoßen wiirde, welche durch die Form des Zwanges, wie fie dieſes Ge- 
je gewählt hat, gewiß nicht zu befeitigen find. Es handelt fich bier im Wefent- 
lien um eine Perjonalverbindung. Diefelbe hätte man in der Form der Er- 
werbsgenoffenichaften geftalten und ihr unter den für die Ermwerbs- und Wirth- 
Ihaftsgenofjenichaften gegebenen und erprobten Vorausſetzungen die Rechtsfähig- 
teit verleihen können. Diefer Weg ift aber nicht eingefchlagen. Der Herr Ab- 
geordnete Parifius hat verjucht, — und in diefer Beziehung muß ich feine Kon- 
jequenz anerkennen — die Lücke zu ergänzen, dadurch, daß er eine Reihe von 
Normativbeftiimmungen in diefes Geſetz Hineinzubringen verfuchte, um diejenigen 
Garantien zu bieten, welche erforderlich find, wenn man ohne weiteres die Rechts— 
fähigkeit an die Bildung der Genofjenichaft Inüpfen will. Die Kommiſſion aber 
jowohl wie das Plenum ift dem Herrn Abgeordneten hierbei nicht gefolgt, weil 
die einſchlagenden Verhältniffe zu fremdartige find, und ſich nicht liberfehen läßt, 
bon welchen Borausjfegungen allgemein die Nechtsfähigkeit abhängig zu machen 
fi. Wir wollen, meine Herren, — wie bereit3 erwähnt, — zunädft Waldge- 
noffenfchaften ins Leben rufen und fodann aus ihrer Thätigfeit diejenigen Fol— 
gerungen ziehen, die zu einer weiteren Fortbildung des Inſtituts fllhren können; 
eine Fortbildung, welche ſodann fpäteren Stadien der Geſetzgebung zu liberlaffen 
fein wird. Den gegenwärtigen Augenblid halte ich nicht für geeignet, ſchon den 
bon Herrn Abgeordneten Miguel befiirworteten Schritt zu thun. Wenn Sie be- 
denfen wollen, welche detaillirten Beftimmungen im Handelsrecht, im Geje tiber, 
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die Wirthichafts- und Ermerbsgenoffenihhaften für nothwendig befunden find 
al3 Borausfegungen für die Eintragungs- und die Rechtsfähigfeit, jo müſſen 
Sie zugeben, daß es unthunlich erfcheint, ohne meitere® an die allgemein ge- 
haltenen Vorſchriften dieſes Geſetzes die nämliche Konfequenz zu knüpfen. Ebenfo 
wenig halte ich den Kreisausfhuß fiir befonders geeignet, in jedem einzelnen 
Falle diefe Borausfegungen zu prüfen und gleich dem Handelsrichter durch feine 
Entſcheidung allein über die Rechtsfähigkeit zu entjcheiden. 

Darin ſtimme ich mit den Herren Abgeordneten Parifius, Miquel überein, 
daß hinfichtlich der Nechtsjubjeltivität eine gewiffe Lücke befteht; auch darin, Daß 
es dom juriſtiſchen Geſichtspunkte aus wünſchenswerth wäre, allen Genoffen- 
ſchaften die Nechtsfähigkeit zu geben. Wenn ich aber aus praftiichen Rüdfichten 
nicht im Stande bin, bei vorfichtiger Behandlung einer fo ſchweren legislatori- 
{hen Materie dies Ziel ſchon jet zu erreichen, fo nehme ih in Ermangelung 
des Beften das Amendement des Herren Abgeordneten vd. Loeper an, obſchon es 
gewiſſe Inkonvenienzen mit ſich bringt, weil es die Möglichkeit giebt, dort, wo 
ein praftifches Bedürfniß obmwaltet, die Nechtsfähigkeit zu jchaffen nad) Prüfung 
der Sade von Seiten der oberen Inſtanz. Durchaus unrichtig ift es, wenn Der 
Herr Abgeordnete Miguel behauptet, man würde die Rechtsfähigkeit, die jurrifti- 
Ihe Perfünlichkeit da verleihen, wo Grundbefiter in Frage kommen und nicht, 
wo es fih um Tleine Befiger handelt. Wie der Herr Abgeordnete Miquel zu 
diefer wunderlihen Behauptung kommen Tann, ift mir völlig unbegreiflih. Wenn 
die Staatsregierung das Beftreben hat, gerade die Fleinen Grundbefizer zu Wald- 
genoffenjchaften zu vereinigen, wenn fie das Beftreben hat, die Uebelflände der 
Unfultur des Waldes, die hauptjächlich bei Heinen Befigungen obiwaltet, zu be- 
feitigen, jo wird fie doch offenbar da, wo ein Bedürfniß vorliegt, ſolche Heinen 
Grundbefiger durch Verleihung der Rechtsfähigkeit in ihren genoffenichaftlichen 
Waldfulturbeftrebungen zu ftärken, nicht die mindefte VBeranlaffung zu einer Ber- 
fagung finden. Sch fomme zu dem Schluffe, daß in dem gegenwärtigen gejeß- 
geberifhen Stadium wir nicht im Stande find, ohne Weiteres die Rehtsfähig- 
feit an die Bildung der Genoffenfchaft zu knüpfen, weil wir die Folgen hiervon 
nicht überſehen können, daß aber, weil in vielen Fällen die Rechtsfähigfeit noth- 
wendig ift, das Amendement Xoeper, welches einige redaktionelle Aenderungen in 
der dritten Leſung wird erfahren müffen, einen geeigneten Ausweg bietet, um fir 
alle Nothfälle die Rechtsfähigfeit zu fihern. Mit Rückſicht darauf bitte ih Sie, 
das Amendement des Abgeordneten PBariftus abzulehnen und das Amendement 
des Abgeordneten Toeper anzunehmen. 

Prafident: Zur Geihäftsordnung hat der Abgeordnete Parifius das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Ich Hatte mich zur Geſchäftsordnung gemeldet, 
ehe der Herr Minifter da8 Wort hatte, weil il) provozirt wurde durch den Herrn 
Abgeordneten Miquel. IH kann auch noch jetzt zur Geſchäftsordnung bemerken, 
daß mein Antrag in der dritten Lefung dur 6 oder 8 Zeilen ergänzt werden 
tönnte, die ich in den früheren Anträgen zurückgezogen habe, die wieder aufzu- 
nehmen ich mir aber fiir die dritte Lejung vorbehalten will. 

Prafident: Der Abgeordnete Heiliger hat den Schluß der Diskuffion be- 
antragt. Ich erjuche diejenigen, die den Antrag unterſtützen wollen, aufzuftehen. 
(Gefchieht.) 

Die Unterftügung reicht aus. Auf der Rednerlifte find noch eingetragen die 
Abgeordneten Dr. Thiel und Dr. Hänel. 
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Diejenigen, welche die Diskuffion fchliegen mollen, bitte ich aufzufteben. 
Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit. 

Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, die beiden 
Anträge abzulehnen, ſowohl den Antrag Parifius wie den Antrag v. Loeper. 
Ich ertenne fehr gern an, daß der Antrag Parifius fehr richtig ift vom Stand- 
punkte feiner früheren Anträge aus; da diefe aber gefallen find, fo meine ich, 
müffen Sie auch jett diefen Antrag ablehnen. Wenn Sie ohne Weiteres einer 
Baldgenoffenfchaft, iiber deren Konftituirung, Vorftandszufammenfegung u. ſ. w. 
Sie feine beftimmten Normen gegeben haben, dieſe weitgehenden Rechte beilegen, 
fo legen Sie die Gefahr nahe, daß nur zu leicht der VBorftand einer ſolchen Ge— 
noffenihaft, die Genoſſenſchaftler in Verpflichtungen hineinbringt, die ſich nicht 
überfehen laffen und die fehr zum Schaden der Genoffenfchaft ausſchlagen können. 

Was das Amendement vd. Roeper betrifft, jo möchte ich nur bemerken, daß ich vom 
technischen Standpunkt aus eine fehr dringende Nothwendigfeit, diefen Genoffen- 
Ihaften die Rechte einer juriftifchen Perfon beizulegen, nicht anerkennen Tann. 

Für die einzelnen Ausnahmefälle genügt ſchon der Paragraph der Kommij- 
fion, welcher die Möglichkeit nahe legt, und diefe Möglichkeit ift vollftändig ge- 
nügend, fie braucht nicht verftärkt zu werden, wie der Antrag v. Löper es will. 
Es hat zwar heute morgen der Herr Referent, mit dem ich mich fonft in Ueber⸗ 
einfimmung befinde, erflärt, daß die Rechte einer juriftiihen Perfon für die 
Waldgenoſſenſchaften ſehr wichtig feien, und er hat hingewiejen auf die Haubergs⸗ 
genofienfchaften im Siegener Lande, und allerdings die haben es jehr nötbig. 
Es ift in der Kommiffton darauf bingewiefen, daß die Haubergsgenofjenjchaften 
in große Schwierigkeiten gelommen find bei der Erpropriation. Das liegt aber 
eben daran, daß die Haubergsgenoffenfchaften den Grund und Boden nicht dem 
Privateigenthum der Einzelnen überlaffen, fondern weil der Grund und Boden 
Eigenthum der Genoffenfchaft ift; damit fällt auch fort eine der mwichtigften 
Quellen des Bedürfniffes für eine ſolche Genoſſenſchaft, die Rechte einer jurifti- 
ſchen Korporation zu befigen, überall, wo es fih um Grund und Boden handelt, 
dat der Grundeigenthiimer auch diefe ungejchmälerten Rechte. 

Dann ift darauf Gewicht gelegt worden, foldye Genoſſenſchaften, die nicht 
die Rechte einer juriftifchen Perjon haben, könnten noch nicht einmal einen Förfter 
anftellen. Meine Herren, das gejchieht alle Tage, wo fi Mehrere verbinden, 
der Förfter wird angeftellt von dem Manne, der ihn eben engagirt, und hat fein 
Klagerecht gegen die Perſon. Es giebt Taufende von Bereinen, die feine Rechte 
jmiftifcher Perfonen haben, und die große Miethsverträge abichliegen, ohne daß 
irgend welche Schwierigkeiten entftehen. Die Nechtsgefchäfte werden mit den 
Berfonen abgefchloffen, die der Verein damit beauftragt hat und es hängt von 
dem perfünlichen Kredit der Leute ab, ob fie Rechtsgeſchäfte machen können oder 
nicht. Ich bitte Sie, überhaupt zu bedenken, daß die große Mehrzahl aller diefer 
Genofienschaften fih in fehr einfachen Verhältniffen bewegen werden, daß da 
bon verwidelten Gefchäften, von Anleihen, von großartigen Ausgaben überhaupt 
feine Rede fein Tann. Ich kann mir 3. B. feinen Fall denken, daß eine ſolche 
Genoffenfchaft große Schulden Tontrahirt; die Mehrzahl der Kulturarbeiten wird 
von den Intereſſenten auf ihre eigene Koften ausgeführt werden; baare Auslagen 
werden gar nicht vorfommen. Es werden Fälle vorfommen, wo vier, fünf Jahre 
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lang feine Zuſammenkünfte ftattfinden, weil gar nichts zu befchließen ift; Die 
Sade verläuft in ten allereinfachften Berhältniffen. Es handelt fih darum, zum 
Beifpiel bei der Haubergsgenofjenichaft, wenn einmal die Zeit kommt, wo Die 
Lohe gejhält wird, da wird die Genofjenfchaft etwas akuter, wenn ih mich fo 
ausdrücken foll, arbeiten. 

Alfo es ift gar fein dringendes Bedürfniß da gegenüber manden Yährlich- 
feiten, die mit der Ertheilung der juriftifchen Perfon verbunden find, dieſe nun 
obligatorifch zu machen. 

Ich bitte deswegen, lehnen Ste beide Anträge ab und laſſen Sie es bei 
den Kommiffionsvorfchlägen, die vollftändig genügen. 

Präſident: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Ka, meine Herren, ich fehe doch die Frage viel 
ſchwerer an, als der Herr Borredner. Nehmen wir aud) einmal an, e3 fei Die 
einfachfte Waldgenoffenfchaft, fo viel fteht feft, Holz muß fie werben, fie muß 
gewifje Anlagen dafür machen, fie wird den forjtmäßigen Betrieb durch Auffeher 
durch Tagelöhner herftellen müfjen, fie wird Holz verkaufen müſſen. Kurz und 
gut in eine Summe von privatrechtlihen Beziehungen, von Rechtsbeziehungen 
tritt fie nothwendig. Wenn fie das nicht thäte, wäre fie todt, fie lebt nur von 
Rechtswegen dadurch, daß fie eine Reihe von Geſchäften abfchließt, und ihr ganzes 
Leben befteht in einer Abwidlung von fo und foviel Rechtsgeſchäften, ſoviel Die 
rechtliche Seite betrifft. 

Nun, meine Herren, erwägen Sie einfach die Trage: wie fol auf Grund 
der Rechtsgefchäfte fich die Verpflichtung der Einzelnen, die Verpflidtung bes 
Borftandes geftalten? Hier finden wir in dem Geſetze eben feine Antwort. Frei⸗ 
lich in dem Augenblide, wo die Genofienfchaft das Recht einer juriftiihen “Berjon 
empfängt, da ift alles Mar. Da wiffen wir, der Vorſtand diefer juriftiiden Berjon 
ift legitimirt nad) außen NRechtsgefchäfte zu fchliegen, Schulden zu machen, For⸗ 
derungen zu erwerben. Die einzelnen Mitglieder als foldhe haften nicht unmit- 
telbar, jondern nur das Vermögen der juriftifchen Perſon; beziehentlich find die 
einzelnen Mitglieder verpflichtet, ihre Beiträge ftatutengemäß an die Kaffe der 
juriſtiſchen Perſon abzuführen. Allein, meine Herren, wenn die juriftiiche Per— 
fünlichfeit nicht ertheilt ift, wie fol dann in diefer Beziehung verfahren werden, 
an welches Kriterium foll ſich der Nichter bei eintretenden Streitigkeiten halten? 
Darnad fragen wir, und ich behaupte, darauf befommen wir abjolut Feine 
Antwort. 

Man könnte fich ja denken, da wir Teine Antwort befommen, es: handelt fidh 
um die Konftruftion nad den Regeln einer gewöhnlichen societas, einer ge- 
wöhnlichen Gefellihaft. Ich fage Ihnen, das ift ganz unmöglid. Wie wollen 
Sie einem Juriſten das einreden, daß bier eine Geſellſchaft vorläge? Die Ge- 
jelfchaft ift ja gar nicht durch Vertrag entftanden im gewöhnlichen privatrecht- 
lihen Weg, das ift wenigſtens reiner Zufall; fie entfteht ja nach dieſem Geſetz 
zwangsweije durh Majorität. Iſt denn das die Entftehung einer Gejellichaft; 
fönnen Sie auf eine ſolche Genoffenfchaft die Regeln der societas anwenden? 
Das, meine Herren, ift rein unmöglich. Und ebenfo, meine Herren, ift es ganz 
undenfbar, daß Sie dem Borftand einer follen Genofjenjchaft, die blos als so- 
cietas gedacht ift, jene Bertretungsrecdhte gewähren, welche offenbar bier überall 
borausgejegt find. Endlich, meine Herren, Sie fünnen in die Natur einer &e- 
jellichaft regelmäßig den Begriff der Majorität, der Wirkſamkeit der Majvritätg- 
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beſchlüſſe gar nicht Hineininterpretiren; nach den gewöhnlichen Prinzipien der 
Gejellihaft giebt es keine Majoritätsbefchlüffe, jondern jeder einzelne socius hat 
das Recht des Widerfpruchd. Hier aber konftruiren Cie nad) der ganzen Anlage 
des Geſetzes dahin, daß liberal mit Majoritätsbefchlüffen vorgegangen wird. 
Meine Herren, bei einer folhen Entſtehung der Genoffenfchaft, bei einem ſolchen 
Leben der Genoffenfchaft, was ſich immer dur Majoritätsbejchlüffe entfalten 
wird, ift e8 ganz unmöglich, die gewöhnlichen gemeinrechtlihen Grundfäge bier- 
auf anzuwenden; Sie müffen der Sache Gewalt anthun, wenn Sie das aus- 
drüdlich vorjchreiben wollten. Meine Herren, ein gemeinrecdhtlicher Richter wird 
fich nie entjchließen, einfach die Regeln der societas auf dieſe hier vorliegende 
Waldgenoſſenſchaft anzuwenden. Nun, meine Herren, wenn diefe beiden Dinge — 
jo jege ih voraus — ausgejchloffen find: die Regeln der societas und, da Die 
Verleihung nicht erfolgt ift, die Grundfäge der juriftiichen Perfon, ich frage Sie, 
welche Grundfäge werden wir nun anwenden? Ich weiß fehr wohl, daß im all- 
gemeinen Landrecht in diefer Beziehung eine fehr fein ausgebildete Lehre befteht 
Das allgemeine Landrecht hat fih in der That für lange Zeit die Grundan- 
Ihauungen des Deutſchen Rechts in Rückſicht auf Genoſſenſchaftsweſen gerettet; 
bier haben wir gewiſſe Ueberbleibjel. Ich bin leider nicht landrechtlicher Furift 
genug, um Ihnen beftimmt jagen zu können, ob für diefe Waldgenoſſenſchaft, Die 
aljo feine Gefellfchaft und Leine juriftifche Berfon ift, die Regeln des Landrechts, 
die dort niedergelegten Grundfäge ausgiebig genug find. Jedoch foviel glaube 
ih mit Beftimmtheit jagen zu können, daß in den Gebieten des gemeinen Rechts 
eine beftimmte Antwort auf die von mir aufgeworfenen Fragen nicht zu erlangen 
ft, Der Kollege Miquel hat vorhin gefagt, daß er mit dem Prinzip der deutjch- 
rechtlichen Genoffenfchaft in Hannover als Advokat ſchon operirt habe. Dann 
gratulire ih ihm zu feinen Erfolgen; es ift das ein Beweis feines außerordent- 
lihen Talents auch als Advokat. Denn ich kann verfichern, daß eine derartige 
Operation mit dem allgemeinen deutfchrechtlihen Genoſſenſchaftsgrundſätzen mir 
perfönlich in Gebieten des gemeinen Rechts wiederholt mißlungen ift und daß 
der Richter fich immer vor die Alternative ‚geftellt hat: entweder juriftiiche Per- 
löntichteit oder gewöhnliche societas. Was dazmwijchen liegt, fennt in vielen Ge- 
bieten de3 gemeinen Rechts der Richter nicht. 

Und, meine Herren, da Sie nun das Gefe in dieſer Lüidenhaftigfeit auch 
auf Gebieten des gemeinen Rechts, alfo auf Gebieten, die mir in ihrem ganzen 
Rechtsbeſtand gar nicht überſehen können, anwenden wollen, jo behaupte ich nad) 
wie vor: Sie müffen die Fragen, die vom Kollegen Miquél aufgeworfen find 
und die ich mwiederhole, bier löjfen. Wie wollen Sie denn die Rechtöverhältnifie 
in Bezug auf die Forderungen und in Bezug auf die Verpflichtungen diefer 
BValdgenoffenfchaft fonftruiren? Sol fie als ſolche haften, etwa mit fubfidiärer 
Haftbarkeit der Einzelnen, oder follen die Einzelnen qua Einzelne haften? Darauf 
brauchen wir eine beftimmte Antwort; fonft machen Sie, wenigſtens für weite 
Gebiete, das Geſetz praftifh unbrauchbar. Darauf beruht nun das Amende— 
ment des Kollegen Parifius, welches in der Beziehung beftimmte Antwort geben 
wil, Meine Herren, ich muß fagen, ich kann nicht finden, daß eine Möglichkeit 
da ift, daß die Annahme des Amendements zu einem Mißgriff führen kann. 
Da der Kreisausichuß das Statut anerkannt und feftgeftellt hat, ja, fo follte ich 
doch meinen, kann man foweit gehen, diejenigen Rechte der Genoſſenſchaft ein- 
zuräumen, die der Kollege Pariſius ihr eingeräumt fehen will: das heißt, For— 
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derungen zu erwerben, Schuldenzu machen und fodann die Haftpflicht dergeftalt zu 
regeln, daß zunächſt die Genofſſenſchaft als folche haftet und nur fubfidiär der 
Einzelne. Ich weiß wirklich nicht, wie man den Gedanken praftifcher ausdrücken 
ſollte. Man hat freilich gejagt, e8 handle fich Hier nicht um Gemeinſchaft des 
Eigentbums. Aber es ift ganz Mar, daß das hier ganz irrelevant if. Man 
kann fich jehr wohl eine juriftiiche Perfon oder eine Gejellichaft denfen, deren 
Mitglieder keinerlei Eigenthbum in die Gemeinschaft einwerfen, fondern in der fie 
lediglicd zur Benutung zufammentreten und dann als Genoffenfchaft diejenigen 
Rechte fich geben, welche der Zweck der gemeinjchaftlichen Nutung erfordert. 
Meine Herren, ich fehe zur Stunde wirklich nichts Anderes ab, als daß es fid 
dringend empfiehlt, da8 Amendement des Herrn Kollegen Barifius anzunehmen, 
Ich geftehe allerdings zu: e8 wird in dritter Lefung einer Ergänzung bedürfen, 
ingbejondere was die Bertretungsbefugniß des Vorftandes betrifft. 

Präafident: Es ift Niemand weiter gemeldet; ' die Diskuſſion ift ges 
ſchloſſen. 

Zu einer perſönlichen Bemerkung ertheile ich dem Abgeordneten Miquél 
das Wort. 

Abgeordneter Miquél: Der Herr Miniſter Friedenthal hat meine Anſicht, 
daß man bei großen Kompleren, bei welchen dann auch regelmäßig, wie ich aus- 
drüdtich fagte, große Eigenthlimer betheiligt find, eher und leichter die juriſtiſche 
Perjönlichkeit ertheilen werde als bei Heinen, „wunderlich” gefunden. Es hat 
mich der Herr Minifter injofern mißverftanden, wenn er angenommen hat, id 
babe jagen wollen, man werde dadurd die größeren Eigenthiimer vor den Flei- 
neren begünftigen; davon habe ich aber fein Wort geſprochen. Das, was id 
gejagt habe, halte ich troß der Bezeichnung als „wunderlich“ in allen Beziehungen 
als vernünftig aufrecht. (Heiterkeit.) 

Präafident: Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! In Ihrer 
Kommiffion hat diefe Frage uns längere Zeit beichäftigt. Es wurde dort — 
und ich fonftatire das zum zweiten Male — ausdrüdli auf die traurigen Ber- 
hältniffe der Siegen’shen Haubergsgenoffenfchaften aufmerkſam gemadt. Es 
wurde hervorgehoben, daß auch die einfadhfte Schußgenoffenfchaft, welche nur 
einen Förfter auf gemeinfchaftliche Koften anftellt, in eine ſehr ſchlimme Lage 
fommt, wenn diejer Förfter beifpielsmweije fein Gehalt nicht mehr rechtzeitig oder 
in der bedungenen Höhe empfängt, und nicht in der Lage ift, gegen irgend Je— 
mand Hagen zu fünnen. Jeder gute Beamte, dies wurde in der Kommiſſion 
bemerflich gemacht, werde fich zehn Mal die Sache tliberlegen, ehe er in ein 
Rechtsverhältniß zu 60 oder 80 bäuerlichen Befigern tritt; es werde fich jehr 
bald der Mifftand herausftellen, daß in einem foldhen Falle die Genoſſenſchaft 
nur das Mittelgut befommt, während die guten, tüchtigen Beamten fagen, ent- 
weder volle Sicherung des mir zugemilligten Einkommens durdy eine mir gegen- 
überftehende Perjon, oder fein Bertrag, daß die Siegen’shen Haubergsgenoffen- 
ſchaften ohne forporative Rechte, ohne die Fähigkeit ihrerjeitS Rechte zu erwerben, 
zu Hagen oder verflagt zu werden, bei jedem Holzverfauf, bei jedem, auch dem 
Heinften Rechtsgejchäfte, in die allergrößte Verlegenheit fommen. Daß dieje Ge- 
noffenichaften iiberhaupt noch lebensfähig geblieben find, erflärt fi dadurd), 
daß fie in einem Lande der höchften Ehrlichkeit beftehen, wo Ungejetlichkeiten 

oder dem Nechtsgefüihl widerftrebende Handlungen zu den größten Seltenheiten 
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gehören. Das alles ift in der Kommiffion erörtert worden. Nichts deſto we— 
niger, meine Herren, hat Ihre Kommijfion dem dort geftellten Antrag, welder 
materiell demjenigen äquivalent ift, der Ihnen jegt in dem Antrage Parifius 
vorliegt, nicht zugeftimmt, und zwar der Erwägung folgend, daß Seitens der 
Königlichen Staatsregierung es als unannebinbar bezeichnet worden ift, in das 
Geſetz die an und für ſich erfolgende Nechtsfähigfeit, die durch die Konftituirung 
den Genoffenjchaften zu verleihenden Rechte einer juriſtiſchen Perfon aufzunehmen, 
wenn nicht Normativbeftimmungen in daffelbe gleichzeitig aufgenommen würden. 
Diefer Anſchauung der Königlihen Staatsregierung gegenüber glaubte die Kom- 
miffion in ihrer Mehrheit Abftand nehmen zu müflen von der Annahme eines 
Antrages, der die Verleihung der Korporationsrechte durch die Begründung der 
Genofjenihaft ins Auge faßt, weil man ſich fagte, daß in dem vorgejchrittenen 
Stadium der Berathung in der Kommiffion es unmöglich fein werde, nun noch 
mit der Einfügung aller der Normativbedingungen, melde Geitens des Herrin 
Bertreterd der Staatsregierung für nothwendig gehalten wurden, vorzugehen. 
Das, meine Herren, waren die Vorgänge in der Kommiffion, welche zu der Be- 
ihlußfaffung führten, welche Ihnen in der Form der Kommiffionsvorjchläge vor- 
lieg. Das waren die Motive diefer Vorjchläge, und Sie werden daraus 
ermeffen fönnen, welche Grundlage Sie Ihren heutigen Beichlüffen zu gebeu 
haben. 

VBrafident: Wir werden zunächſt abftimmen über diejenige Zormulirung 
des Baragraphen, welche der Abgeordnete Parifius unter Nr. 318 ad 15 vorge- 
ihlagen Hat. Wird diefer Antrag abgelehnt, jo wird der Antrag v. Loeper-Loe⸗ 
persdorf zur Abftimmung fommen: dem Vorſchlage der Kommilfion einen Zujag 
hinzuzufügen, und dann werden wir über den Kommiſſionsvorſchlag abftimmen, 
mit oder ohne diejen Zufag. Der Antrag Barifius liegt Ihnen gedrudt vor; 
eine Berlefung wird nicht nöthig fein. 

Ich erjuche diejenigen Herren, welche den Antrag Parifius annehmen wollen, 
aufzuftehen. (Gejchieht.) . 

Die Majorität. Damit fallen die anderen Abftimmungen aus. 

Ich eröffne die Diskufftion über $ 36a, welchen der Abgeordnete Parifius 
unter Nr. 313 ad 16 vorgejchlagen hat.*) 

Der Abgeordnete Barifius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Diefer Antrag ift meines Er- 
achtens eine Konfequenz des vorigen. Der Herr Abgeordnete Hänel hat bereits 
ausgeführt, daß die nothwendige Folge einer Schaffung einer derartigen Per- 
ſönlichkeit auch die -ift, daß das Geje auch etwas über ihre Haftpflicht jagen muß. 
Auch der Abgeordnete Miquel ift darauf gekommen, die auszuführen. Meine 
Herren, der Herr Abgeordnete Hänel hat auf die Schwierigkeit nach gemeinem 
Recht, die ſich der Genofjenihaft in- Betreff der Haftpflicht für Schulden ent- 
gegenftelle, Hingewiejen und hat erklärt, er wäre nicht genug Kenner des Preu— 
Biihen Rechts, um die Yeinheiten derfelben zu entwideln. 





*) Der Vorſchlag lautet: 
Hinter $ 36 einen neuen 5 36 a dahin anzunehmen: 
„Für die Berbindlichleiten der Waldgenofienichaft haftet das Vermögen derfelben. 
Snjomweit daraus Gläubiger der Waldgenofjenihaft nicht befriedigt werden 
fönnen, haften ihnen die betheiligten Grundftüde zunädft nad) Verhältniß ihrer 
Theilnahme an den Nußungen, für etwaige Ausfälle aber folidarifch.“ 
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Meine Herren, ich bin nicht gewillt darauf einzugehen, obſchon ich die ganze 
Materie in Büchern vor mir zu liegen habe; aber ich halte es für eine unbedingt 
nothwendige Folge des von uns beichloffenen Baragraphen, daß Sie Beftimmungen 
itber die Haftpflicht der Genoſſenſchaft in das Geſetz aufnehmen. Ob Sie im 
einzelnen davon abweichen, mas ich vorjchlage, das wäre eine andere Frage, die 
ich aber meines Erachtens deshalb nicht zu erörtern habe, weil fein anderer 
Borjchlag vorliegt und weil ſich mefentlich fachlich) gegen meinen Vorſchlag 
nichtS fagen läßt. In Betreff der Nothwendigkeit überhaupt, die Haftbarkeit 
durch Geſetz feitzuftellen, erlaube ich mir diesmal, und zwar nicht aus einem 
Buche von mir, fondern von einem befferen Mann, aus einem Buche von Schulze 
Delitzſch ein paar Zeilen vorzulefen. In einem wifjenjchaftlichen Buche, welches 
er über die Haftpflicht, befonders iiber die Geſetzgebung betreffend die Haftpflicht 
der Genoffenfchaften gejchrieben hat, und welches ganz allgemein ſich auch über 
die Konftruirung neuer Gejellfehaften durch das Geſetz ausläßt; da jagt er: 

Bei Ordnung der privatrechtlichen Stellung irgend eines Rechtsinſtitutes 
durch die Gefegebung darf die Feftftellung der Haftbarfeit der Betheilig- 
ten nicht dem Belieben derjelben überlaffen werden, fondern gebührt allein 
dem Geſetzgeber. 

Er fommt dann in einem folgenden Satze darauf zu jagen: 

Grade die Aufgabe des politifchen Gefeges auf dem Gebiete des Vermö— 
gensrechtes befteht weſentlich darin, eine naturrechtliche Verbindlichkeit zu 
einer zwangsrechtlichen zu machen, die Bedingungen und Formen feftzu- 
‚jegen, nach welchen durch die üffentlihe Gewalt die Erfiillung über⸗ 
nommener Verpflichtungen erziwungen werden Tann. Diefer Punkt, um 
deffentwillen das Geſetz hauptſächlich gegeben wird, offen und der Be- 
fimmung von irgend einer andern Seite her überlaſſen, läuft daher im 
Grunde darauf hinaus, die ganze Angelegenheit der gejetslichen Regelung 
mehr oder weniger zu entziehen. So fanın der Gefetgeber nicht verfahren, 
will er nicht den Verkehr der Gefahr ausfeten, fi im Gewirr wider⸗ 
ftreitender Sonderintereffen zu vermwideln. 

Meine Herren, diefe Beftimmung wird vollftändig paffen, wenn Sie den 
folgenden Paragraphen nad) der Regierungsvorlage angenommen haben, für alle 
Geſellſchaften, welchen nicht die Eigenfchaft einer juriftiichen Perfönlichfeit beige- 
legt wird. Ich glaube alfo, Sie müffen im Geſetz darliber Feſtſetzungen treffen, 
und ich fehlage vor, nehmen Sie diefen Paragraphen an. Ich darf darüber 
wohl noch die Bemerkung, die ich vorhin zur Gejchäftsordnung machte, jeßt, mo 
ih zur Sade das Wort habe, dahin ergänzen, daß wirklich der Herr Minifter 
darin irrt, daß danad) eine Nefonftruirung der von mir zuridgezogenen Nor- 
mativbeftimmungen nothmwendig fein würde. Es handelt fih nur um einen 
Punkt, nämlich) in Betreff des Vorftandes, aber der ftedt in dem Antrage zu 
Nr. 6, den ich zurückgezogen habe, und da muß in der dritten Leſung nachge- 
bolfen werden. Alles übrige ift feineswegs davon fo berührt, wie es nach den 
Ausführungen des Herrn Regierungskommiſſars und vielleicht auch des Herrn 
Referenten erjcheinen mag. 

Prafident: Der Herr NRegierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffarius, Geheimer Juſtizrath Schmidt: Es ift rihtig 
nah Annahme des Antrages ad 15 nun noch Beſtimmungen nöthig wer 


darüber, in welcher Weiſe die Waldgenoſſenſchaft haftet. Mit der Beſtimmun 
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des Antrages 16 wird aber die Sache durchaus nicht erſchöpft; es wird dann 
jeden Falls bei der dritten Leſung noch zur Sprache kommen, in wie weit nun 
noch eine ganze Reihe anderer Beftimmungen nöthig werden. Ich mache darauf 
anfmerfjam, daß wie die Sache jetzt liegt, auch das PVerhältniß zu den Hypo—⸗ 
thefengläubigern noch einer näheren Beleuchtung bedürfen wird. Das Vermögen 
der Waldgenoſſenſchaft haftet den dritten Perjonen. Zu dem Bermögen der 
Baldgenoffenichaft gehören auch offenbar die Beiträge, welche die einzelnen Mit- 
glieder zu zahlen haben. Dieſe Beitragspflicht haftet als Neallaft auf den ein- 
zelnen Grundftüden und den Beiträgen gebührt das Vorzugsrecht gegenüber allen 
Dypothefengläubigern. Wenn die Genoffenjchaften Schulden machen, fo fünnen 
alfo die Hypothekengläubiger erheblich gejhädigt werden. Es wird fpäter dieſer 
Punkt noch einer eingehenden Erwägung bedürfen. Nähere Beftimmungen über 
die Berbindlichleiten der Waldgenoffenfchaften werden auch fonft nöthig werden. 
Die der Antrag hier lautet, fo ift der zweite Abſatz wohl nicht fachentiprechend, 
e8 hat doch jeden Falls nicht gejagt werden follen, daß die betheiligten Grund- 
füde in dem Sinne haften, daß hier gemiffermaßen eine Hypothek Tonftituirt ift. 
Es ift auch wohl nur gemeint nach dem Antrage, daB das Vermögen der ein- 
zelnen Genoffenfchafter haftet, aber nach Verhältniß der Theilnahme ihrer Grund- 
küde Ich vermuthe, daß fo der Antrag gemeint if. 

Präſident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Geheimer Regierungsrat 9. Brauchitſch: Deine 
Herren! Ich erlaube mir im Anſchluß an das, was der Herr Kommiffarius des 
Juftizminifteriums foeben gejagt bat, noch darauf hinzuweiſen, daß es in vielen 
Fällen feine Schwierigkeiten haben möchte, die Haftung der einzelnen Waldge- 
nofjen nach dem Berhältniß ihrer Theilnahme an den Nutzungen zu bemeffen. 
Bei denjenigen Genofjenfchaften nämlich, die im $ 22 sub 1 aufgeführt find, bei 
den bloßen Schutgenoffenichaften follen nad S$ 24 sub a die einzelnen Waldge- 
nofjen ihre Grundftüde ſelbſt, d. h. auf eigene Rechnung bewirtbichaften; fie jollen 
die Rugungen für ſich allein einziehen; die Genoffenfchaft erfährt gar nicht, was 
fie einnehmen. Nun, meine Herren, frage ich, wird auf diefe Art der Waldge- 
noſſenſchaften der Vorſchlag des Herrn Abgeordneten Parifius Anwendung finden 
Innen? Wird mit diefer Beftimmung den Gläubigern der Genoſſenſchaft ge: 
nügende Sicherheit geboten? Diefer eine Paragraph liefert den Beweis, wie be> 
denflich es ift, die rechtliche Stellung von Genofjenichaften, wenn diefelben ex 
lege die Rechte einer juriftiichen Perſon erhalten follen, eine Materie, zu deren 
Erſchöpfnng man in dem Genoſſenſchaftsgeſetze von 1868 73 Paragraphen nöthig 
fand, Hier, gewiffermaßen beiläufig durch wenige Paragraphen zu regeln. 

Präfident: Der Abgeordnete v. Schorlemer-Alft hat das Wort zur Ge- 
ſchäftsordnung. 

Abgeordneter Schorlemer⸗Alſt: Ich möchte den Herrn Präfidenten bitten, 
über die lebten Worte in dem Antrag 16 des Abgeordneten Parifius „für et- 
waige Ausfälle aber ſolidariſch“ getrennt abzuftimmen. 
Prüäſident: Wenn der Abgeordnete Parifind damit einverftanden ift? 

“ Abgeordneter Parifins: Sch habe schon vorhin erflärt, daß ich einzelne 
Punkte völlig freiftelle; ich bin damit einverftanden, daß getrennt abgeftimmt 
wird. 

Präafident: Dann wird hier aljo darliber getrennt abgeftimmt merben. 

Der Abgeordrne Miquel hat das Wort. 


— 792: 


Abgeordneter Miguel: Ach möchte bemerken, daß dann auch fiber das 
Wort „zunächſt“ in dem Sag vorher befonders abgeftimmt werden muß. 

Prafident: Ja, das ift redaltionell richtig. 

Es hat fih Niemand weiter zum Wort gemeldet; die Disfuffton ift ge- 
ſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneier Bernhardt: Meine Herren! Ich bin nicht in 
der Rage, Ihnen die Anfiht der Kommiffion über den Antrag mitzutheilen, ic) 
glaube aber, daß Sie jelbft der Anficht fein werden, daß eine Konjequenz des 
von Ihnen angenommenen Antrages Nr. 15 des Abgeordneten Parifius die jein 
wird, daß Sie auch den Antrag Nr. 16 annehmen. 

Prafident: Wir werden alfo Hinfichtlich des Antrages Pariſius zunächft 
abſtimmen über die Worte: „die etwaigen Ausfälle aber ſolidariſch“. Falls dieſe 
Worte geftrihen werden follten, wird das Wort „zunächft“ in der drittlegten 
Zeile auch fortfallen. 

Alfo Diejenigen, welche. vorbehaltlich der weiteren Abftimmung über den 
$ 363 des Abgeordneten Parifius in demfelben die Worte: „für etwaige Ausfälle 
aber ſolidariſch“ am Schluß eventuell beftehen laſſen wollen, bitte ich aufzuftehen. 
(Gejchieht.) 

Das ift die Minderheit, diefe Worte find ausgefallen uud in Konfequenz 
auch das Wort „zunächft.“ 

Es fommt nun der Antrag Parifius im Uebrigen zur Abftimmung mit 
Wegfall diefer foeben bezeichneten Worte. 

Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Ge⸗ 
ſchieht.) 

Das iſt die Minderheit. Alſo mit Streichung des Wortes „zunächſt“ in der 
drittletzten Zeile und der 5 letzten Worte am Schluß iſt der Paragraph. des Ab- 
geordneten Barifiu angenommen. 

Dann eröffne ich die Diskuffion über den 8 37, zu weldem Niemand das 
Wort nimmt. Der Paragraph ift angenommen. 

Beim 8 38 hat der Abgeordnete Parifiug unter Nr. 318 ad 17 einen Zu- 
fag*) beantragt. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ich habe bier einen Zuſatz bean- 
tragt, der ermöglichen fol, daß eine Waldgenofjenfchaft zu Ende geht, wenn fie 
in einer fehr großen Mehrheit der Meinung ift, daß fie ſich auflöfe, wenn aud 
die Auffichtsbehörde anderer Meinung if. So wie der $ 4 befteht, ift unter 
allen Umftänden die Genehmigung der AuffihtSbehörde erforderlich zur Auflöfung 
der Genoſſenſchaft, auch wenn fämmtlihe Mitglieder einftimmig find, daß es 
unpaſſend ift, daß fie fortbeftehe. Meine Herren, das halte ich nicht für möglich, 
in einer Genoſſenſchaft durchzuführen. Ich habe hier die Zahl 3/4 gewählt, um 
mich der Negierungsanficht etwas zu nähern. Ich gebe aber die Zahl 3/, voll- 
fommen frei; ich für meine Perſon würde eine viel größere Liebhaberei für eine 


*) Der Bufaß lautet: 
Dem s 38 einen*befonderen Abja dahin beizufügen: 
„Das Waldichuggericht darf die Genehmigung nicht verfagen, wenn die Wald» 
genofjenfhaft mit einer Mehrheit von Dreiviertel der Stimmen die Auflöfung 
beſchließt.“ 
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Heinere Summe gehabt haben. Ich glaube aber den Intentionen der Regierung, 
wie fie folhe in der Kommiffton bisher geäußert hat, dadurch näher zu kommen, 
wenn ich diefe größere Zahl nehme. Aber irgend eine Beftimmung wollte id) 
Ihnen empfehlen, in diefem Sinne anzunehmen. 

Bräfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Minifterialdireftor Marcard: Ich bitte Sie, den An- 
trag abzulehnen. Ich finde in demjelben eine erheblide Dunkelheit. Was ift 
unter einer Mehrheit von 3/, der Stimmen verftanden? Etwa die Kopfzahl oder 
die Zahl der Stimmen nad dem Statut? Das fteht aber im vollftien Wider- 
fpruch mit der unmittelbar vorhergehenden Beftimmung, daß die Auflöjung einer 
Waldgenofſenſchaft nur zuläffig fein fol, wenn die nad 8 22a zur Bildung 
einer Genoffenfchaft erforderliche Mehrheit der Betheiligten derfelben zuftimmt. 
Der $ 22a beftimmt, dag Schutzgenoſſenſchaften gebildet werden können durch eine 
Mehrheit der Betheiligten nach) dem Kataftralreinertrage. Nun frage ich, wie 
bereinigt ſich dieſe Beftimmung mit dem Antrage Barifius? Der 8 22a beftimmt 
ferner, daß die fogenannten Wirthbichaftsgenoffenichaften gebildet werden können, 
wenn eine Mehrheit nah dem Sataftralreinertrage und zugleid ein Drittel der 
Betheiligten nach Kopfzahl zuftimmt. Ich frage nun, wie ftellt fi der Vor⸗ 
ihlag des Abgeordneten Pariſius zu diefem früher bejchloffenen und bier in 
Bezug genommenen $ 2249 Ich meine, er fteht ziemlich in direftem Widerſpruch 
mit demjelben. 

Präfident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Ich glaube do, die Dunkelheit, die der Herr 
Regierungstommiffar in dem Antrage zu erbliden glaubt, ift nicht vorhanden. 
Ich habe gejagt, mit einer Mehrheit von 3/4 der Stimmen, d. h. auch ohne daß 
etwas mehr Hinzugefiigt ift, inmerhalb der ftatutarifchen Beftimmungen über 
GStimmredt. Während der Eriftenz der Genofienfchaft ift eine andere Deutung 
nicht möglich und ich glaube nicht, daß es angemeffen ift, eine andere Reguli- 
rung bier eintreten zu laffen, wie fie angemefjen war in den Beftimmungen tiber 
Abſtimmung, ehe eine Genoffenfchaft wirflich thatjächlich eriftirt. 

Bräfldent: Der Abgeordnete Miguel hat das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Ich möchte dem Herrn Kollegen PBarifius, um dicfe 
Dunkelheit herauszubringen, anheim geben, einfach zu fagen, „mit einer Mehr⸗ 
beit von 3/,” und das Wort „der Stimmen“ weg zu laffen, weil es möglicher- 
weile zur diefer Dunkelheit Anlaß geben farm. Dann ift aber ganz Mar, daß 
das nur diejenige Mehrheit fein Tann, die ftatutenmäßig entfteht in Gemäßheit 
des 8 31. 

Was nun die Sache ſelbſt betrifft, ſo glaube ich allerdings auch, daß hier, 
wo es ſich zwar um eine Zwangsgenoſſenſchaft handelt, aber doch nur um eine 
ſolche, meine Herren, welche durch einen Mehrheitsbeſchluß entſteht zum Zwecke 
der Geſammtheit, daß da auch eine Auflöſung, wenn auch unter etwas erjchwe- 
renden Bedingungen möglich fein muß in Folge des überwiegenden Willen! der 
Betheiligten. Denn es werden ja nicht im allgemeinen Staatsintereffe die Leute 
zufammengeziwungen, fondern im Intereffe ihrer eigenen Waldwirthſchaft. Wenn 
fie alfo in ganz überwiegender Weife einfehen, fie haben ſich geirrt, es ift durch 
veränderte Umftände nicht mehr vortheilhaft, jo muß die Möglichkeit gegeben 
fein, daß diefer Wille auch bei der Auflöfung wieder entjcheidet. 

Präfident: Der Herr Regierungstommifjarius hat das Wort. 

Jahrb. d Br. Horft- u. Jagd⸗Geſetzg. VI. 13 
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Regierungstommiffarius, Geheimer Regierungsrath v. Braudhitich: Meine 
Herren! Ich möchte doch darauf aufmerkſam maden, daß das Alinea 2 der Kom- 
miſſionsvorſchläge befagt, daß die Auflöfung einer Waldgenoffenfchaft nicht er- 
folgen dürfe, wenn nicht die nach $ 22a zur Bildung einer Genoſſenſchaft erfor- 
derliche Mehrheit der Betbeiligten derfelben zuftimme Der Gedanke, welcher 
hierbei leitend war, ift der, daß die Auflöfung der Genoſſenſchaft nur erfolgen 
folle auf dem umgelehrten Wege, wie die Bildung derjelben; daß diefelbe Mehr- 
heit, welche die Bildung erzwingen konnte, die Auflöfung ſoll verhindern können. 
Nun tritt aber in dem Antrage Parifius ein ganz anderes Prinzip hervor. Wäh- 
rend nach dem Altnea 2 der Kommiffionsvorfchläge zur Auflöfung erforderlich 
fein fol eine Mehrheit von einem Drittheil der Köpfe und eine abjolute Mehr- 
heit nad) dem Kataftralreinertrage, verlangt der Herr Abgeordnete PBarifius, daß 
dafjelbe Waldſchutzgericht, welches nach dem Alinea 2 eine Auflöſung nicht ge- 
nehmigen darf, wenn diefelben nicht von einem Dritttheil der Betheiligten und 
zugleih von der Mehrheit nad dem Kataftralreinertrag bejchloffen ift, — daß 
daffelbe Waldſchutzgericht die Genehmigung foll ertheilen müſſen, wenn Drei- 
viertel der Stimmen die Auflöfung beſchließt. Wenn man diefe verfchiedenartigen 
Vorſchriften iiberhaupt fombiniren wollte, jo müßte doch wenigftens eriwiefen fein, 
daß der Fall nicht vorkommen fünne, wo die Mehrheit von Dreiviertel der 
Stimmen geringer ift, als die Mehrheit, welche im Abſatz 2 flir die Auflöfung 
verlangt wird. Diefer Fall kann aber ſehr wohl vorfommen. Entweder aljo 
das Eine oder das Andere; beides zufanmen geht meines Erachtens nicht. 

Präafident: Zur Geſchäftsordnung hat der Abgeordnete Parifius das 
Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Ich überzeuge mich allerdings, 
daß in dieſer Form das Amendeme nt nicht angemeſſen iſt, und behalte mir vor 
dem meiner Meinung nad) doch wichtigen Gedanken in der dritten Leſung durch 
einen Antrag nachzukommen. Für jet ziehe ich das Amendement zurid. 

Präafident: Dann wird eine Abftimmung über den Paragraphen wohl 
nicht erforderlich fein. Der Paragraph ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber den 8 38a, — $ 39. — Diefelben find 
angenommen. 

Zu $ 40 ift unter Nr. 320 III von den Abgeordneten Stader und Lauen⸗ 
ftein beantragt die Streihung der Worte „mit Ausſchluß der jelbftftändigen 
Stadtkreife.” Es ift das eine Konjequenz eines früheren Bejchluffes, — wie 
vom Haufe anerfannt wird. Der Paragraph ift mit Streichung diefer Worte 
angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber $ Al. Der Herr Regierungstommiffar har 
das Wort. 

Regierungsfommiffar Geheimer Regierungsratd v. Brauchitſch: Herr 
Bräfident, ich erlaube mir, darauf aufmerffam zu machen, daß in der dritten 
Zeile diejes Paragraphen fih ein Drudfehler, oder war es vielleicht bereits ein 
lapsus calami, eingefchlihen bat. Es heißt dajelbft: das Waldſchutzgericht ſoll 
ans der Kreisverfammlung gemählt werden. Das kann die Deutung finden, 
als ob es aus den Mitgliedern der Kreisverfammlung gewählt werden folle. 
Dies ift nicht gemeint, wie auch ſchon aus dem folgenden Sage hervorgeht, 
wonach jeder felbftftändige Angehörige des Deutjchen Reiches, welcher im Kreiſe 
wohnt, wählbar fein fol, Indeſſen dürfte e8 fich doch empfehlen, die Sache 
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ganz klar zu fielen und das urſprünglich beabfichtigte „von der Kreisperfamm- 
lung” ftatt „aus der Kreisverfammlung” zu fegen. Es möchte dazu wohl eines 
befonderen Antrages kaum bedürfen. 

Bräafibent: Es wird alfo diefer Drudfehler oder Schreibfehler berichtigt. 
Es muß beißen „von der Kreisverſammlung“ ftatt „aus der Kreisverſamm⸗ 
fung.” 

Im Uebrigen nimmt Niemand zu dem Paragraphen das Wort, der PBara- 
graph ift mit diefer Berichtigung angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber den $ 42. Derfelbe ift angenommen. Leber 
den $ 43; — ebenfalld angenommen. 

Der Abgeordnete Stader hat unter 320 ad IV. einen befonderen $ 43a be- 
antragt‘) über den ich die Diskuffion eröffne. 

Der Abgeordnete Lauenftein hat das Wort. 

Abgeordneter Lauenſtein: Meine Herren! Auch diefer Antrag if eine Kon- 
jequenz der früheren Beichlüffe. Wir haben Hier vorgefchlagen, daß für die jelbft- 
köndigen Stadtkreife die Wahl des Waldſchutzgerichtes nach Analogie der in den 
88 41, 42 und 43 anfgenommenen Beftimmungen geſchehen fol und zwar mit 
der Modifilation, daß an die Stelle des Landraths oder Kreishauptmanns der 
Bürgermeifter und an die Stelle der Kreisverfammlung die Stadtverordneten- 
verfammlung, beziehungsweife in der Provinz Hannover dag Bürgervorſteher⸗ 
follegium treten fol. Ich glaube, daß diefe Analogie durchaus gerechtfertigt ift, 
und erſuche Sie, den Antrag anzunehmen. 

Präfident: Es nimmt Niemand das Wort, die Diskuffion ift gefchloffen. 
Da diefer Paragraph nur die Ausführung eines früheren Beichluffes enthält, 
jo kann ich wohl Tonftatiren, daß er ohne Abflimmung angenommen ift. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 44—45 — Ueberſchrift und Einleitung. 
Ales vom Haufe angenommen. 

Dann ift noch eine Beichlußfaffung erforderlich über eine Reihe von Pe- 
titionen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Das Nöthige 
über diefe Petitionen haben Sie ja in dem Berichte gelefen; ich darf deshalb 
wohl annehmen, daß Sie vollftändig informirt find, und bitte Sie, der Refolu- 
tion zuzuftimmen. 

Präafident: Eine Diskuffion und Abftimmung über diefen Antrag wird 
nicht fiir nothwendig gehalten, die Petitionen find nach dem Antrage der Kom- 
miffton durch die Beichlußfaffung tiber den Gefegentwurf felbft erledigt. 

Meine Herren, damit ift die heutige Tagesordnung erichöpft. 

Die heutige Abendfigung ift gefchloffen. 

(Schluß der Sigung 10 Uhr 35 Minuten Abend$.) 


*) Der Antrag lautet: 
Dem 5 43 einen $ 43a zuzufegen folgenden Inhalts: 

In jelbftftändigen Stabtlreifen finden die Beitimmungen der 58 41, 42, 43 mit 
der Maßgabe Anwendung, bag an die Stelle des Landraths (Kreishauptmanns) ber 
Bürgermeifter und an die Stelle der Kreisverfammlung die Stabtverordnetenver- 
fammlung (Bürgervorfteherfollegium, tritt. 
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d. Dritte Berathung. 
66. Sitzung am 11. Mai 1875. 

Präfident: Ich eröffne die Generaldistuffion und ertheile gegen die 
Borlage dem Abgeordneten Schellwig das Wort. 

Abgeordneter Schellwitz: Meine Herren! Ich habe zu meinem Bebauern 
der zweiten Berathung des Geſetzes nicht beimohnen können, ich würde fonft zur 
dritten Berathung das Wort nicht genommen haben, erlaube mir aber nunmehr 
mit wenigen Worten meinen Standpunkt zu diefem Gejege einigermaßen klarzu⸗ 
.ftellen. 

Ich Hin mehrfach zu den prinzipiellen Gegnern des Geſetzes gerechnet wor- 
den; das ift durchaus nicht der Fall. Im Gegentheil: ic) habe dag Hauptprinzip 
des Geſetzes mit Freuden begrüßt. Es geht daffelbe dahin: die Beftimmungen 
des Landeskulturedikts, wonach die vollftändig, freie Bewirthfchaftung und Be— 
nutung des Waldes geftattet ift, beizubehalten und auf die neuen Provinzen zu 
übertragen. Ausnahmen follen nur zum öffentlihen Wohle, im öffentlichen Ju: 
tereffe, und zwar, nach der gegenwärtigen Faffung „gegen vollftändige Entjchä- 
digung“ geftattet fein. Auch damit, meine Herren, mit dem Umfange dieſer Be: 
ſchränkungen, wie fie gemeint find, bin ich ja völlig einverftanden, allein nicht 
überall damit, wie fie im Entwurfe zum Ausdrud gelommen, uud wie fie zur 
Ausführung gebracht werden follen. Ich kann dabei überhaupt die Bemerkung 
nicht unterbrüden, daß meines Erachtens der technifche Theil des ganzer @e- 
fees nichts zu wünſchen übrig laßt, wogegen gegen den, — wenn ich mich jo 
ausdrüden darf —, adminiftrativen Theil mannichfache Erinnerungen zu 
machen find, denn er fteht theils anderen gejeglihen Beftimmungen entgegen, 
theils find andere anerkannte Nechtsgrundjäte dadurch verlegt. Meine Herren, 
gleih im 8 2 ift man von dem bisher in’allen ähnlichen Gejegen befolgten Grund» 
fag, nämlich das Prinzip, nach welchem die Bejchränfung des PrivateigenthHums 
fattfinden fol, vorauszufchiden, abgewichen, hat vielmehr in dem vorliegenden 
Geſetze die einzelnen Fälle aufgezählt, in denen ein Eingriff in das Privateigen- 
thum geftattet ift, indem man glaubt, daß Die aufgeführten Fälle folche jeien, in 
denen es ih um ein öffentliches Intereſſe handele. Meine Herren, wenn dies 
der Fall wäre, jo würde ich kein Wort darüber verlieren, denn es würde Dies 
blos ein theoretifcher Streit fein; aber, meine Herren, ich glaube, daß dad nicht 
der Fall ift, und daß im Gegentheil wirklich nach der gegenwärtigen Faſſung des 
Geſetzes in mehrfacher Beziehung im reinen Privatintereffe Beſchränkungen des 
Eigenthums ftattfinden werden. Es ift Hierauf ſchon von den Abgeordneten Pfaffe- 
rott und Parifius in der vorigen Situng bingewiefen worden. Ich will jene 
Bemerkungen nur durch ein einziged Beifpiel ergänzen; ich bitte Sie, mir zu fol- 
gen. Sch wähle dabei litt. d im $ 2. Es Heißt Hier nach Weglaflung ver 
Zwiſchenſätze: in Fällen, wo duch die Zerftörung eines Waldbeftandes Flüſſe 
der Gefahr einer Verminderung ihres Wafferftandes in erheblidem Grade aus- 
gejegt find, Tann behufs Abmwendung diefer Gefahr (nämlich der Gefahr der Ver- 
minderung des Wafferftandes) eine Beſchränkung des Privateigenthums, wie dieſes 
in dem Paragraphen weiter angegeben, ftattfinden. Nehmen Sie nun das ganz 
einfache Beifpiel: ein Induſtrieller legt an einem Yluffe ein großes Triebwerk an; 
er findet jehr bald, „daß durch die Zerftörung des Waldbeftandes der Fluß der 
Gefahr einer Verminderung feines Waflerftands in ganz erheblichem Grade aus- 
gejet” und dadurch fein Triebwerk gefährdet if. Nun, meine Herren, provozirt 
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der Induſtrielle nach $ 2 anf Anlegung oder Erhaltung des Schukwaldes, und 
weit nach, daß in der That eine ſolche Verminderung des Wafferftandes des be» 
treffenden Fluſſes zu befürchten, und das genligt nad) dem Gefeg. Ob nun Ber- 
minderung des Waflerftandes den fibrigen Intereffenten vortheilhaft iſt oder nicht, 
darauf kommt e3 nach dem Worte des Gefetes garnicht an. Im Gegentheil, es 
kann möglichermeife die Gegend an Berfumpfung leiden, e8 Tann fiir dieſelbe zweck— 
mäßig fein, daß der Wafferfand des Fluſſes vermindert wird; nichtsdeſtoweniger 
verlangt der Induſtrielle wegen feines Triebwerkes die Anlegung des Schuß: 
waldes, und nach der Faflung des Gejeges ift er dazu befugt. Ich glaube, meine 
Herren, daß dies doch eine Beſchränkung des Privateigentbums im reinen Pri- 
vatinterefie ift, und ich, glaube, daß kein Einziger unter ung das eigentlich will. 
Es ift nicht zuläffig nach unferem Landrecht, es ift nicht zuläffig nach unjerer 
Berfaflung, es ift nicht zuläffig felbft nach den Motiven dieſes Geſetzes, und doch 
würde es nach den Worten diejes Gefetzes zuläffig erachtet werden miüffen! Denn 
was wir bier fprechen, meine Herren, und was in den Motiven fteht, wird bei 
der Haren Faſſung eines Geſetzes bei der künftigen Entſcheidung nicht berüd- 
fichtigt. 

Nun weiß ich doch nicht, warum man in dieſer Beziehung von unſeren 
früheren Geſetzen, die darin viel klarer find, abgewichen if. Es heißt beſpiels— 
mweife im Borfluthsgefeg vom 15. November 1811 S 11: 

Mühlenbeſitzer, und alle, welche fonft den Abfluß eines Gewäſſers an- 
zubalten berechtigt find, follen verpflichtet fein, den freien Lauf derfelben 
nad den Beflimmungen der Provinzialpolizeibehörde ganz oder zum Theil 
wieder herzuftellen, fobald daraus ein offenbar überwiegender Bor- 
theil für die Bodenftultur oder die Schifffahrt entfteht un. f. wm. 

Es heißt ferner im Deichgeſetz vom 28. Januar 1848 8 11: 

FR zur Abwendung gemeiner Gefahr vder zur erheblichen 
Förderung der Landestultur erforderlich, Deiche oder dazu gehörige 
Sicherungs⸗ und Meliorationswerke anzulegen, jo fann zc. ein Deichverbannd 
gegründet werden. 

Man bat ferner in dem erft vor kurzem emanirten Geſetz liber die Enteig- 
nung ebenfalls verjucht, die einzelnen Fälle anzuführen, in denen eine Enteignung 
zuläffig fein ſollte; man hat fich aber fehr bald fiberzeugt, daß dies eine Unmög- 
lihteit fei, und hat deswegen in dem $ 1 gefagt, 

. daß nur aus Gründen des öffentlichen Wohls eine Enteignung oder eine 

Beſchränkung des Eigenthums zuläffig fet. 

Weshalb man in diefem alle von jenen bewährten Grundſätzen abgewichen, 
weiß ich in der That nicht. Es ift ein meiner Abſicht entiprechendes Amendement 
in letzter Sigung hier, früher auch in der Kommiſſion, geftellt und dort mit 
Stimmengleichheit abgelehnt worden. Ich will es hier nicht von Neuem einbrin- 
gen, allein ich glaube, daB es eine ganz außerordentliche Verbefferung des Ges 
jeßes fein würde. Es bleibt ſtets bedenklich, den Richter in feinem freien Urtheil 
in folder Weife zu beſchränken und ihm gewiffermaßen zur Puppe zu madıen. 
Immer wird man, wenn man fein Prinzip aufftellt, fondern blos einzelne Fälle 
anführt, auf jolche Beifpiele kommen, wie ich hier eins angeführt habe und deren 
ih noch ein ganzes Dutzend mittheilen könnte. 

Ich will Sie nicht weiter mit meinen fonftigen prinzipiellen Bedenken auf- 
halten, ich habe, um hier kurz fein zu fünnen, mir erlaubt, in einem Anhange 


— 1% — 


zu dem Kommiffionsbericht diefelben näher zu begründen. Mehrere von diefen 
Bedenten find nad) der gegenwärtigen Faſſung befeitigt, namentlich die in Bezug 
auf die hypothekariſche Eintragung. Stehen geblieben. find nur noch die Bedenken, 
daß bier in vielen Fällen von dem Kreisausfhu auch Über rein privatrechtliche 
Rechte erkannt werden fol, und ferner, daß ich überhaupt der Meinung bin, daß 
der Kreisausfchuß, fo wie Geſchäfte der vorliegenden Art eine größere Dimenfion 
annehmen, in der That garnicht im Stande, und auch gar nicht die geeignete Be- 
börde ift, ſolche Gejchäfte zu bearbeiten und zu Ende zu bringen. Meine Herren, 
eine befjere Rechtfertigung für diefe meine Behauptung, als die Diskuffion in der 
letzten Situng über die Bildung der Waldgenoffenfchaften, Hätte ich wohl kaum 
finden können. Es hat fi) dort herausgeftellt, wie wichtig und wie ſchwierig die 
Faſſung eined Statut ift; es hat ſich ferner herausgeftellt, daß hierzu unbedingt 
juriftifche Kenntniffe nothwendig find. Wergegenwärtigen Sie fi), meine Herren, 
die Arbeiten, welche erforderlich find, um eine Genoffenfhaft von auch nur ganz 
mäßigem Umfange zu Stande zu bringen, die Prüfung dider Berechnungen über 
Bodenwerth, über Holgbeftand, über Zuwachs u. |. w., Prüfung umfangreidyer 
Legitimationsdocumente, Verhandlungen und Entjcheidungen fiber die mwichtigften 
reinen Rechtsfragen, die von den technifchen Fragen durchaus nicht getrennt wer- 
den können — alles dies ift meines Erachtens nicht Gefchäft eines Kreisausfchuffes. 
Bergegenwärtigen Sie ſich die Verantwortlichkeit, welche die Behörde durch die 
Betätigung eines ſolchen Dokuments übernimmt. Die Beftätigung ift leicht aus- 
gejprochen, aber, meine Herren, wenn das Dokument an innerer Nichtigkeit leidet, 
wenn 3. B. ein Nichteigenthümer zugegen ift flatt des wahren Eigenthümers, fo 
werden Sie mir zugeben, daß ein ſolches Statut gegen den wahren Eigenthümer 
eben fo nichtig ift wie jedes Erfenntniß gegen den wahren Eigenthlimer, gegen 
den es nicht ergangen, und wie jede andere richterlich gejchloffene oder beftätigte 
Urkunde, wenn der wahre Eigenthümer nicht zugezogen worden. Welche Ber- 
wirrungen müffen entftehen, wenn eine bereit3 zu Stande gelommene Genofjen- 
fchaft auf Grund eines folchen nichtigen Statut3 wieder aufgehoben werden muß; 
Nicht nur unter den Intereſſenten felbft, fondern auch gegenüber dritten Perjonen, 
namentlich den Hypothelengläubigern, werden unentwirrbare Berwidelungen ent- 
fiehen. Wer dad Inſtitut des Kreisausſchuſſes gedeihlich weiter ausbilden will, 
wer dem gegenwärtigen Geſetz eine Zulunft wünfcht, der follte folche Geſchäfte, 
wie ich fie eben gejchildert, dem Kreisausſchuß nicht dibertragen, denn, meine 
Herren, ich glaube, Sie können diejes junge Inſtitut nicht befjer diskreditiren, als 
wenn Sie ihm Gefchäfte aufblirden, denen es nicht vollftändig gewachfen ift! Ich 
glaube, daß ich Hier mit meinen Vorſchlägen, diefe Gejchäfte anderen Behörden 
zu libertragen, wobei ich wiederholt auf meine dem Kommiffionsbericht beigefligte 
Ausführung verweife, im gegenwärtigen Stadium der Berathung doch nicht Durd)- 
fommen werde; allein ich Tann meine prinzipiellen Bedenken nicht unterdrüden 
und fo leid es mir auch thut, bin ich nicht im Stande, fo lange diefe Bedenken 
nicht befeitigt find, für das Gejet zu flimmen. Ich muß zwar zugeftehen, daß 
dies Geje außerordentlich viel beffer geworden iſt; auch muß ich zugeftehen, daß 
die neuen Amendements, die geftellt worden find, eine noch größere Berbefjerung 
berbeifiihren werden. Aber, meine Herren, da ich eine lange Erfahrung in Be— 
handlung folder Sachen Hinter mir habe und deshalb mit Beftimmtheit voraus- 
zuſehen glaube, daß bei einer Behandlung größerer Sachen durch den Kreisaus⸗ 
ſchuß diefelben in gedeihlicher Weife nicht gefördert werden können, glaube ich es 
mir ſelbſt ſchuldig zu fein, meiner gewiſſenhaften Ueberzeugung folgen zu müſſen, 
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Meine Herren, ich habe fo oft in den legten Zagen die Aeußerung gehört, es 
komme doch nur darauf an, daß wir überhaupt erft ein Waldfchutgefe befommen, 
das übrige werde fih finden. Meine Herren, dem kann ich nicht beitreten; ich 
glaube, es ift beffer, daß wir gleich ein brauchbares Geſetz bekommen. Ich Tann 
auch nicht zugeben, daß, wenn in gegenmwärtiger Situng dies Gefe nicht zu 
Stande käme, es dann noch lange dauern würde, ehe e3 und wieder vorgelegt 
werden könnte. 

Denn, meine Herren, bei dem gegenwärtigen zufammengetragenen Material 
wird es meiner Anficht nach fehr leicht fein, ein wirklih brauchbares und gut 
wirkendes Gejeß auszuarbeiten, ich glaube, es wird das um fo leichter fein, als 
fi) die Staatsregierung überzeugt haben muß, daß fie in der Hauptſache in diejer 
ganzen Verſammluug Unterftügung finden wird. Ich glaube, meine Herren, wenn 
nicht verfchiedene wichtige Materien in den Motiven unberührt geblieben wären 
und erft in der Kommiffion zur Erörterung hätten gezogen werden mülſſen, und 
wenn die Regierung fehon in der Kommiffion die Zugeftändniffe gemacht hätte, 
die fie, wie ich höre, heut zu machen gedenft, fo wiirde voraugfichtlich ſchon ge- 
genwärtig ein vollftändig befriedigentes Nefultat Ihnen vorliegen. Ich will 
übrigens durchaus Niemanden zu meiner Anficht befehren, und wiebderhole, daß 
ih nur, um meiner Weberzeugung Rechnung zu tragen, gegen das Gejek ftinme. 

Bräafident: Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Pa- 
riſius. 

Abgeordneter Pariſtus: Meine Herren! Es hat keine Verlooſung ftatt- 
gefunden; ich hatte mich zuerft zum Worte gemeldet, habe aber fofort dem Herrn 
Schriftführer erklärt, daß ich wünfche, das Herr Schellwitz, der fich gleich nad) 
mir meldete, zuerft ſpräche. Der Herr Schriftführer hat mich, ohne daß ich ein 
Wort gefagt Habe, Dagegen nptirt, während ih für das Geſetz fprechen will 
. Mir ift mitgetheilt, daß ich danach Feine Ausficht mehr hätte, zum Worte zu kom⸗ 
men. Ich bitte das zu korrigiren. 

Präſident: Der Herr Schriftführer Abgeordneter Dr. Lutteroth bat das 
Bort. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Qutteroth: Meine Herren! Die Meldun- 
gen der beiden Herren Redner gingen allerdings gleichzeitig ein, und der Herr 
Abgeordnete Pariſius war zufrieden, nach dem Abgeordneten Schellwiß zu ſprechen. 
Da mir befannt war, daß der Herr Abgeordnete Pariſius gleichzeitig eine größere 
Anzahl von Amendements neuerdings geftellt hatte, jo glaubte ich berechtigt zu 
fein, ihn auch al8 Redner gegen einzutragen. Es ift mir leid, wenn er dadurch 
vielleicht in die Lage kommt, dad Wort nicht zu erhalten. 

Präafident: Zur Gefhäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Pa- 
riſius. 

Abgeordneter Parifins: Ich glaube, daß, weun darüber ein Zweifel ſein 
fönnte, der Herr Schriftführer mich hätte darauf aufmerkſam machen müſſen. ch 
habe nicht gejagt, daß ich dagegen fprechen wolle; ich würde dann zur Generals 
disfuffton garnicht das Wort genommen haben, obfchon ich meine, daß ich da- 
durch, daß ich zur Generaldiskuſſion fpreche, die fpätere Debatte ablürzen könnte. 

Präſident: Ich bedaure, daß der Abgeordnete Parifius nicht felbft bezeich- 
net hat, ob er für oder gegen fprechen wollte. Ich glaube allerdings, daß der 
Herr Schriftführer, wenn ihm eine ſolche Bezeichnung nicht mitgetheilt war, nicht 
ganz im Unrecht ifl, daß er einen Herrn, der verfchiedene Amendement! einge- 
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bracht hat, auf der Rednerliſte gegen einträgt. Ich bin augenblicklich nicht mehr 
gut in der Lage, da es fi) auch um andere Herren und deren Priorität handelt, 
an den Eintragungen, wie fie mir übergeben find, eine Aenderung vorzunehmen. 

Der Abgeordnete Dr. Bening hat jegt das Wort für die Vorlage. 

Abgeordneter Dr. Bening: Deine Herren! Es hat fich der Herr Abge- 
ordnete Schellwig gleichwie in der Kommiſſion fo auch hier gegen das Geſetz er- 
Härt, er hat aber feine Gründe aus Einzelheiten hergenommen. Ich will ihm in 
dieſe Einzelheiten, ohne jedoch jehr tief einzugreifen, folgen. 

Er findet, es fei bier gegen anerfannte Rechtsgrundſätze gefehlt. Sch Tann 
da3 in feiner Weife anerkennen. Ich meine, es Liegt in der Aufftelung beftimm: 
ter Falle in S 2 für Maßregeln zur Bildung von Schußwaldungen eine Sicherung 
der Rechte, die hier in Frage kommen, die bier dem öffentliden Wohle weichen 
möüffen, eine weit größere Sicherung, ald darin, daß man irgend einen allge 
meinen Grundſatz: öffentliches Intereſſe, Gemeinwohl, Kulturintereffe 2c. aufftellt. 

Der Herr Borrednner hat nun feine Bedenken zunächſt hergenommen aus einem 
einzelne Sate in 8 2, au dem Yall nämlich, daB Durch Zerftörung eines Wald- 
beftandes Flüſſe der Gefahr einer Berminderung ihres Wafferbeflandes in erheb- 
lihem Maße ausgefegt find. Der Herr Borredner findet darin nur einen Pri- 
vatvortheil etwa für einen Induſtriellen, welcher eine Waſſerkraft benutzt, nicht 
ein öffentliches Intereſſe. Ich glaube, meine Herren, das Beifpiel hätte nicht un« 
glücdlicher gewählt werden können. (Sehr richtig!) 

Bergegenmwärtigen Sie fi) doch, meine Herren, welch umfangreiche Waldver- 
wüſtungen in waldreichen Gegenden jchon dazu gehören, um eine Verminderung 
des Waflerftandes in Flüffen herbeizuführen. Es find ja die Urſachen bekannt, 
ans welchen Wälder allerdings auf die Erhaltung des Waflerftandes in Flüffen 
einwirken; aber, meine Herren, diefe Gründe liegen oft fo fern und find oft fo 
langjam wirlend, daß, wenn der Tal einträte, ein Induftrieller verlöre die Wafjer- 
kraft für feinen Betrieb, dann eine jo allgemeine Waldverwüftung vorliegen müßte, 
daß bier ficher Leine Einzelinterefien vorliegen, jondern dann das Intereſſe ein 
weit ausgedehntes fein würde. Und, meine Herren, dann forgt ja das Geſetz 
dafür, daß auch hier nicht einjeitig aus Anlaß eines Einzelvortheil$ verfahren 
werde. Darnach find ja die Organe geordnet, die hier mitzuwirken haben jollen. 
Ich Halte daher diefe Ausftellungen für vollkommen unbegrindet. 

Es ift zweitens darauf hingewiefen, daß im 8 2 der Ausdrud fehle „aus 
Gründen des öffentlihen Wohls“, der ſehr wejentlich fei, der in der Kommiſſion 
beantragt und abgelehnt fei. Ya, meine Herren, ich Halte die Einfchaltung eines 
folhen Wort3 „aus Gründen des öffentliden Wohls“ fiir volllommen nichts⸗ 
fagend; fie wird garnichts wirken; mit folchen Flidworten erreiht man in den 
Geſetzen nichts. Heißt es doch jetst fchon in dem Geſetz: „wenn behuf3 Abwen- 
dung von Gefahren diefe Einfshreitungen nöthig find.” Die Abwendung einer 
bedeutenden Gefahr ift doch wohl ein öffentliches Intereſſe! Brauche ih Deswegen 
noch bejonders Hinzuzujegen „ans Gründen des öffentlichen Wohls“? 

. Die einzelnen Gründe des öffentlichen Wohls find ja ganz beftimmt Hinge- 
ftellt. Ferner, wenn e8 auf den Gefihtspuntt ankommt, aus welchen diefe Be: 
ſchränkungen hervorgehen, fo heißt es in $ 1: „Die Benugung und Bemwirth- 
Ihaftung von Waldgrundftüden unterliegt nur den Iandespolizeiliden Be 
ſchräünkungen“ u. ſ. w.; damit ift der Gefichtspunft des Gefeges Har und richtig 
bingeftellt, richtiger, als durc) die allgemeinen Redensarten von öffentlichem Wohl 
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u. |. w. Das ilt der Standpunkt, von dem aus die Organe die Anwendung des 
Geſetzes regeln müſſen. 

Meine Herren, es iſt dann getadelt, daß das Waldſchutzgericht hier für zu- 
fündig erklärt ſei; es iſt geſagt worden, daſſelbe ſei nicht danach angethan, die- 
ſes junge Organ werde ſehr leiden können, wenn man dieſe ſchwierige Sache, der 
es nicht gewachſen ſei, ihm anvertraue. Nun, es hätte der Herr Vorredner, wenn 
er glaubt, dies Organ ſei nicht das Richtige, doch ein anderes Organ nennen 
müſſen. Das iſt nicht geſchehen. Es iſt wohl hingedeutet in der Kommiſſion auf 
die Generalkommiſſion und auf die Behörden für Auseinanderſetzungen, allein das 
wäre zu beantragen geweſen, es wäre darüber ein Beſchluß herbeizuführen ge 
weſen. Darin liegt noch kein Grund, das ganze Geſetz abzulehnen. Aber auch 
in der Sache bin ich hier abweichender Anſicht, Es iſt auch in der Kommiſſion 
angenommen, die Generalkommiſſionen ſeien dazu nicht geeignet; erfahrungsmäßig 
ſei das Verfahren vor denſelben zu weitſchweifig, zu koſtbar; die Generaltommiffion 
fiebe den Dingen zu fern u. f. w. Ich weiß nicht, ob das richtig ift oder nicht; 
ih kenne das Berfahren bei den Generallommiffionen nicht. ch bin aber der 
Meinung, daß das Waldfchußgericht, der Kreisausſchuß, hier die geeignete Behörde 
if; die Organ flieht den Verhältniſſen nahe, kann diefe leicht überfchauen, Tann 
fih auch auf einfache Weile Kenntniß verfchaffen von den Gründen fiir und ge: 
gen. Daß diefe Behörde, an deren Spite doch ein Rechtskundiger, der Landrath 
Rebt, nicht im Stande fein folle, Fragen der Legitimation u. f. w. zu prüfen, das 
glaube ich nicht. Und es-ift ferner ja auch Vorſorge im Gejet getroffen: es kann 
nämlich das Waldſchutzgericht überhaupt Kommifjarien ernennen, nicht nur aus 
feiner Mitte, fondern auch fonft. Es Tann alfo, je nachdem die Frage liegt, einen 
Kommifjarius nehmen, der rechtskundig ift, im andern alle einen, der forfttundig 
iſt u. ſ. w. Es bietet das Verfahren volllommen die Mittel, etwaigen Beifeln 
über die Legitimation zu begegnen. Ich kann hiernach auch diefen Ausftellungen 
nicht beipflichten. Im Allgemeinen bemerke ich, dies Geſetz ift ja jet nicht aus 
der Initiative der Staatöregierung hervorgegangen. Seit Jahren, ſeit Fahr» 
zehnten ift ein Gejetz in diefer Aichtung gewünſcht worden. Ich glaube daher, 
wenn jeßt ein folches Gefe vorliegt, jo muß man fid) wohl bedenken, gegen das 
Ganze zu flimmen aus Gründen, die nur im Einzelnen Berechtigung haben fün- 
nen und in der That, wie von mir ausgeführt worden, nicht haben. Ich werde 
daher für das Geſetz ſtimmen. 

Vräftdent: Der Abgeordnete Parifins hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Meine Stellung zu dem Geſetze 
if bei der dritten Berathung eine durchaus andere mie bei der zweiten Berathung. 
Bei der zweiten Berathung haben Sie eine Anzahl von Anträgen von mir abge 
lehnt, wenn auch nicht 20 oder 17, wie ich mehrfach in der Prefje gelefen habe, 
aber Sie haben die wichtigften faft ſämmtlich angenommen, und dadurd) ift meine 
Stellung eine andere geworden, namentlich nachdem noch die vielen wefentlichen 
Berbefferungen von der Staatsregierung acceptirt find, welche die Anträge Dr. 
Hänel und Genoffen Ihnen vorjchlagen. Unter diefen Anträgen fteht auch mein 
Name. Ich hätte fireng genommen die Anträge Nr. 23, 31 und 32, welche nicht 
meine volle Zuſtimmung erhalten, nicht mit unterfchreiben müſſen; ich glaubte aber, 
- daß eine fo firenge Sonderung in diefer Beziehung nicht nöthig wäre. Ich habe 
in der zweiten Berathung Ihnen prinzipaliter empfohlen, den zweiten Theil, be- 
treffend die Waldgenoffenfchaften, abzulehnen und die Regierung aufzufordern, ein 
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befonderes Geje einzubringen, durch welches beſtimmten, bier von mir vermißten 
Erforderniffen genügt würde. Jetzt kann ich diefen Antrag nicht mehr für be 
gründet erachten, weil die wichtigften Ausftellungen, die ich an dem zweiter: Theile 
des Geſetzes gemacht habe, fich bereit erledigt haben oder noch erledigen werden. 
Der eine Punkt wegen der Berpflichtung zur Eintragung in das Grundbuch if 
jhon in der zweiten Berathung durch den Beſchluß des Haufes erledigt worden. 

Wenn ich gleich auf den erften Theil mit einem Worte zurückkommen Tann, 
fo habe ih mit dem erften Herrn Redner, dem Abgeordneten Schellwit, darin 
volllommen übereingeflimmt, daß die beiden -von ihm aufgeitellten Erforderniffe 
in das Geſetz Hinein müßten, der Vorbehalt des ordentlichen Nechtsweges und 
der Zufaß, daß die Schugmaßregeln nur im öffentlichen Intereſſe angeordnet 
werden dürften. Der erfte Punkt, der Ausfchluß des Rechtsweges in Betreff der 
Entihädigungsfrage, ift ein fo prinzipiell wichtiger, daß e8 mir fehr ſchwer wird, 
heute für das Geſetz zu flimmen, obſchon diefer Antrag nicht Durchgegangen, ob- 
fhon die Kreisausfchiiffe betraut werden mit der Entjcheidung über Mein und 
Dein. Ich will auf die Gründe nicht zurückkommen, die in der zweiten Lejung 
angeführt find; ich Hoffe aber, daß dies ein Ausnahmefall bleiben wird, und daß 
die künftige Gefeßgebung fich hüten wird, weitere Einbrüche in unfer beftehendes 
Rechtsſyſtem, betreffend die Zulaffung des ordentlichen Rechtsweges, zu machen. 
Bielleicht wird auch die Reichsgeſetzgebung dergleichen künftig hindern. 

Die mir abfolut nothwendigen Erforderniffe für den zweiten Theil maren 
vor allen, daß jede Waldgenoffenfchaft an fich eine felbftfländige mit Rechten und 
Pflichten ausgeftattete Perjönfichkeit fet und mit dem Prinzip der Konzeffionser- 
theilung gebrochen werde. Hier find meine Anträge ſchon in zweiter Berathung 
angenommen. Ebenfo Beftimmungen über geſetzliche Ordnung der Haftpflicht. 
Hier erjcheint der frühere Beichluß in dem Antrage Hänel und Genofjen in ver- 
befferter Geftalt. Meine Forderung, daß die Efientialien des Statuts im Geſetz 
richtiger und volftändiger angegeben werden müßten, ift durch unfere Anträge 
nur in zwei, aber befonderd wichtigen Punkten erfüllt, das iſt der Antrag 16 Wr. 
2, wonach die genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundftüde fattfinden 
fol, und dann in dem Zuſatze am Schluß dieſes Paragraphen, wonach der Bor- 
fand „in den dur das Statut fefzufegenden Formen“ die Genoffen- 
Ihaft vertritt. Auch meiner Forderung gewiffer Normativbeftimmungen nament- 
lich in Betreff des Vorftandes und der Generalverfammlung ift in etwas durch 
die Beichlüffe der zweiten Berathung und durch die heutigen Anträge Rechnung 
getragen. 

Meine Forderung, daß die Mehrheit der Waldgenofjen dem Statut zuftims 
men muß, ift durch einen Beſchluß der zweiten Berathung in der Hauptjache ge- 
regelt; ich werde nachher darauf noch zurückkommen müffen, weil nach den gegen- 
wärtigen Anträgen mir noch Bedenken vorwalten. 

Dana) würde ich nur noch einen Punkt für ausnehmend wichtig halten; er 
ift enthalten ın meinem Antrage Nr. 5, welcher bereit3 in der zweiten Berathung 
in etwas anderer Faffung vorlag, und nur wegen Bedenken gegen die Fafſung 
zuriidgezogen wurde. Die Annahme diefes Antrages wiirde ich fiir nothwendig 
. halten. Er foll bewirken, daß einer Waldgenoffenfchaft die Möglichkeit gegeben 
wird, auch ohne Genehmigung des Waldſchutzgerichts fich wieder aufzulöfen, mäß- 
rend nad den gegenwärtigen Borjchlägen ihr dies vollkommen unmöglich if, 
ſelbſt wenn fie einftimmig ift. 
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In der Vorausſetzung alfo, daß in diefem Punkte die Vorlage geändert wird 
und daß fie in den vielen anderen änderungsbebürftigen Punkten durch Annahme 
der Anträge Hänel und Genoſſen verbeffert wird, bitte ih Sie, fiir das Gefek 
zu ſtimmen. 

Bräfident: Die Abgeordneten Henze und Scharnmweber haben den Schluß 
der Generaldistuffion beantragt. Diejenigen, welche den Antrag unterftügen 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Die Unterftügung ift gentigend. 

Auf der Nednerlifte find noch eingetragen für die Vorlage die Abgeordneten 
Bernhardt und Schmidt (Sagan), gegen diefelbe der Abgeordnete Freiherr von 
Wendt. Diejenigen, welche jettt die Diskuffion ſchließen wollen, bitte ich aufzu- 
fiehen oder ſtehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

Das ift die Mehrheit; die Generaldiskuſſion ift gef chloffen. 

Sch eröffne die Spezialdiskuſſion über 5 1 des Geſetzes, zu dem Nie- 
mand zum Wort gemeldet if. Der 81 iſt ohne formelle Abftimmung ange- 
nommen. 

Zu 8 2 liegt der erfte Antrag der Abgeordneten Hänel und Genofien vor 
Nr. 334 II 1. Ich will zunächſt die Unterfiügungsfrage binfichtlich aller Anträge 
der Abgeordneten Hänel und Genofjen gemeinfchaftlich ftellen. Diejenigen, welche 
die Anträge unterſtützen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Die Unterftügung reicht aus. 

Ich eröffne die Diskuſſion. 

Der Herr Minifter für die landwirtbfchaftlihen Angelegenheiten hat das 
Wort. 

Miniſter für die Landwirthſchaft Dr. Friedenthal: Meine Herren! Die 
Anträge, welche von den Herren Abgeordneten Hänel, Miquel nnd Genoſſen ge- 
fiellt find, verfolgen theils Zwecke redaktioneller Natur, theils beabfichtigen fie, 
das Verfahren vor den Waldjchußgerichten, entjprechend den von dem Hoben 
Haufe befchloffenen Borfchriften für das Verwaltungsitreitverfahren, zu regeln, 
theils find fie beitrebt, auf Grund des von dem Hohen Haufe in zweiter Lefung 
gefaßten Beſchluſſes, welcher die Rechtsfubjectivität ipso jure an die Bildung der 
Waldgenofſſenſchaften Inlipfen will, ergänzende Beftimmungen zu geben, welche 
Garantien gegen etwaige Nachtheile, die fich an den vorgedadhten Beſchluß Intipfen 
können, bieten follen. 

In den erften beiden Beziehungen liegt es auf der Hand, daß ich feinerlei 
Beranlaffung habe, Bedenken zu erheben. 

Was den legten Punkt angeht, jo bin ich zwar heute auch noch der Meinung, 
daß der Standpunkt des Regierungsentwurfs, welcher die Nechtsfähigkeit nicht 
ipso jure den Genoſſenſchaften geben wollte, fondern diejelbe tiberträgt durch Be- 
Ihluß der Eentralverwaltungsbehörden, eine freie und gedeihliche Entwidelung der 
Genoſſenſchaften zuließ und gleichwohl Gefahren abwendete, welche immerhin in 
Folge der erlangten Hechtsfubjectivität eintreten können. Wenn ich aber zu An- 
fang der Verhandlung an das Hohe Haus die Mahnung richten zu follen glaubte, 
in der vorliegenden Materie nicht zu ängftlih zu fein, endlich aus dem Stadium 
der theoretiihen Erörterung und Diskuffion auf den Boden der Praris zu treten, 
fo werde ich nunmehr diefe Mahnung für mich felbft wirken laffen; ich trete von 
meinen aus Vorſicht hervorgegangenen Bedenken zurüd und bin bereit, auch in 
dem letzten Punkte die Anträge der Herren Dr. Hänel und Miquel zu acceptiren, 
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allerdings unter der Borausfegung, daß diejenigen Kautelen, welche die Herren 
in ihren Anträgen felbft geben zu müfjen geglanbt haben, die Zuflimmung des 
Hohen Haufes finden, und daß das Syſtem, welches jeßt dadjemige des Geſetzes 
ift, und gewiffermaßen auf dem Ausgleich beruht, nach welchem diefe Anträge dem 
Hohen Haufe vorliegen, nicht weiter durchbrochen werden wird. 

Präfident: Segen den Paragraphen hat der Abgeordnete Schmidt (Sagan) 
das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Ich habe mich für den Paragraphen ge- 
meldet; wenn fonft noch jemand gegen gemeldet ift, fiehe ich zurüd. 

Bräfident: Zur Gejchäftsordnung hat der Abgeordnete Dr. Freiherr v. d. 
Goltz das Wort. 

Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Goltz: Es liegt mir hier eine ſchriftliche 
Meldung von dem Herrn Abgeordneten Schmidt (Sagan) vor, wonach er ſich 
gegen die S 2 und 23 gemeldet hat. 

Drafident: Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Ehmidt (Sagan): Es muß ein Irrthum fein. Ich habe 
mich gegen 8 23 und für $ 2 gemeldet. Ich glaube nicht, daß diefe Meldung 
von meiner Hand herrührt, fondern von einem der Herren Schriftführer, und daß 
ein Irrthum untergelaufen ift. 

Präfident: Dann hat gegen den Paragraphen das Wort der Abgeordnete 
Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich bin der Anficht, daß der 
S 2 eine ziemlich tief einfchneidende Veränderung erfahren muß. Es muß näm⸗ 
lich flatt der Worte „in Fällen, mo“ geſetzt werden „in Fällen, in denen“. Des- 
halb habe ich mich gegen den Paragraphen zum Worte gemeldet. (Heiterkeit.) 

In allen übrigen Stüden bin ich mit dem Paragraphen vollftändig einver- 
ftanden. 

Ich bin auch nicht der Anficht des ehemaligen Vorfizenden der 9. Kom- 
miffion, daß man aus diefem 8 2 irgend ein Motiv bernehmen könne, um das 
Gejeß zu verwerfen. Diefer $ 2 bewegt fi) in fo maßvollen Grenzen, daß, wenn 
Sie die Gefegebung aller Zeiten, aller Staaten, die fi auf diefelbe Materie 
beziehen, — natürlich nicht das Vorfluthedift und die Deichorbnung, denn die 
haben mit diefem Geſetz durchaus nichts zu fchaffen, fondern die Waldgeſetze, die 
beftehen, — wenn Sie diefe Geſetze durchgehen, werden Sie finden, daß noch nie 
das Prinzip der flaatlihen Einwirkung auf die Privatwaldwirthfchaft in Fällen 
einer gemeinen Gefahr fo maßvoll, in fo bejchränkter Weife angewendet worden 
ift, wie das hier der Fall ift. Und dennoch, meine Herren, troßdem die Künig- 
lihe Staatsregierung von vornherein ein ganz neues Prinzip aufftellt, welches 
no nirgends zur Verwirklichung gelommen if, das Prinzip nämlich, dab fih 
die Einwirkung des Staates richten dürfe immer nur gegen diejenigen Grumdbe- 
figer, und anwendbar fein folle immer nur in den Fällen, wo das öffentliche In⸗ 
tereffe mitſpricht; trotzdem hat aljo diefes Geſetz, welches Ihnen heute in britter 
Leſung vorliegt, ein fo wunderbares Schidfal gehabt, meine Herren, daß Sie mir 
geftatten, mit zwei Worten daranf zu kommen. Nach AOjähriger Arbeit in um 
jeren Minifterien, in den Provinziallandtagen, in der Literatur der Forſttechniker 
und der StaatSwirthe, endlich nad dem Verſuche des vorigen Jahres, der durch 
den Schluß der Seffion nicht zur Perfection gelangte, nachdem der Gejegentwurf 
endlich in diefem Jahre in dies Haus Hineingefommen ift, iſt dies Geſetz ange 
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griffen worden in der von Parteiintereſſen beeinflußten und nicht beſonders ſauberen 
Breffie mit einer Art von Mißtrauen und Verläumdung, für die mir, meine 
Herren, ein Ausdrud, der mir flark genug wäre, fehlt. Wenn man vor fidh felbit 
noch einen Funken von Achtung bat, ift man nicht im Stande, derartige Dinge 
in die Welt binauszufchiden, wie fie über diejes Geſetz gejchrieben und in gewiſſen 
Blättern, die ich Ihnen nicht nenne, weil ich Ihnen damit zu viel Ehre anthun 
würde, die aber derjenige, der ein Intereſſe an der Sache bat, abwehren kann, 
abgedmidt worden find, und dann, meine Herren, hat dies Gejek das Schichſal 
gehabt, daß der Vorfigende derjenigen Kommiffion, welche mit der Borberathung 
beauftragt war, die Ablehnung beantragt hat. Deine Herren, blättern Sie ge- 
fällig in den Annalen des parlamentarifchen Lebens, ob Sie einen ähnlichen Yall 
wiederfinden, ich glaube nicht. Nach ſoviel Mißgeſchick — denn nicht allein die 
Bücher, fondern die Gefegentwürfe haben ihre Schidjale — haben Sie nichts 
beftoweniger diefen $ 2 und damit das Grundprinzip des erſten Theiles des Ge- 
jeges in zweiter Leſung gutgeheißen. Wenn man fagt, daß im Alinea d die große 
Gefahr einer Vergewaltigung liege, denn es könne ja irgend ein Müller bean- 
tragen, daß auf der Höhe ein Schutzwald angelegt würde, damit er Waſſer für 
feine Mühle hat, — meine Herren, halten Sie es denn für möglid, daß es ein 
Waldſchutzgericht geben kann, welches fo thöricht ift, daß es auf die egoiftifchen 
Intentionen eines einzelnen Menjchen ohne Weiteres eingeht? Iſt aber der Miß- 
fand, welcher fich bei jenem Induſtriellen herausgeftellt hat, dadurch herbeigeführt, 
dag wirklich der Wafferftand der Flüffe fich verringert hat, nun, meine Herren, 
dann liegt eben eine gemeinfame Gefahr vor; niemals wird diejer einzige Mann 
dadurch betroffen, fondern diejenigen, die irgendwie durch ihr Beſitzthum und durch 
ihre wirthichaftlichen nnd gewerblichen Berhältniffe in einem Zujammenhang mit 
diefem Wafferlauf ſtehen. Aus allen diefen Argumenten, meine Herren, wird man 
niemals einen wirklichen Beweis nehmen können, daß diefer $ 2 und damit das 
Örundprinzip des Gefeßes nicht annehmbar ſei. Man kann ja bei einer fo 
ſchwierigen Materie gar nicht in Berlegenheit fein um Bedenken aller Art; wer 
fie fucht, fürwahr! der findet fie auf allen Gaſſen; wenn ich damit anfangen 
wollte, Ihnen alle meine Bedenken gegen das Geſetz vorzubringen — ich werde 
mid hüten, meine Herren, feien Sie vollftändig beruhigt? — jo würde ich noch 
viel mehr Amendementö ftellen können, als in der zweiten Leiung, in der dritten 
Leſung und in der Kommiffion geftellt find. Aber ift denn das politifche Arbeit, 
ift das die Art der Arbeit, nach der wir fireben, find wir dazu bier zufammen- 
gefommen, um nad) irgend einer Theorie ung ein Ideal zu konſtruiren, und dies 
deal jo lange anzubeten, daß darüber die Welt in Trümmer geht? (Heiterkeit.) 

Nein, meine Herren, dieſe romantiſche Richtung in der Politif ift nicht Die 
meinige, ich Yiebe die Romantif iiberhaupt nicht, am allerwenigften in der Politik, 
und meine Ideale verfchließe ich fiille in mir, trage fie nicht auf den Markt 
und mache ſie nicht da geltend, wo es fi um Erreichung praftifcher, politifcher 
Ziele handelt. Aus diefen Erwägungen, meine Herren, werden Sie gewiß den 
Muth, die Entjchloffenheit und den politiichen Willen befigen, dies Geſetz anzu- 
uehmen, und ich bitte Sie, das zunächſt dadurch zu bethätigen, daß Sie den $ 2 
annehmen. 

Präfident: Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Nach diejen weſentlich 
allgemeinen Ausfiihrungen, die wir foeben gehört haben und bei denen, wie mir 
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ſchien, außerordentlich wenig vom $ 2 die Rede war, erlauben Sie mir, daß id 
mid mit wenigen Worten noch namentlih in beftimmter Richtung gegen bie 
Ausführungen und Bedenken der Herren Abgeoroneten Schellwig, Parifius und 
Pfafferott in Bezug auf das Prinzip des $ 2 wende. Der Abgeordnete Parifius 
hat feinen Bedenken den fchärfften Ausdrud dahin gegeben, daß er beflirchtet, es 
könnten kleinliche Intereffen zur Kognition kommen. Dieſes Bedenken erledigt 
fih durch Hinweis auf die Worte: „ım erheblichen Grade“, denen obendrein 
Hinzugefügt ift, es müffe der abzumendende Schaden den für den Eigenthiimer 
entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegen. Dadurch ift abjolut ausge 
IHloffen, daß Kleinigkeiten, Nörgeleien und dergleihen zur Kognition gezogen 
werden. Im Uebrigen find die Herren Schellwis, Pariſius und Pfafferott der 
Anficht, e8 dürfe diefer $2 iiberhaupt niemals im Einzelintereffe, fondern immer nur 
im Öffentlichen Intereſſe, im Landeskulturintereffe oder aus Gründen des öffent- 
lichen Wohls, — was Alles fo ziemlih auf eins herauskommt — angemendet 
werden ; Sie haben es deshalb auch für befonders nöthig und wünſchenswerth 
gehalten, im Gejeg in $ 2 hineinzufchreiben: „im öffentlichen Intereſſe“. Meine 
Herren, dieſe Anficht ift nach beiden Richtungen Hin, ich will nicht jagen, unrichtig, 
aber eine fchiefe. — Das Richtige ift: in den ſämmtlichen Fällen des $ 2 liegt 
ein öffentliches Intereſſe vor; es ſoll und muß aber dieſes Gejeg in den Yällen 
des $ 2 au da Anwendung finden, wo ein einzelnes Grundftüd einem einzelnen 
Grundſtücke, rejpeftive ein einzelner Befiger einem einzelnen Befiger gegenüber- 
ſteht. Es kommt mir ganz befonders darauf an, diejen legtern Punkt zu be 
tonen und Har zu ftellen. Ich habe auch ſchon in der Kommiſſion diefe Anfidt 
befonders verfodhten, und zwar im Einverfländniß mit den Herren Regierungs- 
fommifjarien, refpeftive ift ihr von den leßteren nicht widerſprochen worden. 
Meine Herren, wenn wir ung auch nur auf den Standpunkt der Herren Abge- 
ordneten Schellwitz und Genoffen ftellen, nämlich auf den Standpunkt des öffent- 
lichen Intereſſes, fo hat ſchon der Herr Minifter Dr. Friedenthal bei der zweiten 
Lefung ſehr richtig darauf aufmerffam gemacht, daß ja das öffentliche Intereſſe 
nit immer ein unmittelbares ift, fondern auch ein mittelbares fein Tann. Ferner 
ift e8 zweifellos, daß das öffentliche Intereſſe nicht blos durch die betreffenden 
und betroffenen Objekte, ihre Größe, Oualität und Anzahl gegeben wird, jondern 
durch die ganze causa, um die es fich handelt, und die, fei es nach diefer, ſei 
es nach jener Richtung Hin das öffentliche Intereſſe in Anſpruch nimmt und 
affizir. Solche causae find aber die im $ 2 aufgeführten Fälle ſämmtlich. 
Und wenn Sie blos die Objecte an ſich betrachten, fo liegt es doch auf ber 
Hand, daß es bei der Anwendung des Gefeges auf ein Heines Grundftüd ſich 
nicht blos um diefes konkrete Grundftiid handelt, fondern um die Summe aller 
einzelnen, Heinen Gruudftiide, bei denen das Geſetz Anwendung finden fan. 
Wollen Sie die Anwendbarkeit des Geſetzes auf Feine Grundſtücke iiberhaupt 
ausſchließen, fo liegt es auf der Hand, daß das öffentliche Intereſſe ſehr weſentlich 
darunter leiden und dadurch gejhädigt werden würbe Die ganze Größe umd 
Stärke des Staates beruht ja mit auf dem Grundfate, daß überall, auch in ben 
Heinften Punkten, die größte Kraft gefammelt werde. Bon dieſem Gefichtspunkte 
aus ift fein Heine Grundftlid gering zu ſchätzen, gejchweige denn die Summen 
aller kleinen Grundftüde Dazu kommt aber ferner, daß, ehe vom öffentlichen 
Wohle die Rede ift und die Rede fein kann, es ſchon ein natürliches und in 
allen Rechtsſyſtemen und Landesgejegen, auch in unferm allgemeinen Landrecht 
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fpeziell anerfanntes Recht giebt, wonach der Einzelne verlangen Tann, daß feine 
Eriftenz und fein Recht durch das nebenftehende Recht des Anderen, abgejehen 
von Mißbrauch und culpa, nicht ohne Weiteres ecrafirt, ſchwer geſchädigt merbe, 
fondern der Andere mit feinem Rechte, ſoweit zurüdtrete. Diejes Recht ift in 
dem 88 74—76, 83, 92, 95, %, 97 der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht 
anerkannt, und auf diefen allgemeinen Borjchriften beruhen die SS 29—32 I. 8 
Allgemeinen Tandrechts, wo es ausdrücklich heißt: 

Der Staat kann das PrivateigentdHum feiner Bürger nur alddann 
einschränken, wenn dadurch ein erheblicher Schade von Anderen oder von 
dem Staate felbft abgewendet, oder ihnen ein beträchtlicher Vortheil ver- 
ihafft werden, beides aber ohne allen Nachtheil des Eigenthümers ge- 
iheben kann. 

Ferner alsdann, wenn der abzumendende Schade oder der zu ver: 
Ihaffende Bortheil des Staates jelbft oder anderer Bürger deffelben den 
aus der Einſchränkung für den Eigenthümer eutftehenden Nachtheil be- 
trächtlich überwiegt. 

Es fol dann vollftändige Entfhädigung hinzu fommen, und das Ganze nur 
durch Geſetz gemacht werden können. Meine Herren, diefe pofitiven Borfchriften 
des Allgemeinen Landrechts, die noch jetst zu Recht beftehen, die die Grundbe- 
dingungen des Nebeneinanderbeftehens® der Menſchen überhaupt enthalten und 
anf welchen Grund und auf welder Baſis erft nachher vom öffentlichen Wohle 
in specie die Rebe fein kann, — diefe Grundfäge und gefeglichen Beftimmungen 
fiegen auch diefem Geſetze mit Recht zu Grunde, welches ſich vollftändig jenen 
jo verftändigen Grundfägen des Allgemeinen Landredt anjchließt. Webrigens 
haben wir ja auch ſchon andere gejetliche Beftimmungen, die anf jenen Bor- 
ihriften beruhen, namentlich die servitus necessaria und die Geftattung der 
Borfluth. — Meine Herren, Sie mögen nun das Geſetz von diefem naturredht- 
lich⸗geſetzlichen Standpunkte oder vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes, 
den ich vorher beleuchtete, betrachten, fo ift es jedenfall® zmeifellos, daß die 
Beflimmungen des $ 2, fo wie fie find, vollftändig gerechtfertigt find und es 
nur fhaden würde, wenn man die Worte einfügte: „im öffentlichen Intereſſe“; 
denn das würde nur bewirken, daß die Möglichkeit der Mißdeutung in dag Ge- 
je Hineinfäme, als handle es ſich hier immer um ein fpezififh unmittelbares 
Öffentliches Anterefie. Das würde die Richter nur noch verwirrter machen, als 
fie es ſchon find (Heiterkeit), infofern fie fein Kriterium daflir haben, wo dag 
Öffentliche Intereſſe eigentlich anfängt, und es würde die praftiiche Folge davon 
die fein,, daß bei einem größeren Grundftüde man wohl leicht ein öffentliches 
Intereſſe annehmen wiirde, bei einem Hleineren aber nicht; und zu einer ſolchen 
Gefegebung, die blos den großen Grundbefig ſchützt und nicht auch den Heinen 
Mann, zu der werden Sie doch nicht die Hand bieten wollen. 

Es ift dann no in der Kommiffion behauptet worden, wir fchlifen mit 
diefem Gefeg ein neues Privatrecht, das bier nicht am Plage fei. Davon ift 
aber Hier gar feine Rede. Das Kriterium des abjoluten Privatredhtes ift Die 
abjolute Erzwingbarfeit und zwar bei den ordentlichen Gerichten. Davon ift 
aber wie gejagt hier gar uicht die Rede. Es fteht in dem Gele: es Tann 
unter den gegebenen Borausjegungen die Einſchränkung des Eigenthums er- 
folgen; es muß aber nicht fein. Das Verfahren erfolgt bei den Bermaltungs- 
gerichten, die von Amtswegen erforihen und nad freiem Ermeſſen urtheilen, 
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feiner Weije vor. 

Meine Herren, ih bitte Sie alfo, dem $ 2, fo wie er ift, unbedenklich she 
Zuftimmung zu ertbeilen. 

Bräafident: Die Diskuffion fiber den 8 2 ift gefhloffen. Die Abgeordneten 
Hänel und Genofjen haben zwei Heine Aenderungen vorgefchlagen: anftatt der 
Eingangsworte „In Fällen, mo” zu fegen „In Fällen, in denen“ und in ber 
Littr. B. das Wort „etwa“ zu ftreichen. 

Ich glaube, das Haus kann wohl geftatten, daß mit diefen Aenderungen, 
denen auch die Zuftimmung der Staatsregierung ertbeilt ift, der $ 2 zur Abftim- 
mung gebradjt wird. 

Ich erjuche diejenigen Herren, welche den 8 2 mit den beiden Aenderungen 
der Abgeordneten Hänel und Genofjen annehmen wollen, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Majorität. 

Ich eröffne die Diskuffton über den 8 3, zu welchem fich Niemand gemeldet 
bat. Der $ 3 ift angenommen. 

Beim $ 4 haben die Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen beantragt, im 
zweiten Sabe das Wort „etwa“ zu flreichen. Auch hier ift Niemand gemeldet. 
Sie find wohl einverftanden, daß ich Eonftatire, daß mit diefer Redaktionsän⸗ 
derung der $ 4 angenommen ift. 

Zu den 8 5 und 6 liegen Meldungen nidyt vor; — biefelben find ange: 
nommen. 

Der $ 6 der urjprünglichen Borlage ift nicht mehr in der Zufammenftellung 
vorhanden. 

Zu 8 7 ift Niemand gemeldet. — Auch diefer Paragraph ift ange- 
nommen. 

Meine Herren, bei den 88 8, 9 und 9a, der neu vorgefchlagen, ift von den 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen, und dem $ 10 find Vorjchläge*) gemacht, 


*) Die Borfchläge lauten: Den $ 8 zu faflen: 

Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgejehenen Anorbnungen ift dem zuftändigen 
Waldichuggerichte Ichriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grnnditüde, fomie bie Art 
der Gefährdung genau bezeichnen und einen beftimmten Vorſchlag über die zu ergrei- 
fenden Schugmaßregeln enthalten. 

Die Zuftändigkeit des Waldſchutzgerichts wird durch die Belegenheit des gefahrbrin- 
genden Brundftüdes beftimmt. 

Den 89 zu fafien: 

Das Waldſchutzgericht ernennt eines feiner Mitglieder oder einen — Sach⸗ 
verſtändigen zum Kommiſſar, welcher den Sachverhalt im vollen Umfange an Ort und 
Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu ermitteln und erforderlichen Falles den 
Beweis zu erheben hat. 

Als 8 9a einzufügen: 

Das Waldfhusgericht Tann auf Antrag des Kommiſſars oder der Beteiligten die 
Stage, ob eine Gefährdung im Sinne des 8 2 vorliegt, vorab durch Endurtheil ent 
fheiden und bis zur Nechtstraft defjelben das weitere Verfahren einftellen. 

Bor der Entſcheiduug hat der KRommiffar über biefe Frage ein fchriftliches Gut 
achten anzufertigen, welches für die Betheiligten nad) Maßgabe des 8 12 offen zu 
legen ift. 

Den $ 10 zu fallen: 

Auf Grund feiner Ermittelungen hat der Kommiffar ein Negulativ zu entwerfen, 

welches insbejondere folgende Punkte enthalten muß: 
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welche die Paragraphen erjegen follen gegeniiber den Beichlüffen der zweiten 
Leſung von den Abgeordneten Dr. Hänel und Genoſſen. — Ich ftelle dieſe 
55 8-9—10 und 9a, der nen vorgejchlagen ift, zufammen zur Erörterung. 

Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren; Ich muß zunädft Etwas be- 
rihtigen, nämlich $ 8, wie er von mir vorgefchlagen ift, ftellt fih nur den zwei 
eriten Sätzen des $ 8 entgegen; dagegen der dritte Say des $ 8 der Zufam- 
menftellung: „Geht der Antrag von dem Bezirke felbft aus u. |. w.“ muß 
ftehen bleiben. 

Meine Herren, nachdem ich dieſes berichtigt habe, erlauben Sie, daß ich ganz 
furz auf die Motive zuriidlomme, welche uns bewogen haben, die Ihnen vor- 
liegende ftattlihe Reihe von Amendements zu ftellen. Es könnte ja faft fcheinen, 
al3 ob wir durch die große Anzahl von Amendements einen gewiffen Schatten 
auf die Berathung der Kommiffion und felbft der ziveiten Berathung des Haujes 
werfen. Das ift in feiner Weife der Fall, Sie wollen ſich erinnern, daß ung 
der Kommilfionsbericht vorgelegt wurde, alfo die gefammte Struftur des Geſetzes 
abgejchloffen war, bevor wir das Geſetz iiber das VBermwaltungsftreitverfahren in 
diejem Haufe fannten. In Folge deffen, und nachdem wir diejes Geſetz ange- 
nommen hatten, war es nothiwendig, eine Reihe von juriftifchstechnifchen, insbe- 
jondere prozeffualifhen Aenderungen vorzunehmen, um dieje8 Spezialgejeß mit 
dent allgemeinen Geje in Einflang zu bringen. Man mag ja aud gern fagen, 
daß es für eine ſolche Speziallommiffton fein Vorwurf ift, daß in diefer Koımmif- 
fion die Technik und vielleicht auch die Romantik des Waldes vorgemogen hat 
gegenüber der Technik der Jurisprudenz. 

Meine Herren, die Anträge jelbft knüpfen an ein Bedenken an, was ber 
Herr Abgeordnete Schellwig meiner Ueberzeugung nach mit vollem Recht er- 
hoben hat. Er fragte, ob denn für die Auseinanderjegungen, die nach der Vor— 
lage und den Gegenftänden des Gejetes unter Umftänden einen jehr großen 
Umfang erreichen, einen großen Reichthum praftifcher und rechtlicher Verhältniſſe 
betreffen können, bier der Kreisausihuß, den wir Waldfchußgericht nennen, die 
geeignete Behörde fei. Wir wollen ung darliber nicht täufchen, daß wir in diejen 
Kreisausſchüſſen mit jehr werthvollem Material arbeiten, welches wir nicht mit 
einer gewöhnlichen bitreaufratifhen Arbeit ermiden dürfen. Wir müffen, glaube 
ih, bei allen unferen Spezialgefegen den Gefichtspunft ind Auge faflen, die 
Kreisausſchüſſe nicht zu überlaſten und ihnen nicht Arbeiten zuzumuthen, die fie 
der Ratur ihrer Zufammenfegung nach nicht wohl oder wenigftens doch nicht jo 
gut als bureaukratiſche Behörden vollziehen können. Unter diefem Geſichtspunkte 
iſt es durchaus nöthig, meine Herren, daß wir die Kreisausſchüſſe niemals in die 
Lege bringen, welche eine büreaukratiſch geſchulte Behörde fehr wohl überwinden 
kann, in die Lage nämlich, eine nicht vollfommen und nach allen Seiten hin 





1. Die Beftimmung der gefahrbringenden und gefährdeten Grundftüde; 

2. die Cinſchränkungen in der Benutzung, welche den gefahrbringenden Grundſtücken 
anfzulegen find; 

8. die Beltimmungen über die Herftelung, Unterhaltung und Aufficht der erforder- 
lihen Waldkulturen und fonftigen Schuganlagen; 

4. die Beſtimmungen darüber, welche Entihädigungen, von wen, nach melden Ver—⸗ 
hältniß, bi3 zu welchem Betrage und zu welchem Beitpunfte diejelben, fowie die 
Koften ver Schuganlagen aufznbringen find. 
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inftruirte Sache vor fich zu fehen. Soweit e8 irgend mit der mündlichen Ber- 
handlung vereinbar ift, müfjen die Vorarbeiten für die Entfcheidung den Kreis: 
ausſchüſſen nach allen Seiten Hin gemacht fein; das ganze Material muß ge 
fihtet bereit8 dem Kreisausfchuß vorliegen. In diefer Richtung haben nunmehr 
die Anträge das Berfahren vor dem Kommiffar ſchärfer prägzifirt. Sie wollen 
den Kommiffar dazu anleiten, das gefammte Material in fachverftändiger und 
zugleich bereits in juriftifch-technifcher Weife zu fichten, fie wollen ferner, daß an 
den Kreisausfhuß nicht unbeftimmte Anträge fommen, daß vielmehr beftimmte 
Anträge und PVorfchläge ihm vorgelegt werden, auf die er, foweit es irgend mit 
der Sachlage vereinbar ift, mit Ja und Nein zu entjcheiden hat. Dieje Anträge 
wollen ferner dem Berfahren, welches wir bier einzufchlagen haben, das Niüd- 
grat, wenn id mich fo ausdrüden darf, beftimmter Formen geben. Sie wollen 
fih erinnern, daß wir bei dem Gefete über das Berwaltungsverfahren zuge 
ftehen mußten, wir feien noch nicht in der Sage, eine eigentliche Vermwaltungs- 
prozeßordnung zu geben. Es könne ſich zur Zeit nur darum handeln, den all 
gemeinften Rahmen aufzuftellen, es fehle und noch an der nöthigen Praris. 
Allein wir fügten ausdrüdlich hinzu, daß es zunächſt eben ein Auskunftsmittel, 
ein Uebergangsftadium fei, wir müffen dahin ftreben, allmählich zu einer be 
feftigten Prozeßordnung zu fommen, die allerdings immer eine gewiffere, freie 
Bewegung, wie e8 das bier zu vertretende öffentliche Intereſſe fordert, geftatten 
dürfte; allein fichere beftimmte, die Parteirechte garantirende Prozepformen find 
dabei keinesweges ausgeſchloſſen. Ich halte es gerade für die Aufgabe der 
Spezialgefeßgebung, von Fall zu Fall diefe Formen in fachgemäßer Weife zu 
beftimmen und dadurch den lareren Rahmen jenes allgemeinen Gejetes im Sinne 
und im Geifte deffelben auszufiillen. Von allen diefen Gefichtspunften aus, dem 
Gefihtspuntte einer möglichften Entlaftung des Kreisausfchuffes, dem Gefichts- 
puntte der möglichften prozefjualifchen Klarftellung aller ragen, endlich von dem 
Geſtchtspunkte, dem Berfahren, fomweit e8 nach Lage der Sache ftatthaft war, 
fefte Formen zu geben, von diefem Geſichtspunkte aus haben wir unfere Anträge ges 
ftellt. Ich hoffe, da& die allgemeine Beleuchtung genügen wird, um die Einzel- 
heiten derfelben zu Ihrem vollen Verftändnig zu bringen. Ich bitte Sie, un 
jeren Anträgen Ihre Zuftimmung zu geben. 


Präfident: Es ift Niemand weiter gemeldet, die Diskuffion über die Pa- 
ragraphen 8, 9, 9a und 10 ift gefchloffen. Wir fommen zur Abftimmung. Es 
haben alfo die Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen vorgefchlagen, als $ 8 
anzunehmen mit den Berbeflferungen, wie wir fie eben gehört haben, dasjenige, 
was Ihnen unter Nr. 3 der Anträge gebrudt vorliegt und daran zu fchließen, 
ohne einen Abja zu machen, den letzten Sat des Iettten Abfates der Beſchlüſſe 
zweiter Lefung. 

Diejenigen, weldhe den Paragraphen unter Befeitigung der Beſchlüfſe zweiter 
Leſung jo annehmen wollen, bitte ich, aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Majorität; in diefer Geftalt des Antrages der Abgeordneten 
Hänel und Genoffen ift der $ 8 angenommen. 


Dann bringe id den 89 nad den Vorſchlägen des Abgeordneten Hänel 
unter Nr. 4 des gedrudten Antrages zur Abftimmung und erjuche Diejenigen. 
welde gegen diefen Paragraphen ftimmen wollen, aufzuftehen. (Geichieht.) 

Der 8 9 ift nach dem Vorſchlage Hänel angenommen. 
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Ich bringe den $ 9a nach den Vorſchlägen Hänel und Genoffen zur Ab. 
fimmung und erfuche Diejenigen, welche dagegen ftimmen wollen, aufzuftehen. 
Geſchieht.) 

Auch dieſer Paragraph iſt angenommen. 

Dann bringe ich den 8 10 nach dem Vorſchlage derſelben Abgeordneten zur 
Abſtimmung und bitte Diejenigen aufzuſtehen, welche dagegen ſtimmen. 
Geſchieht.) 

Ebenfalls von der Majorität angenommen. 

Ich eröffne jegt die Diskuffion gemeinschaftlich über die $ 11, 12, 12a, 13, 
14 und 15 mit den dazu gehörenden Anträgen*) der Abgeordneten Hänel und 
Genoffen. — Eine Diskuſſion wird nicht verlangt, e8 erfolgt auch gar kein Wi- 
derfpruch gegen dieje verfchiedenen Anträge, ich glaube, wir fünnen den Ab— 
fimmungsmodus vereinfachen; wenn Sie mir geftatten zu Tonftatiren, daß die 
$$ 11, 12, 12a, 13 (der nad den Vorſchlägen der Abgeordneten Hänel und 
Öenofjen ausfallen fol), 14 und 15 fo angenommen find, wie die Abgeord- 
neten Hänel und Genoffen vorſchlagen. — Das Haus ift damit einverftanden. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber die SS 16, 17 und 18, — welche ebenfalls 
ohne Disfuffion angenommen werden. 


*) Die Anträge lauten: Den 8 11 zu faflen: 

Der Entwurf des NRegulativs ift mit einem fchriftlihen Gutachten zu begleiten, 
welches die getroffenen Beitimmungen zu begründen und die einfchlagenden Fragen 
vollftändig zu erörtern hat. 

Bu $ 12: 
Anftatt des Alinea 3 zu feßen: 

Demnähft hat der Kommiſſar die fämmtlichen Betheiligten behuf Anmeldung 
ihrer Ginwendungen gegen den Entwurf des Regulativs zu einer mündlichen Ber- 
handlung unter der Verwarnung zu laben, daß die Berüdfidhtigung ſpäter erho⸗ 
bener Einwendungen burch das Waldſchutzgericht ausgeſchloſſen werben Tann. 

Sn der mündlihen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen unb 
Gegenvorfchläge zu erörtern und diejenigen, über weldje eine Vereinbarung nicht 
erzielt werden Tann, feitzuftellen. 

Als 8 12a einzufügen: 

Ueber Beichwerben, welche die Leitung des Verfahrens durch den Kommiſſar be- 

treffen, entfcheidet das Waldichuggericht endgültig. 
Den 8 13 zu ftreichen. 
Den 8 14 zu faflen: 

Das Waldfchuggericht ann ohne Weitere das Regulativ durch Beſcheid feitjegen 
und vollftredbar erklären, wenn Einwendungen nicht vorliegen und ſich aud im öffent⸗ 
lichen Interefje nicht? dagegen zu erinnern findet. Der Beſcheid iſt den Betheiligten 
unter der Eröffnung zuzuftellen, daß biefelben befugt feien, innerhalb einer zehntägigen 
Srift vom Tage der Buftelung an gegen den Beicheid Einipruch zu erheben und bie 
Anberaumung der mündlichen Verhandlung zu beantragen. Wird kein Einiprud er- 
hoben, fo gilt der Beſcheid vom Tage ber Zuftellung ab als Endurtheil. 

Den 8 15 zu faflen: 

Zur mündlichen Verhandlung vor dem Walbfchusgericht find die gefährdeten In⸗ 
terefienten, die Eigenthümer, die Nutzungs⸗, Gebrauchs- und Servitutberechtigten, ſowie 
die Pächter der gefahrbringenden Grunpdftüde und ber Antragfteller (88 4, 5 und 10 
Nr. 4) durch befondere Vorladungen, alle die fonft ein Intereffe an ber Sache zu haben 
vermeinen, durch einmalige öffentliche Belanntmahung im Amts- und Kreisblatt unter 
der Verwarnung vorzuladen, daß beim Ausbleiben nad) Lage der Verhandlungen werde 
entfchieden werden. | 

Das Waldſchutzgericht hat durch Endurtheil über die gegen das Regulativ erhobenen 
Einwendungen zu entfcheiden und beziehungsmweife das Regulativ feftzufegen. 

Streitigkeiten über bie Epiftenz und den Umfang von Privatrechten verbleiben dem 
ordentlichen Rechtswege. 14* 
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Ich eröffne die Diskuffton tiber die SS 19 und 20 mit den Borjchlägen der 
Abgeordneten Hänel und Genoffen unter Nr. 13 und 14 der Anträge.*) — Auch 
hier erfolgt fein Widerſpruch; mit diefen Vorſchlägen, refpeftive mit der Um: 
änderung des ganzen $ 20, find die beiden SS 19 und 20 angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion iiber 8 21 und Eonftatire defien Annahme. 

Zu $ 22 hat der Abgeordnete Freiherr v. Wendt das Wort. 


Abgeordneter Freiherr v. Wendt: Meine Herren! Da ich in der General- 
disfuffion nicht mehr zum Wort gefommen bin, fo will ich bier wenigftens in 
ein Baar Worten meine prinzipielle Stellung zu diefer dritten Abtheilung des 
Geſetzes, welche die Beftimmungen über die Bildung von Waldgenoffenchaften 
enthält, darlegen. Ich glaube Hinzufügen zu dürfen, daß Diefe prinzipielle 
Stellung im Wejentliden von meinen politifchen Freunden getheilt wird. Ich 
babe ſchon bei der zweiten Berathung die Ehre gehabt, meine Bedenken darzı- 
legen, und kann jegt nur fagen, daß, wenn das Hohe Haus diefen dritten Theil 
des Geſetzes annehmen follte, dadurch für uns das ganze Gefe unannehmbar 
wird. Ich bedaure diejes, denn gegen den erften Theil des Geſetzes habe ich, 
wenn auch bier und da fich einige Beftimmungen darin finden, die nicht gerade 
nad meinem Geſchmack find, doch nicht folche Bedenken, die dagegen zu ftimmen 
mich veranlaffen. Wenn aber der Herr Minifter für die Iandwirthfchaftlichen 
Angelegenheiten bei der zweiten Berathung gejagt hat, ich hätte mich gegen die 
ftaatlide Einmiſchung überhaupt erklärt, jo ift das doch nicht ganz meine Auf- 
faffung. Ich gebe zu, daß der Staat eine Einmiſchung in die Privatwirthſchaft 
üben darf, indefjen ift eg mir lieber, wenn dieſe Einmiſchung ſich lediglich auf 
eine Einwirkung befhränft, die nicht fo weit geht, daß fie zum Zwang wird. 
Der Zwang ift e8, den ich namentlich getadelt habe, und nicht blos aus wirth— 
ſchaftlichen oder politifhen Gründen, die Seitens des Herrn Abgeordneten Bern: 
bardt vorher bei der Berathung des 8 2 in Bezug auf dieſes Geſetz hervorge— 
hoben worden find, fondern namentlih aus privatrechtlichen Gründen, wie id 
das auch jchon bei der zweiten Berathung betont habe. Ich Hätte deshalb aud 
gewünſcht, wenn der fonft jo ſehr intereffante und eingehende Bericht, den wir 
Seitens der Kommiffton erhalten haben, auch gleich dieſe privatrechtliche Auf- 
faffung, die in Betracht fommt, mehr betont hätte. Es find dies Bedenken fo 
ſchwer mwiegender Natur und von foldem Einfluß, wie ihn überhaupt der Be 
griff des Eigenthbums an und für fih fchon beanipruchen kann. Aber wenn der 


*) Die Vorfchläge lauten: Bu $ 19: 
Anſtatt Minen 2 und 3 zu feßen: 

Gegen Verfügungen des VBorfibenden, melde dem Regulativ widerſprechen, kann 
innerhalb 10 Zagen nad) erfolgter Zuftellung bei dem Waldfchusgerichte Einiprud er: 
hoben werden, welches darüber entfcheibet. 

Den $ 20 zu fafien: 

Sit Gefahr im Verzuge, fo Tann der Vorfigende des Waldfchußgerichts im öffent 
lihen Intereſſe fchon vor rechtskräftiger Enticheidung vorläufige Anordnungen treffen 
zur Verhinderung folher Unternehmungen, welche eine, die Befahr vergrößernde ober 
begünftigende Veränderung in der Bewirthicheftuug des Grundftüdes vorbereiten. Er 
fann diefe Anordnungen nad Maßgabe der 88 79 und 81 der Kreißorbnung vom 1 
Dezember 1872 (Geſetzſammlung Seite 661) durch Anwendung der gefeglichen Zwangs⸗ 
mittel durchſetzen. 

Sowohl gegen die Anordnung al3 gegen die Feſtſetzung der Strafe Kann innerhalb 


10 Zagen nad erfolgter Buftellung die Klage bei dem Bermwaltungsgericht erhoben 
werden. 
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Herr Minifter für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten dann ferner gejagt 
hat, er glaube nicht, daß man blos durch Belehrung die Forſtkultur befördern 
könnte, fo gebe ih das zu, daß mit bloßen Redensarten wenig gemadt werden 
fann, aber zwiichen folden bloßen Nedensarten und dem Zwang liegt doch noch 
jehr viel in der Mitte und zwar liegen Dinge in der Mitte, die der. Staatgre- 
gierung durchaus nicht unbelannt find, die in gewiffer Beziehung bis jett ſchon 
in Mebung find, und das find gerade diejenigen Sachen, worauf ich bejonders 
Gewicht lege, und die ich der Staatsregierung zur befonderen Berüdfihtigung 
und Beförderung auf das dringendfte empfehlen möchte. Stellenweije find 3.8. 
Prämien gegeben worden für die Herftellung von Forftlulturen, das ift aber nur 
in geringem Maße der Fall geweſen, es ift gefchehen durch die Iandwirthichaft- 
lichen Bereine, durch deren Bermittelung diefe Staatsprämien an die kultiviren- 
den Beſitzer vertheilt find. Es hat fich diejes Kulturmittel im Allgemeinen be- 
währt. zwar nicht in großem Maßftabe, weil die Prämien an und für fich Heine 
find, und es find mir fogar Fälle befannt, daß mancher Heinere Befiger — ich 
fönnte zum Beifpiel einen namhaft machen, den ich felbft aufgefordert Habe, ſich 
eine folde Prämie zu holen, weil er wirklich fehr jchöne Kulturen gemacht hat 
— erwiderte: ja, da hat man viel mehr Laft und Mühe als Bortheil, bi8 man 
die Paar Thaler befümmt. Da ließen fih alfo vielleicht Einrichtungen treffen, 
um die Sache den Leuten fhmadhafter zu machen. Ferner möchte ich hinweiſen 
auf die bereit3 vorhandenen Kommunalforfiverwaltungen, deren Thätigkeit auch 
nod dahin ausgedehnt werden könnte, daß zum Beifpiel bei der Anlage von 
Forftlulturgärten Rüdficht darauf genommen würde, daß nicht blos der Bedarf 
diefer einzelnen Kommunen an jungen Pflänzlingen aus diefen Yorfigärten be- 
fritten werden fünnte, ſondern auch die einzelnen Privatbefiger ihren Bedarf an 
Pflänzlingen aus denfelben beziehen köunten. Es eriftirt diefe Einrichtung aller- 
dings fchon, aber nicht in dem Umfange, wie es wünſchenswerth fein wiirde. 
Ich betone gerade dieſe beiden Beijpiele, weil ich gefehen habe, daß diefe und 
ähnliche Einrichtungen in der Praris, mo fie eriftiven, ſich fehr gut bewährt 
baben. Auf Näheres will ich nicht eingehen, fondern nur noch jagen, daß mohl 
die faktiſchen Befigverhältniffe bei diefer Vorlage eine große Rolle geipielt zu 
baben fcheinen, wie der Herr Minifter ung denn auch ein Buch vorgelegt hat, 
wonach in einem Theile Weftfalend Parzellirungen von 2-3 Ruthen Breite 
und Länge von 136-250 Authen vorfämen. Ich kann indeß verfichern, daß 
das durchaus nicht der normale Zuftand der BVertheilung des Waldbodens in 
Weſtfalen if. Solche erzeptionelle Fälle können bei einer Geſetzgebung für die 
ganze Monarchie durchaus nicht in Betracht gezogen werden. Da wäre es viel- 
leicht angezeigt gewefen, ein Spezialgefeg zu machen, wie ja flr die Eifel und 
für Wittgenftein auch Spezialgefege gemacht worden find. 

Im Allgemeinen will ich daher nur noch darauf hinmweifen, wie daS der 
Abgeordnete Bernhardt auch fchon gethban hat, welch eigenthümlihe Scidjale 
bie Gefeß gehabt hat. Werfen Sie einen Blick auf den Kommiffionsbericht; der 
fette Drud an vielen Stellen zeigt Ihnen, welche Aenderungen das Geſetz er- 
litten hat; der Blick auf die Zufammenftellung der zweiten Berathung ergiebt 
daffelbe. Nun find wir faum 24 Stunden im Befib von anderen zahlreichen‘ 
Amendements, die doch meines Erachtens eine ziemlich eingreifende Wichtigkeit 
haben. Nun, meine Herren, das ift doch jedenfalls ein Beweis dafür, daß dies 
eigenthümliche Schickſal des Geſetzes einen tieferen Grund hat. Ich kann da 
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nur wiederholen, was der Abgeordnete Pariſius bei der zweiten Berathung als 
Grund angegeben hat für feinen Antrag, den $ 22 und die folgenden abzulehnen. 
Der Beweis, der bier durch dieje Thatſachen erbracht ift, ſcheint mir vollftändig 
ausreichend zu fein. Der Herr Minifter hat fi) ja, wie wir vom Herrn Prä- 
fiventen ſchon geftern gehört haben, mit diejen Amendements vollftändig einver- 
ftanden erflärt. Es iſt das aljo die dritte Aenderung, die der Herr Minifter 
in feiner Anficht in Bezug auf dieſes Gefeg uns Fundgegeben hat, und das alles 
mit ungeheurer Geſchwindigkeit, wie denn auch die heutige Berathung mir eini- 
germaßen unter dem Eindrud eines gewiſſen Eifenbahnfiebers, wenn ich fo jagen 
fol, zu ftehen fcheint. Und dazu ift mir doch wirklich dieſe ganze Vorlage mit 
ihrer einfchneidenden Wirfung auf den Geldbeutel der betreffenden Unterthanen, 
wie ich in der vorigen Berathung ziffermäßig nachgewiefen habe, zu wichtig. Ich 
bedaure deshalb, wenn ih auch an und für fich eine mäßige Einwirkung der 
Regierung auf die Forftlultur winfche, daß ich dieſem Geſetze feine Zuftimmung 
nicht geben fann. 

Prafident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie mir in äußefter 
Kürze denn doch eine Wiederlegung der foeben entwidelten Geſichtspunkte. Ich 
glaube, der Abgeordnete Freiherr v. Wendt hat eine etwas unbeftimmte Vor—⸗ 
ftellung von freien Genoffenfchaften; ich weiß das aber nicht ganz genau, weil 
er es nicht gejagt hat. Oder er will gar feine Genofjenichaften, er will aber 
doch in den weftlichen Provinzen, namentlih, wie mir jcheint, in feiner heimi- 
Ihen Provinz Weftfalen, eine beffere Waldkultur, als fie heute ift, eingeführt 
ſehen. Darin hat er nun unzweifelhaft Recht. Die Weftfälifchen Bauern gehen 
mit ihrem Walde vielfach jchlecht genug um. Ich habe 6 Jahre als Oberförfter 
dort gewohnt. Ich erinnere nur an den ficher ehrenwerthen Kreis Olpe und 
bitte den Herrn Abgeordneten Wendt fich dort die Verhältniffe anzufehen. 

(Ruf des Abgeordneten Freiheren v. Wendt: Das find ganz erzeptionelle 
Berhältniffe in Olpe.) 

Daraus läßt fi aljo gar nichts eremplifiziren. Mit —* Lehren, ſelbſt 
mit Anwendung geiſtlicher Autorität wird er dort nichts fertig bringen. Nichts 
hilft in dieſen Dingen, als ein gefegliher Schuß, daß, wenn eine größere Zahl 
von Grundbefigern dag Gute will, nicht ein einziger Querkopf Alles Hintertreiben 
fanır, und weiter haben Sie in Ihrer zweitenBerathung nichts beſchloſſen, meineHerren, 
Sie haben nur beichlofien, daß da, wodie Mehrheitderjenigen Berfonen, welche ein In⸗ 
tereffe zur Sache haben, oder die Mehrheit des Intereſſes zur Sache jelbft fich für die 
Genofjenihaftsbildung entjchieden bat, e8 dabei fein Bewenden haben muß. Niemals 
werden Sie auf dem Wege freier Genoffenihaften auch nur das Geringſte er- 
reihen. Natürlich, wenn man den Leuten Geld giebt, ja, dann pflanzen fie wohl 
Fichten; das thut jeder Menſch; das Geldnehmen ift eine allgemeine menfchlidhe 
Eigenſchaft; außerdem, wenn Ste den Leuten die Pflanzen recht billig Tiefern, 
nehmen fie fie lieber als theure. Ich bemerfe dabei, daß alle Königlichen Ober: 
förfter angemwiejen find, jede Quantität von Pflanzen an Private zum Selbſt⸗ 
foftenpreife abzulafjen, daß aljo hier Seitens der Staatsverwaltung ſchon längft 
alles gejchieht, was möglih if. Mit allen diefen Dingen erreichen Sie gar 
uichts. Die Kreife Siegen und Olpe find Nachbarfreife.e Im Kreife Siegen 
blüht die Waldwirthſchaft unter dem Schuk und unter der Wirkung des Ge- 
noffenfchaftswejens, und im Kreife Olpe, wo nur in einem Theile Genoſſenſchaf— 
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ten beftehen, der übrige aber feine Genoſſenſchaften bat, ift eine allgemeine Ver— 
wilderung des Bodens, ein jammervoller Kulturzuftand die nächſte Folge. Wer 
aus ſolchen Beijpielen nichts lernt, für den babe ich weiter nichts zu reden. Ich 
bitte Sie, den $ 22 anzunehmen. 

Präſident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſtus: Der frühere Herr Neferent nimmt jest die Vorlage 
m Schuß, während er vorher fehr jehlimme Dinge über den Gang diefer Ge- 
jeggebung gejagt hat. Meine Herren, ich kann dem Herrn Vorfigenden der Kom⸗ 
miffton keinerlei Vorwürfe machen; er hat feinen Standpunft zur Sache ftets 
jahlih und ruhig vertreten, und es ift durchaus nichts Ungebeuerliches, daß der 
Borfigende einer Kommiffton fchließlih gegen den Gefetentwurf ſtimmt. Ich 
möchte den Herrn Abgeordneten Bernhardt bitten, fi mit der Gefchichte des 
Parlamentarismus in Preußen etwas befannter zu machen, dann wird er finden, 
daß der gleiche Fall oft vorgelommen if. Wenn ich dem Herrn Vorſitzenden 
einen Vorwurf machen fünnte, fo wäre e8 der, daß er die forfttechnifche Seite 
der Vorlage überſchätzend, die juriftifche unterfhägend, einen Forfttechnifer zum 
Neferenten beftellt bat. (Sehr gut! — Heiterkeit.) 

Wenn wir heute zu unjerem großen Bedauern hören, daß der Herr Re— 
ferent Hunderte von Anträgen in petto gehabt hat, die er alle in der Kommiffion 
nnterdrüct hat, jo möchte ich mwifjen, wie dann das Gefet ausjehen würde, wenn 
die juriftiiche Seite eben jo grindlich wie die forfttechnifche behandelt wäre. Ich 

‚bin freilich bisher der Meinung geweſen, daß die forfttechnifche Seite fehr gut 
behandelt worden fei, und bedaure, heute vom Herrn Referenten das Gegentheil 
zu hören; denn nad den Hunderten von Anträgen, die er in der Taſche be- 
halten bat, müßte diefe Seite doch fchlecht behandelt fein. Ach habe in der Be— 
jiehung ein viel größeres Bertranen zu den Vertretern der Regierung und zu 
jeinem eigenen Schweigen in der Kommiffion gehabt. Ich will mich aber dadurd) 
nicht erſchüttern laſſen, auch heute für das Gefe zu fiimmen, da ich wirklich 
glanbe, er ift etwas leidenfchaftlich erregt nach einer falſchen Seite 2 

(Abgeordneter Bernhardt: Nein!) 

Meine Herren, ich kann die Kommilfion nur in Schuß nehmen. Wenn der 
Gang des Gefeges ein ungewöhnlicher und bedenflicher geweſen ift, jo hat das 
feine fachlichen Gründe, und nur zum Heinften Theile ließe es ſich beftimmten 
Perfonen zur Laft legen. Bon den fachlichen Gründen ift der eine bereits von 
dem Herrn Abgeordneten Hänel erwähnt: wir haben berathen müffen, ehe die 
Kommiffionsbejchlüffe über das Verwaltungsgerichtögefe vorlagen. Es ift das 
leider in der Kommiffion bejchloffen worden. Nun, ich hoffe, es wird noch zum 
guten Ausgang fommen. Sch Hatte in der Kommiffion den Antrag geftellt, die 
Berathung über dieſe juriftifch-technifche Seite, jo weit es nämlich das Verfahren 
anlangt, auszuſetzen. Es iſt nicht gejchehen, und das muß jegt im Plenum nach— 
geholt werden; und wir fünnen namentlich” dem Herren Abgeordneten Hänel, der 
dies in feinem Antrage verjucht, nur dankbar fein. Ich glaube, das kann ung 
nit hindern, jett fiir das Geſetz zu ſtimmen. — Das andere Hinderniß eines 
tegelmäßigeren Ganges war, daß allerdings über ein ſehr wichtiges Prinzip die 
Kommiffion nicht recht zu voller Klarheit gelangte, und ich muß fagen, daß aud) 
die Regierung fich darüber nicht vollftändig Har gemacht hatte; das ift das Prinzip, 
weldes hier im Plenum zum Durchbruch fommt, nämlich der Webergang zur 
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deutjchrechtlichen Genoffenfchaft im Gegenjag zur römiſchrechtlichen Genoffenfchaft, 
— Der Herr Abgeordnete Bernhardt jagt: vierzig Fahre haben die Forſttechniker 
dies Gefeg ausgearbeitet. Ya, meine Herren, jenes Prinzip ift nicht forſttechniſch, 
aber wenn der Herr Abgeordnete Bernhardt die technijche Seite in Betreff der 
Genofſenſchaften für die fünftige Geſetzgebung etwas mehr fultiviren wollte, dann 
möchte ich ihn doch bitten, ſich mehr mit den Forſchungen zu bejhäftigen, bie 
nicht vor 40 Fahren, fondern in den legten 10 bis 20 Jahren von der Deutſchen 
Rechtsgeſchichte auch in Betreff der alten Waldgenoffenfchaften gemacht find, und 
ich empfehle ein auch ın der Bibliothek des Abgeordnetenhauſes befindliches Bud), 

(Der Abgeordnete Bernhardt ruft dem Redner zu: „Mein Buch.“) 

Nein, Ihr eigenes Buch habe ich gelefen und empfehle es Ihnen dazu nicht, 

(Große Heiterfeit.) 
denn ich habe daraus darüber leider nicht viel gelernt. 

Ich empfehle dem Herrn Abgeordneten das Buch des Profefſors der Juris 
prudenz Dr. Gierfe, welches er hier in zwei diden Bänden befommen fann, worin 
er auch viele Seiten über Waldgenoffenfchaften und deren Emrichinngen finden 
kann. Das find allerdings Forſchungen, die die Deutſche Rechtsgeſchichte inner- 
halb der letzten 20 bis 30 Jahre gemacht hat. Ich möchte auch den Herrn 
Minifter bitten, bei feiner weiteren gefetsgeberifchen Thätigfeit auf dieſem Felde 
auch diefen Studien fiber die neueften Forfchungen der Deutſchen Rechtsgeſchichte 
noch ein Mein wenig näher zu treten. (Heiterfeit.) 

Ich mache ihm daraus feinen großen Vorwurf, es find das Studien, die 
nur bei erzeptionellen Neigungen gemacht werden. Zufälliger Weife haben Sie 
bei der zweiten Leſung in den Herren Abgeordneten Miquel und Hänel zmei 
jehr tiichtige Vertreter gefunden, deren Ausführungen auf diefen Forſchungen der 
Deutſchen Rechtsgefchichte in den legten 20 bis 30 Jahren beruhen. . 

Ich möchte alfo den Herrn Minifter bitten, bei feiner weiteren Geſetzgebung 
fi) den hier in Betracht fommenden Unterfchied zwifchen den Deutjchen und den 
Römischen Rechtsanſchauungen Harer zu ftellen. Ich wiederhole nochmals, daß 
darin fein Vorwurf gegen den Herren Minifter liegen fol, da ich keineswegs von 
einem Minifter der Landwirthichaft verlange, daß er von vorneherein fich mit 
allen diefen Dingen bekannt gemacht hat, da es ja rein juriftiihe Sachen find. 

Ich bin alfo der Meinung, daß Sie nach der vorgenommenen Umarbeitung, 
mag fie hervorgegangen fein aus welchen Strömungen fie molle, den genofjen- 
ſchaftlichen Theil des Gefees recht gut annehmen können, aucd wenn Sie die 
Anträge, die ich noch ftellen zu müſſen glaubte, verwerfen follten. Ich glaube, 
das Gejeg macht einen guten Anfang zu einer guten Gefeßgebung auch in Be- 
treff der Zwangsgenoſſenſchaften. 

Präfident: Der Herr Minifter fiir die Sandwirthfchaft hat das Wort. 

Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Sriedenthal: 
Im Hinblide auf die Empfehlung, die der Herr Abgeordnete Parifius an mid 
gerichtet hat, kann ich ihm verfichern, da auch ich der Yurisprudenz angehöre, 
dag mir diefe Studien nicht fo fremd find, als er anzunehmen jcheint. 

Es ift hier nicht der Ort auseinanderzufegen, in wie fern der betonte Unter: 
jchied für mich im Wefentlichen iu anderen Punkten liegt als in dem einen, ob 
die Rechtsfähigkeit ipso jure an das Erfenntniß des Waldſchutzgerichtes geknüpft 
ift, oder ob diefelbe in der Form der juriftifchen Perjönlichkeit von einer Verwal 
tungsbehörde ertheilt wird, hierin gehen unfere Meinungen angeinander. 


Me — — 
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Ich will aber, wie gejagt, hierauf nicht weiter eingeben, ſondern nur das 
Eine hervorheben, daß diefer Geſetzentwurf nicht in diefem Jahre unter meiner 
Leitung angefertigt ift, fjondern wie dem Herrn Abgeordneten wohl befannt ift, 
als Reſultat früherer Iangjähriger Vorarbeiten dem vorigen Landtag bereit$ vor- 
gelegen bat, in einer gewiffen Form vom Herrenhaufe angenommen und in der» 
jelben Form beim Abgeordnetenhaufe eingebracht ift und eingebracht werden 
mußte, wenn überhaupt etwas aus der Sache werden folltee Wenn in dem 
Stadium, in dem diefer Entwurf an mich fam, ich mich hätte darauf einlafien 
wollen, den ganzen Entwurf in feinen juriftifchen Details umzuarbeiten, fo wäre 
die Folge die geweſen, daß ich aus theoretifchen Gründen den praftifchen Erfolg, 
ben zu erreichen ich mir vorgefett habe, vollftändig verfehlt hätte. 

Aus diefen Gründen glaube ich richtig gehandelt zu haben, indem ich den 
Weg gegangen bin, den man nach parlamentarifchen Gewohnheiten, wenn nicht 
befondere Momente entgegenftehen, zu gehen pflegt, nämlich den Entwurf, der be- 
reits das eine Haus des Landtags paffirt hatte, wiederum einzubringen umd lieber 
die fchwierige Arbeit auf mich und meine Kommiffarien zu nehmen, in Gemein- 
Ihaft mit fachverfländigen Mitgliedern des Hohen Haufes in der Verhandlung 
beffernd einzugreifen, wo es nöthig erjchien, flatt den erfien Schritt zur Durch⸗ 
führung einer wichtigen Aufgabe zu unterlaffen. 

Prafident: Der Abgeordnete Freiherr v. Wendt hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr u. Wendt: Meine Herren! Nur ein paar Bemer- 
fungen, die eigentlich unbedeutend fiber den Rahmen der perfünlichen Bemerkung 
hinausgehen. \ 

Zunächſt hat der Abgeordnete Bernhardt gejagt, ich jchiene einen ganz dunk— 
len Begriff von den Zmwangs: und freien Waldgenoffenschaften zu haben. 

(Widerſpruch). 

So etwas Aehnliches war es. Ich kann ihm erwidern, daß ich darüber einen 
ziemlich klaren Begriff zu haben glaube, daß aber hier nicht der Ort iſt, darüber 
zu ſprechen. Was ſeine Anführungen aus den Kreiſen Olpe und Siegen betrifft, 
ſo iſt bereits in der vorigen Berathung genügend hervorgehoben, daß dieſe am 
füdweſtlichſten Ende Weſtfalens gelegenen Kreiſe ganz exzeptionelle Verhältniſſe 
haben wegen der eigenthümlichen Haubergswirthſchaften, die nur da heimiſch blei- 
ben können, weil fie mit der ganzen Snduftrie, namentlich der LTederfabrifation, 
auf das Innigſte verknüpft find. Es find dort lediglich Schälwaldungen, die in 
ganz bejonderer Weife bewirthſchaftet werden. 


Außer diefen beiden Kreifen ift mir aber auch der ganze übrige Theil Weft- 
falens, namentlich auch in forftlicher Beziehung, recht genau bekannt, und id) kann 
verfichern, daß recht gute Bauernwaldungen da find. 


Was feine lebte Bemerkung betrifft, daß man bei den Königlichen Ober- 
förftern Pflänzlinge bekommen könnte, jo weiß ich das recht gut, ich habe auch 
nur gejagt, daß ich wünſche, diefe Einrichtung möchte noch eine größere Ausbeh- 
nung befommen; denn ich Tann Lonftatiren, daß die Königlichen Oberförfter nicht 
im Stande find, namentlich der augenblidlichen Nachfrage nach Eichenpflänzlingen 
vollftändig Genüge zu Ieiften. 

Präfident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet, die Diskuffion 
über 8 22 kann ich fchließen. 

Zu einer perfönlichen Bemerknng hat das Wort der Abgeordnete Schellwig, 
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Abgeordneter Schellwitz: Meine Herren! Dem Braudy des Haufes gemäß 
habe id), da ih von dem Herrn Abgeordnieten Bernhardt nicht genannt worden 
bin, auch nicht geglaubt, dagegen fprechen zu können; da aber der Herr Abgeord- 
nete Barifius ausdrüdlich diefe Worte auf midy bezogen hat, jo muß ich bieranf 
bemerlen, daß ich feine Beranlaffung gehabt habe, obgleich ich nicht in allen Din- 
gen mit dem Gefegentwurf einverftanden war, deswegen den Borfis im der 
Kommifftion abzugeben. Ich glaube au, daß ich mir zur eigenen Beruhigung 
jagen kann, daß ich auch nicht einen Augenblid die Sache verzögert und den 
Herren Mitgliedern auch nicht die geringfte Beranlaffung gegeben habe, irgend 
eine Einwirkung auf den Geſetzentwurf aus meiner entgegengeietten Richtung ber: 
zuleiten. Wenn der Herr Abgeordnete Bernhardt eine andere Meinung hat, fo 
bedaure ich das, es ift mir aber gleichgültig. 

Prafident: Meine Herren, ich bringe den 8 22 zur Abflimmung, und er- 
ſuche diejenigen Herren aufzuftehen, welche ihn annehmen wollen. (Gefchieht.) 

Das ift die Majorität. 

Zu $ 23 liegt ein Antrag der Abgeordneten Parifius und Brüggemann vor 
unter Nr. 336 ad 1. Diefer und die weiteren Anträge der bezeichneten Herren 
find nod nicht genügend unterftüßt. 

Ich erjuche diejenigen Herren, welche diefe Anträge unterftüßen wollen, auf- 
zuftehen. (Geſchieht) 

Die Unterftüßung reicht aus. 

Ich eröffne alfo die Diskuffion über den $ 23 und den erwähnten Verbeſſe— 
rungsantrag. (vergl. ©. 221.) 


Der Abgeordnete Schmidt (Sagan) hat das Wort. 


Abgeordneter Schmidt (Sagan): Meine Herren! Ich werde kurz fein, 
aber das Prinzip der Kopfzahl, das Sie bei diefem Paragraphen in die Regie 
rung£vorlage hineingebracht haben, ift ein in der ganzen Preußifchen Agrargeick- 
gebung bisher fo abjolut noch nicht dagewefenes, daß es fich doch wohl der Mühe 
verfohnt, umd ich mir erlauben muß, felbft no in dritter Leſung die Sache kurz 
zu beleuchten, zumal der Abgeordnete Parifins jet noch einen Antrag ge ftellt hat, 
die Kopizahl fogar bis auf die volle Majorität zu erweitern. 

Meine Herren, die Berüdfihtigung der Kopfzahl ift einem humanen, aber 
— verzeihen Sie mir — meines Eradtens durchaus unpraktifchen Gedanten ent 
fprungen. Man bat die Heinen Keute gegen die mögliche Majorifirung von Sei 
ten der großen Grundbefiter ſchützen wollen; man hat es fich als erfchredend vor- 
geftellt, daß vielleicht ein großer Grundbefiter, welcher eine Anzahl Heiner fremder 
Landftreifen in feinem Befit Hat, zu dem Mittel greifen Tönne, mit diefen Leuten 
eine Genoſſenſchaft zu entriren, um fie los zu werden. Meine Herren, diefe ganze 
Boransfegung ift faktifch eine Illuſion und ein Phantom, es wird unzmeifelhaft 
niemals einem großen Grundbefiter einfallen, ja ich kann mich dahin ausdrüden, 
er wird nie fo verblendet fein, um eine Anzahl folcher Heinen Leute aus feinem 
Beſitz los zu werden, mit ihnen eine Genoſſenſchaft einzugehen; er verliert ja da- 
bei feine eigene freie Dispofition, er bindet ſich eine Authe auf, die er nicht wie 
der los wird, er erreicht feinen Zmwed, die Leute los zu werden, in keiner Weile, 
fondern er fettet vielmehr die Leute dadurch für immer an ſich feſt. Alſo dieſer 
ganze Fall, der den Urfprung zu diefer Berüdfichtigung der Kopfzahl gegeben hat, 
ift faktiſch gar nicht vorhanden. 
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Dann, meine Herren, ift aber auch von Majorifirung in diefem Geſetz über: 
haupt gar feine Rede, es ſteht ausdrücklich in S 23: Unter den gegebenen Bor- 
ansjegungen können die Genoffenfchaften gebildet werden, fie mitffen aber nicht; 
wenn die Mehrzahl nad dem Kataftralreinertrage als VBorausjegung gefordert ift, 
jo ift das nur eine ſachliche Borausfegung, eine gerwiffe Probe und fachliche Ga⸗ 
rantie fir den Kreisausfhuß, daß die Sache indizirt ift und gewünſcht wird, 
aber vinkulirt ift der Kreisausfchuß dadurch nit. Alfo von Majorifirung kann 
man bier nicht fpreden. Dann, meine Herren, ift liberhaupt die ganze fachliche 
Borandjegung des Geſetzes derart, daß meines Erachtens nicht nur nicht von 
der Berüdfihtigung der Kopfzahl die Rede fein Tann, fondern daß vielmehr der 
obfolute Zwang nad) dem Ermeſſen der Behörden vollftändig gerechtfertigt wäre. 
Erwägen Sie nur, e3 Handelt fih um Waldgrundftüde, oder Ländereien und 
Haideländereien, die nur durch gemoffenfchaftliche, forfimäßige Benutzung liber- 
Danpt Erträge haben. Meine Herren, bei diejen öden Flächen, die den Pefitern 
jelbft feinen oder nur elenden Ertrag gewähren, die dem Staute und der Ge- 
jammtheit feine Kraft zuführen, die fogar gemeinjchädlich wirken und die jeden- 
fall dem Staate nicht zur Ehre gereihen, wäre wahrhaftig ein abjoluter Zwang 
nah dem Ermeflen der Behörden vollftändig gerechtfertigt, und diefes Prinzip ift 
bisher in der ganzen Preußifchen Agrargefetgebung konftant feftgehalten worden. 
Meine Herren, bei dem Zufammenlegungsgefeg von 1872 ift auch von einer Mebr- 
beit der Morgenzahl und vom Kuataftralreinertrage die Rede, aber von Kupfzahl 
nit. Die Meiften von Ihnen haben diefes Geſetz ınit machen helfen; warum 
it Ihnen denn damals nicht fchon der Gedanke gelommen, daß eine gewiffe Kopf- 
zahl zu berüdfichtigen wäre? Bei allen anderen Gejeten aber, beim Borfluth- 
geſetze, das auch vom Intereſſe der Landeskultur diktirt ift und das fcharf in das 
Eigenthum eingreift, wo ganze Mühlen aufgehoben werden können, — dann bei 
dem Deichgefeke, das nicht nur zur Abwendung gemeiner Gefahr, fondern auch 
lediglich im Intereſſe der Landeskultur Deichverbände zu fchaffen geftattet, dann 
bei den Entwäfjerungsgenoffenfchaften, bei den Bewäflerungsgenofienfchaften, beim 
Tiihereigejeß, ift nirgends von folder Kopfzahl die Rede, fondern einfach von 
einem abjoluten Zwang nad) den Ermeffen der Behörde. Wie fommen Sie nun 
dazu, in diefes Gefet das Prinzip der Kopfzahl hereinzunehmen und zu welchem 
Nugen? Zu gar feinem Nuten, antworte ich, denn entweder erfchweren Sie das 
Zuſtandekommen der Genofienfchaften durch dieje 1/, Kopfzahl, oder das Geſetz 
wird umgangen, und das ift leider nur zu leicht möglich. Derjenige, der eine 
Genoſſenſchaft zu Stande bringen will, braucht nichts weiter zu thun, als dab er 
einige Stüde von feinem Beſitz parzellirtt und dadurch fo viele Heine Beſitzer 
Ihafft, die ihm zuftimmen werden, bis er das Drittel erreicht hat; das ift auf 
die leichtefte Weife herbeizuführen. Was foll alſo diefe Kopfzahl überhaupt nuen ? 
Ich bin der Meinung, fie muß durchaus fortgelaffen werden. Namentlich ſchlimm 
wirkt die Kopfzahl bei der Feſtſtellung des Statut. Meine Herren, wenn es nod) 
möglich ift, beim Antrage auf Errichtung der Genoffenfchaft, wo die Leute noch 
nicht wiffen, um was es fich handelt, i/3 der Kopfzahl zufammenzubringen, fo 
wird es bei der Feſtſtellung des Statuts ficherlich ſehr viel ſchwerer fein. Es wird 
da heißen; ſoviel Köpfe, foviel Sinne. Meine Herren, dag ift eine gute und rich 
tige Befimmung, die Sie in das Gefeß hineingenommen haben, daß innerhalb 
der Genoffenfchaft Niemand mehr als zwei Fünftel der Stimmenzahl haben fol, 
es ift dies ein wirkſamerer Schuß gegen die Majorifirung, und ic) felbft war es, 
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der, nadhdem diefer Antrag in der Kommiffion gefallen war, die Abgeordneten 
Parifins und Thiel veranlaßt hat, ihn wieder aufzunehmen. Sie jehen alfo, daß 
ich da, wo es wirffam und am Plate if, der Erfte bin, einen folden Schuß ge» 
gen die Majorifirung zu gewähren, aber in den 88 23 und 35 ift diefer Schuß 
wirklich ein leeres Phantom. Ich will heute in legter Stunde Teinen befonderen 
Antrag ftellen, es wäre zwar möglich, durch getrennte Abftimmung auch über 
diefe Frage noch abzuurtheilen, aber ich erwarte mit Beftimmtheit, daß das 
Herrenhaus, welches fchon eiumal diefe Kopfzahl verworfen bat, und zwar mit 
voller Zuftimmung der Staatsregierung, auch jet, wenn die Sache an jenes Haus 
gelangt, diefe Kopfzahl wieder aus dem Geſetz herausbringen wird; jedenfalls 
aber bitte ih Sie, den Antrag Parifins abzulehnen, der diefeg Prinzip noch auf 
das Aeußerfte treibt, jo daB es entjchieden die praftifche Folge haben würde, daß 
gar feine Genofjenfchaften zu Stande fommen werden. 

Prafident: Der Abgeordnete Parifiud hat das Wort. 

- Abgeordneter Pariſius: Ich will mid) auf die Begründung des Antrages, 
der bereitS in der zweiten Leſung geftellt und verworfen ift, nicht mehr einlaflen, 
ih möchte blos den Herrn VBorredner bitten, wenn er Wünſche für Annahme 
oder Ablehnung von Anträgen bat, die Wünſche an unfer Haus zu richten und 
nit an das Herrenhaus. Ich muß geftehen, mir gefällt fein Ausſpruch nidt; 
einen anderen Ausdrud will ich hierfür nicht gebrauchen. 

Prafident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten bat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Ich bitte Sie, wie Sie e8 bereits in der zweiten Lefung gethan 
haben, dem Antrage Parifius ihre Zuftimmung nicht zu geben. Ich will mid 
darauf beſchränken, nur den einen Gedanken nochmals zu betonen, daß die natür- 
liche Majorität, die in diefem Yalle zu enticheiden hat, die Kataftralmehrheit ifl. 
Es würde Niemandem einfallen, von der Kataftralmehrheit abzugeben, wenn nicht 
der beftimmte Grund maßgebend wäre, daß man eine Majorifirung befürchte 
durch den einen oder anderen hervorragenden Beſitzer. Die Gefahr einer ſolchen 
Maojorifirung wird befeitigt dadurdh, daß man das an fich zutreffende Prinzip 
mit der Kopfzahl kombinirt. 

So weit aber zu gehen, eine Majorität von der Kopfzahl zu fordern, da- 
für liegt Tein berechtigtes Motiv vor: denn nicht die Feſtſtellung des Willens des- 
jenigen Faktors, welcher über die betreffenden Objecte zu Ddisponiren hat, ftebt 
bierbei in Frage, fondern lediglich eine Schugmaßregel gegen die fiberwiegenbe 
Macht eines einzelnen großen Beſitzers. Durch die Annahme des Antrages Pa 
rifiug würde ſich das Gefeß in der Ausführung in dem Maße erjchweren, daß 
e3 nach meinem Dafürhalten keinen Zwed hätte, mit der Bildung von Waldge 
noſſenſchaften fich weiter zu bejchäftigen. 

Prafident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Dies ift fein Gegenjtand, über 
den man etwas aus Blichern lernen kann, denn fonft würde ich mich wiederum 
der Gefahr ausfegen, von dem Herrn Abgeordneten Parifius nicht für einen 
Schriftgelehrten gehalten zu werden. 

Ich habe dazu zu bemerken: die Beurteilung meiner wiffenfchaftlichen Stellung 
und deffen, was ich gelernt habe, verbitte ich mir von der Seite unter allen Um: 
ftänden; wenn ich mit derfelben Offenheit dem Herrn Abgeordneten Parifius ja 
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gen wollte, was ich von feiner wiflenfchaftliden Qualifikation halte, wiirde ich 
fehr unhöflihd werden. Soviel von diefer Sache, die damit hoffentlich been- 
digt iſt. 

Sch bitte Sie dringend, den Antrag des Herrn Abgeordneten Parifius nicht 
anzunehmen aus den Gründen, welche ich die Ehre hatte bei der zweiten Leſung 
von jener Stelle aus als Referent zu entwideln; Neues ift von der anderen Seite 
nicht vorgebracht, und es braucht alfo von hier auch nichts Neues ermidert zu 
werden. 


Präſident: Es ift der Schluß der Diskuffion beantragt; Übrigens iſt auch 
Niemand gemeldet. Der Schluß ift von felbft eingetreten. 


Der Abgeordnete Parifius hat das Wort zu einer perjünlichen Bemerkung. 


Abgeordneter Parifius: Ich möchte den Herrn Abgeordneten Bernhardt 
doch darauf aufmerffam machen, daß ich iiber feine wiſſenſchaftliche Qualifikation 
im Allgemeinenen gar nicht geiprochen habe; fondern weil er mir fein Bud 
durch feinen Zuruf empfahl, habe ich ermwidert, daß ich durch fein Buch, welches 
ich ſelbſt befige, über die deutichrechtlichen Genoffenfchaften nicht gelernt habe; 
ob er meine wiffenfchaftlichen Bücher durchlefen will, ftelle ich ihm ganz anheim. 

Präftdent: Der Abgeordnete Bernhardt bat das Wort zu einer perjün- 
Iihen Bemerkung. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich habe mit diefem Zuruf, der ja ganz pris 
vater und fcherzhafter Natur war, weiter nichts jagen wollen, was zu einer wei- 
teren Erörterung hier Anlaß geben kann. Im Uebrigen geftehe ich ja gern zu, 
daß mandher aus meinen Biichern nichtS lernt. (Heiterfeit.) 


Prafident: Wir fiimmen zunächſt ab über den Antrag Parifius und dann 
über den Paragraphen. Sch bitte, den Antrag Pariſius zu verlefen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Golk: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Zu $ 23 der Beichlüffe des Haufes 
Zu b. ftatt „mindeftens ein Drittel” zu ſetzen „die Mehrheit“. 

Präſident: Diejenigen, welche eventuell diefen Vorſchlag Parifius annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit, der Vorſchlag ift abgelehnt. 

Ich bringe den Paragraphen zur Abftimmung und erfuche diejenigen Herren, 
welche gegen denjelben ſtimmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Der Paragraph ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton über $ 24 und den Vorſchlag Hänel und Ge- 
noffen Nr. 334 II 15.*%) Es ift Niemand gemeldet, e8 wird dem Borjchlag Hänel 
auch nicht widerſprochen, das Haus geftattet zu Lonftatiren, daß mit diefem Vor⸗ 
Ihlag Hänel der $ 24 angenommen ifl. 

Ich eröffne die Distuffton über den 8 24a, welder an diefe Stelle aus 


*) Der Borfchlag lautet: Zu 8 24. 
Als Alinea 3 hinzuzufügen: 
Das Statut bedarf der Zuftimmung der nad) Maßgabe des 8 23 zu berechnenden 
Mehrheit der Betheiligten. 


— 22 — 


den 8 32 herüber genommen werden ſoll nach dem Vorſchlage*) Hänel und Ge— 
noſſen. Es meldet ſich Niemand zum Worte, der 8 24a iſt ohne Abſtimmung 
angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über den 8 25a, welchen dieſelben Herren an 
Stelle des 8 33 an dieſem Orte eingefügt wiſſen wollen. In Verbindung mit 
dem 8 25a eröffne ich die Diskuſſion über den 8 25 der Zuſammenſtellung und 
ertheile das Wort gegen dem Abgeordneten Parifius. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Eine ganz kurze Bemerkung. 
Nach dem Abdrud, wie er uns vorliegt, erjcheint es, als wenn der lette Abſatz 
„bei der Feſtſetzung“ anfangend, allgemein Hinzugefügt wäre. Das hätte die 
Folge, daß es zweifelhaft fein fünnte, ob in Betreff diefer Punkte auch eine an- 
dere Verabredung der Betheiligten zuläſſig wäre, weil nämlich vor a und b fteht: 
„Diefe Feſtſetzung ift in Crmangelung anderer Berabredung der Betheiligten 
dahin zu regeln“ u. |. w. 

Ich babe nun bei einer Privatbeſprechung gehört, auch von den Herren Re 
gierungsfommiffarien, daß jene Meinung nicht die richtige ſei. Ich möchte das 
einfach nur beftätigt haben; einen Antrag darüber zu ftellen habe ich nicht für 
nöthig gehalten. - 

Brafident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungsfommiffar Minifterialdireftor Marcard: Die Staatsregierung 
erflärt fi) mm der Interpretation, welche der Herr Abgeordnete Parifius der 
Vorſchrift dieſes Paragraphen giebt, einverftanden. Ich glaube, fie folgt unmit- 
telbar aus den Worten und der Faflung dieſes Paragraphen. 

Präſident: Die Diskuffion über $ 25 und 25a Tann ich fchließen; beide 
Paragraphen find angenommen. 
Ich eröffne die Diskuffion über den $ 26 und den Antrag**) des Abgeord- 


*) Der Borichlag lautet: 
als 8 24a: 
Den $ 32 der Zujammenftellung in folgender Saflung einzufügen: 
Das Statut muß enthalten: 
1. Name, Sit und Zweck der Waldgenofienichaft, 
. eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundftüde und des Umfanges bed 
genofienichaftlihen Bezirkes, 
bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften (8 22 Nr. 2) die Wirthichaftsart und ben 
Betriebsplan, die Formen, in welden eine Abänderung berfelben befchlofien oder 
bewirft werden Tann, ſowie die Beftimmungen über die bis zur Durchführung des 
Betriebsplans anzuordnende Bewirthſchaftung. 
4. die den Waldgenoſſen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Verpflichtungen, 
5. das Verhältniß der Waldgenoſſen zu den Servitutberechtigten, 
.das Verhältniß der Theilnahme an den Nutzungen und Laften (8 25), ſowie am 
Stimmredjte, 
. die Sormen und Sriften, in denen die Bertheilnngsrollen offen zu legen und etwaige 
Kellamationen anzubringen und zu prüfen find, 
8. Die innere Drganifation der Genoſſenſchaft und ihre Vertretung nad) außen. 
Jede Genoſſenſchaft muß einen Borftand haben, welcher dieſelbe in allen ihren 
Angelegenheiten, aud) in denjenigen Geichäften und Rechtshandlungen, für melde 
nad) den Gejegen eine Spezialvollmadgt erforderlich ift, in den durch das Statut 
feftzufegenden Formen vertritt. 
**) Der Antrag. zu 8 26 lautet: 
Im erften Alinea anftatt 
„ben Öffentlichen Laſten“ 
zu ſetzen 
„den Öffentlichen gemeinen Laften.“ 
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neten Dr. Hänel zu diefem Paragraphen. Mit diefer Aenderung des Abgeord- 
neten Dr. Hänel ift der Paragraph angenommen. 

Zu 8 27 liegt fein Antrag vor; derfelbe ift angenommen, 

Zu $ 28 haben wir unter Nr. 19 einen Antrag*) der Abgeordneten Dr. 
Hänel und Genoffen. Es meldet fi Niemand zum Wort. Mit diefer Aen— 
derung ift der $ 28 angenommen. 

Zu $ 29 haben die Abgeordneten Parifius und Brüggemann unter Nr. 336 
ad 2 eine Aenderung”*) der lettten Worte des Parapraph beantragt. 

Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Barifius: Meine Herren! Ich mill mid aud hier ganz 
furz faffen, möchte aber bitten, mir zu geftatten, mich gleich über das folgende 
Amendement äußern zu dürfen, weil e8 unmittelbar damit in Verbindung fteht. 

Präfident: Dann will ich den 8 30 mit in die Erörterung hineinziehen. 

Abgeordneter Parifius: Es handelt fih hier um die Vorladung derjenigen, 
die darüber vernommen werden follen, ob eine Waldgenoffenichaft gebildet wer— 
den foll oder nicht. Nach dem in der zweiten Lefung angenommenen Borfchlage 
der Kommiffion erfolgt die Borladung fchriftlicy unter der Verwarnung, daß die 
Nichterſcheinenden dem Beichluffe der Ericheinenden für zuftimmend erachtet wer- 
den jollen, während ich beantrage, daß die Nichterfcheinenden für nicht zuftimmend 
erachtet werden. 

Damit im Zujammenhang fteht das folgende Amendement, welches ich als 
Unteramendement zu dem Antrage der Abgeordneten Hänel und Genoffen geftellt 
babe, und als eventuelles zu den Beichlüffen der zweiten Berathung, wo id) 
eine ähnliche Unterfeheidung machen will. In dem Antrage Hänel handelt es 
fih zunähft um die Genehmigung des Statuts durch die Waldgenoffen. Hier 
hat das Haus auf meinen Antrag in der zweiten Berathung die Beichlüffe der 
Kommiffion dahin geändert, daß eine Majorität dem Statut zuftimmen muß 
und zwar die Majorität, die in den vorigen Paragraphen allgemein feftgejett 
ft. Damals ſchien das Haus anzunehmen, daß bei der Vorladung bier die 
Verwarnung ganz geftrichen werben müffe Nun haben diefe Beftimmungen in 
den Anträgen der Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen eine Umarbeitung er- 
halten, die ich im übrigen für eine fehr gliicliche halte; es ift der Antrag Nr. 28, 
und damit in Verbindung fteht der Antrag Nr. 21. Dana ſoll das Statut, 
was bisher den Betheiligten gar nicht befannt gemacht wurde, erft gehörig au8- 
gelegt werden. Damit ſchwindet die Gefahr für diejenigen, die den Termin, 
in dem fie fi) über das Statut ausfprechen follen, verjäumen, allerdings er- 





*) Bu 8 28. 
Das dritte Alinea zu faflen: 

Der Antrag ift dem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirkes jchriftlich einzureichen, 
in welchem die zu vereinigenben Grundftüde jämmtlich oder der Fläche nad) zum 
größeren Theil gelegen find. @eht ber Antrag von dem Kreiſe (Amtsverbande in 
Hohenzollern) jelbft aus, fo bezeichnet das Verwaltungsgericht das zuftändige 
Waldſchutzgericht. In dem Antrage find die zu vereinigenden Srundftüde, deren 
Befiger und Katafterbezeihnung einzeln aufzuführen und bie begründenden That 
ſachen genau zu bezeichnen. 

») Bu $ 29 
die legten Worte des legten Abjages dahin zu ändern: 
„daß die Nichterjheinenden dem Antrage nicht zuftimmen.“ 
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heblich. Aber ich bin doch der Meinung, daß man von einer Genofjenichaft faum 
wird fprechen können, wenn nicht eine Mehrheit dem Statut zugeftimmt hat. 
Ich weiß nicht, ob die SicherheitSmaßregeln Ihnen genügend erjcheinen, die in 
dem Antrage Hänel vorgefehen find. Falls dies nicht der Fall if, — und mir 
wenigftens genügen fie nicht — bitte ich Sie, flimmen Sie meinen und meines 
Freundes Brüggemann Anträgen bei. 


Präſident: Die legten Ausführungen beziehen fi wohl auf den 8 34; 
ih habe den Herrn Redner nur nicht unterbrechen wollen. 


Der Herr Minifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten hat das Wort. 


Minifter für die Iandwirthfchaftlichen Angelegenheiten Dr. Sriedenthal: 
Meine Herren! Ich bitte die beiden Anträge des Herrn Abgeordneten Pariftug, 
die ih zuſammen behandeln möchte, ſowohl den Antrag zu 8 29 wie den zu 
$ 34 abzulehnen. Schon im Allgemeinen ift es fehr bedenklich, bei Angelegen- 
beiten wie die vorfiegende das Nichterfcheinen als Widerſpruch zu behandeln, 
weil man dadurch gewifjermaßen die Indolenz, die Trägheit dergeftalt prämirt, 
daß man ihr die Macht giebt, einen größeren Erfolg zu erzielen als die Thätig- 
feit Derer, die fi) mit der Angelegenheit befchäftigen. Was der Herr Abgeord- 
nete Parifius wünſcht, ift aber doppelt unangebracht, weil nach dem Syſtem der 
Borlage und nad) den Anträgen des Herrn Abgeordneten Hänel fowohl zu $ 29 
als namentlich zu 8 34 die Vernehmung der Partheien, beziehentlich die münd⸗ 
liche Berhandlung wefentli den Zwed hat, eine widerwillige Minorität oder 
Einzelne, die fi den Kulturbefirebungen aus Gründen der Unfenntniß oder des 
Eigenfinns nicht anſchließen wollen, zu belehren und die Meinungen der zufünf- 
tigen Genoffen unter einander auszutauſchen. Diefen Zwed würden Sie ver- 
eiteln, wirden das Refultat in Frage ftellen durch die Trägheit Derer, die nicht 
erfcheinen, die entweder nicht Sprechen und fein Intereſſe zur Sache kundgeben 
wollen, oder feine Gründe haben, die fie in Gegenwart ihrer Genoſſen zu ver- 
treten fich zutrauen. Ich follte meinen, daß gerade, nachdem die Anträge des 
Herrn Abgeordneten Hänel die Garantie der mündlichen Verhandlung verftärft 
haben, e3 feinem Bedenken unterliegen kann, es bei der Verwarnung der Bor: 
lage bewenden zu laffen. 


Prafident: Ich will die Diskuffion auch auf 8 34 ausdehnen, zu welden 
die Abgeordneten Hänel und Genoffen eine andere Formulirung*) des Para- 
graphen vorgejchlagen und die Abgeordneten Pariſius und Brüggemann unter 





*) Der Borfchlag lautet: Den s 34 zu fallen: 

Demnädft Hat der Kommiflar die Betheiligten und die Servitutberechtigten zu 
einer mündlihen Verhandlung vorzuladen und zwar die Betheiligten unter der Ber 
warnung, daß die Nichterfcheinenden als dem entworfenen Statut zuftimmend eradtet 
werden würden. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen gegen deu 
Entwurf des Etatutes und die gutachtliche Seſtſtellung der Einſchränkungen und Ent: 
fhädigungen der GServitutberecdhtigten zu erörtern, die Abftimmung über das Statut 
herbeizuführen und diejenigen @inwendungen über welche eine Bereinbarung nicht 
erzielt werden Tann. 

Der Kommiſſar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten über die Bebürf- 
nibfrage dem Waldſchutzgericht ein. 
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Nr. 336 ad 3 dasjenige Unteramendement*) geftellt haben, welches ſchon vor- 
läufig von dem Abgeordneten Parifius erörtert ift. 
Der Abgeordnete Parifius hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 


Abgeordneter Parifius: In Uebereinftimmung mit dem Abgeordneten 
Brüggemann will ich dieſe beiden Anträge zuriidziehen. 

Vräfident: Die Anträge Pariſius zu 88 29 und 34 find zurlidgezogen. 
Es nimmt Niemand weiter dad Wort, wir werden aljo liber die SS 29, 30 und 
34 abftimmen können. 

8 29 ift ohne formelle Abſtimmung angenommen. 


Zu $ 30 Haben die Abgeordneten Hänel und Genoffen eine Aenderung**) 
des legten Paffus vorgeichlagen, gegen welche Widerſpruch nicht erhoben if. 
Mit diefer Aenderung ift der S 30 angenommen. 

Zu 8 34, wo das linteramendement Parifius zurückgezogen ift, haben die 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genofjen eine andere Formulirung des ganzen 
Paragraphen vorgejhlagen, weldye im Zuſammenhang mit den übrigen Anen- 
dement3 ohne Widerfprud vom Haufe angenommen ift. 

Wir fommen nun zur Erörterung der 88 31, 32 und 33. 

Ich eröffne die Diskuffion über S 31, zu welchem unter Nr. 21 von den 
Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen ein Zuſatz“**) beantragt if. Das Wort 
wird nicht verlangt, mit diefem Zuſatz ift der 831 angenommen. 

Die 88 32 und 33 fallen an diefer Stelle aus in Folge früherer Beichlüffe. 
(Bergleihe $ 24a und 8 25a.) 

Zu 8 34a — $ 34 ſelbſt Haben wir ſchon erledigt — liegt ein befonderer 
Vorſchlag *) vor von den Abgeordneten Hänel und Genoffen. 

Ich eröffne die Diskuſſion, fchließe dieſelbe. 8 34a ift ohne Abftimmung 
angenommen. 

Dann eröffne ich die Diskuffton über 8 35, ebenfalls in anderer Geftalt von 


*) Bus 4. 
a. Eventuelle Unteramendement zu dem Antrage Hänel und Genofjen Nr. 23. 
In dem erfter Abfaß hinter 
„zultimmen“ 
einzufcieben: 
„nicht“. 
b. Im Fall der Ablehuung des Antrages Hänel und Genofien zu Nr. 23 im $ 34 der 
Beichlüffe zweiter Berathung den zweiten Abfab zu ftreichen. 


**) Zu 8 30. 
Anftatt des lebten Paſſus: 
„welches ſolchenfalls einen Uebermeifungsbeicheid zu ertheilen hat“ 
zu fegen: 
„welches jolhenfall3 den Antrag durch einen nach Maßgabe des 8 14 zu erlaflenden 
Beicheid abweift.” 


»**) Der Zujag lautet: 
„Der Entwurf und die gutadhtliche Feitftelung find für alle Betheiligten nad 
Maßgabe des S 12 offenzulegen und beziehungsmeile denfelben zuzufertigen.” 


+) Vorſchlag: Als 5 34a einzufügen: . 
Hat dad Statut in der mündlichen Berhandlung vor den Kommiſſar die nad 
8 24 erforderlihe Mehrheit nicht gefunden, fo weilt dag Waldſchutzgericht den An— 
trag auf Bildung der Waldgenofienihaft durch einen nad) Maßgabe des 5 14 zu 
erlafienden Beſcheid ab. 


Sahrb. d. Br. Forſt. u. Sagd-Gefeßg. VIII. 15 
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den Abgeordneten Dr. Hänel und Genofjen vorgefchlagen.T) — Auch diefer 
Paragraph ift nach dem Borfchlage der genannten Herren angenommen. 


$ 36 fol an diefer Stelle geftrichen werden nad den Borfchlägen der Ab- _ 


georbneten Dr. Hänel und Genofjen, und flatt defien ſoll als $ 39a in anderer 
Fafſung der 8 36 wieder eingefügt werden. Ich eröffne darüber die Diskuſſion. 
Das Haus ftimmt diefem Vorfchlage zu. 

Dann wird die Diskuffion über die 8 37, 38 und 39 eröffnet mit dem 
Borfchlage*) der Abgeordneten Dr. Hänel und Genoffen zu $ 37 und 39, — 
Mit diefen Aenderungen find die drei Paragraphen angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über 8 40. — Derfelbe ift angenommen. 

Ueber den 8 41 und den Vorſchlag**) der Abgeordneten Dr. Hänel und 
Genofien Nr. 30. Der Borjhlag Dr. Hänel und Genoffen it angenommen. 

$ 42 mit dem Borfchlage***) Dr. Hänel und Genoffen Nr. 31 und einem 
Unteramendement Barifius-Brüggemann Nr. 336 ad 4, das nicht zuriidgezogen ifl. 


+) Den 8 3° zu faflen: 

Im anderen Yalle hat das Waldſchutzgericht dur Endurtheil zu entfcheiden, 
ob ein Bedürfniß zur Bereinigung ber betheiligten @igenthümer zu einer Walb- 
genofienichaft nad) Maßgabe des 8 22 vorhanden ift, ob das Statut die Zuftimmung 
der gefeglich erforderlihen Mehrheit der Betheiligten gefunden hat, ſowie ob das⸗ 
ſelbe den gejeglichen Borfchriften entſpricht und ein öffentliches Intereſſe nicht 
verlegt. Walter in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht ob, fo trifft das 
Waldſchutzgericht Entiheidung dahin, daß die Waldgenofienichaft nach dem Statut 
zu begründen jei. 

Zugleich enticheidet dad Waldichußgericht über die Widerfprüche gegen bie im 
Gutachten vorgefhlagenen Beſchränkungen ber Serpitutberedhtigten, beziehungd- 
weile über die Höhe der zu gewährenden Entſchädigungen. 

*) Den 8 37 zu faflen: 

Iſt auf Begründung der Waldgenofienichaft erfannt uud haben die in $ 35 vorge: 
fehenen Enticheidungen Rechtskraft beichritten, fo ertheilt das Waldſchutzgericht bem 
Statut die Beftätigung. 

Durch die Beftätigung wird die Waldgenofienfchaft begründet. 

Das beftätigte Statut hat die Kraft einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde. 

Den $ 39 zu faflen: 

Auf dad Verfahren vor dem Kommiſſar finden die Beftimmungen des $ 12a und 
bezüglich der Koften die Beitimmungen der 88 17 und 18 Anwendung. 

Die Koften fallen, foweit fie nicht Durch die ergangene Entſcheidung deu unterlies 
genden Theile zur Laft gelegt find, den Waldgenoſſen nad; dem im $ 25 diefed Geſetzes 
vorgefhriebenen, beziehungsmweife im Statute ausgedrüdten Berhältniffe zur Laft. 

als 8 39a. 
ben $ 36 der Bufammenftellung in folgender Saflung einzufügen: 

Im Mebrigen regelt ſich das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, bie Bern: 
fung gegen die Enticheidung defjelben und das Verfahren in den Berufungsinftanzen 
nad) den gejeglichen Vorfchriften, betreffend die Berfaffung ber Verwaltungsgerichte 
und das Vermwaltungsftreitverfahren. 

**) Den $ 41 zu faflen: 

Sür die Verbindlichkeiten der Waldgenoffenichaft haftet das Vermögen berfelben. 

Injomweit daraus Gläubiger der Waldgenofienfchaft nicht befriedigt werben können 
muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von dem KBorftande 
nad) dem im Statut feitgejegten Theilnahmemaße auf die Mitglieder umzulegen find. 

***) Den 8 42 zu fafien: 

Die auf Grund vorftehender Borfchriften errichtete Waldgenofienichaft ift der Auf 
ficht des Staates unterworfen. Diefe Aufficht wird von dem zuftändigen Waldſchutz⸗ 
gerichte nad) Maßgabe des Statutes, übrigens in dem Umfange und mit den Befug 
niffen gehandhabt, welche gefeglich den Auffichtsbehörden der Gemeinden äuftehen. 
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Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Meine Herren! Ich empfehle Ihnen dieſen Antrag 
gewiffermaßen als eine Konſequenz Ihrer eben gefaßten Beichlüffe zu 88 40 und 
41, die ja auf Anträgen von mir beruhen, bie ich ſchon vorhin kurz charalteri- 
firt habe. Der wefentliche Unterfchied zwiſchen der Genoſſenſchaft, wie fie Hier 
tonftitwirt werden foll, und ber Genoffenichaft, wie fie in der Borlage beabfichtigt 
war, berubt auf dem, worliber der Herr Minifter zu meinem Bedauern eine 
andere Meinung bat, nämlich darauf, daß einer deutſchrechtlichen Genoſſenſchaft 
als ſolcher alle Merkmale einer wahren und vollen Perſon zukommen müſſen, 
daß fie ſowohl rechtsfähig als willens- und bandlungsfähig fein muß. Außer- 
dem muß fie einen gewählten VBorftand und die Mitgliederverfammlung als noth- 
wendige Organe haben, wie ich biejes alles in der zweiten Berathung vorſchlug 
und wie Sie es mit Einfchränfungen oder Abmilderungen ja aud jet ange- 
nommen haben. Dem gegenüber fteht, um bei dem Ausdrude zu bleiben, bie 
die römiſchrechtliche juriſtiſche Perfon, der ihre Nechte ertheilt werden vom 
Staate, die ohne einen bejonderen Staatsalt, ohne die Verleihung von Korpo- 
rationsrechten rechtlos ift und die deshalb, da ihr Leben und Tod abhängt vom 
Staate, auch vom Staate eine bejonders frenge Beauffihtigung, die bis zur 
Yenormundung, bis zur Einmifhung in alle Geſellſchaftsgeſchüfte geht, zu er⸗ 
tragen hat. Meine Herren, ich glaube wirklich, daß der Herr Miniſter, wenn er 
ſich wie ich ihm in einer nicht vorwurfsvoll gemeinten, aber vielleicht mißgedeu= 
teten Ausdrudsweiſe angerathen hatte, ſich mit diefen Tragen nochmals einge-. 
hender beichäftigt, doch vielleicht feine juriftifche Anficht darüber ändert. Gerade 
über die Rechtsgeſchichte der agrarijchen Geſellſchaften hat eben die neuere Wiſ⸗ 
ſenſchaft Bedeutendes zu Tage gefördert, was mir wohl geeignet erſcheint, den 
ſorgfältig Prüfenden zu veranlaffen, ſeine frühere Anficht darüber zu ändern. 
Wenn ich vorhin ſogar ein beſtimmtes Bud erwähnte, fo darf ich jetzt gleid. 
noch das eine Wort hinzufügen, daß in dem Gierke'ſchen leider noch unnollen- 
deten Werk gerade diefe Art von Genoſſenſchaften bejonders fpeziell behandelt 
iR, vielleicht mit in Beranlaffung deffen, daß der Berfafier der Sohn des erften 
landwirthſchaftlichen Minifters ift, den wir in Preußen gehabt haben. Meine 
Herren, fo viel im Allgemeinen. | 

Nur noch ein Paar Worte zur jfpeziellen Begründung meines Antrages. Ich 
meine, nachdem Sie die Rechte einer Perſönlichkeit den künftigen Waldgenofſen⸗ 
ſchaften ertheilen wollen ohne ausdrüdlichen Staatsalt, nachdem Sie die Bor«. 
ſchläge der Regierung alfo in dieſer Beziehung geändert haben, könnte wirklich 
auch das Maß der Aufficht über die ſpäter gegründeten Waldgenofienfchaften er- 
mäßigt werden. Ich habe Ihnen alfo vorgeichlagen, daß Sie die Aufficht dahin 
beichränten, daß fie nur darauf gerichtet ift, daß die Verwaltung der Waldge⸗ 


In allen ſchleunigen Angelegenheiten kann der Vorſitzende des Waldſchutzgerichtes 
Namens deſſelben Verfügungen erlaſſen. Einſprüche gegen dieſe Verfügungen unterliegen 
der Entſcheidung des Waldſchutzgerichtes. 

a. Unteramendement zu dem Antrage Hänel und Genofjen Nr. 31 zu $ 42: 
Statt des legten Satzes bed eriten Abſatzes zu fagen: 
„Diefe Auffiht wird von dem zuftändigen Waldichuggerichte gehandhabt und 
ift nur darauf gerichtet, daß die Bermwaltung der Waldgenofienihaft in Ueber⸗ 
einftimmung mit den Geſetzen und mit dem Statut erfolgt.“ 
d. Im Fall der Ablehnung des Antrages Hänel und Genoſſen Nr. 31 den $ 42 der Bes 
fchlüffe der zweiten Berathung dahin zu ändern: 
„Diefe Aufſicht . . ” und fofort wie vorftehend unter a. 15* 
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nofienichaften in Webereinftimmung mit dem Gejeg und den Statuten erfolge. 
Ich meine ein Bedürfniß zu einem Mehr ift nicht vorhanden; deshalb bitte ich 
Sie, als Konſequenz der früheren. Beſchlüſſe diefen Antrag anzunehmen. 

Brafident: Der Abgeordnete Dr. Hänel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hänel: Meine Herren! Ich bin leider nicht in Der 

Lage, die Annahme des Amendements Parifius empfehlen zu können. Die 
Richtung deffelben Hat freilich meine Sympathie, und fie trifft in der That einen 
wunden Punkt in diefem Gefeg. Wir ftreben ja in allen unjern neueren Gejegen 
dahin, die Auffichtsrechte des Staates auf beftimmte, gefeßlich jpezialifirte Klau- 
ſeln zurückzuführen. Hier geben wir im Auffichtsrecht, welches ganz allgemein for- 
mulirt ift, welches fich richten foll nach den Geſetzen über die Aufficht,gegenüber den 
Gemeinden, Gejeße, die ganz verjchieden find, in den verjchiedenen Landestheilen und 
von denen wir alle wiffen, daß fie gerade das Auffichtsrecht in einer Reihe von 
Fällen übertreiben und überjpannen. Dieſe weitgehende Befugniß follen wir 
nun trotz alledem bier ertheilen. Meine Herren, wenn ich eine Spezialifirung 
von mir hätte, wenn ich Zeit gehabt Hätte, diefe Spezialifirung nad allen 
Seiten durchzuführen, fo würde ich das vorgezogen haben; jett aber, wo das 
nun einmal nicht gefchehen ift und wo doch faum noch die Zeit ift, dies nachzuholen, 
bin ich nicht im Stande, die Waldgenoſſenſchaften, wie fie hier konſtruirt find, 
und die Aufficht über diefelben Lediglich auf das zu bejchränfen, was der Herr 
Abgeordniete Parifius vorjchlägt. Nämlich, meine Herren, diefe Auffiht muß — 
ich Tage leider — auch nad) der privatrechtlichen Seite hin ausgedehnt werden. 
Bedenken Sie wohl, daß wir dieſen Genoffenfchaften das Necht beigelegt haben, 
Beiträge auszufchreiben, dergeftalt, daß dieſe Beiträge als öffentliche Abgaben 
erefutivijch beigetrieben werden fünnen. Das heißt num aber gar nichts anderes, 
als daß die Beitragspflicht jeder privatrechtlichen Verbindlichkeit vorausgehen 
muß, fie haben ein unbedingtes Vorzugsrecht. Bedenken Sie alfo, meine Herren, 
daß, wenn derartige Waldgrundftüide mit Hypotheken belaftet find, daß jonftige pri- 
vatrechtliche Yaften vorhanden waren, dann kann die Ausfchreibung einer der- 
artigen Beitragspflicht unter Umftänden mit privatrechtlichen Beziehungen fehr 
ins Gedränge fommen. Gerade deshalb, weil dies der Fall ift, muß ich fagen, 
daß ich gegenüber diefen Waldgenoffenfchaften auch in Bezug auf das mirth- 
Ihaftliche Gebahren eine ſchärfere Aufficht gebraudhe, als fie der Herr Kollege 
Parifius vorjchlägt. 
“ch wiederhole, ich würde es jehr gewünſcht haben, eine flärfere Speziali- 
firung des Ausfihtsrechts hier zu Haben. Da dies mir aber nicht geboten iſt 
und ich im Augenblid zu ihrer Yormulirung das Material nicht habe, fo muß 
ich e8 bei dem allerdings nicht wünſchenswerthen Austunftsmittel der Regie 
rungsvorlage bewenden Taffen. R 

Präſident: Der Herr Minifter fir die land wirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten hat das Wort. 

Minifter für die landmwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Meine Herren! Nach der joeben gemachten Ausführung kann ich mich darauf 
beſchränken, Sie zu bitten, diefem Amendement Ihre Zuftimmung nicht zu geben. 
Ich finde gerade in der Beftimmung, wie fie von den Abgeordneten Hänel, 
Miquel und Genoffen gefaßt ift, die nothwendige Kautel für die Annahme Ihres 
Beichluffes der zweiten Lefung, wonach die Nechtsfähigfeit ohne Weiteres von 
den Genofjenfhaften erworben werden fol. Denn wenn ich mir erlaubte, in 
der zweiten Lejung hervorzuheben, daß die Abſicht, welche die Staatsregierung 
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bei ihrer früheren Fafſung leitete, hauptſächlich darin beftand, das Eingehen 
von Verbindlichkeiten den Genoffenfchaften nicht unbedingt zu geftatten, nicht die 
Gefahr tiber eine gezwungene Minorität heraufzubeſchwören, daß fie von einer 
Majorität mit Schulden üiberlaftet werde, fo finde ich in der beantragten Staats- 
aufficht die Möglichkeit, mid mit Ihrem früheren Beichluffe abzufinden, weil id) 
die Auffiht auch wefentlich dahin verftehe, daß das nnbedingte Eingehen von 
Berbindlichkeiten einer Genoſſenſchaft verhindert werden kann und wird. 

Präfident: Der Abgeordnete Parifius hat das Wort. 

Abgeordneter Parifius: Nachdem der Herr Minifter ausdrücklich erflärt, 
daß er dies flir eine nothiwendige Kautel hält nach der Annahme der früheren 
Paragraphen, fo bleibt mir allerdings in diefem Stadium der Berathung in der 
dritten Leſung nichts übrig, ald meinen Antrag zurüdzunehmen. 

Präftdent: Der Antrag Parifius ift zurückgezogen. Wir haben alfo le— 
diglich abzuftimmen liber den Antrag Dr. Hänel und Genoffen. Er liegt ihnen 
gedrudt vor ald Nr. 31. Diejenigen, welche den Antrag Dr. Hänel und Ge- 
noffen annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität. 8 42 iſt in dieſer Geſtalt angenommen. 


Ich eröffne die ale über den 8 43 und den Antrag*) Parifius und 
Brüggemann No. 336, 


Der Abgeordnete — hat das Wort. 

Abgeordneter Parifins: Meine Herren! Dieſer Antrag aber, glaube ich, 
wird auch dem Herrn Minifter als ein unfchädlicher erfcheinen. Er foll hindern, 
dag eine Waldgenoffenfchaft gezwungen ift, fortzubeftehen, trogdem fie einftimmig 
oder faft einftimmig der Meinung ift, daß es für ihre wirthfchaftlichen Berhält- 
niffe nicht von Nuten if. Nach der Faſſung, in der jett das Geſetz vorliegt, 
würde fie durch das Waldſchutzgeſetz dazu gezwungen werden können und das 
iheint mir etwas, was über die Abficht des Gefeßes hinausgeht. Ich habe 
ſchon in der zweiten Berathung erflärt, daß ich die Zahl 3, volllommen frei- 
ftelle, %/; könnte e8 mit demfelben Rechte heißen; der Gedanke des Antrags wird 
dadurch nicht verändert. 

In der zweiten Berathung babe ich den Antrag zuriidgezogen, weil er in 
feiner Faſſung zu Zweifeln Anlaß gab. Das habe ich hier geändert. Nach dem 
5 43, wie er in zweiter Berathung angenommen ift, muß die nach $ 23 zu be= 
rechnende Mehrheit den Auflöfungsbeihluß gefaßt Haben, bevor die Aufficht3- 
bebörde iiberhaupt zu prüfen hat, ob fie die Genehmigung ertheilen darf. Ich 
wünſche alfo, daß dann der Auflöfungsbefhluß eine zwingende Wirkung hat, 
wenn die Berfammlung der Waldgenoffen ihn mit 3/4 aller ftatutenmäßig Be- 
techtigten gefaßt hat. Das fchien mir die Grenze zu fein, über die hinaus ein 
Zwang zum Fortbeftand einer Waldgenoffenjchaft nicht angemeffen if. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Thiel: Meine Herren! Ich bitte Sie das Amendement 
Parifius abzulehnen. Es ift ja ganz richtig, daß, wenn die große Mehrheit 
einer Waldgenoffenichaft die Auflöfung derjelben wünſcht, und ihr dann von irgend 


*) Antrag: 
Dem zweiten Abſatz des s 43 folgenden Sag hinzuzufügen: 
„Das Waldſchutzgericht darf die Genehmigung nicht verfagen, wenn die Ver- 
fammlung der Waldgenoffen den Auflöſungsbeſchluß mit drei Viertel aller nad) 
dem Statut berechtigten Stimmen gefaßt hat.” 


— 230 — 


einer Behörde ein dauernder Widerſtand entgegengeſetzt würde, daß das zu 
großen Härten führen könnte und vielleicht nicht dem wirthſchaftlichen Intereſſe 
der Genoſſenſchaften entſprechen würde. Allein, ich glaube, dieſe Gefahr liegt 
nicht vor. Wenn wirklich eine Genoſſenſchaft ſich in der Anlage als verfehlt 
herausſtellen ſollte, oder wenn die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Gegend ſich 
im Laufe der Zeit ſo ändern ſollten, daß eine Auflöſung wirklich rationell wäre, 
dann wird auch das Waldſchutzgericht einen ſolchen Auflöſungsantrag, wenn er 
ſeiner Zeit in den richtigen Formen beſchloſſen iſt, beſtätigen. Ich würde es 
für bedenklich halten, wenn das Beſtätigungsrecht der Auflöſung einer einzelnen 
Perſon, meinetwegen z. B. dem Landrathe übergeben würde. Dann könnten ab 
und zu perſönliche Motive eine unſachliche Entſcheidung herbeiführen. Allein 
das Waldſchutzgericht beſteht aus den Vertrauensmännern des Kreiſes. Wenn 
wirklich die Auflöſung einer Waldgenoſſenſchaft rationell iſt, jo wird das Wal- 
ſchutzgericht fih dem auf die Dauer nicht widerjegen können. Wohl aber Fiegt 
in dem Beftätigungsrecht des Auflöfungsbeichluffes durch das Waldſchutzgericht 
eine Garantie daflir, daß ein folder Beſchluß zur Auflöfung nicht Teichtfertig, 
nicht aus voriibergehenden Motiven gefaßt wird. Es Tann ja bei den Waldge- 
nofienfchaften vorlommen, daß in den erſten Jahren nach der Gründung der: 
felben, wo von bejonderen Einnahmen ja noch feine Rede ift, wo aber vielfah 
Ausgaben ftattfinden müſſen für Kulturen u. f. w., wo auch der Zwang, ben 
die Genofjenichaft ausübt in der freien Benugung des Waldes, in der Abſchaf— 
fung der Streunugungen u. f. w., vielfah unangenehm empfunden wird, — 
daß da die Genofjenihafter aus diejen vorlibergehenden Motiven, in einem ge: 
wiffen Gefühl der Entmuthigung, den Entſchluß faffen, die Genoffenjchaft wieder 
aufzulöjen. Da ift eg denn ganz gut, wenn eine weitere Inſtanz da ift, die eine 
ſolche leichtfinnige Auflöfung verhindern kann und die Garantie dafiir giebt, daß 
die Auflöfung nur dann eintritt, wenn wirkich dauernde, vernünftige Gründe 
dafür ſprechen. Nun kommt noch der normale Grund Hinzu, daß die Form der 
Auflöfung der Genoffenfhaft doch diefelbe fein muß als die Form der Konfli- 
tuirung, die Genoſſenſchaft wird ja nicht Fonftituirt einfach durch den einfeitigen 
Beſchluß der Mehrheit der Genoffenfchaft, ſondern durch die hinzutretende Be: 
ftätigung des Waldſchutzgerichts; ich glaube aljo, Sie fünnen es ruhig bei der 
Beftimmung der Vorlage in zweiter Lefung laffen und die Auflöfung nur ein- 
treten laffen, wenn das Waldſchutzgericht ebenjo wie es die Bildung beftätigt 
hat, nun auch die Auflöjung beftätigt. Ich bitte Sie, lehnen Sie das Amende- 
ment Barifius ab. 

Prafident: Der Abgeordnete Pariſius hat das Wort. 

Abgeordneter Pariſius: Meine Herren! Der Grund, der eben angeführt 
wurde, ift wirklich nicht zutreffend. Wenn die Mitglieder des Waldſchutzgerichts 
Bertrauensmänner des Kreijes find, fo ift damit noch feineswegs nachgemiefen, 
Daß fie beſſer als Diejenigen, welche bereits feit geraumer Zeit in der Genoffen- 
ſchaft fich befinden, es zu beurtheilen verftehen, ob diefe Waldgenoſſenſchaft für 
die Genoffen etwas Nützliches oder etwas Schädliches if. Es muß ja zu der 
Errichtung der Waldgenoffenfchaft eine Majorität da gemwefen fein und diefe jelte 
Majorität muß auch jet wieder genau in derfelben Weife den Auflöfungsbeichluß 
gefaßt haben. Iſt dies nicht genügende Sicherheit, um zu hindern, daß eine Ge 
noſſenſchaft durch eine einfeitige Anfchauung des WaldfchutsgerichtS gezwungen 
wird noch ferner fortzubeftehen, nachdem ihre Mitglieder faft ſämmtlich ihren 
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Irrthum erfannt und die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Genoffenfchaft 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil fortbeftehen würde. Wenn es fich dabei um ein 
öffentliches AIntereffe handelte, wäre e8 ja etwas anderes; das liegt aber hier 
nicht vor. Diefe Waldgenoffenfchaften wirtbfchaften für ih und fie follen ge- 
zwungen werden, weiter zu wirtbfchaften? Wenn das Waldſchutzgericht in die 
Bewirthſchaftung einträte, wenn es ſelbſt weiter wirthfchaften milßte, das wäre 
etwas anderes. Meine Herren, wenn Sie meinen, daß das Waldſchutzgericht fo- 
gar dem einftimmigen Beſchluß der Genoffenfhaft auf Auflöfung widerſprechen 
kann, — gut, dann nehmen Sie die Borlage an und verwerfen Sie meinen An- 
trag; ich aber halte foldhes für etwas dem Begriff einer Genofjenfchaft durchaus 
Widerſtrebendes. 
Brafident: Der Herr Regierungskommiſſar hat das Wort. 


Regierungstommiffar, Geheimer Regierungsrat Marcard: Meine Herren! 
Die Staatsregierung erklärt fi) gegen den Antrag des Herrn Abgeordneten Pa- 
riſius, umd bittet das Hohe Haus, denfelben abzulehnen. Der Tal, daß das 
Maldfchutsgericht die Genehmigung zur Auflöfung einer Genoſſenſchaft verfagen 
ſollte, wird gewiß ein höchft feltener fein und nur da eintreten, wo in der That 
öffentliche Intereſſen entgegenftehen. Ich glaube, man kann das Vertrauen zu 
dem Waldfchutsgericht und zu der höheren Inſtanz, dem Bermaltungsgericht ha⸗ 
ben, daß es bei Berfagung der Genehmigung fih lediglich von wichtigen öffent- 
lichen Intereſſen leiten laffen wird. Bon vornherein das Waldſchutzgericht oder 
das Berwaltungsgericht zu nöthigen, die Genehmigung zur Auflöfung in dem 
Valle zu ertheilen, wenn diefelbe von dreiviertel der Betheiligten befchloffen if, 
würde nach meiner Meinung eine rein willtitrliche Beftimmung fein. Ich erlaube 
mir das Hohe Haus außerdem noch darauf aufmerkfam zu machen, daß dieje Be- 
fimmung nicht im Einklange ſteht mit dem vorhergehenden Alinea dieſes Para- 
graphen, wonach zu dem Befchluffe iiber die Auflöjung einer Genoffenfchaft eine 
Mehrheit nach den Grundfäten des 8 23 erforderlich. fein fol, alfo im Fall einer 
Schußgenoffenfchaft eine Mehrheit nach dem Kataftralreinertrage, im Fall einer 
wirthichaftlichen Genoffenfchaft eine Mehrheit nach dem Kataftralreinertrage, welche 
zugleih ein Drittel der Betheiligten nach der Kopfzahl repräfentirt. Dieje Be- 
fimmung ift nad) meiner Meinung mit dem Zufate, welchen der Herr Abgeord- 
nete Barifius vorgefchlagen hat, unvereinbar und es würde daher diefer Zuſatz 
eine Verwirrung in diefen Paragraphen hineintragen. 

Präfident: Die Diskuffton ift gefchloffen. Wir werden zunächt über den 
Antrag Parifius abftimmen und dann iiber den Paragraphen. 


Ich bitte den Antrag zu verlejen. 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Golk: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Dem zweiten Abſatz des $ 43 folgenden Sag hinzuzufügen: 
„Das Waldſchutzgericht darf die Genehmigung nicht verjagen, wenn 
die Berfammlug der Waldgenoffen den Auflöfungsbefchluß mit drei 
Biertel aller nach dem Statut beredtigten Stimmen gefaßt hat.” 
Präfident: Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich auf- 
zuſtehen. (Gefchieht.) 
Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. Der $ 43 ift im übrigen 
dom Haufe angenommen. 
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Zu $ 44 Hat der Abgeordnete Braf Schad unter 334 I eine andere Fafjung*) 
des zweiten Abfates vorgeichlagen. Der Antrag ift noch nicht unterftüßt. 
Ich erfuche diejenigen Herren aufzuftehen, welche denfelben unterftügen wollen. 


Geſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Ich eröffne die Diskuffion und ertheile das Wört dem Herrn Regierungs⸗ 
tommiflar. 

Negierungslommiffar Minifterialdireltor Marcard: Deine Herren! Zur 
Abkürzung der Diskuffion darf ich erflären, daß die Königliche Staatsregierung 
mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten Grafen Schad einverftanden ifl, und 
ihn für eine redaktionelle Verbefferung der Beſchlüſſe zweiter Lejung hält. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Bening hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Bening: Ich habe das Lebtere auch jagen wollen, im 
übrigen verzichte ich. 

BPräfident: Die Diskuffion ift gefchloffen. 

Ich bringe den Antrag Schad, welcher gedrudt vorliegt, zur Abſtimmung 
und erſuche diejenigen Herren, welche gegen denfelben ſtimmen wollen, aufzufteben. 
(Geſchieht.) 

Der Antrag iſt angenommen und mit dieſer Aenderung beſchließt die 
Mehrheit den 8 44. 

Dann eröffne ich die Diskuſſion fiber den $ 45. — Hier haben die Abgeord- 
neten Dr. Hänel und Genoſſen unter Nr. 32 ihrer Amendements einige Bor- 
fhläge**) gemacht, während die Abgeordneten Parifius und Brüggemann unter 
Ar. 6 ihrer Vorſchläge beantragt haben, diefen Paragraphen ganz zu ftreichen. 

Es nimmt Niemand das Wort, die Diskuffion ift gefchloffen. Ach werde 
die Borjchläge der Abgeordnieten Dr. Hänel und Genoſſen zunädft zur Abftim- 
mung bringen; — fie können wohl gemeinſchaftlich zur Abftimmung gebradt 
werden, — dann wird noch abgeftimmt werden über den Paragraphen, da die 
Streichung beantragt ift. 

Alfo Diejenigen, welche eventuell die Nr. 32 der Amendements der Abgeord- 
neten Dr. Hänel und Genoffen annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. 


(Gejchieht.) 
Das ift die Majorität. 
Fett kommt der 8 45 mit diefen Aenderungen zur Abftimmung, und erfuche 
ich diejenigen Herren, welche ihn in diefer Geftalt annehmen wollen, aufzuftehen. 


Geſchieht.) 


*) Vorſchlag: Das Alinea 2 des $ 44 zu faffen, wie folgt: 

„Bleibt der Werth des auf dem zurüderhaltenen Grundſtücke vorhandenen Holz: 
beitandes hinter dem Werthe des nad) diefem Verhältniß ermittelten Antheils zurüd, 
fo ift diefer Minderwerth von denjenigen Waldgenofien verhältnigmäßig zu er- 
ftatten, welche mit ihren Grundftüden einen Ueberſchuß an Holzbeſtandswerth er: 
Balten haben.” 

”) Im 8 45 zu fegen: 

a. anftatt „gemeinfchaftlich befeffenen“ 
„von einer Realgemeinde oder einer Genoffenfchaft befeffenen“, 

b. anftatt „Zrennftüde” 
„xheilftüde“, 

ec. anftatt der beiden legten geilen: 
„ſo darf dem Antrage auf Theilung nur dann ftattgegeben werden, wenn bie 
Mehrzahl der Betheiligten nad) den Theilnahmerechten berechnet, demſelben zuftimmt.“ 
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Das ift ebenfalls die Mehrheit, 8 45 ift in der Fafſung, welche von dem 
Abgeordneten Hänel vorgefchlagen, angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über die 88 46—52, Über Borfchrift und Ein- 
leitung. — Alles ohne Abftiimmung angenommen. 

Meine Herren, bei den Einzelbefhlüffen find in der heutigen Situng ſämmt⸗ 
lihe Anträge der Abgeordneten Hänel, Miquel, Dr. Bening, Mühlenbed, Pari- 
fing aus der Nr. 334 I., ſowie der Antrag des Abgeordneten Grafen Schad 
zu 8 44 angenommen. Andere Anträge find nicht angenommen. 

Die angenommenen Anträge haben Ihnen gedrudt vorgelegen. Unter dieſen 
Umftänden wird es wohl nicht erforderlich fein, daß wir noch eine befondere Zu- 
fammenftellung druden laffen und diejelbe morgen zur Abflimmung bringen. 

(Ruf: Nein!) 

Wir köunen alfo über den Gefegentwurf im Ganzen mit den foeben von mir 
bezeichneten, vom Haufe befchloffenen Aenderungen abftimmen, und ich bitte Die- 
jenigen, welche den Geſetzentwurf in dritter Leſung in diefer Geftalt im Ganzen 
annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, der Geſetzentwurf ift angenommen. 


E. 
Gefetentwurf, 
betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoffenfcaften, in der 
ans den Berathungen des Abgeordnetenhanfes hervorgegangenen 
Faſſung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
den ganzen Umfang derſelben was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmung. 

$ 1. Die Benutzung und Bewirthſchaftung von Waldgrundſtücken unterliegt 
nur denjenigen landespolizeilichen Beichränfungen, welche durch das gegenmärtige 
Geſetz vorgefchrieben oder zugelaffen find. 

Die über die Beauffichtigung, Benugung und Bewirthſchaftung der Staats⸗, 
Gemeinde⸗, Korporations-⸗, Genoſſenſchafts- und Inſtituten⸗-Forſten ſowie ber 
Schleswig- Holfteinifchen jogenannten Bondenholzungen beftehenden bejonderen 
Vorſchriften bleiben jedod in Kraft. 


1. Schugmaßregeln zur Abmwendung von Öefahren. 
82. In Fällen, in denen: 

a) durch die Beichaffenheit von Sandländereien benachbarte Grundftüde, öffent: 
liche Anlagen, natürliche oder künſtliche Waflerläufe der Gefahr der Ber- 
jandung, 

b) durch das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Waffer- 
flürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden,. Bergfuppen und an Berg- 
hängen, die unterhalb gelegenen nutbaren Grundftüde, Straßen oder Ge- 
bäude der Gefahr einer Ueberſchüttung mit Erde oder Steingeröll, oder der 
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Ueberfluthung, ingleichen oberhalb gelegene Grundftüide, öffentliche An- 
lagen oder Gebäude der Gefahr des Nachrutſchens, 

c) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes an den Ufern von Kanälen oder 
natürlichen Wafferläufen Ufergrundftiide der Gefahr des Abbruches oder 
die im Schußge der Waldungen gelegenen Gebäude oder öffentlichen An— 
lagen der Gefahr des Eisganges, 

d) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes Fliiffe der Gefahr einer Berminde- 
rung ihres Wafferftandes, 

e) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in ber 
Seenähe benachbarte Feldfluren und Ortichaften den nachtheiligen Ein- 
wirfungen der Winde, 


in erheblihem Grade ausgejegt find, kann Behufs Abwendung diefer Gefahren 
fowohl die Art der Benutung der gefahrbringenden Grundftüde als auch die 
Ausführung von Waldkulturen oder fonftigen Schuganlagen auf Antrag ($ 3) 
angeordnet werden, wenn der abzumwendende Schaden den aus der Einfchränfung 
für den Eigenthiimer entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt. 

Die Dedung und Aufforftung der Meeresdinen fann auf Grund diejes Ge- 
jetge8 nicht gefordert werden. 


$ 3. Der Antrag auf Erlaß der im $ 2 vorgejehenen Anordnungen kann 
geftellt werden: 


a) von jedem gefährdeten Intereſſenten, 

b) von Gemeinde-, Amts⸗, Kreis- und fonftigen Kommunalverbänden in allen 
innerhalb ihrer Bezirke vorfommenden Fällen ($ 2). 

c) von der Tandespolizeibehörde. 

8 4. Eigenthlimer, Nutungs-, Gebraudhs- und Serpitutberechtigte, ſowie 
Pächter der gefahrbringenden Grundftüde find verpflichtet, ſich allen Belchrän- 
tungen in der Benugung der legteren zu unterwerfen, welche in Gemäßheit des 
$ 2 diejes Gejeßes angeordnet werden, und die Ausführung der auf Grund dieſer 
Borjhrift angeordneten Waldkulturen oder fonftigen Schuganlagen zu gejtatten. 
Es ift ihnen jedoch für den Schaden, melden fie durch die angeordneten Be- 
ſchränkungen erleiden, volle Entjhädigung zu gewähren Auch können die 
Eigenthiimer der gefahrbringenden Grundftiide verlangen, daß ihnen die Her- 
ftellung und Unterhaltung der angeordneten Schuganlagen auf eigene Koften 
iiberlaffen werde; fie unterliegen jedoch dabei der im $ 20 angeordneten Auffict. 

S 5. In Bezug auf die Koften der Herftelung und Unterhaltung der ange- 
ordneten Schutanlagen, fowie die nach $ 4 zu leiftende Entihädigung treten, in 
Ermangelung anderweitiger Vereinbarung folgende Beftimmungen in Kraft: 

Die Pflicht der Entfehädigung und die Aufbringung der Koften für Herftellung 
und Unterhaltung der auf Grund des 8 2 angeordneten Waldfulturen und jon- 
ſtigen Schußanlagen liegt dem Antragfteller ob. 

Es haben jedoch dazu, in den Fällen a, b und c des $ 2, die Eigenthiimer 
der gefährdeten Grundſtücke, Gebäude, Wafferläufe oder öffentlichen Anlagen nad 
Berhältnig und bis zur Werthshöhe des abzumendenden Schadens beizutragen. 

Zu den Koften der Schußanlagen haben außerdem und zwar in allen Fällen 
des $ 2 auch die Eigenthiimer der gefahrbringenden Grundftiide, nad Verhältniß 
und bis zur Höhe des Mehrmwerthes, welchen ihre Grundftüde durch die Anlagen 
erlangen, beizutragen. | 


ig: 
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8 6. Der Antragfteller ift befugt, fofern nicht bereits eine dem öffentlichen 
Intereſſe ($ 15) nicht entgegenftehende Vereinbarung liber die Entihädigung und 
die Koften der Schutanlagen zu Stande gelommen tft, feinen Antrag bis zur 
techtsträftigen Feitftellung des Regulativs durch das Waldſchutzgericht zuriidzu- 
nehmen, in den Fällen a, b und c des $ 2 jedoch nad Offenlegung des Regu— 
lativg durch den Kommiffar nur dann, wenn er zur Dedung der Entihädigung 
oder der Koften der Schuganlagen in feiner Eigenſchaft als Antragfteller beizu- 
tragen bat. 

$ 7. Die Entjheidung darüber, ob und welche Maßregeli in jedem ein- 
zelnen Falle anzuordnen find, ſowie die Entſcheidung über Entiehädigung und 
 Koften ($ 5) erfolgt durch den Kreisausfhuß, in den Hohenzollern’ichen Landes— 
theilen durch den Amtsausſchuß. Der Kreis beziehungsweiſe Amtsausſchuß führt 
in diefen Fällen die Bezeihnang Waldſchutzgericht. 

Auf das Verfahren vor dem Waldjchutgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entjcheidung deffelben und auf das Verfahren in den Berufungsinftanzen finden 
die gejeglichen Vorſchriften, betreffend die Verfaffung der Berwaltungsgerichte 
und das Berwaltungsftreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch für das Verfahren vor den Waldichußgerichten folgende be- 
fondere Beſtimmungen in Kraft. 


$ 8. Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgefehenen Anordnungen ift dem 
zuftändigen Waldfehutsgerichte jchriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grundftiide, ſowie 
die Art der Gefährdung genau bezeichnen und einen beftimmten Vorſchlag über 
die zu ergreifenden Schugmaßregeln enthalten. 

Die Zuftändigfeit des Waldſchutzgerichts wird durch die Belegenheit des ge- 
fahrbringenden Grundſtückes beftimmt. Gebt der Antrag von dem Bezirke felbft 
aus, oder ift er gegen diejen gerichtet, jo beftimmt das Vermwaltungsgericht das 
zufländige Waldfchutgericht. 

59 Das Waldfchußgericht ernennt eines feiner Mitglieder oder einen an— 
deren Sachverftändigen zum Kommiffar, welcher den Sachverhalt im vollen Um- 
fange an Ort und Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu ermitteln 
und erforderlichen Falles den Beweis zu erheben hat. 


5 10. Das Waldſchutzgericht kann auf Antrag des Kommifjar oder der 
Betheiligten die Frage, ob eine Gefährdung im Sinne des $ 2 vorliegt, vorab 
durch Endurtheil entjcheiden und bis zur Rechtskraft deffelben das weitere Ver: 
fahren einftellen. 


Bor der Entjheidung bat der Kommiffar tiber dieje Trage ein jchriftliches 
Gutachten anzufertigen, welches für die Betheiligten nah Mafgabe des $ 13 
offen zu legen ift. | 

$ 11. Auf Grund feiner Ermittelungen bat der Kommiffar ein Regulativ 
zu entwerfen, welches insbejondere folgende Punkte enthalten muß: 

1. die Beſtimmung der gefahrbringenden und gefährdeten Grundftüde; 

2. die Einſchränkungen in der Benugung, welche den gefahrbringenden Grund- 

ftüden aufzulegen find; 

3. die Beftimmungen über die Herftelung, Unterhaltung und Aufficht der 

erforderlichen Waldkulturen und fonftigen Schußanfagen; 
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4. die Beftimmungen dariiber, welche Entfehädigungen, von wen, nad) weldem 
Berhältniß, bis zu welchem Betrage und zu welchem Zeitpunkte diejelben, 
ſowie die Koften der Schuganlagen aufzubringen find. 


8 12. Der Entwurf des Regulativs ift mit einem fehriftlichen Gutachten 
zu begleiten, welches die getroffenen Beftimmungen zu begründen und bie ein- 
ſchlagenden Fragen vollftändig zu erörtern bat. 


8 13. Der Kommiffar hat das Gutachten und das Regulativ zur Einficht- 
nahme der Eigenthümer, Nutungs-, Gebrauds- und Servitutberechtigten und 
der Pächter der gefahrbringenden Grundftücde, ſowie der gefährdeten Intereſſenten 
vier Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der betheiligte Grundbefig be- 
legen ift, bei dem Gemeindevorfteher ofjenzulegen und daß dies angeordnet, zur 
Kenntnignahme der Intereſſenten zu bringen. 

Geht der Antrag von einem Kommunalverbande oder von der Landespolizei- 
behörde aus, fo ift dem Antragfteller das Gutachten und dag Regulativ zuzu« 
fertigen. 

Demnädft hat der Kommiffar die fämmtlichen Betheiligten behufs Anmel- 
dung ihrer Einwendungen gegen den Entwurf des NRegulativs zu einer mind- 
lihen Berhandlung unter der Verwarnung zu laden, daß die Berüdfichtigung 
fpäter erhobener Einwendungen dur) das Waldjchußgericht ausgeichloffen mwer- 
den Tann. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen und 
Gegenvorſchläge zu erörtern und Diejenigen, über welche eine Vereinbarung nicht 
erzielt werden kann, feftzuftellen. 


8 14. Ueber Bejchwerden, welche die Leitung des Berfahrens durch den 
Kommifjar betreffen, entjcheidet das Waldſchutzgericht endgültig. 


Ss 15. Das Waldfchuggericht kann ohne Weiteres das Regulativ durch Be- 
ſcheid feſtſetzen und vollftredbar erflären, wenn Einwendungen nicht vorliegen 
und fih auch im öffentlichen Intereſſe nichts dagegen zu erinnern findet Der 
Beicheid ift den Betheiligten unter der Eröffnung zuzuftellen, daß diefelben be 
fugt feien, innerhalb einer zehntägigen Frift vom Tage der Zuftelluno an gegen 
den Beicheid Einfpruch zur erheben und die Anberaumung der mündlichen Ber- 
handlung zu beantragen. Wird fein Einfpruch erhoben, fo gilt der Befcheid vom 
Tage der Zuftellung ab als Endurtheil. 

8 16. Zur mündlichen Verhandlung vor dem Waldſchutzgericht find die ge- 
fährdeten Intereffenten, die Eigenthlimer, Nutungs-, Gebrauchs- und Serpitut- 
berechtigten, ſowie die Pächter der gefahrbringenden Grundftiide, und der Antrag- 
fteller (SS 4, 5 und 11 Nr. 4) dur) befondere Vorladungen, alle die fonft ein 
Antereffe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentliche Bekannt⸗ 
madhung im Amts- und Kreisblatte unter der Verwarnung vorzuladen, daß beim 
Ausbleiben nad) Lage der Verhandlungen werde entjchieden werden. 

Das Waldſchutzgericht hat durch Endurtheil über die gegen das Regulativ 
erhobenen Einwendungen zu entjcheiden und beziehungsweife das Regulativ feſt⸗ 
zujeßen. 

Streitigleiten über die Eriftenz und den Umfang von Brivatrechten ver 
. bleiben dem ordentlichen Rechtswege 


$ 17. Die durch das Regulativ den Eigenthümern gefährdeter oder gefahr: 
bringender Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht zur Entfhädigung oder zu den 
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Koften der Schutanlagen ($ 5) ruht auf diefen Grundftüden und ift den öffent» 
lichen gemeinen Laften gleich zu achten. 

Bei Parzellirungen muß die Beitragspfliht auf alle Trennſtücke verhältniß- 
mäßig vertheilt werden. 

Rüdftändige Beiträge können audy von den Pächtern und fonftigen Nugungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundftüde vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlih Berpflichteten, im Wege der adminiftrativen Erefution beig:trieben 
werden. 

Die dem Eigenthümer des gefahrbringenden Grundftids auferlegte Be— 
Ihränfung und die den Eigenthiimern der gefahrbringenden und der gefährdeten 
Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht, ift unter Hinweis auf die näheren Be- 
fimmungen des Negulativs, im Grundbuce einzutragen. Die Eintragung er- 
folgt auf Antrag des Vorfigenden des Waldſchutzgerichtes. 

8 18. Sämmtlidye in dem Berfahren vorfommente Verhandlungen und Ge⸗ 
ſchäfte, einjchlieglih der Eintragung in die Grundbücer und der von den Ge- 
rihten oder anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft, find gebühren- und 
ftiempelfrei; e3 werden nur die baaren Auslagen in Anjat gebradt. 


Die Kommiffare, foweit diefelben nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
find, und die fonft zugezogenen Sachverftändigen erhalten für ihre Arbeiten, für 
ihre haare Auslagen, fowie fiir ihre Neife- und Zehrungskoſten Entfehädigungen 
nah Maßgabe des Koftenregulativg vom 25. April 1856 und der jpäter dazu 
ergangenen oder noch ergebenden Vorſchriften. 


Iſt ein Mitglied des Waldfchutsgerichtes zum Kommiffar ernannnt, fo hat 
derjelbe nur Anſpruch auf Erſatz der Reife- und Zehrungskoften nah Maßgabe 
borgedachten Koftenregulativs. 


8 19. Die Koften des Verfahrens, — erforderlichen Falls aus Kreis⸗ 
kommunalmitteln oder, wenn der Antrag von der Landespolizeibehörde ausgeht, 
duch diefe vorgefchoffen werden müſſen, hat der Antragfteller allein zu tragen, 
wenn der Antrag zurückgewieſen oder zurüdgezogen ift; andernfalls finden auf 
diefe Koften diejenigen VBorjchriften Anwendung, welche in den 88 4 und 5 dieſes 
Gejeges tiber die Aufbringung der zu Teiftenden Entfhädigung, beziehungsmeife 
über die VBeftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koften, 
ertheilt find. 

5 20. Die Ausführung des NRegulativs, insbejondere die Ausfchreibung und 
Einziehung der feftgefetsten Beiträge zu der Entihädigung und zu den Koften 
der Schuganlagen, die Auszahlung der Entfhädigung und die Aufficht darüber, 
daß die angeordneten Schuganlagen regulativmäßig hergeftellt und unterhalten, 
auch die fonftigen im Negulativ feftgefegten Anordnungen befolgt werden, liegt 
dem Vorſitzenden des Waldfchutgerichts von Amtswegen ob. 

Gegen Verfügungen des Borfigenden, welche dem Regulativ widerjprechen, 
kann innerhalb 10 Tagen nah erfolgter Zuftellung bei dem Waldjchubgerichte 
Einfpruch erhoben werden, welches darliber entjcheibet. 

5 21. FH Gefahr im Verzuge, fo kann der Vorſitzende des Waldſchutzge⸗ 
richts im öftentlichen Intereſſe ſchon vor rechtskräftiger Entfcheidung vorläufige 
Anordnungen treffen zur Verhinderung folcher Unternehmungen, welche eine die 
Gefahr vergrößernde oder begünftigende Beränderung in der Bewirthichaftung 
des Grundſtücks vorbereiten. Er kann diefe Anordnungen noch Maßgabe der 
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88 79 und 81 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Geſetzſamml. ©. 661) 
durch Anwendung der gejeglichen Zwangsmittel durchſetzen. 

Sowohl gegen die Anordnung, als gegen die Feſtſetzung der Strafe kann 
innerhalb 10 Tagen nach erfolgter Zuſtellung die Klage bei dem Verwaltungs⸗ 
gericht erhoben werden. 

8 22. Ein rechtsverbindlich feſtgeſtelltes Regulativ kann ſpäter wieder ab⸗ 
geändert werden. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und 
iſt in demſelben Verfahren, wie die urſprüngliche Feſtſetzung zu bewirken. 


II. Beſtimmungen, betreffend die Bildung von Wald- 

genoſſenſchaften. 

8 23. Wo die forſtmäßige Benutzung neben einander oder vermengt gele- 
gener Waldgrundftiide, öder Flächen oder Haideländereien nur durch das Zu- 
ſammenwirken aller Betheiligten zu erreichen ift, fünnen auf Antrag 

a. jedes einzelnen Beſitzers, 

d. des Gemeinde» beziehungsweife Amts-, Kreis- oder jonftigen Kommunal- 
verbandes, in deffen Bezirke die Grundftüde liegen, 

c. der Laudespolizeibehörde | 

die Eigenthlimer diefer Befigungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt werden. 

Das Zuſammenwirken kann gerichtet fein entweder 

1) nur auf die Einrihtung und Durchführung einer gemeinfchaftlichen Be- 
ſchützung oder anderer der forftmäßigen Benugung des Genoſſenſchaftswal⸗ 
des förderlichen Maßregeln oder 

2) zugleich auf die gemeinſchaftliche forſtmäßige Bewirthſchaftung des Genoſ⸗ 
ſenſchaftswaldes nach einem einheitlich aufgeftellten Wirthſchaftsplane. 

8 24. Die Bereinigung zu einer Waldgenoſſenſchaft ift nur zuläfftg 

a. in den Fällen des 8 23 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nad 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundftiide berechnet, dem Antrage zuftimmt, 

b. in den Fällen des 8 23 bei 2, wenn mindefteng ein Drittel der Bethei- 
ligten dem Antrage zuftimmt und die betherligten Grundftüde derjelben 
mehr als die Hälfte des Kataftralreinertrages ſämmtlicher betheiligter 
Grundftiide haben. 

8 25. Das NRecdhtsverhältnig der Genoffenihaft und deren Mitglieder wird 
durch ein Statut geregelt. 

Für diefe Regelung ift in allen Fällen der Grundſatz maßgebend, daß in 
den Eigenthums- und Befigverhältniffen der einzelnen Betheiligten feine Aens 
derung eintritt. 

Das Statut bedarf der Zuftimmung der nad Maßgabe des 8 24 zu be 
rechnenden Mehrheit der Betheiligten. 


$ 26. Das Statut muß enthalten: 

1) Name, Sit und Zwed der Waldgenofjenjchaft, 

2) eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundftüde und des Um- 
fanges des genoffenfchaftlichen Bezirkes, 

3) bei allen Wirthichaftsgenoffenfchaften ($ 22 Nr. 2) die Wirthſchaftsart und 
den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung derjelben be- 
ſchloſſen oder bewirkt werden fann, ſowie die Beftimmungen über die bis 
zur Durchführung des Betriebsplans anzuorbnende Bewirthſchaftung, 

4) die den Waldgenoffen aufzuerlegenden Beichräntungen und Berpflichtungen, 
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5) das Berhältniß der Waldgenoffen zu den Servitutberechtigten, 

6) das Verhältniß der Theilnahme an den Nutungen und Laften ($ 27), 
fowie am Stimmredhte, 

7 die Formen und Friften, in denen die Bertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Relflamationen anzubringen und zu priifen find, 

8) die innere Organifation der Genoffenfchaft und ihre Vertretung nad) außen. 


Jede Genoſſenſchaft muß einen Borftaud haben, welcher diefelbe in allen 
ihren Angelegenheiten, au in denjenigen Gefchäften und Rechtshandlungen, für 
welche nad) den Gefegen eine Spezialvollmacht erforderlich ift, in den durch das 
Statut feftzufegenden Formen vertritt. 


8 27. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenoffen an der gemeinſchaftlichen 
Einrihtung ift im Statute flir die Dauer der Genofjenjchaft feftzujegen. 

Diefe Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Berabredungen der Bethei- 
ligten dahin zu regeln: 

a. daß in den Fällen des 8 23 unter 1 jeder Waldgenofje fein Srundftüd 
felbft bewirtbichaftet und die Koften dafiir trägt, daß aber die Koften der 
gemeinfchaftlichen Einrichtung nad dem Berhälfniffe des Kataftral-Reiner- 
trage3 der vereinigten Grundftäde von den Waldgenoſſen gemeinichaftlich 
aufgebracht werden; 

b. daß in den Fällen des 8 23 unter 2 die Nutzungen, die Koften und die 
Laften der gemeinfchaftlichen Bewirthſchaftung des Genoſſenſchaftswaldes 
nah dem Berhältniffe des Kapitalmerthes des von jedem Waldgenoffen 
eingeworfenen Bodens und des darauf ftehenden Holzbeftandes auf fänmt- 
liche Betheiligte vertheilt werden. 

Bei der Teftfegung des Theilnahmemaßes unter b foll es jedoch den Eigen- 
thlimern verwerthbarer Holzbeftände, welche diefelben in die Genoſſenſchaft nicht 
mit einwerfen wollen, unbenommten fein, diejelben vormeg abzuräumen und für 
fih zu benugen. Sie haben aber dann die Koften des erſten MWiederanbau’s 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenfo follen, wenn einzelne Grundftiide bei 
Bildung der Genoffenjchaft mit Holz nicht beftanden find, die Koften des erften 
Holzanbau’3 den Eigenthümern vorweg zur Laft fallen. In beiden Fällen ift 
zur Feſtſetzung des Theilnahmemaßes dieſer Waldgenoffen ter Betrag der auf- 
gewendeten Kulturkoften als Holzbeftandswerth in Anrechnung zu bringen. 


$ 28. In Ermangelung einer anderweitigen Vereinbarung ift das Stimm- 
verhältuiß der Waldgenoffen nach dem Verhältniffe der Theilnahme derjelben an 
den Nußungen und Laſten zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag ded am 
geringften Betheiligten zum Grunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
eine Stimme. Jeder Maldgenoffe hat mindeftens eine Stimme und fein Wald- 
genofje darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 


$ 29, Die Beitragspflichtzuden Genoffenfchaftslaftenrubt aufden zur Genoſſen⸗ 
haft gehörigen Grundftiiden und ift den öffentlichen gemeinen Laſten gleichzuachten. 

Bei Parzellirungen müſſen die Genofjenihaftslaften auf alle Trennftüde 
verhältnigmäßig vertheilt werden. 

Rüdftändige Beiträge fünnen auch von den Pächtern und jonftigen Nugungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundftiide, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich) Berpflichteten im Wege der abdminiftrativen Erekution beigetrieben 
werden. 
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8 30. Sind Genoſſenſchaftsgrundſtücke mit Servituten belaſtet, fo müfſen 
die Berechtigten ſich diejenigen Einſchränkungen gefallen laſſen, weldhe im In⸗ 
tereffe der Genoſſenſchaft erforderlich find. Für diefe Einfchränfung muß den 
Berechtigten volle Entjhädigung von der Waldgenoffenjhaft gewährt werden. 

8 31. Die Bildung einer Waldgenofjenihaft erfolgt durch den Kreisaus- 
ſchuß, in den Hohenzollern’ihen Landestheilen durch den Amtsausſchuß. 

Der KreiS- beziehungsweife Amtsausfhuß führt in diefen Fällen die Be- 
zeichnung: Waldſchutzgericht. 

Der Antrag ift dem Waldſchutzgericht desjenigen Bezirks ſchriftlich einzu- 
reichen, in welchem die zu vereinigenden Grundſtücke ſämmtlich oder der Fläche 
nach zum größeren Theile gelegen find. Geht der Antrag von dem Kreije (Amt3- 
verbande in Hohenzollern) felbft aus, fo bezeichnet da Verwaltungsgericht das 
zuftändige Waldſchutzgericht. In dem Antrage find die zu vereinigenden Grund- 
ftüde, deren Beſitzer und Katafterbezeichnuug einzeln aufzuführen, und die be- 
gründeten Thatfachen genau zu bezeichnen. | 

$ 32. Das Waldfehutgericht Hat nach Maßgabe der Vorſchrift im 8 9 den 
Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle prüfen zu laffen. 

Der Kommiffar hat nach Feftftellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
theiligten Grundbefiger über den Antrag zu vernehmen. 

Die Borladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt jchriftlich unter der 
Berwarnung, daß die Nichterfcheinenden dem Beſchluſſe der Erjcheinenden für 
zuftimmend erachtet werden follen. 


g 33. Wird die Bildung der Waldgenoffenichaft nicht beichloffen (SS 23, 
24, 32), fo reicht der Kommiffar die Verhandlungen dem Waldſchutzgericht ein, 
welches folchenfalls den Antrag durch einen uach Maßgabe des 8 15 zu erlaflen- 
den Beſcheid abmeift. _ 

8 34. Im andern Falle hat der Kommiffar nad) Maßgabe der Vorſchriften 
des gegenwärtigen Gejeges und unter Beriidfihtigung der bejonderen Berhält- 
niffe der zu bildenden Genoſſenſchaft, unter Zuziehung der Betheiligten oder 
eines von ihnen gewählten Ausjchuffes, das Genoffenichaftsftatut zu entwerfen, 
auch die erforderlichen Einfchränfungen der Servitutberechtigungen, — infofern nicht 
deren gänzliche Ablöfung nach den darliber geltenden Gejegen bejchloffen wird, 
— ſowie die fir diefe Einjchräntungen zu gewährenden Entſchädigungen gut- 
achtlich feftzuftellen. | 

Der Entwurf und die gutachtliche Feſtſtellung find für alle Betheiligten nad 
Maßgabe des 8 13 offenzulegen und beziehungsweife denjelben zuzufertigen. 

8 35. Demnächſt hat der Kommiſſar die Betheiligten und die Servitutbe- 
rechtigten zu einer mündlichen Verhandlung vorzuladen und zwar die Betheilig- 
ten unter der Verwarnung, daß die Nichterjcheinenden al8-dem entworfenen 
Statut zuftimmend erachtet werden würden. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen gegen 
den Entwurf des Statutes und die gutachtliche Feitftellung der Einjchränfungen 
und Entihädigungen der Serpitutberechtigten zu erörtern, die Abftimmung über 
das Statut herbeizuführen und diejenigen Einwendungen, iiber welche eine Ber- 
einbarung nicht erzielt werden Tann, feftzuftellen. 

Der Kommiffar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten tiber die 
Bedürfnißfrage dem Waldſchutzgericht ein. 
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$ 36. Hat das Statut in der mündlichen Verhandlung vor dem Kommilfar 
die nach 8 25 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Waldſchutzge⸗ 
richt den Antrag auf Bildung der Waldgenoffenihaft durch einen nad Maßgabe 
des 8 15 zu erlaffenden Beſcheid ab. 

8 37. Im anderen Falle bat das Waldſchutzgericht durch Enburtheil zu 
enticheiden, ob ein Bedürfniß zur Vereinigung der betbeiligten Eigenthümer zu 
einer Waldgenoſſenſchaft na Maßgabe des 8 23 vorhanden ift, ob das Statut 
die Zuftimmung der gejeglich erforderlichen Mehrheit der Betheiligten gefunden 
bat, jowie ob daffelbe den gefetlichen Vorſchriften entipricht und ein öffentliches 
Intereſſe nicht verlegt. Walter in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht 
ob, fo trifft das Waldſchutzgericht Entjcheidung dahin, daß die Waldgenofien- 
Ihaft nach dem Statut zu begründen fei. 

Zugleich entjcheidet das Waldjchußgericht fiber die Widerſprüche gegen die 
im Gutachten vorgefchlagenen Beſchränkungen der Serpitutberechtigten, beziehungs- 
weije iiber die Höhe der zu gemährenden Entſchädigungen. 

8 38. Iſt auf Begründung der Waldgenoffenihaft erfannt und haben die 
in $ 37 vorgejehenen Entſcheidungen Rechtskraft befchritten, fo ertheilt das Wald- 
Ihußgericht dem Statut die Beftätigung. 

Durch die Beftätigung wird die Waldgenoffenihaft begründet. Das beftä- 
tigte Statut hat die Kraft einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde. 

$ 39. Die den Eigenthümern der zur Genofienjchaft gehörenden Grundftüde 
auferlegten Beſchränkungen und Laften find unter Hinweis auf die näheren Be- 
fimmungen des Statut3 im Grundbuche einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Antrag des BVorfigenden des Waldſchutzgerichts. 


$ 40. Auf das Verfahren vor dem Kommiffar finden die Beſtimmungen 
des 8 14 umd bezliglich der Koften die Beftimmungen der SS 18 und 19 An- 
wendung. 


Die Koften fallen, ſoweit fie nicht durch die ergangene Entſcheidung dem 
unterliegenden Theile zur Laſt gelegt find, den Waldgenofien nad den im $ 27 
dieſes Geſetzes vorgejchriebenen, beziehungsweife im Statute ausgebrüdten Ber- 
hältniſſe zur Laſt. | 

$ 41. Im Uebrigen regelt fi) das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, 
die Berufung gegen die Entſcheidung deffelben und das Verfahren in den Be- 
rufungsinftanzen nach den gejetzlichen Vorfchriften, betreffend die Berfaffung der 
Berwaltungsgerichte und das Berwaltungsftreitverfahren. 

$ 42. Die Waldgenoffenfchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Berbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund- 
ſtücken erwerben, vor Gericht Magen nnd verklagt werden. Ihr ordentlicher Ge⸗ 
richtsſtand ift bei dem Gerichte, in deffen Bezirk fie ihren Sit hat. 

$ 43. Für die BVerbindlichkeiten der Waldgenofienfchaft Haftet das Ber- 
mögen derfelben. 

Infomweit daraus Gläubiger der Waldgenoſſenſchaft nicht befriedigt werben 
können, muß der Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von 
dem Borftande nach dem im Statut feſtgeſetzten Theilnahmemaße auf die Mit- 
glieder umzulegen find. 

5 4. Die auf Grund vorftehender Vorfchriften errichtete Waldgenofjen- 
ſchaft iſt der Aufficht des Staates unterworfen. Dieſe Auffiht wird von dem 

Sahrb. d. Pr. Horft- u. Jagd⸗Geſetzg. VIII. 16 
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zuſtändigen Waldſchutzgerichte nach Maßgabe des Statutes, übrigens in dem Um⸗ 
fange und mit den Befugniffen gehandhabt, welche geſetzlich den Aufſichtsbehör⸗ 
den der Gemeinden zuftehen. 

In allen fchleunigen Angelegenheiten fann der Borfigende des Waldſchutz⸗ 
gerichtes Namens deffelben Verfügungen erlafien. Einfprüche gegen dieſe Ber: 
fiigungen unterliegen der Entiheidung des Waldſchutzgerichtes. 

8 45. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtskräftig feige 
ftellten Statut3 nothwendig wird, fo ift diefe Abänderung in demſelben Ber: 
fahren, wie die urfprünglidhe Yeftfegung, zu bewirken. 

Die Auflöfung einer nach diefem Gejeße begründeten Waldgenofſenſchaft 
ift nur zuläffig, wenn die nah 8 24 zur Bildung einer Genoffenfchaft erfor- 
derliche Mehrheit der Betheiligten derſelben zuſtimmt. Solche Befchlüffe be- 
dürfen der Genehmigung der Auffichtsbehörde ($ 44). 

8 46. Bei der Auflöfung einer der im $ 23 unter 2 bezeichneten Wald: 
genofienichaften erhält jeder Waldgenofje die eingeworfenen Grundftüde zur 
eigenen Bewirthihaftung zurüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein 
Anderes beftimmt, die in dem Genoffenfchaftswalde vorhandenen Holzbeftände 
nach dem PBerhältniffe des Kapitalwerthes der zur Zeit der Errichtung der Ge 
noffenjchaft eingemorfenen Holgzbeftände unter die Genoflen zu vertheilen. 

Bleibt der Werth des auf dem zurüderhaltenen Grundftiide vorhandenen 
Holzbeftandes, Hinter dem Werthe des nach diefem Perhältnig ermittelten An- 
theils zurüd, jo ift diefer Minderwerth von denjenigen Waldgenoffen verhältniß- 
mäßig zu erftatten, welche mit ihren Grundftüden einen Ueberfhuß an Holzbe- 
ftandswerth erhalten haben. 

| IV. Theilung gemeinfhaftlider Waldungen. 

$ 47. Sofern eine nach den beftehenden Vorfchriften zuläffige Naturalthei- 
lung eine3 von einer Realgemeinde oder einer Genoffenfchaft befeffenen Wald- 
grundſtücks ſolche Theilftüide ergeben würde, deren forftmäßige Benugung nur 
durch gemeinfchaftliche Bewirthfchaftung zu erreichen wäre, jo darf dem Antrage 
auf Therlung nur dann ftattgegeben werden, wenn die Mehrzahl der Betheiligten 
nad) den Theilnahmerechten berechnet, demfelben zuftinmt. 

V. Uebergangsbeftimmungen. 

$ 48. nn denjenigen Theilen der Monardie, in welchen zur Zeit Berwal- 
tungsgerichte nicht beftehen, werden bis zur Einrichtung von foldhen die in dieſem 
Gefege den Berwaltungsgerichten übertragenen Funktionen in erfter Inftanz durch 
bejondere Waldfchutgerichte, welche bei eintretendem Bedürfniffe fiir jeden Kreis, 
nad den Borfchriften der folgenden Paragraphen gebildet werden, in zweiter 
Inſtanz durch die Deputationen für das Heimathsweſen ($$ 40 und 41 des 'Ge- 
ſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgefeges über den Unterſtützungs⸗ 
wohnfig, vom 8. März 1871, Geſetzſammlung S. 130 ff.) in dem durch diejes 
Geſetz vorgejchriebenen Berfahren wahrgenommen. 

8 49. Das Waldſchutzgericht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmann) 
als BVorfigenden und 6 Mitgliedern gebildet, welche von der Kreisver- 
fammlung nad abfjoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Wählbar al 
Mitglied ift jeder ſelbſtſtändige Angehörige des Deutjchen Neiches, mit Ausnahme 
der nicht angefeflenen ſervisberechtigten Militärperjonen, welcher 

a) in dem Kreife einen Wohnfig hat, 
b) fih im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 
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Als ſelbſtſtändig wird derjenige angefehen, welcher das 21. Lebensjahr voll- 
endet hat, fofern ihm das Recht, über fein Vermögen zu verfügen und daſſelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen ift. 

Geiftlihe, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichts fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mit- 
glieder der Handels: oder Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgejegten Minifters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf 6 Jahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedfchaft bis zur Wahl des Nachfolgers fort- 
dauert. Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausfcheidenden werden durch das Loos beftimmt. Die Ausge- 
ſchiedenen können wieder gemählt werden. 

Die Mitglieder des WaldfchußgerichtS werden von dem Vorfigenden ver- 
eidigt. Sie können durch Beihluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werten. 

Diefelben erhalten eine ihren Auslagen entfprechende Entihädigung aus 
Kreistommunalmitteln. 

Ueber die Höhe derfelben beichließt der Kreistag. 

Ss 50. Das Waldfchutgericht ift befchlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einſchluß des Borfigenden anweſend find. 

Die Beichlüffe werben nad Stimmenmehrheit gefaßt. 

Iſt eine grade Zahl von Mitgliedern anwefend, jo nimmt das dem Lebens⸗ 
alter nach jüngſte gewählte Mitglied an der Abſtimmung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldſchutzgerichts, oder 
deren Verwandte oder Verſchwägerte in auf» oder abfteigender Linie, oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, jo dürfen diejelben an der Berathung 
nit Theil nehmen. 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beſchlußunfähig, fo tritt nad der Be— 
ſtimmung der Deputation für das Heimathweſen das Waldſchutzgericht eines be- 
nachbarten Bezirkes an feine Stelle. 

8 51. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldfhußgericht nicht gebildet 
ift, find die nach $ 3 beziehungsweife $ 23 zuläffigen Anträge an den Tanbrath 
(Rreishauptmann) zu richten, welcher verpflichtet ift, fofort die Bildung des Wald- 
ſchutzgerichts herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, farın der Landrath (Kreishauptmann) 
die im 8 21 vorgefehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

8 52. Zn felbftftändigen Stabtkreifen finden bie Beitimmungen der 88 49, 
50, 51 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Landraths Kreis⸗ 
hauptmanns) der Bürgermeiſter und an die Stelle der Kreisperfammlung die 
Stadtverordnnetenverfammlung (Bitrgerporfteherfollegium) tritt. 

VI Strafbefiimmung. 

8 53. Die Eigenthümer, Nutungs-, Gebrauchs⸗ und Servitutsberechtigten, 
fowie Pächter find, wenn fie den Beftimmungen des Regulativs ($ 20) zumiber 
Holz einfchlagen, mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werth- 
betrage des gefällten Holzes gleichlommt. 

Wenn fie die fonftigen Feftfegungen des Regulativs, durch welche eine be- 
ſtimmte Art der Benutzung vorgejchrieben oder verboten wird, übertreten, find 


fie mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 16* 
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g 54. Der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten iſt mit der 
Ausführung dieſes Gejeges beauftragt. 





Beglaubigt: 
Der Präfident des Hanfes der Abgeordneten. 
(L.S) R. v. Bennigjen. 





Sana nee 
Bpezial- Acbeitspläne für Bultur-Verfude. 
I. Spezial⸗Arbeitsplan 


für 
Kultur-Berfuhezur Begründung reiner Kiefernbeftände. 


5 1. Zweck der Berfude., 
Die vorzunehmenden Kulturverſuche haben den Zweck: 
1) den bei verſchiedenen Kulturmethoden, welche bei der Begründung reiner 
Kiefernbeſtände im großen Betriebe zur Anwendung kommen, erforderlichen 
Kulturaufwand an Material nnd Arbeit, an Zeit und Geld bezw. Geldes⸗ 
werth für die verfchiedenen Bodengüten im Flachlande und im Berg- und 
Hügellande zu ermitteln. 
den Erfolg yerfchiedener Anbaumethoden zu erfunden in Bezug auf 
a) Sicherheit des Gelingens, beftimmt durch den Zeitraum, innerhalb deſſen 
die Kultur zu der dem Wirthichaftszwede entſprechenden Vollſtändigkeit 
gelangt, 
b) den Zeitpunkt des erreichten vollkommenen Schluffes, 
c) den Höhenzuwachs, 
d) den Stärkezuwachs, 
e) den Zeitpunkt der Beftandsreinigung, 
f) die zeitliche nnd" quantitative Geftaltung der Haupt» und Zwischen: 
nutzungen, 
g) die Qualität (Aſtreinheit, Vollholzigkeit ze.) des zu erziehenden Holzes, 
h) die Widerftandsfähigkeit der erzogenen Beftände gegen ſſchädliche äußere 

Einflüffe der Witterung, des Unfrautwuchfes, forftihädlicher Thiere 

u. |. w.; 

3) die Leiftungsfähigkeit der angewendeten Mafchinen und Geräthe zu erproben. 
52 Wahl der Berjuhsflädhen. 

Bei der Auswahl der Verſuchsflächen find die in Kap. II. No. 4 des all 
gemeinen Arbeitsplanes für forftliche Kulturverfuche*) niedergelegten Beftimmungen 
genau zu beachten. 

Es wird jedoch beftimmt, daß zur Vornahme der Verſuche nur Flächen 
mit bewaldet gewejenem Boden nad) einjähriger Schlagruhe benutst werden jollen. 
53 Ausdehnung der Berjude. 

Die Berjuche jollen fih nur auf reine Kulturen erftreden. 


2 


— 


*) Der allgemeine Arbeitsplan für forſtliche Kulturverſuche, ſowie die übrigen, von dem 
Berein deuticher forftlicher Berjuchsanftalten aufgeitellten Arbeitspläne werden, foweit fie nicht 
Thon früher hie Plufnahme gefunden haben, in der Folge mitgetheilt werden. 
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Ein befonderer Arbeitsplan wird die Mifchkulturen von Kiefern und anderen 
Holzarten fowie die Verfuhe mit Waldfeldbau regeln. 

Folgende Berfuchsreihen find demgemäß durchzuführen: 

1. Verſuch sreihe. Bergleihung verfchiedener Methoden der Bodenbear- 
beitung zur Saat. 

1. Handfaat in 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Waldpflugfurchen. 
— Turdenfaat. — 6 Kilo Samen find pro Heltar zu fäen. 

2. Handſaat in doppelt mit dem Wald- und Untergrundspflug gepflügten, 
1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Furden. — Furchenſaat. — 
Samenmenge wie bei 1. 

3. Handfaat in 0.4 Meter breiten, 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten 
Hadftreifen. — Hadftreifenfaat. — Samenmenge wie bei 1. 

4. Handjaat auf 0.5 Meter im Duadrat großen, alljeitig 1.2 Meter von Mitte 
zu Mitte entfernten Plägen. — Plägefaat. — 3 Kilo Samen find pro 
Heltar auszufäen. 


I. Verſuchsreihe. Vergleichung verichiedener Methoden der Ausfaat. 

1. Saat mit der Säeflinte, je nach der Oertlichkeit in 
a) 1.5 Meter im Lichten entfernte Pflugfurchen oder 
b) 0.4 Meter breite, 1.5 Meter im Fichten entfernte Hadftreifen, 

bei a und b mit 4 Hilo Samen pro Heltar; 

2. Saat mit der Drewitz'ſchen Säemaſchine in 
a) Pflugfurdden wie bei 1a oder 
b) in Hadftreifen wie bei 1b, 

bei a und b mit 2 Kilo Samen pro Heltar; 

3. Handfaat in 

a) Pflugfurcdhen wie bei 1a, 
b) Hadftreifen wie bei 1b, 
ad a und b mit 4 Kilo Samen pro Hektar. 

OI. Verſuchsreihe. Bergleihende Verſuche mit verjchiedenen Samen- 
mengen bei der Handjaat. 

Die Saat ift in 1.5 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Pflugfurchen 
oder in 0.4 Meter breiten, 1.5 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Hadftreifen 
auszuflihren und zwar mit 

a. 4 Kilo pro Hektar, 

b. 5 ” „ ” 

c. 6 " ” nd 

IV. Verſuchsreihe. PBergleihung von Handjaat und Fährlingspflanzung. 

1, Handfaat in 1.2 Meter von Mitte zu Mitte entfernten Waldpflugfurdhen 

mit 6 Kilo Samen pro Hektar; 

2. Zäahrlingspflanzung mit dem Klemmipaten in Waldpflugfurchen deffelben 
Berbandes mit einer Pflanzmeite von 0.6 Meter in den Furchen, je 2 Pflanzen 
in einen Klemmſpalt; 

3. Handfaat in doppeltgepflügten Furchen, wie bei I. 2 mit 6 Kilo Samen 
pro Hektar; 

4. Sährlingspflanzung mit dem Klemmſpaten in doppeltgepflügten Furchen 
von gleicher Art wie bei 3 und mit einer Pflanzweite von 0.6 Meter in 
den Furchen, je 2 Pflanzen in einen Klemmipalt. 
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V. Verſuchsre ihe. Vergleichende Verſuche mit verſchiedenem Pflanz- 
material. 

Bei den nachfolgenden Verſuchen ſoll allgemein 1.2 Meter Duadratverband 
von Mitte zu Mitte angewendet werden. Furchen- und Streifenpflanzungen 
find nicht vorgefehen. 


1. Zährlingspflanzung in 0,4 Meter im Duadrat großen, 0,4 Meter tiefen 
Rajollöchern mit dem Klemmipaten, je eine Pflanze in iedes Loch; 
2. Pflanzung 2jähriger Pflanzen 
a) aus Rillenfaatbeeten mit 1 Pfd. Einfaat pro Ar oder 
b) melde 1jährig verfehult find, ganz wie bei 1 
(der Verſuch bei 2b ift nicht obligatorifch); 


3. Ballenpflanzung mit dem Breitipaten und dreijährigen Ballenkiefern, und 
zwar mit 
a) Wildlingen, 
b) aus Ballenfaatlämpen oder 
c) Ballenpflanzfämpen 
entnommenen Pflanzen. 


VI Verſuchsreihe. Bergleihung verjchiedener Pflanzmethoden. 

Die nachfolgenden Kulturen find durchweg in 1.2 Meter Duadratverband, 
mithin bei Streifen- oder Furchenpflanzung mit 1.2 Meter Reihenweite von 
Mitte zu Mitte gerechnet und mit 1.2 Meter Pflanzweite in den Reihen aus- 
zuführen. 

1. Jährlingspflanzung. 
a) in ungelodertem Boden mit dem Stieleifen, 
b) in 0.4 im Quadrat große und 0.4 Meter tiefe Rajollöcher mit dem 
Klemmipaten, je eine Pflanze pro Tod), 
c) desgl. wie bei b, mit dem Pflanzholz, 
d) auf 0.4 Meter breiten, flach abgejchälten Streifen mit dem Klemm- 
ipaten, je 1 Pflanze, 
e) in Waldpflugfurchen mit dem Klemmijpaten, je 1 Pflanze pro Klemm: 
ſpalt, 

f) in doppelt (mit dem Wald⸗ und Untergrundspflug) gepflügten Furchen 
wie bei e, 

g) in Rajolftreifen, 0.4 Meter breit und tief, mit dem Klemmfpaten, je 
1 Pflanze pro Klemmipalt; 


2. Ballenpflanzung mit verſchulten Kamppflanzen. 
a) mit dem Breitjpaten und Zjährigen Pflanzen, 
b) mit dem Hohlipaten desgl., 
c) mit dem Heyer'ſchen Hohlbohrer und 2jährigen Pflanzen. 
(2c nicht obligatorifch.) 
VII Verſuchsreihe. Vergleichung verjchiedener Pflanzverbände und 
Pflanzweiten bei FJährlingspflanzung in gelodertem Boden. 
Die Pflanzungen erfolgen mit dem Klemmfpaten in 0.4 Meter im Quadrat 
großen und 0.4 Meter tiefen Rajolöchern, je 1 Pflanze in jedes Loch. Ale 
Pflanzmeiten und Verbände find von Mitte zu Mitte gerechnet. 
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1. Quadratpflanzung im 
a) 1 Meter 
b) 1.25 Meter % Verband; 
c) 1.5 Meter 
2. Dreipflanzung 
a) 1 Meter 
b) 1.25 Meter % Verband; 
c) 1.5 Meter 
3. Reihenpflanzung. 
a) bei 1.5 Meter Entfernung der Reiben und 
x) 0.75 Meter | 
8) 1.0 Meter } Pflanzweite in den Reihen, 
b) bei 2 Meter Entfernung der Reihen und 


a) 0.75 Meter — 
t 
8) 1.0 Meter h Pflanzweite in den Reiben 


$S4 Allgemeine und Schlußbeftimmungen. 

1. Zu allen Saaten ift reiner Kornfamen zu verwenden. Die angegebenen 
Samenmengen beziehen fih auf Samen der normalen Keimfähigkeit — 
100 und find in jedem einzelnen Falle der wahren Keimfähigleit des zu 
verwendenden Samens entjprechend zu modifiziren; Samen von weniger 
als 70% Keimfähigkeit fol jedoch iiberhaupt nicht verwendet werden. 

2. Alle Bodenbearbeitungen haben im Herbft ftattzufinden. 

3. Die Saaten und Pflanzungen follen im Frühjahr bis Ende April vorge- 
nommen werben. 

4. Unmittelbar vor der Saat im Frühjahr ift der im Herbfte zugerichtete 

Boden vorzuharken und hierauf der ausgejäete Samen einzubarfen. 

Neben den Beftimmungen diejes Arbeitsplanes find diejenigen des allge 

meinen Arbeitsplans für forftlihe Kulturverfuche in jeder Beziehung genau 

zu beadten. 


a 


II. Spezieller Arbeitöplan 
für 
Kultur-Berfudhe zur Begründung reiner Fichtenbeftände. 


8 1. Zwec der Verſuche. 


Zweck der vorzunehmenden Verſuche iſt: 
Feſtſtellung der zur Begründung reiner Fichtenbeſtände zweckmäßigſten — 
turmethode bezüglich: 

des Erfolges und der Koſten zur erſten Beſtandsbegründung, des Verhal⸗ 
tens der nad) verſchiedenen Anbawerfahren begründeten Beſtände in ihrer 
weiteren Entwidelung — (Schluß und Beftandsreinigung — Ausfor mung 
— Höhen und Stärken-Zuwachs —, Maffen- und Werthserzeugung — 
in Betreff der Vor- und Hauptnußgungen) — und 
Widerftandsfähigkeit gegen Naturereigniffe — Inſecten, Duft- und Schnee⸗ 
bruch ꝛc. — 
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82. Wahl der Berfuhsfläden. 

Unter Beobachtung der im allgemeinen Arbeitsplan für forſtliche Kulturver- 
juche hierüber sub Capitel II Nr. 4 niedergelegten Beftimmungen find im Spe— 
ziellen zur Anlage der Berfuchsflädhen nur der Fichte entfchieden zufagende Stand» 
orte mit weder außergewöhnlich günftigen noch auffallend unglinftigen Begetations- 
verhältniffen auszuwählen. 

Bon den Verſuchen unbedingt auszufchließen find: 

abnorme Lagen — fteile Gehänge, Froft- und erponirte Wetterlagen, durch 
Duft- und Schneebruch ſtark bedrohte Hochlagen — 
abnormer Boden — naßgallig, Kiesrüden — und 
abnorme — verwilderte — Bodenzuftände, ebenjo ſolche Dertlichkeiten, an 
denen die Berfuchsflächen gegen widrige äußere Einflüffe, Wild, Weidevieh, 
Diebftahl zc. nicht geſchützt werden können. 

Friſche, offene, einigermaßen geichütte Kahlichläge find am meiften zur Aus⸗ 
führung der Berfuche geeignet. 


8 3. Ausdehnung der Berfude, 


Die Berfuche jollen fih nur auf reine Fichtenkulturen erftreden und auf ein 
praktiſch durchführbares Maß beſchränkt werden. 

Ein befonderer Arbeitsplan wird die Mifchkulturen der Fichte mit andern 
Holzarten regeln. 

Demgemäß find vergleichende Verſuche nur bezüglich der feither ſchon im 
Großen und Ganzen mehr bewährten Kulturmethoden anzuftelen und zwedent- 
fprechend folgende Berfuchsreihen durchzuführen: 

I. Berſuchsreihe, bezwedend 
die Löſung der Frage ob breitwürfige oder rillenweife Streifenfaat den Vorzug 
verdient ? 


Zu dem Ende: 


A. Rillenweiſe Saaten. 
1. Auf Streifen von 20 Eentimeter Breite mit einer Rille. 
Samengquantum 5.5 Kilogramm pro Heltar. 
2. Auf Streifen von 30 Gentimeter Breite mit zwei Rillen. 
Samenquantum 10 Kilogramm pro Hektar. 


B. Breitwürfige Saaten. 

1. Auf Streifen von 30 Gentimeter Breite. 
Samenguantum 10 Kilogramm pro Heltar. 

2. Auf Streifen von 40 Eentimeter Breite. 
Samenquantum 10 Kilogramm pro Heltar. 

Die Herrihtung der Streifen erfolgt im Herbfte mittelft Handarbeit durch 
Befeitigung der Bodendede bis auf die Dammerdefhicht — Abfchälen mit der 
Hade — ohne Bodenloderung. 

Die Breite der umbearbeiteten Zmifchenräume — Bänke oder Ballen — 
zwifchen je zwei Streifen beträgt 1 Meter. 

Stets ift Frühjahrsſaat mit reinem Kornjaamen von der Keimfähigkeit = 
100 anzumenden. 

Bei der rillenmeifen Saat find zum Rillenziehen Schmalhaden zu vermen: 
den, und ift der Samen mit eifernen Nechen einzuharten. 
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Bei der breitwürfigen Saat find die Streifen unmittelbar vor der Saat mit 
eifernen Rechen vorzuharken und hierauf ift der ausgefäete Samen gleichfalls mit 
eifernen Harken einzuharken. 

I. Verſuchsreihe bezweckend: 

Erforſchung der Anbaukoſten und des künftigen Verhaltens von Saat- und 
Pflanzbeſtänden. 
A. Breitwürfige Saat in Streifen von 40 Centimeter Breite, 
Samenquantum 10 Kilogramm pro Heltar. 
Bezüglih der Zeit der Arbeitsausführung, der Art und Entfernung 
der Streifen, fowie bezüglich des Samens und der Ausfaat gelten auch 
hier die bei der erften Berjuchsreihe getroffenen Beftimmungen. 
B. Pflanzung mit dreijährigen, als Jährlinge verfchulten Pflanzen in 1 
Meter Duadrat:Verband. 

III. Verſuchsreihe bezivedend: 

Erforfhung der Anbaufoften und des fünftigen Verhaltens von Pflanzbe- 
fländen, welche in günftigen Lagen durch Pflanzung dreijähriger ald Jähr⸗ 
linge verfchulter, in ungünftigeren Lagen durch Pflanzung 4- bis 5jähriger 
als Jährlinge verjchulter Pflanzen in verfchiedener Pflanzweite — mit 
verjchiedenem Wachsraum — begründet find. 

A. Gleichmäßige Duadrat-Berbandpflanzungen. 

1. Pflanzung in 1 Meter Entfernung — 1 Meter Wachsraum, 

2. Pflanzung in 1.25 Meter Entfernung = 1.563 [Meter Wachsranm, 

3. Pflanzung in 1.5 Meter Entfernung = 2.250 D Meter Wachsraum. 

B. Reihenpflanzungen. 0 

1. Pflanzung in 2 Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 0.5 
Meter in den Reiben — 1.0 [Meter Wachsraum. 

2. Pflanzung in 2 Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 1.0 
Dieter in den Reihen = 2.0 Meter Wachsraum. 

3. Pflanzung in 1.5 Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 
1.0 Meter in den Reihen = 1.5 D Meter Wachsraum. 

IV, Verſuchsreihe bezweckend: 

Erforſchung der Anbaukoſten und des künftigen Verhaltens von Pflanzbe- 
fänden unter Anwendung verjchiedenen Pflanzmaterial3 zur Beftandsbegründung 
in regelmäßiger Duadrat-Berbandpflanzung von 1.25 Meter Entfernung. 

A. Sämlingspflanzungen. 

1. Pflanzung 2» bis Ijähriger ballenlofer Saatbeet-Einzelpflanzen. 

2. Pflanzung 3» bis Ajähriger Bitfchelballenpflanzen aus Rillenkämpen — 
Riefenfaaten —; 3 bis 5 Pflanzen auf einem Ballen. 

B. Pflanzungen gefhulter Einzel: Pflanzen. 

1. Pflanzung 3» bis Ajähriger Ballenpflanzen. 

2. Pflanzung 3= bis Ajähriger ballenlofer Pflanzen. 

3. Manteuffel’ihe Hügelpflanzung (Dedhügel) mit 2» bis 3jährigen Saat- 
beetpflanzen. 

4. Ungededte Hügelpflanzung mit 2- bis 3jähr. Saatbeetpflanzen. 

V. Berfuchsreihe bezwedend: 

Ermittelung der Widerftandsfähigleit der in verfchiedener Kulturart — 
Saat, Pflanzung — und in verfchievenem Berbande begründeten Beſtände gegen 
Dnft- und Schneebrud). 
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A. Saaten. 

1. Breitwürfige Saat in 1 Meter von Mitte zu Mitte entfernte, 25 Cen⸗ 
timeter breite in der Richtung von Weſten nach Oſten verlaufende 
Streifen. 

2. Breitwürfige Saat in 2 Meter von Mitte zu Mitte entfernte, 25 Ce 
timeter breite in der Richtung von Weften nach Oſten verlaufende 
Streifen. 

B. Pflanzungen. 

I. Pflanzungen in gleihmäßigem Dreieds-Berbande mit 1 Meter Entfernung. 

1. Pflanzung 3» bis Ajähriger gefchulter Pflanzen, 

2. Pflanzung 3- bis 5jähriger Büſchelballenpflanzen aus Freiſaaten. 

II. Neihenpflanzungen. (Die Reihen von Weften nad Often gerichtet.) 

1. Pflanzung 3- big Ajährizer gejchulter Pflanzen in 2 Meter entfernten 
Reihen mit einer Pflanzmweite von 0.5 Meter in den Reiben, 

2. Pflanzung 3» bis Ajähriger Büfchelballenpflanzen aus Freifaaten in 2 
Meter entfernten Reihen mit einer Pflanzweite von 0.5 Meter in da 
Reihen. 

III. Couliffenpflanzung. 

Pflanzungen von 3: bis Ajährigen gefehulten Pflanzen in Eouliffen — von 
Weften nach Often gerichtet — beftebend aus je drei Reihen, in denen die Pflan 
zen alljeitig 0.5 Meter von einander entfernt ſtehen mit einem Zwifchenraum von 
3 Meter zmwijchen je zwei Couliffen. 

Anmerkung zur V. Berjuchsreihe. 

Die Ausführung diefer Verſuche ift dem Belieben einer jeden Verjuchsanftalt 
anheimgegeben. Wo derartige Berfuche ausgeführt werden, ift darauf zu rüd: 
fihtigen, daß diefelben, wenn auch mit Bermeidung der böchften Höhenlagen, ſo 
doch im entichiedener Bruchlage, beſonders in öſtlichen Himmelslagen, angeftelt 
werden. 

S4 Schlußbeſtimmungen. 

Bei Ausführung der Berjuche find ſämmtliche in dem allgemeinen Arbeits 
plan für forftlihe Kulturverfuche enthaltenen generellen Beſtimmungen neben den 
vorftehenden Spezialbefiimmungen auf das Genauefte zu beachten. . 


III. Gpezial- Arbeitsplan 
für 


Weißtannen-Kulturverſuche zur Beftandesbegründung. 


I. Reine Weißtannenkulturen. 


A. Saat. 


Es fjollen nur Saaten unter Beſtandsſchutz — feine Freiſaaten — ausgefiht‘ 
werden und zwar: 


A ——— ——— — — . — —— — — — — 
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1. Breitftreifenfaaten (Riefenſaaten); 
2. Higelriefenfaaten; 
3. Rillenfaaten; 
4. Blattenfaaten. 
Für alle Arten von Saaten foll, nah Entfernung des Bodenüberzugs auf 
den Saatflächen der Boden gleihmäßig bis auf eine Tiefe von 10 Centim. mit 
der Haue gelodert werden. 


L Breitftreifenfaat.. Hierbei wird auf 0,5 Meter Breite, mit der 
Haue grobſchollig geloderte fladhe Streifen der Samen breitwiürfig gejäet, mit 
eijernem Rechen eingeharkt und der Boden alsdann wieder angetreten. 


OD. Hügelriefenfaat. Die Streifen werden auf gleiche Breite wie bei 
L bearbeitet, aber nach der Roderung wird die Erde gegen die Mitte zu einer 
Wölbung zufammengezogen und nur die erhöhte Mitte 15 bis 20 Centim. breit 
befäet, eingeharkt und auf ganze Breite angetreten. 


II Rillenfaat (auf offenen oder ſchwach bemooften Böden). Der Bo- 
den wird auf 0,5 Meter Breite vom Ueberzug befreit, dann in der Mitte eine 
Saatrille von 6 bis 10 Eentim. Breite und einer Tiefe, wie fie der Bodenbe- 
ſchaffenheit entfpricht, gezogen, eingejäet und der Samen mit Nechen leicht 
eingededt. 


IV. PBlattenfaat. Ebene oder etwas gewölbte Platten von 0,5 Meter 
Duadratfeite werden nach Entfernung des Ueberzugs gelodert, ganz bejäet, mit 
eijernen Rechen eingeharlt und angetreten. 

Der Berband der Streifen und Platten, deren Entblößung vom Boden- 
überzug durchgängig auf 0,5 Meter Breite erfolgt, ſoll für alle Saatfulturen 
gleichmäßig im Lichten (von Rand zu Rand) 1 Meter betragen. 

Die Samenmenge fol durchgehends auf 1 D’Meter Saatflähe 6 Gramm 
don normaler Keimfraft = 100 betragen. 

Eine entiprechende Lichtung des Schubbeftandes vor der Einfaat, ebenfo 
die weitere Herftellung zweckgemäßer Lichtungsgrade nach dem Aufgehen und der 
Erftarkung der Saaten wird dem Ermeffen jeder Verjuchsanftalt anheimgegeben. 
Der Grad der Lichtung ift durch Angabe der Stammzahl und der Kreisflächen- 
fumme und, ſoweit möglich, auch der Schirmfläche auszudrüden. 


. B. Pflanzung. 


Bezüiglih der Beichhaffenheit der zu verwendenden Pflanzen find zu un— 
terſcheiden: 
J. Ballenpflanzen — Wildlinge, 
2. Ballenpflanzen aus dem Kamp (verſchult), 
3. ballenlofe Pflanzen aus dem Kamp (verſchult). 
Das Pflanzenalter foll für alle Pflanzarten 4—7 Jahre betragen. 
Die Pflanzungen follen im Frühjahr ausgeführt werden. 
Gie find entweder 
a) Lochpflanzungen (in ausgehobene Löcher) oder 
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b) Hügelpflanzungen (ungedeckt). ; 
Folgende Berbandweiten follen dabei in Bergleihung gezogen werden: 
a) im Quadratverband; 
1:1 Meter, 
1,25 : 1,25 Meter, 
1,50 : 1,50 Meter, 
Hierbei foll nur Löcherpflanzung mit gejchulten ballenlofen Pflanzen ange- 
wendet werben. 
b) im Reihenverband: 
2 :0,5 Meter, 
2: 1,0 Meter, 
1,5 : 1.0 Meter. 
Je nach örtlichen Verhältniſſen kann mit oder ohne Diingungsmittel durd- 
gängig gepflanzt oder e8 kann vergleichsmweife theils mit, theild ohne Düngung 
und wieder mit verjchiedenen Düngungsmitteln gepflanzt werden. 


I. Weißtannen-Miſchkulturen. 

a) Weißtannen mit Kiefernvorbau. 

Der Borbau gefchieht mit ein- oder zweijährigen Kiefernpflanzen in einer 
Entfernung von 0,5 Meter in der Reihe und einem Reihenabftand von 2 Meter. 

Sobald die vorgepflanzten Kiefern eine Höhe von etwa 1 Meter erreidt 
haben, wird die Weißtanne als verjchulte Einzelnpflanze mit entblößten Wur- 
zein entweder in Loch- oder Hügelpflanzung in einem Abftand von 1, 1,5 oder 
2 Meter eingepflanzt. 

Die fpäteren Forlenaushiebe haben ſich dann lediglich nach dem Bedürfnifſe 
der Weißtanne zu richten. 

b) Weißtannen mit Buchen, in Mifchungsgraden von 1:1, 2:1 und 3:1, 
in der Weife, daß die Mifchung reihenweife gefchieht. 

Berichiedene Arten und Berbände der Pflanzung wie bei den reinen 
Pflanzungen. 

c) Weißtannen mit Fichten wie b. 

Bezüglich der Kulturverfuche zur Pflanzenerziehung wird auf den Beſchluß 
der Konferenz der Berfuchsanftalten, Hierfür fpezielle Arbeitspläne aufzuftellen, 
welche die Erziehung der Eiche, Buche, Erle, Kiefer, Fichte, Tanne umfaflen, 
verwieſen. 


4. 
Perſonalien. 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Jagd⸗Verwaltungs⸗Perſonal 
vom 19. Januar bis 31. Mai 1875. 
(Im Anſchluß an den Artikel 82 des VII. Bandes Seite 729.) 


I. Bei der Central» Forfi- Verwaltung und den Forft-Alademien 
Der forfiverforgungsberechtigte Oberjäger Mundt ift zum Secretär der 
Forftalademie zu Neuftadt E.“W. ernannt worden. 
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UI. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforften. 


A. Geftorben. 
Oberförfter Eronenbold zu Winkel, Oberförfterei Defterih, Regierungs-Bezirf 
Wiesbaden, 
Gleitz zu Carlsbrunn, Neg.-Bez. Trier, 
Ribbentrop zu Heiligendorf, Provinz Hannover, 
Prang zu Nilolaiten, Reg.-Bez. Gumbinnen, 
Hinzezu Ofchersleben, Oberförfterei Schernile, Reg.Bez. Magdeburg, 
Froeb zu Hailer, Oberförfterei Langenjelbold, Reg.-Bez. Kaffel. 


B. Penſionirt. 


Oberforftmeifter Weyer zu Diüffeldorf zum 1. Juli 1875, 
DOberförfter Behrenjen zu Hemeln, Prov. Hannover, zum 1. April 1875, 
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⸗ Gerdes zu Sandhorſt, ⸗ - 1. Mai 1875, 
⸗ Friedrich zu Ebstorf, = - = 1, Juli 1875, 
⸗ Wundram zu Eſchede, Rev. Schafſtall, Prov. Hannover - 

⸗ Frömbling zu Heſedorf, Pro. Hannover, zum ⸗ 
Knauth zu Clötze, Reg.-Bez. Magdeburg, - 

⸗ Graßhoff zu Burgftall, ⸗ 


Revierförſter Seydack zu Roſenwalde, Oberförſterei Greiben, R.- 8, Königsberg, 
⸗ Horn zu Weferlingen, Oberförſterei Biſchofswald, R.-B. Magdeburg. 


C. Ausgejhieden rejp. in andere Ber waltungen übergegangen. 


Die Oberförfter Wagner zu Wildenbruh, Bayer zu Heinersdorf und 
Fromm zu Beesig in der Herrihaft Schwedt, R.B. Stettin, find mit ihren 
Oberförftereien in die Verwaltung der Königl. Familiengüter libergegangen. 

Der Forftmeifter Hotzen zu Rauterberg, Provinz Hannover, ift aus dem 
preußifchen Staatsdienfte gefchieden und als OÖberforfimeifter in die fürſtlich 

Waldeck'ſche Forſtverwaltung itbergetreten. 


D. Verſetzt ohne Aenderung des Amts-Charakters 


(zugleich mit der Angabe über neu gebildete Inſpektions- und Verwaltungs⸗ 
Bezirke). 

Der Oberförſter Remba iſt von Niederaula auf die Oberförſterei Liedersdorf 

zu Breitenbach, R.⸗B. Kaſſel, 

Buſſe von Roſengarten nah Scharnebeck, Prov. Hannover, 

Winkel von Purden nah Ramuck, R.-B. Königsberg, 

Koch von Scharffenbrüd auf die Oberförfterei Potsdam und 

Godberjen von Trappönen, R.⸗B. Gumbinnen, auf die Ober- 

förfterfielle Scharffenbrüd zu Woltersdorf, Neg.-Bez. Potsdam, 

verſetzt. 

Die Reviere Heſedorf und Himmelpforten in der Provinz Hannover find 
unter Abzweigung des Schutbezirts Whingft zur Oberförfterei Bederfefa (Holzur- 
burg) zu der einen Oberförfterei Himmelpforten vereinigt, welche dem Ober- 
förfter Lamprecht zu Himmelpforten übertragen worden ift. 

Der Forftmeifter Wellenberg zu Hannover bat flatt der Forſt-Inſpektion 
Hannover-Hantensbüttel die Inſpektion Hannover-Lauterberg und 
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der Forflmeifter Auhagen zu Hannover flatt der Forſt-Inſpektion Han- 
nover-Daffel die Inſpektion Hannover⸗Hankensbüttel erhalten. Deffen bisherige 
Inſpektion Hannover-Daffel it aufgelöft und über die dazu gehörigen Neviere 
dahin disponirt worden, daß Seelzerthurm und Erichsburg dem Bezirke Uslar 
unter Abnahme von Schoningen, ferner Ertinghaufen, Schoningen und Roten- 
firhen dem Bezirke Northeim zu Bovenden unter Abnahme von Reinhaufen und 
diefes letztere Revier dem Bezirke Minden zugelegt worden. 

Der bisherigen Oberförfterei Schleufinger -Neuendorf im Reg.- Bez. Erfurt 
ift — dem Wohnſitze des Oberförfters entfprehend — der Name SHinternah 
beigelegt worden. 

Nach dem Tode des Oberförfters Ribbentrop zu Heiligendorf, Provinz 
Hannover, ift die dortige Oberförfterei aufgelöft, mit dem Reviere Stellfelde zu 
der einen Oberförfterei Fallersleben vereinigt und dieſe dem bisherigen Ober: 
förfter zu Stellfelde, Ballauf, iibertragen worden. 

In der Oberförfterei Rateburg, NReg.-Bez. Königsberg, ift dem Schutzbezirke 
Pomwalzin und dem für denfelben neu erbauten Förfter -Etabliffement der Name 
Wolfshagen beigelegt worden. 

Aus den Revieren Kupp und PBoppelau im Reg.-Bez. Oppeln ift noch eine 
dritte Oberförfterei gebildet worden, welche den Namen Kupp-Nord erhalten hat 
und dem Oberförfter Spangenberg zu Frankenau, Oberförfterei Meiner im 
Reg.-Bez. Kaffel, libertragen worden ift. 

Der Oberförfter Weber ift von Marburg, Reg.-Bez. Kaffel auf die Ober- 
förfterei Defterih zu Winkel im Reg.-Bez. Wiesbaden, 

der Oberförfter Hertel von Gramzow, R.-B. Potsdam, nad Marburg und 

der Oberförfter zur Linde von Bülowsheide, Neg.- Bez. Marienwerder, 
nad Gramzow verjegt. 

Der Forftmeifter Israel verlegt feinen Wohnfig von Frankenberg nad 
Kaffel und tritt zugleich in das dortige Regierungstollegium als techniſches 
Mitglied ein. 

Berjegt find ferner: 


Der Oberförfter VBietze von Ezerst, R.B. Marienwerder, auf die Ober- 
förfterftelle Himmelpfort-Oft, R.-B. Potsdam, 

der Oberförfter Haffenftein von Saalmünfter, R.-B. Kaffel, auf die Ober- 
förfterftelle Sandhorft zu Aurich, Provinz Hannover, 

der Oberförfter von Wrede von Hofgeismar auf die Oberförfterftelle Lan- 
genjelbold, Reg.Bez. Kaffel. 


E. Befördert resp. verfegt unter Beilegung eines höheren 
Amts-Charalters, 


Der Oberforftmeifter Tramnig zu Liegnitz ift zum Oberforftmeifter und 
Mitdirigenten der Finanz-Abtheilung einer Regierung ernannt und zur Regie 
rung in Breslau und 

der Forftmeifter Freiherr von der Red zu Minden - Paderborn ift zum 
Oberforftmeifter ernannt und zur Regierung in Liegnitz verjegt worden. 
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Die Forſmeiſter 
Homburg zu Kaſſel, 
Schmiedel zu Königsberg in Pr., 
Wellenberg zu Hannover, 
Borchert zu Oppeln, 
Ziemann zu Kaflel, 
Pfeiffer zu Gumbinnen, 
Schäffer zu Hannover, 
v. Zangen zu Battenberg, R.⸗B. Wiesbaden, 
Schönian zu Frankfurt a. O., 
Meyer zu Potsdam, 
Donalies zu Cöslin, 
Hollmweg zu Stettin, 
Cochius zu Magdeburg 
find zu Forftmeiftern mit dem Range der Regierungsräthe ernannt worden. 
Der Oberförfter Frhr. v. Salmuth zu Morbach, R.-B. Trier, ift zum 
Forftmeifter befördert und als folcher auf die Forftmeifterftelle Minden-Baderborn 
zu Minden vırjegt worden. 
Der Oberförfter Küfter zu Himmelsyfort - Oft im Reg.-Bez. Potsdam ift 
zum Forſtmeiſter befördert und ihm die TForftmeifterftelle Wiesbaben- Idſtein bei 
der Regierung zu Wiesbaden übertragen worden. 


Dem Domainen-Rentmeifter und Forftlaffen-Rendanten Knapp zu Jaſenitz, 
R.-B. Stettin ift der Charakter als Nechnungsrath verliehen. 


F. Zu Oberförftern wurden definitiv ernannt: 
Die Oberförfter-Randidaten: 


v. Shudmann, Oberförfter-Kandidat und Lieutenant im Reit. Feldjäger⸗Corps 
zum Oberförfter in Trappönen, R.B. Gumbinnen, 

Rauſch, Oberförfter-Kand. und Revierförfter zu Holzheim zum Oberförfter in 
Niederaula, R.⸗B. Kaffel. 

(Die Revierförfterftelle Holzheim in der Oberförfterei Niederaula ift in 
eine Förſterſtelle umgewanbelt.) 

v. Schütz, Oberförfter-Kaud. und Premier-Lieutenant im Reit. Feldjäger-Corps 
definitiv zum Oberförfter in Naffaven, R.:B. Gumbinnen, 

Kopp, Oberförfter- Rand. mit der Anciennetät vom 18. November 1874 zum 
Oberförfter ernannt und auf der Oberförfterftelle Meifiner zu Frankenhain, 
R.⸗B. Kaflel, angeftellt. 

Hildenhagen, Oberförfter- Kand. und Lieutenannt im Reit. Yeldjäger - Corps 
zum Oberförfter in Bülowsheide, R.-B. Marienwerder, 

Stahl, Oberförfter-Kand. und Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Arnsberg 


mit Vorbehalt der Ausfertigung der Beftallung und eftftellung der 
Anciennetät zum Oberförfter in Carlsbrunn, R.-B. Trier, 


Lodemann, Oberförfter-Rand. und inter. Revierförfter zu Wilfinghaufen mit 
Borbehalt ꝛc. zum Oberförfter in Hemeln, Prov. Hannover, 
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v. Mengerſſen I, Oberförſter-Kand. mit Vorbehalt ꝛc. zum Oberförſter in 
Roſengarten, Provinz Hannover, 

Hinüber, Oberförſter-Kand. mit Vorbehalt 2c. zum Oberförſter in Moorbach, 
Neg.-Bez. Trier. 


G. Zu interimiftifden Revierverwaltern wurden berufen die Ober: 


. förfter-Kandidaten: 
Surmingfi zur Oberförfterei Purden, R.-B. Königsberg, 
Feußner F Czersk, „Marienwerder, 
Hintz Salmünſter, R.⸗B. Kaſſel. 


H. Zu Hülfsarbeitern bei der Central-Forſtverwaltung und bei 
den Regierungen wurden berufen: 


Seefeldt, Oberf.-Kand., bisher Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Königsberg, 
zum Finanz-Minifterium, 

Evers, Oberf.-Kand. zur Regierung in Königsberg, 

Dandelmann, Oberf.-Kand. zur Finanz-Direltion in Hannover, 

Hejje, Oberf..Kand. zur Regierung zu Arnsberg, 

Domeier, Oberf.:Kand. zur Regierung in Potsdam an Stelle des beurlaubten 
Freiherrn dv. Nordenflycht. 


J. Zu Revierförſtern wurden definitiv ernannt. 


Förfter Defeler zu Plantagenhaus, Oberförfterei Potsdam, 
» Euling zu Haarth, Oberförfterei Cattenbühl, Prov. Hannover. 


K. Als interimiftifhe Revierförfter wurden berufen. 


Oberf.-Kand. Fuckel, int. Revierförfter zu Wülfinghauſen, SR Springe, 
Provinz Hannover, 
Förſter Walter zu Elbenau, Oberf. Grünwalde, int. Nevierf. zu Weferlingen, 
Oberf. Bifhofswald, R.-B. Magdeburg, | 
» Tatten zu Harfte, int. Revierf. zu Hefedorf, Oberf. Himmelpforten, 
Prov. Hannover. 


L. Zu wirfliden Hegemeiftern wurden ernannt: 
Bacat. 


M. Den Charalter als Königl. Hegemeifter haben erhalten: 


Förfter Andreas zu Gartow, Oberf. Limmrig, R.-B. Frankfurt,’ 
» Werner zu Wellerode, Oberf. Wellerode, R.-B. Kaſſel, 
» DBrade zu Wangershaufen, Oberf. Frankenberg, R.-B. Kaffel. 
„» Stein zu Haaren, Oberf. Böddeden, R.-B. Minden. 
„GHees zu Frohnhaufen, Oberf. Dittenburg; R.-B. Wiesbaden. 
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DO. 


Orben-Berleihungen 
an Forſt- und Fagdbeamte vom 18. Januar big 1. Juni 1875.*) 


(Im Anſchluß an den gleichnamigen Artikel 83 desg@VII. Bandes, Ceite 233.) 


Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft verliehen 
worden: 


A, Der rothe Adlerorden dritter Klaffe mit der Schleife und 
der Zahl 50: 
dem Forftmeifter Lichtenfels zu Merfeburg. 


B. Der Rothe Adlerorden vierter Klaffe: 
dem Oberförfter Yrömbling zu Hefedorf, Prov. Hannover, 
dem Revierförſter Briem zu Forfthaus Linde, Oberförfterei Wildenbruch, R.B. 
Stettin. 


C. Der Rothe Adler-Orden vierter Klaffe mit der Zahl 50: 
dem DOberförfter Frömbling zu Walsrode, Prov. Hannover. 


D. Der Königlihe Kronenorden zweiter Klafje mit der Zahl 60: 
dem Tit. Oberforftmeifter, Forftmeifter Ouenfell zu Münden Prov. Hannover. 


E. Der Königliche Kronenorden zweiter Klaffe mit der an 50: 
dem Oberforftmeifter Nicolovius zu Frankfurt a. ©. 


F. Der Königlide Kronenorden dritter Klafje mit der Zahl 60: 
dem Oberförfter Graßhoff zu YBurgftall, R.-B. Magdeburg. 


G. Der Königlide Kronenorden vierter Klaſſe mit der Zahl 50: 
dem Nevierförfter Delion zu Dragen, Oberförfterei Druffelbed, Prov. Hannover. 


H. Das Allgemeine Ehrenzeiden: 

dem Förfter a. D. Heerich zu Fürftenhagen, 5.-R. Lichtenau, R.-B. Kaffel, 

" „ Göhns zu Rachtehaufen, %.:R. Helmsfamp, Prov. Hannover. 
» Börfter Hertel zu Dembiohammer, F. R. Dembio, R.-B. Oppeln, 
Don Schelm zu Behren, %:R. Hagen, Prov. Hannover, 

er? Gurnid zu Doll, FR. Tauer, RB. Frankfurt. 

„on Staege zu Döringsbrüd, F.“R. Neuholland, R.-B. Potsdam, 
„nn *oed zu Eichholz, FR. Lüdersdorf, R.-B. Potsdam. 

" Wicht zu Stevershaufen, FR. gl. NE, Prov. Hannover, 

" Moorvogt Strud zu Einfelder Schanze, FR. Bordesholm, R .B. Schleswig. 


I. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50: 
dem Förfter Graße zu Bürgsdorf, F.-R. Bodland, R.⸗B. Oppeln, 
Vo Kerihbaum zu Augftufchen, FR. Weßkallen, R.-3. Gumbinnen, 
"om Witte zu Bifchofsheide, %.-R. Grenzheide, R.B. Pofen, 





) Die Chargen und Wohnörter der Ordenempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit 
der Verleihungen waren. 
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dem Förſter Sannes zu Barendorf, FR. Scharnebed, Pr. Hannover, 
„ on  Scäwanenberger zu Giejel, 5.-R. Giefel, R.-B. Kaffel. 


K. Die Allerhöchſte Genehmigung zur Anlegung fremd» 
herrlicher Orden erhielten: 


der Oberförfter v. Marſchall zu Spangenberg, R.-B. Kaffel, des Ritterfreuzes 
II. Klafie des Herzoglih Sacfen-Erneftinifhen Hausordens, 

der Titular-Öberförfter Wallmann zu Göhrde, Brov. Hannover, des Berdienft- 
krenzes in Silber des Großherzoglichen Mecklenburgſchen Hausordens der 
wendifchen Krone, 

der Hegemeifter Hermann zu Schnöggersburg, R.-B. Magdeburg der filbernen 
Berdienfimedaille des Herzoglich Anhaltſchen Hausordens Albrecht des 
Bären. 


L. Anderweitige Auszeihnungen. 


Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Zinanz-Minifter find in Anerkennung lobens⸗ 
werther Dienftführung Ehren-Bortep&es verliehen worden den Förftern: 
Bogel zu Plietnit, Oberförfterei Plietnik, 

Hanftein zu Groded, OÖberförfterei Oſche, Reg.» Bez. Marienwerber. 
Richter zu Hagen, Oberförfterei Hagen, 

Conrad zu Frankendorf, Oberförfterei Neu-Glienide, 

Mießner zu Dufterlafe, Oberförfterei Reiersdorf, 

Straud zu Friedrihsthal, Oberforfterei Oranienburg, 7 Reg.-Bez. Potsdam. 
Schwarz zu Flottftelle, Oberförfterei Cunersdorf, 

Bandelomw zu Triebſch, Oberförfterei Friedersdorf. 


Unterrichts- und Prüfungsweien. 
6. 
Höhere Schulanftalten. 


AB Gymnafien find anerlannt worden: 
die bisherige höhere Lehranftalt zu Kattowitz in Schlefien, das bis- 
berige Progymnafium zu Belgard in Pommern, die — höhere 
Lehranſtalt zu Wongrowitz. 

Im Oktober 1875 wird in Königsberg i. Pr. ein —— Gym⸗ 
naſium unter dem Namen „Königliches Wilhelms-Gymnaſium“ er- 
öffnet. 

As Realſchule L Ordnung: 
die Realichule zu nn in le: 


7. 


Statuten für die Studirenden der Königlichen Forſtakademien zu 
Neuſtadt Eberswalde und Münden.*) 


$ 1. Die Aufnahme der Studirenden bei der Forſt-Akademie geſchieht, nachdem 
die Zulaffung zum Befuche derfelben in Gemäßheit des Negulativs für die Kö— 
nigliche Forft-Afademien (Anlage I.) genehmigt und die Verpflichtung auf die 
Statuten der Anftalt erfolgt ift, durch eigenhändiges Einfchreiben des Namens zc. 
in das Album der Alademie. 

$ 2. Die Verpflichtung auf die Statuten erfolgt durch den Direktor, indem 
diefer dem Studirenden die Statuten einhändigt und Yetterer ſich mit einem 
Handſchlage verpflichtet, diefelben treu und gewiffenhaft zu beobachten. 

$ 3. Die Infeription begründet fiir die Studirenden das Recht bezw. die 
Pflicht, die Vorlefungen und Excurſionen bei der Anftalt zu befuchen, und deren 
Lehrmittel, insbefondere auch die Bibliothef und die Sammlungen unter den 
dieferhalb maßgebenden Bedingungen (Anlage IT) zu benugen. 

$ 4. Bei der Inſcription erhält der Studirende eine Erfennungsfarte. Er 
ift verpflichtet, diefe Karte während feines Aufenthalts auf der Akademie ftet3 bei 
fh zu tragen und falls er von dem Director oder einem Lehrer der Akademie, 
bon einem Polizeibeamten, bezw. dem Nachtwächter dazu aufgefordert wird, fie 
jofort unweigerlich an ihn abzugeben. Weigerung der Abgabe kann Entfernung 
von der Forft-Alademie zur Folge haben. Auch wird bier noch befonders auf 
$ 113 des Strafgeſetzbuchs für das deutſche Neih**) aufmerkſam gemacht. 


*) Gegenwärtige Statuten treten an die Stelle der Statuten vom 1. März 1868. ſ. Sahrb. 
8.16. 97 Art. 57. 

*) 8 113. Wer einem Beamten, welcher zur Vollftredung von Gefeten, von Befehlen und 
Anordnungen der Berwaltungsbehörden oder von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte be- 
rufen ift, in ber rechtmäßigen Ausübung feines Amts durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
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Wenn einem Studirenden die Erkennungskarte abgenommen iſt, hat er die⸗ 
ſelbe binnen 24 Stunden bei dem Director wieder in Empfang zu nehmen. 

Im Falle die Erkennungskarte abhanden gekommen ſein ſollte, hat der 
Studirende unverzüglich die Aushändigung einer neuen Erkennungskarte beim 
Director nachzuſuchen und für deren Ausfertigung Drei Mark zur Akademiekaſſe 
zu entrichten. 

Beim Abgange von der Forſt-Akademie iſt die Erkennungskarte am Tage 
vor der Abreiſe an den Director abzuliefern. 

8 5. Das Belegen der Plätze in den Hörſälen, ſowie im Zeichenſaale, er- 
folgt am erften Tage jedes Semefters, zu der vom Director durch Anſchlag be- 
kannt gemadten Stunde, durch jeden einzelnen Studirenden in Perfon. Hierbei 
haben die anmwefenden älteren Studirenden auf ihre feitherigen Plätze ein Bor- 
zugsrecht. Im Uebrigen entjcheidet bei mehreren Bewerbern für einen Pla die 
Reihenfolge der Inſcription im alademifchen Album, und tritt erforderlichen Falls 
endgültig die Entſcheidung des Directors, oder für einen nur von einem Lehrer 
benusten Lehrraum, diefes Lehrers ein. 

$ 6. Die Studirenden müſſen piinftlih an dem zum Beginne des Semefters 
beftinmten Tage zur Theilnahme an dem Unterrichte ſich einfinden und demfel- 
ben bis zum Schluffe des Semefters beimohnen. 

8 7. Zeder Studirende meldet fich perfünlich zu Anfang und am Schlufle 
jedes Semefters bei den Lehrern, deren Borlefungen, Repetitorien, Demonſtra⸗ 
tionen und Ercurfionen er befuchen will bezw. befucht hat, unter Vorlegung des 
bei der Infeription erhaltenen Anmeldungsbogens (f. unten), auf welchem der Lehrer 
den Tag der An- und Abmeldung unter Beifügung feiner Unterfchrift einträgt. 

Den Unterrichtsgegenftänden hat der Studirende Pünktlichkeit und rege 
Theilnahme zuzumenden. Er darf namentlich den Unterricht nicht ohne triftigen 
Grund verfäumen. Sollte aber ein folder ihn länger als 2 Tage von ber 
Theilnahme am Unterrichte abhalten, fo hat er dem Director davon Anzeige zu 
machen. 

Die Anrechnung der Z1/pjährigen Studienzeit als 1 Jahr praftifcher Bor: 
bereitungszeit für das Yeldmeffer-Eramen darf nur erfolgen, wenn die Beſchei⸗ 
nigung ertheilt werden Tann, daß der Studirende mährend des Beſuchs der 
Forft-Alademie an dem geodätifchen Unterrichte und den praftifchen Uebungen im 
Feldmeſſen, Nivelliren und Zeichnen regelmäßig Theil genommen bat *). 

$ 8. Die Studirenden find den beftehenden allgemeinen Gejegen, Verord⸗ 


Gewalt Wiberftand Ieiftet, oder wer einen folhen Beamten während ber rechtmäßigen Yuss 
übung feines Amts thätlich angreift, wirb mit Sefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Geld⸗ 
firafe bis zu 5C0 Thalern beftraft. Diejelbe Strafe tritt ein, wenn die Handlung gegen Ber 
fonen, welche zur Unterftügung bed Beamten zugezogen waren, ober gegen Mannſchaften ber 
bewa ffneten Macht oder gegen Mannſchaften einer Gemeinde, Schutz⸗ oder Bürgerwehr in Au * 
übung des Dienftes begangen wirb. 

*) Bufolge Verordnung des FYinanz-Minifter8 vom 6. April 1871, fowie nah 81 der Be 
flimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen Forſt-Verwaltungsdienſt ift das 
Beftehen der Beldmefjer-Prüfung vor Beginn des auf das Tentamen folgenden praktiſchen Eur- 
ſus erforderlid. Die Zulaffung zur Feldmeſſer-Prüfung erfolgt nad) mindeftens zimeijähriger 
Beichäftigung bei Vermeſſungs- und Nivellement3>Arbeiten. Auf biefes Biennium wird benje 
nigen, welche fich für ben Forft-Bermaltungsdienft vorbereiten, die forftliche Lehrzeit mit 7 Mo⸗ 
naten, der 24 jährige Beſuch der Forſt-Akademie mit 1 Sahr angerechnet. (Berorbnnung über die 
Prüfung der öffentlich anzuftellenden Feldmeſſer vom 2. März 1871 8 2 Nr. 3. — Berorbnung 
der Minifter für Finanzen, Landwirthichaft und Handel zc. vom 11. Suni 1873.) 
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nungen und polizeilichen Vorſchriften, ſowie den zur Ausführung derfelben be- 
ftellten Behörden unterworfen. Gerichtliche oder polizeiliche Beftrafung ſchließt 
aber die Anwendung der außerdem für angemeffen zu erachtenden disciplinarifchen 
Maßregeln nicht aus. 

8 9. In Finficht der inneren Disciplin, der Studien, des Fleißes und des 
fittlichen Lebenswandels ftehen fie unter der Aufficht des Director8 und haben 
defien Anordnungen pünktlich Folge zu leiften. 

$ 10. Jeder Studirende ift verpflichtet, in allen Beziehungen ſich fo zu 
verhalten, wie es einem gebildeten und wohlgefitteten jungen Manne geziemt, 
und wie der Zweck des Beſuchs der Anftalt es erheifcht. Insbeſondere wird von 
den Studirenden Fleiß und firenge Sittlichkeit, Folgfamleit und Achtung gegen 
den Direltor und die Lehrer, friedliches Betragen unter fi und ein den For—⸗ 
derungen des Anftandes und guter Sitte entjprechendes gefelliges Verhalten ge- 
fordert. 

8 11. Das gefetlich verbotene Hazardipielen und überhaupt Kartenfpielen 
mit fo hohen Sätzen, daß fie zum Hazardiren führen, haben im erften Falle Ber: 
warnung duch den Direktor, im Wiederholungsfalle Wegweiſung zur Folge. 

$ 12. Berbindungen, welche nah Zwed, Einrihtung oder Wirkfamfeit mit 
dem Zwecke des Beſuchs der Akademie nicht vereinbar find, können vom Director 
aufgelöft und verboten werden. 

Die Theilnahme an einer ausbrüdlich verbotenen Verbindung wird mit Weg- 
weifung beftraft. Im Uebrigen wird auf die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
und auf die flir die fommandirten Jäger und Yeldjäger noch befonders ergange- 
nen Ordres wegen des Verbot der Betheiligung an nicht erlaubten Vereinen 
oder Verbindungen hingewiejen. 

.8 13. Die Anftifter und Beförderer etwaiger VBerrufserflärung haben Weg- 
weifung zu gewärtigen. 

$ 14. Wegen Duells, Ausforderung und Beihülfe dazu wird gegen die Be- 
theiligten mit geeigneten Disciplinarmaßregeln, nad) Befinden mit Wegweiſung 
eingefchritten. 

Im Uebrigen wird auf die 88 201—210 des Strafgefegbuchs *) vermwiefen. 


*) 8 201. Die Herausforderung zum Zweikampf mit töbtlichen Waffen, ſowie Die Annahme 
einer folhen Herausforderung wird mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beftraft. 

8 202. Feſtungshaft von zwei Monaten bis zu zwei Sahren tritt ein, wenn bei der Heraus⸗ 
forderung die Abficht, daß einer von beiden Theilen das Leben verlieren fol, entweder ausge— 
ſprochen ift oder aus der gewählten Art des Bweilampfes erhellt. 

8 203. Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Herausforderung übernehmen und aus— 
richten, (Kartellträger), werden mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beftraft. 

8 204. Die Strafe der Herausforderung und der Annahme derfelben, fowie die Strafe der 
Kartellträger fällt weg, wenn die Barteien den Zweikampf vor deffen Beginn freimillig aufge= 
geben Haben. 

8 205. Der Zweikampf wird mit Feftungshaft von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
beftraft. 

8 206. Wer feinen Gegner im Zweikampf tödtet, wird mit Feſtungshaft nicht unter zwei 
Sahren, und wenn der Zweikampf ein folder war, welcher den Zod bes einen von Beiden her- 
beiführen follte, mit Seftungshaft nicht unter drei Jahren beftraft. 

8 207. Iſt eine Zöbtung oder Körperverlegung mittels vorjäßlicher Mebertretung der ver- 
einbarten oder hergebrachten Regeln des Zweikampfs bewirkt worden, fo ift der Uebertreter, 
fofern nicht nad) den vorhergehenden Beftimmungen eine härtere Strafe verwirkt ift, nad) den 
allgemeinen Borfchriften über das Verbrechen der Tödtung oder der Körperverlegung zu 
betrafen. 

18* 
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$ 15. Deffentlide Berfammlungen und Aufzüge mit oder ohne Mufif dürfen 
von Studirenden ohne befondere Erlaubniß des Directors und der Ortspolizei⸗ 
behörde nicht unternommen werden. Zuwiderhandlungen und überhaupt Hand- 
lungen, welche die Ruhe und Ordnung auf den Straßen, insbejondere während 
der Nacdhtzeit, ftören, fowie andere zum öffentlichen Aergerniffe gereichende Exceſſe 
der Studirenden, wohin auch der Beſuch gemeiner Schanf- und Tanzlofale und 
fiederliher Häufer oder verdächtiger Umgang mit liederlihen Dirnen gehört, 
haben nad Befinden Wegmweifung von der Akademie zur Folge. 

8 16. Studirenden, weldhe durch Schuldrüdftände eine Beſchwerde der Gläu- 
biger bei dem Director herbeiführen, wird von diefem eine angemefjene Frift be: 
ftimmt, innerhalb welder fie die Tilgung der Schuld nachzuweiſen haben. 

Bei nit genügend entjchuldigter Verſäumniß diefer Frift, oder erneutem 

muthmwilligen Schuldenmadjen, erfolgt Seitens des Directors Bedrohung mit der 
Wegweiſung, unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Eltern oder Vormiinder, 
und wenn auch dieſes Mittel fruchtlos bleibt, wird die Wegweiſung herbei- 
gefiihrt. 
8 17. Die jelbftftändige Ausübung der Jagd in den Lehrforften ohne fchrift- 
lihe Erlaubniß des Directors bezw. des betreffenden Oberförfters, ift den Studiren- 
den unterfagt. Wird ein Erlaubnißfchein ertheilt, fo Hat der Studirende dieſen 
bei Ausübung der Jagd ftet3 bei fich zu führen, ihn unaufgefordert jedem im 
Reviere ihm begegnenden Königlichen Forftbeamten vorzuzeigen und nach Ablauf 
der geftellten Frift dem Director zuriiczugeben. 

Bei gemeinfchaftlichen Jagden in den Lehrjagdrevieren haben fi) die Stu- 
direnden den jagdlichen Anordnungen des leitenden Beamten unbedingt zu flgen. 
Anpachtung von Jagden oder Theilnahme an Jagdpachtungen ift den Studiren 
den unterjagt. 

8 18. Schieglibungen find nur auf dem für die Studirenden beftimmten 
Schießſtande mit der gehörigen Vorſicht und nnter pünftlicher Beachtung der poli- 
zeilihen Vorſchriften und der fpeciellen Anordnungen des Directors auszuführen. 

8 19. Das Rauchen in den Unterrichtsräumen und in den Sammlungs⸗ 
räumen tft unterfagt. In die zur Afademie gehörenden Gebäude und Gärten 
dürfen Hunde nicht mitgebracht werden. 

5 20. Wenn ein Studirender den Statuten zumiderhandelt, ift der Direktor 
jo befugt als verpflichtet, die geeigneten Ermahnungen und Verwarnungen zu 
ertheilen, oder nad) Bewandtniß des Falles ihm zu Protofoll die Wegweiſung 
von der Akademie anzudrohen. 

Sollten die Ermahnungen des Direktors ohne genügenden Erfolg bleiben, 
oder follte ein Studirender erwieſenermaßen fi) eines durch die Statuten mit 
Wegweifung bedrohten Vergehens fhuldig gemacht haben, fo muß der Direktor, 
nad Berathung mit den Lehrern, worüber eine fehriftliche Verhandlung aufzu⸗ 


5 208. Hat der Zweikampf ohne Sefundanten ftattgefunden, fo kann die verwirkte Strafe 
bis um die Hälfte, jeboch nicht über zehn Jahre erhöht werden. 

5 209. Kartellträger, welche ernitlid) bemüht gemefen find, den Zweikampf zu verhindern, 
Selundanten, ſowie zum Zweikampf angezogene Zeugen, Aerzte und Wundärzte find ftraflos. 

8 210. Wer einen Andern zum Zweikampf mir einem Dritten abfichtlich, infonderheit durch 


Bezeigung oder Androhung von Verachtung anreizt, wird, falls der Zweikampf ftattgefunden 
bat, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 


— 263 — 


nehmen iſt, bei dem Kurator zur Entſcheidung des Finanz⸗-Miniſters auf ſofortige 
MWegweifung antragen. 

Diefen Antrag hat der Direftor aber, ohne daß gerade ein beftimmtes 
ſchweres Vergehen nach juridifchen Bemweisregeln dargethan zu fein braucht, aud) 
in dem Falle zu ftellen, wenn er, nach Anhörung der gutachtlihen Aeußerung 
fämmtlicher fibrigen Lehrer, die Ueberzeugung bat, daß ein Studirender durch 
ſchlimmes Beifpiel, insbefondere in Hinficht auf Duelle, Sittenlofigkeit und Unfleiß, 
einen verderblichen Einfluß auf feine Kommilitonen und den unter den Studirenden 
herrſchenden Geift üben wiirde. 

Dem Antrage auf Wegweifung ift die gutachtliche Aeußerung der übrigen 
Lehrer beizufligen. 

8 21. Die vom Yinanz-Minifter entichiedene Wegweifung eines Studirenden 
wird nöthigenfalls im Zwangswege ausgeführt. Wer von einer Yorft-Alademie 
weggewieſen wird, ift Dadurch zugleich von Aufnahme auf der anderen und von 
weiterer Verfolgung der Laufbahn für den Königlichen Forſtdienſt ausgefchloffen. 

Berlin, den 5. April 1875. 

Der Yinanz:Minifter. 
Campbaufen. 


Anmeldungs-Bogen 
des Studirenden 








Geboren am ten 18 zu Provinz 

Eonfeifion Sohn des 

Reiſezeugniß erbalten 18 von de zu 

Forſtliche Vorbereitungszeit in der Oberförſterei von bis 

Bei der Forſtakademie zu infcribirt am ten 18 

Angemeldet Abgemeldet 
Bezeichnung der Vorleſungen pp. bei dem bei dem 

am | Docenten Docenten _ 








Erftes Semefter vom 18 big 18 


Jeder Studirende hat den Eingang diefes Bogens auszufüllen. Der Raum 
bei * ift zu Angaben über etwa bereits abfolvirte Studien auf anderen Afademien 
und Unwerſitäten zu benußen. 

Die Vorlefungen, Demonftrationen pp. welche der Studirende benutzen will, 
bat er bei Beginn des Semefters felbft einzutragen. 

Der Anmeldungsbogen ift dann von dem Studirenden perfönlich zu Anfang 
und am Schluffe jeden Semefter8 dem Docenten vorzulegen, welcher den Tag 
der An- und Abmeldung darin einträgt und feinen Namen beifügt. 
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Anlagel 
Regulativ für die Königlichen Forft-Akademien zu 
Neuſtadt Eberswalde und Alünden. 


Ss 1. [3wed der Anftalten] Die Forft- Akademien haben den Zwech, 
gründlichen Unterricht in der Forſtwiſſenſchaft ſowie in deren Grund- und Neben- 
wiſſenſchaften zu ertbeilen, insbefondere eine umfaſſende theoretifche und praftifche 
Borbildung für den Dienft in der Staatd-Forftverwaltung zu gewähren und die 
Fortbildung der Forftwiffenfchaft im Allgemeinen zu fürdern. 

8 2. [Rejfortverhältniß.] Die Forft-Alademien find dem Finanz 
Minifter untergeordnet, auf deffen Vorſchlag der Direktor jeder Alademie vom 
Könige ernannt wird. 

8 3. [Kurator] Der Finanz-Minifter bedient fi zur oberen Leitung 
und Beauffihtigung der Forſt-Akademien des Ober » Landforftmeifters als 
Kurators deffelben. 

Zu den Pflichten des Kurators gehört e8, durch örtliche Unterfuchungen fid 
iiber den Zuftand und gedeihlichen Fortgang des Inftituts, tiber die zwedmäßige 
Richtung des theoretifhen und praftifchen Unterrichts, iiber Befchaffenheit umd 
nothiwendige Ergänzung der Lehrmittel, ſowie über Aufrechterhaltung guter 
Disciplin unter den Studirenden zu vergemiffern, wo in irgend einer Beziehung 
Mängel oder Zwedwidrigkeiten bemerkbar werden, den Direktor und die librigen 
Lehrer hierauf aufmerffam zu machen, und nad Befinden dem Finanz Minifter 
Bericht zu erftatten. Alle Berichte des Direktors an den Finanz. Minifter find 
durch den Kurator zu befördern, welcher demjelben, wenn dazu Beranlaffung iſt, 
jein Gutachten beizufligen bat. 

8 4. [Lehrer-Berfonal.] Das Lehrer - Perjonal befteht bei jeder 
Alademie aus: 

1. Dem Direktor, welcher zugleich Lehrer der Forſtwiſſenſchaft ifl, und 

mindeftens 

. einem zweiten Lehrer für die Forftwifienichaft, 

. einem Lehrer der Mathematif, 

. drei Lehrern der Naturwiſſenſchaften, 

. einem Lehrer für die Mechtsfunde in Beziehung auf Forft- und 
Jagdweſen. 

Die Znlaſſung als Privatdocent bei einer Forſt-Akademie iſt mit Genehmigung 
des Finanzminiſters ſtatthaft. 

$ 5. [Obliegenheiten des Direktors.) Dem Direktor liegt außer der 
allgemeinen Leitung der Alademie im Beſonderen ob: 

1. Ertheilung der Erlaubniß zum Beſuche der Akademie nach Maßgabe 
der Vorſchriften in 88 10 und folgenden, 

2. Ueberwadhung des planmäßigen Ganges der Lehr-Vorträge und de3 
praftiichen Unterrichts. 

3. Kontrole iiber die Sammlungen und Lehrmittel, für welche jedoch 
zunächft die hetheiligten Docenten verantwortlich find, ſowie über die 
SInftandhaltung der Lokale und des Inventariums, 

4. Aufficht iiber die Fonds der Akademie und Kuratel über die Afademie-Kafle, 

5 Anſchaffung der nöthigen Utenfilien, Mobilien und Lehrmittel, und 
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Bollziehung der Zahlungs⸗ und Erhebungs⸗Anweiſungen an die Kaſſe, 
innerhalb der Grenzen des Etats, 

. Prüfung, Beſcheinigung und Einreichung der Jahresrechnungen, 

. Erftattung von Semeſterberichten über den Bein der Alademie, 

. Berwaltung der als Lehrmittel dienenden botanifhen und forft- 
ökonomiſchen Gärten und Verſuchsfelder, rüdfichtlih der botaniſchen 
Gärten im Einverfändniffe mit dem Profeffor der Botanik, welchem 
die Leitung der letzteren obliegt, 

9. die Leitung der Verwaltung der als Lehrmittel dienenden Oberförftereien 
nad Maßgabe des darüber ertheilten befonderen Negulativs, 

10. Aufre&terhaltung der Disziplin unter den Studirenden, 

11. Berufung der Lehrer zu Berathungenfüber den Lehrplan, iiber wichtigere 
Disziplinarfälle und andere die Afademie betreffenden Verhältniffe, fo 
oft jolches erforderlich ift, 

12. Leitung etwaiger Prüfungen nad Maßgabe des 8 16, 

13. Abhaltung von Borträgen fund praftifchen Demonftrationen in der 
Forſtwiſſenſchaft. 

8.6. [Lehr- Gegenftände.] Der Unterricht umfaßt, nach einem für beide 
Alademien möglichft gleichen Lehrplane, alle einzelnen Zweige der geſammten 
Forſtwifſenſchaft, und wird durch praftifche Anleitung und gründliche Erläuterungen 
in den Lehrforften und anderen benachbarten Forſten, ſowie durch Nepetitorien 
und Eraminatorien und forftlicde Reifen, wozu in der Regel’abwechjelnd in einem 
Sabre bei der einen, im anderen Jahre bei der anderen Alademie ein Theil der 
Herbftferien benußt wird, unterftükt. 

Die innerhalb des auf 21/5 Jahre berechneten Lehrkurſus bvorzutragenden 
Lehrgegenftände umfaſſen: 

A. Grundwiſſenſchaften. 

1. Phyſik mit Meteorologie und Mechanik. 

2. Chemie, anorganische und organijche. 

3. Mineralogie. 

4. Geognofie und Geologie. 

5. Botanif: | 
a. Allgemeine Botanik. 

b. Anatomie, Phyfiologie nnd Pathologie der Pflanzen. 
c. Spezielle Forftbotanil. 
d. Anatomifch-mitrosfopiihe Demonftrationen. 

6. Zoologie: | 
a. Allgemeine Zoologie. 

b. Spezielle Zoologie mit befonderer Rüdficht auf die für Forftwirth- 
haft und Jagd wichtigen Thiere, namentlich auf die Forftinjelten. 

7. Mathematik: 

a. Nepetitorien und Uebungen in der Arithmetik, Planimetrie, Trigono- 
metrie und Stereometrie. 
b. Grundzüge der analytifchen Geometrie. 
c. Grundzüge der höheren Analyfis. 
d. Geodäfie nebft Planzeichnen. 
8. Allgemeine Wirthichaftsiehre mit befonderer Rüdficht auf das Forſtweſen. 
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B. Fachwiſſenſchaften. 

1. Geſchichte und Literatur des SOHN IRRE: 

2. Forſtliche Standortslehre. 

3. Waldbau. 

4. Forftſchutz. 

5. Forftbenugung. Forfttechnologie. 

6. Forſtabſchätzung. Holzmeßkunde. Forftvermeffungs-Fuftruftion in Preußen. 
Anleitung zur Forſtabſchätzung mit befonderer Rüdfiht auf das Ber- 
fahren in Preußen. 

. Baldwerthberehnung und forftliche Statik. 

. Forftftatiftif. 

. Forftverwaltungstunde mit befonderer Rüdficht auf die Organijation des 
Forftwefens in Preußen. - 

10. Ablöfung der Waldfervituten mit Rüdficht auf Preußifches Recht. 

C. Nebenwiſſenſchaften. 
1. Rechtswiſſenſchaft. Preußiſches Civil- und GStrafredt. Eivil- und 
Strafprozeß. 

2. Waldwegebau. 

3. Jagdkunde. 

Die Borträge in den Grund» und Nebenwiffenjchaften find in fpezieller Be- 
ziehung auf die Forſtwiſſenſchaft zu halten und nicht weiter auszudehnen, wie es 
fiir den fünftigen Forſtwirth nothwendig ift, um die zu einer rationellen Be- 
wirthſchaftung der Forſten erforderliche wiſſenſchaftliche Grundlage zu erlangen. 
Es ift in diefer Beziehung zur Richtſchnur zu nehmen, was in den Beftinmungen 
über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen Forftverwaltungspdienft vom 
30. Juni 1874 über die im forſtwiſſenſchaftlichen Tentamen zu ftellenden An- 
forderungen vorgejchrieben ift. 

$ 7. [Rebrmittel.] Zu den Lehrmitteln bei Verfolgung diefes Zweckes 
dienen: 

1. die unter der oberen Leitung des DireltorS verwalteten Königlichen 
Oberförftereien (Biefenthal und Liepe bei —— Eberswalde, Gahren⸗ 
berg und Cattenbühl bei Münden), 

. die Saamendarre bei Neuſtadt-Eberswalde, 

. die botaniſchen und forſtökonomiſchen Gärten, 

. die chemiſchen Laboratorien, 

. die naturwiffenfhaftliden Sammlungen, 

. die geodätiihen Sammlungen, 

. die forft- und jagdtechnifchen Sammlungen, 

. die Bibliothek. 

88 [Rehr-Plan.] Alljährlih mit dem Sommer-Semefter beginnt ein 
neuer 2l/gjähriger Lehrfurfus. Es findet daher die Aufnahme folder Studirenden, 
welche nicht ſchon eine andere Forft-Lehranftalt befucht haben, jährlich nur einmal 
und zwar zu Anfang des Sommer-Semefters ftatt. Studirende, welche den 
Eintritt in den Preußifchen Staatsforftdienft nicht beabfichtigen, können auch bei 
Beginn des Winterjemefterd aufgenommen werden. 

Der fpezielle Unterrichtsplan wird für jedes Semefter vom Direktor im 
Einvernehmen mit den Lehrern entworfen, dem Minifter 8 Wochen vor Beginn 
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des Semeſters eingereicht und nach erfolgter Genehmigung durch die öffentlichen 
Blätter vom Direktor bekannt gemacht. 

89 [Lehr-Zeit] Das Sommer-Semefter beginnt am Montag nad) der 
Oſterwoche, für die aus der Forftlehre zur Akademie übergehenden Forſt-Eleven 
jedod erft am 1. Mat, und endet am 20. Augufl. Das Winter-Semefter beginnt 
am 15. Oktober und endet 14 Tage vor Oftern. Ferien finden im Laufe eines 
Semefters nicht ftatt, und Ausfegungen der Borlefungen nur an den Sonn» und 
Veiertagen und in der Zeit vom Freitag vor, bis Donnerftag nad) Pfingften, 
fowie vom 22. Dezember bis 3. Januar. 

$ 10. [Anmeldung] Die Anmeldungen zur erfien Aufnahme auf einer 
der Alademien find mit den erforderlichen Zeugniffen ($ 11) fchriftlih bis zum 
15. März refp. 15. Auguft bei dem Direktor einzureichen, welcher über deren 
Annahme und Ablehnung entfcheidet. 

Die Meldungen zum Uebergange von einer Akademie zur anderen find big 
15. März refp. 15. Auguft bei dem Direftor der zu befuchenden Akademie 
anzubringen. 

$. 11. [Bedingungen der Aufnahme) Die Aufnahme darf nur 
erfolgen, wenn der Angemeldete 

1. da8 Zeugniß der Reife al3 Abiturient von einem Gymnafio des Deutfchen 
Reiches oder von einer Preußifchen Realfchule erfter Ordnung erlangt hat, 

2. vor Ablauf des 25. Lebensjahres das forftalademifche Studium beginnt. 
reſp. begonnen hat, 

3. das Forfteleven-Zeugniß oder bei der Meldung eine desfallfige vorläufige 
Beicheinigung beibringt, 

4. iiber tadellofe fittlihe Führung ſich ausmeift, 

5. den Nachweis der zum Aufenthalt auf der Alademie erforderlichen 
Subfiftenzmittel führt. 

Außerdem find den Meldungen 

6. die Zeugniffe über etwa ſchon abjolvirte Univerfitäts- oder fjonftige 
Studien, tiber das etwa abgelegte Feldmeffer-Eramen, fomwie iiber 
etwaigen Aufenthalt in Forften außer der fiebenmonatlicdhen Vorbe⸗ 
reitungszeit beizufligen. 

Für die aus dem reitenden Feldjägerkorps zum Befuche der Anftalt kommandirten 
Veldjäger bedarf es nur der Beibringung des sub 3 bezeichneten Zeugniffes und 
der Borlegung der Zeugniffe sub 1 und 6 zur Einficht des Direktors, 

Studirende, welche den Eintritt in den Preußischen Staatsforftdienft nicht 
beabfichtigen, können auch ohne Erfüllung der Bedingungen 1 bis 3 aufgenommen 
werden, wenn fie anderweitig eine genügende Vorbildung nacdhmeijen. 

$ 12. [Dauer des Beſuchs.] Ein längerer als 21/yjähriger Beſuch der 
Akademie ift nur ausnahmsmeife ftatthaft. 

Der Direktor ift befugt, Forft-Eleven und Forft-Kandidaten, weldhe den 
2ijsjährigen Knrſus bereit3 abfolvirt haben, die Theilnahme an den Ercurfionen 
und die Benutzung der Lehrmittel unentgeltlich zu geftatten, ſoweit folches ohne 
Störung für den Lehrzweck thunlich if, und fo lange die Betheiligten die in 
diefer Beziehung vom Direktor ertheilten Beftimmungen pinttli befolgen. 
Wünſchen ſolche Yorft-Eleven oder Forft-Randidaten auch noch einzelne Vor— 
Iefungen oder Nepetitorien als Hofpitanten zu befuchen, fo kann der Direktor 
auch folches, wenn fein Bedenken obwaltet, geftatten, jedoch nur gegen ein zur 
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Alademielaffe vorher zu zahlendes Honorar von I Mark für jede Vorlefung oder 
Repetitorium, welches der Hofpitant zu befuchen wünſcht. 

Wer nach mindeftens zweiundeinhalbjährigen aber nicht auf einer Preußifchen 
Forft-Alademie abfolvirten Studien als Hofpitant vom Direktor zugelaffen wird, 
hat außer jenem Honorare eine Inſcriptionsgebühr von 10 Mark zur Afademie- 
Kaffe zu entrichten, wofür ihm auch die Theilnahme an den Ercurfionen und die 
Benutzung der Lehrhülfsmittel geftattet if. 

$ 13. [Inferiptiong-Gebühr und Honorar] Wer als Studieender 
aufgenommen wird, hat an Snffriptionsgebühren bei der erften Aufnahme auf 
einer der beiden Akademien 

fünfzehn Mark, - 

dagegen beim Uebergange von einer Akademie zur andern 

fünf Mart 
und außerdem an Honorar flir jedes Semefter 

fünf und fiebenzig Marf 

pränumerando an die Akademie-Kaſſe zu zahlen. Die innerhalb der etat- 
mäßigen Zahl zur Theilnahme am Unterricht kommandirten Mitglieder de 
reitenden Yeldjägerforps und der Fägerbataillone, ſowie die im Genuffe des von 
Ladenbergichen Stipendiums ſich befindenden Studirenden, find von vorgebachten 
Zahlungen befreit. 

Sonftige Befreiungen oder Erleichterungen künnen ausnahmsmeije nur vom 
Finanz-Miniſter bewilligt werden, wenn ganz außergewöhnliche Verhältnifie 
ſolches begründen. 

$ 14. [Disziplin] In Hinfiht der inneren Disziplin, der Studien, de 
Fleißes und des fittlichen Lebenswandels ftehen ſämmtliche inftribirte Forft-Eleven, 
jowie die Hofpitanten unter der Aufficht des Direktors. Wer die Akademie befucht, 
ift verpflichtet, die Statuten, welche ihm bei der Injtription eingehändigt werden, 
gemwifjenhaft zu beobachten.? 

$ 15. Bei Entlaffungen, welche auf Grund der Statuten erfolgen, oder bei 
etwaigen Ausweifungen durch die VBolizeibehörde, wird von dem bezahlten Honorar 
und Infkriptionsgelde nichts zuriicerftattet. Dies findet auch dann Anwendung, 
wenn die Entlaffung auf eigenen Antrag erfolgt oder irgend ein Hinderniß, ben 
Unterricht ferner zu benußen, eintritt. | | 

8 16. [Abgangs-Zeugnifje] Jeder abgehende Studirende erhält, 
wenn er es verlangt, ein vom Direktor auf Grund des Anmeldungsbogens aus 
zuftellendes Abgangszeugniß, in welchem tiber die Zeit des Beſuches der Afademie, 
die gehörten Vorleſungen 2c. und über das Verhalten des Abgehenden Aeußerung 
abzugeben ift. 

Das Abgangszeugniß wird unentgeltlich ausgeftellt. 

Wünſcht der Abgehende fich einer befonderen Prüfung zu ee jo ift 
eine jolche, jedoh nur am Schluffe eines Semefters, vom Direktor und mindeftens 
vier von diefem zur Prüfung zu berufenden Kehrern der Afademie fchriftlic und 
mündlich abzuhalten, und in dem Abgangszeugniffe, welches ſolchen Falles von 
fämmtlichen betheiligten Lehrern mit zu vollziehen ift, das Ergebniß der Prüfung 
in den einzelnen Disziplinen fpeziell zu vermerken. 

Für eine folde Prüfung hat der Abgehende vor Beginn derjelben zur 
Akademie-Kaſſe eine Gebühr von 40 Mark zu entrichten. 
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8 17. Die Beſtimmungen diefes Regulativs treten fofort, an Stelle des 
Regulalivs vom 1. März 1868 in Kraft. 
Berlin, den 5. April 1875. 
Der YinanzMinifter. 
Camphauſen. 


Anlage II. 


Regulativ zur Benutzung der Lehrmittel der Königlichen 
Forfi-Akademie durch die Studirenden derfelben. 

$ 1. Die Lehrmittel der Forft-Afademie, welhe von den Studirenden zum 
Selbftftudium benußt werden können, find: 

1. die botanischen und forſtökonomiſchen Gärten, 

2. die naturwiffenfchaftlihen Sammlungen, nämlich 

a) Sammlungen chemifcher Präparate, 

b) Sammlung phyfifalifher Apparate, 

c) mineralogifche, geognoftifhe und Boden-Sammlungen, 

d) botaniſche Sammlungen. (Herbarium. Holzjammlung. Samenfammlung. 
Anatomiſche und pathologifhe Sammlungs-Apparate.. Mikroſkop 2c.), 

e) zoologiſche Sammlungen. (Syſtematiſche Thierfammlung. Biologijche 
und anatomifhe Sammlung.) 

Die Sammlungen ad 2 c, d, e zerfallen in wiſſenſchaftliche und 

Handjammlungen; 

3. die geodätifchen Sammlungen. (Inſtrumenten- und Karten-Sammlungen), 

4. die forft- und jagdtechnifchen Sammlungen. (Geräthe. Modelle. Erzeugniffe), 

5. die Bibliothek, 

5 2. [Forftlehrgärten.] Die Benußung der botanifchen nnd forſtökonomiſchen 
Gärten ift den Studirenden unter der Bedinguug geftattet, daß 

1. feine Hunde, weder frei noch an der Leine, in die Gärten gebracht, 

2. die Beete nicht betreten, 

3. ohne bejondere Erlaubniß der Lehrer Pflanzen weder ganz noch theilmetfe 

3: B. dur Ausziehen, Abfchneiden, Brechen u. f. w. entnommen werden. 

8 3. [Naturwiffenfchaftliche Sammlungen.] Die Befichtigung der Sammlung 
hemifcher Präparate ift nur gegen befondere Erlaubniß des betreffenden Profeſſors 
geftattet. 

Daffelbe gilt hezüglih der Sammlung phyfttalifcher Apparate. 

Bezüglih der übrigen naturmwiffenschaftlihen Sammlungen ($ 1 c biß e) 
gelten folgende Beftimmungen: 

Der Zutritt zu den Sammlungsräumen behufs Befichtigung der unter Glas 
und Rahmen befindlichen Gegenftände ift den Studirenden bei Tage unter der 
Bedingung geftattet, daß die Schlüffel zu den Sammlungsräumen nad) den bon 
den betreffenden PBrofefforen zu ertheilenden Beftimmungen vor dem Gebraude 
entnommen und unmittelbar nad) dem Gebrauche wieder abgeliefert werden. 

Jede weitergehende Benugung der Sammlungen, welde ein Oeffnen der 
Schränke, Schiebladen und Käften erfordert, darf nur auf befondere Erlaubniß 
des betreffenden Profeſſors erfolgen. 

Die Benugung der Handfammlungen fteht den Studirenden nad den bon 
den betreffenden Profefforen zu ertheilenden Beftimmungen zur Verfügung. 
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$ 4. [Oeodätifhe Sammlungen] Die zum Auftragen und Zeichnen erfor: 
derlihen Inſtrumente und fonftigen Gegenftände (Transporteure, Maßftäbe, 
Schablonen, Vorlegeblätter u. f. w.) können von dem betreffenden Brofeffor den 
Studirenden zum leihmeifen Gebrauche auf beftimmte Zeit, unter der Haftung 
für unbefhädigte Rüdlieferung, verabfolgt werden. Die Kontrole der Ridgabe 
ift Sache des Profefjors. 

Im Uebrigen erfordert die Benugung der Sammlung geodätifcher Inftru- 
mente die befondere Erlaubniß des betreffenden Profeffors. 

8 5. [Forft- und jagdtehniihe Sammlungen] Die Benugung der forft- und 
jagdtehnifhen Sammlungen gefchieht auf befondere Erlaubnig des betreffenden 
Lehrers. Ausnahmsweile kann von diefem mit Zuftimmung des Directors einem 
Studirenden aud die Erlaubniß zur leihweifen Entnahme einzelner Gegenftände 
auf beftimmte Zeit, unter Haftung unbeſchädigter Rückgabe, melche der daflir 
verantwortliche Lehrer controlirt, ertheilt werden. 

8 6. Um die Benutung der Bibliothek zu erleichtern, liegt ein ftetS kurrent 
erhaltenes fyftematifches VBerzeichniß der im Befi der Forft-Afademie befindlichen 
Bücher und Karten im Lefezimmer aus, und Tann dafelbft von Morgens bi 
Abends 8 Uhr, wo das Lejezimmer der Benußung geöffnet ift, eingejehen werden. 

8 7. Die Benutzung der zur Bibliothef gehörigen Bücher und Karten er- 
folgt entweder nur im Lejezimmer, rückſichtlich der dajelbft ausgelegten Gegen- 
fände, oder durch Entleihung von Büchern und Karten 2c. zum zeitweifen häus- 
lichen Gebrauche des Leihenden. 

5 8. Die Im Lejezimmer ausgelegten Bücher und Karten dürfen 
durchaus weder nach Haufe nod in ein anderes Zimmer mitgenom- 
men werden. 

Die Titel der ausliegenden Gegenſtände find aus einer im Leſezimmer be- 
findlichen Lifte zu erjehen. 

$ 9. Die zum zeitweifen häuslichen Gebrauche gewünſchten Bücher umd 
Karten erhält der Studirende leihweiſe von dem Bibliothefar der Anftalt gegen 
Abgabe einer Quittung längftens auf vier Wochen, nad deren Ablauf 
Bücher und Karten ohne befondere Aufforderung zurüdzugeben find, oder eine 
Berlängerung der Frift nachzufuchen ift. Diefe kann nur gemährt werden, wenn 
die Gegenftände inzwifchen nicht von Andern verlangt worden find. 

Erfolgt die Rückgabe innerhalb der beftimmten Lehrfrift nicht, jo wird vom 
Bihliothefar durch einen Mahnzettel erinnert, für deſſen Weberbringung bet 
Studirende 20 Pfennige für jedes zurücgeforderte Stüd zu zahlen hat. Iſt die 
Rückgabe binnen 8 Tagen nach der Mahnung nicht erfolgt, jo hat der Studirende 
binnen weiteren 8 Tagen den Ladenpreis oder den vom Director zu beftimmenden 
Preis des Buches 2c. zu erftatten. 

8 10. Auf ein zurüdzulieferndes Bud) ober Karte hat derjenige den nächſten 
Anfpruch, welcher ſich für daffelbe zuerft gemeldet und ausdrüdlich feine No- 
tirung dafür beantragt hat. 

$ 11. Kupferwerfe, geologifche, geographiſche und phyſikaliſche Karten dürfen 
an die Studirenden nur auf bejondere Erlaubniß des Director3 ausgeliehen 
werden. 

$ 12. Die für die Ausgabe und Zurücknahme der Bücher, Karten ꝛc. be 
ſtimmten Zeiten werden für jedes Semefter bejonders angezeigt. 

$ 13. Wenn einer der Studirenden ohne Erlaubniß ausgelegte Bücher oder 


— 271 —- 


Karten entnimmt, oder fonft die Vorfchriften, unter denen die Bücher und Karten 
nur benutzt werden können, nicht beachtet, jo hat der Director das Recht, ihn 
von der Benußung der Bücher- 2c. Sammlung auszufchließen. 

8 11. Das Weiterverleiben entliehener Gegenftände Seitens des Entnehmers 
ift durchaus unftatthaft. 

$ 15. Sämmtliche entliehene Gegenftände find auch vor Ablauf der Leihfriit 
($ 9) zurlidzugeben: 

a) wenn die Riidgabe vom Director ausdrücklich angeordnet wird, 

b) wenn diejelben zum Auslegen im Lefezimmer von einem Lehrer be- 
ftimmt werden oder ein Xehrer fie zum Unterrichte bedarf, 

c) wenn eine Revifion der Bibliothel oder der betreffenden Samm— 
lung bevorfteht, was in der Regel acht Tage vorher befannt ge- 
macht werden wird, 

d) jpäteftens acht Tage vor Beginn der Ofter- und Michaelis- Ferien. 

$ 16. [Allgemeine Beftimmungen.] Sämmtlide Sammlungen find während 
der Ofter- und Herbftferien gefchlofien. 

Ausnahmsweiſe ift auch während der Ferien der Zutritt zu den Sammlun- 
gen auf bejondere Erlaubniß des betreffenden Profeſſors oder in deffen Abweſen— 
beit im Beifein eines Mitgliedes des Lehrerfollegiums geftattet. 

Die leihmweife Entnahme von Sammlungs-Gegenftänden darf während der 
Ferien ausnahmsmweife nur unter Zuſtimmung des betreffenden Profeffor8 und 
des Directors ftattfinden. | 

Die fpezielle Berantwortlichkeit für die ordnungsmäßige Benugung der 
Sammlungen liegt den betreffenden Lehrern ob. 

Alle fonftigen Spezialvorjchriften, z. B. das Schließen der Fenfter, Herab- 
laffen der Rouleaur, das Verbot des Rauchens u. |. m., welche bei dem Aufent- 
halte in den Sammlungsjälen uriter Benugung der Sammlungen zu beachten - 
find, werden durch Aushang in den Sammlungsräumen veröffentlicht. 

Jede Beſchädigung des Mobiliar, der Sammlungs-Gegenftände und Appa- 
rate begriindet die Verpflichtung zur Anzeige bei dem betreffenden Profeſſor und 
zum Schadenerjaße. 


Organiſation. Dienft-Inftructtonen. 
| 8. 
Heranziehung des Fiskus zu den Breisabgaben. 


Beicheid des Miniſters des Innern an den Kreisausfchuß zu N. 


Die Beichwerde vom 21. v. M. über die Verfügung der Königlichen Re— 
gierung zu Frankfurt a. DO. und des Herren Ober-Präfidenten der Provinz Bran- 
denburg vom 17. Zuli dv. J. bezw. 18. Januar d. %., durch welche der Kreis- 
tagsbefchlug vom 13. Juni dv. J. über die Vertheilung der Kreischauffeeftener 
beanftandet worden ift, vermag ich nicht für begründet zu erachten. Der von der 
Kreisvertretung angenommene Maßftab von 30% Zuſchlag zur Einfommen- und 
Klaffenfteuer, von 15% zur Grund», Gebäude- und Gemerbefteuer und von 45% 
zur fiskaliſchen Grund- und Gebäudefteuer entjpricht nicht den Borjchriften des 
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$ 14 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872.*) Fiskus ift nicht, wie der 
Kreis- Ausschuß ausflihrt, von feiner Grund- und Gebäudefteuer zunächft mit dem 
bollen Procentfage der Einftommen- und Klaffenfteuer, (alfo mit 30%) und dann 
noch mit der Hälfte diejes Procentfates, im Ganzen mit 45% heranzuziehen, — 
fondern zunächft nach demfelben Procentfate, nach welchem die Grund-, Gebäube- 
und Gewerbefteuer der übrigen Kreisfteuerpflichtigen belaftet ift (alfo mit 15%) 
und dann ftatt nach einer fingirten Einfommenfteuer, noch um die Hälfte desje- 
nigen Prozentjates ftärfer, mit welchem die Einfommen- und Klaffenfteuer ber: 
angezogen ift (aljo wieder mit 15%) im Ganzen demnad mit 30%. — Im Mebri- 
gen nehme ih auf die abfchriftlich beigefligte, diejelbe Frage beriihrende Ent» 
jheidung des Verwaltungsgerichts zu Potsdam vom 16. Januar d. J. Bezug. 
Berlin, den 25. Februar 1875. 
Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 
a. Im Namen des Königs. 

In der Beſchwerdeſache der Königlichen Regierung, Abtbeilung fiir Ddirecte 
Steuern, Domainen und Forften zu Potsdam als Bertreterin des Domainenfid- 
kus hat das Bermwaltungsgericht für den Regierungsbezirf Potsdam in der Situng 
vom 16. Januar 1875, an welcher Theil genommen haben: 

1) Freiherr von Frank, Negierungsrath, Vorfiender, 

2) Häkel, Kreis-Gerichtsrath, 
3) Treiber von Manteuffel, Wirklicder Geheimer-Rath, 

4) von Riſſelmann, Kreis-Deputirter, 

5) Hammer, Bürgermeifter, 

dahin entjchieden: 

daß unter Aufhebung des Befchluffes des Kreisausichufies des Kreifes 
Angermünde vom 21. Oktober 1874 die Reklamation der Königlichen Re- 
gierung, Abtheilung für directe Steuern, Domainen und Forften fir be- 
gründet zu erachten und demgemäß der Beitrag des Fiskus zu den Kreis- 
und Amtsabgaben des Kreijes Angermünde nah dem Berbältniffe von 


*) Der 8 14 der Kreisordnung lautet: 

Diejenigen phufifchen Perfonen, welche, ohne in dem Kreife einen Wohnfig zu haben, be⸗ 
ziehungsweife in demfelben zu den perſönlichen Staat8-Steuern veranlagt zu fein, in demfelben 
Örundeigenthum befigen, ober ein ftehendes Gewerbe, oder außerhalb einer Gewerkſchaft Berg⸗ 
bau betreiben (fForenfen), mit Einſchluß der nicht im Kreife wohnenden Geſellſchafter einer offe⸗ 
nen Hanbelsgefellichaft oder einer Commandit-Geſellſchaft (Urt. 85 und 150 des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuches), find verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben beizutragen, melde 
auf den Srundbefit, da8 Gewerbe, den Bergbau oder da8 aus biefen Quellen fließende Eins 
tommen gelegt werben. 

Ein Gleiches gilt von den juriftifhen PBerfonen, von den Commandit-Geſellſchaften auf 
Attien und Aktien-Geſellſchaften (Art. 173 und 207 des Handelsgefeßbuches), ſowie Berg-Ge⸗ 
werkichaften, welche im Kreife Grundeigenthum befigen oder ein ftehendes Gewerbe oder Berg⸗ 
bau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grunbbefig, Gewerbe⸗ und Berg⸗ 
bau-Betrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, dagegen mit der Grund⸗ und Gebäude: 
fteuer um die Hälfte desjenigen Procentjages ftärter belaftet werben, mit welchem bie Klaflen- 
und Haffifizirte Eintommenfteuer dazu heranyezogen wird. Im alle des 8 12 Abjag 2 tritt 
diefe Belaftung auch ohne Beichluß des Kreistages ein. 

Bergmwerköbefiger, welche in dem Umfange ihres Bergwerksbetriebes den in ber Klaſſe A.I. 
ber Gewerbeſteuer veranlagten @emwerbebetreibenden gleichitehen, find zu ben Steuerfäßen ber 
Klafie A. I. einzufchägen und nad; Maßgabe diefer Einfhägung zu den Kreisabgaben heran: 
zuziehen. 
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100 p&t. der auf den Fiskus fallenden Grund» und Gebäubdefteuer, mit- 
hin die Kreis-Abgaben auf zufammen 466 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf., die Amts- 
abgaben auf zufammen 169 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. feitzuftellen, die Koften 
des Berfahrens außer Anjag zu laffen und die baaren Auslagen dem 
Kreife Angermünde zur Laft zu legen. 

Gründe. 

Der Kreistag des Kreiſes Angermünde hat in feiner Sigung vom 11. April 
1874 bejchloffen, die Kreisabgaben nad) Berhältniß der von den Kreisangehörigen 
zu entrichtenden directen Staatsſteuern in Yorm von Zufchlägen zu denfelben 
und zwar nad der vollen Klaffen- und Einlommenfteuer und der halben 
Grund-, Gebäude- und Gemerbefteuer zu vertheilen, die Domainen und forftfi- 
kaliſchen Grundftüde des Kreifeg aber mit 150 pCt. der Grund und Gebäude- 
fteuer zu belaften. 

Dieſem Beichluffe gemäß ift die Grund- und Gebäudefteuer zu 150 pCt. 

A. von den fiskaliſchen Yorften des Kreijes auf 8317 Thlr. 23 Sur. 

B. von den fisfalifhen Seen auf . . . ». . 077 -» 3 = 

C. von den Domainen uf . » » 2 2.2..294 -» 27 - 
berechnet und, da der Zufchlag pro 1874 an Kreisftenern 1 Sgr. 10 Pf. und an 
Amtsfteuern 1 Sgr. 4 Pf. von jedem Thaler der Staatsfteuer beträgt, auf die 
gedachten Liegenjchaften 

ad A. 508 Thlr. 9 Sgr. 2 Pf. an Kreisfteuern, 

ad B 12 ⸗ 20 = 38 = = ⸗ 

adC. 179 = 10 =» 8 = = ⸗ 

Summa 700 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf. Kreisſteuern und 
ad A. 184 Thr. 25 Sgr. 2 Pf. an Amisſteuern auf 1/, Jahr, 
adB 4 = 8 » 3- ⸗ ⸗ ⸗ 
2adC. 6 -»- 6» 72 . = ⸗ 

Summa 254 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf. an Amtsſtenern 

gelegt worden. 

Der Kreistag ift hierbei von der Auffaffung ausgegangen, daß Fiskus nad) 
8 14 Abſatz 3 der Kreisordnung zu den Kreis- und Amtsabgaben von der Grund- 
nnd Gebäude-Steuer verhältnigmäßig zu entrichten habe: 

1) denjenigen Prozentſatz, mit welchem bei den übrigen Kreigeingefeffenen 

die Klaffen- und Haffifizirte Einfommenfteuer herangezogen wird, alfo 100 p&t, 

2) als Zufchlag Hierzu noch die Hälfte dieſes Prozentfages, aljo noch 50 pCt. 

Die Königliche Regierung hält diefe Auffaffung für irrig und legt den 
$ 14, 1. c. dahin aus, daß Fiskus vielmehr: 

1) zunähft mit demfelben Prozentfage der Grund» und Gebäudeſteuer 
heranzuziehen fei, mit welchem die übrigen Kreiseingejeffenen davon 
beifteuern, alſo mit 50 p&t., außerdem aber 

2) mit der Hälfte desjenigen Prozentfages, mit welchem die Einfommen- 
und Klaffenftener der Kreiseingefeffenen herangezogen wird, aljo mit 1/a 
von 100 pCt. — 50 pCt., 

fo daß im Ganzen uur von 100 pE&t. der Grund- und Gebäudefteuer die den 
Fiskus treffenden Zufchläge zu berechnen feiern. Der Rellamationsantrag der 
Königlichen Regierung geht demgemäß dahin: die vom Fiskus zu entrichtenden 
Steuerbeträge auf 2/3 herabzufegen, aljo die Kreisabgaben auf 466 Thlr. 26 Sgr 
8 Pf. und die Amtsftenern auf 169 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf. 
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Die bei dem Kreisausfchuffe angebrachte Reklamation ift von diefem in Ge: 
mäßheit de8 $ 19 der Kreisordnung einer nocdymaligen Prüfung unterzogen, 
jedoch dur Beſchluß vom 21. Oftober v. %. verworfen worden. 

Die Königlide Regierung hat gegen diefen Beſchluß friftzeitig Berufung 
eingelegt und den früheren Antrag auf Herabjegung der Steuer unter wiederholter 
Bezugnahme auf das Reſtript des Herrn Minifter8 des Innern vom 10. Juni 
dv. J. erneuert. 

Der Kreisausshuß hat unter Bezugnahme auf die Gründe der Vorentſcheidung 
deren Beftätigung beantragt. 

Es war wie gefchehen zu entjcheiden. Zwar kann dem Erlaffe des Herrn 
Minifterd des Innern vom 10. Juni v. J., auf welchen fich die Reklamation beruft, 
jelbftverftändlicy nicht die Kraft einer authentiſchen Interpretation der bier in 
Trage kommenden Gefegesftelle beigelegt werden, es gielt vielmehr, ohne Rüdficht 
auf jenen Erlaß, den wahren Sinn des 8 14 der Kreisordnung nah allgemein 
gültigen Interpretationsregeln zu ermitteln. Wohl aber veranlaßt die in jenem 
Erlaffe niedergelegte Auffaffung der höchften Verwaltungs-Inſtanz zu einer um 
jo forgfältigeren Prüfung des 8 14, welcher, wie vorn herein zuzugeben ift, auf 
den erften Blid und aus dem Zufammenhange des Gejete8 herausgeriffen in der 
Weiſe, wie der Kreisausfhuß es gethan hat, fcheint ausgelegt werden zu fünnen. 
Es ift hierzu nöthig, auf das Syſtem der Kreisbeftenerung, wie folches in dem 
s 10 bis 16 der Kreisordnung enthalten ift, und auf die Entftehungsgejchichte 
des 8 14 näher einzugehen, welche ſich aus den Motiven zur Gejetesvorlage und 
aus den bezüglichen Kandtagsverhandlungen ergiebt. 

Als oberfter Grundjaß für die Bertheilung der Kreisabgaben ift zunädft in 
8 10 bingeftellt, daß diefelbe nad) feinem anderen Maßftabe, als nach dem Ber- 
hältniffe der von den KreiSangehörigen zu entrichtenden direften Staatsfteuern, 
und zwar durh Zufchläge zu denfelben erfolgen ſolle. Sodann fam weiter in 
Frage, ob ſämmtliche direkten Staatsfteuern mit glei hohen Zuſchlägen 
belaftet werden follten. 

Dies Syſtem hatte fi nach den in den beiden weftlichen Provinzen ge— 
machten Erfahrungen nicht als ein gerechter Steuermodus erwiefen, vielmehr hatte 
fih das Syftem ungleiher Zufchläge als angemefjener bewährt, und zwar 
erfolgt dort die Belaftung der verjchiedenen Staatsfteuern mit Kommunalzufchlägen 
nad den Motiven zu $ 10 — in der Regel in der Art, daß wenn der Zuſchlag 
zur Klaſſen- und flaffifizirten Einfommenfteuer 100 pCt. beträgt, zur Grund- und 
Gebäudefteuer nur ein Zufchlag von 50 bis 75 und zur Gewerbeſteuer, jofern 
diefelbe nicht ganz frei bleibt, ein folcher bis zu etwa 25 pCt. erhoben wird. 

An diefe Erfahrung anknüpfend, liberträgt das Gefeß den SKHreistagen zwar 
in den 88 11 und 12 zur Wahrung ihres Seldfibeftenerungsrecdhtes die Yeit- 
jeßung des Mafftabes der Belaftung der einzelnen Staatzfteuern mit Kreiszu- 
ſchlägen unter Beriicfichtigung der individuellen wirthichaftlichen Verhältniſſe 
jedes einzelnen Kreijes, zieht aber doch auch andererſeits in 8 10 Abjat 2 und 
folgende fefte Grenzen, innerhalb deren fih das Maß jener Ungleichheit der 
Zuſchläge bewegen folle, indem es insbefondere verordnet: 

daß die Grund- und Gebäudeftener mindeftens mit der Hälfte und 
höchfteng mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentjages heranzuziehen 
fei, mit welchem die Klaffen- und Haffifizirte Eiukommenſteuer herange- 
zogen werde. 
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War fo die gleichzeitige Heranziehung der Kreisangehörigen nah Maß- 
gabe ihres Grundbefiges und nad) Maßgabe ihres Einkommens, wenn auch in 
ungleihem Berhältniffe im Prinzipe fefgeftellt, jo erhoben fich doch bei Anwendung 
dieſes Prinzips auf die Forenſen und juriſtiſchen Perſonen noch befondere 
Schwierigfeiten. 

Der Kreisordnungs-Entwurf von 1869 wollte zwar die Forenſen und 
Altiengefellichaften zu denjenigen Abgaben mit beranziehen, weldde auf den 
Grundbefig oder das Gewerbe oder das aus dieſen Duellen fließende Ein- 
tommen gelegt würden, beſtimmte aber fiir die juriftiicden Perſonen, daß Diele 
nur zu denjenigen Kreißabgaben, welche auf den Grundbefis oder das Gewerbe 
gelegt wurden, beitragen follten, und ſchloß eine Belaftung des aus diefen Ouellen 
fließenden Einfommens aus. Da num aber die Kommiffion des Abgeordneten- 
hauſes bei der Vorberathung des Entwurf auch die juriftifden Berfonen, 
aljo auch den Fiskus, mit Zufchlägen zu einer fingirten Einfommenfteuer heran- 
ziehen wollte, fo zog die Staatsregierung bei Ausarbeitung des Entwurfs von 
1871 die Frage wegen Heranziehung der Forenfen, juriftifchen Perſonen und 
Erwerbsgefellichaften von Neuem in prinzipielle Erwägung und erflärte demnächſt 
eine Heranziehung aller dieſer Nechtsfubjekte zu den Kreisabgaben nad Maßgabe 
einer fingirten Einfommenfteuer für irrationell. Die Kommilfion des Abgeordneten: 
Haufes trat zwar diejer Auffaffung nicht bei, fchlug aber in Bezug auf den 
Fiskus, deffen Befteuerung die Hauptfchwierigfeit verurfacdhte, einen neuen Aus- 
weg vor, welchem die jegige Faflung des 8 14 ihre Entfiehung verdankt. Die 
einzige authentifche Auskunft über legtere giebt daher der mündliche Kommiffions- 
bericht des Abgeordneten v. Brauchitſch in der Situng des Abgeordnnetenhaufes 
vom 18. März 1872, welcher über die Kommiffionsberathungen im Wefentlichen 
Folgendes jagt: 

Selbſt wenn man zugab, daß die Klafien- und Haffifizirte Einkommenſteuer 
nicht ganz geeignet fei zur Heranziehung der jurifhen Perfonen, Forenſen und 
Ermerbägeiellichaften, fo meinte man doch, daß dieje deshalb mit ihrem Ein- 
kommen nicht ganz freigelaffen werden könnten. Es wiirde deßhalb vorgeſchlagen, 
eine Art Kompromiß mit diefen zu befteuernden einzugehen und fie zu 50 pEt. 
Desjenigen Sates, zu welchem die Einfommen- und Klaffenfteuer herangezogen 
wird, ftärler mit der Grund- und Gebäubdefteuer heranzuziehen, und zwar des- 
Halb, weil man in der Grund- und Gebäubdefteuer ein ganz Mares Objekt der 
Beftenerung habe, während das Finden des Einkommens bei Forenſen, Erwerbs- 
geſellſchaften und juriſtiſchen Perfonen feine Schwierigfeiten habe. 

Diefer Vorſchlag wurde nun zwar Hinfichts der Forenſen und Erwerbsge⸗ 
felliehaften nicht angenommen, und bei diefen an einer Heranziehung nad) Maßgabe 
einer fingirten Einfommenftener fetgehalten. 

Dagegen wurde berjelbe bezüglich des Staatsfiskus fir annehmbar erachtet, 
ypeil e8 gerade hei ihm außerordentlich ſchwer fei, das Einkommen bes im Kreife 
belegenen, dem Fiskus gehörigen Vermögengobjekts, insbeſondere wegen der darauf 
Laftenden Staatsſchulden, Mar zu ftellen, und weil mau bier in dem Bertreter 
Der Stagtsregierung jemanden habe, mit dem man einen derartigen Kompromiß 
fchließen könne, was bei Foxenſen ꝛc. nicht der Yall fei. 

„Beim Staate mußte es — fagt der Referent dann wörtlich — zwar in 
Trage kommen, ob und in mie weit mit den vorgeſchlagenen 50 pet. 
Jahrb. d. Br. Forſt. u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 19 
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Zuſchlag zur Grund» und Gebäudefteuer annährernd der richtige Sat 
getroffen fei, der an Stelle der faum zu ermittelnden fingirten Ein— 
fommenfteuer zu fegen fei. Das indeß der Fiskus ganz frei zu laffen 
fei mit einem Erſatz für die fingirte Einfommenfteuer oder mit einer folchen, 
das glaubte die große Majorität der Kommiſſion des Abgeordnetenhaufes 
nicht anerkennen zu dürfen 2c.” (cfr. Stenographiſche Berichte des Ab⸗ 
geordnetenhaufes von 1871/72 Situng vom 18. März 1872 ©. 1331.) 

Die Staatsregierung erflärte fi) zwar im weiteren Verlaufe der Debatte 
oegen diefen Vorſchlag, reflimirte denfelben aber durch ihren Regierungs-Rommilffar 
Rhode ausdrüdlich dahin: 

daß die Kommiffion des Abgeordnetenhaufes die Unzuläffigkeit der Be- 
fienerung des Staatseintommens für Kreiszmede zwar anerfenne, 
aber für nothwendig erachte, den Staatsgrundftücden als Erſatz für die 
ausfallende Einfommenfteuer einen bejonderen Zuſchlag zur Grund- 
und Gebäudefteuer in Höhe der Hälfte desjenigen Prozentſatzes aufzuerlegen, 
mit welchem die Klaffen- und Haffifizirte Einfommenfteuer zu den Kreis- 
abgaben herangezogen werde, | 

und daß dieſer Vorſchlag auf der Annahme beruhe, dag 50 pCt. der 
Grundfteuer etwa einen gleichen Steuerbetrag darftellen, als 100 pCt. 
der Einfommenfteuer. 

In Folge diefer Debatte ift der von der Heranziehung des Fiskus handelnde 
Abſatz 3 des 8 14 nad) dem Kommiffionsvorjchlage in das Gefeg aufgenommen 
und eine andere Auffaffung defjelben als die oben mitgetbeilte weder im Ab- 
geordneten= noch im Herrenhaufe geltend gemacht worden. 

Hiernach Tann es aber feinem Zweifel unterliegen, daß, nach der überein— 
Rimmenden Auffaffung fämmtlicher gejeßgebender Faktoren in dem Yufchlage der 
Hälfte des Prozentjatzes der Einfommenfteuer, mit weldem Fiskus ftärfer mit 
der Grund- und Gebäudefteuer Heraugezogen merden fol, den Kreifen ein 
Aequivalent gewährt werden follte für feine Nichtheranziehung mit einer 
fingirten Einfommenfteuer, daß aber — und dies folgt nothwendig weiter daraus 
— im Uebrigen Fiskus nur mit denfelben Zufchlägen zur Grund- und Ge- 
bäudefteuer herangezogen werden joll, mit denen die Forenſen, Erwerbsgeſellſchaften 
und fonftigen juriſtiſchen Perjonen nach ihrem Grundbefige und überhaupt die 
Kreiseingefeffenen herangezogen werden. 

Der $ 14 Abfat 3 ift aljo hiernach dahin zu interpretiren: 

„Fiskus Tann zu den Kreisabgaben wegen feines aus Grundbefig ꝛc. 
fließenden Eintommens nicht herangezogen werden, dagegen ift derjelbe 
mit den Zuſchlägen zur Grund- und Gebäudefteuer nah demjelben 
Maafftabe wie jeder andere Kreisangehörige, außerdem aber noch (weil 
er mit einer fingirten Einfommenfteuer nicht herangezogen wird) mit einem 
Zuſchlage zu diefer Abgabe heranzuziehen, welcher der Hälfte desjenigen 
Prozentfates entjpricht, mit welchem die Klaffen- und Haffifizirte Einfonmen- 
fteuer herangezogen wird." 

Diefe Auslegung läßt fi) aber auch mit einer genauen mörtlichen Inter⸗ 
pretation der betreffenden Gejegesftelle in Einklang bringen. 

Die Worte „mit der Grund- und Gebäudeftener“ bedeuten bier fo viel wie: 
„was die Grund- und Gebäudeftener anbetrifft, oder „hinfichtlic der Grund- 
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und Gebäudefteuer“ und es ift nur der Kürze halber die Präpofition „mit“ 
gewählt. In der That giebt ja auch die Grund- und Gebäudefteuer ebenfo wie 
die anderen Steuern nur den Maaßftab ab, nach welchem die Kreisabgaben 
erhoben werden; diefe felbft find keine Grund- und Gebäubdefteuer. 

Wäre die entgegengefegte Annahme des Kreisausichuffes die richtige, fo hätte, 
um dieſe Har auszudrüden, die abweichende Heranziehung des Fisfus dahin 
ausgedrüdt werden müſſen: 

daß Fiskus ftetS mit der vollen Grund» und Gebäudefteuer (alfo nicht 
mit dem nad 8 10 und 11 für die übrigen Kreiseingefeffenen vom Kreis- 
tage feftzuftellenden Prozentfage derfelben) und außerdem mit der Hälfte 
desjenigen Prozentjages von diefer Steuer ftärker heranzuziehen jei, mit 
welchem die Klaffen- und Haffifizirte Einfommenfteuer herangezogen wird. 

Iſt hiernach die von der Königlichen Regierung ihrer Berufung zum Grunde 
gelegte Auslegung des $ 14 a. a. DO. die richtige, fo ift aber auch folgemweife die 
Rellamation derfelben gerechtfertigt und es mußte in Gemäßheit ihres Antrages 
die Einfhägung des Fiskus zu den Kreisabgaben, fowie der von demjelben pro 
1874 zu entrichtende Betrag der Kreis- und Amtsfteuern berabgejegt werden. 

Der Koftenpunft war nach 8 163 und 195 der Kreisordnung zu beftimmen. 


v. Frank. Hädel. v. Mantenffel. v. Rifjfelmann. Hammer. 


9. 
Meranziehung des Fiskus zu den fireisabgaben. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königlihe Regierungen der 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sadjen. 


Berlin, den 15. Juni 1875. 

In Betreff der Trage, in welchem Umfange der Fiskus auf Grund Des 
$ 14 der Kreisordnung zu den Kreisabgaben nad dem Maßftabe der Grund- 
und Gebäudefteuer herangezogen werden darf, wird die Königliche Regierung 
auf den Erlaß des Herrn Minifters des Innern vom 25. Februar d. J. (ſ. den 
vorigen Artikel) und auf die Entjcheidung des Berwaltungsgerichts für den Re— 
gierungsbezirk Potsdam vom 16. Januar d. J., welche in dem Minifterialblatte 
für die innere Verwaltung Nr. 4, S. 100 u. ff. abgedrudt find, aufmerkſam ge- 
macht und angewiejen, die Auslegung, welche dafelbft dem citirten $14 gegeben 
wird, fiberall, wo etwa eine weitergehende Belaftung des fisfaliichen Grundbe- 
figes mit Kreisabgaben verſucht werden follte, durch rechtzeitige Bejchwerde, 
eventuell Berufung zur Geltung zu bringen. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Campbanujen. 


19* 
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Berwaltungs⸗ und Schutzperſonal. Gehalte, Emolumente 
und Penfionirungen. 


10. 


Stellenzulagen und Dienſtaufwandsentſchädigungen der Oberförfter 
find künftig nach Abftufungen von 100 Mark zu beflimmen. 


Gircular-Verfügung des Finanz-Minifters an die Königl. Regierungen ercl. Sigmaringen 
und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 11. Januar 1875. 

Es erjheint angemefjen, die Stellenzulagen und Dienftaufwandsentjchädigun- 
gen der Oberförfter künftig nach Abftufungen von 100 Marf zu beftimmen. 

Die Königlide Regierung veranlaffe ich binnen 3 Wochen eine Nachweifung 
nah dem untenftehenden Fomulare einzureichen, worin die Stellenzulagen und 
Dienftaufwandsentfhädigungen, unter Feſthaltung der Marimaljäge von 400 
reſp. 2100 Mark jo vorzujchlagen find, wie fie nach den maßgebenden Berhält- 
niffen der einzelnen Stellen von der Königlichen Regierung als fünftiger Nor- 
malplan für angemefjen und nothwendig erachtet werden. 

Soweit die Vorſchläge von den gegenwärtig zahlbaren Beträgen um mehr 
als 50 Mark abweichen, find die Abweichungen in einer Beifchrift kurz zu mo— 


iviren. 
Der Finanz⸗-Miniſter. 
Im Auftrage: Hagen. 


Entwurf zum Aormalplane für die Oberförſterſtellen. 
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11. 
Brennholz der Forftbeamten. 


Ciraular⸗Verfügung des Finanz: Minifteriums an eine Königliche Regierung und zur 
Rachachtung an ſämmtliche übrige Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an bie 
Königl. Finanz direction zu Hannover. 


Berlin, den 22. Januar 1875. 
Auf den Beriht vom 14. Dezember v. %. wird der von der Königlichen 
Regierung in der Berfügung vom 19. November 1867 niedergelegten Anſicht zu- 
geftimmt, daß bei den ausreichend bemeffenen Marimaljägen an Derbbrennholz 
fir die Forſtbeamten das gut zu verwerthende Knüppelreiſig (Neifig I. Kaffe) 
zur Erfitllung eines etwaigen Mehrbedarfs an Brennholz nicht zu verwenden, 
folder vielmehr aus geringen Reifigfortimenten und Stodholz zu deden if. 
Bon der bezüglich des Oberförfters N. für die Vergangenheit angeordneten 
Einfparung kann indeffen abgejehen werden. 
Yinanz-Miniiterium. 
Abtheilung für Domainen und Forften. 
v. Strant. vd. Hagen. 


12. 


Brennholz der Forftbeamten, 


Verfügung des Finanz-Minifteriums an die Kgl. Megierung zu P. und zur Nachachtung 
an ſämmtliche übrige Königlihe Regierungen (mit Ausſchluß derjenigen zu Königsberg, 
Gumbinnen, Danzig, Marienwerber, Cöglin und Sigmaringen) und an bie Königliche 
Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 23. April 1875. 
Auf den Bericht vom 17 v. M. er mit Bezug auf die Eircular-Ber- 
fügung vom 22. Januar cr. (j. den vorigen Artikel) genehmigt, daß den Forft- 
beamten innerhalb des firirten Maximalſatzes an Brennholz an Stelle von je 
ein Raummeter Knippelbolz je zwei Raummeter Reifer I. Klaffe ohne Xen- 
derung des Berhältniffes zwiſchen Hart- beziehungsweife Weichholz verabfolgt 


werden fünnen. 
Finanz Miniiterium. 
Abtheilung für Domainen und Forften. 
vd. Strang. dv. Hagen. 


13. 

Geldvergütungen für freies Brennholz und Miethsentfehädigungen 
an Forftibeamte find monatlich pränumerando zu zahlen. 
Cirenlar⸗Verfügung des Finanz Minifters an ſämmtliche Königliche Regterungen (ercl. 

Sigmaringen) und an die Königliche Finanz-Direction zu Hannover. 

Berlin, den 30. April 1875. 
Zur Befeitigung entftandener Zweifel wird hierdurch beftimmt, daß die 
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Geldvergütungen, welche einzelnen Forſtbeamten ſtatt des freien Brennholzes 
nad) Maßgabe der Circular-Verfügung vom 30. April 1869*) gewährt werden, 
zwar nad wie vor in der, durch den Paſſus 5 der ebengedacdhten Berfligung 
borgefchriebenen Weife mit 2/49 für jeden der Wintermonate Oftober bis incl 
April und mit 1/9 für jeden der Sommermonate Mai bis inc. September, 
aber Hinfort monatlich pränumerando zu zahlen find. 

Ebenſo find die Miethsentichädigungen, welche Oberförftern und Yörftern 
in Stelle der freien Dienftmwohnung gewährt werden, in analoger Anwendung 
der Beſtimmungen wegen der Wohnungsgeldzufchüffe, ſoweit es nicht ſchon ge- 
ſchehen tft, hinfort monatlich praenumerando zu zahlen. 


Der Finanz-Miniiter. 
Im Auftrage: v. Hagen: 


14. 


Uoxmal- und Perfonal-Befoldungsplan der Förfter und 


Waldwärter. 


Circular⸗Verfügung des Finanz Minifters an fümmtlihe Königlihe Regierungen excl. 


Sigmaringen und an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 16. Juni 1875. 


Es ift wünſchenswerth, den Normalplan für die Förfter- und Waldmärter- 
ftellen einer Revifion zu unterwerfen. 

Die Königliche Regierung veranlaffe ich daher, nad) dem anliegenden Schema 
einen neuen Normalpları aufzuftellen und bis zum 1. Auguft d. $. einzureichen. 

Dabei ift Folgendes zu beachten: 


1. 


) S. 


Dem Plane iſt die gegenwärtig vorhandene Stellenzahl zu Grunde zu 
legen. Vermehrung der Stellen iſt alſo durch dieſen Plan nicht vor—⸗ 
zuichlagen. Wäre Veranlaffung, eine Förfterftelle in eine Waldmwärter- 
ftelle, oder eine Waldwärter- in eine Förfterftelle umzumandeln, fo find 
desfalfige Vorſchläge in einem befonderen Promemoria vorzutragen. 


. Bon befonderer Wichtigkeit und Hauptzwed der neuen Normalplan-Auf- 


ftellung ift e8, die Stellenzulagen bei den Förfterftellen dem Bedürfnifie 
entſprechend fo zu normiren, daß fie den Zweck thunlichfter Ansgleihung 
der Stellenverfchiedenheiten erfüllen. Es ift daher nothwendig, alle 
dieferhalb in Betracht zu ziehenden Momente forgfältig zu ermitteln und 
zu erwägen, und fir ſämmtliche Förfterftellen eine Klaſſifikationstabelle 
nad) den in der Anlage X enthaltenen Andeutungen aufzuftellen, welche 
dem Normalplane beizufligen ift. 


. Bei den Revierfürfter-, Hegemeifter-, Schuß- und Pferde-Zulagen dürfen 


Erhöhungen gegen den derzeitigen Normalzuftand im Normalplane felbft 
nicht in Anja kommen. Sind Aenderungen rathjam, jo find dieje in 
einer befonderen Beilage vorzufchlagen. | 


. Die Waldwärtergehälter find in den neuen Plan fo aufzunehmen, wie 


fie jet normalmäßig find. Wünſchenswerthe Aenderungen fünnen in einer 
befonderen Beilage vorgefchlagen werden. 


Jahrb. Band II Geite 15 Art. 9. : . 
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5) Wo eine Stelle mit einer Kommunal- oder Privatforftftelle verbunden 
ift, muß folches in der Rubrik „Bemerkungen“, unter Angabe des Ein- 
fommens von dieſer Stelle, vermerkt werden. 


6) In der legten Rubrik ift fir jede der an Förfter- 
ftelle derjenige Betrag zu verzeichnen, weldyer zur Erlangung einer dem 


Bediürfniffe eines Förſters entiprechenden Mietbswohnung aufgewendet 
werden muß. 

Behufs Aufftelung der Klaffifitationstabelle wird der Herr Ober-Forftmeifter 
mit den Herren Forftmeiftern zujammenzutreten haben. Sollten dabei fiber den 
Betrag der vorzujchlagenden Stellenzulagen Meinungsverjchiedenheiten fich erge- 
ben und nicht zur Erledigung gelangen, fo find die verbliebenen Differenzen im 
einer beizufügenden Verhandlung zu notiren und die abweichenden Anfichten dar-- 
zulegen. Es ift aber iu den Normalplan der Betrag vorläufig aufzunehmen, 
für welchen der Oberforftmeifter fich entjcheidet. 

Die erforderlihen Formulare zum Normalplane erfolgen bierbei. 

Der Kinanzmintiter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 
A. 


Hormal-Blan 
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Zur Beachtung: 

1. Die Stellen find in der richtigen Reihenfolge, nad) Maßgabe der Circular— 
Verfügung vom 7. Dezember 1865*) zu verzeichnen, dergeftalt, daß die 
Forftmeifterbezirke, innerhalb derjelben die Oberförftereien und innerhalb 
diefer die Schußbezirfe nad) der geographifhen Lage, in der Richtung 
von Dften nad) Weiten und auffteigend von Süden nah Norden auf 
einander folgen. 

2. Jede Oberförfterei ift fiir fich abzuſchließen, am Schluffe find die Ober- 
fürfteretfummen zu refapituliren. 

3. Die Zahlen find von einem NRechnungsbeamten zu pritfen und als 
richtig zu bejcheinigen. 





*) ©. Forſt⸗ u. Sagdfalender XVII. Jahrg. ©. 72. Art. 37. 
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4. Wo eine Dienſtwohnung gegenwärtig noch nicht vorhanden, aber deren 
Beſchaffung bereits fo weit gediehen ift, daß der Beamte unzweifelhaft 
noch vor Ablauf des Jahres 1875 eine Dienftmohnung erhalten wir, 
iſt in der Rubrik „Dienfiwohnung” mit roth eine 1 zu verzeichnen und 
in der Rubrit Miethsentihädigung der zur Zeit zahlbare Betrag roth 
einzutragen, in der Rubrik „Bemerkungen“ über die Bejchaffungsart, 
Neubau, Ankauf, Weberweifung von der 2c. Verwaltung anzugeben. 


x 

Zur Beachtung für Aufftellung der Klaffifilationstabelle und Normirung 

der Stellenzulagen, 

Für die Gewährung von Stellenziulagen ift die Erwägung maßgebend, daß 
e3 nicht nur billig, fondern auch im Intereſſe des Dienftes, zur Vermeidung der 
Nachtheile häufigen Perſonalwechſels, nothwendig ift, fiir ſolche Förſterſtellen, 
welche ungünftigere Berhältniffe haben, als die Mehrzahl der anderen Stellen 
defjelben Regierungsbezirts, eine Ausgleichung eintreten zu Yaffen. 

Es fommen hierbei befonders in Betracht: 

1. die Befchaffenheit und Lage der Wohnung namentlich in Beziehung anf 
den Schulunterricht der Kinder, Bejhaffung der gewöhnlichen Lebenz- 
bedürfniffe, Entfernung von Arzt und Apotheke, Unwirthſamkeit und 
Nauheit der Umgegend, befondere Erſchwerung der Beſchaffung des 
Waſſerbedarfs, 

2. die Beſchaffenheit der Dienſtländereinutzung, 

3. außergewöhnliche lokale Höhe der allgemeinen Reue für 
Brotkorn, Kartoffeln, Tagelohn, Gefindelohn zc., 

4. die Schwierigkeit der Forſtſchutzverhältniſſe, parzellirte Tage des Schuß- 
bezirks, 

5. Umfang und Schwierigkeit des Betriebes und große Wichtigkeit eines 
Schutzbezirks, wodurch außergewöhnliche Anſtrengung, vorzügliche In⸗ 
telligenz und bewährte Zuverläſſigkeit des Stelleninhabers gefordert werden. 

Nach dem Inbegriffe aller dieſer Verhältniſſe iſt zu ermeſſen, ob und zu 
welchem Betrage zur Ausgleichung gegen die durchſchnittlichen Verhältniſſe der 
meiſten anderen Stellen des Bezirks eine Stellenzulage nothwendig iſt. 

Von der Perſon des gegenwärtigen Stelleninhabers iſt dabei ſelbſtredend 
ganz abzuſehen. 

Um die einzelnen ins Gewicht fallenden Momente bei ieber Stelle gehörig 
zu würdigen und durch vergleichende Nebeneinanderftellung die gegenfeitige Ab- 
wägung zu erleichtern ift e8 erforderlich, eine Klaffififationstabelle nach dent um- 
fiehenden Schema aufzuftellen. 

In diejer Tabelle ift jede Förfterftelle nad) dem Inbegriff aller zu berüd- 
fichtigenden und vergleichungsweife in Zahlen zu ſchätzenden einzelnen Berhält- 
aiffe in eine der 7 Klaffen zu fegen. 

Für die Wiirdigung der Verhältniffe in den einzelnen Aubrifen und in der 
Gefammtheit ift der gegenwärtige Zuftand maßgebend, da Aenderungen, ſei es 
zum Befferen fei e8 zum Schlechteren, wenn fie demnächft eintreten, durch 
Aenderung der Stellenzulage fpäter zu beriidfichtigen find. 

Bei den Stellen, fiir welche bis zum Schluffe des laufenden Jahres ein 
zur Seit noch fehlendes Dienftetabliffement bezogen werden wird, ift aber Die 
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Klaffiftkation fo zu bewirken, als ob das Dienftetabliffement ſchon in Be- 
nugung wäre. 

Behufs Bemeffung der Stellenzulagen wird im Allgemeinen anzunehmen 
fein, daß für die Stellen der Klaffen 1 bis 3 feine Stellenzulage erforderlich ift, 
und daß für die Klaffen 4 bis 7 die Stellenzulagen mit 50 Marf beginnend 
und mit je 50 Marf fteigend fo zu normiren find, daß auch auf den ungiinftigften 
Stellen das zur Eriftenz des Beamten Nothmwendige gewährt wird. Ueber ein 
Marimum von 300 Mark ift aber keinenfalls Hinauszugehen, und diefes nur 
ganz ausnahmsweile vorzufchlagen, wo dur das Zufammentreffen einer be- 
jonderen Ungunft aller Berhältniffe dazu Beranlaffung ift. 

Die Gewährung einer Stellenzulage ift auch für ſolche Stellen nicht aus- 
geichloffen, für welche der Normalplan noch eine Revierförfter-, Hegemeifter-, 
Pferde- oder Schußzulage ausſetzt, wenngleich bei Bemefjung der Stellenzulage 
auf diefe fonftigen Zulagen mit Rüdficht genommen werden muß, infofern 3.8. 
eine Schußzulage genügende Ausgleihung für bejondere Schwierigfeiten des 
Forſtſchutzes, oder eine Hegemeifterzulage 2c. jhon die Vergütung wegen befonderer 
Wichtigkeit oder Schwierigkeit der Betriebsverhältniffe gewährt. 

Die vorzufchlagenden Beträge der Stellenzulagen müffen ſich auf das unab- 
weisbare Bedürfniß bejchränfen, haben diejes aber vollftändig zur Anſchauung 
zu bringen, ohne daß auf die bisherige Kürzung des Gehalts durch die Stellen- 
zulagen Rüdficht genommen werden darf. 

Unzulänglichfeit der gegenwärtig im Ermangelung einer Dienftwohnung 
zahlbaren Miethsentſchädigung ift fein Grund, die Stellenzulage höher zu normiren, 
als die fonftigen Verhältniffe es jrechtfertigen, da es thunlich werden wird, die 
Miethsentihädigungen dem wirklichen Bediürfniffe entfprechend zu erhöhen. 


Klaſſifikations-Tabelle 
für die Förſterſtellen im Regierungsbezirke: .................-. 
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Die Klaſſifikation iſt durch Zahlen mit folgender Bedeutung zu bewirken: 





in Beziehung auf | 1 | 2 3 | 4 5 6 7 
a Wohnung fehr J günftig | mittel fungünftig| fehr un: 
günftig günfti ſeh ehlt 
SD ; ; ünf ehr ehlt ganz 
b. Dienſtland ſehr gut | gut mittel | gering Jungünftig ungünftig 
c. Breisperhältniffe bilfig | mäßig | mittel | theuer je 
euer 


d. Schußverhältnifie fehr Leicht leicht J mittel | fchwierig ig 
e. Betrieböverhältnifie fehr einfad | mittel [wichtig u. — 
einfach ſchwierig ——— 


wichtig 
f. im Ganzen ſehr gut gut J mittel- | gering ſfungünſtigj ſehr höchſt 
mäßig ungünftig Ju ngünſtig 


Die Klaſſifikation im Ganzen iſt, ohne ſich an den Durchſchnitt der 
Zahlen in den einzelnen Rubriken zu binden, nad dem Inbegriff aller 
Momente zu arbitriren und danach der Vorſchlag für den Betrag der Stell 
zulage zu bemeffen. 


15. 


Dienfteinkommen der als Forſthülfsaufſeher beſchäftigten 
Reſervejäger, während der Einberufung mm kurzen militairiſchen 
Uebungen. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen 
ercl. Sigmaringen und an die Königl. Finanz=Drection zu Hannover. 


Berlin, den 19. Juni 1875. 


Aus Anlaß der Einberufung; von Refervejägern, welche als Forfthülfsauf- 
feher beichäftigt find, zu kurzen mililairifchen Uebungen ift neuerdings von meh 
reren Königlichen Regierungen die Anfrage hierher gerichtet worden, ob event. 
wie lange diefen Reſervejägern ihr Dienfteinfommen al Forfthülfsauffeher bei 
der Abwejenheit zu einer militairifhen Uebung zu belaffen jet. 

Zur Herftellung einer übereinftimmenden Behandlung wird hierdurch be- 
fimmt, daß die Zeit der Abweſenheit eines Forfihiilfsaufjehers zu militairifchen 
Uebungen rüdfichtli der Gewährung des Eivil-Dienfteintommens ebenfo wie 
die Zeit einer Beurlaubung zu behandeln, daß alfo, analog den Beftimmungen 
der Circular-Berfügung vom 12. Februar 1867 (Ib 691)*) 

a) den Forftaufjehern mit firirten Diäten für die erfien 14 Tage, 
und b) den Hülfsjägern mit Tagesdiäten für die erften 4 Tage 
ihrer Abmejenheit zu militairifchen Uebungen das BDienfteinfommen aus Fonds 
der Forſtverwaltung ungekürzt fortzuzahlen, bei längerer Dauer aber für die nod 
übrige Zeit der Abweſenheit von der Dienfiftelle nicht zu gewähren ift. 

Im Uebrigen wird der Königlihen Regierung überlafien, den Ausfall, wel 
hen ein Forfthiilfsauffeher (Forftauffeher oder Hülfsjäger) aus Anlaß feiner Ein- 


*, S. Zabrb. Bd. I ©. 7 Art. 6. 
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berufung zu militairifhen Uebungen erleidet, im Bedürftigkeitsfalle fomeit als 
nöthig durch Gewährung von Unterftügungen aus dem ihr zur Dispofition 
ftehenden Unterftigungsfonds für Forftbeamte auszugleichen. 
Der Zinanz-Mintiter. 
Camphauſen. 


16. 
Beſchränkung neuer Notirungen forſtverſorgungsberechtigter 
Jäger bei mehreren Königl. Regierungen. 


Gireular-Berfügung bes Finanz⸗Miniſters an ſämmtl. Königl. Regierungen 
(excl. Sigmaringen) und an die Königl. Finanzdirection zu Hannover. 
Berlin, den 13. September 1875. 

Auf Grund des 8 28 des Negulativs über Ausbildung, Prüfung und An- 
ftellung für die unteren Stellen des Forſtdienſtes in Verbindung mit dem Mili- 
tairdienfte im Säger-Corps vom 8. Januar 1873*) werden wegen Weberfillung 
der Anmärterliften bei den Königlichen Regierungen zu Danzig, Potsdam, Frank: 
furt, Stettin, Cöslin, Stralfund, Liegnig, Schleswig, Cöln und Trier bis auf 
Weiteres neue Notirungen forftverforgungsberedhtigter Jäger der Klaffe AI 
infoweit ausgefchloffen, daß bei den genannten Regierungen nur die Meldungen 
jolder im laufenden Kalenderjahre den Forſtverſorgungsſchein erhaltenden Jäger 
angenommen werden dürfen, welche in dem Bezirke derjenigen der vorgenannten 
Behörden, bei welchen fie fich melden, zur Zeit des Empfangs des Torftver- 
ſorgungsſcheins im Königlichen Forſtdienſte bereits beichäftigt find. 

Gegenwärtig ift dagegen die Zahl der Anwärter jehr gering in der Provinz 
Hannover und in den Regierungsbezirten Minden, aeuabeng, Caſſel, Wiesbaden, 
Coblenz, Düſſeldorf und Aachen. 

Vorſtehendes hat die Königliche Regierung ſchlennigſt durch Ihr Amtsblatt 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Diäten und Reiſekoſten. 
17. 
Geſetz, betreffend eine Abänderung des Geſetzes vom 24. März 
1873**) über die Tagegelder und Reifekoften der Itaatsbeamten. 
Vom 28. Iumi 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen, mit Zuftimmung des Landtages der Monardie, was folgt: 
Artifel I. 
Die 88 1, A und 10 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Gejeg-Samml. ©. 


*) ©. Jahrb. Bd. VI. ©. 17 Urt. 13. 
*) S. Jahrb. Bd. VI S. 95 Art. 52. 
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122), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, werden wie 
folgt abgeändert; 
8 1. An Stelle der Ar. VII wird beftimmt: 
VIL Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen find 
4 Mark 50 Pf. (ll, Thlr.) 


VIIL Unterbeamte . . . . 3 - (1 Thle.) 

$ 4 Au Stelle der Borfchriften unter Mr. I2 und 3 und I 3 wird be 
ſtimmt: 

L 


2) Die im $ 1 unter VI und VI genannten Beamten für die Meile 75 
Bf. (71/ Silbergroſchen) und 2 Mark (20 Silbergrofchen) für jeden 
Zu- und Abgang. 

3) Die im 8 1 unter Nr. VIII genannten Beamten für die Meile 50 Pf. 
(5 Silbergroſchen) und 1 Mark (10 Silbergroſchen) für jeden Zu- und 
Abgang. 


3) Die im $ 1 unter VII und VIII genannten Beamten 2 Marf (0 
Silbergroſchen). 

8 10. ft der perſönliche Rang eines Beamten ein höherer, als der mit 
dem Amt verbundene, jo ift der letztere für die Feſtſtellung der Tagegelder- und 
Reifeloftenfäge maßgebend. Beamte, weldde im Rauge zwiſchen zwei Klaffen 
ftehen, erhalten die für die niedrigere Klaffe beftimmten Sätze. Für Beamte, 
denen ein beftunmter Rang nicht verliehen ift, entjcheidet der Verwaltungschef in 
Gemeinihaft mit dem Yinanzminifter iiber die denfelben nach Maßgabe diefes 
Geſetzes zu gewährenden Sätze. In gleicher Weife erfolgt die Entjcheidung dar- 
über, welche Beamte zu den im 8 1 unter VII und VIII genannten zu zäh: 
len find. 

Artikel I. 

Durch Königliche Verordnung können die in dem Gejege vom 24. März 
1873 beftimmten Sätze an Tagegeldern und Reiſekoſten und die jenem Gefeke 
zu Grunde liegenden Entfernungsmaße in die Reichsmarkrechnung, beziehentlid 
in das Metermaß übertragen und angemefjen abgerundet werden. In gleichem 
Wege können die durch das gedachte Gefe und durch den Artikel I des gegen- 
wärtigen Geſetzes für die verjchiedenen Beamtenflaffen beftimmten Sätze 
bis zur Höhe derjenigen Säte umgeändert werden, welche für die entjprechenden 
Beamtenklaffen in der auf Grund des $ 18 des Reichsgefeges vom 31. März 
1873 ———— ©. 61) zu erlaſſenden Kaiſerlichen Verordnung feſtgeſetzt 
werden. 

Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 28. Juni 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. Camphauſen. Gr zu Eulenburg Leonhardt 
v. Kameke. Achenbach. 
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18. 
Denfelben Gegenſtand betreffend. 


Eircular-Verfügung des Finanz-Minifters an fämmtlihe Königliche Regierungen 
(excl. Sigmaringen) unb an die Herren Directoren der Königlihen Forſt-Akademien. 
Berlin, den 4. Auguft 1875. 
Auf Grund des Geſetzes vom 28. Juni d8. J., betreffend die Abänderung 
des Gejetes vom 24. März 1873 (f. den vorigen Art.) über die Tagegelder und 
Reifeloften der Staatsbeamten, beftimme ich, in Abänderung der Circular⸗ 
Verfügung vom 6. Juni 1873*), daß bei Dienftreifen: 
ad 6 den Forftlandidaten 
und ad 7 den Hegemeiftern und Förftern, fowie den Meiftern bei 
fämmtliden Forft- Nebenbetriebsanftalten: 
die Säße der neugebildeten Klaffe VII mit: 
4 Mark 50 Pfennigen Tagegeldern, 75 Pfennigen pro Meile Eifenbahn, 
2 Mark für jeden Eifenbahn-Zu- und Abgang (zuſammen) 
und 2 Mark pro Meile Landweg, 
dagegen ad 8 den Forſtaufſehern, Hülfsjägern und Waldmwärtern, 
den Wärtern der Nebenbetriebsanftalten, fowie den Haus 
meiftern uud Pedellen der Forftalademien. 
die Süße der neugebildeten Klaffe VIII mit: 
3 Marl Tagegeldern, 
50 Pfennigen pro Meile Eifenbabn, 
1 Mark fiir jeden Eifenbahn-Zu- und Abgang (zufammen) und 
2 Markt pro Meile Landweg, 
vom 27. vd. M. ab gewährt werden. 
Der Yinanz-Minifler. 
J. A.: Meyer. 


Erwerbungen, Beruußeruugen und Verpachtungen von 
Domainen- und Forſtgrundſtücken. 
19. 


Abfchähung des Ranfpreifes refp. des Miethsrinſes für Grundſtücke 
des Preuß. Staates, welche dem Deutſchen Reiche überlaffen 
werden follen. 


Erlaß des Finanz Minifters an fämmtlihe Königl. Regierungen. 
Berlin, den 1. Februar 1875. 
In einzelnen Fällen ift bei ber Abſchätzung des Kaufpreiſes reip. des Mieths- 
zinfes fir Grundſtücke des Preußischen Staats, welche dem Deutfchen Reiche 
fibereignet oder zur Benutzung liberlaffen werden follten, nicht richtig verfahren 
worden. Ich nehme Hieraus Beranlaffung, in Berfolg der biesfeitigen Eircular- 
Verfügung vom 20. Juli v. 3.) die Königliche Regierung darauf aufmerkfam 
zu machen, daß bei freihändigen Veräußerungen, Vermiethungen und Berpad)- 


*) ©. Jahrb. Bd. VI ©. 21 Art. 15. 
**) ©. Jahrb. Bd. VII Eeite 66 Urt. 36. 
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tumgen Seitens des Preußiſchen Staats an die Diilitärverwaltung oder an ein 
anderes Neffort des Reichs die dem Erfteren zu gewährende Gegenleiftung nicht 
auf eine niedrigere Summe bemefjen werden darf, als diejenige, welche dem ge- 
wöhnlichen, unter Berüdfihtigung der Orts- und Zeitverhältniffe abzuſchätzenden 
Bertehrswerthe der abzutretenden Gegenftände entjpricht, und daß der Umftand, 
daß der Vertrag nicht mit einer Privatperfon, fondern mit dem Reiche abge- 
ſchloſſen wird, für fich allein nicht geeignet ift, eine Preisermäßigung zu recht- 


fertigen. 
Der Finanz Minifter. 
- &ampbaujen. 


Beredhtigungen und m. Gemeinheitstheilung. 


Befugniffe der Königlichen — zur Beftätigung der Rezeſſe 
“ in Ablöfungsfaden. 


Circular⸗Verfügung des Finanz Minifters an fämmtlihe Königl. Regierungen 
excl. Aachen, Trier, Sigmaringen. 
Berlin, 29. April 1875. 

Bezüglich des Umfanges der den Königlichen Regierungen nach dem Gejete 
vom 21. April 1852 (Gejeg-Sammlung pro 1852 Seite 258)*) beigelegten Be- 
fugniffe zur Beftätigung der Rezeſſe in Ablöfungsfachen, welche zwar bei den 
ordentlichen Auseinanderjegungsbebörden anhängig geworden, aber ohne Da- 
zwifchenfunft von Entjcheidungen der letzteren Behörden auf eigene Verhandlun⸗ 
gen der Regierungen lediglih im Wege des Bergleiches zu Stande gebradjt 
werden, find Zweifel darüber entftanden, ob die Befugniffe der Regierungen be» 
reits in Folge der Regulirung eines Juterimiftici im Sinne des $ 36 der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Juni 1834 dur die ordentliche Auseinanderjegungsbehörde 
für erlojchen zu erachten feien. Zur Befeitigung jedes Bedenkens tiber die Redhts- 
gültigkeit der von der Königlichen Regierung beftätigten Rezeffe in Auseinander- 
fegungs-Saden, veranlaffe ich diejelbe, die Beftätigung der Nezeffe in allen den 
bei der ordentlichen Auseinanderjegungsbehörde bereits anhängigen, durch eigene 
Berbandlungen der Regierungen im Wege gütliher Einigung zu Stande ge- 
brachten Auseinanderfegungen den ordentlichen Auseinanderjegungsbehörden zu 
überlafien, in welchen Seitens letterer Behörden bereits eine interimiftiiche Ent- 
ſcheidung getroffen worden ift. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


Geſchäfts⸗, Kaſſen⸗⸗ und Rechnungsweſen. 
21. 
Verrechnung der durch Cäuterungshiebe pp. entftehenden Koſten. 


Circular⸗Verfügung des Finanz⸗Miniſters an die Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) 
und die Königliche Finanz-Direction zu Hannover. 
Berlin, den 9. Januar 1875. 
Unter Aufhebung der bisherigen Vorſchriften über die Verrechnung der durch 


»S. FSorſt⸗ und Jagdkalender III. Jahrg. Seite 54 Art. 21. 
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Läuterungshiebe pp. entftehenden Koſten wird im Einverftändniffe mit der Kö— 
nigliden Ober-Rechnungs-Kammer zur VBereinfahung des Rechnungslegungs- 
und Revifions-Gejchäftes beftimmt, daß fämmtliche Koften, welche durch behufs 
der Beitandespflege auszuflihbrende Läuterungs- und Durdforftungshiebe und 
dur das Ausäften älterer Stämme entftehen, auch wenn der Erlög fiir das ge- 
mwonnene Material die aufgewendeten Koften nicht dedt, mit ihrem ganzen Be— 
trage allein in der Holzwerbungstoften-Rehnung zu verrechnen find. 
Der Finanz Mintiter. 
J. A.: v. Hagen. 


22. 


Verrechnung der Koſten, welche die Vermeſſung der Forſtgrenzen, 
Forſtflächen, Pacht- und Dienſtländereien verurſacht. 


Verfügung bes Finanz-Miniſteriums an die Königl. Regierung zu U. und zur gleichmäßigen 
— an die übrigen Königl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und an die Königl. 
Finanz⸗Direction zu Hannover. . 


Berlin, den 26. Januar 1875. 
Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 15. v. M. erwidert, 
daß die aus Anlaß eines Rehnungs-Monitums zur prinzipiellen Entſcheidung 
geftellte Frage: 
ob die Koften der Vermeſſung der Yorftgrenzen und Flächen, inbefondere 
der Pacht- und Dienftländereien, zu verrechnen find, 

in den nachftehend zufammengeftellten Borjchriften ihre. Beantwortung findet. 

1. Aus dem Fonds „zur Bezeihnung und Berichtigung der Gren- 
zen, zu Separationen, Regulirungen und Prozeßkoſten“ 

(Kap. 2 Tit. 27) find zu beftreiten: 

a) die Koften der Bezeihnung der Eigenthumsgrenzen gegen fremdes 
Eigenthum, aljo die Koften der Beihaffung und des Einſetzens der 
Grenzfteine, des Aufwerfens der Grenzhügel, der Anlage von Gräben 
zur Sicherung der Grenze, nicht minder die Koften der für gemöhn- 
lich den Schutzbeamten obliegenden Numerirung der Grenzzeichen, fofern 
diefe Numerirung aus Staatsfonds von hier aus angeordnet wird; 
die Koften der im gewöhnlichen Laufe der Verwaltung jährlich vor- 
fommenden Ausführungen zur Erneuerung und Berichtigung der Eigen- 
thumsgrenzen, wozu, neben der ſchon vorhin unter a erwähnten Er- 
fegung und Erneuerung einzelner verloren gegangener oder ſchadhaft 
gewordener Grenzzeihen, auch die Koften der zur neuen eftlegung 
etwa verdunfelter Grenzen ausgeführten geometrifchen Arbeiten ge- 
bören, 

c) die Roften, welche die Aufnahme gerichtlicher oder außergerichtlicher 
Grengprotofolle mit den Grenznachbarn, zum Zwed der Regelung und 
Anerkennung der Eigenthumsgrenzen Seitens diejer letzteren verurfachen, 
einerlei ob diefe Aufnahme aus Anlaß und zum Zwecke einer fpeciellen 
Bermeflung und Betriebsregelung, oder im gewöhnlichen Laufe der 
Berwaltung ftattfindet. 

Alle diefe Beftimmungen (a, b, c) betreffen die Eigenthums- 


b 
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grenzen ohne Unterſchied, demnach ſowohl an dem zur Holzzucht be- 
nutzten, als an dem zur Holzzucht nicht benutzten Boden. 

2. Aus dem Fonds „zu Forſtvermeſſungen und Betriebsregu- 

lirungen (Kap. 2, Tit. 18b) find zu beftreiten: 

Die Koften für ſolche Bermeffungen und Abſchätzungen, welche Behufs 
der Bewirtbichaftung der beizubehaltenden Forſten, beziehungsweife zur 
Feſtſetzung des Abnugungsjages für diefelben, auf Grund der Anmweijung 
zur Erhaltung, Berichtigung und Ergänzung der Forſtabſchätzungs⸗ und 
Einrihtungsarbeiten vom 24. April 1836 oder der Anleitung zur Aus» 
führung der Tarationg-Revifionen vom 20. November 1852*) auszuflibren 
find, demnad die Koften aller der Arbeiten, welche die Königliche Re 
gierung jährlich in der Nachweifung der auszuführenden Forftvermefjungs- 
und Einrichtungsarbeiten zu veranfchlagen und bis zum 15. Yebruar zur 
dieffeitigen Pritfung und Feftfegung einzureichen hat. Wenn aus Anlaß 
und zum Zmede einer neuen Abſchätzung oder einer Tarations-Re- 
vifton die Eigenthumsgrenzen ganz oder theilmeife neu zu reguliren 
und zu vermeflen find, jo find die Koften der hierzu erforderlichen rein 
geometrifchen Arbeiten (Aufmeffen und Kartiren der Grenzzüge, Auf- 
ftellung oder Berichtigung des Grenzvermeflungsregifters) ebenfalls aus 
diefem Fonds zu beftreiten, weil in diefem Falle dergleichen Arbeiten al 
ein integrirender Theil des gefammten Betriebsregulirnngsgeſchäfts auf 
treten und nicht fügli von den übrigen Forftvermeffungs- und Betriebs- 
regulirungsarbeiten gefondert werden können. Es wird alfo in ſolchen 
Fällen mit jenen Koften ebenfo gehalten, wie mit den Koften der aus 
jenem Anlaß vorzunehmenden Vermeffungen zur Ermittelung und Feſt⸗ 
ftellung der Flächen. 

. Die Grenzen der Dienftländereien, mit Ausfchluß der Eigenthumsgrenzen 

- (efr. Poſ. 1), ebenjo die Flächen der Dienftländereien, hat der Oberförfter, 

foweit die Dienftländereien nicht ſchon vermeffen und kartirt find, zu ver- 
meſſen und zu fartiren, nicht minder die in diefer Beziehung vorkommen⸗ 
den Ergänzungs- und Erneuerungsarbeiten vorzunehmen. Etwa hieraus 
erwachfende Koften bat der Oberförfter zu tragen, mit Ausnahme der 
baaren Auslagen, welche durch die Löhnung für Kettenzieher entftehen. 
Wo ſolche baare Auslagen der Königlichen Regierung gehörig juftificirt 
nacdhgemwiefen werden, find diefelben aus dem Fonds Kap. 2 Fit. 28 „zu 
den Heinen Ausgaben der Lokalverwaltung“ zu erflatten. Die 
Koften der Bezeichnung der Grenzpunkte an den Dienftlänbereien, mit 
Ausihluß der Eigenthumsgrenzpunkte Tiegen dem Inhaber des Dienf- 
landes ob. 

4. Aus dem Fonds „Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Bo- 
tenlöhne und fonftige Fleine Ausgaben dertofalverwaltung“ 
(Kap. 2 Tit. 28) find auch die baaren Auslagen zu beftreiten, welche eine 
aus Anlaß oder zum Zwede der Verpachtung eines Forfigrundftids au 
geführte Bermeffung oder eine im Laufe der ee — 
derartige Flächenberichtigung verurſacht EEE RER 
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5. Wenn aus Anlaß und zum Zwede der Entäußerung von Forfigrund- 
ftüden deren Vermeſſung und Kartirung ausgeflihrt wird, fo find die 
Koften Hierfür, wenn 
a) die Entäußerung durh Verkauf ftattfindet ebenfo, wie die fonft etwa 
aufgewendeten Berfaufsfoften, aus dem Veräußerungstoftenfonds 
zu beftreiten und in der Ertraordinarien-Rechnung der Domainenver- 
waltung zu verrechnen, dagegen wenn 

b) die Entäußerung im Wege des Taufches vor fi) geht, ebenfo wie 
bie jonft entftandenen Tauſchverhandlungskoſten aus dem Fonds 
unter Kap. 2 Tit. 31 „andere vermifhte Ausgaben“ zu be- 
zahlen. 

6. Wenn ans Anlaß und zum Zwecke des Anlauf von Grundftüden zu 
den Forſten deren Vermeſſung und Kartirung ausgeführt wird, fo find 
die Koften diefer Vermeſſung zc. gleich den übrigen fonft etwa aufge- 
wendeten Kaufverhandiungstoften aus dem Fonds unter Kap. 2. 
Zit. 31 „andere vermijchte Ausgaben“ zu bezahlen. 


HinanzMinifterium. Abtheilung für Domainen und Korften. 
v. Strant. v. Hagen. 


23. 


Roften derjenigen Länterungs- etc. Hiebe, welche unvermerthbares 
und nicht aufzuarbeitendes Material ergeben, find aus Rultur- 
fonds zu beftreiten. 


Circular⸗Verfügung des Finanz Minifters an die Königl. Regierung zu M. und zur 
gleihmäßigen Beachtung an fünmtl. übrige Kgl. Regierungen (excl. Sigmaringen) und die 
Kol. FinanzsDirection zu Hannovot. 


Berlin, den 23. März 1875. 

Der Königlihen Regierung wird auf die Anfrage vom 1. ds. Mts. erwie- 
dert, daß die VBorjehriften der Eircular-Berfügung vom 9. Januar d. J. (fiehe 
Art.21) fi nur auf diejenigen Läuterungs-, Durchforſtungs- und Aeftungshiebe be- 
ziehen, welche ein iiberhaupt verwerthbares und demnad im Holzwerbungs-Ma- 
nual in Einnahme nachzumeijendes Material liefern. Demgemäß find die Koften 
folder Läuterungen 2c., welche wie die von der Königlichen Regierung bezeich- 
neten Arbeiten nur unverwerthbares und daher nicht aufzuarbeitendes Material 
ergeben, (wie das Ausbufchen wertblofer Stodausfhläge aus jungem Eichen- 
Kernwuchs, Einftugen von Bufchholz neben Eichen-Heiftern und dergl.). Arbeiten, 
welche auch in der Regel im Zagelohn unter Auffiht ausgeführt zu werden 
pflegen und welche beziiglich des ausgefallenen werthlojen Material3 im Holz- 
werbungskoften-Danuale nicht erjcheinen, nad) wie vor aus dem Kulturfonds zu 
beftreiten. 

Der Finanz. Mintiter. 
3. U: v. Hagen. 


Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 20 


24. 
Nachweiſung und Verrechnung der Unterftühungen an penfionitte 
Beamte und an Wittwen und Waifen der Forftoerwaltung. 


Streular-VBerfügung des Finanz Minifterinms an ſämmtliche Königl. Regierungen (ei. 
der zu Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direction in Hannover. 


Berlin, den 24. März 1875. 

Bon mehreren Regierungen find unter Bezugnahme auf die Berfligung vom 
14. April 1874*) Nachweifungen tiber die an penfionirte Beamte und an Bitt- 
wen und Waijen der Forftverwaltung auf Grund diesfeitiger Bewilligungen im 
Sabre 1874 gezahlten fortlaufenden Unterftüungen eingereicht worden. 

Es wird darauf aufmerffam gemacht, daß Nachweifungen iiber dergleichen 
fortlaufende Zahlungen nicht eingereicht zu werden brauchen und daß nad An 
ordnung der genannten Verfügung nur in Fällen, wo bei Bewilligung außer: 
ordentlicher, alſo einmaliger Unterftügungen die Königlichen Regierungen ıc. im 
voraus ermächtigt find, auch in den folgenden Jahren einmalige Unterftügungen 
bis zur Höhe der fiir dag erſte Fahr bewilligten Beträge ohne befondere Beridt- 
erftattung zahlen zu Yaffen, durch Nachweiſungen zur diesfeitigen Kenntniß zu 
bringen iſt, wie weit die Königlichen Megierungen ꝛc. von der ihnen ertheilten 
Ermächtigung Gebrauch gemacht haben. 

Die fr penftonirte Beamte und fir Wittwen und Waifen von Beamten der 
Forfiverwaltung auf mehrere Jahre bemilligten in Monatsraten pränumerande 
zahlbaren Unterftügungen find übrigens nicht, wie in mehreren Finalabſchlüſſen 
pro 1874 gefchehen, in den Ouartal- und Final-Abjlüffen unter den einmaligen, 
fondern unter den fortlaufenden Unterftügungen mit dem Jahres-Soll rejp. den 
gezahlten Beträgen aufzuführen. 

Finanz Mintfterium. Abtheilung für Domainen und Korften. 
vd. Strang. v. Hagen. 





25. ' 
Anſprechen des erlegten Schwarzwildes behnfs der Verrechnung. 


Circular⸗Verfügung des Finanz Minifters an die Königliche Regierung zu P. und zur 
Beachtung an fämmtliche Übrige Königlichen Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an bie 
Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 6. April 1875. 
Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 5. v. Mts. wird zur Be 
feitigung der Zweifel, welche beim Anſprechen des erlegten Schwarzwildes be 
hufs der Verrechnung entftanden find, hierdurch beftimmt: 
1. daß Friſchlinge bis zum 1. Oftober des Jahres, in welchem fie gelegt 
worden find, als gefledte, 
2. vom 1. April des folgenden Jahres ab als liberlaufene anzufprechen find 
— und 





*) ©. Jahrbuch Band VII ©. 8 Art. 8. 
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3. daß für die Einordnung in die höheren Tarllaffen der 1. April als der- 
jenige Tag zu betrachten if, mit welchem die betreffenden Schweine in 
ein höheres Altersjahr eintreten. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


26. 


Einſtellung der Ceiſtungen aus Staatsmitteln für die römiſch— 
katholifchen Bisthümer etc. 


Circular:Berfügung bes Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen und bie 
Königliche Finanz=Direction in Hannover. 


Berlin, den 6. Mat 1875. 

Nachdem dur) das unter dem 26. April cr. publicirte Geſetz vom 22. April 
er. die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die rö— 
miſch-katholiſchen Bisthümer, die zu derjelben gehörigen Inſtitute 
und die Geiftlihen ausgefprochen ift, wird die Königliche Negierung veran- 
laßt, alle diejenigen Leiftungen und Zahlungen fofort einzuftellen, welche bisher 
für Rechnung der Domainen- und Forft-Verwaltung direct aus fiskaliſchen Kaffen 
und Stationen oder indirect dur Domainen-Pächter, Inhaber von Forfl-Dienft- 
Etablifjements 2c. an die in S 1 des Geſetzes näher bezeichneten Intereſſenten 
zu leiften gemejen find. 

Der Königlihen Regierung wird hierbei Yolgendes bemerkt. Zu den ein- 
zuftellenden Leiftungen find insbefondere auch alle Natural-Abgaben an Holz, 
Getreide 2c. zu rechnen, gleichviel ob diefelben als Servituten, Reallaften oder 
als Befoldungen zu erachten find; eben dahin find aud) Gebrauchs- und Nutzungs⸗ 
Rechte an Gebäuden und Grundftüden zu rechnen. 

Unter den einzuftellenden Leiftungen für Geiftliche find alle Aufwendungen, 
welche für den Klerus beftimmt find, zu begreifen, gleichviel ob die Bewilligun- 
gen direct an die Geiftlichen, oder an Kirchen, Kirchen-Gemeinden und Kirchen- 
Kaſſen erfolgt find, fobald fie nur zum Unterhalt der Geiftlichen dienen. Da- 
gegen find von der Einftellung diejenigen Leiftungen ausgejchloffen, melde zur 
Befoldung der niederen Kirchendiener bei den einzelneu Kirchen-Gemeinden, ſowie 
zu den ſächlichen Cultuskoſten und den Baubedürfniffen dieſer einzelnen Gemein- 
den beftimmt find. 

Da die Verwendung der während der Einftellung aufgefammelten Beträge 
nah $ 9 fpäterer gejeglicher Beftimmung vorbehalten ift, jo find die für Rech— 
nung der Domainen- und Forftverwaltung einzubehaltenden Geldbeträge bis auf 
weitere Anordnung befonder8 zu afferviren, reſp. als Ausgabe-Reft fortzu- 
führen. 

Soweit Naturalbefoldungen, die namentlich Seitens der Domainen-Pädhter, 
der Inhaber von Forfl-Dienft-Etabliffements zc., direct an die bisherigen Empfangs⸗ 
berechtigten abzugeben find, zur Einftellung fommen, ift auf Einzahlung ange- 
mefjener Geldbeträge an die fisfalifhen Kaffen hinzuwirken. Soweit aber die 
Zahlung angemeffener Geldbeträge von den Pflichtigen nicht zu erreichen jein 
jollte, bleibt der Königlichen Regierung die Verfilberung der Natural-Abgaben 
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in angemeffener Weife und die Einziehung der Geldbeträge zur Affervation über- 
laſſen. 

Die Königliche Regierung hat eine genaue Nachweiſung der einzelnen Em⸗ 
pfangsberechtigten mit Angabe der eingeſtellten Geld- und Natural-Abgaben, der 
fiir Yetttere aufgefommenen Geldbeträge und der Zeit der Einftellung anzufertigen, 
und zum Schluffe des Jahres einzureichen. 


Ser Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


27. 
Berechnung der Diäten für Forſthülfsaufſeher nach Monats- 
reſp. Tagesſätzen. 


Verfügung des Finanz-Miniſters an bie Königliche Regierung zu X. und zur Nachachtung 
an fämmtlihe übrige Königliche Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an bie Königliche 
Finanz-Direction zu Hannover. 

Berlin, den 7. Mai 1875. 

Bei Riidgabe der Anlagen des Bericht vom 16. d. M. mit Ausnahme der 
eingereichten Abfchrift des Monitums B 3 der Königlichen Ober-Rehnungs-Kammer 
über die Forſtverwaltungs-Rechnung ihrer Hauptfaffe pro 1873 wird der Kö— 
niglihen Regierung erwidert, daß die Beftimmung in der Eirfular-VBerfügung 
vom 12. Februar 1867*) ad 2, nad) welcher die Hülfsjäger unter Bewilligung 
von Tages-Diäten kommiſſariſch anzunehmen find, dur den Schlußfatz der Eir- 
fular-Berfügung vom 12. April 1872**) nicht hat aufgehoben werden follen. Der 
fragliche Paſſus wegen Bertheilnng der Monatsraten auf einzelne Tage nad 
Maßgabe der Eirkular-Berfügung vom 29. Oktober 1871***) ift vielmehr mur 
auf diejenigen Forfthülfsauffeher zu beziehen, welche als Forftauffeher 
dauernd fungiren und monatliche firirte Diäten erhalten follen. 

Die Königlide Regierung hat daher in allen Verfügungen wegen Annahme 
von Forfthülfsauffehern oder wegen Erhöhung des Dienfteinfommens bereits be- 
ſchäftigter Forfthülfsauffeher die Diäten 

jomweit es fih um Forftauffeher handelt nad) Monatsjägen, 
bei Hülfsjägern dagegen immer nur nad Tagesſätzen zu beftimmen, und 
die Beträge, wie fie ſich hiernach berechnen, zahlen zu Yaffen. | 

Die Tagesjäge fir Hülfsjäger find nach 1/, der Monatsſätze der Cirkular- 
Berfügung vom 17, Februar 1874****) zu beftimmen. Hierdurch wird zwar ben 
Hülfsjägern fir Diejenigen Monate, welche 31 Tage haben, etwas mehr gewährt, 
als Forftaufjehern von gleichem Dienftalter. Letztere find jedoch durch ihre 
dauernde ftationaire Bejchäftigung andermeit bevorzugt, und die Sache erfcheint 
nicht dazu angethan, um durch Bildung neuer ausgleichender Tagesjäte mit uns 
bequemen Pfennigtheilen das Rechnungsweſen zu vermeitläufigen. 


*) ©. Jahrbuch Band I. ©. 7 Art. 6. 

**) ©. Yahrbuh Band V ©. 34 Art. A. 

”*) S. Jahrbuch Band IV Seite 102 Art. 42. 
**x) ©. Jahrbuch Band VII Seite 4 Art. 5. 
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Dagegen, daß e3 für die Vergangenheit bei dem Geichehenen bemendet, ift 
dieſſeits nichts zu erinnern. 
Der Yinanz-Minifler. 
% 4: v. Hagen. 


28. 


Die von der Domainen- und Forftverwaltung zu zahlenden 
bprocentigen Paffivrenten für abgelöfte Forft-Servitute find 
alljährlich in dem Abfıhluffe für dag I. Quartal erfichtlid; zu 

machen. 


Circular⸗Verfügung bes Yinanz-Minifteriung an fämmtlihe Königlihe Regierungen (excl. 
Sigmaringen) und an die Königl. Finanzdirection zu Hannover. 


Berlin, den 11. Mai 1875. 

Es ift wunſchenswerth zu wiſſen, auf wie hoch ſich die von der Domainen- 
und Forſtverwaltung zu zahlenden 5procentigen Paſſivrenten für abgelöſte Forft- 
Serpitute und fonftige NReallaften alljährlich belaufen. 

Die Königliche Regierung (Finanzdirection) wird daher veranlaßt, dieſe 
Renten von jeßt ab bis auf Weiteres alljährlich in dem Abfchluffe von der Do- 
moinen- rejp. Forfiverwaltung für das II. Ouartal und zwar am Schluffe des- 
jelben, ſummariſch anzugeben oder erfichtlich zu machen, daß ſolche Renten über⸗ 
haupt nicht vorhanden find. 

Erläuternd wird bemerkt, daß diefe Angabe nicht nur die bereit$ zahlbaren 
dergleichen Renten, fondern auch diejenigen Renten mit ihrem vollen (ganzjähri- 
gen) Betrage umfaffen muß, welche abſehbar im Taufe des Jahres noch zutreten, 
wohingegen diejenigen Renten fortzulaffen find, melde zur Ablöfung bereits ge- 
indigt, und für welche die Ablöfungs-Kapitalien vor dem Jahresſchluſſe noch 
zur bollen Zahlung gelangen werben. Iſt Die Kapitalzahlung aber auf mehrere 
Jahre vertheilt, jo find diejenigen Nentenbeträge hinzuzurechnen, welche den in 
den nächften Fahren noch zu zahlenden Kapital-Raten entſprechen. 

Renten, welche nur mit einem höheren als dem zwanzigfachen Betrage oder 
vertragsmäßig erft in einer fpäteren Zeit zu fündigen und zur Ablöfung zu 
bringen find, bleiben zunächſt außer Betracht. 

Finanz-Minifterium, Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. dv. Hagen. 





29. 
Verrechnung der Einnahmen aus dem Verkaufe von 
Forftprodukten. 
Eircular:Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen 
(mit Ausſchluß ber zu Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz-Direktion zu Hannover. 
Berlin, den 10. Juni 1875. 


Die Einnahme aus dem Berfaufe von Pflänzlingen bildet gegenmärtig, 
wenn auch nicht in allen Oberförftereien, fo doch im Ganzen eine alljährlich 
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wiederfehrende und in einzelnen Regierungs-Bezirken jo erhebliche Einnahme fiir 
die Forftverwaltung, daß es fich empftehlt, diefelbe nicht mehr, wie dies in der 
Eircular-Berfügung vom 23. Mat 1843 angeordnet ift, bei dem Titel Insgemein 
— gegenwärtig Kap. 2. Tit. 11. des Etats, verjchiedene andere Einnahmen — 
jondern in einer befonderen Abtheilung Tit. 2. für Neben-Nutungen, verrechnen 
zu laffen. Es entipricht dies auch der gegenwärtigen Verrechnung der Koften 
für die Werbung von Holzpflänzlingen (Ausheberlöhne) unter Tit. 14. Kap. 2. 
des Etats, für Werbung und Transport von Forftproduften, an Stelle deren 
früheren Verrechnung unter den vermifchten Ausgaben. 

In Verbindung hiermit wird die Reihefolge der Abtheilungen des Titel 2. 
anderweit wie folgt feftgefegt: 

Abtbeilung 1. Für Forſtgrundſtücke, 

= 2. Für Holzpflänzlinge, 
3. Für Waldfrücte und Obfinugungen, 
4. Für Haidemietbe, 
: 5. Für Grasnugung, 
6. Fir Waldweide, 
7. Für Heine Torfftide und Braunlohlen-Nutung, 
8 Für Steine, Thon, Lehm und Sand, 
" 9. Für Harz. und Holzkohlen⸗Nutzung, 
» 10. Bon gewerblidden Anlagen, 
" 11. Für Fifchereien und fonftige Benutung der Gemäffer. 

Bom Wirthſchafts-Jahre 1376 ab ift diefe Neihefolge in den Kaffenbüchern 
und Rechnungen in Anwendung zu bringen, und aljo auch von demfelben Zeit- 
punkte ab der Erlös für verkaufte Pflänzlinge bei der gedachten Abteilung 2. 
zu vereinnahmen. 

Die Königliche Regierung hat dieferhalb das Weitere zu veranlaffen. 

Hinfihtlih der aus größeren Baumfchulen verkauften Pflanzen, fiir welche 
befondere Etats — Deconomie- Pläne — befteben, erfolgt die Vereinnahmung des 


Erlöfes nach wie vor bei Tit. 9 des Kap. 2. . 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


— —— 


Etatsweſen und Statiſtik. 


30. 
Etat der Forſt-Verwaltung für das Jahr 1875, 
Einnahme. 

Tit. Mart 

1. Für Holzz...4 . 45,750,000 
2. Für Nebennugungen - © > > 2 en nn nenne. 8,405,000 
3. Aus der Jadg.. een. 813,050 
4. Bon Torfgräbereiennn. 2385, 238 
5. Bon Flößereien. 36,882 
6. Bon Wieſen-Anlagennn. 68,670 
7. Bon Brennholz Niederlagen . » 2 2 2 en 133,910 
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it. Mart 
8. Bom Sägemühlen-Betriebe . - - 2 2 220 8885000 
9. Bon größeren Baumfhulen -. » > 2 2 ern nne 21,7% 
10. Bom Thiergarten bei Elve . . . . . Be Sue 14,394 
Summa Tit. 4 bis 10 1,213,844 
11. Berjchiedene andere Einnahmen*) . . . ee ne. 885,026 


12. Bon der FYorftafademie zu Neuftadt- Eberswalde Pe ER 10,500 


13. Bon der Forftafademie zu Münden . . Die Ri 2% 8,580 
Sumıma Tit. 12. und 13 19,080 
Summa der Einnahme 51,086,000 

Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 
Koflen der Verwaltung und des VBetriches. 


Befoldungen. 
1. 30 Oberforftmeifter mit 4,200 Marf bis 6,000 Marl, im Durch⸗ 
fchnitt 5,100 Mark; zu Dirigenten-Zulagen für diefelben 20,700 
Mark (Höchftens 900 Mark für jeden); 96 Forftmerfter, darunter 
4 künftig wegfallend, mit 3,600 Mark bis 6,000 Marf, im 
Durchſchnitt 4,800 Marl. . . 634,500 
2. 678 Oberförfter, darunter 4 künftig wegfallend, mit. 1 ‚800 Mart 
bis 3,300 Mark, im Durchſchnitt 2,550 Marl. . . . . 1,728,900 
Außerdem freie Dienfimohnung und Seuerungsmateriaf, 
oder Geldvergütung dafür. Der Werth des freien Yeuerungs- 
material3 wird zu 150 Mark als penfionsfähiges Dienftein- 
fommen berechnet. 
3. 3,309 Förfter, davon 3,308, inch. 1 künftig mwegfallend, mit 840 
Mark bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 Mark, und 1 
fünftig wegfallend mit 840 Markt; 11,444 Marf perjönlicde 
Zulagen als Erſatz für frühere Dienftbeziige, künftig wegfallend ; 
64,470 Mark incl. 150 Mark künftig megfallend, zu Revier⸗ 
förfter- und Hegemeifter-Zulagen in Höhe von 60 Mark bis 
450 Marl; 142,392 Markt für 359 Waldwärter, davon 238 
voll befoldet mit 360 Mark big 660 Mark, und 121 neben- 
amtlich beichäftigt gegen 36 Mark bis 324 Matt . . . . 3,394,826 
Die Förfter erhalten außerdem freie Dienſtwohnung und 
Fenerungsmaterial, oder Geldvergütung dafür. Der Werth 
des freien Feuerungsmaterials wird zu 75 Mark als penfions- 
fähiges Dienfteinfommen berechnet. | 
Die Waldwärter erhalten freies Yeuerungsmaterial oder 
Geldvergütung dafür, und frei Dienſtwohnung, mo ſolche vor- 
handen if. Bon dem Emolumente des freien Feuerungs⸗ 
materials fteht denjelben eine Penftonsberehtigung nicht zu. 
“Tatus 5,758,266 


*) Hierunter find enthalten 160,238 Mt. 89 Pf. an Bejoldungsbeiträgen für ca. 302,000 Helt. 
von GStaatsforftbeamten vermwaltetete Kommunal- und Gtiftungdforften in den neuen Pro— 
vinzen. Der Anſatz gründet fi auf das Ergebniß ber Testen Jahre nach Abrechnung der auf 
Kit. 9 übertragenen 6,354 Marf. 
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Mari. 
Tit. Transport 5,758,2% 


4. 2 forfitehnifde Beamte bei dem TForfteinrichtungsbüireau zu 
Hannover mit 1,800 Mark bis 3,000 Mark, im Durchſchnitt 
2,400 Mark; 3 verwaltende Beamten bei den Nebenbetriebs- 

- Anftalten mit 1,500 Mark bis 3,000 Mark, im Durchfchnitt 
2,250 Markt; 33 Torf, Wiefen-, Flöß- 2c. Meifter mit 780 
Marf bis 1,080 Mark, im Durchfchnitt 930 Mark; und 22 
Torf, Wiefen- zc. Wärter, zufammen mit 9,396 Darf, davon 
16 voll befoldet mit 360 Mark bis 660 Mark und 6 neben- 
amtlich beichäftigt mit 36 Mark bis 324 Marl . . . ; 51,636 

Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Fenerungs- 
material, oder Geldvergütung dafür: die drei verwaltenden 
Beamten, mit einempenfionsfähigen Werthedes freien Feuerungs- 
material® von 105 Marl, die Meifter wie die Förfter, die 
Wärter wie die Waldwärter. 





Summa Tit. 1 bi$ 4 5,809,862 


48. Zu Wohnungsgeld-Zuſchüſſen für die Beamten. . . 95,250 


Andere perföünlihe Ausgaben. 
5. Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei den Regierungen und 


der Finanz-Direftion zu Hannover . . 72,000 
6. Zur Remunerirung von nl bis 300 Marl fur 
jden . . 990,000 


Beftände önnen zur Verwendung fur das nüchſte Jahr 
reſervirt werden. 

7. Koſten der Gelderhebung und Auszahlung, Tantièmen und Averſa 
(durchſchnittlich 1,9 Prozent der Brutto-Einnahme).... 970,000 

Das Marimum des dem Forftlaffen-Nendanten als Be- 

foldung zu bewilligenden Tantieme- Antheils beträgt 3,300 Mark 

8. Zu außerordentlihen Remunerationen und Unterftügungen für 

Forftbeamte, Forftlaffen-Beamte, Erefutoren, Beamte bei den 

Nebenbetriebs-Anftalten und jonftige Perſonen (nicht Beamte), 
welche für diefe Anftalten nützliche Dienfte leiften . . . . 168,000 
Summa Tit. 5 bis 8 2,200,000 

Dienftaufwands- und Miethsentfhädigungen. 

9. Fuhrloften-Averfa und Dienftaufwands-Entfehädigungen für Ober- 
forftmeifter und Forftmeifter bis zu 2,550 Mark für jeden . 295,20 

10. Fuhrkoſten, Büreaukoſten uud Dienftaufmands-Entjhädigungen 


fiir Oberförfter bis zu 2,100 Mark für jeden. . . .  1,081,950 
11. Zur Haltung eines Dienftpferdes, oder Annahme von Korftfehu- 
hülfe fiir Förfter bis zu 180 Mark für jeden. . . 14,068 


12. Fuhrkoſten-Averſa und Dienftaufwands-Entfehädigungen für Beamte 
bei den Nebenbetriebsanftalten bis zu 1,200 Mark flir jeden 9,525 
13. Zu Miethsentfhädigungen wegen fehlender Dienftmohnungen für 
Oberförfter bis zu 900 Mark, für Förfter, Torf, Wieſen⸗, 
Flöß- 2c. Meifter bis zu 225 Mark für jeden. . . » . . 101,010 


Summa Tit. 9 dis 13 1.501,78 
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= Moaterielle Berwaltungs- und Betriebskoſten. 

14. Für Werbung und Transport von Forſtprodukten 

15. Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forftdienftgebäubde, fowie 
zur Beichaffung noch fehlender Forftdienfigebäude für Ober- 
förfter und Forſtſchutzbeamte 

16. Zur Unterhaltung und zum Neubau der öfentigen wie in den 
Forften. . . ’ 

17. Zu Wafferbauten in ben Forften ba ni re 

Summa Tit. 16. und 17. 

18. Zu Yorftlulturen und Berbefferung der Forftgrundftüide, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege und zu Forft- 
vermefjungen und Betriebsregulirungen. . . 

Beftände können zur Berwendung für die folgenden Jahre 

reſervirt werden. 
19. Jagdverwaltungskoſten. 
20. Betriebskoſten für Torfgräbereien : 
21. Betriebskoſten fiir Flößereien. 
22. Betriebsfoften für Wiefenanlagen . i 
23. Betriebgfoften für Brennholz-Niederlagen 
24. Betriebstoften der Sägemiühlen . ie 
25. Betriebstoften fir größere Baumfchulen . 
26. Für den Thrergarten bei Eleve. . . 

Bei dem Thiergarten bei Eleve darf bie Ausgabe bie Ein- 
nahme nicht überjchreiten. Der am Schluffe eines Jahres 
verbleibende Ueberihuß darf nur in den nächſtfolgenden beiden 
Jahren noch verwendet werden. 


Part 


7,095,000 


1,914,000 


1,200,000 


37,440 


1,237,440 


3,670,200 


55,650 
103,500 
27,600 
15,627 
17771 
558,900 
21,546 
9,654 





Summa Tit. 20. bis 26. 


27. Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu Separationen, 
Regulirungen und Prozeßkoſten 

28. Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Botnlähn und > onfige 
Heine Ausgaben der LTofal-Bermwaltung . 

29. Drudkoften. . . 

30. Zu zeitweifer Berftärkung des Forfiſchutzes, Steoertretunge und 
Umzugstoften, Diäten und Reifeloften 

31. Inſektentilgungs⸗, 
arbeiter und andere vermifchte Ausgaben . ; 

Summa Tit. * bis 3. 


Borfluth-Koften, Unterftiigungen an Wald— | 


914,298 


359,057 
989,057 


Summa Tit. 14. bis 31. 16,259,145 
Summa 25,866,000 


Bu forſtwiſſenſchaftlichen und Lehrzwecen. 
Befoldungen. 
1. Bei der Sorftatadenie zu Neuftadt-Eberswalde: 

1 Direktor mit 6,WO Mark; A Brofefforen und 1 Forftmeifter 
für das Verſuchsweſen mit 3,300 Marf bis 6,000 Marf, im 
Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiker flir das Verſuchsweſen 
mit 2,400 Mark; 1 Sekretair mit 1,500 Mark; 1 Hausmeifter 


* 
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it. Mart 
und Pedell mit 900 Mark; 1 forſttechniſcher Lehrer mit 600 
Mark neben feinem Eintommen als Oberfürferr . - . . » 35,550 
2. Bei der Forftalademie zu Münden: 
1 Direktor mit 6,900 Mark; 4 Profefforen mit 3,300 Marf bis 
6,000 Mark, im Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 alfademifcher 
Gärtner 1,800 Mark; 1 Hausmeifter und Pedell mit 900 
Mart; 1 forfttechnifcher Lehrer mit 600 Mark neben — 
Einkommen als Oberförfterr . . . . 28,800 
Bemerfung. 
Die Gehälter der 9 Beamten mit 3,30 Mark bis 6,000 
Mark find für beide Alademien libertragungsfähig. Die Haus- 
meifter und Pedellen erhalten freie Wohnung und freies 
Teuerungsmaterial. 





Summa Tit. 1. und 2. 64,350 
2a. Zu Wohnungsgeld-Zufhüfjen für die Beamten . . 4,740 


Andere perfünlie Ausgaben. 
3. Zur Remunerirung von Hülfsauffehern und Afiftenten; zu Re- 
munerationen für Leiftungen bei dem forftlicden Verſuchsweſen 18,000 
4. Zu außerordentlihen Remunerationen und Unterftägungen an 
Beamte und Dozenten bei den Forfi-Alademien . 


Summa Tit. 3 — — 


Sächliche Ausgaben. 
5. Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehrmittel 
und Sammlungen, zu Amtsunkoſten⸗Vergütungen, Umzug3- 
foften, Diäten- und Reifefoften, zur Heizung und Erleuchtung 
der Lehrräume, zu den fjpeziellen Bedürfniſſen der forftlichen 
Berfuchsftationen und fonftigen vermifchten Ausgaben . . - 66,510 
Beftände fünnen zur Verwendung für die folgenden Jahre 
rejerbirt werden. ae a 
Summa Rap. 3. 156,000 


Allgemeine Ausgaben. 


1. Kommunal- und NReallaften . . . 0... 860,000 
2. Ablöfungsrenten und zeitweife Vergütungen an n Stelle bon Natural- 
Abgaben . . . .. 210,000 


3. Zu Unterftügungen für penfionirte Beamte, ſewi⸗ gu Benftonen 
und Unterftüßungen für Wittwen und Waifen von Beamten 210,000 
Beftände können zur Verwendung für das nächſte Jahr 
tejervirt werden. 
4. Zum Anfauf von Grundftüden zu? den Forften . . .. 1,050,000 
Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
reſervirt werden. 


Summa Kap. 4. 1,830,000 

Hierzu: ⸗ 3. 156,000 

= 2. 25,866,000 

Summa A. Dauernde Ansgaben 27,852,000 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
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1. Zur Ablöfung von Forftfervituten, Neallaften und Paffivrenten 1,445,000 

2. Prämien zu Chauffeen, deren Anlage von dem mejentlichften 
Antereffe für die Forftverwaltung ift, die aber ohne Hinzutritt ° 
der letzteren dur Bewilligung von Prämien nicht zur Aus⸗ 


führung fommen würden . . . 150,000 

3. Zur Beſchaffung fehlender Förfter- Dienftwohnungen Ertraor. 
dinairer Zuſchuß zu Kap. 2. Tit. 15. des Ordinariums.). 1,050,000 
4. Zu Chaufſee⸗Anlagen im Grunewald bei Berlin, zweite Rate 300,000 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 2,945,000 

Abſchluß. 

Die Einnahmen betragen . ; . 51,086,000 
Die dauernden Ausgaben betragen . 27,852,000 


Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben . 


81. 


— Ueberſchuß 23,234,000 


2,945, 000 
Bleibt Ueberſchuß 20,289,000 


Die etatsmäßigen Forftflächen, ſowie der etatsmäßige Natural- 
Ertrag für das Jahr 1875 und Einnahme Titel 1 für Holz. 











Regierungs-Bezirk. 


| Königsberg . 

A Gumbinnen 
Danzig i 

H Marienwerder . 
Potsdam . . . . 

st Frankfurt a, O. 
Stettin. . 

J Köslin. 

N Stralfund 

M Boien . 

‚N Btomberg. 

a Breslau . 


Flächen-Inhalt nach Heltaren. 


nicht be- 
beftimmter | timmter 


Waldboden. 


| 
173,942 
179,846 


61,399 
54,647 
12,453 
16,470 
17,328 


4,124 





235,341 
234,493 
103,017 
186,91 
215,17 
184,600 
107,319 
50,% 
28,481 
72,421 
101,131 
62,931 


Natural-Ertrag 

ve, den Abnutz⸗ 
un in 

Teftlubifmetern. 


345,205 
320,122 
120,661 
263,351 
354,790 
337,645 
237,231 

85,820 

52,384 
114,387 
142,191 
125,870 





Geld- 
Einnahme. 





zit. 1. 


Für Holz. 


Markt |BE. 


1,451,949| — 


1,129,989| — 
672,628 — 
1,475,920| — 
2,980,796142 
2,752,770|— 
2,100,226| — 
489,733| — 
660,873|— 
810,904 — 
931,159 — 
1.142,20) — 


SI Regierungs-Bezirk. 
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Liegnitz 

Oppeln 

Magdeburg . 

Merfeburg 

Erfurt. 

Schleswig : 

Hannover (Srovinz) . 

Gemeinſchaftliche Wal- 
dungen. : 

Münfter . 

Minden 

Arnsberg . 

Kaflel. . . 

Gemeinfchaftfiche Wal. 
dungen. 

Wiesbaden — 

Gemeinſchaftliche Wal— 
dungen. 

Koblenz 

Düſſeldorf 

Köln 

Trier . 

Aachen. 34 

Summa 

Gemeinſchaftliche Wal— 
dungen 2». 

Muthmaßliche Mehr— 
Einnahme in Folge 
höherer Verwerthung 
des Holzes und der 
Nebennutzungen und 
höheren nachhaltigen 
Natural = Ertrages 
gegen die Annahme 
der Spezial-Etat3 . 

Bei der Central-Ver— 
waltung 






Zur Ho 





beftimmter 


Waldb 


226 ‚859 


lzzucht 


nicht be- 
ftimmter 


oden. 


| 18, 187 


2,307 


2,222 
3521 
19,580 

190,797 


25,974 
49,388 


135 
26,048 
15,931 
11,705 
61,336 
28,125 


240 
1,304 
812 
6,367 


745 
2,308 
613 
1,743 
752 
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Flächen-Inhalt nach Hektaren. 











21,976 
79,7 
64,83 
78,67 
36,572 
33,522 
245,046 


2,307 
2,462 
36,515 
20,392 
197,164 


26,411 
51,461 


743 
26,793 
17,969 
12,318 
63,079 
28,877 


2,327,740|272,38312,600,123 


29,016 


445 


29,461 





Ratural-Ertrag 
— den Abnuß- 
— in 
ſtkubikmetern 










ſtücken. 


5711 39,048 14. 





326] 60,495 22,383] 
7,935 | 611,967) 235,62 


231 6,955 
671] 79,790 
3671 37,026 





4.4521 395,806. 


1,154| 117,268) 43 


196| 47,472) 17,565 
7501 28,926 10,7 
114] 19,181 
698] 161,151) 59,62 
4451 39,860, 14,7 
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Verhandlungen des Haufes der Abgeordneten über den Etat 
der Staats-Forfiverwaltung für das Fahr 1875. 
(8. Siyung am 6. Februar 1875.) 


Präfident: Wir fommen zum 


Etat der Forſtverwaltung. 

Ich eröffne die Diskuffion über die Einnahme Kapitel2, Zitell, für Holz 
45,750,000 Darf. 

Das Wort hat der Abgeordnete Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ich hatte mich nicht zur „Ein- 
nahme” Zum Wort gemeldet, wenn Sie aber geftatten, werde ich die menigen 
Worte, welche ich zu jagen habe, jettt fagen und brauche Ihre Aufmerkjamteit 
dann fpäter nicht in Anfpruch zu nehmen. Sch denke auch, daß die Sache, welche 
ih vor Ihnen vertreten will, eine jo gute und im ſich fo gerechtfertigte ift, daß 
es nicht vieler Worte bedarf, fondern daß Sie, wie ich hoffe und mie ich bitte, 
bald auf meine Seite treten werden. 

Zunächſt habe ich dem Herrn Finanzminifter meinen Dank auszujprechen, 
daß er der Anregung, welche ich in der vorigen Seffion betreffs der Forſthilfs⸗ 
aufjeber gab, in fo überaus freundlicher und dankenswerther Weife entiprocdyen 
hat. Es ift manche Noth auf diefem Wege gemildert worden und in das Herz 
manches Beamten die Berufsfrifche und Tüchtigkeit zurückgekehrt, die gar zu leicht 
unter dem Drude materieller Noth verklimmert. 

Allein ich habe einige andere ähnliche Anliegen, etwas höher Hinaus. Un- 
jere armen Förſter — ich gebrauche diejes Epitheton mit vollem Bewußtſein 
deflen, was ich fage — unfere Tsörfter, welche bei einem wirklich recht Tärglichen 
Einfommen einen überaus anftrengenden, ſchweren Dienft haben, find durch einige 
neue Regulirungen, die fiir manche anderen Beamten eine Berbefferung wären, 
in ihrer äußeren Eriftenz keineswegs aufgebefjert, vielmehr, wie ich meine, ge- 
radezu gejchädigt worden. Wir haben ein neues Diätenreglement befommen, da 
hat man die Förſter nicht einrangirt, wo fie hingehören, in die 6. Klaffe, wo die 
Subalternbeamten der Provinzial- und Kreisbehörden und andere Beamte gleichen 
Ranges ftehen, fondern in die 7. Klaffe. A 

Meine Herren, bei der Eifenbahnverwaltung gehören in die 7. Klaffe, wenn 
Sie mir geftatten, mit dem legten Poften Nr. 41 in derjenigen Aufftellung, welche 
fih in dem Geſetz vom 29. November 1873 findet, die Nachtwächter, die Weichen- 
fteller, die Bureaudiener, die Portiers, die Billetdruder und Magazinaufjeber. 
Dagegen gehören in die Klaffe höher — und da wilnjchte ich, daß unjere Förfter 
Händen, Beamte, die eine zweijährige Lehrzeit abfolvirt und zwei Eramina ge- 
macht haben — die Stationsauffeher, die Stationsaffiftenten, die Gepäderpedienten 
und die Materialienverwalter 2. Klaffe. Nun bat fi für die Förfter das un 
angenehme Reſultat ergeben, daß fie heute faktiſch bei einer Dienftreife weniger 
befommen, als fie befamen, ehe dieſes neue Geſetz erjchien. Und doch glaube ich 


war die Tendenz dieſes Geſetzes eine Aufbeflerung der materiellen Mittel der 
Beamten. 
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Ich Hoffe und bin deffen ganz ficher, daß das, was ich in diefer Beziehung 
mir vorzutragen erlaubt habe, den vollitien Wiederhall bei dem Herrn Yinanz- 
Minifter findet, und ich bin ganz feft überzeugt, daß der nädftjährige Etat ung 
alle itberzeugen wird, daß der Herr Yinanzminifter Abhitlfe geihafft hat. Ich 
geftehe allerdings ganz offen, daß, wenn fi wider Erwarten in diefer Richtung 
ſolche Schwierigkeiten ergeben follten, jo daß im nächſtjährigen Etat oder big zur 
Borlage des nächſtjährigen Etats eine Abänderung nicht getroffen wiirde, ich mich 
dann an die Autorität dieſes Haufes wenden müßte, um einen fürmliden Be 
ſchluß herbeizuflihren, der mit dem Gewicht Ihrer Aller Stimmen das zu er- 
fegen hätte, was vielleicht meiner perjönlichen Stellung an autoritativer Kraft 
abgeht. 

Nicht viel anders, meine Herren, wie betreffs unferer Förfter fteht die Frage 
betrefi3 der Oberförfter, ja fie fteht vielleicht noch ſchlimmer; denn das Berhält- 
niß ift für diefe Beamtenfategorie ein noch viel empfindlicheres. Ich erinnere 
daran, daß der Königliche Oberförfter in Preußen ein 2V/ojähriges Prafticum, 
eine 2l/gjährige Studienzeit und die Ableiftung von zwei fohwierigen Prüfungen 
zu liberwinden hat, ehe er die Dualififation zum Amte eines Oberförſters er- 
erlangt. Ein folder Beamter follte doch billigerweife in feiner focialen Stellung 
gleichftehen dem Juriſten, dem Kameraliften, der die Stufe eines Affefford erlangt 
hat. Wir haben einmal dieje Klaffififation, auf die ich an und für fich feinen 
Werth Iege; fo lange wir fie aber haben, fo lange die einzelnen Beamten in den 
Staatsorganismus mit einem ganz beftimmten Range eingeftellt find, ift e8 eine 
Ungerechtigkeit, einzelne Beamte von dem ihnen zukommenden Range auszujchlie- 
Ben. Meine. Herren, eine ſolche Ungerechtigkeit ift in Preußen gegen die König- 
lien Oberförfter begangen, fie gehören nach der Beftimmung des Berwaltungs, 
chefs, welchem die gefetliche Befugniß beigelegt ift, in Bezug auf diejenigen 
Beamten, welche einen beftimmten Rang nicht haben, die Klaffe zu beflimmen, 
in welche fie einrangirt werden, in die fünfte Klaffe des Diätenreglements, in 
welcher diejenigen Beamten ftehen, die zu feiner der fünf Rangklaſſen gehören, 
die aber bisher, wie es in dem Geſetze heißt, zu einem Diätenfage von 1 Thlr. 
20 Gr. beziehungsweije 2 Thlr. berechtigt waren. Die Poftinjpeftoren, meine 
Herren, ftehen eine Klafje höher, jeder Kreisrichter fteht in einer Klaffe darüber. Ich 
meine nun, wenn man den Mafftab der VBerantmortlichkeit des Amts, der Wich- 
tigkeit der dienftlihen Stellung anlegt, jo fteht der Oberförfter ganz ficherfich 
feinem anderen Verwaltungsbeamten der unteren Stufe der fünf Rangflaffen 
nach, legt man aber den Maßftab, — es giebt nur dieje beiden Maßſtäbe — der 
Bildung an, welche erfordert wird, dann getraue ich mich, wenn es verlangt 
wird, den Beweis zu erbringen, daß ein Oberförfter unter allen Umftänden fo 
viel gelernt haben muß, wie ein Affeffor bei der Verwaltung, bei der Juftiz oder 
ein anderer in den höheren Rangflaffen ftehender Staatsbeamter. 

Ich glaube in diefer Beziehung das Gerechtigkeitsgefüihl des Herrn Finanz⸗ 
minifter8 feinen Augenblid zu unterfhäßen, wenn ich mich der Ueberzeugung 
bingebe, daß er den berechtigten Wünſchen der Forftbeamten Rechnung tragen 
wird. Auch in diefer Beziehung enthalte ich mich eines formellen Antrages, der 
ja fo lange feine Bedeutung bat, als wir von der Bereitwilligfeit des Herrn 
Fınanzminifters, derartige Mängel zu befeitigen, tiberzeugt fein dürfen. 

Präfident: Der Herr Finanzminifter hat das Wort. 


— — nn — — 
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Finanzminifter Camphauſen: Deine Herren. Ich möchte den Herrn Bor- 
redner doch bitten, in Bezug auf den letten Punkt nicht allzufehr an meine Be- 
reitwilligfeit zu glauben. (Heiterfeit) 

Das Rangverhältnig der Oberförfter befteht heute jo, wie es feit 1817 be- 
ftanden bat, und von irgend einer Neuerung ift feine Rede geweien. Die Fra- 
gen, ob in den Rangverhältniffen Veränderungen vorzunehmen feien, treten bei- 
nahe in allen Reſſorts ein. Der geehrte Herr Vorredner hat ſich der Oberförfter 
angenommen, ein Anderer möchte fi) der Gymnafiallehrer annehmen, ein Dritter 
möchte für die Baubeamten plaidiren. Die Regierung ift in diefer Frage durdy 
die Bejchlüffe des Abgeordnetenhaufes und durch ihre eigenen Erklärungen eini- 
germaßen vinkulirt. Als wir den Gefegentwurf der Landesvertretung vorgelegt 
haben wegen Bewilligung des Wohnungszuſchuſſes, da ift ausdrüdlich hier aus- 
geſprochen worden und es ift eine Beftimmung in das Gejek aufgenommen wor⸗ 
den, daß in Zweifelsfällen die niedrigere Klaffe zu wählen fei, und es ift ferner 
darauf hingewieſen worden, daß durch die Beftimmung über den Rang, zu ber 
ja die Krone allein befugt wäre auch ohne Zuftimmung der Landesvertretung 
in diefen Berhältniffen nichts geändert werden und daß nicht auf diefem Wege 
eine beträchtliche Erhöhung der Gehälter herbeigeführt werden möge. 

Außer diejen Bemerkungen, meine Herren, möchte ich mich num fiber die angeregte 
Frage nicht weiter auglaffen, und ich möchte Sie bitten, daraus nicht den Schluß zu 
ziehen, al8 wenn meine Sympathien in diefer Hinficht den Oberförftern nicht zu- 
gewendet wären. Ich erkenne mit dem Herren Vorredner an, daß wir gerade in 
den Oberförftern einen vortrefflihen Beamtenſchlag befien, daß zur Wahrneh- 
mung der Stelle eines Oberförfter® ein Hoher Grad von Bildung gehört und 
daß ich meinerjeit$ durchaus nicht den Satz aufftellen möchte, daß ein Oberförfter 
mit den Beamtenflaffen, denen zur Zeit ein höherer Rang angewieſen if, nicht 
würde konkurriren können. Ich möchte aber nicht auf Grund einer jo beiläufi- 
gen Anregung liber eine folche Frage, die von fehr weittragenden Folgen fiir 
ſämmtliche Verwaltungen des Staates fein würde, — denn nachher würde es 
doch Heißen müſſen: was dem Einen recht ift, ift dem Andern billig! — jetzt ir- 
gend eine weitergehende Erflärung abgeben. 

Wasnun den zuerft angeregten Punkt wegen der Diäten für die Förfter 
betrifft, fo wird fih da wohl Abhilfe ſchaffen laſſen. Es ift diefe Frage nicht 
blog fiir die Förfter ftreitig, fondern mit noch größerem Recht in. Anregung ge= 
bracht bezüglich von Steuerbeamten, welche ebenfalls in diefe Kategorie fallen. 
Was nach diefer Richtung hin fi) wird machen laffen, dazu werde ich fehr gern 
die Hand bieten. 

Prafident: Der Abgeordnete Miquel hat das Wort. 

Abgeordneter Miguel: Meine Herren! Ich bin erfreut, aus den Erflärun- 
gen des Herrn Minifters zu entnehmen, daß die Frage wegen des Diätenjages 
für die Förfter doch in Erwägung gezogen wird. Ich habe mir ſehr forgfältig 
überlegt, ob man es verantworten fünnte, wegen der Gehaltfäge der Forftbeamten, 
insbefondere der Förfter, in diefem Jahre einen Antrag an die Staatsregierung 
zu richten. Ich bin, nachdem ich dieſe Frage geprüft habe, durchaus davon 
durhdrungen, daß die Gehaltsverhältniffe völlig unzureichend find. NichtSdefto- 
weniger habe ich es nicht gewagt, einen ſolchen Antrag zu ftellen, weil ich aller- 
dings auch meinerfeit3 der Meinung bin, daß, nachdem in fo fehr erheblichem 
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Maße die letsten Jahre hindurch mit Gehaltsaufbefferungen für die Beamten 
vorgegangen ift, man wohl thut, eine furze Zeit zu ruhen, felbft wo wirkliche 
Bedürfniffe vorliegen. 

Meine Herren, ih habe mich dur genaue Prüfung in einzelnen Fällen 
iberzeugt, daß namentlich die Tage der Förfter in den meftlihen Provinzen, in 
der Provinz Hannover beifpiel3weife, in der letten Zeit nicht bloß nicht befier 
fondern gegen früher geradezu fchlechter geworden if, und daß die Gehaltäver- 
hältniffe durchweg unzureichend find, um eine geficherte und den Berhältnifien 
und dem focialen Leben eines Förfters angemeffene Eriftenz zu führen. Man 
hat dabei wohl zu beachten, daß in den weftlichen Provinzen namentlich ein Bor- 
theil den Förftern meiftens nicht zu Gute kommt, der ihnen in den öftlichen Pro- 
vinzen zufält, nämlich der Beſitz von umfangreichen Dienftländereien. Diefe 
Dienftländereien find in den öftlichen Provinzen viel größer als in den weftlichen 
Provinzen, wo fie vielfach thatfächlich den Neinertrag nicht aufbringen, der da- 
fiir angerechnet wird. Nun fagt man fehr häufig: fo ein Yörfter wohnt auf dem 
Lande, er braucht nicht foviel, wie die Beamten in der Stadt. Aber wenn man 
einmal nachrechnet, was ein verheiratheter Förfter, der draußen im Walde lebt, 
der Kinder erziehen muß, für Schule und Erziehung der Kinder, die er deßhalb 
in die Stadt zu ſchicken hat, zu verausgaben hat, fo fteht er fogar fchlechter als 
ein Städter. (Sehr richtig!) 

Man kann daher nicht fagen, daß der Forfibeamte in günſtigen Umftänden 
lebt. Er muß fi die Bedürfniffe vielfach aus der Stadt nach dem Lande be- 
ichaffen, er hat viele Ausgaben, die den ftädtifhen Beamten nicht zur Taft fallen; 
viele Vortheile kommen ihm nicht zur gut, die diefe durch Affoffiationen, durch 
das Genoſſenſchaftsweſen, durch Konfumvereine u. |. w. ſich verjchaffen fünnen. 
Andererjeits joll man doc) wohl bedenken, daß kaum eine andere alleinftehende 
Beamtenklaffe größeren Zumuthungen und Berführungen ausgeſetzt ift, als unfere 
Forftbeamten, und wenn wir unbedingt das Zeugniß ablegen müffen, daß bei 
einer jo Tärglichen Befoldung im Großen und Ganzen unfere Forftbeamten ein 
wahres Mufter von Rechtichaffenheit und Dienfttreue liefern, fo muß der Staat 
auch eine ſolche Haltung anerkennen und für die Zukunft wenigftens mehr thun, 
als für die Vergangenheit gejchehen if. 

Ich möchte, da ich feinen Antrag ftellen will, mit den Details nicht fommen, 
aber ich habe einen ganzen Haufen von Zufchriften, die keineswegs bios unter 
die Klaffe der gewöhnlichen Zufchriften wegen Gehaltserhöhung fallen, welde 
vielmehr unbedingt von der Wahrheit der Ausführung überzeugen. Ich habe 
das nur anregen wollen, um wenigſtens der Staatsregierung die Ueberzeugung 
zu geben, daß, wenn fie bei gewiffenhafter nocdymaliger Erwägung der Lage dieſer 
Beamtenklaffe zu der Heberzeugung kommen follte, daß etwas gefchehen müſſe, 
das Haus auch wohl einem ſolchen Vorgehen fehr geneigt fein wiirde. (Bravo). 

Prafident: Der Abgeordnete Schmidt (Stettin) hat das Wort. 

Abgeordneter Schmidt (Stettin): Meine Herren! Es ſcheint ein Beichluß 
des Staatsminiſteriums vorzuliegen, daß feine Beamtenflaffe in irgend einer 
Berwaltung im Etat 1875 mit einer höheren Befoldung bedacht werden foll, und 
man fann vorausfegen, daß diefe Vermuthung richtig ift, weil zugleich im Etat 
für die Reichsbeamten pro 1875 ebenfalls ein gleicher Beichluß zur Geltung ge 
kommen if. Es hat num der Herr Abgeordnete Miguel Torreft, ohne daß er an 
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einen folden Beſchluß erinnert bat, ausgejprochen, dag man in diefem Jahre von 
Anträgen mohl Abftand nehmen fünne, in irgend einer Verwaltung auf die Ber- 
befierung der Bejoldungsverbältniffe von Beamtenklaffen hinzuwirken, und ſoweit 
ich gehört babe, Liegt die Abficht auch nicht für diefen tat vor mit Anträgen 
vorzugehen. 

Ich möchte aber bezüglich der Ausführungen des Herrn Finanzminiſters 
darauf Hinweifen, daß bereits in einer früheren Situng, am 5. März 1873, als 
hier über das Geſetz, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbe- 
amten, verhandelt wurde, ausgefiihrt ift, daß das Rangverhältniß der jetzigen 
Oberförfter auf Berhältuiffen beruht, die vollftändig veraltet find. Dieſes Rang- 
verhältnig beruht nämlich auf Beftimmungen aus dem Jahre 1817, zu welcher 
Zeit eine Kluft zwifchen den Oberförſtern, den Oberforfimeiftern und Yorft- 
injpeftoren beftand. Damals konnte in der Negel fein Oberförfter Forftinfpektor 
oder Oberforjtmeifter werden, weil jenen die erforderliche Vorbildung abging. 
Seit dem Jahre 1820 hat fic diejes Verhältniß \aber vollftändig verändert, meine 
Herren; da find höhere Anforderungen geftellt an die jungen Männer, welche;bie 
höhere Forſtkarriere einfchlagen wollen, und es ift allmählich das Rangverhältniß 
eine BZurüdjegung gemorden, welche man deshalb fefthalten will, weil es ſchon 
jo viele Jahre beftanden hat, obwohl es aus einer Zeit flammt, wo die ganze 
Organifation der Forſwwerwaltung eine ganz andere war als heute. Der Herr 
Finanzminifter hat nun die Beſorgniß ausgeſprochen, wenn man erft in einer 
Berwaltung anfinge, das Rangverhältnig zu verändern, das entiprechend auch in 
der Bauderwaltung, in der Verwaltung des Minifteriums der Geiftlichen ähnliche 
Wünſche und Forderungen geftellt werden würden, was auf die Finanzen zuriüd- 
wirfen müßte. Ich bin nun der Anficht,. meine Herren, wenn. aus jachlichen 
Gründen eine Erhöhung und Veränderung des Rangverhältniffes nothwendig ift 
und daraus auch finanzielle Opfer für das Land folgen müfjen, daß die Landes 
vertretung in diefem Falle der Staatsregierung zur Seite fiehen würde. Ich 
nehme jedoch Abftand davon, daß das hohe Haus fih entichließen müchte, jet 
ſchon einen Antrag zu ftellen, der dann allerdings eine gemeinjame Richtung für 
mehrere andere Verwaltungen haben müßte. Ich führe noch im Einzelnen, meine 
Herren, zu dem, was der Herr Abgeordnete Miqusl ausgeführt hat, über die 
Lage der Förfter an, daß z. B. im Königreich Sadjen, aljo einem Grenzlande, 
die Lage der Förſter nah dem Etat eine glüdlichere und günftigere ift als in 
Preußen. Ebenfo laffen ſich einige andere Deutſche Länder anführen, wo aller- 
dings die Zahl der Förfter eine geringere ift und mo auch die Gehaltsverhältmiſſe 
ſich glüdlicher geftaltet haben als in unſerm Lande. ch glaube aber, ‚meine 
Herren, daß es nicht nöthig ift, erft die Etats anderer Staaten anzuführen, um 
darin ein Motiv zu finden, auch ferner mit der Aufbefjerung ‚der Gehälter vor- 
“ zugehen, wir dürfen vielmehr erwarten, daß namentlich der Herr Yinanzminifter 
für eine Verwaltung, die zu feinem eigenen Reſſort gehört, auch zu rechter Zeit 
jelber die Smitiative ergreifen wird, um Gehaltsverbefjerungen ins Leben zu 
rufen. 

Bräfident: Der Herr Regierungstommiffarius hat das Wort. 

Regieru ngsfommiffarius Geh. Oberfinanzrath Hoffmann: Meine Herren! 
Die Rangverhältniffe nicht nur der Oberförfter, fondern für das ganze Beamten- 
thum in Preußen find bereits im Jahre 1817 feftgeftellt, und in demſelben Maße, 
mie der Herr Abgeordnete die Feſtſetzung des Rangverhältniffes der Oberförfter 
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als veraltet bezeichnet hat, müßte man die ganze Rangordnung als veraltet be 
zeichnen, (fehr richtig!) das ift aber ganz unbeftreitbar, daß diefe Rangordnung 
ein foftematifcher Bau ift, der, wenn man anfängt an der einen Stelle einen 
Stein wegzuziehen, im Ganzen nicht mehr aufrecht zu erhalten ift. 

Der Herr Abgeordnete für Stettin hat fodann die Frage der Gehaltsver- 
befferung berührt. Meine Herren, Sie werden fich fagen fünnen, daß diefe Frage 
im Laufe des vergangenen Jahres auch an die Staatsregierung herangetreten iſt. 
Die Staatsregierung hat ſich eingehend mit der Frage beichäftigen müſſen, ob 
fie Anträge auf Gehaltserhöhungen für diefen Etat wiederum ftattgeben dürfe. 
Da hat man fich vergegenmwärtigt, daß eine Beitlage, in der in vielen Theilen 
des Landes und in vielen Schichten der Bevölkerung die Erwerbsthätigfeit 
darniederliegt, und viele Klaffen der Bevölkerung genöthigt find, fi Ein- 
ſchränkungen aufzuerlegen, nicht geeignet ift, um wiederum für die Beamten mit 
Forderungen auf neue Bewilligungen an die Landesvertretung heranzutreten und 
nm jo mehr, als in den legten Jahren ganz erheblihde Summen — bis zu 
10 Millionen Thaler — fir die Berbefferung der äußeren Tage der Beamten 
bewilligt worden find. Aus denfelben Gründen hat man auch davon abgefehen, 
für irgendmweldhe Beamten in der Reichsverwaltung Gehaltserhöhungen vorzu— 
nehmen, und wie die Vertretung des Deutſchen Reiches ſich mit dieſem Stand: 
punft einverftanden erflärt hat, fo glaubt die Staatsregierung erwarten zu dürfen, 
daß auch diefes Hohe Haus diefer Auffaffung im Großen und Ganzen bei 
pflichten wird. 

Prafident: Es ift Niemand meiter zum Wort gemeldet, eine Abftimmung 
wird nicht verlangt, der Titel 1 der Einnahmen ift feftgeftellt. Ich eröffne die 
Diskuffion fiber Titel 2 — 3 — 4 bis 13. Zu diefen Titeln liegen Meldungen 
zum Wort nicht vor, fie find vom Haufe feftgefteltt. 

Wir kommen zu den dauernden Ausgaben: Koften der Verwaltung und 
des Betriebes. Kapitel 2, Titel 1—2. 

Titel 1 und 2 find ohne Wiederſpruch vom Haufe bewilligt. 

Zu Titel 3 ertheile ih das Wort dem Abgeordneten Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Nur zwei Worte als Entgegnung 
auf das, was der Herr Negierungsfommiffar foeben Ihnen vorgetragen hat. 
Bon zwei Seiten ift nun darauf hingewiefen worden, daß die Rangordnung feit 
1817 befteht, und daß fie deshalb nicht geändert werden könnte. Das ift traurig 
genug, daß Dinge, die im Jahre 1817 etwas taugten, heute noch beftehen, wo 
fie nichts mehr taugen. (Sehr richtig!) Und wenn gejagt ift, das die ganze 
Rangordnung ein Außerft Tünftlicher Bau fei, an dem man nicht rühren dürfe, 
weil er fonft zufammenfalle, meine Herren, fo fage ih, muß er zufammenfallen, 
wenn er ungerecht if. Werfen wir doch die ganze Rangordnung fiber Bord, 
und maden wir eine, die den Anforderungen der Gerechtigkeit entipricht. (Sehr 
ridtig!) Dann wurde gefagt: in einer Zeit, wo viele Menſchen hungern, könne 
man den Beamten nicht mehr Gehalt geben, damit fie nicht auch Hungern. 
Meine Herren, ich geftehe, das ift ein Geſichtspunkt, den ich nicht theilen Tann. 
Das darf uns nicht beftimmen, ob Handel und Wandel brach liegen oder floriren, 
ob Milliarden aus Frankreich zu ung fließen oder nicht; das Land hat die Pflicht, 
feine Beamten fo zu ftellen, daß fie ausfommen, und wenn wir erft da find, wo 
viele europäifche Staaten heute find — ich weife nur auf Frankreich Hin, und auf die 
Berhältniffe in der dortigen Forftvermaltung, wo der Betrug vor allen Thüren 
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umhergeht — wenn wir erft auf den Punkt fommen follten, wovor Gott unfer 
Baterland bewahren möge, dann werden wir jagen: Es war ein großer politifcher 
Tsehler, daß wir nicht zur rechten Zeit geholfen haben. 

Dann wurde gejagt, e8 fei eine große Summe verwendet für die Beamten, 
10 Millionen; — ja, davon haben nur die Förfter nichts bekommen, das ift der 
einzige Fehler bei der Sache. Nur diefe wenigen Worte, weil ich es fiir Pflicht 
halte, bier Auffaffungen entgegen zu treten, die ich, und ich glaube, auh Sie 
nicht theilen können. 

Bräafident: Der Herr Negierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungslommiffar Geheimer Oberfinanzrath Hoffmann: Meine Herren! 
Der Herr Abgeordnete, welcher foeben geiprocdhen hat, muß entweder dieſem 
Hohen Haufe noch nicht Tange angehören, oder von dem, was in diefem Hohen 
Haufe in früheren Fahren vorgegangen ift, feine Kenntniß genommen haben; 
fonft Hätte er unmöglich jagen können, daß von den Bewilligungen für die Be- 
amten den Förſtern nichts zu Theil geworden fei. Das fteht mit den Thatfachen 
nicht im Einflange. Ich erlaube mir daran zu erinnern, daß im Jahre 1872, 
als für die Beamten von der Regierung eine umfaffende Befoldungsverbefferung 
vorgeichlagen wurde, gerade die Summe, melde für die Förſter vorgejchlagen 
war, in diefem Hohen Haufe auf Grund einer Berftändigung mit der StaatSre- 
gierung noch erheblich verftärft worden if. 

PBrafident: Ich ſchließe die Diskuffion tiber diefen Titel und konftatire die 
Bemilligung deffelben. 

Ich eröffne die Diskuffion iiber Titel 4—4a.—5—-6—-7—8 -9—10—11— 12 
—13 - 14 bis 29. Alle diefe Titel find nicht angegriffen vom Hauſe. 

Bei Titel 30. „Zu zeitweifer Verſtärkung des Forftichuges u. f. m.“ 
570,000 Mark, hat das Wort der Abgeordnete Kummert. 

Abgeordneter Kummert: Meine Herren! In dem Titel, welcher ſoeben 
zur Berathung geftellt ift, fteden die Diäten und Neifeloften, welche an die Yorft- 
beamten gezahlt werden müſſen, wenn fie zu den Yorftgerichtstagen beftellt worden. 
Dieſe Reiſekoſten betragen im Ganzen nach meiner Schätung etwa 200,000 Darf 
Diefelben jollten meines Erachtens nicht in diefem Titel des Etat zum Vorſchein 
tommen, fondern unter den Kriminalfoften. Nach dem fogenannten Holzdieb- 
ftahlsgefege miffen die Forftihugbeamten durch ihre Dienftbehörde zu den Forft- 
gerichtsterminen geftellt werden. Seit einigen Jahren werden für dieje Reiſen 
an fie Reifefoften und Diäten gezahlt. Kämen dieſe Neifefoften unter den 
Kriminalkoften zur Verrechnung, dann wiirde ein Theil derjelben der Staatsfaffe 
wieder zufließen, während jett diefe Koften der Staatskaſſe vollftändig verloren 
gehen. In dem Bezirk einer Heinen Oberförfterei find an dergleichen Reiſe— 
foften im vergangenen $ahre 112 Thaler in runder Summe gezahlt worden. 
Davon wären, wenn diefe Koften als Kriminalfoften verrechnet worden mären, 
31 Thaler, wie aus den Alten erhellt, jedenfalls wieder der Staatskaſſe zu er- 
ftatten. Der Staatskaſſe geht aljo ungefähr ein Viertel dieſer Koften verloren; 
das macht für das Fahr etwa 20,000 Thaler im Staate. Bei jegiger Lage der 
Sache ftellt fih oft der Fall wunderlich heraus: In 18 Fällen betrugen bei 
einem Heinen Gerichte Strafe und Koften, welche der Holzdieb zu zahlen hatte, 
nicht fo viel als die Reifekoften, welche in denjelben Sachen an die Förfter gezahlt 
wurden, die immer mindeftens 2 Thaler 10 Silbergroſchen an den Yörfter be- 
tragen. Diefe Reiſekoſten find nach meinem Dafürhalten von der Juſtizkaſſe zu 
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zahlen und würden dann, wie bemerkt, theilweife wieder eingehen. ch möchte 
daher dem Herrn Minifter anheimgeben zu erwägen, ob es ſich nicht empfiehlt, 
diefe Koften fortan aus den Gerichtskaffen zahlen zu laffen. Bis vor Kurzem 
erhielten die Forftihutbeamten der Kommunen und Privatbefiger ſolche Reiſe— 
foften iiberhaupt nicht bewilligt. Erſt vor Kurzem haben die Herren Minifter der 
Finanzen und der Yuftiz die Gerechtigkeit eintreten Taffen, daß ſolche Reiſekoſten 
an die Privatforfibeamten aus der Juſtizkaſſe gezahlt werden. Ich glaube, Hier 
muß es eben fo gefchehen, und ich habe nur darauf aufmerffam machen wollen. 

Prafident: Es nimmt Niemand das Wort. Ich jchließe die Diskuffion 
und fonftatire die Bewilligung des Titel 30. 

Titel 31 — ift ebenfall3 bewilfigt. 

Wir fommen zum Kapitel 3. Zu forftwirthfhaftliden und Lehr— 
zweden. Befoldungen. Titel 1. Bei der Forfialademie zu Neuftadt- 
Eberswalde. Der Abgeordnete Dr. Virchow hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Virchow: Meine Herren! Ich nehme das Wort nur, 
weil ich von fehr verjchiedenen Seiten gedrängt worden bin, eine Angelegenheit 
hier wieder zur Sprache zu bringen, die ich früher zu wiederholten Malen ver- 
treten babe. Ich weiß wohl, daß es in diefem Augenblid feine praktiſche Wirkung 
hat; indeß babe ich eine gewiſſe perjünliche Befriedigung, auf den Gang der 
Angelegenheiten bier binmweifen zu können. Sie werden fich erinnern, daß zu 
wiederholten Dialen vom Haufe die Frage behandelt worden ift, ob überhaupt 
die Weitererhaltung gejonderter Forftatademien zeitgemäß ſei. Es ift das nament- 
ih geſchehen bei dem nädhftfolgenden Poſten, den ich flüchtig wohl gleich mithe- 
rühren darf, bei der Korftafademie zu Minden, wo die Regierung mit der 
größten Hartnädigfeit gegen die Warnungen, die ausgefprochen wurden, unter 
nit unbeträchtlihen und immer ſich fleigernden Koften die Gründung einer neuen 
Alademie herbeigeführt hat. 

Jetzt, im Laufe des vorigen Jahres, hat fich die denkwürdige Thatfache zu- 
getragen, daß auf einer fehr zahlreich bejuchten Verſammlung der Deutjchen 
Forſtmänner nad einem ſehr lebendigen Bortrage des Chefs der Anftalt in 
Neuftadt-Eberswalde diefe gefammte VBerfammlung mit allen gegen 16 Stimmen 
fih gegen die Forftafademien ausgeiprochen hat. Herr Dandelmann, der Bor 
fieher der Forftafademie in Neuftadt, war bis zu dem Augenblid, wo es zur 
Abftimmung fam, immer noch der Meinung, daß er die Meinung feiner Fachge— 
noſſen repräfentire, daß ihm nichts entgegenftände als die Meinung einiger 
Univerfitätsprofefforen, die den Wunfch hegten, die Forftafademie in den Schooß 
der Univerfitäten aufzunehmen. Ich darf wohl jagen, daß hier im Hauſe 
wenigftens eine ſolche annektirende Neigung wohl faum beftimmend gemejen ift, daß 
vielmehr immer wieder allgemeine Geſichtspunkte geltend gemacht worden find, von 
denen aus die Unzweckmäßigkeit diefer Spezialanftalten ausgeführt wurde. Ich 
zweifle feinen Augenblif daran, daß die Regierung gegenwärtig nicht daran denkt, 
die beiden Anftalten fofort zu kaſſiren, aber ich möchte wohl die Frage aufwerfen, 
wie fie denn nun im Allgemeinen fteht, nachdem dieſes große Verdikt der Deutjchen 
Forftwirthe geiprochen worden ift. Die Regierung hat fi wohl unzweifelhaft 
klar gemacht, wie fie weiter verfahren will. Hegt fie die Ueberzeugung, daß die 
Anftalten fortbeſtehen follen, fo wird fie diefelben in der gegenwärtigen unvol- 
kommenen Geftalt doch nicht erhalten wollen. Wenn fie fih aljo jagen muß 
entweder müſſen die Anftalten größer werden, oder man muß daran denken fie 
aufzulöfen und andere Einrichtungen zu fehaffen, fo, denke ich, wird es gewiß Wr | 
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nicht geringem Intereſſe, nicht blos für das Haus, fondern fiir die Gefammtheit 
aller Betheiligten im ganzen Lande fein zu hören, wie die Regierung nunmehr 
zu der Trage ftebe. 

Vräfident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungstommiffar Landforftmeifter Ulriei: Meine Herren! Es iſt bereits 
das dritte Mal, daß diefes Thema das Hohe Haus bejchäftigt, und jedesmal, 
wenn diefe Frage zur Sprache gebracht worden ift, hat fih das Hohe Haus für 
die Anficht der Regierung ausgeſprochen, daß es beſſer fei, die Forftafademien 
fortbeftehen zu laffen. Es ift deshalb unerwartet, daß dieſe Trage heute noch 
einmal zur Erörterung geftellt wird und zwar um fo mehr, als feit den desfallfigen 
Beichlüffen dieſes Hohen Haufes mehrere andere politifche Körperfchaften der 
Auffaffung der Preußifchen Negierung ſich angefchloffen haben. Ich glaube zur 
Anformation des Hohen Haufes anführen zu dürfen, daß die Königlih Sächſiſche 
Staatsverwaltung und das Sächſiſche Abgeordnetenhaus, als es fih um die 
Trage handelte, „ob die forft- und Iandwirtbichaftlicde Akademie zu Tharand 
aufzuheben uud nach Leipzig zu verlegen ſei“, fi dahin entjchieden hat, daß 
der Iandwirthichaftlihe Theil der Akademie allerdings nach Leipzig zu verlegen, 
der forftliche Theil der Afademie dagegen in Tharand zu belafien ſei. Aehnlich 
ift die Sache in Bayern verlaufen. In Bayern fam im vorigen Jahre die 
Staatsregierung zu dem Entichluß, die etwas im Rückgang befindliche Afademie 
zu Aſchaffenburg mit dem Polytechnikum in München zu vereinigen. Die Sache 
fam im Abgeordnetenhaus zur Sprade und mit einer ſehr großen Majorität 
wurde ſowohl im Abgeordnetenhaufe, als auch in der Reichstammer bejchloffen, 
daß die Forftafademie in Ajchaffenburg zu verbleiben habe. — Wenn nun ber 
hochgeehrte Herr Borredner aus dem Beichluffe der VBerfammlung der Deutichen 
Forftwirthe in Freiburg Beranlaffung nimmt, die Frage hier nochmals anzuregen, 
fo fann ih ihm im Namen meiner Yachgenoffen zunächft nur den Dank für das 
Gewicht ausfprechen, welches er auf den Ausspruch diefer VBerfammlung gelegt 
hat. Zu meinem Bedauern muß ich jedoch befennen, daß ich, der ich die Ehre 
gehabt habe, der Freiburger Verſammlung beizumohnen, aus den Debatten der- 
felben nicht die Ueberzeugung zu gewinnen vermocht habe, daß die Preußifche 
Regierung in ihrem bisherigen Verhalten irgendwie auf unrichtigem Wege fei. 
— Meine Herren, alle Erörterungen, die dort ftattgefunden haben, hier zu be- 
rühren, ift bei dem Umfange derjelben und der Allgemeinheit der Frage nicht 
zuläffig; ich glaube aber ausfpredhen zu follen, daß gerade diejenigen der dort zur 
Sprade gelommenen Berhältniffe, welche vorzugsweije beftimmend auf bie 
Beichlüffe der dortigen Berfammlung eingewirft haben, für die Preußifchen 
Berhältuiffe nah meiner Auffaffung nicht zutreffend find. Ich will nur 
zwei diefer Punkte hervorheben. So lange als Naffau, Schleswig, Hannover 
und Helfen - Kaffel noh nit im Befite des Preußiſchen Staates waren, 
fam Die Frage nicht zur Debatte: ob Alademien oder ob Univerfitäten die zur 
Ausbildung der jungen Forftleute geeigneteren Bildungsfchulen wären. Damals 
befuchten die jungen Forftleute der genannten Landestheile die Afademie in den 
Sitddeutfhen Staaten, Aſchaffenburg und Hohenheim, refpeftive die Univerſität 
Gießen. Damals hatten alfo die Hörfäle dieſer Anftalt Zuhörer; gegenwärtig, 
nachdem die jungen Leute aus den genannten Landestheilen naturgemäß — ich 
fage naturgemäß, weil, wie ich ausprüdlich befürworten will, eine obligatorijche 
Berpflihtung zum Beſuch der Preußifhen Akademien für die Preußiſchen Forit- 
afpiranten nicht eriftirt — alſo feitdem fie naturgemäß reſp. in ihrem eigenen 


— 32 — 


Intereſſe auf unferen Preußifhen Akademien in Minden oder Neuftadt ihre 
Studien betreiben; feit diefer Zeit ftehen die Hörfäle in den Süddeutſchen Forft- 
afademien ziemlich leer und die Sammlungen mögen wohl theilweis beftaubt 
fein. Kurz und gut, die Alademien in den dortigen Landestheilen haben einen 
Zufland angenommen, von dem man — um die Worte des Herrn Frageftellers 
anzumenden — vielleiht mit Recht fagen könnte, daß fie entichieden unvolllommen 
und zur genügenden Ausbildung der jungen Leute nicht mehr voll geeignet feien. 
— Bei uns ift das nicht der Fall. Ich glaube, daß Jeder, der unfere Afademien 
bejucht hat, zugeben wird, daß dort alle diejenigen Lehrkräfte und Tehrgegenftände 
bejhafit werden, welche nöthig find, um einen jinngen Forfimann auszubilden. 
Für die Süddeutſchen Akademien die Koften aufzumenden, um ſolche in einem 
normalen Zuftande d. b. in den gebotenen Lehrkräften und Lehrgegenftänden zu 
erhalten, mag bei der jeßigen geringen Frequenz wohl nicht wirthſchaftlich und 
deshalb die Frage vor deren Auflöfung reſp. Vereinigung mit der Univerfität 
wohl angezeigt erjcheinen. — 

Ein zweiter Bunft, der in jener Berfammlung zur Sprade kam und der 
vorzugsweiſe wohl dazu beigetragen hat, die Stimmung der Verfammlung zu 
Gunſten der Univerfitäten zu ändern, war der, daß mit großer Redegewandtheit 
nnd — id möchte jagen — mit einem gewiſſen Pathos hervorgehoben wurde, 
wie eben nur in der Univerfität die wahre Bildung des jungen Mannes erlangt 
werden könne, und daß, jo lange der Forftmann nicht die Univerfität befuche, er 
nicht zu der Klaffe der vollfommen gebildeten jungen Leute gehöre, fondern wie 
man fih ausdrüdte, gewiffermaßen nur eine Bildung zweiter Klaffe beftte. 
Hiervon fei wiederum die Folge, daß die foziale Stellung der Forftbeamten noch 
eine gedrücte jei. Ich wiederhole, daß gerade diefe Darlegungen einen befonderen 
Applaus nad) fich gezogen haben. Ich kann nun nicht unterjuchen, ob in Der 
That die Forftleute, die auf den Süddeutfchen Akademien ihre Bildung erlangt 
haben, Hinter den auf Univerfitäten ausgebildeten jungen Leuten in der allge- 
meinen Bildung zurlichleiben, auch weiß ich nicht, ob die vermwaltenden FYorft- 
beamteu in den ſüddeutſchen Staaten eine gedrückte foziale Stellung einnehmen. 
Sollten aber die desfallfigen Behauptungen zu bejahen fein, fo möchte wohl in 
Frage kommen, ob nicht der Grund hierfür etwa darin zn fuchen fein möchte, 
daß nicht in allen filddeutichen Staaten die Forftbeamten wie bei und das 
Abiturienteneramen zu abjolviren haben, fondern daß in einzelnen diefer Staaten 
zum Betreten der Forfiverwaltungslaufbahn ein Abgangszeugniß von Prima 
rejpeftive von Sekunda genügt. Mögen indeffen diefe Beſchwerungspunkte in 
andern deutjchen Landestheilen fich verhalten wie fie wollen. Für die Be— 
hauptung glaube id) der Zuftimmung des Hohen Haufes, auch nad) den Xeußerungen, 
die wir heute gehört haben, ficher zu fein, daß der auf den Akademien gebildete 
Preußiſche Forſtmann an allgemeiner Bildung hinter der auf der Univerfttät 
geſchulten Bevölkerungsklaſſe im Allgemeinen nicht zurüdfteht, und daß Der 
Preußifche verwaltende Forftbeamte, was feine foziale Stellung anlangt, ſowohl 
von den Herren hier im Haufe wie außerhalb deffelben denjenigen fir ebenbürtig 
erachtet wird, welche ihren Geift auf der Univerfität gejchult haben. — Wenn 
nach den mir gewordenen Eindrücken dies die zwei Hauptgefihtspunfte waren, 
welche den Beſchluß der Freiburger Berfammlung mit fo iiberwiegender Majorität 
flr die Ausbildung der Forftleute auf den Univerfitäten ausfallen ließen, fo 
möchte meine Behauptung, daß die aus diefen Motiven gezogenen Folgerungen 
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für die Preußiſchen Verhältniffe nicht zutreffend feien, wohl auf Begründung 
Anſpruch machen können. 

Es ſei mir nun geſtattet, noch einen ſachlichen Punkt zu berühren. Meine 
Herren, Sie werden mir zugeſtehen, daß wohl unter allen Beamtenklaſſen, und 
unter allen Fachmännern kaum eine Klaſſe eriftirt, die genöthigt iſt, fo viele 
Nebenwiſſenſchaften und Hülfswiſſenſchaften zu betreiben wie der zum Vermwaltungs- 
dienft fih vorbereitende Preußische junge Forftbeamte. Um als gebildeter Forft- 
mann dazuftehen, und den Anforderungen zu genligen, die von Seiten der Ber- 
waltung an ihn geftellt werden, muß der Forfteleve eine umfangreiche Kenntniß 
ſämmtlicher Naturwiſſenſchaften fi aneignen; er muß Botaniker fein, er muß 
mit Pflanzenphyfiologie, Pflanzenanatomie fih bejchäftigen, er foll feine Studien 
auf Mineralogie, Geognofie, Bodenfunde, auf Zoologie, in's befondere Entomologie 
gerichtet haben. Ferner werden auskömmliche Kenntniffe in der Mathematik, 
Geomotrie, in Statif und Mechanik verlangt. Er foll als Bermögensvermalter 
in der Volkswirthſchaftslehre, als Vertreter fisci im Civilrecht, als Forftpolizei- 
anwalt im Criminalrecht nicht unbewandert fein. Aus allen diefen Materien das 
für fein Sach Wiffenswerthe bis zu dem verlangten Grade fich anzueignen, dürfte 
für einen jungen Mann faum möglich fein, wenn ihm allein überlaffen wird, 
neben dem Studium feines Hauptfaches auf einer Univerfität in alle diefe Zweige 
des Wiffens in einem Umfange einzudringen, um fi) aus ihnen das auf feinen 
jpeziellen Beruf bezügliche zu ertrahiren. — Auf den Preußiſchen Forftafademien 
werden den Studirenden die berührten Materien zunächſt ſyſtematiſch vorgetragen 
und demnächft mit dem fpeziellen Fache in Beziehung gefett. Nach meiner reſp. 
nad der Auffaffung der Staatsregierung kann fih auf diefem Wege der junge 
Forſtmann diejenigen Kenntniffe am beften aneignen, weldhe er nöthig bat, um 
die Anforderungen an einen Preußiſchen Forftverwaltungsbeamten mit Erfolg 
erfüllen zu fünnen. Die Staatsregierung meint deshalb, daß es angezeigt ift, 
im Einklange mit den mehrfachen Bejchlüffen des Hohen Haufes die Ausbildung 
der dem Forftverwaltungspdienfte fi widmenden jungen Leute nach wie vor auf 
bejonderen Forftafademien zu erftreben. 

Brafident: Der Abgeordnete Thiel hat das Wort. 

Abgeordneter Thiel: Ich weiß nicht, ob ich die Worte des Herrn Abge- 
ordneten Virchow vorhin richtig dahin verftanden habe, daß er zwar gegen die 
Akademien zu Neuftadt-Ebersmalde und Minden fich erklärt hat, keineswegs aber 
die weitere Forderung acceptirte, als wenn der forftwiffenfchaftliche Unterricht auf 
die Univerfitäten verpflanzt werden müſſe. Denn das fcheinen mir zwei ber- 
Ihiedene Dinge zu fein. Man Tann fi) gegen den Fortbeftand der ifolirten Ala- 
demien in Neuftadt-Eberswalde und Münden ausfprehen ohne jede Forderung 
acceptiren zu miüffen, deshalb möchte ich bei Gelegenheit der Beſprechung diefer 
Frage, welche nicht bloß für den forftwirthichaftlichen, fondern auch für den land- 
wirthſchaftlichen und flir den ganzen technifchen Unterricht von der größten Wich- 
tigkeit ift, prinzipiell mich Dagegen verwahren, und die Abficht, wenn fie über— 
haupt ausgefprochen ift, nicht ohne Widerſpruch laffen, als wenn das einzige 
Heil für den Unterricht fiir alle diefe Fächer bloß an der Univerfität zu juchen 
fei. Diefe Angelegenheit ausführlicher zu befprechen, dazu wird fich Gelegenheit 
finden, entweder in diefer Seffion bei der weiteren Berathung des Etats oder in 
der nächſten Seffion bei Berathung des Unterrichtsgefetes, wo alle diefe prinzi- 
piellen Fragen gründlich erörtert werden müffen. Ich wollte heute nur kurz fon- 
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ftatiren, dag man doch fehr wichtige Gründe anführen Tann, wonach eine Ber- 
fammlung von Fachmännern, die in ihrem praftifchen Beruf jehr tüchtig fein 
mögen, doc) deßhalb noch nicht abjolut competent zu fein braucht zum Urtheil 
iiber die befte wiffenjchaftliche Methode, wie man ſich zu dem fpeziellen Berufe 
ausbildet; denn daß man fich Teineswegs dafür zu entjcheiden brauche, dag die 
einzige Möglichkeit eine gründliche wifjenjchaftliche Ausbildung zu einem techniſchen 
Beruf nur an den Uniberfitäten zu finden wäre, fondern daß es die Möglichkeit 
giebt, einen ſolchen Unterricht bei entſprechend ansgeftattefen Inſtituten noch beffer 
und gründlicher und noch mehr jelbft im Sinne auch einer guten wiffenfchaft- 
fihen Bildung zu erhalten, und drittens, und das ift für mich ein Hauptgefichts⸗ 
pyımft — daß eine große Gefahr für unfere Deutfchen Univerfitäten als Gelehr- 
tenſchulen und Pflanzftätten echter Wiffenfchaftlichkeit darin liegen würde, wenn 
nit nur der forftwirthichaftlicde — fondern — das wäre davon ja die einfache 
Konfequenz — auch der landwirthichaftliche und überhaupt der ganze technifche 
Unterricht an die Univerfitäten verlegt würde. Ich weiß ſehr wohl, dag in 
neuefter Zeit gewichtige Stimmen fi) für das letztere geltend gemacht haben, 
und es liegen vor mir zwei Brofchliren des beredteften Vertheidigers der Anftcht, 
daß aller Unterricht auch in diejen technifchen Fächern an die Univerfitäten ver- 
legt werden müſſe. Sie find verfaßt von dem befannten Chemiker Profeffor 
Lothar Meyer, der allerdings in vielen Beziehungen wohl fompetent ift, ein Ur⸗ 
theil bieriiber abzugeben. (Hört! Hört! links.) 

Allein ich möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß der betreffende Herr 
wenn er auch allerdings jehr trübe Erfahrungen an ifolirten Akademien gemacht 
bat, doch fich den Kampf gegen die Akademien etwas zu leicht macht; er malt 
die Alademie, wie fie allerdings eriftirt hat, vielleicht Heute noch eriftirt und ftellt 
ihr gegenüber die Univerfität, wie fie nicht immer eriftirt bat, wie fie ſelbſt heute 
vielfach noch nicht eriftirt, nimmt die Uebelſtände auf der einen Seite in Der 
ihlimmften Art, die Bortheile auf der andern Seite in der helfen Ar. Denn 
es ift natürlich leicht zu einem Reſultat zu Gunften der Univerfität zu kommen; 
wollte er aber die Akademien und ähnliche Fachunterrichtsanftalten wirklich be- 
tämpfen, dann hätte er, wie ich bier nur furz erwähnen will, nachweijen müſſen, 
daß mit dem Unterrichte an Akademien gewiſſe Uebelftände unzertrennlich - ver⸗ 
Mmüpft find, weil diefe Uebelftände im Syftem und der Art der Alademien prinzi- 
piell gegeben find, dies ift ihm aber abfolut nicht gelungen. Deßhalb glaube ich 
immer noch troß diejer Autorität, ein Votum zu Gunften der nicht total iſolirten 
AHademien, wenn fie nur richtig eingerichtet find, abgeben zu können. 

Präſident: Abgeordneter Windthorft (Bielefeld) hat das Wort. 

Abgeordneter Windthorſt (Bielefeld): Meine Herren! Ich hätte gewünſcht, 
daß dieſe Frage bei diefer Gelegenheit nicht zur Sprache gebradt wäre, und 
zwar aus dem Grunde, weil fie nach meiner Auffalfung von folder Wichtigkeit 
if, daß fie einer eingehenden Erörterung und Beurtheilung bedarf die fie iu 
dieſem Augenblid wohl jehwerlich finden wird. Nachdem fie aber einmal ange- 
regt it, halte ih mich doch namentlih mit Rüdficht auf die Entgegnung des 
Herrn Regterungstommiffars und des Herrn Vorredners verpflichtet, einige Mo- 
mente in dieſer Frage vorläufig Har zu jtellen. Ich will auf die Gründe, welche 
für oder gegen die Vereinigung der iſolirten Akademien mit den Univerfitäten 
ſprechen, auf die inneren Gründe in dieſem Augenblide nicht näher eingehen. 
Ib weiſe nur gegenüber der Argumentation des Herm Vorredners ganz ober- 
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flählich auf die fi von felbft ergebende Iſolirung der Schtiler und der Lehrer 
bin, die mit den ifolirten Forſtakademien verbunden ift, ferner auf die mangelnde 
Möglichkeit, fi in den allgemein bildenden Fächern auf der Akademie auszu- 
bilden, auf die vielen reichen Inftitute und Sammlungen, die gerade für Yorft- 
männer, fir Chemiker und Phyfifer, flir jeden der die Grundwiffenfchaften kennen 
muß, von außerordentlicher Bedeutung find, die aber nirgends in der Fülle und 
Bollendung ſich finden, wie gerade an den großen Umiverfitäten, ich weife end- 
lich hin auf den Mangel der Lehrerfräfte felbft, einen Mangel, der naturgemäß 
mit den Afademien verbunden ift, weil fie über fo große Geldmittel nicht ver- 
fligen fönnen, jelbft wenn wir im Etat noch reichlichere Mittel zur Dispofition 
fielen würden, und weil es fchwierig ift, die geeigneten Lehrkräfte zu finden und 
noch ſchwieriger, wenn man fie gefunden bat, zu erhalten. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß alle fih irgend wie auszeichnenden Lehrer, namentlich in den Grund- 
wiffenihaften, jofort von den Univerfitäten ihnen entzogen werden. — Nun, meine 
Herren, wie liegt denn im Großen und Ganzen die Sache? Bon den Staaten, 
die bei ung in Betracht fommen, von den Deutichen und Defterreich-Ungarn 
haben Baden, Heflen und Defterreich bereit vollfländig das ausgeführt, was 
wir beabfihtigen; fie haben bereit3 die Akademien mit den Univerfitäten verbun- 
den, refpeftive in Baden mit dem Polytechnitum in Karlsruhe, und wir finden, 
daß die Forftwiffenfchaft in Teinem Deutfchen Lande einen auch nur annähernd 
fo Hohen Grad erreicht hat wie gerade in Heflen und Baden. Ohne flirchten zu 
müffen, irgendwie die Vertreter der Preußischen Forſtwiſſenſchaft zu verlegen, 
glaube ich dies behaupten zu dürfen, und ich Tann Hinzufligen, daß die gerade 
von Preußiſchen Yorftmännern in ihrer befannten Ehrlichkeit anerfannt worden 
if. Nun, meine Herren, ift auch in den anderen Staaten diefelbe Bewegung 
ausgebroden und Sachſen ſowohl will Tharand, als Bayern will Aichaffenburg 
mit einer Univerfttätftadt verbinden. In den betreffenden parlamentarifchen Kör- 
perfchaften find diefe von der Negierung geftellten Anträge abgelehnt worden; 
ich will aber bemerlen, daß das in Bayern aus dem einfachen Grunde gefchehen 
ift, weil zu meinem großen Erftaunen — ich finde dafiir keinen innern Grund 
— die dortige fogenannte Patriotenpartei die Frage zu einer ultramontanen 
Parteifahe gemacht und mit Hilfe einiger Fränkiſcher refpektive Ajchaffenburger 
Partikulariften es fertig gebracht hat, die wohlbegrändeten Anträge zu Falle zu 
bringen. Damit ift die Sache aber nicht abgemacht. Sie wird in Bayern und 
Sachſen weiter verfolgt werden und zwar ſchon aus dem Grunde, weil die Re- 
gierungen dort einfichtig genug find, fi) der Bewegung felbft anzufchließen und 
fie nad Kräften zu fürdern. 

Nun fragen wir aber, welches find denn die Männer, die fi in der That 
fir Diefe neuen Gedanken intereffiren und das bisherige Preußiſche Syftem be- 
kämpfen? Ich will nicht auf Autoritäten hinweifen, die außerpreußifchen Ländern 
angehören, ich könnte fonft auf die wahrhaft glänzenden Namen eines Sedendorf, 
eınes Lehr, eines Heß, eines Lothar Meyer und vieler anderer tüchtiger Männer 
mich Berufen, die in allen Kreifen Deutfchlands als Autoritäten auf diefem Ge- 
biete angejehen werden. Aber, meine Herren, ich glaube, ich werde von feinem 
Preußiſchen Forftbeamten desavouirt werden, wenn ih die Behauptung aufftelle, 
dag in Preußen gegenwärtig Niemand an autoriativer Bedeutung, an wirklicher 
Gediegenheit der Kenntniffe und Erfahrungen und in allen den Eigenfchaften, die 
erforderlich find, um ein fachfundiges Urtheil zu fällen, fi) meſſen kann mit dem 
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Forftdiretor Burdhardt in Hannover und dem Direktor Heyer, den die Preußifche 
Regierung fi) gezwungen gejehen bat, als Direktor an die eben erft gegründete. 
Anftalt in Münden zu berufen. Meine Herren, diefe beiden Männer gehören 
gerade zu den bedeutenften Borlämpfern fiir die Vereinigung der Forftafademien 
mit den Univerfitäten; beide haben in Broſchüren und namentlid in Gutachten, 
die fie auf Beranlaffung der betreffenden Regierungen, namentlich der Bayerifchen 
— bie eine befondere Anerkennung verdient, daß fie ein jo großes Material in 
ihrem umd unfer allem Intereſſe fih zu verichaffen gewußt hat — verfaßt haben, 
auf das allerentichiedenfte ausgefprochen, daß die Verlegung an die Univerfitäten 
eine unbedingte Nothmendigkeit fei, wenn nicht die Forftwiffenfchaft einen bedenk⸗ 
lichen Rüdgang erleiden jolle. Ich will mir in diefer Beziehung nur erlauben, 
einen Sat Ihnen vorzulefen gerade von dem Manne, den ich in erfter Linie ge- 
nannt habe, von dem Yorftdireftor Bnrdhardt in Hannover, der in einem mir 
vorliegenden gedrudten Briefe an den Bayeriſchen Minifter fi) folgendermaßen 
äußert: 
„Kommen wird die Vereinigung des forftwiijenfchaftlichen Unterrichts 
mit den Univerfitäten, darliber ift, ſoweit ich gejchaut habe, bei den 
Männern des Lehrftuhles, wie bei den Haren, vorurtbeilsfreien und 
nicht durdy andere Rüdfichten gehaltenen Köpfen vom „Leder“ und von 
der „Feder“ fein Zweifel; zu wünſchen ift nur, daß die Frucht zeitig 
reife, daß nicht das Thor durch weiteren Ausbau im Sinne gejonderter 
Akademien zur Erſchwerung des Befferen zugebaut werde.” 

Der einzige Staat, der bisher energifch die entgegengejegte Richtung ver- 
folgt hat, ift Preußen. Der einzige wiffenfchaftliche Vertreter diefer Richtung ift 
aber der zeitige Direktor der Forftanftalt in Neuftadt-Ebersmalde, Dandelmann. 
Man hat natürlich dem Grunde diefer auffallenden Erſcheinung nachgeforſcht und 
es ift jedenfalls auch für uns intereffant, zu miffen, weshalb die Preußiſchen 
Forftbeamten und da ich ihn als Vertreter diefer Richtung betrachten darf, gerade 
Dandelmann mit foldem Eifer fich diefer Sache angenommen haben. Ih will 
vorher bemerken, daß die Energie, mit welcher Dandelmann bisher jene Richtung 
vertreten ‚hat, in der legten Zeit einigermaßen abgeſchwächt worden if, ſeitdem 
er Gelegenheit gehabt Hat, die Stimmung der Yorftleute in ganz Deutichland 
auf der vorjährigen Freiburger Berfammlung kennen 34 lernen. Zur Richtig- 
ſtellung einer andern Thatjache will ich noch bemerken, daß auf diefer Freiburger 
Berfammlung, welche nicht Tediglich aus Theoretifern, nicht aus Dozenten von 
Univerfitäten, fondern in ihrer weit überwiegenden Majorität — fie zählt im 
Ganzen vierhundert Theilnehmer — aus praftiihen Forftmännern aus allen 
Staaten Deutſchlands beftand, mit dreihundertflnfzig Stimmen gegen jechzehn 
beichloffen worden ift, daß die ifolirten Forftlehranftalten zur Ausbildung der 
Forftbeamten nicht mehr geniigen und es deshalb dringendes Bedürfniß Jet, den 
forftlichen Unterricht an die allgemeine Hochſchule zu übertragen. 

In einer mir vorliegenden Brojchlire finden wir von einem Sadverfländigen 
erften Ranges die richtige Erflärung zu dem eigenthümlichen Verhalten Dandel- 
mannd. Es heißt darin: 

Das Gleiche, wie von Süd⸗ und Mitteldeutichland läßt fi von Preu- 
Ben leider nicht jagen, nämlich nicht, daß die Forftwiffenihaft denje⸗ 
nigen Standpunft eingenommen hat, wie wir ihn nad den Forderun⸗ 
gen der heutigen Wiffenfchaft im Allgemeinen erwarten Tünnen. Hier 
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haben bis jegt die alten Traditionen und das Andenken 
an Pfeil, den früheren Direktor von Neuftadt-Eberswalde, bis jetzt 
nod immer einen großen Einfluß ausgeübt. Die meiften Forftbeamten 
Preußens find unter der Leitung Pfeils ausgebildet worden; es war 
ihnen nicht vergönnt, Vergleiche zwifchen Univerfität und 
Fachſchule nad felbfteigener Prüfung anzuftellen u. |. w. 

Es wird aber auch von Antereffe fein, die Urtheile aus anderen Staaten 
iiber den Stand der Preußiſchen Forftlultur kennen zu lernen, und ich kann es 
mir um fo weniger verfagen, mit einigen Worten darauf hinzuweiſen, als im 
diefem Augenblid die Preußiſche Regierung ſich veranlaßt gefehen hat, mit einem 
Waldſchutzgeſetz vor uns zu treten, welches mit allen unferen Rechtsanſchauungen 
in direktem Widerſpruch fteht. Ich erfenne die Bedeutung des Gejetes an, bin 
auch mit feinen Zwecken einverftanden, kann es aber doch nur acceptiren, weil 
die bittere Nothwendigkeit ein fo ftarfes Ausnahmegejeg gebietet. Wenn wir 
dahin gefommen find, fo haben wir ung gewiß zunächft die Frage vorzulegen, 
wie es mit den Beamten fteht, die berufen werben, über die Wald- und Forft- 
fultur im Preußiſchen Staate zu wachen, und ich weiß nicht, ob nicht die ſtärkſte 
Kritil gegen das bisher in Preußen befolgte Syftem gerade in der Vorlage dieſes 
Gefeßes gefunden werden muß. (Bewegung.) 

Ich will nun aus einer Nede, die ein anerfannter Sachverftändiger, Pro- 
feffor Gerfiner aus Würzburg, in der Bayerischen Kammer gehalten hat, nur 
einen Punkt hervorheben. Er jagt: 

Ich glaube, daß Preußen in diefer Sache nicht in der rechten 
MWeife vorgegangen ift, und kann es begreifen, daß es für Preußen 
wünſchenswerth ift, eine Entſchuldigung zu haben, dadurd, 
daß Bayern auch einen Fehler macht. Preußen intereſſirt ſich 
ſehr dafür — das iſt merkwürdig, ich weiß es aus ganz zuverläffiger 
Quelle — was Bayern für eine Entſcheidung treffen wird und wünſcht 
ſicherlich, daß wir bei dem Alten beharren. Der Große läßt ſich nicht 
gerne von dem Kleinen belehren, das ift befannt und jelbftverftändlich, 
und ingbefondere, wenn man befürchtet, dadurch auf einen großen 
Fehler aufmerkfam gemacht zu werden. Preußen ift — das wage id) 
bor dem Forum der Sadhverftändigen zu behaupten — in Bezug auf 
Forftlehranftalten fein Mufterftaat; zur Regelung der Dinge haben 
wir jedenfalls von Preußen nichts gu lernen. 

Nun, meine Herren, wenn die Sachen fo liegen, dann, meine ich, wäre es 
wohl der ernfteften Erwägung werth, ob es nicht in der That an der Zeit wäre, 
daß die Regierung fich iiber diefe Frage, die in allen Sachverſtändigenkreiſen be- 
reits vollftändig fpruchreif geworden ift, endlich Klarheit verfchaffte und fich zu 
energiichern Vorgehen entjchließen möchte. Leider find wir allerdings in der eigeu- 
thiimlichen Lage, daß wir feine beſtimmten Anträge ftellen können, weil mir erft 
vor wenigen Kahren nach reiflihen Debatten zu dem unglüdlichen Schritte uns 
haben verleiten laffen, eine neue Alademie in Münden zu grinden, und Diefer 
Fehler läßt fich jetst nicht mit einem Striche ändern, ohne berechtigte Intereſſen 
empfindlich zu fchädigen. Aber die Anregung muß fehon jebt gegeben werden, 
damit nicht auf dem falfchen Wege fortgefahren werde, damit nicht — es ift das 
ein Punkt, der ja für unfere Etatberathung höchſt wichtig it — ferner große 
Summen ohne jeden namhaften Erfolg verfchleudert werden, die gejpart werden 
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tönmen, wenn wir einfach den Yorfitandidaten die Gelegenheit geben, an den Uni. 
verfitäten ihre Bildung fuchen zu fünnen. Die Anregung ift hiermit gegeben, ich 
glaube es wird fich fpäter noch eine andere Gelegenheit finden, die Sache gründ- 
ficher zu erörtern. Jedenfalls wird die Frage des forftwifjenichaftlichen Unterrichts 
nicht wieder von der Tagesordnung verſchwinden, und wie ich hoffe, recht bald 
ihre Löfung finden in dem Sinne, den ich wünſche, im Sinne der wahren Forſt⸗ 
tultur, im Intereſſe unferes Waldes und im Interefſſe unferer Forfibeamten felbſt, 
denen wir die Möglichkeit gewähren müflen, fi) die Ausbildung zu verichaffer, 
wie wir fie nach den Forderungen der heutigen Zeit von ihnen zu erwarten bes 
rechtigt find. | 
Bräfident: Der Herr Finanzminifier hat das Wort. 


Finanzminifier Camphanfen: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat 


befonders den unglüdlichen Schritt bedauert, zu dem fi) das Abgeordnetenhaus 
vor einigen Jahren und zwar noch, bevor ich mit der Verwaltung der Forften 
betraut war, hat beitimmen Yaffen, die Akademie in Münden zu gründen Fu 
diefer Beziehung habe ich anzuführen, daß der von ihm fo hoch verehrte und mit 
Recht verehrte Director Burdhardt in Hannover einen wejentlichen Theil an dieſer 
vermeintliden Schuld trägt, daß er damals in der lebhafteften Weiſe fih dafiir 
bemüht hat, diefe Alademie ins Leben zu rufen. (Hört! Hört!) Nun ift es ja 
fehr wohl möglich, daß er feine damalige Anficht geändert hat und dafiir triftige 
Gründe gehabt zu haben glaubt. 

Was das Verfahren in Preußen betrifft, jo haben wir — das wird Denje- 
nigen, die fich für diefe Frage intereifirt haben, nicht unbekannt geblieben fein — 
früher das Syſtem gehabt, daß die Unterrichtsanftalt für die höheren Forftbeamten 
in Berlin mit der Univerfität verbunden war. Zu jener Zeit hat man die ſchwe— 
ren Nachtheile einer ſolchen Verbindung zu erfennen geglaubt, und es ift auf An- 
regung des beriihmten Humboldt diefe Anftalt von bier nad) Neuftadt verlegt 
worden. 

Aehnlich ift es in München gegangen, dort war auch die Forſtakademie mit 
der Univerfttät vereinigt. Sie wurde mit derjelben vereinigt im Jahre 1830, 
und im Jahre 1846 hat man geglaubt, für die Heranbildung der Forfideamten 
beffer zu forgen, wenn man eine Trennung der Univerfität und Forfiafademie 
vornehme, man hat ſich damals entfchloffen, fie von München nah Alchaffenburg 
zu verlegen. j 

Meine Herren, bei den ragen, die in Bezug auf die Ausbildung der Forft- 
beamten in Betracht zu ziehen find, ift vor allem von Bedeutung, ob man ihnen 
die Fähigkeit verfchafft, nachher tüchtige höhere Yorftbeamten zu werden. Es 
kommt nicht allein auf ein gewiffes Maß von Kenntniffen an, ed kommt aud) 
darauf an, frühzeitig die Liebe fiir dag Korftfach zu entwideln, die Vertrautheit 
mit dem Walde herbeizuführen, den Unterricht dort zu geben, wo man die pral. 
tiſchen Beifpiele gleich vor Augen und in der Nähe hat u. ſ. w. 

Im Mebrigen ift ja ganz unzweifelhaft, daß in manchen Beziehungen Die 
Univerfitätsfammlungen umfafjender find, aber, meine Herren, fie find andere. 
Es darf nur Jemand eine Forftalademie befuchen, — ich jelbft Habe das im vo 
rigen Sommer ausgeführt —, jo wird er alsbald wahrnehmen, wie dort die Samm- 
lungen für die befonderen Zwede diefer geiftigen Ausbildung gebildet find und 
wie andere von einem allgemeinen Standpunkt aus gebildete, an fih weit um« 
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faffendere Sammlungen jenen Zweck doch nicht in demfelben Maße erreichen 
fünnen. 

Wenn gemeint ift, daß unfere Forfiverwaltung hinter der anderer Staaten 
zurüdftehe, jo muß ich befennen, daß ich eine Beftätigung für diefes Urtheil nir- 
gendivo gefunden habe, und ich meine, die Qandesvertretung hätte gerade diefer 
Berwaltung gegenüber immermwährend mit befonderer Theilnahme anerkannt, wie 
ausgezeichnet unfere Forſtverwaltung ift, und, meine Herren, die höchften Chefs 
diefer Verwaltung — ih wiirde mir ja perföünlich ein hervorragendes Urtheil über 
diefe Frage nicht zumeſſen wollen, aber die Chefs diefer Verwaltung, Männer 
von größter Auszeichnung, haben ſtets die Anficht vertreten, daß der bei uns ein- 
geihlagene Weg für den eigentlichen Zwed, für die Ausbildung tüchtiger Forſt⸗ 
beamten der richtigfte ift. Das hohe Haus hat diefem Wege in friiheren Stadien 
zugeftinimt, die Anftalten beftehen, Anträge auf Aenderung find auch heute nicht 
geftellt worden, es feheint daher, daß wir uns blos auf eine afademifche Vorleſung 
einlaffen würden, wenn wir diefe Frage uoch länger erörtern wollten (Bravo!) 

Präſident: Es ift von zwei Seiten der Schluß der Diskuffion beantragt, 
von den Abgeordneten Heiliger und Döring. Ich erfuche diejenigen Herren auf- 
zufteben, welche den Antrag auf Schluß unterftüten wollen. (Gejchiebt.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Auf der Nednerlifte find noch eingetragen die Abgeordneten Dr. Virchow, 
Thiel und Bernhardt. 

Diejenigen Herren, welche jetst die Diskuffion ſchließen wollen, bitte ich auf: 
zufteben oder flehen zu bleiben. (Gejchieht.) 

Das iſt die Majorität, die Diskuſſion ift gefchloffen. 

Ein Antrag zu diefem Titel Liegt nicht vor; ich Eonftatire, daß Tit. 1 ohne 
Widerſpruch bewilligt ift. 

Ich eröffne die Diskuffion über Tit. 2 und ertheile das Wort dem Abgeord- 
neten Windthorft (Bielefeld). 

Abgeordneter Windthorft (Bielefeld): Meine Herren, eine Bemerkung des 
Herrn Finanzminiſters zwingt mich, noch für eine Sekunde Ihre Aufmerkfamleit 
in Anſpruch zu nehmen. Cr bat mit vollem Recht darauf hingewiefen, daß der 
ausgezeichnete Forfidireltor zu Hannover, Burdhardt, ſich felbft an der Errichtung 
der Forftlehranftalt in Münden betheiligt hat, aber er bat es überfjehen, daß der- 
jelbe ich jehr bald von dem Irrthum feiner früheren Anficht überzeugt hat. Er 
fagt in einem Briefe, den er unterm 25. Oltober 1873 an das Königlich Bayerifche 
Staatsminifterium gerichtet hat: 

Ich habe befonders die beiden preußischen Zorftalademien vor Augen, 
fie tultiviren eine große Zahl von Disziplinen, die meiflen — vor 
Allem die Hülfsfäher — aber in einer Weife, daß man die Forft- 
fludirenden bedauern könnte. Man will dort Alles lehren, was im 
Innern oder an der Peripherie des forftlichen Lehrkreiſes liegt — und 
troß der vielen Lehrer, troß der Erweiterung der Studienzeit erreicht 
man nur unreife und verfümmerte Früchte, eben weil man Alles mit 
der Alademie ausrichten will. 

Und in demfelben Briefe legt er mit anerfennenswerther Offenheit das, ich 
möchte faft jagen, rührende Bekenntniß ab: 

Bielleicht habe ich felbft feiner Zeit dazu beigetragen, daß die zweite 
Preußische Forftalademie (Minden) ihre jetige Stelle im Berglande 
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hat. Das lag aber nicht in meiner Kalkulation, daß man dort ſo 
außerordentlich viele Fächer lehren und die Univerfität entbehrlich machen 
wolle. Rest haben wir die Monftrofität, daß man fi in Münden 
mit vielen unvolllommenen Vorträgen behelfen muß, während man in 
einer Stunde Göttingen mit trefflihdem und vollitändigem Lehrapparat 
bat, der nur noch einer forftlichen Lehrſektion bedarf, wie ihm eine 
Iandwirthfchaftliche mit gutem Erfolge bereits beigegeben ift. 

Meine Herren, wenn der Herr Finanzminifter ſich damals mit vollem Recht 
auf die Autorität diefes Mannes berufen konnte, fo bin ich in diefem Augenblid 
noch viel mehr berechtigt, auf fein jegiges fachverftändiges Urtheil zu Gunften 
meiner Auffaffung Bezug zu nehmen. 

Bräafident: Der Abgeordnete Dr. Virchow bat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Virchow: Ich mollte nur Einſpruch thun gegen eine 
andere Bemerkung des Herrn Minifters, nämlich wegen der verjchiedenen Be 
fchlüffe des Haufes in Bezug auf. die Forftalademie in Minden. Ich erinnere 
mich noch jehr lebhaft, daß in fpäter Stunde — es war in einer Abendfitung —, 
als die Poſition Münden zum erftien Male vorkam, der damalige Yinanzminifter 
v. d. Heydt die Verſicherung abgab, e3 ſei Alled da, die Gebäude jeien vorhanden, 
die Stadt wolle allerlei Opfer bringen, es handle fi) nur um eine Kleine uner- 
bebliche Sache, die jedoch für die Provinz von großer Bedeutung fei. Es war 
die Periode, wo foeben Hannover annektirt war und man allerlei gute Dinge 
maden wollte, um die Hannoveraner in angenehmer Stimmung zu erhalten. 

(Heiterfeit.) 

In diefer Tage hat das Haus den erften falichen Schritt gethan. Nachher 
find neue Forderungen gelommen, die Gebäude waren nicht da, e3 mußte gebant 
werden, man brauchte Taboratorien, man braudte mehr Lehrer nnd fo bat fid 
die Sache ausgedehnt. Der erfte Beichluß ift aber, wie gejagt, in einer fpäten 
Stunde. in einem unbewachten Augenblid gefaßt. Ich möchte daraus deduziren, 
daß das Haus nicht mit voller Klarheit und vollem Bewußtſein von der Bedeu⸗ 
tung des Gegenftandes die Alademie bewilligt hat. (Heiterkeit.) 

Prafident: Jetzt ift die Diskuſſion gejchloffeu. 

Der Titel 2 ift bewilligt. 

Ich eröffne die Diskuffion über Titel 2a, Wohnungsgeldzuſchüſſe, — über 
Titel 3, — 4, — 5, ferner über Kapitel 4, allgemeine Ausgaben, Titel 1, — 2, 
— 3, — 4. 

Alle diefe Titel find bemilligt. 

Einmalige und außerordentlihe Ausgaben. Rapilel 5, Titel], 
— 2, — 3 — ınd 4. 

Ohne Widerſpruch bewilligt. 

Wir gehen über zur 

Nente des Kronfideikommißfonds. 
Seite 2 des Hauptetatd. Vermerk zu Kapitel 1 und 2 der Einnahmen, Domai- 
nen und Forften. 

Diefer Bermert ift genehmigt. 

Dann kommt der 

Erlös aus Ablöfungen von Domainengefüllen und aus dem 
Berlaufe von Domainen- und Forſtgrundſtücken. 
Hauptetat, Einnahmen, Seite 2, Kapitel 3, 3 Millionen Marl. 
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Ich eröffne die Diskuffion. Der Abgeordnete Dr. Seelig bat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Geelig: In der Weberficht, welche und gegeben ift fiber 
den Erlös and dem Berlauf von Domanialgrundftiden und Forften, find die 
Provinzen Heffen, Hannover und Schleswig-Holftein ausdrücklich ausgefchlofien. 
Es ift mir nicht möglich gewejen, eine Auskunft darüber zn erhalten. wo die Er- 
föfe, die aus Berlänfen in jenen Provinzen berrühren, im Budget aufgeführt 
werten. Wenn ich daraus den Schluß ziehen dürfte, daß von folchen Verkäufen 
von Forftgrundftüden in der Provinz Schleswig: Holftein für die Zukunft Ab- 
fand genommen werden foll, fo wiirde mir diefe Ausfiht in hohem Grade er- 
freulic) fein. Ich darf vielleicht an den Herrn Finanzminifter die Anfrage rich- 
ten, refpeftive ihn bitten, mich darüber zu belehren, ob diefe meine Annahme eine 
rihtige if. Ich erlaube mir die Aufmerkſamkeit des Herrn Finanzminifters 
darauf zu richten, daß eben in den legten Jahren bei ung Verkäufe von Forft- 
grundftüden ftattgehabt haben, die im fiskaliſchen Intereſſe vielleicht ſich verthei- 
digen Laffen, die aber im Intereſſe der allgemeinen Laudesfultur, im Intereſſe 
der Landeswohlfahrt von einem ganz anderen Punfte aus beurtbeilt werden 
müfen. Es find bei uns eine Anzahl allerdings Heiner Yorftparzellen verkauft 
worden, deren Verkauf eben aus Gründen der Landeswohlfahrt hätte beffer un- 
terbleiben follen. Ich habe mir erlaubt, ſchon vor einigen Tagen darauf auf- 
merffam zu machen, welche hohe Bedeutung auch die Heinften Forfiparzellen 
in dem fo fpärlicd bewaldeten Schleswig-Holftein haben, und daß der mit dem 
Berkaufe faft immer verbundene Abtrieb folcher Heiner Forftparzellen in vieler 
Beziehung als eine wahre Kalamität anzujehen if. Ich geftatte mir, darauf 
aufmerffam zu machen, daß diefe Heinen Forftparzellen in vielen Fällen noch eine 
ganz bejondere Bedeutung haben. Solche Heinen Waldgrundftücde, vorzugsweife 
wenn fie auf den Höhen gelegen find, Haben an unferer Küfte fehr häufig die 
Bedeutung von Landmarken oder Wehrzeihen für die Schifffahrt, und der Ab- 
trieb einer ſolchen kleinen bewaldeten Höhe ift für die Schifffahrt oft von ber- 
borragendem Nachtheil. Auch aus diefem Grunde muß im Intereffe der Lan 
deswohlfahrt dafür gejorgt werden, daß derartige Kleine Waldparzellen nicht zer- 
fört werden. a, ich möchte noch etwas weiter darin gehen, ich geftatte mir, 
an den Herrn Finanzminifter die Bitte zu richten, e8 zur Erwägung zu ftellen, 
ob nicht bei der Bewirthſchaftung folcher kleinen Forftparzellen in Schleswig- 
Holftein von den allgemeinen Regeln des forftlicden Betriebes eine gewiffe Aus— 
nahme nothwendig if. Für ſolche Heinen Parzellen ift bei ung auch aus forft- 
lichen Rückſichten die Plänterwirthichaft nicht blos möglich, fondern im vielen 
Fällen fogar als die zwedmäßigfte Art der Bewirthichaftung anzufehen. Ich 
bitte alfo den Herrn Finanzminifter, eine Erwägung dahin eintreten laffen zu 
wollen, ob nicht diefe Art des Betriebs, bei welcher der Waldbeftand möglichft 
erhalten wird, bei uns in folchen Fällen Plat zu greifen hat. Wenn ich er- 
wähnt babe, daß in den letzten Jahren folche Berfäufe von Heinen Parzellen 
ftattgehabt haben, fo will ich gleich bevorworten, daß man mir nicht entgegnen 
möge, e3 haben folche VBeräußerungen ftattgehabt auf Grund der Geſuche von 
Kommunen. Es iſt ganz richtig, e8 ift ein folcher Heiner Wald verkauft worden 
an die Stadt Kiel und es ift dankbar anerfannt worden, daß die Domainenver- 
waltung diefen Verkauf zugelaffen bat. Der Berfauf hat dem Fiskus einen 
ganz guten Erlös gewährt, es ift aber der Ankauf vorzugsweife in dem Sinne 
von der Stadt Kiel unternommen worden, damit eben diefer Wald erhalten 
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werde, der unter anderm für die Schifffahrt, namentlich and die Sicherheit des 
Kieler Kriegshafens von der hervorragendften Wichtigkeit iſt. Es befindet fich in 
der Nähe von Kiel ein anderer ſolcher Wald, der vielleicht eine ähnliche Rolle 
fpielt, über dem jeßt die Gefahr ſchweben foll, daß der alte Beftand niederge- 
ſchlagen werde, eine Ausficht, die für die Schifffahrt ebenfalls gewiſſe Bedenken 
haben dürfte. 

Ich möchte den Herrn Finanzminifter bitten, auf folche allerdings, wie ich 
fehr wohl einfehe, dem großen Ganzen gegenüber Heine Berhältnifie eine gewiffe 
Aufmerkſamkeit richten zu wollen. 

Präſident: Der Herr Finanzminifter hat das Wort. 

Finanzminifier Camphaufen: Meine Herren! Wenn es dem geehrten 
Herrn Vorredner nicht gelungen ift, in dem Etat die Einnahmen aus Berfäufen 
in den Provinzen Hannover und Schleswig-Holitein zu finden, fo darf ich ihn 
nun daran erinnern, daß die desfallfigen Einnahmen zu den Einnahmen des vor- 
maligen Staatsſchatzes gehören, und daß er bei dem betreffenden Abfchnitt des 
Budgets auch Anskunft darliber finden wird, wie viel in jenen Landestheilen 
veräußert worden if. Wenn dann diefer Eingang dazu gedient hat, um auf den 
Forftetat zurüdzulommen und uns zu empfehlen, wie wir in SHolfteiu mit dem 
Verkauf von Forftparzellen ed halten mögen, fo habe ich anzuführen, dad wir ja 
niemals abfolut ausfprechen können, bier wird gar feine Parzelle verfauft werden. 
Es kommt ja da anf die Berhältniffe des Tonfreten Falles an, und darnad) kann 
ein Verkauf ungwedmäßig, aber auch im hohen Grade zwedmäßig jein. Ich will 
aber andererfeit anflihren, daß wir, weit entfernt, in Schleswig-Holftein mejentlich 
mit Berläufen vorzugehen, wir dort mefentlich mit Anfäufen vorgegangen find 
und mit neuen Forftlulturen, und daß wir dieſes Geſchäft auch fortzufegen 
gedenten. 

Präfident: Der Abgeordnete Dr. Seelig hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Seelig: Ich habe ſchon am vorigen Montag der Staats- 
tegiermg meinen Dank dafür ausgeſprochen, daß fie mit den Ankäufen vorgeht 
und an eine Wiederbemwaldung denkt, allein da handelte es fih um Haiden, die 
vielleicht in 100 Jahren Forſten find, die aber, wenn fie jeßt angefauft würden, 
doch Lunge feinen Erſatz bieten für Hochmälder, die augenblidlich niedergefchlagen 
werden. 

Prafident: Die Diskuffton ift gefchloffen, das Kapitel der Einnahmen ift 
bewilligt. 


* 


33. 


Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes über die Aufbeflerung 
der materiellen Lage der Forſtſchutzbeamten. 


70. Sigung am 1. Juni 1875. 
Prafident: Ueber die folgende Petition wird der Abgeordnete von Benda 
berichten, dem ich das Wort ertheile. 
Berichterftatter Abgeordneter vb. Benda: Meine Herren! Es liegt eine ſehr 
große Anzahl von Petitionen von Förftern und Waldwärtern aus den aller ver 
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fchiedenften Theilen unferes Landes vor. Ihre Wilnfche find gerichtet einestheils 
auf die Berbefferung ihrer Befoldungen, anderentheil$ auf die Befeitigung der 
Nachtheile, in welche fie durch das Diätenreglement vom Mai 1873*) gerathen find. 
Meine Herren, in leßterer Beziehung ift, wie Ihnen ja bekannt ift, neulich ein 
Gejegentwurf** von uns berathen und beichloffen worden, der diefem Webelftande 
Abhilfe verihaffen wird. Was aber die Befoldungsverhältniffe betrifft, fo ift in 
des, Kommiſſion die Frage fehr ausführlich behandelt, und man ift in der Kom— 
miffton bereit gemwefen, anzuerfennen, daß die betreffenden Beamten vielfad in 
einer jehr ſchwierigen Tage rüdfichtlich ihrer äußeren Stellung fich befinden. Plan 
bat aber geglaubt, daß ein Unterfhied zu machen fei zwiſchen denjenigen Förfter- 
und Waldwärterftellen, welche in ifolirter Lage in der Tiefe des Waldes und auf 
der Höhe der Berge ſich befinden, welche in fehwieriger Lage find nicht allein in Be- 
ziehung auf den Unterricht ihrer Kinder, fondern auch feldft in Bezug auf die 
Beichaffung ihres täglichen Brotes. Man bat in der Kommiffion daher geglaubt, 
daß zunädft der Wunfh an die Staatsregierung auszufprechen fei, Hilfe zu 
fhaffen in diefen befonderen Fällen durh Gewährung von Stellenzulagen, 
wo das Bedürfniß fich Herausftellt. Meine Herren, dem entiprechend ift der 
Antrag***) Ihrer Kommiffion gefaßt. Sch bin aber von der Kommijfion aus- 
drüdlich beauftragt hervorzuheben, daß fie einftimmig der Meinung ift, daß über 
furz und lang auch die Frage der allgemeinen Befoldungserhöhung der be- 
treffenden Beamten ſich nicht werde vermeiden laffen, theil8 wegen des Werthes 
der ihnen anvertrauten Verwaltung, theil® auch wegen der befonderen Schwierig 
feit und der bejonderen Verantwortung, welche mit ihrem Amte verbunden find. 
Die Kommiffion bat aber geglaubt, in diefem Jahre von bezüglichen Anträgen. 
Abſtand nehmen zu müffen, theils weil die nicht unbeträchtliche allgemeine Be- 
joldungserhöhung, welche den Förftern und Waldwärtern zu Theil geworden ift, 
erft im Jahre 1872 erfolgt ift, anderentheil® und vorzugsweiſe deswegen, weil 
mir ja ganz allgemein in Nebereinftimmung mit der Staatsregierung aus finanziellen 
Gründen uns entichloffen haben, in diefem Jahre Anträge auf allgemeine Be— 
fofdungserhöhungen auch bei anderen Kategorien von höheren oder unteren 
Beamtenklaffen nicht zır ftellen. 

Das find die Gründe, aus welchen Ihnen der Antrag fo vorgelegt ift, wie 
ih Ihnen denjelben zur Annahme empfehle Ich hoffe und glaube, daß die be- 
treffenden Beamten aud) diefem Antrage und aus meinem Vortrage entnehmen 
werden, daß dieſes Haus immer bereit gewejen ift und auch heute noch bereit ift, 
den Intereſſen und den berechtigten Wünſchen der betreffenden Beamten einer Ber- 
waltung, der wir gern und bereitwillig fiir ihre erfolgreiche Tüchtigkeit unfere 
Anerfennung zollen, daß wir diejen berechtigten Wünſchen gern entgegenfonmen. 

*) ©. Yahrb. Band VI. Art. 13. €. 17 und Art. 21. 

»*) S. Art. 17 Geite 285 dieſes Bds. 
++) Der Antrag der Budgetlommiffion lautet: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

Die Petitionen der FYorftbeamten und Waldwärter aus verjcdhiedenen Provinzen der 
Monardie um Verbefleruug ihrer äußeren Lage der Königlichen Staatsregierung zur Kennt— 
nißnahme und 

1) fomweit es fi} dabei um Abhülfe des vorhandenen Bedürfniſſes durch Gewährung 
von Stellenzulagen aus bejonderen Bonds, 
2) foweit e3 ſich dabei um die Benadtheiligung Handelt, welche die unteren Forſt— 
beamten in Folge bes Geſetzes vom 24. März 1873 durch ihre Einreihung in die 
Klaſſe der Unterbeamten bei Bemeffung ihrer Diäten nnd Reiſekoſten erlitten haben 
zur Berüdfihtigung zu überweifen. 
Jahrb. d. Pr. Forft: u. Jagd⸗Geſe tzg. VIII. 22 
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Ich empfehle Ihnen in diefem Sinne im Namen der Kommiſſion die Annahme 
der betreffenden Vorſchläge. 

Präfident: Ich eröffne die Diskuffton. Der Abgeordnete Bernhardt Hat 
das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Ihre Budgetkommiſſſon Hat in 
danfenswerther Weile fih der Sadhe der untern Forfibeamten angenommen. 
Mas ich aber als beſonders dankenswerth hervorheben möchte, find diejergigen 
Worte, die joeben der Berichterftatter der Budgetlommijfion zu ung gejprochen 
hat, daß nämlich in der Kommiffton die Anficht einftimmig vertreten geweſen ſei, 
daß über furz oder lang eine fundamentale Neuregulirung der Gehaltöverhältniffe 
fih nicht werde vermeiden laffen. Ich geftehe num offen, meine Herren, Daß id 
recht dringend gemünjcht hätte, daß die Kommiſſion diefer ihrer Ueberzeugung in 
ihrem Antrage in irgend einer Weile Ausdrud gegeben hätte Warım man 
überhaupt den Grundſatz fefthalten joll, unter feinen Umftänden, aud da nid, 
wo eine ftrifte Gerechtigkeit e8 fordert, eine Anregung zu Berbefferungen von 
Gehaltsjägen für die unteren Beamten zu geben, das vermag ich meinestheils 
nicht einzufehen. In diefem Falle fage ich: principiis obsta, fenne ich Feine 
Prinzipien, wenigſtens feine berechtigten. Etwas anderes ift e8 aber zu erwägen, 
ob in diefem Augenblide die Rage unferer Finanzen der Art ift, daß wir mit 
einem Antrage auf fofortige Gehaltsverbefferung vorgehen fünnen. Dieje Frage 
will ich meinerfeit$ in keiner Weife entfcheiden; darüber will ich nicht einmal 
eine Anficht äußern. Wohl aber meine ih, daß Ihre Kommilfion recht gut auf 
dem Boden ihrer Ueberzeugung von der Nothwendigfeit einer jpäteren Regulirung 
der Gehälter der Förfter und Waldwärter der Staatsregierung eine Anregung 
hätte geben fünnen, die beziiglihen Berhältniffe noch einmal in Erwägung zu 
ziehen und eventuell in dem Etat für 1876 mit Vorſchlägen an ung heran- 
zutreteu. 

Meine Herren, ald ih am 6. Februar die Ehre Hatte, vor Ihnen einige 
Geſichtspunkte geltend zu machen, welche fi) auf die äußere Lage der Yörfter 
bezogen (j. Art. 32 ©. 303 ff.), bemerkte der Herr Regierungsfommiffariug, der da- 
mals das Wort nahm, den ich leider heute nicht hier fehe, daß ich wohl noch fehr jung 
in dieſem Haufe fein müffe, denn fonft wiirde ich wiſſen, daß die Förfter ja im Jahre 
1872 eine erhebliche Zulage befommen hätten, und er bezog diefe feine Worte und diejen 
jeinen Hinweis auf meine parlamentarische Jugend, auf meine Neußerung, daß 
von allen den Gehaltszulagen die Förſter nichts befommen Hätten. Meine Herren, 
e3 wiirde mir nicht ſchwer fallen, geftütt auf frühere Vorträge in diefem Haufe 
Ihnen zu beweifen, daß „nichts“ nicht etwa immer „nichts“ bedeutet, fondern daß 
dies Wort „relativ nichts“ oder „in einer gemiffen Richtung nichts“ bedenten 
fanı. Wir haben das ja bei einer anderen Gelegenheit hier gehört. 

Allein dazu bin ich nicht genug philologiſch gebildet. Ich will alfo nur 
da3 jagen: dem Sinne nad wollte ih mit jenen Worten nichts Anderes aus- 
drüden, als daß diejenigen Gehaltsverbefferungen, welche mir fehr wohl befamt 
find, die den Forftbeamten zugefloffen find, gerade für die Verbefferung der 
änßeren Lage der Förfter von einer jehr geringen Wirkung gemwejen find und 
zwar aus dem bejonderen Grunde, weil fih die Eriftenzbedingungen der bei 
weiten größten Zahl der Königlichen Förfter in den legten 5 Jahren aufer- 
ordentlich verfchlechtert haben. Die Förfter find zum Theil angewieſen auf eine 
feine Landwirthſchaft; die Verhältniffe der Arbeit auf dem Lande und die Ge 
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fammtverhältniffe Heiner Wirthichaften, welche nicht von dem Befitser felbft ge- 
fiihrt werden können, alfo welche nicht bäuerliche Wirthfchaften find, find in den 
legten Fahren fo unendlich ſchwer geworden, daß die ſehr wohl gemeinten danfens- 
wertben Baarzulagen, welche dem Förſter zu Theil geworden find, in vielem 
Fällen diefe Verlufte nicht entfernt aufgewogen haben. Das, meine Herren, habe 
ich damit jagen wollen und Sie Alle haben es verftanden. Nur der Herr Re— 
gierungskommiſſarius feheint es nicht verftanden zu haben. 

Meine Herren, nun noch ein Beifpiel aus der Praris. Man fpricht über 
Noth, iiber geringe Gehälter, in diefen Dingen aber, meine id, muß man mit 
Zahlen deduziren. Hier ift ein junger Förfter in der Provinz Hannover, er, 
wohnt in einem kleinen Städtchen, hat feine Dienftwohnung, fein Dienftland 
900 Mark Gehalt, außerdem 90 Mack Miethsentihädigung; der Mann zahlt 
150 Mark Miethe für eine bejcheidene Wohnung, und e8 bleiben ihm alfo zum 
Unterhalt feiner Familie 840 Mark jährlich, fage und fchreibe 280 Thaler. Meine 
Herren, das beträgt täglih 23 Sgr. 6 Pf. nach altem Gelde. In jener Gegend 
aber verdient ein junger rüftiger Tagelöhner täglih 1 Thaler, wenn er arbeitet. 
Meine Herren, Sie werden mir zugeben, das find abnorme Berhältniffe Der 
Tagelöhner, der die Pflanze pflanzt, der den Graben im Walde gräbt und das 
Holz haut, der verlangt 1 Thaler in der guten Jahreszeit, und der Förſter fteht 
daneben und hat 23 Sgr. 6 Pf. Ich glaube, die Bedürfnißfrage ift damit wohl 
als gelöft zu betrachten. Ich betrachte den Antrag der Budgetlommilfton, flir 
den ich fehr dankbar bin, als eine Abfchlagszahlung, die man mit Freuden zu 
acceptiren hat, und ich hoffe, daß der Wunfch, der in der Budgetkommiſſion laut 
geworben, eine gründliche Regelung diejer Verhältniſſe herbeizuführen, in nicht 
ferner Beit in Erfüllung gehen wird. 

Präfident: Es ift Niemand weiter zum Wort gemeldet, die Diskuffion 
ift gejchloffen. Der Herr Berichterftatter verzichte. Ich bringe den Antrag, 
der Ihnen auf Seite 2 gedruct vorliegt, zur Abftimmung, und erfuche diejenigen 
Herren, welche den Antrag annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität, der Antrag der Budgetlommijfion ift angenommen. 


Sarationsweien, Material-Abnusung, Führung des 


Controlbudjs. 
34. 
Einführung gefonderter Abnutzungsſätze für Hauptnutzung und 
Vornuhung. 


Gircular-Verfügung des Finanz⸗Miniſters an ſämmtliche Königliche Regierungen (ercl. 
Sigmaringen) und an die Königliche Finanz-Direktion zu Hannover. 
Berlin, den 15. Mai 1875. 

Der Königlichen Regierung laſſe ich Hierbei . . Eremplare einer Cirkular- 

verfügung vom heutigen Tage, betreffend bie Einführung gefonderter Abnutzungs⸗ 

fäge für Hauptnugung und Vornugung bei der Bewirthſchaftung ber Königlichen 

Forften, zur Bertheilung an die Herren Oberförfter und Yorfimeifter und zur 
eigenen Nachachtung zugehen. 22* 
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Die unter Bof. 2 obigen Cirkularerlaffes erwähnte Nachweiſung der gefonderten 
Abnutzungsſätze für fämmtliche Oberförftereien Ihres Bezirks wolle die Königl. 
Negierung nach dem in der Anlage enthaltenen Schema X aufftelen lafſen un 
bis zum 1. Auguft d. %. einreichen. 

Die jährliche Zufammenftellung der Materialabnugungs-Ueberfichten iſt vom 
Wirthſchaftsjahre 1875 ab nach dem anliegenden Schema P. J. anzufertigen. 

Der Zinanz-Miniiter. 
3. A.: dv. Hagen. 


Betreffend die Einführung gefonderter Abnutungsfähe für 
Hauptnukung und Vornukung. 
Berlin, den 15. Mai 1875. 
Das Zufammenfaffen der Bornugungs- (Durchforftungs-) Erträge mit den 
Hauptnuguugs» (Abtrieb3-) Erträgen in einen Abnugungsfag und demzufolge aud 
zu gemeinfhaftlicher Balance im Controlbuche, hat vielfach den Uebelftand berbei- 
geführt, daß wegen der häufig eintretenden Mehrergebniffe der Durchforftungen 
tiber die geſchätzten Erträge, das planmäßige Yortfchreiten der Hauptnutzung um 
Berjlingnng zurlidgehalten, oder der Durchforſtungs⸗ ⁊c. Betrieb nicht in dem 
erforderlichen Maße gefördert iſt. 
Zur Befeitigung dieſes Uebelftandes erachte ich für angemeffen, daß fortan 
I. der Abnutzungsſatz gefondert für Die Haupt- und für die Vornugung ' 
im Hochwalde feftgeftellt, 
II. die Balance gegen dieje beiden Abnutzungsſätze getrennt gehalten und 
III. das Einfchlags:Soll des jährlichen Hauungsplans flir die Hauptnutung 
unabhängig von demjenigen für die Vornutzung beftinmt wird. 
Zu diefem Behufe wird Folgendes angeordnet: 


I. Feſtſtellung der gefonderten Abnnkungsfäße, 


1. Bei neuen Betrieb8-Regulirungen oder Tarationg-Revifionen ift beziglid 
der Hachwaldungen ein bejonderer Abnutzungsſatz zu ermitteln und feftzuftellen: 
a) für die Hauptnußung, der Hauptnugungsjaß, 
b) für die Vornutzung, der Bornußungsfag, 
und zwar in der durch die Anlage A angedeuteten Form. 
ti Die weitere Zerlegung des nur in Feftmetern ſummariſch feftgeftellten Ab- 
nußungdfages in diejenigen Sortimentszahlen, welche nach der ebenfalls in Anlage 
A angedeuteten Form, in den Natural:Etat ald Einnahme an Holz einzuftellen 
find, erfolgt durch die Königliche Negierung (Finanz- Direktion), ohne daß es der 
Genehmigung diefer Zahlen Seitens des Minifterii bedarf. 

2. Der jegt gültige Abnutzungsſatz jeder Oberförfterei ift auf Grund der 
Materialien des Abſchätzungswerks oder der Tarations-Revifions-Arbeiten, aus 
denen er hergeleitet worden, beziiglich des Hochwaldes in einen Haupt- und einen 
Vornutzungsſatz zu zerlegen. 

Sollten jene Materialien nicht genügen, um nach ihnen die Zerlegung zu 
bewirken, jo kann diefe auf Grund des aus dem Eontrolbuche zu entnehmenden, 
nöthigenfall8 aber zu arbitrirenden Prozentverhältniffes zwifchen Haupt» und 

Bornugung gutachtlich erfolgen. | 





Diefe Arbeit ift in nächſter Zeit vom Oberförfter auszuführen, vom Yorf 


— 327 —- 


meifter zu prüfen event. zu berichtigen und die Abnutzungsſätze find dann vom 
Dberforftmeifter feftzuftellen. 

- Eine Nachmeifung der feftgeftellten und vom Wirthfchaftsiahre 1876 ab den 
jährlihen Hauungsplänen zu Grunde zu legenden Abnugungsfäge ift von der 
Regierung (FZinanz- Direktion) bis zum 1. Auguft d. 3. dem Finanz-Minifterio 
einzureichen. Dabei ift fiir jede Oberförfterei kurz anzugeben, worauf fich bie 
Zerlegung gründet. 


II. Controle nnd Balauce. 


3. Bom Wirthichaftsjahre 1875 ab find in Abjchnitt B des Controlbuches 
alle Hauptnußungserträge des Hochwaldes mit rother, alle Bornukungserträge 
mit Schwarzer Schrift einzutragen. 

Die Eintragungen in Abjchnitt B erfolgen übrigens nad) wie vor in der 
Neihenfolge der Jagen oder Diftrikte, 

Tür Hohmald ift die Summe zu ziehen 

&) an Hauptnußungen, 

b) an Bornußgungen. 

4. Bon befonderer Wichtigkeit ift, daß hierbei die Frage, melde 
Erträge als Haupt- und welche als Vornutzung zu buchen find, 
überall nad gleigmäßigen Grundſätzen richtig entfchieden wird. 

Hierfür ift Folgendes zur Richtihnur zu nehmen: 

a) Zur Hauptnußung gehören diejenigen den Hauptbeftand betreffenden 
Holsnußungen, welche entweder die gänzliche Beſeitigung des Beſtandes, oder eine 
ſolche Durdlichtung deffelben bewirken, daß diefe die Erneuerung oder Ergänzung 
des Beftandes, oder eine in's Gewicht fallende Verminderung. des bei der Taration 
borausgejegten Hauptnugungs-Ertrages zur Folge hat. 

Demgemäß find zur Hauptnutung zu rechnen: 

a) flächenweiſe Beftandesabtriebe (Kahlhiebe behufs der Verjüngung, behufs 
außerforftlihder Benutung oder Veräußerung); 

ß) ſtammweiſe (pläntermweije) VBerjüngungshiebe 

(Borbereitungsjchläge, Beſamungsſchläge, Lichtichläge, Räumungs- 
fhläge, Schirmfchläge zum Unterbau, Löcherſchläge behufs horſtweiſer 
Verjüngung); 

y) Diejenigen ſtamm⸗- und horjtmweifen Durchhauungen des Hauptbeftandes 
in haubaren und nicht haubaren Orten, welche eine Beftandesergänzung 
erfordern, oder die voraudgefegte Hauptnußung um mehr ald 5 Prozent 
ſchmälern werden; 

(Lichtungshiebe behufs Unterbau, wobei jedoch die den Lichtungshieb 
vorbereitenden Durchforftungen zur Vornutzung gehören; ferner ſolche 
borftmweife Weichholzaushiebe und folche Beftandesbefchädigungen durch 
Inſekten, Wind, Schneebruch ꝛc, melde eine Beftandesergänzung 
nothwendig machen oder die vorausgejegte Hauptnugung um mehr 
als 5 Prozent ſchmälern werben.) 

8) Aushiebe von Waldrechtern, d. h. von Stämmen, melde aud dem 
Borbeftande in den gegenwärtigen Beftand mit übernommen find, um 
fie in einer fpäteren Periode zu nußen; 

&) alle Holznugungen in Beftänden, welche der laufenden Wirthichaftöperiode 
des Hochwaldes angehören; 
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T) die Oberbolgnugung im Mittelwalde; 

9) die gefammte Holznugung im Plenterwalde. 

b) Zur Bornußung gehören diejenigen Holzuugungen, welche fi nur auf 
den Nebenbeftand (zurückbleibende und unterdrüdte Stämme) erftreden, oder den 
Hauptbeftand nur in ſolchem Maße treffen, daß fie weder eine Ergänzung deffelben, 
noch eine mehr al8 5 Prozent betragende Schmälerung der bei der TZaration vor- 
ausgejegten Hauptnußung zur Folge haben. 

Demgemäß find zur Bornugung zu rechnen: 

a) die Durchforſtungen, welche den Nebenbeftand betreffen, 

ß) die ſtamm- und gruppenweifen Hauungen der Beftandespflege im Haupt 
beftande, welche keine Beftandesergänzung oder über 5 Prozent betragende 
Verminderung des vorausgefeten Hauptuugungs-Ertrages begründen 
(Läuterungsbiebe, Auszugshiebe) ; 

x) die Holznutungen, welde in Folge von Waldbeſchädigungen eingehen, 
ohne jedoch zu einer Beftandesergänzung zu nöthigen und ohne die 
vorausgefegte Hauptnugung um mehr als 5 Prozent zu fchmälern 
(Einzeltrodniß, Einzelbruh durh Wind, Schnee, Duft, Ei$ zc.). 

So weit die Nutungen unter «&—y in Beftänden der laufenden Wirthichaftd- 
periode eingehen, find fie aber als Hauptnugung zu behandeln. 

Ob ein unfreiwilliger Holzeinſchlag die vorausgefegte Hanptnutzuug um mehr 
als 5 Prozent jchmälern wird, und in wie weit demgemäß eine folhe Nutzung 
als Hauptnugung (Borgriff) oder ald Vornutzung zu behandeln ifl, muß nad 
den Berbältniffen des einzelnen Yalles, in Beziehung auf die ganze betreffende 
Beftandesabtheilung, ermeffen werden. 

Es wird dabei der Hauptnußungsertrag, welcher bei der Taration vorand- 
geſetzt und in der Ertragdermittelung direkt angegeben, oder aus den Angaben 
der fpeziellen Beſchreibung tiber Bodenklaffe und Vollbeftandsfaktor zu erjehen if, 
in Bergleih zu ftellen fein mit demjenigen Hauptnugungsertrage, den die Bes 
ftandesabtheilung nach dem Zuftande, in welchen fie durch den fraglichen Holz 
einfchlag verſetzt if, unter Beriidfichtigung der aus dem lichteren Stande etwa 
folgenden Zumwachsfteigerung, in der beftimmten Abtriebsperiode noch erwarten 
läßt. 

Holznutungen, von denen es zweifelhaft ift, ob fie nach ten vorflehenden 
Begriffsbeftimmungen zur Haupt- oder zur Vornutzung gehören, find zur Haupt- 
nutzung zu jegen. 

Für Die Beurtheilung, ob eine Haupt» oder eine Vornutzung vorliegt, iſt es 
nicht maßgebend, in welcher Weife gewiſſe Holznutungen im Abfchätungswerfe 
behandelt find. Wenn 3. B. in diefem Aushiebe von Waldrechtern oder größeren 
Weichholzhorſten, oder Lichtungshiebe zum Unterbau als Bornugung gebudt 
wären, jo würde gleichwohl der Iſtertrag als Hauptnußung zu behandeln fein. 
Sole im Abſchätzungswerke als Hauptnugung nicht vorgefeheren Erträge würden 
dann als Mehrertrag erjcheinen und in den Abfchnitt A.I. des Controlbuchs 
übergehen, während die im Abſchätzungswerke irrthiimlich als Vornutzung aufge: 
nommene Maſſe bei der Tarations-Reviſion als Minderertrag bei den Bor- 
nugungen zu behandeln wäre. 

Bei Tarations-Revifionen und Neufhätungen find die gegebenen Begrifit- 
beftimmungen über Haupt: und Vornutzung genau zu beachten. Auch ift in den 
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betreffenden Formularen 2c. fortan ftatt der Bezeichnung „Zwifchennugung“ die 
PBezeihnnng „Bornutung” anzumenden. 

Die genaue Sonderung der Haupt- und Bornukung im Abfchnitt B. des 
Controlbuchs wird zugleih es ermöglichen, in vielen Fällen künftig den Vor—⸗ 
nntungsjag ſummariſch nach dem Durchichnittsertrage der letzten Jahre zu be» 
flimmen, und die Einzelabfhätung der Vornutungserträge für jede Beftandesab- 
theilung entbehrlich zu machen. 

5. Daß die Eintragung und Verrechnung der Hiebserträge im Abſchnitt B. 
des Controlbuchs genau nach vorftehenden Beſtimmungen erfolgt, hat der Yorft- 
meifter forgfältig zu controliren, wobei in Fällen der Meinungsverfchiedenheit für 
die Buchung als Hanptnugung (VBorgriff) zu entfcheiden tft. 

Am Schluffe des Abſchnitts B. ift vom Forftmeifter für jedes Jahr zu be- 
fcheinigen, daß die Sonderung der Erträge nad) Haupt» und Bornußung richtig 
erfolgt if. 

6. Im Abſchnitt C. des Controlbuchs ift vom Jahre 1575 incl. ab die 
Balance der Hochwaldabnutzung gefondert zu führen 

a) für die Hauptnußung, 
b) flir die Vornutzung, 
c) im Ganzen. 

Das Nähere hierüber wird in der binnen Kurzem erjcheinenden neuen Au—⸗ 

weijung zur Führung des Controlbuchs beflimmt werden. 


III. Berechnung des zuläffigen Abnukungs-Solls und Feſtſtellung des Einfchlags-Zolls 
im jährlihen Haunngsplane. 

7. Dieje iit vom Wirthfchaftsiahre 1876 ab nach dem unter B. anliegenden 
Formulare und Beifpiele, bezliglih des Hochwaldes mit gejonderter Be: 
rechnung fiir 

a) Hauptnußung, 

b) Bornußung, 

ce) im Ganzen, 
zu bewirken. 

Bei der erfimaligen Aufftellung der nad) a und b gefonderten Balance im 
Eingange des Hauungsplanes pro 1876, fowie im Abfchnitt CO. des Controlbuchs 
pro 1875 würde ed eigentlich erforderlich fein, den bis incl. 1874 erfolgten Mehr» 
oder Mindereinſchlag auf die beiden Kategorien a und b zu vertheilen. Wegen 
der dazu nöthigen weitläufigen Ermittelungen aus der Bergangenheit kann jedod) 
hiervon Abftand genommen und der ganze bis incl. 1874 erfolgte Mehr- oder 
Mindereinichlag in die Balance für die Hauptnugung eingeftellt werden. Danach 
wird aljo pro 1876 für die Vornutzung das zuläffige Abnutzungsſoll dem Vor: 
nugungsfaße gleich fein. 

Hierdurch fol jedoch nicht ausgefchloffen werden, daß fiir einzelne Ober: 
förftereien, bei denen die Sonderung der Haupt- von den Vornutzungs-Erträgen 
ohne große Mühe rückwärts fchon fiir 1874 event. auch für 1873 erfolgen Tann, 
die gejonderte Balance bis auf 1874 oder 1873 zurtidgeführt wird. Dies erfcheint 
namentlich in den Fällen rathſam, wo mit dem Jahre 1874 oder 1873 ein neuer 
Abnutzungsſatz begonnen hat. 

8. Die nach der Geihäftsanmweifung für die Oberförfter vom 4. Juni 1870*) 
$ 42 aufzuftellende Balance des Iſteinſchlags gegen das zuläffige Abnutzungsſoll 
— 6 Jahıb. Bd. III. ©. 3. Art. 4. 
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und das Hiebsfoll ift vom Jahre 1876 ab, gefondert für Haupt: und Vornutzung 
fo aufzuitellen, wie Anlage O erfehen Täßt. 

Die Richtigkeit der Sonderung des fteinfchlages in Haupt: und Bornußung 
ift unter der Balance vom Forftmeifter zu bejcheinigen. 


9. Zu einer danach fich ergebenden Ueberfchreitung des zuläffigen Abnubtungs: 
fol3 für die Vornutzung, auch um mehr als 10 Prozent, bedarf e3 der 
Minifterial-Genehmigung nit. Diefe ift aber erforderlich, wenn die Ueberfchreitung 
bei der Hauptnußung mehr als 10 Prozent des zuläffigen Abnutzungsſolls 
beträgt. 


Ungeregtfertigte Ueberfchreitungen bei der Hauptnutzung werden mit größter 
Strenge gerügt werden. 

Bezüglih der mehr al3 5 Prozent betragenden Abweichungen des Sftein- 
ſchlags von dem Einſchlagsſoll des Hauungsplanes findet die Vorſchrift des letzten 
Satzes im 8. 42 der Gefchäftsanweifung für die Oberfürfter — auf Haupt⸗ 
wie auf Vornutzung Anwendung. 


10. Zn der jährlichen Material-Abnutzungs⸗Ueberſicht, 5 47 Schema P der 

Geſchäftsanweiſung, ift die Vergleihung für den Hochwald zu zerlegen in 
a) Hauptnußung, 
b) Bornußung, 
ec) im Ganzen. 

Die Ueberficht ift nah dem anliegenden Schema P aufzuitellen. 

In den vorftehenden Anordnungen und den zugehörigen Schema's ift berüd- 
fihtigt, daß künftig die Feftftellung der Abnutzungsſätze, jowie die Führung der 
Abſchätzungs-Controlen und Balancen, nicht mehr nad) R aummetern, fondern nad) 
Feftmetern erfolgen fol. Wegen diefer Behufs Herftellung eines gleichmäßigen 
Berfahrens in allen Staaten des Deutfchen Reiches angenommenen Aenderung 
der bisher für die Preußifche Forftverwaltung maßgebend gewejenen Vorſchriften 
wird befondere Verfügung ergehen. (S. Art. 37.) 


Zur Umrechnung von Raummetern in Feftmeter find auch ferner, bis auf 
andermweite Beftimmung, die bisher üblichen Reduktionsfaktoren, nur mit der 
Aenderung anzuwenden, da für Rinde, ohne Unterfchied der Holzarten, und zwat 
für Altrinde, gleichviel ob gepußt oder ungepußt mit . . 0% 
für Zungrinde (vom Schlagholz, Durchforſtungen und Aftglanzrinde) mit . 0,2 
die Feſtmaſſe berechnet wird. 

Zur Umrechnung von Rindengewicht in Raummeter oder Feftmeter find bi 
auf Weiteres als Berhältnißzahlen anzunehmen: 


für Altrinde: 4,5 Centner 1 Raummeter, 


15 „ 1 Feſtmeter, 
für Jungrinde: 3 „ = 1 Raummeter, 
15 „ 1 Teltmeter. 


Die anliegenden Formulare B, O und P treten nunmehr an die Stelle der 
mit dieſen Budhftaben bezeichneten Formulare der Geſchäftsanweiſung vom 
4. Juni 1870. 

Der Finanz⸗Miniſter. 


J. A.: don Hagen. 
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A. 
Der Abnutzungsſatz wird feitgeftellt wie folgt: 
1. Für den Hodwald. 
a) Hauptnußung: 
Eiden . ». 2» 2 2 220. Feſtmeter; 
Buchen ꝛ?c.. .... 
Anderes Laubholz . . . . ⸗ 
Nadelholz..... — 3 
zufammen ...... -» madtpr. Hektar Holzboden Feſtm. 
b) Bornußung: 
Eiden - 2: 2: 2 2220. Feſtmeter; 
Buchen ꝛ?c...... 
Anderes Laubholz . . . . - 
Nadelholz........e - macht pr. Heftar Holzboden Feſtm. 
ec) Im ganzen Hochwlad ..... alfo pr. Hektar Holzboden Feſtm. 
2. Für das Baumholz im Mittelwalde. 
Eiden a... Feſtmeter. 
Buchen 2?e. 2 22.0. 
Anderes Taubhol; .... - 
Nadelboß . . - 2.2... s 
zulammen . ..... ⸗ 
3. Summa controlfähiges Aaterial Feſtmeter. 
4. An nicht controlfähigem Material find zu erwarten: 
a) Bom Hodhmalde: 


Stodho -. . . 2.2... Feſtmeter. 
Reiſerholz........ 

b) Vom Baumholze im Mittelwalde: 
Stofhozz 2... Feſtmeter. 
Reiſerholz.... ... ⸗ 

c) Vom Schlagholze im Mittel- und Niederwalde: 
— a a A darunter Tohrinde Feſtmeter. 
Buchen ꝛc. Derbhol . . - s 

Reiſerholz . . - ⸗ 
Anderes Laubholz, Derbhog - 
Reiferbolg . - - . s 


Summa des nicht control- 
fähigen Materials . . Feſtmeter. 
5. Gefammtertrag aller Ketriebs- 
arten an Holz überhaupt . . Feſtmeter; macht pr. Hektar Holzboden Feſtm. 

Der in vorftehender Weife ſummariſch in Feftmetern beftimmte Abnutungs- 
fa wird behufs Feftftellung der Einnahme für den Natural-Etat durch die 
Regierung in Sortimente zerlegt, wobei die Schlagergebniffe der legten Fahre 
zum Anhalt zu nehmen find. 

Die Ummandlung der Feftmeter in Raummeter erfolgt, wenn bejondere 
Berhältnißzahlen für die betreffende Oberförfterei vom Minifterio beftimmt find, 
mit dieſen, fonft aber mit den Allgemein vorgejchriebenen Berhältnißzahlen. 
Decimalen werden in die Natural-Einnahme des Etats nicht übernommen. 

Die Natural-Einnahme des Etatz ift nach) folgendem Schema zu verzeichnen: ' 





Summariſcher Felt: 
gehalt in Feſtmetern. 
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Stock⸗ und 
Reiſerholz. 


1. Vom Hochwalde. 
2. Vom Mittel- und 
Niederwalde 
a) vom Baumbolze 
b) vom Schlagholze 


Anmerkung: Die der vorftehenden Eircular-Berfligung beigegebenen Formulare 
B, O P, P! und X fonnten ihres Umfanges und Formates we- 
gen hier nicht abgedrudt werden. 


35. 

Vene Anmeifung zur Anlegung und Führung des Controlbuches. 
Eireular-Verfügung des Finanz Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. 
Sigmaringen und an bie Königl. FinanzDirection zu Hannover. 

Berlin, den 6. Juni 1875. 

Der Königlichen Regierung laſſe ich hierbei in Berfolg der Lircular-Ber- 
fügung vom 15. dv. M. eine neue Anweifung zur Anlegung und Führung des 
Controlbuhs in .. Eremplaren zugehen, um davon jedem Forftmeifter und 
Oberförfter ein Eremplar zuzufertigen und wegen der Ausfüihrung das Erforderliche 
anzuordnen. 

Den Bedarf an neuen Formularen wolle die Königliche Regierung Behufs 
der Weberjendung hierher anzeigen. 

Der Kinanz-Minifter. 
J. A.: v. Hagen. 


36. 
Anmweilung zur Annahme und Führung des Controlbuchs vom 
6. Juni 1875,*) 

& Das Controlbuch hat den Zwed, die Refultate der Material-Abnugung im 
Laufe der Wirthihaftsführung zur Vergleihung mit der Schätung, auf 
welche fih der Abnutzungsſatz gründet, fo zu verzeichnen und überſichtlich 
zujammenzuftellen, wie e8 erforderlich ift, um die Material-Abnutzung fort: 
laufend der Abſchätzung und dem Ergebniffe der feit der Schätung ftatt- 
gefundenen Abnutzung entfprechend reguliren zu können. 

Zu diefem Behufe muß das Controlbuch nachweijen: 


*) Gegenwärtige Anweiſung tritt an Stelle derjenigen vom 18. Sanuar 1570. (Jahrb. 
Bd. III. ©. 102 Art. 28.) 
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A. wieviel jeder abgenutzte Holzbeſtand an Maſſe gegeben hat und 
um wieviel dieſer Iſt-Ertrag gegen den geſchätzten Ertrag hoͤher 
oder geringer iſt. Es muß alſo für jede bei der Schätzung ge— 
bildete Beſtandes-Abtheilung (Controlfigur) ein Ertragskonto ange— 
legt, und wenn die Abnutzung beendet iſt, der Iſt-Ertrag mit dem 
geſchätzten Ertrage verglichen werden. Hierzu iſt der Abſchnittt A 
beſtimmt. 

Zur Erlangung einer Ueberſicht über die Mehr- und Minder— 
Erträge und Behufs deren periodifcher Anrechnung zur Abnugung 
oder Einfparung ift deren Zufammenftellung erforderlih, wozu 
Abſchnitt Al dient. Ferner muß das Controlbuch nachweijen: 

B. wieviel in jedem Jahre im Ganzen zur Anrechnung auf den Ab- 
nutzungsſatz eingefchlagen worden ift, Abjchnitt B, und endlich 

C. wie die Gefammt-Abnugung jeden Jahres ſich zu dem Abnutzungs— 
fage und dem unter Berlidfihtigung der Mehr- und Minder-Ein- 
ihläge, fowie der Mehr» und Minder-Erträge zu berechnenden zu» 
läffigen Abnutung verhält, und wie danach die zuläffige Abnugung 
für das folgende Jahr fich ftellt, Abſchnitt C. 

Es ift alſo anzulegen und zu führen: 

im Abſchnitt A das Ertragsfonto der einzelnen Beftandes- 
Abtheilungen (Controlfiguren), 

im Abſchnitt At die Zuſammenſtellung der Ergebniffe des 
Abſchnitts A, 

im Abjchnit B das Yahresfonto des ganzen Reviers, 

im Abſchnitt C die Zufammenftellung der Refultate beider 
Kontos und die Berechnung der daraus folgenden zuläjft- 
gen Abnutzung für jedes Jahr. 

b. Demgemäß ift bei der erften Einrichtung und Anlegung des Controlbuches 
in folgender Weiſe zu verfahren: 

Die verfchiedenen Abjchnitte A, Al, B, C werden in vier Heften an— 
gelegt, welche zufammen in einer Mappe mit der Aufichrift „Controlbuch 
der Oberförfterei N.“ mit einen Cremplare diefer Anmweifung aufzube= 

wahren find. 

c. Abſchnitt A. Für jede Beftandes-Abtheilung, welche in der fpeziellen Be- 
ſchreibnng für fih geſchätzt ift und eine felbftftändige Controlfigur bildet, 
wird eine ganze Seite beftimmt, fofern nicht von vorn herein zu ermeffen 
ift, daß der Raum einer halben Seite genügt. Enthält das Jagen oder 
der Diftrift nur eine Abtheilung, fo ift dafür jedenfalls eine ganze Seite. 
zu beftimmen. Demgemäß find zuerft die Kontos für alle Hochmaldbeftände 
in der Reihenfolge der Jagen reſp. Diftrifte und der Abtheilungen anzu- 
legen, dann folgen die Kontos für die Mittel- und Niederwaldichläge, in 
der Reihenfolge der Blöcke und Schläge für jeden Schlag eine ganze Seite, 
Wenn zwei oder mehrere nebeneinander liegende Hochwald-Abtheilungen 
eines Jagens reſp. Diftrifts für diefelbe Periode beftimmt find und feine 
Beranlaffung ift, fie als verichiedene Kontrolfiguren zu jondern, fo find die- 
jelben zu einem gemeinfchaftlichen Konto zujammenzufaffen. 

d. Abſchnitt Al, B und C find nad dem muthmaßlichen Bedürfniffe für 10 
Sahre anzulegen. Für längere Dauer werden dann weitere Formulare 
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angeheftet. Abfchnitt C erhält, wenn Hoch- und Mittelwaldbetrieb vor— 
fommt, drei Abtheilungen, nämlich für Hochwald, für Mittelwald, für Hoch- 
und Mittelmald zufammen. (Fir A! find alfo 2 Bogen, für B etwa 10 
bis 20 Bogen, für C zum Hochmald, 3 Bogen, zum Mittelmwald 1 Bogen 
und zum Hoch- und Mittelmalde zufammen 1 Bogen zunächft erforderlich). 


Für die Führung des Controlbuchs gelten folgende Vorfchriften: 

1. Die Eintragungen in das Controlbuch find jährlich, jobald die Natural- 
Rechnung gelegt ift, für das verfloffene Wirthichaftsiahr vom Oberförfter 
zu bewirken und bis zum 1. Mai jeden Jahres vom Forftmeifter unter 
Bergleihung mit den Abzählungs-Tabellen und der Natural-Rehnung 
zu revidiren refp. zu berichtigen. Im Abfchnitt B ift von demſelben vie 
Uebereinftimmung mit der Natural-Rehnung und den Abzählungs-Ta- 
bellen, die richtige Sonderung der Haupt- und VBornugungen und die rich» 
tige Uebertragung nach Abſchnitt A und C zu bejcheinigen. 

2. Abſchnitt B wird zuerft aufgeftellt. 

Es werden nur 4 Holzarten gefondert: 1) Eichen, 2) Buchen, Rüftern, Ahorn 
Eichen, Obſtbaum, 3) anderes Taubholz, 4) Nadelholz. 

Die Eintragungen erfolgen nah Jahrgängen, mit den Abtheilungen: 
I) Hochwald, 2) Mittel- und Niederwald. Innerhalb der Abtheilung 1 if 
die Eintragung nah der Reihenfolge” der Jagen oder Diftrifte, ohne Son⸗ 
derung nah Blöcden, innerhalb der Abtheilung 2 nah der Nummerfolge 
der Blöde und Schläge zu bewirken. | 

In der Hochmwaldabtheilung werden alle Hauptnugungen roth, alle Bor- 
nußungen ſchwarz eingetragen. 

3. Haupt- und Bornugungen find nach folgenden Grundjägen zu unter» 
ſcheiden: 

a) Zur Hauptnutzung gehören diejenigen den Hauptbeſtand treffenden 
Holznutzungeu, welche entweder die gänzliche Beſeitigung des Beflan- 
des, oder eine ſolche Durchlichtung deſſelben bewirken, daß dieſe die 
Erneuerung oder Ergänzung des Beſtandes, oder eine ins Gewicht 
fallende Verminderung des bei der Taxation vorausgeſetzten Hautpt- 
nugungs-Ertrages zur Folge hat. 

Demgemäß find zur Hauptnußgung zu rechnen: 

a) flächenweife Beftandesabtriebe (Kahlhiebe behufs der Berjüngung, be- 
hufs außerforftlicher Benutung oder Veräußerung); 

8) ſtammweiſe (pläntermweife) VBerjüngungshiebe, 

(Borbereitungsichläge, Beſamungsſchläge, Lichtfehläge, Räumungs- 
ihläge, Schirmſchläge zum Unterbau, Löcherſchläge behufs borft- 
weiſer Verjüngung); 

y) Diejenigen ftamm- und horſtweiſen Durchhauungen des Hauptbeſtandes 
in haubaren und nicht haubaren Orten, welche eine Beſtandesergän⸗ 
zung erfordern, oder die borausgefeßte Hauptnußgung um mehr als 
5 Prozent fehmälern werden; 

(Lichtungshiebe behufs Unterbau, wobei jedoch die den Lichtungshieb 
vorbereitenden Durchforſtungen zur Bornußung gehören; ferner 
folhe horftweife Weichholzaushiebe und ſolche Beſtandesbeſchädigun— 
gen durch Inſekten, Wind, Schneebrud zc., welche eine Beftandes- 
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ergänzung nothwendig machen, oder die vorausgeſetzte Hauptnugung 
um mehr al$ 5 Prozent ſchmälern werden.) 

5) Aushiebe von Waldrechtern, d. h. von Stämmen, welche aus dem 
Borbeftande in den gegenwärtigen Beftand mit übernommen find, um 
fie in einer fpäteren Periode zu nuten; 

e) alle Holznugungen in Beftänden, melde der laufenden Wirthichafts- 
periode des Hochwaldes angehören; 

) die Oberholznugung im Mittelmalde; 

9) die gefammte Holznutung im Plentermalde. 

b) Zur Bornukung gehören diejenigen Holznugungen, welche fih nur 

auf den Nebenbeftand (zuriüdbleibende und unterdrüdte Stämme) er- 

ſtrecken, oder den Hauptbeftand nur in ſolchem Maße treffen, daß fie 
weder eine Ergänzung defjeiben, noch eine mehr ald 5 Prozent betra- 
gende Schmälerung der bei der Zaration vorausgefegten Hauptnugung 
zur Folge haben. 

Demgemäß find zur Vornutzung zu rechnen: 

a) die Durchforſtungen, welche den Nebenbeftand betreffen, 

- 8) die ftamm- und gruppenmeifen Hauungen der Beftandespflege im 
Hauptbeftande, welche feine Beftandesergänzung oder über 5 Prozent 
betragende Berminderung des vorausgefetten Hauptnußungs-Ertrages 
begründen (Läuterungshiebe, Auszugshiebe) ; 

y) die Holznugungen, welche in Folge von Waldbefhädigungen eingehen, 
ohne jedoch zu einer Beftandesergänzung zu nöthigen und ohne die 
vorausgejegte Hauptnugung um mehr als 5 Prozeut zu fehmälern 
(Einzeltrodniß, Einzelbrudh durch Wind, Schnee, Duft, Eis 2c.). 

Soweit die Nutungen unter a&—y in Beftänden der laufenden Wirthichafts- 
periode eingehen, find fie aber als Hauptnutzung zu behandeln. 

Ob ein unfreimilliger Holzeinihlag die vorausgejegte Hauptnugung um mehr 
als 5 Prozent ſchmälern wird, und in wie weit demgemäß eine foldde Nutzung 
als Hauptnutung (Vorgriff) oder als Vornutzung zu behandeln ify muß nad 
den Berhältniffen des einzelnen Falles, in Beziehung auf die ganze betreffende 
Beftandesabtheilung, ermeffen werden. 

Es wird dabei der Hauptnußungsertrag, welcher bei der Taration voraus— 
gefeßt und in der Ertragsermittelung direft angegeben, oder aus den Angaben 
der Speziellen Bejchreibung tiber Bodenklaffe und VBollbeftandsfaftor zu erjehen 
if, in Vergleich zu ftelen fein mit demjenigen Hauptnußungsertrage, den die 
Beitandesabtheilung nad) dem Zuftande, in welchen fie durch den fraglichen Holz- 
einſchlag verſetzt ift, unter Beriifichtigung der aus dem lichteren Stande etwa 
folgenden Zumwachsfteigerung, in der beftimmten Abtrieb$periode noch erivar- 
ten läßt. 

Holznugungen, von denen es zweifelhaft ift, ob fie nad) den vorftehenden 
Begriffsbeftimmungen zur Haupt- oder zur Vornugung gehören, find zur Haupt- 
nußgung zu jeßen. 

Für die Beurtheilung, ob eine Haupt- oder eine Vornutzung vorliegt, ift e8 
nicht maßgebend, in welcher Weiſe gewiffe Holznugungen im Abſchätzungswerke 
behandelt find. Wenn 3. B. in diefem Aushiebe von Waldrechtern oder größeren 
MWeichholzhorften, oder Lichtungshiebe zum Unterbau als Vornutzung gebucht 
wären, fo wiirde gleichwohl der Sftertrag als Hauptnutung zu behandeln fein. 
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Solde im Abſchätzungswerke als Hauptnugung nicht vorgefehenen Erträge wür— 
den dann als Mehrertrag erjcheinen und in den Abſchnitt A I des Controlbuchs 
üibergehen, während die im Abſchätzungswerke irrthümlich als Vornutzung auf: 
genommene Mafje bei der Tarationg-Revifion als Minderertrag bei den Bor: 
nußungen zu behandeln wäre. 

4. Am Schluffe der Eintragungen unter Abtheilung 1, Hochwald, ift die 
Summa zu ziehen: a) fir Hauptnutzung, b) für VBornugung. Bei jeder 
diefer Summen find dann die auf Yeltmeter mit zwei Decimalen umge: 
rechneten Raummeterfummen in die Feftmeterrubrifen zuzufegen, um die 
Gefammtjummen der Feftmeter zu ziehen, welche, auf ganze Zahlen abge- 
rundet, nah Abfchnitt C zu übertragen find. Es folgen danıı die Ein- 
tragumgen der Abtheilung 2, Mittel- und Niederwald, welche in gleicher 
Weiſe zu ſummiren find, und endlich ift unter 3 die Totalfumme der Ab- 
theilung 1 und 2 zu ziehen. 

5. Der im Laufe des Wirthichaftsjahres aus einer Eontrolfigur erfolgte Er- 
trag wird auf einer Linie, in genaner Mebereinftimmung mit den Abzäh: 
lungstabellen eingetragen, wobei jedoch folgende Meodififationen erforder: 
lich find: 

a) Altrinde Borke) aller Holzarten, welche in Raummetern gebudt ift, 
wird mit 0,3, welche in Centnern gebudt ift, mit O,o7 auf Feſtmeter 
umgerechnet und mit diefer veduzirten Zahl in der Rubrik für Feſt⸗ 
meter Nutholz befonders eingetragen. (Beifpiel Seite 18, Jagen 1 
und 58.) 

b) Rinde, welde im Hochwalde vom Knüppel- oder Reiſigholze bei Durd- 
forftungen erfolgt, ift, auf Raummeter berechnet, in der Neifigrubrif 
befonders zu notiren, wobei 3 Gentner gleih 1 Raummeter zu rechnen. 
(Seite 18, Sag. 58d. 62). 

c) Rinde vom Schlagholze, mag fie vom Neifig- oder vom Derbholze er- 
folgt fein, ift in die Rubrik „Lohrinde“ in Centnern einzutragen, wobei 
1 Raummeter gleih 3 Centner zu rechnen. (Seite 19, Jag. 75. 82.) 

d) Nugreifig ift auf Raummeter umzurechnen und in der Reifigrubrif in 
Raummetern bejonders zu notiren. (Seite 18, Jag. 62.) 

e) Breumreifig, welches in Wellen aufbereitet ift, muß auf Raummeter um: 
gerechnet und in Raummetern eingetragen werden. 

6. In die Flächenrubrik find die Flächen der Kahl- und Räumungsfchläge des 
Hochwaldes roth, der PVorbereitungs-, Schirm- und Beſamungſchläge 
roth in Klammern ( ), die der regelmäßigen Durchforftungen, ſowie der 
Mittel- und Niederwaldichläge ſchwarz einzutragen. 

7. Abſchnitt A ift nach beendeter Aufftelung der Abtheilung B dergeftalt 
nachzutragen, daß die fir die einzelnen Controlfiguren in B verzeichneten 
Derbhol;erträge a) an Feftmetern und b) an Raummetern der Rubrik 
„Summa“, — beim Mittel: und Niederwalde auch die in B verzeichneten 
Schlagholzerträge an Reifig und Lohrinde, — auf ganze Zahlen abgerun- 
det, bei dem für die betreffende Eontrolfigur in A angelegten Ertragsfonto 
gebucht werden. 

Die unter der Ueberſchrift: „Schlagholz, Stodholz, Reiſig“ enthaltenen 

Spalten find nad Bedürfniß zu bezeichnen, um darin die Schlagholzerträge 

aus Mittel- und Niederwald, wie Seite 11 u. 12, und, mo folches vom 
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Oberforſtmeiſter für angemeſſen erachtet wird, die Stockholz- und Reifig— 
Erträge aus Hochwald, wie Seite 8-12, einzutragen. 

Iſt in einer Controlfigur des Hochmwaldes der Endhieb geführt, fo ift die3 
im Abichnitt A zu vermerken, und es ift dann die Sunme der aus der- 
jelben erfolgten Erträge zu ziehen, indem die Raummeter-Summe, auf volle 
Feſtmeter umgerechnet, der Tseftmeter- Summe zugejett wird. Diefer Summe 
find die etwa als Waldrechter übergehaltenen, glei nah dem Endhiebe 
durch genaue jpeziele Schäßung nad) Derbholz- Feitmetern zu ermittelnden 
Holzmaffen hinzuzurechnen und die fo fi ergebende Summe des ganzen 
Ertrages ift gegen die im Abſchätzungswerke ausgeworfene, auf die Mitte 
der Periode berechnete gefchäßte Feſtmeter-Summe, einſchließlich des im 
Abſchätzungswerke etwa ausgeworfenen Soll-Ueberhaltes, als Soll-Ertrag 
zu balanciren, um den Mehr- oder Minder-Ertrag zu berechnen. 

Iſt im Abſchätzungswerke der geihätte Soll-Ertrag ohne Sonderung von 
Eortimenten nur in einer Zahl angegeben, fo ift diefe Zahl, in volle Feit- 
meter umgerechnet, als Schätzungs-Soll zu behandeln; ift aber im Ab- 
ſchätzungswerke der gejchäßte Ertrag nach Sortimenten getrennt, in Nut, 
Sceit und Knüppel ausgeworfen, jo ift die Summe diejer Sortiments» 
Zahlen in volle Feftmeter zu verwandeln und diefe gefundene yeftmeterzahl 
als gefhätter Soll-Ertrag im Abjchnitt A zur Balance zu ftellen. 

Was den Zeitpunkt betrifft, warın eine nicht vollftändig kahl abzutreibende 
Enutroffigur im Hochwalde, auf welcher mehrere Stämme nod) längere Zeit 
oder den ganzen Umitrieb hindurch iibergehalten merden follen, als zum 
Endhiebe gebracht anzufehen und im Abſchnitt A abzufchließen ift, jo muß 
durch Beurtheilung an Ort und Stelle beftimmt werden, ob der Hieb als 
beendet anzunehmen ift. Dieſe Beftimmung bat der Yorftmeifter zu treffen 
und dabei anzuordnen, wie der Abſchluß im Abfchnitt A nad) Maaßgabe 
des Abſchätzungswerkes unter Berüdfichtigung der übergehaltenen Holzmaffen 
erfolgen ſoll. 

Sofern eine für eine jpätere Periode beftimmte Beftandes-Abtheilung vor— 
griffsmeife zum Hiebe gekommen, fo if, wenn der Endhieb erfolgt ift, nur 
die Summe der Erträge zu ziehen, eine Balance aber nicht auszuführen, 
und, um auf den Vorgriff aufmerkffam zu machen, nur zu vermerken, für 
welche fpätere Periode der Beftand nad) dem gültigen Betriebsplane be- 
ftimmt war. (Seite 12.) | 
Rüdfichtlih der Erträge aus Beftänden, für welche der Plenterbetrieb vor- 
geſchrieben ift, ſowie rückſichtlich der Vornutzungen findet die Vergleihung 
mit den Soll-Erträgen der Schätzung und die Dispoſition über die auf— 
gefommenen Mehr- oder Minder-Erträge, erft bei der Tarations-Revifion 
ftatt. 

Beim Mittel- und Niederwalde ift nad Beendigung des Schlages, und, 
wenn etwa im folgenden Jahre noch ein Nachhieb beabfichtigt wird, nad 
defien Ausführung die Summe des gefchlagenen Material$ mit dem ım 
Abſchätzungswerke ausgeworfenen Soll-Einſchlage zu balanciren. Diejer 
Balance folgt die Eintragung der libergehaltenen Oberholzmaffe nad) Feſt— 
metern, welche im erften Sommer nad) der Beendigung des Hiebes durch 
ſpezielle Auszählung reſp. Aufmeſſung nach den darüber event. zu ertheilen— 
den beſonderen Beſtimmungen ermittelt werden muß. Dieſer Iſt-Ueberhalt 
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iſt gegen den aus dem Abſchätzungswerke zu entnehmenden Soll-Ueberhalt 
zu balanciren und ſchließlich iſt aus den beiden Balancen des Iſt-Einſchlags 
gegen den Soll-Einſchlag und des Iſt-Ueberhaltes gegen den Soll-Ueber: 
halt das Gejammtrefultat an Mehr- oder Minder-Ertrag zu berechnen. 
(Seite 13 u. 14.) 

Wenn Derbholz-Erträge erfolgen, welche nicht Gegenftand der Schäßung 
geweſen, fondern bei der Abſchätzung aus irgend einem Grunde außer Adht 
geblieben find, wie folches zumeilen rüdfichtlich einzelner alter Bäume in 
jungen Schonungen oder aus irgend einem Berfehen vorkommt, fo müſſen jolde 
Erträge, ebenjo wie fie im Abjchnitt B, um deffen genaue Webereinftimmung 
mit der Natural-Rechnung feftzuhalten, einzutragen find, auch nach Abfchnitt 
A übertragen und, fofern fie einer beftimmten Abtheilung, welche ihr Konto 
im Kontrolbuche hat, angehören, bei dieſer Abtheilung, fonit aber am 
Schluſſe des Abſchnitts A als befondere Kontos verzeichnet werden. 

Sole außer der Schäßung liegende Derbholz-Erträge find demnädft 
gegen das Null betragende Schäßungs-Soll im Abjchnitt A zn balanciren 
und fommen alfo durch Uebernahme diejer Balance nad) Al al$ Mehr-Er- 
träge zur Berechnung. | 
Abfchnitt Al. Sobald im Abjchnitt A für eine Controlfigur des Hoch— 
waldes die Balance des Iſt-Ertrages gegen den geſchätzten Ertrag bemirkt 
worden, ift das Ergebniß nach A! zu übertragen, 

Für den Mittelwald findet die Uebertragung nach Al nicht ftatt, da bei 
diefer Betriebsart der gefundene Mehr- oder Minder-Ertrag eines einzelnen 
Schlages noch nicht ohne Weiteres einen nahzunehmenden Vorrath oder 
einzujparenden Vorgriff bildet, jondern die aus den Mehr- und Minder- 
Erträgen zu ziehenden Folgerungen für die Regulirung der ferneren Ab— 
nugung erft noch weitere örtliche Ermittelungen, event. bei der nädhften 
Tarations:Revifion erheifchen. 

Der Abſchnitt Al ift alle 3 Jahre regelmäßig fiir jede Oberförfterei, Be 
hufs Uebertragung des Mehr- oder Minder-Ertrages nad) Abjchnitt C ab- 
zuſchließen. Erfolgt der Abſchluß bei Gelegenheit einer Taxations-Reviſion, 
jo ift der nächfte Abſchluß, wenn nicht eine andere Anordnung bei der 
Tarationg-Revifion getroffen wird, zu bewirken, fobald wieder 3 Jahre ver: 
floffen find. Wird ein neuer Abnutzungsſatz feitgeftellt, jo ift der Abfchnitt 
Al abzufchließen, fobald 3 Wirthichaftsiahre feit begonnener Geltung de 
neuen Abnutzungsſatzes abgelaufen find und dann nach weiteren 3 Jahren 
abermals. 

Abſchnitt C ift nur nach vollen Feftmetern zu führen. Die Refultate je 
des Abichluffes von Al find im Abfchnitt C unter dem Rubrum des auf 
das Triennium, welches der Abſchluß umfaßt, folgenden Jahres unverän- 
dert und vollftändig in Rechnung zu ftellen, wenn nicht Bedenken dagegeu 
obmwalten. ft leßteres der Fall, fo ift dariiber an das Finanz-Minifterium 
zu berichten und deffen Entſcheidung einzuholen. 


18. Für diejenigen Oberförftereien, welche Hoch- und Mittelmald-Betrieb ent- 


halten, ift der Abſchnitt C in drei Abtheilungen zu führen: 
1. für den Hochwald, und zwar a) für die Hauptnugung, b) für die 
Vornutzung, ce) im Ganzen; 
2. für den Mittelmald; 
3. für die Hauptnugung des Hochmwaldes und Mittelmald zufammen. 
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19. Behufs der Controfe über etwa angeordnete Einfparungen gegen den Ab⸗ 


nugungsfag oder ausnahmsweife für beftimmte Zeit etwa geftattete jährliche 
Ueberjchreitung beffelben, if, wenn eine foldhe Abweichung genehmigt ift, 
im Abjchnitt C des Controlbuchs inter jedem Jahre zu vermerken: 


Nah Minifterialverfügung vom . . . . . . follen 


jährlich eingefpart (können jährlih mehr gefchlagen) werben. 
Teftmeter, mithin auf . . Sabre . » 2 2 0. Feflmeter. 


230. Bei allen nad vorftehenden Beftimmungen zu bewirfenden Abrundungen 


find Brüche von 0,5 und mehr gleich 1, Brühe unter 0,5 gleih O zu 
rechnen. 


21. Zur Erläuterung dienen die nachfolgenden Beiſpiele auf Seite 7 bis 26. 


I. 


11. 


Mebergangsbeffiimmungen. 


Für alle Oberförftereien, für welche in Folge neuer Abſchätzung oder 
Taration- Revifion ein au im Abfchnitte A ganz neues Controlbuch noch 
anzulegen ift, jedenfall8 aber fiir alle die Oberförftereien, flir welche mit 
dem Jahre 1875 oder fpäter ein neuer Abnugungsjag mit gleichzeitigem 
Beginn einer neuen Controle im Abfchnitt A in Kraft tritt, ift das 
Eontrolbuh in allen Abjchnitten mit den neuen Formularen neu 
anzulegen. 

Alle Eintragungen find in diefem Falle auch ſchon für die abgelaufenen 
Wirthſchaftsjahre, für welche der neue Abnutzungsſatz gilt, nach den vor- 
ſtehenden Beftimmungen zu bewirken. 

Für diejenigen Oberförftereien, flir welche das Controlbuch bereit3 an- 
gelegt und die Kontrole im Abjchnitte A ſchon feit dem Wirthichaftsjahre 
1874 oder früher geftihrt ift, tritt folgendes Verfahren ein: J 


1. Für das Wirthſchaftsjahr 1874 find alle Eintragungen und Abſchlüſſe 


in bisheriger Weife nad der Anweifung vom 18. Junuar 1870 zu 
bewirfen. 


2. Mit dem Wirthſchaftsjahre 1875 tritt alsdann die gegenwärtige An- 


weifung zur Führung des Controlbuchs in Kraft. 

Für den Uebergang ift Folgendes zu beachten: 

a) Abſchnitt A wird nicht neu angelegt, fondern ganz wie bisher 
fortgeführt, nur daß bei eintretendem Endhiebe die Raummeter- 
jummen in Feftmeter umgerechnet werden und die Balance in 
Feſtmetern ausgeführt wird. 

b) Abſchnitt Ar ift mit dem Wirbfchaftsjahre 1874 in Raummetern 
dergeftalt abzujchliegen, daß die feit dem vorigen Abſchluſſe und 
der Ietten Uebertragung nach C erfolgten Eintragungen fummirt 
und dieſe NRaummeterfummen in volle eftmeter umgerechnet 
werden. Dieje Feftmeterzahlen find dann in dem vom W.-Jahre 
1875 ab mit dem neuen Formulare in Feftmetern fortzufüihrenden 
Abſchnitt Al in einer Linie mit der Vorſchrift: „Ergebniß der 
Endhiebe aus den Jahren 1874“ vorzutragen, fofern nicht etwa 
gerade mit dem Jahre 1874 der dreijährige Turnus zum Ab— 
ihluffe von Al abläuft, und in diefem Falle die Webertragung 
gleich nach Abſchnitt C erfolgt. 


Sahrb. d. Br. Forft. u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 23 
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c) Abjchnitt B wird vonm W.⸗Jahre 1875 ab nah dem neuen 
Formulare geführt. 

d) Abfchnitt C wird ebenfalls vom W.- -Jahre 1875 ab nach dem 
neuen Formulare geführt. Der pro 1875 vorzutragende Ab- 
nutzungsſatz if, nah Vorſchrift der Circular-Verfügung vom 
15. Mai 1875 (f. Art. 34.) in Feſtmetern beftimmt, vorzutragen. 

Unter der Borjhrift: „dem vorjährigen Abjchluffe gemäß können 
in diefem Fahre gefchlagen werden“ find die aus dem Abfchluffe 
des Jahres 1874 ſich ergebenden, mit 0,7 in Feſtmeter umge 
techneten Zahlen, und zwar flir den Hochwald event. in Haupt 
und Vornutzung zerlegt, einzutragen. 

Berlin, den 6. Juni 1875. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: von Hagen. 
Anmerfung: Die der vorftlehenden Anmeifung beigegebenen, mit Beifpielen 
verfehenen Formulare für die Abfchnitte A Al B C haben wegen 
ihres Umfanges und Formates hier nicht abgedrudt werden können. 


37. 

Einführung gleicher Holzfortimente und einer gemeinfchaftlicen 
Redmungs-Einheit für Holz im Dentfchen Reiche. 
Eircular-Berfügung bes Finanz-Minifters an ſämmtliche Herren Oberförfter. 

| Berlin, den 1. Oktober 1875. 


Um für das Gebiet des Deutfchen Reiches gleiche Benennung und Be 
grenzung der Holzfortimente und ein thunlichft gleiches Verfahren bei der Auf- 
mefjung und kubiſchen Berechuung des Holzes, ſowie bei den Holzertragsangaben 
und deren Darftelung in den Tarationsfchriften zc. einzuflihren, find hierüber 
die umftehend abgedructen Beftimmungen zwifchen den Forftvermaltungen mehrer 
Deutſcher Staaten vereinbart. 

Diefe Beftimmungen fee ich Hierdurch flir die Preußifche Staats-Forfiver- 
waltung vom Beginn des Wirtbichaftsiahres 1876 ab in Kraft. Es iſt alfo von 
diefem Zeitpunkte ab genau nach ihnen in Benennung der Hölzer und der 
Sortimente, fowie im Forſtrechnungsweſen zu verfahren. 

Neben der unerheblichen Aenderung, daß die Sortimentsgrenzen künftig nit 
mit 7 und 14, fondern über 7 und 14 Lentimeter beginnen, wird eine 
wejentliche Aenderung gegen die bisherigen Vorfchriften nur durch den $ 18 
herbeigeführt, nach welchem als Rechnungs-Einheit bei der Abſchätzung und Ab- 
ſchätzungskontrole durchweg nur das Feftmeter an Stelle des Raummeters tritt. 

Hierdurch werden folgende Aenderungen nothwendig: 

J. Bei den Ertrags-Ermittelungen und bei Feſtſtellung der Abnıryungsfäge 

find alle Ertragsangaben fünftig nur in Feftmetern zu machen. 
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Bei Verwendung der noch vorhandenen YFormular-Vorräthe ift daher 
die Weberfchrift: „Raummeter“ durchweg in „Feſtmeter“ zu berichtigen. 
2. Die Abſchätzungskontrole ift fortan nur nach Feitmetern zu führen. 
Es ift dieferhalb durch die Anweifung zur Anlegung und Führung des 
Kontrolbuhs vom 6. Juni 1875 (f. Art. 36) das Erforderliche bereits 

angeordnet. 

3. In dem Tarations-Notizenbuche find künftig die Ertragsnotizen nur in 
Feſtmetern anzugeben. 

4. Zu der Gejhäfts-Anmweifung fiir die Oberförfter vom 4. Juni 1870*) 
treten folgende Aenderungen ein: 

a) zu $ 6. Hauungsplan: wird das Formular B erſetzt durch das mit 
der Circular-Berfligung vom 15. Mai c. (f. Art. 34) bereits mitge⸗ 
theilte Formular B. 

b) zu 8 23. Holzmanual: im Formular G ift in der Rubril-Summe 
der Raummeter an zur Balance gehörendem Derbholze das Wort 
„Raummeter” in „Feſtmeter“ zu ändern. 

c) zu $ 42. Bergleihung des Iſteinſchlags mit dem Einfchlagsfoll zc.: 
ift in den Süßen 3 und 4 an Stelle des Wortes „Raumkubikmeter“ 
zu ſetzen „Feftlubilmeter” und tritt an Stelle des Formulars O das 
mit der GEircular-Berfügung vom 15. Mai cr. bereits mitgetheilte 
Formular O. 

d) zu 8 A6. Materialabnugungsiiberficht: wird das bisherige Formular 
P dur das der Eircular-Berfügung vom 15. Mai c. beigegebene 
Formular P erjett. 

5. In der Dienſt-Inſtruktion für die Förfter vom 23. Oltober 1868,**) 
8 52 find die Worte: „Eine außer Berechnung bleibende Zugabe in der 
Länge ift nur bei Bloch- und Schneidehölzern fiir den Kamm bis zu 
böchftens 10 Gent. zuläjfig, wenn die Regierung folches genehmigt, bei 
allen übrigen Nutzholzſtämmen aber durchaus unftatthaft”, zu ftreichen 
und zu erjegen dur die Worte: „Eine außer Berechnung bleibende 
Zugabe in der Länge ift in feinem Falle, auch nicht bei Schneidehölzern 
ftatthaft.” Daß gleihwohl die Schneidehölzer in foldden Längen ausge- 
gehalten werden müffen, wie es dem Bediirfnifje des Handels und der 
Technik entfpricht, ift nicht außer Acht zu lafjen. 

Die Herren Oberförfter haben die ihnen untergebenen Beamten hiernach mit 

Anweifung zu verjeben. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Beſtimmungen 
über Einführnng gleicher Holzſortimente und einer gemeinſchaftlichen Rechnungs⸗ 
Einheit für Holz im Deutſchen Reiche. 
I. Sortimentsbildung. 
a) In Bezug auf die Banmtheile. 

8 1. 1. Derbholz ift die oberirdifche Holzmaffe iiber 7 Gent. Durchmeffer 

einfchließlich der Ninde gemeffen, mit Ausfchluß des bei der Füllung 

am Stode bleibenden Schaftholzes. 


) ©. Jahrb. Bd. II ©. 3 Art. 4. 
**) ©. Jahrb. Bd 1. ©. 160 Art. 96. 23* 


5.2. 


8 3. 


84. 


55. 
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2. Nicht-Derbholz iſt die übrige Holzmaſſe, welche zerfällt in 
a) Reiſig: die oberirdiſche Holzmaffe bis einſchließlich 7 Cent. Durch⸗ 
meſſer aufwärts, 
8) Stockholz: die unterir diſche Holzmaſſe und der bei der Fällung 
daran bleibende Theil des Schaftes. 
b) In Bezug anf die Gebrauchsart. 
1. Bau: und Nutzholz. 

A, Langnugholz. Das find Nugholzabfchnitte, welche nicht in Schidt- 
maſſen aufgearbeitet, fonderu kubiſch vermeffen und berechnet werben. 

Stämme find diejenigen Langnughölger, welche iiber 14 Cent Durchmefler 
haben, bei 1 Meter oberhalb des unteren Endes gemeffen. 

Stangen find ſolche entgipfelte oder unentgipfelte Langnutzhölzer, melde 
bis mit 14 Gent. Durchmeffer haben, bei ein Meter oberhalb des 
unteren Endes gemeffen. 

Sie werden unterjchieden als 
a) Derbftangen tiber 7 bis mit 14 Gent. | bei 1 Meter oberhalb des 
b) Reisftangen (Gerten) bi8 mit 7 Cent. ) unteren Endes gemeflen. 

B. Schichtnutzholz. Das ift in Schichtmaßen eingelegtes oder ein⸗ 
gebundenes Nutholz. 

Nug-Scheitholz ift in Schichtmaßen eingelegtes Nutzholz von über 14 Gent. 
Durchmeſſer am oberen Ende der Rundftlide. 

Nutz-Knüppelholz (Priügelholz) ift in Schichtmaßen eingelegte Nutzholz 
von über 7 bis mit 14 Gent. Durchmeflfer am oberen Ende der 
NRundftüde. 

Nug-Reifig ift in Schichtmaßen eingelegtes (Raummeter) oder eingebundenes 
(Wellen 2c.) Nutzholz bis mit 7 Cent. Durchmeffer am ſtärkeren unteren 
Ende der Stüde. 

C. Nutzrinde: 

Nutrinden find die vom Stamme getrennten Rinden, foweit fie zur 
Gerberei oder zu fonftigen technifchen Zwecken benußt werben. 

Die Eichenrinde ift in Alt- und Jung-Rinde zu trennen. Für die 
übrigen Holzarten findet eine ſolche Trennung nicht ftatt. 
2. Brennholz. 

N Brennholz-Sortimente find zu unterjcheiben: 

1. Scheite, ausgefpalten aus Rundftüden von über 14 Gent. Durd- 
mefler am oberen Ende. 

Knippel(Prügel) über 7 bis mit 14 &ent. Durchmeffer am oberen Ende. 

Reifig bis mit 7 Cent. Durchmeffer am unteren Ende. 

Brennrinde. 

Stöcke. 


new 


II. Meffungsverfahren u. kubiſche Berechnung beim Bau⸗u. Nutzholze. 


A. Langnutzholz. 


$ 9. Die kubifche Berehiung der Stämme erfolgt für jeden Stamm auf Grund 


a) der Mittenmeffung in ganzen Gentimetern, wobei Bruchtheile vor 
Gentimetern unberiüdfichtigt bleiben, 

b) der Längenmefjung nach Metern und geraden Decimetern. 
Es bleibt jedoch nachgelaffen, bei kürzeren Stüden bis mit 5 Meter 
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Länge (Blöde, Klöte) den oberen Durchmefler meffen und die Kubirung 
nach lokalen Erfahrungsfäten ausführen zu dürfen. 
Die Längen dieſes Sortiments können nach einzelnen Decimetern 
abgeftuft werden. 
$ 10. Die Eubifhe Berechnung der Stangen ift nad den Beflimmungen bes 
8 9 zu bewirten. Es genügt aber auch die Inhaltsberechnung nad 
Probeftangen, die nach Vorfchrift des $ 9 gemeflen und kubirt werben, 
und nah Durchichnittsfägen oder Erfahrungfägen für die üblichen 
einzelnen Stangen» oder Gerten⸗Klafſen. 
$ 11. Die Meflung hat mit der Ninde zu erfolgen. Iſt aber das Holz vor der 
Meflung entrindet, fo erfolgt die Meflung am entrindeten Holze und 
zwar in der Regel, ohne daß ein Zufchlag für die unbenugt bleibende 
Rindenmaſſe gemacht zu merden braudt. Ein ſolcher Zuſchlag kann 
nach lokalen Erfahrungsjägen gemacht werben, wo in Nadelholzbeftänden 
die Entrindung ohne Verwerthung der Rinde nothwendig wird. 
8 12. Der Kubilinhalt ift ſtets in Feſtmetern und Hunderttheilen derjelben 
anzugeben. 
B. Schichtnutzholz. 
$ 13. Nutfcheite und Nutzknüppel find in Raummetern zu ſchichten. Nutzreifig 
ift in Raummeter einzulegen oder in Wellen zu binden und im leßteren 
Tale nah Wellenhunderten zu berechnen. 
Die kubiſche Berechnung erfolgt wie beim Brennholz ($ 17). 
$ 14. Nubrinde. Die Aufarbeitung erfolgt nad) Gewicht oder nah Raummaß. 
Su beiden Fällen findet eine Reduction auf Feſtmeter wie beim Brenn- 
bolze ($ 17) ftatt. 
II. Schichtung und kubiſche Berechnung beim Brennholze. 
a) Schichtung. ; 
8 15. Brennſcheite, Brennknüppel, VBrennrinde und Stöde werden in Raum: 
metern. gejchichtet. 
Brennreifig wird in Raummeter eingelegt oder in Wellen gebunden, 
im leßteren Falle nad Wellenhunderten berechnet. 
Wo nad) örtlicher Hebung oder wegen zeitlichen Arbeitermangels 
das Neifig zerftreut auf dem Plate umberliegend oder auf unregelmäßige 
Haufen zufammengefhafft zur Abgabe kommt, ift daffelbe auf Grund 
Iofaler&rfahrungsfägenahRaummetern oderWellenhunderten abzufchägen. 
$ 16. Bei der Schichtung in Raummetern iſt vor Allem die Gewährung eines 
richtigen Maßes — menn möglich ohne Uebermaß — feftzubalten. 
Wo aber längeres Belaffen des Holzes im Walde es erforderlich macht, 
und insbefondere an Orten, wo Herlommen oder Rechtsverhältniſſe die 
Beibehaltung eines beftimmten Uebermaßes bedingen, Tann diejes 
Uebermaß gewährt werden und ift dann auch bei Feſtſtellung der Re— 
ductionsziffern zu beachten. 
b) Rubifhe Berechnung. 
$ 17. Neben dem Naumgehalte, welchen die Breunhölzer einnehmen, ift der Feſt⸗ 
gehalt der Schichtmaße oder Wellenhunderte in Feftmetern zu beftimmen 
Die Ermittelung der Neductiondfaltoren zur Umwandlung von 
Raummaß oder Gewicht in Feftmaß bei Brennholz, fowie bei Nutzrinde 
und Schichtnutzholz (85 13 und 14) bleibt einem befonderen Ber- 
fahren vorbehalten. 
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IV. Rechnungseinheit. 
8 18. Die Rechnungseinheit für Holz bei der Abſchätzung und Abſchätzungs- 
Kontrole bildet das Kubikmeter fefter Holzmafie (Feftmeter). 


Geſetz beir. Ehuswaldungen und Waldgenofienfchaften. 
38. 


Verhandlungen des Herrenhaufes über den Geſetz-Entwurf betr. 
Schutzwaldungen und Waldgenoflenfchaften. 
A. Erſte Berathung. 
23. Situng am 24. Mai 1875. 


Präfident: Wir treten in die Tagesordnung ein, deren erfter Gegen 
ftand if: 

Erfte Berathung über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Erhaltung und Begründung von Schutzwaldungen, ſowie 
die Bildung von Waldgenoſſenſchaften. 

Ein Abänderungsantrag des Herrn Dr. Tellfampf liegt auf Nr. 105 der 
Drudjachen vor.*) 

Ich eröffne die Generaldisfuffton und gebe dem Herren Grafen Udo zu 
Stolberg dad Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Der Gefegentwurf ift im 
vorigen Jahre in diefem Haufe von einer Kommiffion und danach im Plenum 
durchberathen worden, und bat, fo viel ich mich erinnere, eine einftunmige An- 
nahme gefunden. Die Aenderungen, die er nun im Haufe der Abgeordneten er 
halten bat, find theilg redaktioneller Natur, theils find fie, nad) meiner Auffaffung 
wenigftens, als Berbefferungen zu betrachten. Die Bedürfnißfrage in Betreff 
dieſes Gejetes ift wohl einftimmig bejaht worden. 

Während wir und fo oft dariiber beklagen, daß Beftehendes abgeändert und 
bejeitigt wird ohne Noth, bloß um der Durchführung eines abftraften Prinzips 
willen, jehen wir bier im Gegentheil, daß ein Prinzip durchbrochen wird, weil 
man gefehen hat, daß daffelbe mit den Anforderungen des realen Lebens in 
Widerfpruch gerathen if. Es ift dies das Prinzip, das bisher unfere Agrarges 
ſetzgebung beherrfcht Hat, und melches feinen konkreten und ſehr prägnanten 
Ausdrud gefunden hat in dem Landesfulturedilt aus dem Jahre 1811, das 
Prinzip, nach dem jeder Befiger über feinen Grund und Boden eben fo frei 
verfligen Tann, wie der Kapitalift iiber fein Geld oder feine Werthpapiere. So 
fegensreich die Folgen diefes Kulturedikts im Allgemeinen gemefen fein mögen, 
jo haben fie doch auf diefem Gebiete der Waldwirthſchaft nicht unerhebliche 


*) Der Antrag lautet: Das Herrenhaus wolle beichließen: 
im 8 2 in dem Abſatze b.: 
vor den jegigen Eingangsworten: 
„Durch das Abſchwemmen des Bodens” 
die neuen Eingangsmworte hinzuzufügen: 
„durch bie Zerftörung eines Waldbeftandes und“. 
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Kalamitäten herbeigeführt. Dieſen Kalamitäten oder vielmehr einem Theil dieſer 
Kalamitäten ſoll durch das vorliegende Geſetz abgeholfen werden, ich ſage: einem 
Theil dieſer Kalamitäten, denn die Aufforſtung der ſogenannten verödeten 
Flächen wird durch daſſelbe nicht erreicht werden. 

Wir haben nun in Betreff dieſes Geſetzes uns zwei Fragen vorzulegen und 
zu beantworten, zunächſt ob nicht ungerechterweiſe zu weit gehende Eingriffe in 
die Befugniſſe des Privatbeſitzers geſchehen. 

Ich glaube, dieſe Frage iſt wohl zu verneinen. Ich glaube, dieſe Eingriffe 
find auf ein Minimum reduzirt worden. 

Schwieriger ift die andere Frage zu beantworten, nämlich die nach der 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes. 

Es handelt ſich ja Hier in der That um ein Novum, um ein Erperiment. 
Ich glaube, die Sache dürfte jo liegen: Wenn die Staatsregierung fi damit 
begnügt, daß fie diefen Gejegentwurf fertig geftellt hat, und das Uebrige der 
Snitiative der Intereſſenten iiberläßt, dann wird wohl ſchwerlich auf Grund 
dieſes Geſetzes ein Schutzwald oder eine Waldgenoffenfchaft entftehen; dann würde 
daffelbe, um noch einmal diefen Ausdrud zu gebrauchen, ein Monolog bleiben. 
Aber die wichtige Aenderung ift doch die, daß es der Staatsregierung durch 
diefes Gefe überhaupt ermöglicht wird, in diefe Berhältniffe einzugreifen, 
während fie dieſe Möglichkeit früher nicht hatte. Und wenn nun die Regierung 
ihrerſeits als Landespolizeibehörde derartige Anträge anf die Anlage von Schub- 
waldungen und auf Gründung von Waldgenoffenfchaften ftellt, und wenn fie 
nicht zaudert, derartige Unternehmungen durch Geldmittel zu unterftüten, dann 
babe ich feinen Zweifel darliber, daß die Folgen dieſes Geſetzes fegensreiche fein 
werden. 

Prafident: Herr Graf zur Lippe hat das Wort. 

Graf zur Lippe: Meine Herren! Der geehrte Herr Vorredner hat die 
Meinung ausgejprodhen, daß der Gejegentwurf vielleicht ein Monolog bleiben 
würde, ich glaube, er hat fi in den nächſten Säten fofort felbft widerlegt, 
indem er jelbft darauf anfmerkſam gemorden ift, daß die Königliche Staatöre- 
gierung ja die Initiative bei den Anträgen zu ergreifen nach dem Geſetz voll- 
fländig in der Lage if. Darüber möchte ich nicht ſprechen. Ich möchte aber 
bei diefem Gefegentwinf noch auf einen andern generellen Punkt aufmerkjam 
machen. Ich glaube, diefer Gejegentwurf ift ausgearbeitet worden zu einer Zeit, 
wo die Fragen über Verwaltung, Berwaltungsgerichte u. |. m. noch nicht in dem 
Maße durchgearbeitet waren, wie dies wohl in diefem Augenblid fchon mehr der 
Fall fein wird, mo die Propinzialordnung und der Gejegentwurf tiber das Ber- 
waltungsgerichtswejen in dem andern Haufe erledigt, und hier in den Kommiffionen 
berathen worden ifl. Meine Herren! Wir unterjcheiden jetzt ja dreierlei Kategorien 
von Saden; reine Verwaltungsſachen, Berwaltungsftreitfahen und Sachen, 
deren Erledigung im Wege des ordentlichen Civilprozeſſes vom ordentlichen Richter 
erfolgen muß. Auf jedem Gebiete der Verwaltung wird es ſich jet immer 
fragen, welcher Theil fällt in das Gebiet der reinen Verwaltung, welcher Theil 
fällt in das Gebiet der Verwaltungsftreitfachen und welcher Theil ſcheidet aus 
der Verwaltung aus und geht an die ordentlichen Gerichte. Dieſe Kompetenz- 
frage wird überall fireitig werden. In der Kreisorbnung hat ja eine Trennung 
der Verwaltungsſachen und VBerwaltungsftreitfachen für den Kreisausſchuß noch 
nicht ftattgefunden. Es werden alle Angelegenheiten durch den Kreisausſchuß 
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bearbeitet und entſchieden, fo daß es bei den Entſcheidungen des Kreisausſchufſes 
immer noch umentfchieden bleibt, ob er fih im Augenblid mit einer reinen 
Berwaltungsfache, oder mit einer Berwaltungsftreitfache beſchäftigt. Gegenwärtig, 
wo die höheren Inſtanzen auf» und ausgebaut werden, da tritt in den Höheren 
Inſtanzen die Scheidung ein zwifchen den Berwaltungsfachen und den VBerwaltungs- 
ſtreitſachen. Wenn fie fi den 8 135 der Kreisordnung vergegenmwärtigen, fo 
werden fie finden, daß in diefem Paragraphen für die höheren Juſtanzen bereits 
eine Scheidung ftattgefunden bat. Einzelne Entſcheidungen des Kreisausichuffes 

unterliegen in der höheren Inſtanz den Befchlüffen der Königlichen Regierungen, 
andere den Beichlüffen des VBermwaltungsgerichtes, und in Betreff einzelner Ent- 
ſcheidungen des Kreisausſchuſſes ift jpeziell gejagt, daß, wenn die Antereffenten 
fih nicht beruhigen wollen, fie dann an die ordentlichen Gerichte zu gehen hätten. 
Nun, wenn diefe Scheidung nach diefen großen Richtungen hin aufgeftellt worden 
ift, dann fragt es fich bei jedem Gefegentwurf, der Verwaltungsſachen betrifft, 

wie ftellt ſich dieſer Gefeentwurf zu den Prinzipien? Und da werden Sie in 
dieſem Gejegentwurf finden, daß alle hier ftreitig werdenden Fragen, Alles, was 

bier zur Verhandlung zu ftellen ift, al$ VBerwaltungsftreitiachen behandelt werden. 

Es wird von dem Kreisausjhuß unter dem befonderen Namen Waldjchußgerichte 
verhandelt, und die Befchwerden über die Entjcheidung gehen an das Ber- 
waltungsgericht. Es ift aljo ausgejchloffen, daß irgend einer der hier durch das 

Geſetz geregelten Punkte als Berwaltungsfade in den weiteren Berwaltungs- 
ftadien erledigt wird. | 

Nun, meine Herren, glaube ich, daß bei der Durchführung des Gefetes ſich 

wohl zeigen wird, daß man bier doch Berwaltung und Bermwaltungsftreitfachen 

nicht genügend unterfchieden bat. Denken fie nur an den Sal, wo der Vor— 

fitende des Kreisausfchuffes oder des Waldſchutzgerichtes im öffentlichen Intereſſe 
glaubi, gewiffe Maßregeln ergreifen zu müſſen, wie es ja in mehreren Para- 
graphen, namentlih im 8 21 3. B. angeordnet ift, wenn der Vorſitzende derartige 
Mafregeln ergreift, fo find dies eigentlich nur Maßregeln, die er zur Abwendung 

einer drohenden Gefahr ergreifen zu müffen glaubte Es tritt num an mich die 
Trage heran: ift dag eine Verwaltungsſache, oder VBerwaltungsftreitfahe? Der 
Entwurf faßt es als eine Verwaltungsftreitfahe auf. Ich meine aber iiberall 
da, wo in foldem Falle zur Abwendung einer eminenten Gefahr von der Polizei- 
behörde eingefchritten wird, da kann eine Beſchwerde über den erften Angriff 

nicht als Bermwaltungsftreitfache aufgefaßt werden, jondern als reine Berwaltungs- 
ſache und dann hat fie den Inſtanzenzug der Verwaltungsſachen durchzugehen. 

Ich meine ferner, daß einzelne Fragen, liber die in erfter Inftanz das Waldſchutz⸗ 
gericht entfcheidet, namentlich iiber die Entſchädigung, fih zmwedmäßig der Ent- 
Iheidung der Eivilgerichte nicht entziehen Taffen, fondern denjelben tiberlaffen 
werden müſſen, wie im $ 135 ähnlihe Sachen der Entjcheidung der Livilgerichte 
überwiejen worden find. Ich glaube, wenn man an einen ſolchen großen Ge— 
jegentwurf berangeht, muß man fich jett immer die Frage Far machen: was if 
in diefer Materie Berwaltungsjache, was ift VBerwaltungsftreitfache und was find 
Saden, die dur das Civilgericht entjchieden werden müffen? In diefer 
Richtung ſcheint mir der vorliegende Gejegentwurf nicht vollftändig durchgearbeitet 
zu fein und zwar, wie ich bereit$ erwähnte, deswegen, weil zur Zeit, als ber 
Entwurf aufgeftellt wurde, alle diefe Fragen noch nicht fo ſcharf unterfchieden 
find, wie es in dieſem Augenblide der Fall if. Die Nothmendigkeit, eine ſtrikte 
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Sonderung diefer Berhältniffe in diefem Gejegentwurfe vorzunehmen, ſcheint mir 
daraus hervorzugehen, daß eben Kompetenzftreitigleiten darüber entftehen können, 
welche Behörde denn in diefen Sachen zu enticheiden habe; das muß das Geſetz 
fo prägzife wie möglich angeben. Sie wiſſen, nad) dem Entwurfe des Geſetzes 
iiber die VBerwaltungsgerichte, daß ſchließlich das oberfte Berwaltungsgericht zu 
entfcheiden hat, ob eine beftimmte Sache Verwaltungsſache, oder Berwaltungs- 
ftreitfache if. Nun, meine Herren, wenn der oberfte Gerichtshof in Berwaltungs- 
ftreitfachen zu entjcheiden bat, dann wird er feiner Natur und feiner Stellung 
nach immer die Angelegenheit mehr fiir eine Verwaltungsftreitfache, als für eine 
Berwaltungsfade erfennen, und bei diefer Art der Entſcheidung fürchte ich faft, 
daß die fo ſehr in das Leben eingreifende Berwaltung gejhädigt und gehemmt 
wird. Es wird fich ſchwer in diefer Sache operiren laffen, und um fo noth⸗ 
wendiger ift e8, zu präcifiren, was Berwaltungsjfade und was Berwaltung$- 
ftreitfadde if. Es fann fein, daß bei dem Gejet liber das Berwaltungsgericht 
diefe Frage, wie die Kompetenzlonflifte zu löſen find, noch einer erneuerten 
Prüfung unterzogen wird, vielleiht nad der Richtung Hin, daß es fich nicht 
eınpfeblen kann, diefe Frage allein durch den oberfien Berwaltungsgerichtshof 
entjcheiden zu laffen, fondern daß dann, wenn zwiſchen Berwaltung und Ber- 
waltungsgericht ein Streit entfteht, eine höhere Inſtanz gebildet wird, die aus 
Mitgliedern theils des oberſten Berwaltungsgerichts, theils aus Mitgliedern der 
höchſten Verwaltungsinftanz befteht, und derartige ragen entjcheidet, jonft leidet 
die Verwaltung felbft darunter. 

Das find Alles Erwägungen, die mir es bedenklich erjcheinen laffen, ob wir 
in dem Augenblide in der Lage find, den Gejegentwurf in der gegenwärtigen 
Faffung anzunehmen. Ich follte faft meinen, daß wir erft die Erledigung des 
Geſetzes tiber den VBerwaltungsgerichtshof abzumarten haben, ehe wir hier darüber 
entjcheiden, ob einzelne Sachen in letter Inſtanz vor das Verwaltungsgericht 
fommen, oder ob einzelne Fragen, die bier erörtert werden, vor die Verwaltung 
gehören. Ich bin nämlich der Meinung, daß alle die Tragen, die nach dieſem 
Geſetze erledigt werden müffen, ob eine gemeine Gefahr, eine Gefährdung vorliegt, 
ſolche find, die eigentlich der Verwaltung angehören und nicht durch den Ber- 
waltungsgerichtshof entihieden werden fünnen. Man fommt da auf feine Diſtink⸗ 
tionen, und ich glaube, auch in diefem Augenblide ift die Materie nach der 
Richtung hin nicht vollftändig durchgearbeitet; man muß wieder auf das Wejen 
und die Natur der Polizei zurückgehen, auf den Begriff der Gefährdung der 
gemeinen Gefahr und auf die Organe, die dazu vorhanden find, um die Gefahr 
abzumenden, und die Mittel, die diefem Organe an die Hand gegeben werden 
müffen. Das muß man Alles ‘einer genauen Erwägung unterftellen und wird 
dann finden, daß es ſich nicht empflehlt, die Frage der Gefährdung der Ent- 
ſcheidung durch eine richterliche Behörde, mag es aud ein DBerwaltungsgericht 
fein, zu unterbreiten. 

Wenn ih noch auf ein paar Punkte im Gefege felbft eingehen darf, jo 
möchte ich fagen: Bon $ 2 an unter dem Rubrum II werden Maßregeln be- 
handelt, die ergriffen werden follen gegen die Gefährdung, die aus der Bewirth- 
ſchaftung großer Waldungen entftehen können, während in dem Abfchnitt III die- 
jenigen Gefahren bejeitigt werden follen, die aus der Kleinwirthichaft bei den 
Waldungen hervorgehen, ein Tonfolidirendes Berfahren für gemeinſchaftliche Be- 
wirthſchaftung von Heinen Waldungen. Meine Herren! Wenn ich die Nützlich- 
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feit fir die Zufammenlegung und Zufammenbewirthichaftung Heiner Waldungen 
im vollſten Maße anerfenne, fo kann ich nicht finden, daß ſich der Gejegentwurf 
auf diefe Heinen Waldungen eigentlich befchräntt. Ich habe keine Andeutung ge- 
funden, daß Waldungen, die ihrer Natur nach eine eigene Bewirthichaftung 
vollftändig zulaffen, und eine Bewirthichaftung in Gemeinſchaft mit anderen die 
Eigenthumsrechte in zu hohem Maße beeinträchtigt, nicht ausgefchloffen feien. 
Denken Sie fih, daß Jemand einen Waldfompler von 2000 Morgen befttt, daß 
ift ein Kompler, den Einer ſchon felbft bewirthichaften kann nach feinen eigenen 
Grundfägen und Gefallen. Nun können aber Nachbarn, die ähnliche Flächen 
befigen, die aber in diefem Augenblide abgetrieben find, während die 2000 Mor: 
gen in gutem Zuftande fi befinden, ſich vereinigen und dur Majoritätsbe- 
ſchluß ihn zwingen, mit ihnen in Gemeinfchaft zu treten. Dann ift eine Ge— 
meinjchaft vorhanden zwifchen 2000 Morgen gutem Wald und 10,000. Morgen 
ſchlechtem Wald, und durch diefe Gemeinfchaft kann der Eigenthimer des Wal- 
des von 2000 Morgen auf das Aeußerfte gejhädigt werden. Nun giebt der 
Gejeßentwurf ihm zwar die Möglichkeit, feine guten Holzbeftände abzutreiben. 
Ja, das will der Eigenthimer der 2000 Morgen gar nicht, er findet nicht, dag 
dies in feinem Intereſſe lieg. Er findet, daß die Holzpreije im Augenblide 
Schlecht find, er findet, daß er bei einer langfameren Abtreibung feiner Flächen 
vorausfihtlich einen größeren Vortheil hat. Wenn er das Holz nicht abtreibt, 
fo kommt er mit ſchlechtem Holzbeftand in Kommunion und hat den Nadıtheil, 
daß er den größten Theil derjenigen Koften zu beftreiten Hat, die aufgemwendet 
werden müffen, um die übrigen 10,000 ſchlechten Morgen in einen guten Zuftand 
zu bringen, die Zuſchuß verlangen, aber nichts einbringen. Ja, meine Herren, 
in ſolche Verhältniſſe mag ſich der Einzelne nicht gern zwingen laffen. Es würde 
aber ausgefchloffen werden, wenn in dem Geſetzentwurf Beftimmungen enthalten 
wären, die es verbüteten, daß eine jelbftftändige Waldung in eine ſolche Kom- 
munion hineingezogen werden fünne. Ich habe eine folhe Beftimmung vermißt, 
es Tann fein, daß ich den Entwurf nicht genau genug durchgelefen habe; man hat 
ja faum Zeit genug, fih auf die Entwürfe vorzubereiten, die in Maffe jekt 
vorgelegt werden. 

Meine Herren! Bet diefer Lage der Sache, meine ich, dürfte es fich empfeh- 
fen, diefen Gejegentwurf noch nicht Gefe werden zu lafjen, ſondern abzumarten, 
wie fih der Verwaltungsgerichtshof und die Frage der Kompetenzfonflifte bei 
Verwattungsſachen definitiv ftellt, und dann mit Zugrundelegung diefer Haupt- 
prinzipien diefe Materie noch einmal befonders durchzuarbeiten und dann wahr: 
fheinlich in anderer Weife das Verhältniß zu regeln, wie e8 im gegenwärtigen 
Entwurf gefchehen ift. | 

Präfident: Der Herr Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
bat das Wort. 

Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten :Dr. Sgriedenthal: 
Den Bemerkungen des ſehr geehrten erften Herrn Vorredners habe ich nichts 
Weſentliches Hinzuzufligen, um fo mehr, als auch ich der Meinung bin, daß 
allerdings die Wirkſamkeit diefes Geſetzes wejentlich von der Ausführung und 
dem für diefelbe vorhandenen Mittel abhängig fein möchte. Ich Hoffe indeR, 
daß die Ausführung in einem Sinne wird erfolgen fünnen, welche dem Geſetze 
eine lebendige und nützliche Wirkſamkeit fihert. Was die Auseinanderjegungen 
des geehrten Herrn Vorredners betrifft, fo Halteich es fiir erforderlich, ihnen im 
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Einzelnen zu folgen. Der geehrte Herr Vorredner bat auszuführen gefucht, daß 
diefes Gefet nicht in Kraft treten folle, ehe nicht die Organifation des Berwal- 
tungsftreitverfahrens abgejchloffen fei, da es — was zur Zeit noch nicht angebe 
— allgemein erforderlich erfcheine, in jedem Geſetz unzweifelhaft feftzuftellen, ob 
und inwieweit die Materie, mit welcher fich das Geſetz beichäftigt, zur Entfcheidung 
durch die reinen Verwaltungsbehörden oder durch die Vermwaltungsgerichte oder 
endlich durch die ordentlichen — ich möchte mir den Ausdrud erlauben — Yuftiz- 
gerichte zu bringen fei. Inſofern es fich Hierbei um die eigentliche Kompetenz⸗ 
frage handelt, welche der geehrte Herr Vorredner ebenfalls erwähnt bat, fo meine 
ich, daß gerade dieſes Gefe wenig Zweifel übrig läßt. Ich kann mir wenigftens 
kaum Fälle aus dem Bereiche dieſes Geſetzes fonftruiren, welche zu einer Kom⸗ 
petenzftreitigfeit Anlaß geben fünnen. Ich meine, daß bis auf den Beweis des 
Gegentheils e8 jchwer fein würde, dem Gejet in diefem Punkte Unklarheiten und 
Unvollftändigleiten vorzumerfen, wie das auch einft mit Berufung auf beftimmte 
Einzelnbeiten gefhehen if. Was im Uebrigen die theoretifche Unterfcheidung der 
drei Kategorien von Angelegenheiten und die hieran gefnüpften Bedenken betrifit, 
jo möchte ih zunächft entgeoenhalten, daß gerade der Umftand, den auch der 
Herr Borredner hervorgehoben hat, daß in erfter Inſtanz diejenige Behörde, 
welche nad) diefem Gejegentwurf unter dem Namen Waldjhuggericht fungirt, 
in fih die Eigenjchaft der Verwaltungsbehörde und des Verwaltungsgerichts ver- 
einigt, daß diejer Umftand das Hauptgewicht der von dem Herrn Vorretner er- 
hobenen Bedenken befeitigt. Sch erblide eine außerordentlich vortheilhafte und 
nüßliche Einrichtung darin, daß der Kreisausfchuß die beiden Thätigfeiten in fich 
fombinirt, weil, wie ich abweichend von den Anjchauungen des Herrn VBorredners 
meine, das Leben jene feinen kritiſchen Unterfcheidungen nicht macht, fondern die 
Berhältniffe, denen der Kreisausſchuß nahe fteht und welche er zu beurtheilen 
hat, meiftens fo befchaffen find, daß fie untrennbar in fih Momente vereinigeıt, 
welche zur richterlihen Entfcheidung pafjend find, und folche, für deren Behand- 
lung die Bermwaltungsbehörde mehr geeignet erjcheint. Gerade dieſe Auffafjung 
der Sache war dafiir entſcheidend, dag man die Thätigkeit erfter Inftanz in den 
Kreisausfchuß verlegte. Sie werden aus den Verhandlungen des Abgeordneten: 
haufes erfehen haben, daß von einer fachverftändigen Seite der Anſpruch erhoben 
wurde, Gegenftände des Waldfhutes den Auseinanderjegungsbehörden zu über⸗ 
weifen. Man fagte dort, die in Rede fiehenden Angelegenheiten beftimmten ſich 
zum Theil nad) juriftifchen Vorbedingungen, deren Beherrſchung bei dem Kreis- 
ausichuffe nicht überall vorausgefegt werden fünne. Man ſchlug vor, eine Son- 
derung dergeftalt vorzunehmen, daß die thatjächlihen Momente vom Kreisaus- 
ſchuß, die rechtlichen von der Auseinanderfegungsbehörde geregelt werden jollten; 
endlich kam noch von anderer Seite ein dritter Vorſchlag: diejenigen Fragen, die 
fi nur für die Entfcheidung der Juflizgerichte eigneten, an die legteren zu mei- 
jen. So wirde man, wenn man diefem Gedanfengange gefolgt wäre, dahin ge- 
fommen fein, die Waldfhut-Materie durch drei verfchiedene Inftanzen behandeln 
zu laffen, durch reine Vermaltungsbehörden, dann durch die gemifchten Verwal⸗ 
tungsgerichte und endlich durch reine Juftizgerichte. 

Meine Herren! Sie verlangen ficher feinen Beweis, welcher unzuträgliche 
Zuftand dadurch herbeigeführt, welche Verwirrung in die Verhandlung gebracht 
würde, wie eine energijche Aktion fcheitern müßte an einer ſolchen Zeriplitterung, 
die den Anforderungen des grünen Xebens durchaus widerſpricht. Ich meine 
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ferner, wenn man Garantien für den Schuß der Privatintereffen in dieſem Ge- 
fege vermißt, wie das zum Theil auch vom Herrn Vorred ner angedeutet wurde, 
doch eine ſehr flarfe Garantie für gerechte und ſachgemäße Entjcheidungen Darin 
liegt, daß die letteren einer den Berhältniffen und den Betheiligten nabheftehen- 
den, zum größten Theil aus Wahl der Genoffen hervorgegangenen Behörde liber- 
tragen find. Da gerade werden die konkreten Berhältniffe in den Bordergrund 
treten. Man wird nicht zu fürchten haben, daß über wohlberechtigte Anſprüche 
Einzelner Hinweggegangen wird, um fo weniger, ald ein aus den Betheiligten 
bervorgegangenes Gericht unter der Kontrole, unter dem moraliſchen Einfluffe 
der Genoffen ftebt, deren Kraft wahrlich nicht zu unterjchägen if. Sch meine, 
der Gejegentwurf ift den richtigen Weg gegangen, der librigens in der vorigen 
Seifton die Billigung des Hohen Haufes gefunden bat. Nun gebe ich zu, und 
infofern find die Einwendungen des Herrn Borredners thatjächlich begründet, daß 
in zweiter Inftanz das Verwaltungsgericht entjcheidet, daß die Materie dadurch 
qualifizirt ift als Vermwaltungsgerichtsfacdhe, nicht als reine Bermwaltungsjache. 
Hierfür aber fpricht, daß die Punkte, die der Regel nad in die zweite Inſtanz 
gelangen werden, mehr die juriftiihe Natur an fih tragen dürften. Sch wenig- 
ſtens möchte annehmen, daß die Fragen Tonfreter Beichaffenheit, weldye von den 
Technikern zu beurtheilen find, in feltenen Fällen in die zweite Inſtanz kommen 
werden. Wo dies aber gejchehen wird, wird man bei dem Berwaltungsgerichte 
denfelben Weg gehen, den auch die reinen Verwaltungsbehörden gehen mitßten. 
Dean wird fi ein Superarbitrium von Technikern verfchaffen und Hiernach ent- 
foheiden. Soweit es fih um juriftifche Fragen handelt, ift aber, wie gefagt und 
nach der eigenen Ausführung des Herrn Grafen zur Lippe das Bermaltungsge- 
richt vet am Pla. Nicht am Plate würden meines Erachtens fein die or- 
dentlichen Gerichte. Ich habe gegen einen bezüglichen Antrag ſchon im Abgeord- 
netenbaufe mich wenden müffen und diefen Antrag befämpft; id kann nur wie 
derholen, was ich dort näher ausführte, daß bei Angelegenheiten, wie die in 
Nede ftehenden, die ein zufammenhängendes Ganze bilden, wo e3 ſich um eine 
größere Anzahl Betheiligter handelt, Hinfichtlih derer Vortheile und Nachtheile 
zu fompenfiren find, wo es faum ausführbar erfcheint, das Einzelne aus dem 
Ganzen herauszujchälen und für fich zu beurtheilen, eine gerichtliche Löfung aud) 
nur der Entjhädigungsfrage ſich nicht empflehlt, weil fich diefelbe von der Beur- 
theilung der Gejammtheit der einjchlagenden Verhältniffe nicht trennen läßt. Man 
wiirde aber durch die Verweifung des Entjchädigungsftreites an die Gerichte nod) 
einen ferneren Nachtbeil für den Erfolg des Geſetzes herbeiführen. Wie die ge- 
ehrten Herren aus der Vorlage erjehen wollen, ift der Antragfteller unter Um: 
ftänden, wenn es fih um ein Mehr von Leiftung handelt, weiches von den Be- 
ſchädigten nicht aufgebradht werden will, dieſes Mehr zu erjegen verpflichtet. 
Man hat hierzu eine Frift gegeben, innerhalb deren er fich zu entjcheiden hat, 
ob er jenes Mehr übernehmen will oder nit. Würde nun, wie bei Erpro- 
priationsangelegenheiten, die Frage der Höhe der Entihädigung an die Gerichte 
verwiejen, jo würde jene Frift eine hinreichende nicht mehr fein; die Entſchei⸗ 
dungsprozeſſe würden ihren eigenen Weg gehen, und entweder die ganze Ange- 
legenheit in Trage geftellt werden, vielleicht wegen eines einzelnen Betheiligten, 
der feinen vermeintlichen Anfpruch durch alle Inftanzen verfolgt, oder Sie müßten 
dem Antragfteller dag Recht des Rücktritts nehmen. Letterenfalls bezweifle ich, 
daß fi leicht ein Antragfteller finden würde, der, obwohl es ihm unmöglich 
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wäre, den fitanziellen Effeft zu überſehen, dennoch einen fo gefährlichen Antrag 
zu ftellen geneigt fein möchte. 

Der geehrte Herr Borredner ift ſodann übergegangen zu beftimmten Be- 
mängelungen im Einzelnen. Derjelbe bat aus dem $ 21 für feine Meinung, 
Daß es fih im Allgemeinen in diefem Geſetze um reine Berwaltungsangelegen- 
heiten handele, angeführt, daß, wenn nad) diefem Paragraphen zur Abwendung 
von Gefahren der Landrath eine Beſtimmung zu treffen befugt fei, dies doch 
nothmwendig eine folhe Beſtimmung fei, für die fi in zweiter Inſtanz nicht die 
Entſcheidung der Verwaltungsgerichte, fondern lediglich der vorgefettten Berwal- 
tungsbehörde eigne, wie denn überhaupt bei Angelegenheiten gemeiner Gefahr 
die Berwaltungsbehörden den Beruf hätten, einzujchreiten. Es handelt fich aber 
hier nicht um eine Angelegenheit gemeiner Gefahr, fondern einzig und allein 
darım, den Stand der Angelegenheit, welche durch das Regulativ geordnet wer- 
den foll, gegen zwifchenzeitige Störungen zu ſichern. Es Handelt fih um eine 
Art interlofutorifcher Verfiigung, zu dem Endzwed, daß nicht der thatjächlidhe 
Stand der Dinge verriicdt werde, daß nicht, ehe die letzte Entjcheidung ergangen 
ift, Schäden hervorgerufen werden, bie das ſchwebende Verfahren nutzlos machen 
oder erjchweren, und in diefem Sinne hat man dem Vorſitzenden der fompetenten 
Inſtanz die Befugniß gegeben, zu interventren. Diefe Intervention hängt mit 
dem ganzen Berfahren zufammen und mußte deshalb nach denjelben Grund- 
fügen behandelt werden, wie das Verfahren felbft. Was endlich die Einwendung 
des Herrn Grafen zur Lippe betrifft, daß bei der Bildung von Waldgenofien- 
ſchaften feine Garantie geboten fei, daß man nicht gar zu große Komplere in die 
Waldgenoſſenſchaften Hineinzwänge, jo möchte ich doch meinen, daß eine foldhe 
Gefahr bei richtigem Verftändniß des 8 23, wo e8 heißt: „Wo die forfimä- 
Bige Benutgung neben einander oder vermengt gelegener Wald— 
 grundftüde, oder Flächen oder Haideländereien nur dur Zufammen- 
wirfen aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag u. |. w.“, kaum ob- 
woaltet. Hier ift, wie die Motive Har ergeben, materiell beftimmt, daß große 
Komplere, die jelbfiftändig eriftiren, die ohne Zufammenhang mit anderen forft- 
mäßig benugt werden können, von der zwangsweiſen Zujammenlegung ausge- 
Tchloffen find. 

Für die Größe eine Zahlengrenze aufzuftellen, wiirde nach meinem Daflir- 
Halten große Bedenken haben, weil es ſchwierig ift, mit Zahlen das Richtige zu 
treffen, und Zahlen für Tegislatorifhe Grenzbeſtimmungen nad) meinem Daflir- 
halten zu vermeiden find, wo dies irgend angeht; denn Zahlen find brutal und 
laſſen fi nit mit der Mannigfaltigfeit der Iebendigen Berhältniffe in Einklang 
bringen. Endlich möchte, was ich dafiir mir anzuführen erlaube, daß man die 
Hauptentiheidung dem Kreisausfchuffe üibergiebt, geeignet fein, den Herrn Vor— 
redner zu beruhigen. Ich bin überzeugt, daß diefe Inftanz niemals zu Ent- 
fheidungen neigen wird, die, gegen den Geift des Geſetzes, gegen die konkreten 
Berhältniffe verftoßend, jelbftfländige Komplere mit anderen zufammenzwängen. 

Wenn zum Echluffe der geehrte Herr Vorredner den Wunfch ausgefprochen 
bat, dieſen Gejegentwurf noch einige Zeit reifen zu laſſen, fo geftehe ich zu, daß 
nichts vollfommen ift, und daß mit der Zeit die Dinge unter Umftänden beffer 
werden. Bon diefem Gefeßentwurf möchte ich das Lebtere aber am Allerwenig- 
ften glauben. Die Materie ift fo, daß, wie ich mieine, man durch theoretijche 
Erörterungen, erfi am grünen Tifche, dann in den parlamentariiden Verſamm⸗ 
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Inngen und gleichzeitig auch in der Prefie, dem gefährdeten Walde außerordent- 
lich wenig helfen wird. Nah meinem Dafürhalten liegt der Hauptwerth des 
Geſetzes darin, daß wir endlich einmal vom Boden der Theorie auf den der 
Praris tibergeben, daß wir, ein Jeder an feiner Stelle, verſuchen, durch eingrei- 
fende Thätigfeit den großen Schäden entgegenzuarbeiten, welche dem Baterlande 
in Folge der Zerftörung an Wäldern drohen und daß wir die nicht übermäßig 
ftarfen Handhaben, welche die Vorlage bietet, benutzen, um zu erreichen, was 
damit erreicht werden kann. Damit, glaube ich, erzielen wir mehr als durch 
ein bejtändiges Verſchieben und befländig erneute @rörterungen. Sollten fi 
wirklich Uebelſtände berausftellen, fo ift diefe Materie, die fern von allem politi- 
ſchen Beigefhmad ift, dazu angethan, daß die Mehrheit der Hohen Häufer des 
Landtages und die Staatsregierung fich leicht dahin verftändigen werden, neuen, 
dann durch die Erfahrung gebotenen Vorſchlägen gefeßgeberifches Gehör zu ge- 
währen. 

Präfident: Herr Bredt hat das Wort. 

Bredt: Meine Herren! Die letzten Worte des Herrn Minifterd für die 
Iandwirtbichaftlichen Angelegenheiten, „endlich vom Boden der Theorie zu dem 
der Praxis liberzugehen“, begrüße ich von ganzem Herzen. Dies ift gerade in 
der vorliegenden Materie jo erwünſcht, wie in irgend einem anderen Falle. Der 
Herr Graf zur Lippe bat foeben den Gejegentwurf hauptfählih aus formellen 
Gründen bemängelt und hat den Antrag geftellt, daß er diesmal noch nicht ge- 
nehmigt werden möge, d. h. mit anderen Worten daß das Haus ihn ablehnen 
möge Dan hätte nım wohl, da nur formelle Bemängelungen des Gefetent: 
wurfs ſeinerſeits vorgebracht find, erwarten können, daß er den Antrag geftellt 
hätte, zur Hebung derjelben ihn einer Kommiffion zu überweiſen; aber nein, 
der Gefegentwurf fol ohne Weiteres en bloc verworfen werden! Der Herr 
Graf zur Lippe möge mir geftatten, ihn daran zu erinnern, daß in diefer Seffion 
des Hohen Haufes von ihm nicht allein alle von der Regierung eingebrachten 
Geſetzentwürfe befämpft, fondern auch von ihm Alles anfgeboten worden ift, die 
jelben zu alle zu bringen. So war es mit dem Gefeßentwurf über das Por- 
mundfhaftswejen, ein Gefegentwurf, deffen gründliche Bearbeitung das Abgeor?- 
netenhaus anerfannt und deshalb mit wenigen formellen Aenderungen en bloc 
angenommen bat und den wir heute in diefer Sitzung noch hoffentlich definitiv 
fanttioniren werden. So war es mit den ſämmtlichen kirchlichen Vorlagen, dem 
Sperrgefeß, dem Geſetz über die kirchliche Bermögensverwaltung, dem Klofter- 
gejeg und fo foll e8 mit dem heute vorliegenden Geſetzentwurf über die Schuß: 
waldungen und Waldgenofjenjchaften fein! Dies ift um fo erflaunlicher, meine 
Herren, als diejer Gejeentwurf früher jhon in der Kommiſſion dieſes Hauſes 
gründlich berathen worden ift, dann an das Abgeordnetenhaus Tam, dort aber 
damals nicht mehr zur Berathung gelangte. Derjelbe Gejegentwurf, in welchem 
die Erinnerungen, welche im Herrenhaufe gemacht worden find, möglichfte Be 
rüdfihtigung gefunden haben, ift nun vom Abgeordnetenhaus wieder an und ge- 
langt, Niemand zweifelt an deffen Annahme, Jeder freut fi) über den frifchen 
Hauch diejes Gefetes, nach fo vielen Materien ſchwüler und aufregender At, 
— nur aus dem Munde des Herrn Grafen zur Lippe vernehmen wir den Rath, 
dag wir daffelbe ablehnen follen. Sie erinnern ſich, meine Herren, Herr Graf 
zur Lippe hat wiederholt über die „Fluth der Geſetze“ geklagt, die die Staat® 
vegierung ung vorlegt; nun, wenn er noch den Sig im Minifterium einnähme, 


— 355 — 


dann würden wir gewiß gerade am Gegentheil leiden, an einer Ebbe, die bald 
zu einer Dürre führen und die Legislative nicht einen Schritt weiter bringen 
witrde. Ich meinestheils fpreche der Königlichen Staatsregierung meinen Dant 
für diefe Vorlage aus, und betone ausdrücklich, daß Alle, die mit diefer Frage 
fih eingänglicher befchäftigt haben, uamentlich die Iandwirthichaftlichen Vereine, 
Fahre lang vergeblich darauf geharrt haben, daß endlich das Minifterium mit 
einem ſolchen Waldkultur- und Genofjenjchaftsgefe hervortreten werde. Ya, meine 
Herren, wie oft ift e8 in diefen Vereinen beflagt worden, daß andere Ränder, 
ich nenne nur Oeſterreich, Bayern und die ſüddeutſchen Staaten, uns längft auf 
diefem Gebiete mit mufterhaften Beifpielen vorangegangen find. Ich danke im 
Namen diejer Vereine dem Herrn landwirthichaftlichen Minifter, daß er die Sache 
in dieſer Weife energifh in die Hand genommen und, wie er eben felbft gejagt, 
endlich die Theorie hat zur That werden laſſen. Sch hoffe aber auch, daß das 
Hohe Haus heute nicht um MHeinere theoretiſche Yragen, oder um einzelne for- 
melle Mängel ftreiten wird, der Gejegentwurf bat eine gründliche Bearbeitung 
— das ergiebt die Zufammenftellung des Entwurfs — im Abgeordnetenhaufe 
gefunden, und leiftet nicht allein dem lebhafteften Bedürfniß Abhülfe, fondern 
entſpricht auch unferen vorläufigen Erwartungen. Ich will nur, wenn Herr 
Graf Udo zu Stolberg eben angeführt hat, er werde ſchwerlich eine praftifche 
Wirkung haben, darauf hinweifen, welche fegensreiche Wirkung das vor mehreren 
Jahren erlaffene Gejeg tiber die Bewaldung der Eifel gehabt bat. Gehen Sie 
dort hin, meine Herren, und Sie werden ftatt der früheren bdiürren Höhen und 
öden Flächen heute grüne lachende Waldungen fehen und diefe That der Re- 
gierung loben und preijen hören. 

Laffen Sie mich ferner ein Beifpiel anflihren aus dem bergifchen Rande, wo 
wir im Kreife Lennep und den anftoßenden Kreifen und Diftriften eine Menge 
dder, ertragslofer Flächen und Haideländereien haben, die dringend der Wald- 
fultur bedürftig find. Sehnlichft hat man auch dort auf einen Gefegentwurf 
gewartet, der eine rechtliche Grundlage für die Bildung von Waldgenoffenichaften 
bietet. Wenn dies Geſetz heute und in zweiter Leſung angenommen wird, fo 
werden wir endlich eine joldde Grundlage gefunden haben. Es ift dann Sade 
der Privaten, der Gemeinden und der Landesbebörde, ihn zur Ausführung zu 
bringen und dürfen wir wohl hoffen, daß die Regierung die ärmeren Gemeinden 
mit der nöthigen Geldhülfe unterftüten wird. Das find die Thatfachen, die ich 
kurz anführen wollte, um in der allgemeinen Diskuffion den Aeußerungen des 
Herrn Grafen zur Lippe gegenüber das Bedürfniß des Gejegentwurfs Harzulegen 
und ich hoffe, daß das Haus durch die Annahme deffelben diefe Worte beftäti- 
gen wird. 

Präſident: Herr Graf zur Lippe hat das Wort zur thatjächlichen Berich- 
tigung. 

Graf zur Lippe: Der geehrte Herr Vorredner hat gemeint, ich hätte noch 
jedem Gefegentwurf, der hier im Haufe berathen worden, die Nichtannahme ent- 
gegengefest. Ich habe die Ablehnung des Seuchengejeges nicht befürwortet. 

Meine Herren! Das ift eine ganze Menge von Gejegentwürfen, denen ich 
aus vollem Herzen zugeftimmt habe. Daß ich einigen nicht zugeftimmt habe, 
fann wohl fein, ich bitte aber, die Schlüffe nicht zu weit zu ziehen. Nun wirft 
mir der Herr Vorredner vor, ich hätte den Antrag ftellen jollen, den Gegenftand 
an eine Kommijfion zu verweifen; wäre ich Theoretifer, dann hätte id) es ge- 
than, ich bin aber Praktiker, und deshalb habe ich es nicht gethan. 
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Bräfident: Es Hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich ſchließe die Ge- 
neraldistuffion. 

Wir gehen zur Spezialdiskuffion über, und mit Uebergehung von Weber- 
fhrift und Eingang zu $ 1. — Das Wort wird nicht verlangt, ich jchließe die 
Diskuffion. Wir fommen zur Abftiimmung. Die Berlefung des $ 1 wird nidt 
verlangt werden. Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den $ 1 in der vor: 
liegenden Faſſung annehmen wollen, fi} erheben. (Geſchieht) 

Der Paragraph ift mit fehr großer Majorität angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über $ 2, zu welchem der gebrudt vorliegende 
Antrag des Herrn Dr. Tellkampf eingegangen ift. 

Ich gebe das Wort dem Herrn Dr. Tellkampf. 

Dr. Telltampf: Deine Herren! Den vorliegenden Gejegentwurf begrüße 
ich mit Freuden, denn derfelbe entipricht dem Gefammtinterefie an der Erhaltung 
der Waldungen, und ift entfchieden zur Annahme zu empfehlen. Ich bin des— 
wegen gezweifelt geweſen, ob ich meinen Antrag ftellen foll, weil ich nicht wünſche, 
die Sache aufzuhalten; mein Antrag ift aber nur eine Rebaftionsänderung. 
Deine Herren! Sie finden in den Abſätzen c und d des $ 2 diefelben Eingangs- 
worte wiederholt, die ich als Eingangsworte des Abſatzes Nr. b zu jehen wünſche, 
nämlich die folgenden: „durch die Zerförung eines Waldbeftandes”, und wenn 
diefe Worte in Nr. b an die Spige geftellt werden, fo drüdt das Uebrige eben 
die Folge einer ſolchen Zerftörung aus. Wenn man die Waldungen zerftört, 
dann treten die Uebelflände ein, die in Nr. b aufgeflihrt find. Ich follte Daher 
glanben, daß es fonfequent geweſen wäre, diefe Worte in allen 3 Süßen zu 
wiederholen. Ich vermuthe beinahe, daß fie aus Berjehen meggelaffen find, weil 
ih auf Seite 22 (S. 19 de. Bd8.) unter Nr. beinen Sat finde, der das ausſpricht, 
was ich wünſche. Es heißt da, wenn man mir erlaubt, diefe Worte vorzulefen: 

„In hohen Freilagen auf den Kuppen und Rüden der Gebirge und an 
fteilen Berghängen ift die Waldbeſtockung das einzige Mittel, die bie 
ohnehin gewöhnlich” nur in geringer Mächtigfeit über dem Geftein liegende 
Nährihicht des Bodens vor dem Herabſchwemmen bei ftarlen Regen— 
güffen 2c. zu bewahren”. 
Dann folgen diefelben Gedanken, die ſich auch in Nr. b des $ 2 ausgedriidt 
finden. 

Meine Herren! Ich erlaube mir nur deswegen diefe Redaktionsänderung 
vorzufchlagen, weil ich entichieden wünſchte, dariiber gewiß zu fein, daß die 
Waldungen auf den Bergen erhalten werden follen. Zur Begründung Diele 
Wunſches geftatten Sie mir wohl, Fhnen einige Worte anzuflihren von eine 
Autorität, die Sie gewiß ſämmtlich anerlennen werden. Alerander v. Humbolt 
nämlich jagt: 

„Durch Fällung der Bäume, melde die Berggipfel und Bergabhänge 
deden, bereiten die Menfchen unter allen Himmelsftrihen den kommenden 
Geſchlechtern eine doppelte Plage: Mangel an Brennftoff und Wafler: 
mangel. Der über heiße Sandflädhen hinziehende, no in Dampfform 
befindliche Negen wird ſich nur tiber der Fühlen Atmojphäre der Wälder 
zur tropfbaren Flüffigfeit verdichten und als Negen niederftrömen.“ 

Nun, meine Herren, es ift eine befannte Thatſache, daß die Wälder vom 
Natur dazu beftimmt find, die Feuchtigkeit, die atmoſphäriſchen Niederfchläge 
und den Lauf der Gewäſſer zu reguliren. Dem entipricht auch der Sa im de 
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Borlage Nr. d, welcher von der Bedeutung der Wälder für den Waſſerſtand 
redet. Meine Herren! Die Wahrheit diefer Sätze ift durch die Erfahrung, durch 
die verminderte Ertragsfähigkeit der Länder der älteften Kultur vollftändig be- 
wiefen, wo die Waldungen auf den Höhen faft überall enorm gelichtet oder 
gänzlich niedergefhlagen find, 3. B. in Griechenland, Kleinafien, Paläftina, 
Cypern u. f. w., wie Jeder, der den Orient bereift, bemerfen wird, und wie ich 
felbft Gelegenheit gehabt habe zu beobadıten. Nun aber fommt in der Neuzeit 
ein Grund hinzu, der e8 uns wohl wünſchen ließe, daß wenigſtens die Bergrüden 
bewaldet blieben, diefer Grund ift die Rüdficht auf die Flotte. 

Meine Herren! Als das befannte Kulturedift vom 14. September 1811 
erlafjen wurde, da hatten wir noch feine Flotte; es ift num eine befannte That» 
jache, daß in den Flächen die Tendenz dahin geht, möglichft alles Land zu 
Aderland zu machen, bis ziemlich zu den Höhen der Berge hinauf. Wollen 
wir aber Hochwald behalten und fonjerviren, dann ift die Rückſicht auf die 
Flotte nicht außer Acht zu laffen. Es ift von großer Wichtigkeit, daß man in 
diefer Beziehung unabhängig vom Auslande fei. England bezieht fein Schiffs: 
baubolz aus Kanada, aus diejer feiner abhängigen Provinz, wir haben aber nichts der 
Art. Selbft Frankreich ift genöthigt worden, der Flotte wegen eine Staatsaufficht 
über die Waldungen zu üben. Wir haben ftatt deffen das befjere Mittel, das 
freilich Herrn Grafen zur Lippe nicht gefällt, nämlich die Waldfchußgerichte. - 

Was nun die aus der Zerftörung der Waldungen hervorgehende Gefahr für 
die Landeskultur betrifft, worauf ich fchließlich zurückkomme, fo ſcheint es mir, 
daß das, was ich angeführt habe, durchaus dem entjpridt, wa man in dem 
Miniftertum für die landwirthichaftliden Angelegenheiten jelbft über dieſen 
Gegenftand denkt, wie ich ſchon aus Seite 22 der Motive nachgewiefen habe. 
Sch möchte daher bitten, daß man dieſe Redaktionsänderungen vornehmen mwollte. 
Es ift nur eine Redaktionsänderung, fie würde aber die Sache far machen, und 
ein Aufenthalt der Sache dem anderen Haufe gegenüber, glaube ich, könnte nicht 
dadurch bewirkt werden. 

Ich erſuche Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. 

Prafident: Der Herr Minifter für die Iandwirthfichaftlichen Angelegen- 
beiten hat das Wort. 

Minifter fir die landwirtbichaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Ich bedauere, das entgegengejette Erfuchen au das Hohe Haus ftellen und Sie 
bitten zu müffen, den Antrag abzulehnen. Derjelbe ift zunächft nit, wie der 
geehrte Herr Vorredner meint, redaftioneller Natur, fondern enthält eine nicht 
unerhebliche materielle Abänderung. In dem 8 2 ftellen fich die erjten beiden 
Fälle al3 eine befondere Kategorie von VBorausfegungen dar. In den drei letzten 
Fällen handelt es fih unter c, d und e um die Abwendung von Schäden, 
welche ſich an die Zerftörung eines Waldbeftandes anknüpfen, von jolden Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf die Zerftörung eine® Waldbeftandes zurüd- 
zuführen find. 

Anders in den erften beiden Fällen, deren Borausjegung darin bejteht, daß 
die Abweſenheit von Wald gemiffe Nachtheile herbeifüihrt, denen dadurch 
begegnet werden foll, daß Wald angelegt wird oder andere Schuganlagen gemacht 
werden. Gerade die Stelle in den Motiven, welche der geehrte Herr Vorredner 
citirt bat, betont dies au, indem auf Seite 22 unter b ausbrüdlich hervorge- 
hoben wird, daß in diefem Falle, — es ift derjenige, welchen der Herr Vorredner 

Jahrb. d. Pr. Forft: u. Jagd-Geſetzg. VII. 24 
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zum Gegenftande feines Amendements gemacht hat, — „man fi nicht auf die 
pfleglicde Behandlung eines ſchon vorhandenen Waldftandes bejhränfen 
darf, fondern ſich auf ſolche Gundftüde zu erftreden Hat, welche 
bereits öde geworden find“ — Aus diefen Gründen meine ich, Tann id) 
mich einer weiteren Auseinanderjegung enthalten; e8 liegt Har zu Tage, daß die 
Schäden, die unter a und b vorgeführt werden, unabhängig von dem Teßten 
Beitande des Waldes ins Auge gefaßt werden müffen. Sch bitte, hiernach den 
Antrag abzulehnen. 

Präafident: Herr Graf Udo zu Stolberg Hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Das, was ich fiber den Antrag des Herrn 
Profefjors Tellfampf fagen wollte, ift foeben von dem Herrn Minifter ausgeführt 
worden. Ich wollte mir nur eine Anfrage an die Königliche Staatsregierung 
erlauben, in Betreff eines anderen Punktes. Es ift ja gewiß jehr richtig, daß 
man im $ 2 nicht eine allgemeine Formel gewählt Hat, jondern einzelne Yälle 
aufgezählt hat. Es fragt fih nun, find die einzelnen Fälle richtig aufgeführt 
worden. Und da weiß ich nicht, ob auch die Gefahr des Schneebruches oder 
des Schneedrudes darunter begriffen if. Diefe Gefahr ift befanntlih im Hoch» 
gebirge bei rauhem Klima mit ftarfem Schneefall eine jehr bedeutende, namentlich 
dann, wenn, wie es oft der Fall ift, die Grenzen oben auf den Kämmen laufen 
oder am Rande von Hochplateaus. Da ereignet es fih oft, daß, wenn der 
Nachbar feinen Wald abtreibt und nicht wieder anforftet, daß dann ſolche Schnee- 
maffen berübergetrieben werden, daß es abjolut unmöglich ift, wieder noch anzu— 
forften. Ich habe in diefem Winter gefehen, daß 15- bis 20jährige Schonungen 
durch Schnee vollftändig zertrümmert waren. Wenn dann der Nacıbar nicht 
gezwungen werden kann, feinerfeit8 einen Streifen aufzuforften, fo ift e8 unmöglich, 
Holz in die Höhe zu bringen und die Folge ift, daß dann ein Streifen von Unland 
entfteht. Es ift mir nicht recht Har, ob man unter Nummer b, wo von den 
Einwirkungen des Waſſers die Rede ift, auch die Einwirkungen des Schnees 
fubfummiren Tann. 

Präſident: Der Herr Minifter für die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten 
hat das Wort. 

Minifter für die Iandwirthichaftlihen Angelegenheiten Dr. Friedenthal: 
Der fehr geehrte Herr Vorredner hat zweierlei Fragen an mich gerichtet, zunächft, 
warum im $ 2 die Fafuiftifche Behandlung vorgezogen ift, ftatt einer allgemeinen 
Begriffsbeftimmung der abzumendenden Gefahren; und zweitens, ob der Fall des 
Schneebruhs unter Nr. b. des $ 2 zu fubjummiren fei. Was die erfte Frage 
betrifft, jo glaube ich, daß gerade bei der Eigenart diefes Geſetzes die Methode 
die fhon vor meiner Amtsflihrung gewählt wurde, als man die Vorlage aus— 
arbeitete, einzelne Fälle in den Vordergrund zu ftellen, und von einer allgemeinen 
Begriffsbeftimmung abzufehen, die vorzliglichere ift, weil allgemeine Begrifisbe- 
flimmungen, wie „Landeskulturintereffe” oder „Abwendung öffentlicher Gefahren“, 
„Förderung des Gemeinmwohles“ fo unbeftimmt find, daß die Bedenken, welche 
überhaupt gegen die Beichränfung des Privateigenthbums durch Gefeße, wie 
das vorliegende, fprechen, in hohem Maße gefteigert werden, wenn dag Eingreifen 
von nur allgemein bejchriebenen Vorausſetzungen abhängig gemacht wird. Es 
würden dann and die Einwendungen, die einer der geehrten Herren Nebner, 
Herr Graf zur Lippe, erhoben bat, die Bedenken, daß der Kreisausfchuß in vielen 
Tragen nicht geeignet geweſen wäre, zu entfcheiden, fich nach meinem Dafürhalten 
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erheblich verftärkt Haben, weil das Gebiet der Unterfuchung ein fo umfaffendes, 
das Kriterium der Entjheidung ein fo unbeftimmtes geworden wäre, daß fefte 
Anhaltspunkte für eine konkrete Behandlungsweife der Sache gänzlich gefchlt 
hätten. 

Auf der anderen Seite vertenne ich nicht, daß die Fafuiftifche Behandlungs. 
weife auch ihre Schattenfeite hat, daß. mern man noch fo fehr liberzeugt ift — 
und die Herren Techniker, ſowie die fonftigen Sacdverftändigen, die fi mit der 
Borlage beichäftigt haben, find davon überzeugt, daß letztere die Fälle der abzu- 
wendenden Gefahr umfaßt — man doch eine Garantie dafür nicht übernehmen 
kann, daß alles Vorkommende getroffen werde. Es würde aber eine ſolche Unvoll- 
ftändigleit meines Ermeffens ein geringerer Nachteil fein, al8 wenn man durch 
eine allgemein gefaßte Begriffsbeftimmung die Sicherheit der gefammten Prozedur 
beeinträchtigt hätte. Was insbefondere den Schneebruch betrifft, fo möchte ich 
mich einer ganz beftimmten und pofitiven Aeußerung dariiber enthalten, ob unter 
allen Umftänden der von dem Herrn Grafen zu Stolberg vorgeführte Fall 
unter die Nummer b paßt oder nidht. Ich halte dies fiir cine quaestio facti. 
Ich Tann mir ferner denken, daß vielfah die Folgen eines Schneebrudhs, deren 
Nachtheiligkeit ich nicht verkenne, fi) weniger als eine im öffentlichen Intereſſe 
abzumendende Gefahr als wie ein Zufall darftellen, den der Eigenthümer wie 
bei vielen Kalamitäten tragen muß, ohne daß fih von Staatswegen ein Weg 
bietet, ihm Hülfe zu gewähren. 

Prafident: Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Ich möchte noch ein Mißverftändnig aufklären 
Der Herr Minifter hat gemeint, ich fei mit der Fafuiftiichen Behandlung im $ 2 
nicht zufrieden. Im Gegentheil (ih habe mich wohl falſch ausgedriidt), ich finde 
diefe Behandlungsweiſe ganz richtig, aber nur in Beziehung des Schneebruches 
hatte ich einige Bedenken, ich gebe aber vollftändig zu, daß der Herr Minifter 
ſchwerlich in der Lage ift, fiber die einzelnen Fälle fofort Auskunft zu geben. 

Präftdent: Herr Dr. Baumftark hat das Wort. 

Dr. Baumftark: Ich erlaube mir, darauf \aufmerffam zu maden, ob es 
nicht wirklich möglich fei, unter Littr. e des $ 2 diefen Yal zu fubjummiren, 
der, wie es fcheint, darin bereits enthalten ift, und zwar fo weit, daß der aus— 
führenden Behörde ganz wohl an die Hand gegeben worden ift, den Fall, den 
der Herr Graf zu Stolberg angeführt hat, und der fehr wichtig ift, vorkommenden 
Falls ebenfalls zu berüdfichtigen. 

Präfident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt. 

Herr Dr. Baumftark hat wohl feinen beftimmten Antrag geftellt. (Ruf des 
Dr. Baumftarf: Nein! ich halte es für unnöthig.) 

Ich fchließe die Diskuſſion über $ 2. 

Wir kommen zur Abftimmung; zunädft über den Antrag des Herrn 
Dr. Telllampf, und demnächſt wird tiber den $ 2 im Ganzen abzuſtimmen fein. 
Ich ftelle die Frage fo: Sollen für den Fall der Annahme des $ 2 im Anfange 
des Alinea b folgende Worte eingejhoben werden: „durch die Zerſtörung eines 
Waldbeſtandes und“. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche den eben verlejenen Zufag eventuell 
annehmen wollen, fich zu erheben. (Gechieht.) 

Er ift abgelehnt. 


Die Berlefung des ganzen Paragraphen wird wohl nicht a werden. 
4 
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Da das einzige Amendement mit großer Majorität abgelehnt ift, jo würde id 
nah dieiem Ausfall der Abftimmung auch ohne folhe die Annahme des 5 2 
fonftatiren. 

Widerſpruch ift nicht erhoben. 

5 2 ıft angenommen. 

In derjeiben Weiſe werde ich bei den folgenden Paragraphen verfahren, über 
die ih nur dann die Diskuſſion eröffnen werde, wenn fie ausdrüdlid ver- 
langt wird. 

83-84 — 85-86 —. 

s5 3 bis 6 find angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über 8 7. 

Herr Graf zur Lippe hat das Wort. 

Graf zur Lippe: Meine Herren! Ich will zu dem $ 7 fein Amendement 
jtelien; ich glaube aber doch einige Erflärungen den Aeußerungen des Herrn 
Minijters gegenüber abgeben zu Dürfen. Meine Herren! Ich babe ja gegen die 
Kompetenz zur Enticheidung aller diejer Fragen durch die fetgeftellte erfte Inftarz 
fein Wort gejagt; denn in dem Kreisausſchuß werden ja alle die Fragen der 
Berwaltung und der Verwaltungsſtreitſachen ungejfondert behandelt. Nur das 
fann ich nicht verichweigen, daß zur Entſcheidung der hier einjchlagenden Fragen 
doch eine Menge von technijhen Kenntniifen 2c. gehört, und es in einzelnen 
Theilen des Yandes wohl bedenflih fein könnte, ob denn die Mitglieder des 
Kreisausjichuffes gerade hier die vollftändig geeigneten Perjonen find. Meine 
Bedenken waren aber nur dagegen gerichtet, daß ich für die höhere Inſtanz die 
Berwaltungsfachen von den Berwaltungsftreitfachen fcheide, und mir war es 
bedenklich, ob alle die “sragen, die hier erörtert werden, zu den Berwaltungs- 
ftreitjahen gehören. Ich habe auch nicht behauptet, daß dieſer Gefegentwurf 
Kompetenzitreitigfeiten hervorrufen könnte, ganz ceinfah aus dem Grunde, weil 
die hier vollftändig abgeichnitten find, indem alle Berhandlungen in den böberen 
Inſtanzen nach dem Berfahren in Verwaltungsſtreitſachen geführt werden. Ich 
habe nur gejagt, wenn die Sachen anders regulirt würden, wenn man eine 
Trennung von Berwaltungsfahen und Berwaltungsftreitiadhen vornähme, dann 
müßte man noch weiter die Frage über die Beftimmung, weldhe Behörde in 
letzter Inſtanz entjcheiden foll, einer näheren Erörterung unterziehen, und injofern 
glaube ich, waren die Aeußerungen des Herrn Vlinifters meinen Ausführungen 
gegenüber nicht ganz zutreffend, und ih muß bedauern, wenn ich bei meinen 
früheren Auslafjungen mich nicht ganz klar ausgefprochen habe. 

Prafident: Es hat Niemand mehr das Wort verlangt, ich ſchließe die 
Diskuffion über $ 7. Ein Abänderungsantrag liegt nicht vor. Ich werde aud 
bier, wenn fein Widerſpruch erhoben wird, die Annahme des 8 7 fonftatiren. — 

8 7 ift angenommen. 

s8—89—-8 10 —S11—-812 —8 13 — 8 14 — s8 15 — 8 16 — 
8 17 — s818 — s19 — 820 — 821 — 82 — 

Die SS 8—22 find angenommen. 

Ueber $ 23 eröffne ich die Diskuffion und gebe dem Grafen Udo zu Stolberg 
das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Diefer Paragraph handelt von 
der Bildung der Waldgenoſſenſchaften. Nun hat der Herr Oberbüirgemeifter Bredt 
gemeint: In Folge dieſes Geſetzes würden die fogenonnten verödeten Flächen 
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aufgeforftet werden können. Ich glaube, daß dies auf Grund dieſes Geſetzes 
nicht geſchehen Tann, denn diefe Waldgenoſſenſchaften beziehen fih nur auf folche 
Fälle, wo die forftmäßige Benugung neben einander oder vermengt gelegener 
Waldgrundftide nur möglich ift durch die Vereinigung zu dieſen Genoffenfchaften. 
Der Herr Oberbürgemeifter Bredt hat fi) darauf berufen, daß ja die Eifel und 
Die Gebirge im Weftermalde auch auf Grund ähnlicher Gefege aufgeforftet feien. 
Diefe find aber aufgeforftet worden durch Staatsunterftigung, und ich erinnere 
mich aus der Berhandlung in der Kommiffton, daß an und fiir fich die Aufforftung 
verödeter Flächen durch diefes Geſetz nicht getroffen wird. 

Präafident: Herr Bredt hat das Wort. 

Bredt: Ich darf dem Herrn Vorredner zunächſt verfichern, daß ich fehr 
wohl weiß, melde Schwierigkeiten e8 mit der Wiederbeforftung der öden Flächen 
hege hat, und auch nicht ausgeſprochen habe, daß ich die Wirkung diefes Gefetzes 
auf die Wiederbemaldung öder Flächen als eine völlig geniigende erachte. Ach 
babe aber wohl betont, daß endlich der Anfang mit einem Gefet der Art gemacht 
werden müſſe. Der vorliegende Entwurf zeichnet ſich meines Erachtens dadurch 
aus, daß er fehr ſchonend mit dem Eingreifen in das Eigenthum vorgeht, daß 
er die mehr durchgreifende Art mancher anderen Gefetgebungen, die 3. B. das 
Eigenthum der Einzelnen in eine felbftftändige Gemeinſchaft zufammengeworfen 
und dadurch den Begriff des Einzeleigenthums befeitigt haben, einftweilen glüdlich 
vermieden hat. Ich weife namentlich auf die Beftimmungen des $ 24 hin. Wenn 
man noch nicht dazu übergeht, durchgreifendere Maßregeln hinſichtlich der Be— 
waldung der öden Flächen vorzufchlagen, fo hat dies wohl feinen Grund darin, 
daß man das Syſtem der freien Genofjenfchaftsbildung mit feften Statuten 
erft prüfen und zufehen will, wieweit man damit fommt. Es ift befanntlic) eine 
der fchwierigften und viel beftrittenften Fragen, mwieweit die Zivangsmaßregeln 
der Staatsregierung auf diefem Gebiete gehen dürfen. Dieje Frage wird erft 
zu löfen fein, wenn die Bildung freier Genoſſenſchaft zunächft verjucht worden ift, 
und in diefem Sinne hat der 8 23 beftimmt: 

„Wo die forftmäßige Benutzung neben einander oder vermengt gelegener 
Waldgrundftüide, oder Flächen oder Haideländereien nur dur das Zu— 
ſammenwirken aller Betheiligten zu erreichen ift, fünnen auf Antrag 
a) jedes einzelnen Befiters, 

b) des Gemeinde-, beziehungsmweije Amts-, Kreis- oder jonftigen Kommunal- 
verbandes, in deffen Bezirke die Grundſtücke Tiegen, 

c) der Randespolizeibehörde 

die Eigenthlimer diefer Befizungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt 

werden“. 

Die Grundlagen für die Bildung von Waldgenoffenfchaften find alfo dar 
wie das Zuſammenwirken der Mitglieder der Genoffenichaft zu gejchehen hat, 
beftimmt der lette Abſatz diefes Paragraphen. Nicht allein, daß sub Nr. 1 eine 
gemeinſchaftliche Beſchützung der Genoffenihaftswaldungen dadurch als Ziel 
bezeichnet wird, fondern es ift gemäß Nr. 2 namentlich auch die gemeinfchaftliche 
forftgemäße Bewirthſchaftung des Waldes, nach einem einheitlih aufgeftellten 
Wirthſchaftsplane, Aufgabe der Genoſſenſchaft. Dabei wird vorzüglich zu erftreben 
fein, daß in dem Statut die Aufforftung öder Flächen bejchloffen und feſtgeſetzt 
werde, und ich bin überzeugt, daß der Herr Minifter für die Tandwirthichaftlichen 
Angelegenheiten es mit allen Mitteln befördern wird, daß möglichft viele Ge- 
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noteniharten folde Zerimmung in das Statut auinehmen werden. Darauf ift 
unsere Hoffnung gerichtet! Man gehe nah Erlaß des Geſetzes nur friſch voran 
mit der Ausarbeitung der Ztaruten, man bereite im Mintitertum vor Allem recht 
bald ein Normalttatut vor und theile es den betrefienden Gemeinden und land- 
wirtbigaftlihen Vereinen mit, und Sie werten ſehen, daß ſchon auf Grundlage 
dieſes Geſetzes recht eripriegliche Erfolge erzielt werden fünnen. Wenn dann auf 
Grund gemadter Erfahrungen fih wirklich das Bedüriniß zeigen follte, die Be- 
ftimmungen des Geieges zu ergänzen, dann wird der Herr Miniſter im eigenen 
Intereſſe auf deren Porlage nicht warten lajfen. 

Brafident: Ich babe zunächſt darauf aufmerkſam zu machen, daß e3 in 
der zweiten Zeile des 8 23, wie mir eben mitgetheilt wird, nicht „oder Flächen“, 
jfondern „oder Flächen“ Heigen muß. 

Der Herr Deinifter für die landwirthichaftliben Angelegenheiten hat das 
Wort. 

Minifter für die landmwirthichaftlichen Angelegenheiten Dr. Zriedenthal: 
Meine Herren! Ich halte mich für verpilichtet, mit Rückſicht auf die Bemerfungen 
des Herrn Grafen zu Stolberg, zu fonitatiren, daß auf Grund des $ 23 die 
Minorität einer Genoffenfchaft von der Majorität — natürlih im ftatutarifch 
geregelten Berfahren — gezwungen werden fann, öde Ländereien anfzuforften 
und daß infofern allerdings, wenn man hierin eine Gefahr erblidt, wie dies nad 
meiner Meinung nicht zutrifft, aber feitens des Herrn Grafen zur Lippe ge- 
ſchehen ift, des letteren Herrn Redners Ausführungen ein thatfächliches Fundament 
haben. Ich finde, wie bereit erwähnt, gegen Mißbrauch im Gejege genügende 
Sicherheit. 

Prafident: Der Herr Graf Udo zu Stolberg hat das Wort. 

Graf Udo zu Stolberg: Meine Herren! Die Aufforftung öder Flächen 
kann nur in dem Fall getroffen werden, mo diejelben nebeneinander oder mit- 
einander vermengt liegen. Aber ich meine, wo es fih um große öde Fläden 
handelt, werden dieſelben nicht unter diefen Paragraphen fallen. Ich gebe übrigens 
Herrn Bredt vollfommen Recht (ich intereffire mich auch lebhaft für das Zuftande- 
fommen des Gejetzes), daß ich daffelbe für einen guten Anfang in der Sade halte. 
Ich halte aber die Behauptung aufrecht, daß dies Geſetz nur eine Wirkung haben 
wird, wenn der Staat mit fehr bedeutenden Geldmitteln helfend hinzutritt. 

Präſident: Es hat Niemand weiter das Wort verlangt, ich fchließe die 
Disfuffion Über $ 23 und konftatire nochmals den Drudfehler, daß es nicht 
„oder Flächen“ fondern „üder Flächen” heißen muß. Abänderungsanträge liegen 
auch hier nicht vor. 

Ich werde, wenn fein Widerjpruch erhoben wird, annehmen, daß das Haus 
dem $ 23 mit diefer Maßgabe zuftimmt. (Pauſe.) 

Der $ 23 ift angenommen. 

524 — 8 25 — s8 26 — 827-853 — 829 — 8 0 — 8 31 — 
32 — 833 — 834 — 835 — 836 — 837 — 83 — 839 — 8 40 — 
41 —842 — 8 43 — 8 4— 8 45 — 8546 - 8 47 - 8 48- 849 — 
50 — 8 51 -82 — 8 53 — 8 54 —. 

Die SS 24—54 find angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion fiber Ueberſchrift und Eingang des Gejegentwurfs, 
ſowie gleichzeitig fiber die Meberfchriften der einzelnen Abfchnitte, welche am Rande 
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der Borlage ſich befinden. Das Wort wird nicht verlangt, ich ſchließe die 
Diskuſſion, ich werde ihre Annahme FTonftatiren, wenn fein Widerfprud er: 
hoben wird. (Pauſe.) 

Sie find ebenfalld angenommen. 

Die Borlage ift in ihren einzelnen Theilen unverändert geblieben, wir 
werden daher die zweite Berathung auf Grund der unverändert angenommenen 
Borlage ftattfinden laffen können. 

Der erfte Gegenftand der Tagesordnung ift erledigt. 


B. Zweite Berathung. 
25. Sißung am 26. Mai 1875. 

Präafident: Wir treten in die Tagesordnung ein. Erfter Gegenftand 

iſt Die 
Zweite Berathung über den Entwurf eines Geſetzes, be- 
treffend Die Erhaltung und Begründung von Schutzwaldungen, 
fowie die Bildung von Waldgenofjeufcdnften auf Grund 
der umberändert angenommenen Borlage 

in Nr. 96 der Drudjachen. 

Ich eröfine die Generaldigkuffion. 

Da fih Niemand zum Wort meldet, fo fchließe ich die Generaldiskuſſion. 

Wir fommen zur Spezialdiskuffion. 

Meine Herren! Ich befomme in diefem Augenblid einen Antrag des Herrn 
Grafen von Rittberg, welcher dahin geht, das Waldſchutzgeſetzt en bloc anzu— 
nehmen. Die Unterftütung feheint mir noch nicht auszureichen. Ich bitte daher, 
daß diejenigen Herren, welche den Antrag unterftiigen wollen, fi) erheben. 

Geſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. Abänderungsvorſchläge liegen nicht vor; es 
braucht alſo über keinen einzelnen Punkt beſonders debattirt zu werden. Die 
Abſtimmung über das Ganze kann ſofort ſtattfinden. Die Verleſnng des Gejeg- 
entwurfs wird nicht verlangt werden. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche den Entwurf eines Geſetzes, be- 
treffend die Schugwaldungen und Waldgenoffenjchaften, in der Faſſung von Nr. 96 
der Drudjahen im Ganzen annehmen wollen, fi) erheben. (Gefchieht.) 

Der Gefegentwurf ift angenommen, 


39. 
Geſetz, betreffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften. 
Vom 6. Juli 1875. 
(Sejeg:Sammlung ©. 416 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für 
den ganzen Umfang derjelben, was folgt: 
I. Allgemeine Beftimmung. 
8 1. Die Benugung und Bewirthichaftung von Waldgrundftüden unterliegt 
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nur denjenigen landespolizeilichen Beſchränkungen, welche durch das gegenwärtige 
Geſetz vorgefchrieben oder zugelaflen find. 

Die iiber die Beauffihtigung, Benugung und Bewirthichaftung der Staats-, 
Gemeinde, Korporationg-, Genoffenihafts- und Anftitutenforften, ſowie der 
Schleswig- Holfteinifchen fogenannten Bondenholzungen beftehenden bejonderen 
Borfchriften bleiben jedoch in Kraft. 

II. Schutzmaßregeln zur Abwendung von Gefahren. 

82. In Fällen, in denen: 

a) durch die Befchaffenheit von Sandländereten benachbarte Grundftüde, öffent- 
fihe Anlagen, natürliche oder künftliche Wafferläufe der Gefahr der Ber- 
fandung, 

b) dur das Abſchwemmen des Bodens oder durch die Bildung von Waffer- 
flürzen in hohen Freilagen, auf Bergrüden, Bergluppen und an Berg- 
hängen, die unterhalb gelegenen nußbaren Grundftüde, Straßen oder Ge— 
bäude der Gefahr einer Meberfhüttung mit Erde oder Steingeröll, oder der 
Ueberfluthung, ingleichen oberhalb gelegene Grundftiide, öffentliche Anlagen 
oder Gebäude der Gefahr des Nachrutfcheng, 

c) durch die Zerftöruug eines Waldbeftandes an den Ufern von Kanälen oder 
natürlichen Wafferläufen Ufergrundftüde der Gefahr des Abbrucdes oder 
die im Schuge der Waldungen gelegenen Gebäude oder öffentlichen Anla- 
gen der Gefahr des Eisganges, 

d) dur die Zerftürung eines Waldbeſtandes Flüffe der Gefahr einer Ber- 
minderung ihres Wafferftandes, 

e) durch die Zerftörung eines Waldbeftandes in den Freilagen und in der 
Seenähe benachbarte Feldfluren und Ortſchaften den nadıtheiligen Ein- 
wirfungen der Winde 

in erheblichem Grade ausgejett find, fanıı Behufs Abwendung diefer Gefahren 
ſowohl die Art der Benutung der gefahrbringenden Grundftüde, als auch Die 
Ausführung von Waldfulturen oder fonftigen Schutaulagen auf Antrag (8 3) 
angeordnet werden, wenn der abzumendende Schaden den aus der Einfhränfung 
für den Eigenthümer entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt. 

Die Dedung und Aufforftung der Meeresdünnen faun auf Grund dieſes 
Geſetzes nicht gefordert werden. 

$ 3. Der Antrag auf Erlaß der im 8 2 vorgefehenen Anordnungen fann 
geftellt werden: 

a) von jeden gefährdeten Intereſſenten, 

b) von Gemeinde-, Amts⸗, Kreis- und fonftigen Kommunalverbänden in allen 
innerhalb ihrer Bezirke vorfommenden Fällen ($ 2), 

c) von der Tandespolizeibehörde. 

5 4. Eigenthlimer, Nutungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigte, ſowie 
Pächter der gefahrbringenden Grundftiide find verpflichtet, fih allen Beihränfun- 
gen in der Beuugung der leßteren zu unterwerfen, welche in Gemäßbeit des 
$ 2 dieſes Geſetzes angeordnet werden, und die Ausführung der auf Grund diefer 
Vorſchrift angeordneten Waldkulturen oder fonftigen Schutanlagen zu geftatten. 
Es ift ihnen jedoch für den Schaden, welchen fie durch die angeordneten Be- 
ſchränkungen erleiden, volle Entihädigung zu gewähren. Auch können die Eigen- 
thlimer der gefahrbringenden Grundſtücke verlangen, daß ihnen die Herftellung 
und Unterhaltung der angeordneten Schutzanlagen auf eigene Koften überlafjen 
werde; fie unterliegen jeboch dabei der im S 20 angeordneten Aufficht. 
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8 5. In Bezug auf die Koften der Herftellung und Unterhaltung der an- 
geordneten Schutanlagen, fowie die nach $ 4 zu leiftende Entfhädigung, treten, 
in Ermangelung anderweitiger Vereinbarung, folgende Beftimmungen in Kraft. 

Die Pflicht der Entſchädigung und die Aufbringung der Koften für Her- 
ftelung und Unterhaltung der auf Grund des $ 2 angeordneten Waldfulturen 
und fonftigen Schuganlagen liegt dem Antragfteller ob. 

Es haben jedoch dazu, in den Fällen a b und c des 8 2, die Eigenthümer 
der gefährdeten Grundftiide, Gebäude, Wafferläufe cder öffentlichen Anlagen 
nach Berhältnig und bis zur Werthshöhe des abzumendenden Schadens beizu- 
tragen. 

Zu den Koften der Schuganlageu haben außerdem und zwar in allen Fällen 
des S 2 auch die Eigenthiimer der gefahrbringenden Grnndftüde, nad Verhält- 
niß und bis zur Höhe des Mehrwerthes, welchen ihre Grundftüde durch die An- 
lagen erlangen, beizutragen. 

$ 6. Der Antragfteller ift befugt, fofern nicht bereits eine dem öffentlichen 
Intereſſe ($ 15) nicht entgegenftehende Vereinbarung über die Entjhädigung und 
die Koſten der Schußanlagen zu Stande gekommen ift, feinen Antrag bis zur 
techtsfräftigen eitftelung des Regulativs durch das Waldihuggericht zurüdzus- 
nehmen, in den Fällen a b und c des 8 2 jedoch nad) Offenlegung des Regu— 
lativs dur den Kommiffar nur dann, wein er zur Dedung der Entihädigung 
oder der Koften der Schuganlagen in feiner Eigenfchaft als Antragfteller beizu- 
tragen bat. 

8 7. Die Entſcheidung darüber, ob und welche Maßregeln in jedem einzel» 
nen Falle anzuordnen find, fowie die Entfheidung fiber Entfhädigung und Koften 
(8 5) erfolgt durch den Kreisausſchuß, in den Hohenzollernfchen Landestheilen 
dur den Amtsausfhuß. Der Kreis- beziehungsmweife Amtsausfhuß führt in 

dieſen Fällen die Bezeichnung: Waldſchutzgericht. 

Auf das Berfahren vor dem Waldſchutzgerichte, auf die Berufung gegen die 
Entfheidung deffelben und auf das Verfahren in den Berufungsinftanzen finden 
die geſetzlichen Vorfchriften, betreffend die BVBerfaffung der BVBermaltungsgerichte 
und das Verwaltungsftreitverfahren, Anwendung. 

Es treten jedoch flir das Berfahren vor den Waldichußgerichten folgende be- 
jondere Beſtimmungen in Kraft. 

8 8. Der Antrag auf Erlaß der im $2 vorgejehenen Anordnungen ift dem 
zuftändigen Waldſchutzgerichte fehriftlich einzureichen. 

Der Antrag muß die gefährdeten und gefahrbringenden Grundftüde, ſowie 
die Art der Gefährdung genau bezeichnen und einen beftimmten Vorſchlag über 
die zu ergreifenden Schugmaßregeln enthalten. 

Die Zuftändigfeit des Waldſchutzgerichts wird durch die Belegenheit des ge- 
fahrbringenden Grundftiides beftimmt. Geht der Antrag von dem Bezirke felbft 
aus, oder ift er gegen dieſen gerichtet, fo beftimmt das Verwaltungsgericht das 
zuftändige Waldſchutzgericht. 

8 9 Das Waldſchutzgericht ernennt eines feiner Mitglieder be einen alt= 
deren Sachverftändigen zum Kommiffar, welcher den Sachverhalt in vollem Um— 
fange an Ort und Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu rauen und 
erforderlichen Yalld den Beweis zu erheben hat. 

8 10. Das Waldjhutgericht. kann auf Antrag des Kommiffars oder der 
Betheiligten die Frage, ob eine Gefährdung im Sinne des 8 2 vorliegt, vorab 
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durch Endurtheil entfheiden und bis zur Rechtskraft deffelben das weitere Ber- 
fahren einftellen. 

Bor der Entſcheidung hat der Kommiffar über diefe Frage ein jchriftliches 
Gutachten anzufertigen, welches für die Betheiligten nad) Maßgabe des 8 13 
offen zu legen ift. 

$ 11. Auf Grund feiner Ermittelungen hat der Kommiffar ein Negulativ 
zu entwerfen, welches insbefondere folgende Punkte enthalten muß: 

1) die Beftimmung der gefahrbringenden und gefährdeten Grundftüde; 

2) die Einfhränfungen in der Benutzung, welche den gefahrbringenden Grund: 
ſtücken aufzulegen find; 

3) die Beftimmungen über die Herftellung, Unterhaltung und Aufficht der er- 
forderlihen Waldfulturen und fonftigen Schußanlagen; 

4) die Beitimmungen darüber, welche Entjhädigungen, von wen, nad) welchem 
Berhältnig, bis zu welhem Betrage und zu welchen Zeitpunfte diejelben 
jomie die Koften der Schutzanlagen aufzubringen find. 

8 12. Der Entwurf des Regulativs ift mit einem fchriftlichen Gutachten 
zu begleiten, welches die getroffenen Beftimmungen zu begründen und die ein- 
Ihlagenden Fragen vollitändig zu erörtern hat. 

$ 13. Der Kommiffar hat das Gutachten und das Regulativ zur Einfidt- 
nahıne der Eigenthümer, Nugungs-, Gebrauchs- und Servitutberedhtigten und 
der Pächter der gefahrbringenden Grundftüde, ſowie der gefährdeten Intereſſenten 
vier Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der betherligte Grundbefitz be- 
legen ift, bei dem Gemeindevorfteher offenzulegen und daß dies angeordnet, zur 
Kenntnißnahme der Intereſſenten zu bringen. 

Geht der Antrag von einem Kommmunalverbande oder von der Landespoli— 
zeibehörde aus, fo ift dem Antragfteller das Gutachten und das Negulativ zu- 
zufertigen. 

Demnächſt hat der Kommiſſar die ſämmtlichen Betheiligten Behufs An— 
meldung ihrer Einwendungen gegen den Entwurf des Regulativs zu einer münd— 
lichen Berhandlung unter der Verwarnung zu laden, daß die Berückſichtigung 
ſpäter erhobener Einwendungen durch das Waldſchutzgericht ausgeſchloſſen wer— 
den kann. 

Ju der mündlichen Verhandlung hat der Kommiſſar die Einwendungen und 
Gegenvorſchläge zu erörtern und diejenigen, über welche eine Vereinbarung nicht 
erzielt werden kann, feſtzuſtellen. 

8 14. Ueber Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens durch den 
Kommiſſar betreffen, entjcheidet das Waldfchußgericht endgültig. 

8 15. Das Waldihurgricht kann ohne Weiteres das Negulative durch Be: 
ſcheid feftfeßen und vollftredbar erklären, wenn Einwendungen nicht vorliegen 
und ſich auch im öffentlichen Intereſſe nicht® dagegen zu erinnern findet. Der 
Beſcheid ift den Betheiligten unter der Eröffnung zuzuftellen, daß diejelben be- 
fugt feten, innerhalb einer zehntägigen Frift vom Tage der Zuftellung an gegen 
den Beſcheid Einfpruch zu erheben und die Anberaumung der mündlichen Ver— 
handlung zu beantragen. Wird fein Einfpruch erhoben, jo gilt der Beſcheid vom 
Tage der Zuftellung ab als Endurtheil. 

8 16. Zur mündlichen Verhandlung vor dem Waldſchutzgericht find Die ge- 
fährdeten Antereffenten, die Eigenthiimer, die Nutungs-, Gebrauchs- und Ser- 
vitutberechtigten, fowie die Pächter der gefahrbringenden Grundftiide und der 
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Antragfteller (8 4, 5 und 11 Nr. 4) durch befondere Borladungen, alle die fonft 
ein Intereſſe zur Sache zu haben vermeinen, durch einmalige öffentliche Be- 
kanntmachung im Amts- und Kreisblatt unter der Verwarnung vorzuladen, daß 
beim Ausbleiben nach Lage der Verhandlungen werde entjchieden werden. 

Das Waldſchutzgericht hat durch Endurtheil über die gegen das Negulativ 
erhobenen Einwendungen zu entjcheiden und beziehungsmeife das Regulativ feft- 
zujeßen. 


Streitigfeiten tiber die Eriftenz und den Umfang von Privatrechten ver- 
bleiben dem ordentlichen Rechtswege. 

$ 17. Die durch das Negulativ den Eigenthlimern gefährdeter oder gefahr- 
dringender Grundſtücke auferlegte Beitragspflicht zur Entfhädigung oder zu den 
Koften der Schuganlagen (8 5) ruht auf diefen Grundftücden und ift den öffent- 
lichen gemeinen Laſten gleich zu achten. 

Bei Barzellirungen muß die Beitragspflicht auf alle Trennftiide verhäftniß- 
mäßig vertheilt werden. 

Rüdftändige Beiträge können auch von den Pächtern und fonftigen Nutungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Berpflichteten, im Wege der abminiftrativen Exekution beigetrieben 
werden. 

Die dem Eigenthiimer des gefahrbringenden Grundſtücks auferlegte Be— 
Ihränfung und die den Eigenthümern der gefahrbringenden und der gefährdeten 
Grundftüde auferlegte Beitragspflicht ift unter Hinweis auf die näheren Beftim- 
mungen des Regulativg im Grundbuche einzutragen. Die Eintragung erfolgt 
auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutzgerichtes. 

$ 18. Sämmtlide in dem PVerrahren vorkommende Verhandlungen und 
Geſchäfte, einfchlieglich der Eintragung in die Grundbücher und der von den Ge- 
rihten oder anderen Behörden zu ertheilenden Auskunft find gebüihren- und ſtem— 
pelfrei; e8 werden nur die baaren Auslagen in Anſatz gebradit. 

Die Kommiſſare, joweit diefelben nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
find, und die fonft zugezogenen Sachverſtändigen erhalten für ihre Arbeiten, fir 
ihre baaren Auslagen, fowie für Reiſe- und Zehrungskoften Entſchädigungen nad 
Maßgabe des Koftenregulativg vom 25. April 1836 und der ſpäter dazu ergan- 
genen oder noch ergebenden Vorſchriften. 

Iſt ein Mitglied des Waldjchutsgerichtes zum Kommiffar ernannt, jo hat 
derjelbe nur Anſpruch auf Erfaß der Reife- und Zehrungskoften nach Maßgabe 
borgedachten Koftenregulativs. 

8 19. Die Koften des Verfahrens, welche erforderlihen Falls aus Kreis- 
Kommunalmitteln oder, wenn der Antrag von der Kandespolizeibehörde ausgeht, 
durch diefe vorgejchoffen werden miüffen, hat der Antragfteller allein zu tragen, 
wenn der Antrag zurückgewieſen oder zurücgezogen ift; andernfalls finden auf 
diefe Koften diejenigen Vorfchriften Anwendung, welche in den SS 4 und 5 diejes 
Geſetzes über Die Aufbringung der zu leiftenden Entſchädigung, beziehungsmeije 
über die Beftreitung der auf die angeordneten Anlagen zu verwendenden Koften 
ertbeilt find. 

8 20. Die Ausführung des Negulativs, insbefondere die Ausschreibung und 
Einziehung der feftgefeßten Beiträge zu der Entjhädigung und zu den Koften 
der Schuganlagen, die Auszahlung der Entfhädigung und die Aufficht Darüber, 
daß die angeordneten Schuganlagen regulativmäßig hergeftellt und unterhalten, 


auch die fonftigen im Regulativ feftgefegten Anordnungen befolgt werden, liegt 
dem Borfigenden des Waldfchutgerichtes von Amtswegen ob. 

Gegen Berfügungen des Borfigenden, welche dem Regulativ widerjprechen, 
fann innerhalb 10 Tagen nach erfolgter Zuftellung bei dem Waldſchutzgerichte 
Einſpruch erhoben werden, welches darüber entjcheidet. 

8 21. Iſt Gefahr im Berzuge, fo kann der Vorfigende des Waldſchutzge⸗ 
richtes im öffentlichen Intereſſe ſchon vor rechtskräftiger Entſcheidung vorläufige 
Anordnungen treffen zur Verhinderung ſolcher Unternehmungen, welche eine Die 
Gefahr vergrößernde oder begünftigende Veränderung in der Bewirthſchaftung 
des Grundftüds vorbereiten. Er kann diefe Anordnungen nad) Maßgabe der 
58 79 und 81 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (Gejeg-Sammi. ©. 
661) durch Anwendung der gejeglichen Zwangsmittel durchjegen. 

Sowohl gegen die Anordnung al3 gegen die Feſtſetzung der Strafe kann 
innerhalb zehn Tagen nach erfolgter Zuftellung die Klage bei dem Verwaltungs: 
gerichte erhoben werden. 

8 22. Ein rechtsverbindlich fetgeftelltes Aegulativ kann fpäter wieder ab- 
geändert werden. Die Abänderung erfolgt auf Antrag eines Betheiligten und 
ift in demfelben Verfahren wie die urfprüngliche Feſtſetzung zu bewirfen. 

III. Beftimmungen, betreffend die Bildung von Waldgenofjenjdhaften. 

8 23. Wo die forftmäßige Benugung neben einander oder vermengt gelegener 
Waldgrundftüide, oder Flächen oder Haideländereien nur durch das BEN 
wirken aller Betheiligten zu erreichen ift, können auf Antrag 

a) jedes einzelnen Befitzers, 

b) des Gemeinde-, beziehungsmweife Amts-, Kreis- oder jonftigen Kommunal- 
verbandes, in deſſen Bezirke die Grundſtücke liegen, 

c) der Landespolizeibehörde 

die Eigenthümer diefer Befigungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt werden. 

Das Zuſammenwirken kann gerichtet ſein, entweder 

1) nur auf die Einrichtung und Durchführung einer gemeinſchaftlichen Be— 
ſchützung oder anderer der forſtmäßigen Benutzung des Genoſſenſchafts⸗ 
waldes förderlichen Maßregeln, oder 

2) zugleich auf die gemeinſchaftliche forſtmäßige Bewirthſchaftung des Genoffen- 
ſchaftswaldes nach einem einheitlich aufgeftellen Wirthichaftsplane. 

24. Die Bereinigung zu einer Waldgenoffenfchaft ift nur zuläffig 

a) in den Fällen des 8 23 bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nad 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundftüce berechner, dem Antrage zuſtimmt, 

b) in den Fällen des 8 23 bei2, wenn mindeftens ein Drittel der Betheiligten 
dent Antrage zuftimmt und die betheiligten Grundſtücke derjelben mehr als 
die Hälfte des Kataftral-Reinertrages jämmtlicher betheiligter Grundftüde 
haben. 

8 25. Das Rechtsverhältnig der Genofjenfchaft und deren Mitglieder wird 
durch ein Statut geregelt. 

Für diefe Regelung ift in allen Fällen der Grundfag maßgebend, daß in 
den Eigenthums- und Befigverhältniffen der einzelnen Betheiligten Feine Aende- 
rung eintritt. 

Das Statut bedarf der Zuftimmung der nad) Maßgabe des 8 24 zu bered): 
nenden Mehrheit der Betheiligten. 

8 26. Das Statut muß enthalten: 
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1) Name, Sitz und Zwed der Waldgenoffenichaft, 

2) eine genaue Angabe der einzelnen betheiligten Grundftüide und des Umfanges 
des genoffenschaftlichen Bezirkes, | 

3) bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ($ 23 Nr. 2) die Wirthichaftsart und 
den Betriebsplan, die Formen, in welchen eine Abänderung bderjelben be- 
fchloffen oder bewirkt werden kann, ſowie die Beftimmungen iiber die bis 
zur Durchführung des Betriebsplans anzuordnende Bewirthichaftung, 

4) die den Waldgenoffen aufzuerlegenden Beſchränkungen und Berpflich- 
tungen, 

5) das PVerhältnig der Waldgenofjen zu den Servitutberechtigten, 

6) das Verhältniß der Theilnahme an de Nutzungen und Laftn ($ 27), fo- 
wie am Stimmredhte, 

7) die Formen und Friften, in denen die Vertheilungsrollen offen zu legen 
und etwaige Reklamationen anzubringen und zu prilfen fin, 

8) die innere Organijation der Genofienfhaft und ihre Vertretung nad 
Außen. 

Jede Genoſſenſchaft muß einen Vorftand haben, welcher diefelbe in alfen 
ihren Angelegenheiten, auch in denjenigen Gejchäften und Rechtshandlungen, für 
welche nad) den Gefeten eine Spezialvollmacht erforderlich ift, in den durch dag 
Statut feftzufegenden Formen vertritt. 

8 27. Das Theilnahmemaß jedes Waldgenoffen an der gemeinjchaftlichen 
Einrichtung ift im Statute für die Dauer der Genoſſenſchaft feſtzuſetzen. 

Dieſe Feftfegung ift in Ermangelung anderer Verabredungen der Bethei- 
ligten dahin zu regeln: 

a) daß in den Fällen des 8 23 unter 1 jeder Waldgenofje fein Grundftlid 
jelbft bewirthichaftet und die Koften dafür trägt, daß aber die Koften der 
gemeinjchaftlichen Einrichtung nach dem Berhältniffe des Kataftralreiner- 
trage8 der vereinigten Grundftüde von den Waldgenofien gemeinjchaftlidh 
aufgebracht werden; 

b) daß in den Fällen des 8 23 unter 2 die Nukungen, die Koften und die 
Laſten der gemeinfchaftlichen Bewirthichaftung des Genoſſenſchaftswaldes 
nad) dem Berhältniffe des Kapitalwerthes des von jedem Waldgenofien ein- 
geworfenen Bodens und des darauf ftehenden Holzbeftandes auf jämmtliche 
Betheiligte vertheilt werden. 

Bei der Feſtſetzung des Theilnahmemaßes unter b fjoll e8 jedoch den Eigen- 
thiimern verwerthbarer Holzbeftände, welche diefelben in die Genoſſenſchaft nicht 
mit einwerfen wollen, unbenommen fein, diejelben vorweg abzuräumen und für 
fih zu benugen. Sie haben dann aber die Koften des erften Wiederanbaues 
ihrer Flächen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn einzelne Grundftüide bei 
Bildung der Genoffenfchaft mit Holz nicht beftanden find, die Koften des erften 
Holzanbaues den Eigenthlimern vorweg zur Laft fallen. In beiden Fällen if 
zur Feſtſetzung des Theilnahmemaßes diefer Waldgenoffen der Betrag der auf- 
gewendeten Kulturkoften als Holzbeftandswerth in Anrechnung zu bringen. 

8 28. In Ermangelung einer andermweitigen Vereinbarung ift das Stimnt- 
verhältniß der Waldgenoffen nad dem Berhältniffe der Theilnahme derjelben 
an den Nutungen und Laften zu regeln. Dabei ift als Einheit der Betrag des 
am geringften Betheiligten zum Grunde zu legen. Nur volle Einheiten gewähren 
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eine Stimme. Jeder Waldgenoffe hat mindefteng eine Stimme und fein Wald— 
genofie darf mehr als zwei Fünftel aller Stimmen vereinigen. 

8 29. Die Beitragspfliht zu den Genoffenfchaftslaften ruht auf den zur 
Genoſſenſchaft gehörigen Grundfiiden und ift den öffentlichen gemeinen Laften 
gleih zu achten. 

Bei Parzellirungen müffen die Genoffenfchaftslaften auf alle Trennftüde ver- 
bältnigmäßig vertheilt werden. 

Rückſtändige Beiträge können aud von den Pädhtern und fonftigen Nutzungs- 
berechtigten der verpflichteten Grundftüide, vorbehaltlid ihres Regreſſes an die 
eigentlich Berpflichteten, im Wege der adminiftrativen Erefution beigetrieben 
werden. 

8 30. Sind Genoffenihaftsgrundftüde mit Servituten belaftet, fo müſſen 
die Berechtigten fich diejenigen Einfhränfungen gefallen laffen, welche im Inter⸗ 
eſſe der Genoſſenſchaft erforderlih find. Für diefe Einfchränfung muß den Be- 
rechtigten volle Entſchädigung von der Waldgenofjenjchaft gewährt werden. 

8 31. Die Bildung einer Waldgenoffenschaft erfolgt durch den Kreisaus- 
ſchuß, in den Hohenzollernfhen Landestheilen dur den Amtsausſchuß. 

Der Kreis- beziehungsweife Amtsausfhuß führt in dieſen Fällen die Be- 
zeihnung: Waldſchutzgericht. 

Der Antrag ift dem Waldſchutzgerichte desjenigen Bezirks ſchriftlich einzu- 
reichen, in welchem die zu vereinigenden Grundftüde ſämmtlich oder der Fläche 
nad zum größten Theil gelegen find. Geht der Antrag von dem Kreife (Amts- 
verbande in Hohenzollern) felbft aus, fo bezeichnet das VBerwaltungsgericht das 
zuftändige Waldſchutzgericht. In dem Antrage find die zu vereinigenden Grund- 
ftüdle, deren Befiger und Katafterbezeichnung einzeln aufzuführen, und die be- 
gründenden Thatſachen genau zu bezeichnen. 

8 32. Das Waldſchutzgericht hat nach Maßgabe der Borjchrift im 8 I den 
Antrag durch einen Kommiffar an Ort und Stelle prüfen zu laffen. 

Der Kommiffar hat nah Feititellung der zu vereinigenden Flächen die be- 
tbeiligten Grundbefizer über den Antrag zu vernehmen. 

Die Borladung zu dem desfallfigen Termine erfolgt fchriftlich unter der Ber- 
warnung, daß die Nichterjcheinenden dem Beſchluſſe der Erfcheinenden für zu- 
flimmend erachtet werden follen. 

8 33. Wird die Bildung der Waldgenoſſenſchaft nicht beſchloſſen (88 23, 24, 
32), jo reiht der Kommifjfar die Verhandlungen dem Waldſchutzgerichte ein, 
welches jolchenfall® den Antrag durch einen nad) Maßgabe des 8 15 zu erlaffen- 
den Beſcheid abmeift. 

8 34. Im anderen Falle hat der Kommiffar nad Maßgabe der Bor: 
fohriften des gegenwärtigen Geſetzes und unter Berlidfihtigung der befonderen 
Berbältniffe der zu bildenden Genoſſenſchaft, unter Zuziehung der Betheiligten 
oder eines von ihnen gewählten Ausjchuffes, das Genofjenfchaftsftatut zu ent- 
werfen, auch die erforderlichen Einſchränkungen der Servitutberechtigungen — 
infofern nicht deren gänzliche Ablöfung nach den darüber geltenden Geſetzen be- 
ſchloſſen wird — fowie die für diefe Einfchränfungen zu gewährenden Entfchä- 
digungen gutachtlich feftzuftellen. 

Der Entwurf und die gutachtliche Feſtſtellung ſind für alle Betheiligten nach 
Maßgabe des 8 13 offenzulegen und beziehungsweiſe denſelben zuzufertigen. 

8 35. Demnächſt hat der Kommiſſar die Betheiligten und die Servitutbe— 
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rechtigten zu einer mündlichen Verhandlung vorzuladen und zwar die Betheiligten 
unter der Verwarnung, daß die Nichterfcheinenden als dem entworfenen Statute 
zuftimmend erachtet werden mürden. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Kommiffar die Einwendungen 
gegen den Entwurf des Statutes und die gutachtliche Feftftellung der Einfchrän- 
tungen und Entihädigungen der Servitutberechtigten zu erörtern, die Abftim- 
mung über dad Statut herbeizuführen und diejenigen Einwendungen, tiber welche 
eine Bereinbarung nicht erzielt werden kann, feftzuftellen. 

Der Kommiffar reicht die Verhandlungen nebft feinem Gutachten iiber die 
Bedürfnißfrage dem Waldfchutgericht ein. 

8 36. Hat das Statut in der mündlichen Verhandlung vor dem Kommiffar 
die nad $ 25 erforderliche Mehrheit nicht gefunden, fo weift das Waldſchutzge⸗ 
richt den Antrag auf Bildung der Waldgenoffenshaft durch einen nad) Maßgabe 
des S 15 zu erlaffenden Beſcheid ab. 

Ss 37. Im anderen Falle hat das Waldfehuggeriht durch Endurtheil zu 
entjcheiden, ob ein Bedirfnig zur Vereinigung der betheiligten Eigenthiimer zu 
einer Waldgenoffenjhaft nad Maßgabe des 8 23 vorhanden ift, ob das Statut 
die Zuftimmung der gefeßlich erforderlichen Mehrheit der Betheiligten gefunden 
bat, ſowie ob daffelbe den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht und ein öffentliches 
Intereſſe nicht verlegt. Waltet in allen diefen Beziehungen ein Bedenken nicht 
ob, jo trifft das Waldſchutzgericht Entfheidung dahin, daß die Waldgenofjenjchaft 
nad dem Statut zu begründen jet. 

Zugleich enticheitet das Waldfchutgericht über die Widerfprüche gegen die 
im Gutachten vorgejchlagenen Beſchränkungen der Servitutberechtigten, beziehungs- 
weije tiber die Höhe der zu gewährenden Entjchädigungen. 

8 38. Fit auf Begründung der Waldgenoffenfchaft erlannt und haben die 
in 8 37 vorgejehenen Entſcheidungen Rechtskraft befchritten, fo ertheilt das Wald- 
ſchutzgericht dem Statute die Beftätigung. 

Durch die Beftätigung wird die Waldgenoffenichaft begründet: Das be- 
fätigte Statut hat die Kraft einer vollftredbaren gerichtlichen Urkunde. 

8 39. Die den Eigenthiümern der zur Genoffenfchaft gehörenden Grundftüde 
auferlegten Beſchränkungen und Laften find unter Hinweis auf die näheren Be- 
fimmungen des Statutes im Grundbucdhe einzutragen. 

Die Eintragung erfolgt auf Antrag des VBorfigenden des Waldſchutzgerichtes. 

$ 40. Auf das Verfahren vor dem Kommiffar finden die Beftimmungen 
des 8 14 und bezüglich der Koften die Beftimmungen der 88 18 und 19 An- 
wendung. 

Die Koften fallen, foweit fie nicht dur die ergangene Enticheidung dem 
unterliegenden Theile zur Laft gelegt find, den Waldgenoſſen nad) dem im 8 27 
diefes Geſetzes vorgejchriebenen, beziehungsmeije im Statute ausgedrüdten Ber- 
hältniffe zur Laſt. 

8 41. Im Uebrigen regelt fi) das Verfahren vor dem Waldſchutzgerichte, 
die Berufung gegen die Entjcheidung deffelben und das Verfahren in den Be- 
rufungsinftanzen nach den geſetzlichen Vorjchriften, betreffend die Verfaſſung der 
Bermwaltungsgerichte und das PVermwaltungsftreitverfahren. 

g 42. Die Waldgenoffenfhaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Berbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund- 
ſtücken erwerben, vor Gericht Magen und verflagt werden. Ihr ordentlicher Ge- 
vichtsftand ift bei dem Gerichte, in deffen Bezirk fie ihren Sig hat. 
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8 43. Fir die Verbindlichkeiten der Waldgenoffenfchaft haftet daS Vermögen 
derſelben. 

Inſoweit Daraus Gläubiger der Waldgenoſſenſchaft nicht befriedigt werden 
fönnen, muß der Echuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, welche von 
dem Beftande nach dem im Statut feftgefegten Theilnahmemaße auf die Mit: 
glieder umzulegen find. 

8 44. Die auf Grund vorftehender Vorſchriften errichtete Waldgenoſſenſchaft 
ift der Aufficht des Staates unterworfen. Diefe Aufficht wird von dem zu- 
fändigen Waldfhutgerichte nad Maßgabe des.Statutes, übrigens in dem Umfange 
und mit den Befugniffen gehandhabt, welche gejetslich den Auffichtsbehörden der 
Gemeinde zuftehen. 

In allen fohleunigen Angelegenheiten kann der Borfigende des Waldſchutz- 
gerichtes Namen defjelben Berfligungen erlaffen. Einiprüche gegen dieſe Ver— 
fügungen unterliegen der Entſcheidung des Waldſchutzgerichtes. 

8 45. Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des rechtskräftig feſtge— 
ftellten Statutes nothwendig wird, fo ift diefe Abänderung in demjelben Verfahren, 
wie die urfprüngliche Feſtſetzung, zu bewirken. 

Die Auflöfung einer nach diefem Geſetze begründeten Waldgenofjenjchaft ift 
nur zuläffig, wenn die nach 8 24 zur Bildung einer Genoſſenſchaft erforderliche 
Mehrheit der Betheiligten derfelben zuftimmt. Solche Beſchlüſſe bediirfen der 
Genehmigung der Auffichtsbehörde (8 44). = 

8 46. Bei der Auflöjung einer der im $ 23 unter 2 bezeichneten Waldge- 
noffenihaften erhält jeder Waldgenoffe die eingerworfenen Grundftüde zur eigenen 
Bewirthſchaftung zurüd. Außerdem find, wenn das Statut nicht ein Anderes 
bejtimmt, die in denn Genoſſenſchaftswalde vorhandenen Holzbeftände nach dem 
Berhältniffe des Kapitalwerthes der zur Zeit der Errichtung der Genoſſenſchaft 
eingemworfenen Holzbeftände unter die Genoffen zu vertheilen. 

Bleibt der Werth des auf dem zurücderhaltenen Grundftüde vorhandenen 
Holzbeftandes hinter dem Werthe des nach diefem Verhältniß ermittelten Antheils 
zurüd, fo iſt dieſer Minderwerth von denjenigen Waldgenoffen verhältnigmäßig 
zu erftatten, welche mit ihren Grundftüden einen Ueberihuß an Holzbeſtandswerth 
erhalten haben. 

IV. Theilung gemeinjchaftliher Waldungen. 

$ 47. Sofern eine nad den beftehenden Borjchriften zuläfftge Naturaltheilung 
eines von einer Realgemeinde oder einer Genofjenfchaft befeffenen Waldgrund- 
ſtücks ſolche Theilftiide ergeben würde, deren forftmäßige Benugung nur Durd) 
gemeinjchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen wäre, fo darf dem Antrage auf 
Theilung nur dann ftattgegeben werden, wenn die Mehrzahl der Betheiligten, 
nad den Theilnahmerechten berechnet, demfelben zuftimmt. 

V. Uebergangsbeftimmungen. 

$ 48. In denjenigen Theilen der Monarchie, in welchen zur Zeit Berwaltungs- 
gerichte nicht beftehen, werden bis zur Einrichtung von ſolchen die in dieſem Geſetze 
den VBerwaltungsgerichten übertragenen Funktionen in erfter Inſtanz durch be- 
fondere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretendem Bedlirfniffe für jeden Kreis 
nah den Vorſchriften der folgenden Paragraphen gebildet werden, in zweiter 
Inſtanz durch die Deputationen fir das Heimathsweſen (88 40 und 41 de 
Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgefeßes über den Unterfligungs- 
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wohnſitz, vom 8. März 1871, Gefeg-Samml. ©. 130 ff.) in dem durch dieſes 
Geſetz vorgejchriebenen Verfahren wahrgenommen. 

8 49. Das Waldihubgeriht wird aus dem Landrathe (Kreishauptmanmn) 
als Borfigenden und ſechs Mitgliedern gebildet, weldhe von der Kreisverfammlung 
nah abjoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. Wählbar als Mitglied if 
jeder ſelbſtſtändige Angehörige des Deutſchen Reichs, mit Ausnahme der nicht 
angeſeſſenen fervisberedhtigten Militairperfonen, welcher 

a) in dem FKreife einen Wohnfit hat, 
b) fih im Befite der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Als felbfiftändig wird derjenige angefehen, welcher dag 2ifte Lebensjahr 
vollendet hat, fofern ihm das Recht, iiber fein Vermögen zu verfügen und daffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnungen entzogen ift. 

Geiftlihe, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Waldſchutzgerichtes fein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die technifchen Mit- 
“ glieder der Handels- oder Gemwerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 
nur mit Genehmigung des vorgeſetzten Minifters. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf ſechs Fahre mit der Maßgabe, daß bei 
Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedichaft bi8 zur Wahl des Nachfolgers fort- 
Dauert. Alle zwei Jahre jcheidet ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
und zweite Mal Ausjcheidenden werden dur) das Loos beftimmt. Die Ausge- 
ſchiedenen fünnen wieder gewählt werden. 

Die Mitglieder des Waldjyuggerichtes werden von dem Vorſitzenden ver- 
eidigt. Sie können durch Beichluß der Deputation für das Heimathsweſen ihrer 
Stellung enthoben werden. 

Diefelben erhalten eine ihren Auslagen entiprechende Entihädigung aus 
Kreis-Rommunalmitteln. 

Ueber die Höhe derfelben bejchließt der Kreistag. 

8 50. Das Waldſchutzgericht ift beichlußfähig, wenn drei Mitglieder mit 
Einſchluß des Vorfigenden anweſend find. 

Die Befchliffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Iſt eine gerade Zahl von Mitgliedern anweiend, jo nimmt das dem Lebens- 
alter nach jüngfte gewählte Mitglied an der Abftimmung nicht Theil. Betrifft 
der Gegenftand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Waldſchutzgerichtes, oder - 
deren Verwandte oder Verſchwägerte in auf- oder abfteigender Linie, oder bis 
zu dem dritten Grade der Seitenlinie, fo dürfen diejelben an der Berathung nicht 
Theil nehmen. 

Wird dadurch das Waldſchutzgericht beichlußunfähig, fo tritt nad) der Be⸗ 
flimmung der Deputation fiir das Heimathswejen das Waldſchutzgericht eines 
benachbarten Bezirkes an feine Stelle. 

8 51. So lange in einzelnen Kreifen ein Waldſchutzgericht nicht gebildet ift 
find die nad 8 3 beziehungsmeife $ 23 zuläffigen Anträge an den Landrath 
(Kreishauptmann) zu richten, welcher verpflichtet iſt, fofort die Bildung des 
Waldſchutzgerichtes herbeizuführen. 

In Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, kann der Landrath (Kreishauptmann) 
die im $ 21 vorgejehenen vorläufigen Anordnungen treffen. 

$ 52. In jelbfifländigen Etadtfreifen finden die Beſtimmungen der 88 49, 
50, 51 mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Landrathes (Kreis- 


Jahrb. d. Br. Sorſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VI. 25 
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hauptmanns) der Bürgermeifter und an die Stelle der Kreisverfammlung die 
Stadtverordnetenverfammlung (Bürgervorfteherkollegium) tritt. 
VI. Strafbeftiimmung. 

8 53. Die Eigenthiimer, Nutungs-, Gebrauchs- und Servitutsberechtigten, 
fowie Pächter find, wenn fie den Beftimmungen des Regulativs ($ 20) zumider 
Holz einfchlagen, mit einer Geldftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werth: 
betrage des gefällten Holzes gleichlommt. 

Wenn fie die fonftigen Feſtſetzungen des Regulativs, durch welde eine be— 
fimmte Art der Benußung vorgefchrieben oder verboten wird, übertreten, find fie 
mit einer Geldbuße bis zu 100 Mark zu beftrafen. 

8 54. Der Minifter fiir die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ift mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 5 

Gegeben Eoblenz, den 6. Juli 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürft v. Bismard. Camphaufen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt 
Tall. v. Kamel. Achenbach. Friedenthal. 


Berſuchsweſen. 
40. 
Statiſtiſche Erhebungen über den Ausfall der Holzſamen-Ernten. 


Eirkular-Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen ercl. 
Sigmaringen und an die Königlihe Finanz-Direltion zu Hannover. 


Berlin, den 25. Januar 1875. 


Die durh die Eirkular-Verfligung vom 21. Auguft 1873*) angeordneten 
Ratiftifhen Erhebungen über den Ausfall der Holzjamen-Ernten welche ver 
SHauptftation für das forftliche Verſuchswefen zu Neuftadt-Eberswalde mitzutheilen 
- find, haben pro 1874 einige Ungenauigkeiten und Mißverftändniffe gezeigt, welche 
auf eine nicht genaue Beachtung der auf dem bezüglichen Fragebogen gegebenen 
Vorſchriften zurückzuführen find. So ift von mehreren Oberförftern eine einfache 
Bacat-Anzeige erftattet oder ohne Einreihung des Fragebogens berichtlich be- 
jcheinigt worden, daß alle Sämereien mißrathen feien, während doch die Spalte 
8 der erften, rejp. 7 der zweiten Seite des Fragebogens auszuflillen und leßterer 
vorzulegen geweſen wäre. In anderen Fällen ift zwar erftered gejchehen, aber 
die Angabe unterlaffen, ob die Holzart gar nicht geblüht hat, oder die Blüthe 
duch Froft, Dürre, Infecten er. vernichtet worden iſt. Endlich ift auch die Ein- 
fendung der Fragebogen an die Hauptftation für das forftlide Verſuchsweſen fo 
wenig d m geftellten Termine entjprechend erfolgt, daß noch jett einzelne Ober- 
förftereien rüdftändig find. 

Someit diefe Ausftelungen auf den dortigen Bezirt Bezug haben, wolle die 
Königliche Regierung für deren Befeitigung in Zufunft Sorge tragen und ver- 


*) ©. Jahrbuch Band IV. ©. 146 Art. 80. 
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anlaffen, daß die Ausfiillung der Fragebogen unter genauer Beachtung der ge- 
gebenen Anweifungen und ihre Einreihung pünktlich geichieht, fo daß die 
Berfügung vom 21. Auguft 1873 in zmwedentiprechender Weife zur Ausführung 
kommt. 

Der Finanz⸗Miniſter. 


J. A.: v. Hagen. 


41. 


Verbreitung der forſtlich meteorologiſchen Monatsſchrift des 
Profeſſors Dr. Müttrich. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifteriums an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl. 
Sigmaringen), die Königl. Finanzdirection zu Hannover und abſchriftlich an die Direktoren 
der Königlichen Forſt⸗Akademien zu Neuftadt-Cberswalde und Minden, 


Berlin, den 13. April 1875. 

Bei der Wichtigkeit, welche die Kenntniß der Beobahhtungs-Ergebniffe in den 
forſtlich⸗ meteorologiſchen Stationen für die betheiligten Behörden und Beamten 
bat, ift die Anordnung getroffen worden, fiir die Königlichen Regierungen, die 
Königliche Finanz Direktion zu Hannover [und die Oberförfter und Förfter der 
bereit3 eingerichteten refp. fiir die Zukunft projeftirten 10 forftlich-meteorologifhen 
Stationen je ein Eremplar der bei Julius Springer, Monbijouplag 3 hier- 
felbft, erjcheinenden betreffenden Monatsſchrift des Profeſſors Dr. Müttrich zu 
Neuftadt-Eberswalde aus Fonds des forftlichen Verſuchsweſens zu bejchaffen und 
den genannten Behörden und Beamten zugehen zu laffen, 

Die Königliche Regierung wolle die dort eingehenden Lieferungen der Schrift 
vom Januar⸗Hefte d. Is. ab entgegennehmen und inventarifiren laffen. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
3 4:0. Hagen. 


42. 


Das forſtliche Verſuchsweſen und die forſtliche Statiftik im 
Königreich Bayern, 
Minifterialentichliegung an fämmtliche k. Regierungsfinanztammern und die denfelben unter: 
georbneten k. Forftämter und k. Forſtreviere. 
(Finanz-Miniftr.:Blatt f. d. Königr. Bayen. S. 89 ff.) 


Staatsminifterium der Finanzen. 

Mit der fortfehreitenden Entwidelung der Forftwiffenfchaft machte fi das 
Bedürfniß geltend, die friiher vorzugsweife aus praftiichen Erfahrungen gejchöpften 
Lehren auch wiſſenſchaftlich zu prüfen und zu begründen. 

Diejem Bedürfniffe ift die Pflege des forftlichen Verſuchsweſens und der 
forftlicden Statiftif entiprungen. 


25* 
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Die bayerische Staatsforfiverwaltung hat die Wichtigkeit dieſer Arbeitsthätig- 
feit fchon früher erfannt und feit vielen Jahren fortgejegte Verſuche mannigfader 
Art durchgeführt. 

Die in Bayern und anderen deutſchen Staaten vorgenommenen forftlichen 
Verſuche entbehrten aber einer einheitlichen Grundlage nach gleichem Prinzipe in 
Ausführung und in Prüfung der Refultate, verloren deshalb weſentlich an Werth, 
fo daß der Gedanke nahe lag, durch Gründung eines Vereins forftlicder Verſuchs⸗ 
anftalten Deutſchlands in Verfolgung einheitlicher Arbeitspläne die vorgeftecdten 
Biele in möglichfter Vollkommenheit zu erreichen. 

Durch Allerhöchſte Entſchließung vom 10. Dezember 1874 haben Seine 
Majeftät der König die Errichtung eines forftlicden Verfuchsbureau und den 
Beitritt deffelben zu dem Vereine der forftlihen Verſuchsanſtalten Deutſchlands 
Allergnädigft zu genehmigen geruht. 

Unter Mitwirkung der Profefforen des Faches und anderer Männer der 
Wiſſenſchaft, jowie unter Verwendung tüchtiger Kräfte des äußeren Dienſtes jollen 
die Arbeiten des forftlichen Verfuchswefens und der forftlichen Statiftif zum Zwecke 
der gründlichen Löfung wiſſenſchaftlicher und praftifcher Tragen zur folgerichtigen 
Durchführung gebracht werden. 

Dem k. Forftperjonale ift hiemit Gelegenheit gegeben, Erſprießliches zu leiften, 
fomwie insbeſondere feine praktiſche und mifienfchaftliche Ausbildung zu vervoll⸗ 
kommnen, weßhalb auch zuverfichtlich erwartet wird, daß neben gründlider Er- 
füllung der übrigen Dienftesobliegenheiten und unbefchadet derjelben der Pflege 
des forftlihen Verſuchsweſens und der forftlihen Statiftif die umfaffendfte 
Sorgfalt zugemendet werde. 

Bezüglich der Einrichtung diefes Arbeitszweiges werden folgende Beftimmungen 
zur genauen Nachachtung getroffen; 

1. Der Zweck des forftliden Verſuchsweſens und der damit zu ver- 
bindenden forſtlichen Landesſtatiſtik erftredt fih auf erafte Forſchungen 
theoretifher und praftifcher Natur zur Feftftelung der auf die Forftwirtbichaft 
felbft einwirkenden Berhältniffe, zur Prüfung der im Wirthichaftsbetriebe ſeither 
gemachten Erfahrungen und zur wiffenfchaftlicgen Begründung der hieraus ge- 
wonnenen Refultate, ferner auf Verſuche zur Erprobung von wiſſenſchaftlich feft- 
geftellten Säten, fowie auf Erforfhung von Mitteln, um die der Produktion 
entgegenftehenden Hinderniffe zu bejeitigen, die ihr günftigen Momente zu Fördern, 
Die Ausgaben zıt Schwächen, die Einnahmen zu erhöhen und fo das Berhältnig 
zwiſchen Produftionskoften und Ertrag nicht bloß feftzuftellen, fondern auch zu 
beflern, ſomit die Nentabilität der Waldungen zu erhöhen, 

Zugleih fol das Verſuchsweſen die Mittel juchen, den Fortbeſtand ver 
MWaldungen zu fihern, ihren Einfluß auf die Himatifchen Verhältniffe lofaler und 
allgemeiner Natur näher zu begründen und feftzuftellen. 

2. Zu den Aufgaben des Verſuchsweſens gehören — 

a) Verſuche im rein praktiſchem Betriebe, 

b) rein wiſſenſchaftliche Erhebungen, 

c) Anwendung der gefundenen Reſultate auf die Wirthſchaftsregeln und 

auf die Forftvermaltung. 

Hiernach gliedert ſich die Gejhäfts-Aufgabe 

I. in eine rein forjtwirtbichaftliche, 

II. in eine forftlich naturwiffenfchaftliche. 
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Die erftere ift wieder 

a) eine rein praftifche, z. B. Rulturverfuche, Erprobung von Werkzeugen ꝛc. 

b) technologische, 3. B. bezüglich der technischen Eigenjchaften der Hölzer, 
Eonftruftion der Werkzeuge ꝛc. 

ec) forftlich ftatiftifche, bei welcher auch die das Fach berüihrenden volks— 
wirtbichaftlichen Fragen in Betracht fommen, 

d) forſtſtatiſche oder forftlih mathematifche, 3. B. Herftellung von Er- 
fabrungstafeln, Maffentafeln, Zuwachsunterſuchungen zc. 

Die forftlih naturwiſſenſchaftliche Aufgabe dagegen erftredt ſich auf phyſi— 
ologiſche, hemifch-phufttaliiche, geognoftifche, zoologiſche, meteorologische 2c. Unter- 
fuchungen und die wiffenfchaftlihe Prüfung derfelben mit Rüdficht auf die aus 
ihnen zu ziehenden Regeln und Folgen für den forftlichen Betrieb. 

Hieher zählen die Unterfuchungen über die Wirkungen der Durchforſtungen 
der Streunugung, über Maſſenzuwachs und Längenzuwachs der Bäume, fiber die 
klimatiſche Bedeutung der Wälder. 

3. Das forftlihe Verſuchsweſen Bayerns tritt in ffändige gefchäftliche 
Beziehung zu dem Vereine der forftlihen Verſuchsanſtalten Deutſchlands, 
uud fchließt ſich der in freier Vereinbarung mit demjelben feftzuftellenden Arbeits- 
ausführung an. 

4. Das forftliche Verſuchsweſen mit der forftlihen Statiftit bildet einen 
integrirenden Beftandtheil des Forſtverwaltungs-Organismus. 

Zur einheitlihen Reitung und Durchführung dejjelben wird bei 
dem Forfteinrihtungsbureau des k. StaatsSminifteriums Der 
Finanzen eine eigene Abtheilung als „Bureau für forftliches Verſuchs— 
weſen und forftliche Statiſtik“ gebildet. 

Der Borftand diefer Abtheilung ift ein dem Staatsminifterium zu diejem 
Zwecke zugetheilter höherer Forftbeamte, welchem ein Hülfsarbeiter beigegeben ift 
und bei umfangreichen Arbeiten erforderlichenfalls noch weitere Hilfskräfte vor— 
übergebend bewilligt werben. 

Die oberfte Leitung des gefammten forftlicden Verſuchsweſens verbleibt dem 
k. StaatSminifterium der Finanzen, von welchem alle allgemeinen Anordnungen 
und Verfügungen erlaffen werden. 

5. Als Abtheilung des forfilihen Berfuhsbureau beforgteine 
akademiſche Station, gebildet aus Profejforen der forftlihen Haupt 
Grund- und Hilfsmwifjenfhaften felbftffändig, die ihr von dem 
Beriuhsbureau vorgelegten und von ihr übernommenen Arbeiten 
und die wiffenijhaftlide Prüfung der im Walde vorgenommenen 
Berfude. 

Bon den Mitgliedern diefer afademifchen Station wird eines als geſchäfts— 
führender Borftand gemählt und folhem, menn nöthig ein eigener Affiftenz 
beigegeben . 

6. Die akademiſche Station des forftlichen Verjuchsbureau gliedert fich in 
zwei Seftionen, | 

a) in die eigentlich forftliche, geleitet von einem forftlichen Lehrer, 

b) in die forſtlich naturwiſſenſchaftliche, in der Regel geleitet 

von einem Agrifultur-Chemiler. 

7. Allen Profefforen, wie anderen wiſſenſchaftlichen Kräften bleibt es frei 
geftellt, fich an den Arbeiten, welche der afademifchen Sektion des forftlichen 
Verſuchsbureau übertragen werden, nad) Umftänden gegen eine entiprechende Re— 
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mumeration zu betheiligen und fich deshalb mit dem Borftande derfelben zu ver- 
ftändigen, von welchem die Borfchläge iiber anzuftellende Unterſuchungen umd 
Berjuche, fomweit damit Koften verbunden find oder die Mitwirkung des äußeren 
Forftperjonals in Anſpruch genommen wird, dem forftlicden Verſuchsbureau zur 
Erholung der höchſten Genehmigung vorzulegen find. 

8. Für die ganz oder theilweife im Walde auszuflihrenden Verſuche 
(sub 2 No I und II) werden die ftändigen, wie die vorübergehenden 
Berfuhsorte auf Vorſchlag des Vorftandes des Verſuchsbureau nach Einver- 
nahme der k. Regierungen vom Staatsminifterium der Yinanzen beftimmt. 

Die k. Oberförfter haben die angeordneten Verſuche nach der erhaltenen 
Anleitung genau auszuflihren und wird ihnen cine allenfalls erforderliche Unter: 
ftigung durch befonders befähigte Forftgehilfen und Aſſiſtenten gewährt werden. 

Oberförfter, welche fich freiwillig zur Uebernahme von Berfuchen erbieten, 
jollen vorzugsmweife bei Zutheilung folcher Arbeiten beritdfichtigt werden. 

9. Erbieten ſich Gemeinden, Stiftungen oder fonftige große Waldbefiger 
zur Durchführung einzelner Berjuche, fo find dabei die vom Berfuchsbureau 
allgemein angenommenen Arbeitspläne genau zu beachten. 

10. Aus dem Borftande des forftlihden Berfuhsbureau und den 
Sektionsvorſtänden der afademijhen Station wird ein fländiger Aus- 
ſchuß gebildet, welcher auf motivirten Antrag eines feiner Mitglieder von Zeit 
zu Zeit zu allgemeinen Beſprechungen, zur Prüfung der eingegangenen Arbeiten 
und zur Stellung von Anträgen zufammentritt. 

Den Borfit führt der Borftand des forftlicden Verfuchsbureau. 

11. Bei befonderd wichtigen Fragen wird zu gleihem Zwede ein größerer 
Ausſchuß durch das k. Staatsminifterium der Finanzen berufen, welcher ſich aus 
den Mitgliedern des ffändigen Ausſchuſſes und den höheren Forft- 
beamten de3 Minifteriums unter Beiziehung von Profefforen de3 
Faches und der Nebenfächer, fowie einzelner äußerer Forftbeamten zu- 
fammenfegt. 

Bei diefem größeren Ausſchuſſe flihrt der Yorftreferent des Minifteriums 
oder in deffen Verhinderung einer der Forfträthe den Vorſitz. 

Der Borftand des forftliden Berfuhsbureau bat hiebei jebesma 
über den Stand des Berfuchswejend Bericht zu erftatten und die Berathungs- 
gegenftände einzuleiten, infofern nicht vorher Specialteferenten bezeichnet worden 
find. 

12. Ueber dieBerhbandlungen des ftändigen, wie des größeren Aus— 
ſchuſſes und die nah Stimmenmehrheit zu faffenden Beſchlüſſe ift bei jedes- 
maligem Zufammentritt einPBrotofoll aufzunehmen und von dem treffenden 
Borftande dem k. Staatsminiftertum der Finanzen zur Einficht und Genehmigung 
der geftellten Anträge vorzulegen. 

13. Die Ausführung der genehmigten Verſuche hat nach der Anleitung 
des Verſuchsbureau und unter Nejpicienz des VBorftandes deffelben zu ge- 
Ihehen, welcher deshalb in direkten Geſchäftsverkehr mit dem Forftbureau der 
Kreisregierungen tritt, ebenjo den Verkehr mit anderen Verfuchsanftalten, 
Bereinen, wiffenfchaftlihen Inſtituten oder einzelnen Perfonen vermittelt, die 
Verſuche felbft nach den vorgefchriebenen Arbeitsplänen controlirt und die 
Revifion und Verarbeitung der Refultate beforgt. 

Dem Borftande des forſtlichen Berjuchsbureau, beziehungsweife deffen etwaigen 
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Stellvertreter, werden zu der im Benehmen mit einem der Negierungsforftbeamten 
und dem einfchlägigen k. Forftmeifter vorzunchmenden Inſpektion der Verfuchgorte 
und zur Vertretung de8 Bureau bei Berfammlungen des VBereins der 
forftlihen Verſuchsanſtalten Deutjchlands vom !. Staatsminifterium der 
Finanzen befondere Commifforien ertheilt. 

14. Die Berfuhsarbeiten und ftatiftiichen Erhebungen innerhalb der 
Staatswaldungen und der treffenden Dienftbezirfe find Officialfadhe der k. 
Oberförfter und Forftämter, welchen erforderlichenfalls bei umfafinden Arbeiten 
ans der Zahl der Forftgehilfen und Forftamtsaffiftenten eine Aushilfe beigegeben 
wird, um diefen zugleich Gelegenheit zu ihrer weiteren woiffenfchaftlichen Aus- 
bildung zu geben. 

Bei der Dualifilation des k. Forftperjonales ift befonders zu bemerken, wer 
ſich bei Arbeiten des Verſuchsweſens und der Statiftif durh Fleiß, Befähigung 
und wifjenfchaftliches Streben ausgezeichnet hat. 

15. Der zur Ausführung eines Berfuches beftimmte Forftbeamte nimmt 
diefen vorbehaltlich der Controle felbftftändig vor, ftellt die Refultate zuſammen 
und liefert diefe mit allen Belegen an das treffende Kreisforfibureau zur primi- 
tiven Revifion und Webermittlung an das Verſuchsbureau ab. 

Die abgefchloffenen Arbeiten der akademiſchen Station des Verſuchsweſens 
und ihrer Seltionen werden direlt an das forftliche Verſuchsbureau eingefendet. 

16. Die Refultate aller auf Koften der Staatsforftverwaltung ausgeführten 
forfilichen Berjuche dürfen nur mit Genehmigung des k. StaatSminifteriums der 

Finanzen veröffentlicht werden. 
17. Die Berrehnung der erlaufenden Koften erfolgt auf Grund der zu 
eröffnenden befonderen Kredite nach den für Betriebskoften vorgejhiebenen Be— 
ſtimmungen. 

Münden, den 27. April 1875. 


vb. Berr. Der General-Sefretär 
An deflen Statt 
der k. NRegierungsrath: 
Luber. 


43. 
Denſelben Gegenſtand betr. 


Staatsminiſterium der Finanzen. 

Mit Bezugnahme auf die unterm Heutigen erlaſſene Entſchließung bezeichneten 
Betreffs wird bekannt gegeben, daß zum Vorſtande der beim Forſteinrichtungs⸗ 
bureau des k. StaatSminifteriums der Finanzen gebildeten Abtheilung für forft- 
liches Verſuchsweſen und forftliche Statiftit der k. Forftmeifter Auguſt Gang- 
hofer beftimmt worden if. Als Hilfsarbeiter wurde demfelben der k. Forſtamts⸗ 
affiftent Dr. Lorenz Biernftein zugetheilt. 

München, den 27. April 1875. 

Der General-Sefretär: 
v. Bert. An deffen Statt 
der k. Negierungsrath: 
Zuber. 
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Berfonalien. 
44. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Iagd-Verwaltungs-Perfonal 
vom 1. Juni bis 15. Oktober 1875, 
(Im Anſchluß an den Artitel 4 diejes Bandes Seite 252.) 


I. Bei der Eentral-Forftverwaltung und den Korft-Alademien. 
Bacat. 
II. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforſten. 
A. Geſtorben. 
Oberförſter Lauprecht zu Worbis, Reg.-Bez. Erfurt. 
— Cornelius zu Haſte, Minden. 
F Horz zu Uſingen " Wiesbaden. 
B. Benfionirt 
(Tit.) Oberforftmeifter (Forftmeifter) Quenſell zu Minden, Brov. Hannover. 
Forftmeifter Lichtenfels zu Merjeburg, 
" Arndt zu Trier, , 
” Harmes zu Walsrode, Prov. — | 
" Wißmann zu Bovenden, „ 
Oherförfter Reitzenftein zu Colbitz, Reg. ‚Bu, Magdeburg, 
e Müller zu Ejcherode, 
e Frömbling zu Walsrode, 
n Lange zu Sievershaufen, Prov. Hannover, 
7 Capmeyer zu Peine, 
a Bartelde3 zu Harfefeld, 
pe Kaboth zu Kupp, Reg.Bez. Oppeln, 
F Schilling zu Magdeburgerforth, NReg.:Bez. Magdeburg. 
C. Ausgeſchieden refp. in andere Berwaltungen übergegangen. 
" Bacat. 


D. Berjegt ohne Aenderung des Amts-Charakters (zugleich mit 
Angabe über neu gebildete Inſpektions und Berwaltungs-Bezirke 


Der Oberförfter Brandt von Winzenburg nad) Ebstorf, Prov. Hannover, und 
* Ahrend von Schoningen nach Winzenburg verſetzt. 
Die Forſtmeiſter Erd I zu Rotenburg und Erd II zu Uslar, Prov. Hannover, 
verlegen ihren Wohnfig nad) Hannover und treten zugleich als techniſche 
Mitglieder bei der dortigen Finanz Direktion ein. 
Der Forftmeilter v. Blumen ift von Merfeburg auf die Forftmeifterftelle Pot 
dam-Oraniendburg und 
Der Forftmeifter v. Proff-Irnich von Coblenz auf die Forfſtmeiſterſtelle 
Merjeburg-Wendelftein verfeßt. 
Nach der Penfionirung des Forftmeifters Harmes zu Walsrode, Prov. Hannover 


E 


a, ' 
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iſt die Forſt⸗Inſpektion Hankensbüttel aufgelöft und find die dazu gehörigen 
Dberförftereien dergeftalt vertheilt worden, daß nunmehr umfaffen: 

a) der Forftmeifterbezirt Hannover-Gifhorn (Torftmeifter Auhagen) die 
7 Oherförftereien Fallersleben, Druffelbed‘, Uetze, Helmerkamp, Knefebed, 
Emmen und Hagen, 

b) der Forſtmeiſterbezirk Hannover-Ejchede (Forftmeifter Ludewig) die 6 
Oberförftereien Fuhrberg, Miele, Dale, Schafftall, Fallingboitel und 
Walsrode, 

c) der Forſtmeiſter⸗Bezirk Hannover-Göhrde (Forſtmeiſter Dudftein) die 
6 Oberförftereien Siemen, Zienis, Röthen, Bevenfen, Carrenzien und 
Bleckede, 

d) der Forſtmeiſterbezirk Hannover⸗Lüneburg (Forſtmeiſter Barkhauſen) 
die 7 Oberförſtereien Ebstorf, Rehrhof, Garlstorf, Scharnebeck, Habichts⸗ 
horſt, Varendorf und Roſengarten. 

Verſetzt ſind ferner: 
Der Oberförſter Seehuſen von Neu⸗Sternberg nach Hartigswalde, und 


n Kennemann von Hartigswalde nach Neu-Sternberg, Reg.⸗Bez. 
Königsberg, Ä 

„ " Ide von Daun, Reg.-Bez. Trier, nad) Ejcherode, Pro. Hannover, 

u > Dftendorff von Schweinig auf die Oberförfterfielle Schermde 
zu Oſchersleben, Reg.-Bez. Magdeburg, 

. gi Fritſche von Duderftadt auf die Oberförfterftelle Schafftall 
zu Eſchede, Pr. Hannover, 

„ n Euler von Wallenftein nach Hofgeismar, Req.⸗Bez. Caſſel, 

" — Habenicht von Obernkirchen, Reg.Bez. Minden, nach Worbis, 
Reg.⸗Bez. Erfurt, 

Ebeling von Georgsplatz nach Peine, Prov. Hannover, 

" Hammer von Rojengrund, Reg.:Bez. Bromberg, nad) Burgftall, 


Neg.-Bez. Magdeburg, 

„ Revierförſter Lohff if von Nygaard, Oberförfterei Sonderburg, Reg.-Bez 
Schleswig, auf die Nevierförfterftelle Naumburg, Oberförfteret Sand, 
Reg.Bez. Eaffel, und der Nevierförfter Deihmann von Naumburg nad) 
Nygaard verjekt. Ä 

„ Oberförfter Behrenfen von Wilhelmsbruch, Reg.Bez. Gumbinnen, nad 
Magdeburgerforth, Reg.⸗Bez. Magdeburg, und der Oberförfter Koch von 
Druffelbed, Prov. Hannover, nah) Wilhelmsbruch. 

„ LOberförfter v. Schrader von Elöße, Reg.-Bez. Magdeburg, nad) Walsrode, 
Prov. Hannover. 

„ fiir die Oberförfterei Kemel, Reg.Bez. Wiesbaden, defignirte Oberförfter 
Roſenkranz zu Northeim ift auf die Oberförfterftelle Harfefeld, Prov. 
Hannover verjekt. 

„ Dberförfter Krüger von Böddeden, Reg.:Bez. Minden, auf die Oberförfter- 
ftele Kupp-Siid zu Kupp, Reg.-Bez. Oppeln. 

„Oberförſter Andree von Brandoberndorf nah Ufingen im Reg.Bez. 
Wiesbaden. 

Ans Theilen der Oberförftereien Eifenbrüd und Zanderbrüd, Reg.⸗Bez. Marien- 
werder, ift die Oberförfterei Pflaftermühle neu gebildet und dieſe dem 
Oberförſter Kutzen übertragen worden. 
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Dem Oberförfter des Reviers Kirchmwaljede, Prov. Hannover, ift das bisherige 
Forftmeilter-Etabliffement zu Rotenburg als Dienftwohnung überwiefen und 
dem genannten Reviere der Name „Oberförfterei Rotenburg“ beigelegt 
worden. 

Dem Bermwalter des Reviers Langenfelbold, Reg.-Bez. Caffel, Oberförfter v. Wrede, 
ift geftattet worden, feinen Wohnfi vorläufig in Gellnhaufen zu nehmen. 

Dem für den Förfter des Schutzbezirks Torgelow I in der Oberförfterei Torgelow, 
Neg.-Bez. Stettin, neu erbauten Dienftetabliffement und dem Schußbezirke 
felbft ift der Name Spechtberg beigelegt worden. 

Der Oberförfter Walper von Schmalkalden nady Heringen, Reg.Bez. Caffel, und 

Der Oberförfter Geiße von Heringen nad) Schmalkalden verfekt. 

Es ift genehmigt worden, daß im Reg.⸗Bez. Caſſel die Schutzbezirke 
Sababurg von der Oberförfterei Bederhagen zur Oberförfterei Hombreflen, 
MWeißehütte II Nord „ R F Gottsbüren, 
Langenthal Hofgeismar „ pr Carlshafen 
gelegt und folgende Schutzbezirke neu gegründet werden; 

Ziegelhütte in der Oberförſterei Veckerhagen, 
Veckerhagen II,, " 
Gottsbüren „ „ r Carlshafen. 

Die Forſtmeiſterſtelle Hannover-Münden iſt dem Forſtmeiſter Münter zu 
Bremervörde übertragen; der bisherige Forſtmeiſterbezirk Bremervörde mit 
dem Bezirk Rotenburg zu dem Forftmeifterbezirte Hanmover-Stade vereinigt 
und diefer dem Forftmeifter Erd I zu Hannover verliehen worden. 

Die Forftmeifterftelle Hannover-Northeim ift — nad) Abzweigung der dem Forſt⸗ 
meifterbezirfe Hannover-Münden izugetheilten Oberförfterei Groß-Lengden — 
dem Forftmeifter Wallmann zu Hannover-Grohnde Überwiefen worden. 

Die Forſt⸗Inſpektionen Lauterberg und Clausthal in der Prod. Hannover find 
dem Direktionsbezirke des Forſtdirektors Burdhardt abgenommen md 
dem Direltiondbezirte des Oberforfimeifterd Donner zugelegt worden. 


E. Befördert refp. verjegt unter Beilegung eines höheren Amts 
Charakters. 
Der Forſtmeiſter Tramnitz III zu Potsdam ift zum Oberforſtmeiſter befördert 
und der Regierung zu Düffeldorf als Oberforfibeamter überwieſen worden. 
Den Forftmeiftern 
Wieſe zu Gumbinnen, 
Goullon daſ., 
Bernhardt zu Neuftadt-Ebw., 
Kraufe zu Poſen, 
vd. Düder zu Stettin, 
Geride zu Gumbinnen, 
Dedmann zu Königsberg i. Pr., 
vd. Ernft zu Oppeln, 
von der Deden zu Breslau, 
Kayſer zu Gumbinnen, 
Schul zu Minden, 
Nobiling zu Aachen 
ift der Rang der NRegierungsräthe verliehen worden. 
Dem Berwalter der Oberförfterei Lonau, Oberförfter Meyer zu Herzberg, Prod. 


— 
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Hannover ift die Forſtmeiſterſtelle Trier⸗Morbach interimiſtiſch übertragen 
worden. 

Dem Oberförfter Hartig zu Oberfier, Reg.Bez. Cöslin, deögl. die Forftmeifter- 
Stelle Eoblenz-Eifel. 

Dem Oberförfter v. Kujawa zu Hoyerswerda, NReg.»Bez. Tiegnig, desgl. die 
Forſtmeiſterſtelle Merfeburg-Düben und 

Dem Oberförfter von dem Borne zu Neuhaus, Reg.-Bez. Frankfurt, die Forft- 
meifterftele Hannover:Grohnde. 


F. Zu Oberförftern wurden definitiv ernannt: 

Die Oberförfter: Kandidaten: 

dv. Schlebrügge, Brem.-Lient. im Reit. Yeldj.- Corps als Oberförfter zu 
Schmeinig, Reg.Bez. Magdeburg, 

vd. Schrader, Oberföriter zu Clöße in demfelben Neg.-Bez. (f. oben sub D), 

Büttger, Oberförfter für Sievershaufen mit dem Wohnfige zu Daffel, Prov. 
Hannover, 

Meyer, Tit.-Revierfürfter zu Haſenwinkel bei Neinhaufen, Oberförfter zu 
Duderftadt, Provinz Hannover, 

MWehomsti, Oberförfter zu Mirau, Reg.Bez. Bromberg, 

Telle, r „ Schmiedefeld, „ Erfurt, 

Urff, F „ DObernfichen, „ Minden, 

Kahle, Hülfsarbeiter bei der Finanz: Direktion zu Hannover, Oberförfter zu 
_ Georgsplag, Prov. Hannover, 

Graßhoff, Sek.Lieut. im Reit. Feldj.⸗Corps, Oberförſter für Lonau zu Herz⸗ 
berg, Prov. Hannover, 

Lantzius⸗Beninga, Oberförſter zu ee Prov. Hannover, 


Müller, desal. zu Schoning 

Boy, Prem. ‚Lieut. im Reit. Jeidi. ·Corps, Oberfürfter" zu Rofengrund, Neg.-Bez. 
Bromberg, 

Hintz, Öberförfter zu Salmünfter, Reg.⸗Bez. Eaflel, 

Kutzen, „Pflaſtermühle, F Marienwerder, 

Horn, — „ Dlonin, r Danzig, 

Gerde, r „ Nikvlaiten, " Gumbinnen, 


Conftantin, Hülfsarbeiter im Yinanz-Miniftertum, zum Oberförfter in Neuhaus, 
Neg.-Bez. Frankfurt, 

vd. Mengerfjen II, zum Oberförfter in Hafte, Reg.-Bez. Minden, 

Weyland, Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Gaffel, zum Oherförfter in 
Wallenftein, Reg.:Bez. Caſſel, 

Wißmann, zum Oberförfter in Böddeden, Reg.Bez. Minden, 

dv. Eftorff, Hllfsarbeiter bei der Regierung zu Stralfund, zum Oberförfter in 
Oberfler, Reg.Bez. Cöoslin, 

Kloer, Seb.Lieut. im Reit. Feldj.Corps, zum Oberförſter in Hoyerswerda, 
Reg.⸗Bez. Liegnitz, 

Kraft, int. Revierförſter zu Jankowitz, Reg⸗Bez. Oppeln, mit Vorbehalt der 
Ausfertigung der Beſtallung und Feſtſtellung der Anciennetät def. zum Ober- 
förfter in Daun, Reg.Bez. Trier, 

v. Stünzner, Reg.- und Forft-Referendar und Hllfsarbeiter bei der Regierung 
zu Liegnig, mit Borbehalt pp. def. zum Oberförfter in Colbig, Reg.Bez. 
Magdeburg, 
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Bender, mit Vorbehalt pp. zum Oberförfter in Brandoberndorf, Reg.Bez. 
Wiesbaden. 
G. Zu interimiftifden Revierverwaltern wurden berufen: 
Die Oberförfter-Eanbdidaten: 

v. Hövel, zur Oberförfterei Clötze, Reg.-Bez. Magdeburg (j. oben D), 

Evers, Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Königsberg, zur Oberförfterei Pfeil 
in Neuholland, Reg.⸗Bez. Königsberg, 

Mehlburger, zur Oberförfterei Druffelbed, Prov. Hannover. 

H. Zu Hülfsarbeitern bei der Eentral-Forfiverwaltung und bei 
den Regierungen wurden berufen: 

Der Hilfsarbeiter bei der Regierung in Arnsberg, Oberf.-Kand. Hefe, zur 
Finanz-Direltion in Hannover, 

Seefeldt, Oberf.-Kand. und bisher Hülfarbeiter im Finanz. Minifterio, zur 
Regierung in Königsberg, 

Eufig, Oberf.:Kand., zur Regierung in Arnöberg, 


Siewert, m Pr F „ Stralfund, 

v. Bornftedt, „ - m „ Schleswig, 

vd. Kühlewein, „ a " „Liegnitz, 

Eyſer, „  Königl. Hofkammer in Berlin, 

Grüneberg, „ „ Regierung in Caffel an Stelle des beurlaubten 


Oberförfter- Rand. Ulrici. 
J. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 
Förſter Stollfuß zu Strasburg, Oberförfterei Gollub, Reg.-Bez. Marienwerder, 
Hegemeifter Lohſe zu Havemarf, Oberförfterei Altenplatho, Reg. Bez. Magdeburg, 
" Wohlfromm zu Kinten, Oberförfterei Kloojchen, Neg.- Be. 
Königsberg, 
Förſter Schirrmann zu Lüpzow, Oberförfterei Warnow, Neg.-Bez. Stettin. 
K. Als interimiftifhe Revierförfter wurden berufen: 
Förfter Wolff zu Raboldshaufen, Oberförfterei Nauenftein, Neg.-Bez. Caſſel, 
interimiſtiſcher Nevierförfter zu Jankowitz, Oberförfterei Rybnick, NReg.-Be- 
Oppeln, 
— zu Knechtſtedten, Oberförſterei Gerresheim, Reg.:Bez. Düſſeldorf, 
int. Revierförſter zu Nievenheim in derſ. Oberförſterei, 
Oherf.-Kand. Schüller, int. Revierförſter für Hundeshagen, Oberförſterei Zirke, 
Reg.⸗Bez. Poſen. 
L. Zum wirklichen Hegemeiſter wurde ernannt: 
Förſter Frömming zu Koſten, Oberförſterei Lautenburg, Reg.⸗Bez. Marienwerder. 
M. Den Charakter als Königliche Hegemeiſter haben erhalten: 
Förſter Werner zu Wellerode' Oberförſterei Wellerode, Neg.:Bez, Kaſſel, 


„ Stein „ Haaren, ; Böddeden, F Minden, 
„ 306 „ Buchhorft, 7 Stolp, a Cöslin, 
„MRietzſchel Fuchsberg, Panten, — Liegnitz, 
„SHibſch zu Coritten, Lagow, Frankfurt, 


nach 50jähriger Dienſtzeit. 
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Föſter Irle zu Biedenkopf, Oberförf. Katzenbach, Rg.⸗Bz. Wiesbaden, 35 
„Bogel, Pliemitz, „Pliemitz, „Marienwerder, SE 
„Thielmannzu Fleisbach, Driedorf, Wiesbaden, 2E 
» Engel zu Neubaus, F Hobenbrüd, „ Stettin, gE 

45. 
Ordens-Berleihungen 


an Forft- und Jagd Beamte vom 1. Iumi bis 15. Oktober 1875*). 
(Im Anflug an den gleihnamigen Art. 5 biefes Bandes, Seite 257.) 
Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft verliehen 
worden: 
A. Der rotbe Adlerorden dritter Klaffe mit der Scleife:: 
Dem Oberforftmeifter v. Kleift zu Oppeln, 
»  Forfimeifter Wißmann zu Bovenden, Prov. Hannover, 
„ Kol. Dänifchen Hof⸗Jägermeiſter v. Mesmer-Saldern auf Annenhof, 
Kreis Rendsburg. 
B. Der rothe Adler-Orden vierter Klaffe mit der Zahl 50 
Dem Oberförfter Bogelgefang zu Biſchofrode, Reg.Bez. Merfeburg. 
C. Der rothe Adler-Orden vierter Klaſſe: 
Dem Forflmeifter König zu Trittau, Reg.⸗Bez. Schleswig, 


Pr „ Harmes zu Walsrode, Prov. Haunover, 
„Oberförſter Lange zu Sievershanfen r F 

Barteldes zu Harfefeld, „ 

n r v. Pannewiitz zu Panten, Reg.⸗Bez. Liequitz, 

vd. Pannwitz zu Kath.Hammer, Reg.⸗Bez. Breslau. 


D. Der Königliche Kronen-Orden dritter Klaſſe mit der Zahl 50. 
Dem Oberförfter Richter zu Stepenitz, Reg.Bez. Stettin. 
E. Der Königliche Kronen-Orden dritter Klaffe: 
Dem Tzorftmeifter Arndt zu Trier, 
„ Überförfter Reigenftein zu Colbitz, Neg.-Bez. Magdeburg. 
F. Der Königlide Kronen-Orden vierter Klafle: 
Dem Oberfüriter Wundram zu Efchede, Prov. Hannover, 
„  Nevierförfter Koch zu Nievenheim, Oberförfterei Gerresheim, Neg.-Bez. 


Düffeldorf, 

»  Hegemeifter Lewin zu Bahrenbruch Oberförfterei Friedrichäwalde, Reg.Bez. 
Stettin, 

„  Hegemeifter Möbus zu Meufello, Oberförjterei Thiergarten, Reg.⸗Bez. 
Merfeburg, 


„  Yorftlaffen-Rendanten Scheer zu Eatrinigleiten, Reg.Bez. Gumbinnen, 
„  Hegemeifter Hinge zu Kobenbach, Oberfürfterei und Reg.» Bez. Trier. 


*) Die Chargen und Wohnörter der DOrdendempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit 
der Berleihungen waren. 
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G. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50: 
Dem Förſter Müller zu Rumpinſee, Oberförſterei Lubiathfließ, Reg.Bez. 
Frankfurt. 
H. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
Dem Förſter a. D. Kayſer zu Remathe, Reg.Bez. Potsdam, 
„  BHegemeifter Bartſch zu Briesnitz, Kreis Sagan, 
„ Dörfler Wenthe zu Wennekamp, Oberförſterei Rumbeck, Reg.Bez. Minden, 
re „» Nanded zu Nidelsdorf, F Leipen, Reg.⸗Bez. Königsberg, 
J „Deichgräber zu Gräfendorf, Oberförſterei Sitzenrode, Reg.Bez. 












Merſeburg, | 
„ »  Kieferling zu Weißenfee, Oberförfterei Stronnau, Reg.-Be. 
Bromberg. 


J. Anderweitige Auszeichnungen: 
Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Miniſter find in Anerkennung 
lobenswerther Dienftführung Ehren-PBortepe&es verliehen worden: 
Den Förftern: 
Goebel zu Hambach, Oberförfterei Hambadı, 
Janſen, „ Steinfeld, * a Reg.Bez. Aachen, 
Dem WRevierförfter Giefjelmann zu Wenfe, Oberforfterei Fallingböftel, Prov. 


Hannover. 

Den Förftern: 
Rott zu Nonnenbuſch, Oberförfterei Zobten, 
Sader „GHochwald, Zedlitz, 
Purrmann „Rogelwitz, F Scheidelwitz, Reg da 
Sörfter „ Strachhaie, J Beblig, Breslan. | 
Brettfchneider „Bachwitz, i Windiſchmarchwitz, 
Romeick „Snopken, Johannisburg, 
Bredull „ Simodeu, Pr Weſzkallen, Neg.Bez 
Rode „Griecklauken Königswald, Gum⸗ 
Magnus „Szardehlen, ne Antſchwenten, Binnen. 
Merting „ Stirmwith, — Ibenhorſt, 
Spalding „Jegliak, F Kullik, 
Egidy „Lindenberg, „ Lindenberg, Reg.⸗Bez. Marienwerder, 
Dem Hegemeiſter Buchwald zu Kutſchkau, Oberförſterei Altenhof, 

Den Förſtern: 
Arndt zu Waldkranz, Oberförſterei Eaftelle, Neg.-Bg- 


Steindel,, Briefen, ie hi Bofen. 
Butt „ Landsort, m Ludwigäberg, 
Krüger ,„ Hegewald, = Zirke. 


Verlagsbuchhandlung von Iuliug Springer in Berlin N., 


KHenbijonplat 3. 


Soeben erſcheint: 


Waldbauliche 
Forſchungen und Betrachtungen. 


Insbeſondere zur Erflärung 
des durch die Answaſchung des Oberbodens, 
die Onarzbildung in der vegetativen Bodendehe und im Wurzelraume, 
die verſaurung des Bodens und die Ortfeinbildung 
bewirkten 


Maturgemäfen Harüchweichens des Waldes 
Shfeswig- Holftein. 
Bon 


C. Emeis, 
Königl. Oberförſter zu Glashütte. 
Mit Bolzachnitten und 8 Jurbendrucktaleln. 
Preis 4 Marl. 





In dem obgedachten Werke behandelt der Berfaffer im 1. Abjchnitte den Ein- 
fing des Waffers auf die Berbefferung, beziehungsweiſe Berjchlechterung des 
Oberbodens und trägt in einem 2. Abjchnitte als ein ganz neues Gefek die fort- 
laufende Duarzbildung in der Bodendede und im Wurzelraume vor. Geftüßt 
wird die leßtere Hypothefe durch ausführliche Darlegung des Verhaltens der Kiefel- 
fäure in- und außerhalb der Pflanzen, wie folches aus den Angaben der Wiffen- 
ſchaft fich herleiten läßt, und außerdem giebt der Berfaffer diejenigen Orte an, 
wo fih die Duarzbildung beifpielsweife innerhalb der im Boden gelegenen Kohlen- 
und Knochenrefte beftimmt nachweisen läßt. Zugleih wird zur anderweitigen 
Berification diejes für den Kulturboden äußerft wichtigen Geſetzes aufgefordert. 

Sm 3. Abjchnitt werden’ die Humusklaſſen ihrer —— nach vorge⸗ 
tragen und einfache Proben angeführt, um dieſe ſtickſtoffreichen und theils ſehr 
werthvollen Subſtanzen vor ihrer Verwendung zu prüfen und dem Forſt- und 
Landwirthe, dem Gärtner und überhaupt jedem mit der Boden- oder Topfkultur 
Beihäftigten zu zeigen, wie die Humusſorten fiir eine Pflanzengattung als giftig, 
für die andere doch als jehr wuchsfürdernd fich erweiſen. 

Im 4. Abfchnitte wird die Ortfteinbildung als Ergebniß der Bodenverfaurung 
und der Firirung des Eifens in der Bodenoberfläche behandelt und in einem 
5. Kapitel beipricht der Verfaffer die Stellung und Bedeutung der Holzarten im 
Haushalte der Natur. 

Der 6. Abjchnitt enthält einen Vortrag iiber das naturgemäße Zurückweichen 
des Waldes auf Grund der vorbehandelten elementaren Vorgänge im Boden und 
beipricht injonderheit die Urfachen der Nadeljchiitte und des fonftigen ungiinftigen 
Berhalteng der Kiefer in Schleswig-Holftein. In einem Anhange bringt die 
Brochüre allgemeine Borjchläge iiber Bodenbearbeitung und Wahl der Holzarten 
auf dem Terrain der Haiden, flir deren Motivirung reſp. Sefolgung die beige- 
drudten Sarbentafeln befonders inftructiv ericheinen. Die Leteren geben bildliche 
Darftellungen der Ortfteinlagerungen und der ftufenmweifen Ritdgänge in Wald- 
und Haideböden; fie erläutern auch an den Hünengräbern das theilweis jehr hohe 
Alter der Haiden. 





Verlagsbuchhandlung von Sulins Springer in Berlin N., 
Monbijouplak 3. 


DIE GESAMMTE 


LEHRE DER WALDSTREU 


MIT RÜCKSICHT AUF DIE 


CHEMISCHE STATIK DES WALDBAUS 


UNTER ZUGRUNDELEGUNG 


DER IN DEN KÖNIGLICHEN STAATSFORSTEN BAYERNS 
ANGESTELLTEN UNTERSUCHUNGEN 


BEARBEITET 
VON 


DR. ERNST EBERMAYER, 


Kgl. Professor der Agriculturchemie und Bodenkunde an der Kgl. Bayr. Central- 
Forstlehranstalt zu Aschaffenburg. 


Preis 11 Mark, 


Im vorliegenden Werke sind nicht nur die Untersuchungsergebnisse über die Grösse und 
den Werth der Waldstreu, welche seit 10 und 12 Jahren durch 87 Probeflächen der bayrischen 
Staatswaldungen erhalten wurden, in ‚systematischer Weise zusammengestellt, sondern es ist 
darin auch die Waldbodendecke von ihrer Bildung bis zu ihrer gänzlichen Zersetzung dem 
heutigen Stande der Naturwissenschaften entsprechend bearbeitet und die tief eingreifenden 
Veränderungen, welche sie in physikalischer und chemischer Beziehung auf den Boden aus- 
übt, endlich der Werth, den sie in Folge dessen für den Wald hat, in gründlichster Weise be- 
sprochen. Besondere Erwähnung verdient, dass auf Grund dieser Untersuchungen es auch er- 
möglicht war, die jährliche Kohlenstoffproduction und die Grösse der durch die Wälder jährlich 
erzeugten organischen Substanz näher festzustellen. Ebenso konnten durch diese Forschungen 
die Ansprüche, welche der Wald und die Waldpflanzen im Vergleich zu den landwirthschaft- 
lichen Kulturgewächsen an das Nährstoffkapital des Bodens und an die einzelnen mineralischen 
Bestandtheile machen, in einer für practische Zwecke genügenden Weise nachgewiesen werden. 
Auch der Werth, welchen die Waldstreu für die Landwirthschaft hat, wurde nicht unberück- 
sichtigt gelassen. Es dürfte deshalb der Inhalt dieses Werkes nicht nur für Forstwirthe, sondern 
auch für Landwirthe, Nationalökonomen, Botaniker und Agrikulturchemiker von Interesse sein. 


Die Rultur der Eiche und der Weide 
in Verbindung mit Teldfrüchten 


zur Erhöhung des Ertrages der Wälder und zur Verbeflerung 
der Jagd. 





Dir wilde Fasanenzuct in der Garbe. 


Bon 


Fritz Reuter, 


Oberförſter in den von Jagow'ſchen Forſten zu Garbe bei Wittenberge. 
Herausgegeben 
von feinem Sohne dem Königl. Oberförſter W. Reuter zu Siehdichum bei Aültoſe. 
Dritte vollſtändig neu bearbeitete und vermehrte Auflage. 
Mit in den Text gedruckten Holzſchnitten. 
Preis 2 Mark 80 Pf. 


Organiſation. BDienft-Inftructionen. 
46. 


Uniform der Forftbeamten bei Hofjagden. 


Eircular-Verfügung bes Finanz-Minifters an ſämmtliche Königlihe Regierungen (excl. 
ber zu Sigmaringen) und an die Königliche FinanzDirektion zu Hannover. 
Berlin, den 30. December 1875. 
In dem Uniforms-Reglement für die Königlich Preußiſchen Forfibeamten 
vom Fahre 1868*) ift für die Walduniform vorgefchrieben, daß bei Hofiagden 
die Beinfleider ſtets über die Stiefel zu tragen find. In Abänderung diefer 
Beftimmung haben Se. Majeftät durch Allerhöchfte Rabinet3-Ordre vom 18. ds. 
Ms. zu befehlen geruht, daß in Zukunft die Königlichen Forft- und Jagdbeamten 
zu den Hofjagden in Knieftiefeln über die Beinkleider zu erjcheinen haben. 
Der Königlichen Regierung wird aufgegeben, diefe Allerhöchſte Beftimmung 
den ihr unterftellten Forftbeamten belannt zu machen. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Berwaltungs- und Schutzperſonal. Gehalte, Emolumente 
und Venflonirungen. 
47. 


Anderweite Feſtſetzung der Remuneration der Sergeanten des 
Jäger-Corps während des 7. und 8. Monats ihrer ——— 
zum Forſtſchutzdienſte. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen (ercl. 
Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 22. April 1876. 


Nachdem durch den Erlaß des Herrn Kriegs-Minifterd vom 31. Mat 1874 
(Armee-Berordnungsblatt pro 1874, Seite 130) die bisherige Eintheilung der 
Sergeanten in zwei Klaſſen fortgefallen ift, bedarf es einer andermeiten eft- 
fegung der Nemuneration derjenigen zur Dienftleiftung bei der Yorftverwaltung 
beurlaubten Sergeanten des Fäger-Corpg, welchen ausnahmsweije die Fortjegung 
des Forſtdienſtes noch während des 7. ev. 8. Monats ihrer Beurlaubung zum 
Forſtſchutzdienſte geftattet wird. 

Ich ermädhtige daher die Königliche Regierung vom nächſten Jahre ab den 
Sergeanten des Jäger-Corps vom Beginn des 7. Monats ab, eine diätarifche 





*) S. Zahrb. Bd. II. ©. 3. Art. 4. 
Jahrb. d. Pr. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. VIL. 26 
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Remuneration von 1 M. 70 Pf. pro Tag zu gewähren an Stelle der durch die 
Cirfular-Berfügung vom 17. Februar 1874*) beftimmten beiden Süße. 
Gleichzeitig wird in den oben bezeichneten Fällen von dem vorgenannten 

Beitpuntte ab die Remuneration 

für einen Feldwebel auf 2 M. 30 Pf. und für einen Bice-Teld- 

webel auf 1 M. 80 Pf. pro Tag 
hierdurch feftgefetgt. 

Der Finanz Miniiter. 
Im Auftrage: von Hagen. 


48. 


Abänderung der 88 38 und 39 Abf. 1 deg Regulatios über 
Ausbildung, Prüfung und Anftellung für die unteren Stellen 
des Forfidienftes etc. vom 3. Jannar 1873, betr. die Verpflichtung 

zur 3ägerklaffe A. II, nach dreifähriger Militärdienfteit. 


Eircular-Verfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen 
und an die Königliche Finanz-Direktion zu Hannover. 


Berlin, den 10. Juni 1876. 

Es hat fih das Bedürfniß ergeben, die SS 38 und 39 Abja 1 des Regu⸗ 
lativ8 vom 8. Jannar 1873**) durch die umftehende Verordnung vom 18. Mai 
d. J. dahin zu ändern, daß die in die Jägerklaſſe A II aufzunehmenden Jäger 
ſchon nad Ablauf einer dreijährigen Dienftzeit zum weiteren Dienfte auf Er- 
werbung einer beſchränkten Forſtanſtellungsberechtigung ſich verpflichten und dem⸗ 
gemäß ſchon ein Jahr früher als bisher zur Aushilfe beim Forſtſchutze mittelft 
zeitweifer Beurlaubung verwendet werden fünnen. 

Für die Forftverwaltung erwächſt hierdurch der Vortheil, daß die Zahl der- 
jenigen Jäger, welche zur Berftärkung des Forſtſchutzes in den Wintermonaten 
üiberwiefen werden kann, dem Bedürfniffe entiprechend, fich vermehrt. 

Es folgen hierbei .. Druderemplare der betreffenden Abänderung, welche jo 
eingerichtet find, daß fie in dem Negulative an der gehörigen Stelle übergeklebt 
werden fünnen. 

Diefe Eremplare find an die Oberförfter zu dem gedachten Behufe zu ver 
theilen. Außerdem ift die abändernde Beftimmung durch das Amtsblatt zu 
publiciren. 

Der Finanz⸗-Miniſter. 
J. A.: don Hagen. 


2. 

An Stelle der SS 38 und 39, Abſatz 1 des Negulativg über Ausbildung, 

Prüfung und Anftelung für die unteren Stellen des Forftdienftes vom 8. Yan. 
i873 treten die folgenden Beftimmungen: 


K ©. Jahrb. Bd. VII Eeite 4 Art. 5. 
”*) &. Yahıb. Bd. VI. Seite 96. Art. 52. 
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8 38. Diejenigen Jäger, welche die Jäger-Prüfung zwar beftanden und 
den Lehrbrief erhalten Haben (S$ 9 - 12) aber unter die Zahl der zum Erdienen 
einer unbeſchränkten Forſtanſtellungs-Berechtigung zuzulaffenden Jäger nad) den 
Teltjegungen des $ 13 nicht mehr haben aufgenomm.n werden können, dürfen 
nad) dreijähriger, tadelfrei abjolvirter Dienftzeit zum Dienfte auf Erwerbung 
einer bejhränften Forftanftellungsberechtigung zugelaffen werben. 

8 39. Diefe Jäger werden, fofern fie darum nachſuchen, nad Ablauf der 
dreijährigen Dienftzeit mittelft einer Berpflichtungs-Verbandlung nad dem Schema 
K dahin verpflichtet, fi innerhalb ihrer allgemeinen geſetzlichen 12jährigen 
fummarifchen Dienftverpflihtung im flehenden Heere und der Reſerve des Jäger⸗ 
korps auf 10 Jahre allen für die Reſerve⸗Klaſſe A. I beftehenden Berpflichtun- 
gen, mit Ausnahme derjenigen unterwerfen zu wollen, welche in den 88 20—24 
vorgefchrieben find und die Jägerklafſe A I ausfchlieglich betreffen. 

Dadurch werden fie in die Jägerklaſſe A II aufgenommen. 

Berlin, den 18. Mai 1876. 


Der Finanz⸗Miniſter. Der Kriegs-Minifter. 
gez. Camphauſen. vd. Kameke. 


Diaten und Reiſekoften. 
49. 


Gebühren der Forftbeamten in gerichtlichen Unterſuchungsſachen. 


Eircular: Verfügung des Finanz Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen und 
an die Königliche FinanzDirection zu Hannover. 


Berlin, den 5. Januar 1876. 

Der Königlichen Regierung eröffne ich hierdurch, daß nach einer mit dem 
Herren Juftizminifter getroffenen Vereinbarung, vom 1. d8. M. ab auch die Kö— 
niglichen Forftbeamten diejenigen Gebühren, welche den in gerichtlichen Angele- 
genheiten als Zeugen oder Sachverſtändige zu vernehmenden Perjonen durch das 
Geſetz vom 1. Juli v. J. (Geſ.Samml. Jahrg. 1875 pag. 545 u. f.) (a) be- 
willigt fi.ıd, zu erhalten und die Zahlung derfelben aus dem Fonds der Juſtiz⸗ 
Berwaltung zu gewärtigen haben, gleihviel ob fie zu ihrer Vernehmung vom 
Gerichte vorgeladen oder durch ihre Dienftbehörde nah Maßgabe des 8 30 des 
Gefetzes vom 2. Juni 1852 (Geſ.Samml. Jahrg. 1852 pag. 305 u. f)*) fiftirt 
worden find. 

Es erledigen fi) dadurd die Zahlungen, welche bisher in Fällen der lette- 
ren Art in Berfolg meiner Verfügung vom 4. Januar 1871**) aus den Fonds 
der Forfiverwaltung zu leiften waren, dahin, daß fievom 1. d. M. ab fortfallen, 
den betreffenden Forſtbeamten dagegen liberlaffen bleibt, bei dem Gerichte die 


*) 8. Forſt⸗ und Jagdkalender III. Jahrg. ©. 39 Art. 11. 
“*) S. Jahrbuch Band IV ©. 12 Art. 6. 
26* 
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ihnen nad) dem Gefege vom 1. Juli v. J. zufommenden Gebühren nad Maf- 
gabe der darüber in demjelben gegebenen Beitimmungen ins bejondere unter Be- 
rüdfihtigung der in deſſen 8 14 enthaltenen Vorſchrift zu liquidiren. 

Der Herr Yuftiz.Minifter hat dieferhalb an die GerichtS-Behörden die durch 
das Yuftiz-Minifterial-Blatt, Jahrgang 1875 pag. 272 publicirte allgemeine Ber: 
fügung vom 16. v. M. (b) erlaffen. 

Indem ich anliegend .. Drud-Eremplare derjelben der Königlichen Regie: 
rung zu ihrem Gebraudje refp. zur Mittheilung an die Herren Oberforft- umd 
Anfpektions-Beamten, fowie an die Oberförfter Ihres Departements überſende, 
überlaffe ich es Ihr, darnach den betreffenden Forftbeamten weitere geeignete An- 
weifung zu ertheilen. 


Der Finanz Miniiter. 
Camphauſen. 


&. 
Obefeh. betreffend die Gebühren der Bengen und Sacjverftändigen 
in gerichtlichen Angelegenheiten. Vom 1. Juli 1875, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8 1. Der in gerichtlichen Angelegenheiten zu vernehmende Zeuge erhält eine 
Entihädigung für die erforderliche Zeitverfäumniß im Betrage von zehn Pfen- 
nigen big zu Einer Darf auf jede angefangene Stunde. 

Die Entjhädigung ift unter Berüdfihtigung des von dem Zeugen verjäumten 
Ermwerbes zu bemefjen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden zu 
gewähren. 

Berfonen, welche durch gemeine Handarbeit, Handwerfsarbeit oder geringe: 
ren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen oder ſich in gleichen Berhältniffen mit 
folhen Perjonen befinden, erhalten die nach dem geringften Sate zu bemeffende 
Entfhädigung auch dann, wenn die Verſäumniß eines Ermwerbes nicht flattge: 
funden bat. 

8 2. Der in gerichtlichen Angelegenheiten zugezogene Sachverſtändige er- 
hält für feine Leiftungen eine Vergütung nad) Maßgabe der erforderlichen Zeit- 
verfäumniß im Betrage bis zu zwei Mark auf jede angefangene Stunde. 

Die Vergütung ift unter Berlidfichtigung der Ermerbsverhältnifie des Sach— 
verftändigen zu bemeffen und für jeden Tag auf nicht mehr als zehn Stunden 
zu gewähren. 

8 3. Auf Verlangen des Sachverftändigen ift ihm für die aufgetragene Un- 
terfuhung und Begutachtung eine Verglitung nach dem gewöhnlichen Preife der- 
artiger Leiftungen und für die außerdem ftattfindende Theilnahme an Terminen 
die in $ 2 beftimmte Vergütung zu gewähren. 

84. Als verfäumt gilt fir den Zeugen oder Sachverftändigen aud die 
Zeit, während welcher er feine gewöhnliche Befchäftigung nicht wieder aufneh- 
men kann. 

8 5. Mußte der Zeuge oder Sachverftändige außerhalb feines Aufenthalt 
orte einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometern zuridlegen, 0 
ift ihm außer den nach SS 1- 4 zu befiimmenden Beträgen eine Entſchädigung 
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für die Reife und für den durch die Abweſenheit aus dem Aufeuthaltsorte ver- 
urſachten Aufwand nah Maßgabe der folgenden Beftinnmungen zu gewähren. 

$ 6. Soweit nach den perſönlichen Verhältniffen des Zeugen oder Sach— 
verftändigen, oder nach äußeren Umftänden die Benukung von Transportmitteln 
für angemeffen zu erachten ift, find als Reife-Entihädigung die nach billigem ' 
Ermeſſen in dem einzelnen Falle erforderlichen Koften zu gewähren. 

In anderen Fällen beträgt die Reife-Entfhädigung für jedes angefangene 
Kilometer des Hinweges und des Rückweges fünf Pfennige. 

8 7. Die Entjhädigung für den durch Abweſenheit von dem Aufenthalts- 
orte verurfachten Aufwand ift nach den perfünlichen Verhältniffen des Zeugen 
oder Sachverſtändigen zu bemeilen, fol jedoch den Betrag von fünf Mark für 
jeden Tag, an welchem der Zeuge oder Sacdperftändige abweſend gemejen ift, 
und von drei Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht über: 
ſchreiten. 

8 8. Mußte der Zeuge oder Sachverſtändige innerhalb ſeines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zur Entfernung vou mehr als zwei Kilometern zurücklegen, 
fo ift ihm für den ganzen zurücdgelegten Weg eine Reife-Entfehädigung nad) den 
Vorſchriften des S 6 zu gewähren. 

8 9 Konnte der Zeuge oder Sachverſtändige den erforderlichen Weg ohne 
Benutzung von Sransportmitteln nicht zurücklegen, fo find die nach billigem Er- 
meſſen erforderlichen Koften auch außer den in den SS 5, 8 beftimmten Fällen 
zu gewähren. 

$ 10. Abgaben fiir die erforderliche Benugung eines Weges find in jedem 
Falle zu erftatten. 

$ 11. Bedarf der Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen 
eines Begleiter, fo find die beftimmten Entjchädigungen für Beide zu ge- 
währen. 

$ 12. Someit für gewiffe Arten von Sachverftändigen befondere Taxvor⸗ 
ſchriften beftehen, kommen lediglich diefe Vorjchriften in Anwendung. 

Dolmetſcher erhalten Entihädigung als Sachverftändige nah) den Bor- 
ſchriften dieſes Geſetzes, fofern nicht ihre Leiftungen zu den Pflichten eines von 
ihnen verfehenen Amtes gehören. 

$ 13. Sf ein Sachverftändiger ein fiir allemal vereidigt, fo Tann die Ver: 
gütung für die bei beftimmten Gerichten vorfommenden Geichäfte durch Ueber- 
einfommen beftimmt werben. 

$ 14. Die Entjhädigung der Zengen und Sachverſtändigen erfolgt nur 
auf Berlangen derjelben. Der Anſpruch erlifcht, wenn das Berlangen binnen 
drei Monaten nad) Beendigung der Zuziehung oder Abgabe des Gutachtens bei 
der zufländigen Behörde nicht angebracht wird. 

$ 15. Die beftehenden Borjchriften fiber das Berfahren bei Feſtſetzung der 
den Zeugen und Sachverſtändigen zuftehenden Entihädigung und liber die Ver- 
pflichtung der Staatsfaffe oder der Parteien zur Bezahlung diefer Entſchädigung 
bleiben in Kraft. 


816. In dem Geltungsbereidhe der Verordnung über die Gebühren der 
Zeugen und Sachpverftändigen vom 29. März 1844 (Gefeg-Samml. ©. 73) und 
in den Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaffel und Wiesbaden find die 
den Prozeßparteien zuftehenden Reiſekoſten nach den Borjriften der 88 5—I1 
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zu bemeffen. Berfäumnißentfhädigung fteht den Parteien nur nah Maßgabe 
der bisher geltenden Vorſchriften zu. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königliden Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 1. Juli 1875. ” 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 
v. Kamele. 
b 


Allgemeine Verfügung vom 16. Dezember 1875, die Gebühren 
der Königl. Forſtſchutzbeamten in gerichtlichen Unterſuchungs- 
Sachen betreffend. 


Den Gerichtsbehörden eröffne ich hierdurch, daß nach einer mit dem Herrn 
Finanz-Minifter getroffenen Bereinbarung die Königl. Yorftihugbeamten vom 
1. Januar 1876 ab für die Wahrnehmung fämmtlicher Termine, welche in ge- 
richtlihen Unterfuhungsfachen zu ihrer Vernehmung als Denunzianten, Zeugen 
oder Sachverſtändige angeſetzt werden, gleichmäßig, auch wenn fie auf Grund 
des 8 30 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 (Gej.-Samml. S. 305) durdh ihre 
Dienftbehörde veranlaßt worden find, an dem betreffenden Tage in der Gerichts: 
figung zu erjcheinen, die ihnen zuftehenden Gebühren aus den Gerichtsfonds ge- 
zahlt erhalten. Die beziiglichen, nach den Beftimmungen des Gejeges vom 
1. Juli d. 3. (Geſ.“Samml. S. 545) feftzufeßenden Beträge find demnach ohne 
Unterſchied auf den Kriminalfonds anzumeifen. 

Demgemäß werden die allgemeinen Verfügungen vom 6. Dezember 1870 
Nr. 1 und vom 29. Dezember 1874 Nr. 2 hierdurch geändert. 

Berlin, den 16. Dezember 1875. 


An 
ſämmtliche Gerichtsbehörden im Geltungsbereich des Gerichtskoften- 
Geſetzes vom 10. Mai 1851 bezw. der Verordnung vom 30. 
Anguft 1867, betreffend den Anfat der Gerichtsfoften 2. im 
Strafſachen. 


Der Juſtiz-Miniſter. Dr Leonhardt. 


50. 

Diäten der Hülfsjäger bei Reifen zu den Forfigerichts-Terminen. 
Beſcheid des Finanz⸗Miniſters an eine Kgl. Regierung, abſchriftlich an bie übrigen Königl. 
Regierungen und die Kgl. Finanz-Direction zu Hannover. 

Berlin, den 20. März 1876. 
In Erwiderung auf den Bericht der Königlichen Negierung vom 20. v. M. 


erfläre ich mich damit einverftanden, daß die Vorfchrift der Eircular-Berfligung 
vom 17. Februar 1874,*) 


nad welcher Hülfsjäger fiir die dafelbft erwähnten Reife zwar die 


*) ©. Jahrb. Bd. VII ©. 4 Art. 5. 
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gejeglichen Tagegelder zu erhalten, außerdem aber nicht fiir die Tage 
folcher Reifen den ihnen für die Dauer ber Beichäftigung bewilligten 
‚Diätenfat zu beziehen haben, 
nach Maßgabe des Geſetzes vom 1. Juli v. 3. und der in Folge deffelben von 
dem Herrn Zuftiz-Minifter und mir unterm 16. Dezember v. 38. refp. 5. Januar 
d. 33. (f. den vor. Art.) erlaffenen allgemeinen Berfügungen eine Aenderung 
dahin erleidet, 
dag nunmehr die den Hülfsjägern bemilligten Beihäftigungsdiäten 
ihnen auch für die Tage zu zahlen find, welche fie zu Reifen der oben 
gedachten Art zu verwenden haben. 
Die Königliche Regierung hat fi) hiernach für die Zukunft zu richten. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
3.4: v. Hagen. 


bl. 


Verordnung, betreffend die Tagegelder und die Reifekoften der 
Stantsbeamten. 


Bom 15. April 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 23. Juni 1875 (Gejeg- 
Samml. ©. 370),*) was folgt: 
Art. I. Die 88 1, 4, 6, 7 und 12 des Gefeges vom 24. März 1873, be⸗ 
treffend die Tagegelder und die Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz-Samml. 
©. 122),**) beziehentlich der Artikel I (58 1 und 4) des Geſetzes vom 28. Juni 
1875, betreffend eine Aenderung des Geſetzes vom 24. März 1873 (Gejeg-Samml. 
©. 370), werden, wie folgt, abgeändert. 
8 1. Die Staatsbeamten erhalten bei Dienftreifen Tagegelder nad) ben 
folgenden Süßen: 
L Altive Staatsminiftrt . - : 2 2 2 30 M. — PH 
I. Beamte der erſten Rangllfe . . » : 2... 24 = — > 
III. Beamte der zweiten und dritten Rangflfe . . 18 » — > 
IV. Beamte der vierten und fünften Rangllaffe - . 12 - 
V. Beamte, welche nicht zu obigen Klaffen gehören, 
foweit fie bisher zu dem Diätenfage von 1 Thlr. 
20 Sgr. beziehungsweife 2 Thlr. berechtigt waren 9 =» — > 
VI. Subalternbeamte der Provinzial«, Kreis- und Lo— 
calbehörden und andere Beamte gleichen Ranges 6 -» — > 
VII. Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten 
zu zählen fd . ». . E20 een 
VII. Unterbeamte . ; 


— = 


Go me 


2) ©. Art. 17 Seite 285 bief. Band. 
**) S. Jahrb. Band VI. Art. 13. ©. 17. 
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8 4. An Reifeloften, einjchliegli der Koften der Gepädbeförderung, er 

balten: 
I. bei Dienftreifen, welche auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht werden 
fünnen: 
l) die im $ 1 unter I und V bezeichneten Beamten für das Kilometer 
13 Pf. und für jeden Zu- und Abgang 3 M. 
Hat einer diefer Beamten einen Diener auf die Reife mitgenommen, 
jo fann er für denfelben 7 Pf. für das Kilometer beanfpruchen, 
2) die im & 1 unter VI und VII genannten Beamten für das Kilometer 
10 Pf. und für jeden Zu- und Abgang 2 M. 
3) die im $ 1 unter VIII genannten Beamten für das Kilometer 7 Pf. 
und für jeden Zu- und Abgang 1 M.; 
11. bei Dienftreifen, welche nicht auf Dampfichiffen oder Eifenbahnen zurüd- 
gelegt werden können: 
1) die im 8 1 unter I bis IV genannten Beamten 60 Pf., 
2) die im $ 1 unter V u. VI genannten Beamten 40 Pf., 
3) die im $ 1 unter VIIu. VIII genannten Beamten 30 Pf., 
für das Kilometer. 

Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die unter I und II feftgefetten auf- 
gewendet werben müſſen, fo werden dieſe erftattet. 

86. Für Geſchäfte am Wohnorte des Beamten werden weder Tagegelder 
noch Reiſekoſten gezahlt; daffelbe gilt von Geichäften außerhalb des Wohnorts 
in geringerer Entfernung als 2 Kilometer von demfelben. War der Beamte 
dur außergewöhnliche Umftände genöthigt, fich eines Fuhrwerks zu bedienen, 
oder waren fonftige nothiwendipe Unfoften, wie Briiden- oder Yährgeld aufzu- 
wenden, fo find die Auslagen zu erftatten. 

Für einzelne Ortichaften kann durch den Verwaltungschef in Gemeinſchaft 
mit dem Finanz-Minifter beftimmt werden, daß den Beamten bei den außerhalb 
des Dienftgebäudes vorzunehmenden Geſchäften die verauslagten Fuhrkoſten zu 
erftatten find. 

8 7. Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometet 
für ein volles Kilometer gerechnet. 

Bei Reifen von nicht weniger als 2 Kilometer, aber unter 8 Kilometer, find 
die Fuhrkoſten für 8 Kilometer zu gewähren. 

Ss 12. Die gefeglichen und Berwaltungsporfchriften, welche für einzelne 
Dienftzweige oder Dienftgefchäfte bezüglich der den Beamten aus der Staatskaſſe 
zn gewährenden Zagegelder und Reifeloften ergangen find, bleiben vorläufig in 
Kraft. Eine Abänderung derjelben kann im Wege Königlicher Verordnung er- 
folgen. 

Die in den vorftehenden 88 1 und 4 beftimmten Säte dürfen jedoch nicht 
überfchritten werden. 

Unter gleicher Beichränfung kaun die Gewährung von Tagegeldern und 
Reifeloften für einzelne Dienftzweige oder Dienftgefchäfte auch fernerhin im Wege 
Königlider Verordnung befonders geregelt werden. 

Desgleihen künnen die Sätze von Tagegeldern und Reifeloften, welche den 
in Angelegenheiten der direften Staatsfteuern berufenen Kommiſſiousmitgliedern 


und Abgeordneten zu gewähren find, im Wege, der Königlichen . ge: 
ändert oder neu beftimmt werden. | | 
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Die Befimmung in den vorftehenden SS 6 und 7, wonad die Entfernung 
von 2 beziehungsweife 8 Kilometern für die Beredhtigung auf Tagegelder und 
Reiſekoſten, fowie deren Berechnung maßgebend ift, findet auch anf die vorer- 
wähnten befonderen Vorſchriften entiprechende Anwendung. 

Art. II. Diefe Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1876 in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inflegel. 


Gegeben Berlin, den 15. April 1876. 
(L. S,) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg Leonhardt. 
Fall. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


52. 
Tagegelder und Reifekoften der Beamten der Forfivermaltung. 


Gircular-Verfügung des Finanz Minifters an ſämmtl. Königl, Regierungen excl. Sigmaringen 
und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 27. Mai 1876. 


Nah Maßgabe der Allerhöciften Verordnung vom 15. April d. J., betreffend 
die Tagegelder und Reifeloften der StaatSbeamten (ſ. d. vor. Art.) find die in den 
Sircular-Berfügungen vom 6. Juni 1873*) und vom 4. Auguft 1875**) mitge- 
theilten Säge an Tagegeldern und Neifefoften der Beamten der Forftverwaltung 
vom 1. Mai d. %. ab dahin zu modificiren, daß zu gewähren find: 





Klaſſe nach 


1. den Oberforſtmeiſtern, den Di⸗ 
rectoren der Forſtakademien, den 
Forſtmeiſtern einſchließlich der drei, 
reſp. als akademiſche Lehrer und 
Verwalter von Lehrrevieren und als 
Dirigent der forſtlichen Abtheilung 
des forſtlichen Verſuchsweſens zu 
Neuſtadt Ew. fungirenden Forſt⸗ 
meiſter, ſowie den Profeſſoren der 
Forſtakademien........ IV 12 M. 


13 Bf. 3 M. | 60 Pf. 


) S. Jahrb. Bd. VI. ©. 21, Art. 13. 
**) ©, Art. 18, ©. 287 dief. Band. 


2. den Oberförftern, Flößverwal- 
tern, Torfverwaltern und dem Thier- 
garten-Berwalter zu Cleve, den 
Oberförfter - Candidaten mit ver 
durch die Eircular-Berfügung vom 
12. Mai 1873 bezeichneten Mobi- 
fifation bei längeren Kommifforien 
und bei Verwaltung von Nevier- 
förfterftellen, 
und dem Chemiler zu Neuftadt-Em. V IM. 13Ppf. 3 M.40 Pf. 

3. den Revierförftern, den Aſſiſten⸗ 
ten der chemifchen Xaboratorien bei 
den Forft-Alademien, dem alade- 
mifchen Gärtner zu Münden und 
dem Sefretair der Forft-Aademie 
zu Neuftadt:Eberöwalde . . . .| VI 6 M. (10 PF2 M. 40 Vf. 

4. den Forſtkandidaten, mit der 
durch die Cirkular-Verfügung vom 
12. Mai 1873 bezeichneten Modifi⸗ 
fation bei längeren Commifforien, 
und den Hegemeiftern und Förftern, 
fowie den Meiftern bei fämmtlichen 
Nebenbetriebsanftalten.. .. VI 4M. 50Pf. 10 Pf. 2 M. 30Pf. 

5. den Forſtaufſehern, Süffsjägern 
und Waldmwärtern, den Wärtern | 
der Nebenbetriebsanftalten, fowie | 
den Hausmeiftern und Pedellen ber | 
Forftalademien . . . .. VIII 3M. 7Pf. 1M. 30 FI 


Auf die Reiſen der Forſtbeamte zu den Gerichtsterminen, für welche die 
Beſtimmungen der Cirkular-Berfiigung vom 5. Januar d. J. (ſ. Art. 50) in 
Kraft bleiben, finden diefe Säte Teine Anwendung. 





Der Finanz⸗Miniſter. 
J. 4: v. Hagen. 
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Geſchäfts⸗, Kaflen- und Rechnungsweſen. 
58. 
Verwendung von Hölzern für Kulturzwecke. 


Circular⸗ Verfügung bes Finanz: Minifters an bie Königl. Finanz=Direction zu Hannovor 
und zur gleihmäßigen Ermächtigung an ſämmtl. Kgl. Regierungen (ercl. Sigmarngen). 


Berlin, den 18. Januar 1875. 

Auf den Beriht vom 30. November pr. wird die Königliche Yinanz-Di- 
reftion in Declaration der Befimmung im 8 25 der Geſchäfts-Anweiſung fir 
die Oberförfter vom 4. Juni 1870*) ad B. b ermächtigt, die Zuläffigkeit der 
Berwendung von für Kulturzwede erforderliden Hölzern nicht von Ihrer vor- 
berigen fpeciellen Anweifung für jeden einzelnen Fall abhängig zu machen, 
fondern durch generelle Verfügung auszufpreden, und die Genehmigung folder 
Holzabgaben nachträglich zu ertheilen, wenn bei Aufftellung des Kulturplang die 
Nothwendigkeit des Bedarfs an diefem Material nicht hat vorhergejehen werden 


tönnen. 
Der Kinanz-Minifter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


54. 


Aufftellung der Liquidationen über die Koſten des Sammelns 
ſchädlicher Forſt-Inſecten. 


Circular⸗Verfügung des Finanz⸗Miniſters an ſämmtliche Königl. Regierungen (ercl. 
Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 27. November 1875. 

Durch die Eirkular-Berfügung vom 10. November 1840 

betreffend die Aufftelung der Liquidationen über die Koften des 
Sammelns ſchädlicher Forftinjekten, 
iſt vorgeſchrieben, daß die Königliche Regierung dem Hauptberichte, mit welchem 
dieſe Liquidationen zur diesſeitigen Prüfung einzureichen find, Erläuterungsbe⸗ 
richte der Forſtmeiſter beifügen ſoll, aus denen die Art und der Erfolg der aus- 
geführten Infeltenvertilgungs-Maßregeln, die BVBetheiligung der Yorftmeifter an 
dem Bertilgungsgefchäfte und mas noch zu thun übrig bleibt, zu erfehen if. 

Diefe Vorſchrift wird nicht überall gleichmäßig ausgeführt. 

In einzelnen Bezirken befcheinigen die Forftmeifter an Stelle des zu er- 
ftattenden Erläuterungsberichtes auf der Zufammenftellung der in einer Ober- 
fürfterei während des Jahres erwachſenen Inſektenvertilgungskoſten „die Richtig- 
teit diefer Koften und ihre Betheiligung an dem Bertilgungsgefchäfte auf Grund 


*) ©. Jahrbuch II. Bd. Seite 3, Art. 3. 
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örtlicher Controlle“, in anderen Bezirken wird weder eine Beicheinigung ausge— 
ftellt noch ein Erläuterungsbericht erftattet. 

Nach beiden Richtungen entipricht dieſes Verfahren nicht der Abficht jener 
Vorſchrift. Diefe Abfiht geht nicht dahin, den Forftmeiftern die Ausftellung 
einer Rechnungsbefcheinigung aufzuerlegen, der von ihnen verlangte Erläute- 
rungsbericht joll vielmehr dazu dieneg, der diesfeitigen Inſtanz einen Anhalt für 
die Prüfung und Entſcheidung tiber die angewandten und noch anzumendenden 
Bertilgungsmaßregeln 2c. zu gewähren. Gegenwärtig, wo die Forftmeifter fafl 
durdgängig am Site der Königlichen Regierung wohnen, würde es unaus— 
führbar fein, von ihnen die zu jener Befcheinigung unerläßliche örtliche Kontrolle 
iiber jede, jelbft gegen den verhältnigmäßig Eleinften Inſektenſchaden angewandte, 
Bertilgungsmaßregel zu verlangen. Auf der andern Seite fann auf die örtliche 
Betheiligung der Foritmerfter an dem Anfeltenvertilgungsgeichäfte Teineswegs 
verzichtet werden. Es muß beanjprucht werden, daß fie bei ihren gewöhnlichen 
Zorftbereifungen von den gerade in Ausführung begriffene Bertilgungsmaßregelu 
Kenntniß nehmen und prüfen, ob die angeordneten Mittel entſprechen und preis- 
wirdig ausgeflihrt werden, daß fie aber bei umfangreidheren Inſektenbeſchädi⸗ 
gungen, welche die Aufwendung umfaflender Maßnahmen und Koften erheifchen, 
fi) bei der Leitung örtlich betheiligen, und daher zu diefem Zwede auch bejon- 
dere Revierbereifungen ausführen. 

In Uebereinftimmung mit der Königlichen Ober-Redhnungs-Kammer be 
fimme ich demnach zur Herbeifihrung eines gleichmäßigen Verfahrens bei der 
Verrechnung der Inſekten-Vertilgungskoſten, daß weder die Zufammenftellungen 
diefer Koften, noch auf die einzelnen Lohnzettel Seitens der Forftmeifter zu be 
ſcheinigen find, daß die Königliche Regierung aber in den Berichten, mit denen 
Sie jene Zufammenftellungen mit den dazu gehörigen Rechnungsbelägen zur 
diesfeitigen Prüfung und Yeftftellung einreicht, angiebt, welche Bertilgungsmaß- 
regeln die Forftmeifter örtlich controllirt und welche Wahrnehmungen über Zwed- 
mäßigfeit und Erfolg fie dabei gemacht haben. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Am Auftrage: v. Hagen. 


bb. 


Taxberechnung für mweibliches Roth-, Damm- nnd Rehmild. 
Circular⸗Verfügung bes Finanz Minifters an fänmtliche Königliche Regierungen 
ercl. der zu Sigmaringen und an bie Königl. Finanz=Direction zu Hannover. 

Berlin, den 9. Jannar 1876. 


Zur Behebung laut gewordener Zweifel wird hiermit beftimmt, daß die 
weiblichen Stücke des Roth- und Dammmildes vom 1. Januar bis 15. Oftober 
des auf ihre Geburt folgenden Jahres als. Schmalthiere anzufprechen reſp. zu 
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verrechnen find. Daffelbe gilt vom Rehwilde bezüglich des Anfprechens als 
Schmalrebe. 
Hiernach ift vom laufenden Jahre ab zu verfahren. 
Der Finanz Minifter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


56. 


Anfertigung der Verwaltungsrechnungen in genauer Weberein- 
ſtimmung mit den eingereichten Final-Ertracten. 


Circular⸗Verfügung des Finanz-Minifteriums an ſämmtliche Königl. Regierungen, 
an bie Kgl. FinanzDirection zu Hannover und an ben Kgl. Geh. Reg.⸗Rath Kühlenthal. 


Berlin, den 1. Februar 1876. 


Nach den Beltimmungen ad 19—22 de8 unterm 17. März 1828 erlaffenen 
Regulativs wegen künftiger Einrichtung des Kafſenweſens bilden die auf Grund 
der abgeſchloſſenen Kaffenbücher aufgeftellten Finalabſchlüſſe die Grundlagen der 
Sabresrechnuugen, welche mit denjelben genau übereinftimmen müſſen und es ift 
eine Aenderung derjelben wegen etwaiger Erinnerungen niemals zuläffig, da die 
einmal abgejchloffenen Kaffenbücher Teine Berichtigungen mehr aufnehmen ditrfen, 
die etwa erforderlichen Berichtigungen vielmehr in den Büchern und Abjchlüffen 
des folgenden Jahres nachzumeijen find. 

Diefen Beftimmungen entgegen haben in einigen Special» und Verwaltungs- 
rechuungen der Domainen-Berwaltung pro 1873 mehrfache Abweidhungen von 
den hierher eingereichten Final-Ertracten und den auf Grund derfelben nad) der 
Circular-Berfügung vom 28. Juni 1862 II 7912 (für die Provinzen Schleswig-Hol- 
fein, Hannover und Heffen-Naffau nad) der Verfügung vom 6. Januar 1869 II 16) 
aufgeftellten erläuternden Nachweiſungen von den Einnahmen und Ausgaben der 
Domainen-Berwaltung pro 1873 ftattgefunden. Namentlih find Ausgaben in 
den Rechnungen unter anderen Titeln, als in den Ertracten nachgemwiejen 
worden. 

Diefe Abweichungen haben der Königlichen Ober-Rechnungs-Kammer bei 
Beihheinigung der dem Landtage vorzulegenden allgemeinen Rechnung von der 
Domainenverwaltung pro 1873 zu längeren Bemerkungen Beranlaffung gegeben. 

In Zufunft müfjen dergleichen Differenzen und die dadurch entftehenden 
unangenehmen Weiterungen unter allen Umftänden vermieden werden. 

Es ift daher fireug darauf zu halten, daß die Yinalertracte der Domainen- 
Berwaltung künftig in genauer Mebereinftimmung mit den abgefchloffenen, nicht 
mehr abzuändernden Kaffenbiichern der Negierungs-Hauptlaffe gefertigt und die 
borgedacdhten erläuternden Nachweifungen der Einnahmen und Ausgaben wiederum 
in Uebereinftiimmung mit den Final-Ertracten aufgeftellt werden. 

Jede Domainen-, Special- und Verwaltungs-Rechnung, welche von dem 
Yinalertracte abweicht, ift der betreffenden Kaffe zur Berichtigung zurückzugeben. 

Terner haben die Negierungs- und Bezirks-Hauptlaffen in ihren Schlußbe- 
rechnungen die Einnahme- und Ausgabe-Refte der General-Staat3-Kaffe in ge- 
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nauer Uebereinftimmurg mit den hierher eingereichten Finalertracten zu de 
clariren. 

In gleiher Weife ift bei der Forfiverwaltung zu verfahren. Die vorbe- 
merkte erläuternde Nachweiſung von den Einnahmen und Ausgaben der Do: 
mainen-Berwaltung, fowie die nad) der Eircular-Verfügung vom 12. Februar 
1874 (II 1707) aufzuftellende Ueberficht von den Refultaten der Domainen-Ber: 
äußerungen find für das Nechnungsjahr 1875 fo fhleunig als möglich, einzu- 
reichen. 

Hinanz-Minifterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
vd. Strang. 


57. 


verrechnung der Stellenzulagen der Förſter und Waldwärter. 


Circular⸗Verfügung des Finanz⸗Miniſters an ſämmtliche Königl. Regierungen (excl. 
Weſtphalen, Rheinprovinz und Sigmaringen) und an bie Königl. Finanz⸗Direction zu 
Haunover. 

Berlin, den 17. Mai 1876. 

Mit Bezug auf die, bei Zufertigung des neuen Normal- und Berjonal-Be 
joldungs-Planz fiir die Förfter- und Waldwärter-Stellen, wegen Verrechnung 
der Stellenzulagen diefer Beamten ertheilten Vorjchriften und nach Maßgabe des 
Staatshaushaltsetats pro 1876, ift in den Forſtgeldrechnungen vom laufenden 
Sabre ab dem Titel 11 des Kapitels 2 die Ueberſchrift: 

„Zu Stellen-Zulagen für Förfter und Waldwärter, fowie zur Haltung 

eines Dienftpferdes oder Annahme von Forſtſchutzhülfe fir Förſter“ 
zu geben. Dieſe Ueberjchrift des gedachten Ausgabe-Titels ift hinfort auch bei 
Aufftelung neuer Special-Forftgeldetats, mögen diefe für den ganzen Bezirk 
oder für einzelne neu arrondirte Oberförftereien angefertigt werden, in Anwen- 
dung zu bringen. 

Die Beträge der in den jegt noch gültigen Specialetat8 aufgeführten 
Stellenzulagen für Förfter find bis zur Aufftellung neuer SpecialetatS in den 
Rechnungen unter Kap. 2 Titel 3 in Sollausgabe-Abgang nachzuweiſen, wo- 
gegen die neuen Stellenzulagen für Förfter und Waldwärter mit ihrem vollen 
zahlbaren Betrage bis zur Etat3-Berichtigung nnter Kap. 2 Titel 11 in Soll. 
ausgabe-Zugang und Iſt-⸗Ausgabe fommen. 

Bezüglich der Stellenzulagen fiir Oberförfter wird in deren Verrechnung 
unter Tit. 2 Kap. 2 nichts geändert. 

Die Königliche Regierung wolle hiernach die Forftlaffen mit Anweilung 


verſehen. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 





58. 


Anderweite Verrechnung der extraordinairen Forſtſchutzkoſten. 


Gireular:Verfügung bes Finanz Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen (excl. 
Sigmaringen) und an bie Kgl. Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 2. Juni 1876. 


Zur Bereinfahung und befferen Weberfichtlichleit des Rechnungsweſens ift 
beſchloſſen worden, die ertraordinairen Forſtſchutzkoſten, deren Verrechnung bisher 
Kap. 2 Tit. 30 des Etats der Forftverwaltung erfolgte, vom laufenden Jahre 
ab bei Kap. 2 Tit. 6, unter welchem bisher in der Regel nur die Remune— 
rationen für Forſthülfsaufſeher beziehungsmweife ein Theil derfelben zur Veraus— 
gabung gekommen find, mit verrechnen zu laffen, und dementfpredhend letzterem 
Titel die Bezeichnung 
„zu Remunerirung von Forſthülfsaufſehern und zur zeitweiſen Ber- 
färkung des Forſtſchutzes überhaupt‘ 

und dem Titel 30 die Bezeichnung 
„Stellvertretungs- und Umzugsfoften, Diäten und Reiſekoſten“ 

zu geben. 


Nachdem diefe Aenderung durch den gefetlich feftgeftellten Staatshaushalts- 
Etat pro 1876 fanctionirt worden ift, wird die Königliche Regierung angewiejen 
ſämmtliche Koften für Berftärfung des Forftifhuges vom laufenden Jahre ab bei 
Kap. 2 Tit. 6 verrechnen und foweit deren Berausgabung bereit3 bei Titel 30 
fattgefunden hat, bei letzterem Titel abfegen und auf jenen Titel übertragen, 
beiden Titeln auch die gedachte veränderte Ueberfchrift geben zu laſſen. In Yolge 
deffen ift gleichzeitig eine entiprechende Erhöhung des Fonds Kap. 2 Tit. 6 er- 
folgt, Lebterer beträgt danach für den dortigen Verwaltungsbezirt vom Jahre 
1876 ab ......... Mart,. buchſtählchcccee en 
welcher Betrag zur Sollausgabe zu ftellen und auf den nächſten Entwurf zum 
Berwaltungsetat zu Übernehmen if. 

Es wird erwartet, daß mit diefem erhöhten Betrage das Bedürfniß gededt 
und ein befriedigender Forftfchut erreicht wird, wenn die etatsmäßigen Schuß- 
beamten, was mit Strenge gefordert werden muß, ihre desfallfigen Obliegen- 
heiten gehörig erflillen. 

Sollte gleihmwohl ab und zu eine Ueberjchreitung jenes Fonds zur unab- 
weisfichen Nothwendigfeit werben, fo ift vor der Ueberfchreitung des Fonds bie 
Genehmigung rechtzeitig nachzufuchen und die Nothwendigkeit ausführlich zu be⸗ 
gründen. 


Der am Zahresfchluffe nicht zur Verwendung gelommene Betrag ift in Ab- 
gang zu ftellen, da eine Uebertragung des Reſtes in das nächſte Jahr nicht zu- 
läſſig if. 

Die Stellvertretungskoften fiir erkrankte und beurlaubte Beamte, fowie die 
Koften der Stellvertretung in fonftigen Abweienheitsfällen der Forftbeamten, wie 
3: B. zu den Korftgericht3-Terminen, foweit hierbei eine Vertretung überhaupt 
nothwendig wird, find bei Kap. 2 Tit. 30 zu verrechnen, 
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Zufag an die Finanz-Direction zu Hannover: 

Die Bertheilung des obigen Fonds auf die Bezirl3-Hauptlaffen zu Hanno 
ver, Lüneburg und Osnabrüd bleibt der Königlichen Finanz-Direction über 
Laffen. 

Der Kinanz-Minifter. 
Im Auftrage: v. Hagen. 


Etatsweſen und Statiftif. 


59. 
tat der Forfi-Verwaltung für dag Jahr 1876, 
Einnahme. 

xt. Marl 
1: Für Do u u 2 wie ee a ar ei 47, 20000 
2. Für Nebennutzungen. ee 3,6 
3. Aus dr Jadg. 431,714 
4. Bon Torfgräbereienn. 826,624 
5. Bon Flößereien 2 2 oo ern. 36,882 
6. Bon Wieſen⸗Anulagenn. 72,840 
7. Bon Brennholz-NRiederlagen - » > 2 2 2 0 2 e 71,5 
8. Bom Sägemühlen-Betriebe . . - > 22 2 0 2 een. 588,000 
9. Bon größeren Baumfhulen -. -. - > 2 2 2 2 ne. 28,00 
10. Bom Thiergarten bei Cleveee... 14,394 
Summa Tit. 4 bis 10 1,138,29 
11. Berjchiedene andere Einnahmen*) . . VF ... 377,691 
12. Von der Forſtakademie zu Neuſtadt⸗ „Eberswalde re —— 9,%00 
13. Bon der Forftalademie zu Münden . . . ; 12,400 
Sunma Tit. 1£ md 13 22,00 
Summa der Einnahme 55710,00 

Ansgabe. 
A. Dauernde Ausgaben. 
Koſten der Verwaltung und des Betriebes. 
Bejoldungen. 
Tit. e Mari. 


1. 30 Oberforftmeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Mark, im Durch⸗ 
jhnitt 5,100 Marl; zu Dirigenten-Zulagen für biefelben 
20,700 Marf (höchfteng RO Mark für jeden); 94 Forftmeifter, 
darunter 2 künftig wegfallend mit 3,600 Marl bis 6,000 
Mark, im Durchſchnitt 4,800 Marl . . ... 0. 624,W 


*) Hierunter find enthalten 160,607 ME. 97 Bf. an Vefoldungsbeiträgen für ca. 302,000 Heft. 
von Staatäforjtbeamten vermwaltetete Kommunal: und GStiftungsforften in den neuen Pre 
vinzen. Der Anfag gründet ſich auf das Ergebniß der legten Jahre neben Berüdfichtigung des 
muthmaßlichen Aufkommens. 
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Tit. Mart 
Transport 624,900 
2. 681 Oberförfter, darunter 2 Hinftig wegfallend, mit 1,800 Mark 
bis 3,300 Mark, im Durchſchnitt 2,550 Mart . . . . 1,736,550 

Außerdem freie Dienftwohnung und Feuerungsmaterial, 
oder Geldvergütung dafür. Der Werth des freien Feuerungs— 
materiald wird zu 150 Mark als penftonsfähiges Dienftein: 
fommen berechnet. 

3. 3,321 Förfter, davon 3,320, incl. 1 künftig wegfallend, mit 840 
Mart bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 Mark, und 1 
fünftig wmwegfallend mit 340 Mark; 12,406 Mark perfönliche 
Zulagen als Erſatz für frühere Dienftbezüge, künftig wegfallend; 
63,640 Marl, incl. 150 Mark künftig wegfallend, zu Revier- 
förfter- und Hegemeifter-Zulagen in Höhe vou 60 Marf bis 
450 Mark; 144,468 Mark fiir 359 Waldwärter, davon 241 
voll befoldet mit 360 Mark bis 660 Mark, und 118 neben- 
amtlich beichäftigt gegen 36 Markt bis 324 Mark; 923 Mark 
perfönliche Zulage als Erjat für frühere Dienftbezlige, fünftig . 
wegfallen . . . .  8,409,477 

Die Förfter erhalten außerdem fee Dienfttwohnung und 
Yeuerungsmaterial, oder Geldvergütung dafür. Der Werth 
des freien Feuerungsmaterials wird zu 75 Mark als penftong- 
fähiges Dienfteintommen berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Feuerungsmaterial oder 
Geldvergütung dafür, und freie Dienftwohnung, wo joldhe 
vorhanden iſt. Bon dem Emolumente des freien Feuerungs- 
materials fteht denfelben eine Penfionsberedhtigung nicht zu. 

4. 2 forfttechnifhe Beamte bei dem Forfteinrihtungsbiireau zu 
Hannover mit 1,800 Mark bis 3,000 Mark, im Durchſchnitt 
2,400 Marl; 3 verwaltende Beamte bei den Nebenbetriebs- 

Anftalten mit 1,500 Marf bis 3,000 Mark, im Durchſchnitt 
2,250 Markt; 33 Torf, Wiefen-, Flöß⸗- zc. Meifter mit 780 
Mark bis 1,080 Mark, im Durchfchnitt 930 Mark; und 22 
Torf:, Wiefen- 2c. Wärter, zufammen mit 9,396 Marf, davon 
16 voll befoldet mit 360 Marf bis 660 Markt und 6 neben- 
amtlich bejchäftigt mit 36 Marl bis 324 Marl. . . . . 51,636 

Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feuerungs— 
material, oder Geldvergütung dafür: die drei vermwaltenden 
Beamten, mit einem penftonsfähigen Werthe des freien Seuerungs- 
material® von 105 Marl, die Meifter wie die Förfter, die 


Wärter wie die Waldwärter. 
Summa Tit. 1 bis 4 5,822,563 


48. Zu Vohnungsgeld-Zufhüffen für die Beamten. . . 93,400 


Andere perſönliche Ausgaben. 
5. Zur Remunerirung von Hilfsarbeitern bei den Regierungen und 


der Finanz-Direltion zu Hannover . . 2 2 200. 72,000 
Latus 72,000 


Jahrb. d. Br. Borft- u. Iagd-Gefegg. VIII. 27 
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zit Mari 
Transport 72,000 

6. Zur Remunerirung von Forfthiilfsauffehern bis 900 Mark für 
jeden und zur zeitweifen Verſtärkung des Forſtſchutzes überhaupt 1,160,000 

7. Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiemen und Averſa 970,000 

Das Marimum des dem Forftlaffen-Rendanten al® Be- 
fofdung zu bewilligenden Tantieme-Antheils beträgt 3,300Mare. 

8. Zu außerordentlihden Nemunerationen und Unterftügungen für 
Forftbeamte, Forftlaffen-Beamte, Erefutoren, Beamte bei den 
Nebenbetriebs-Anftalten und fonftige Perſonen (nicht Beamte), 
welche fiir diefe Anftalten nützliche Dienfte leiften . . . . 168,000 

Summa Tit. 5 bi 8 2,370,000 
Dienftaufmands- und Mietbsentfhädigungen. 

9. Fuhrloften-Averfa und Dienftaufmands-Entihädigungen für Ober- 
forftmeifter und FYorftmeifter bis zu 2,900 Mark für jeden . 295,200 

10. Fuhrkoften, Büreaufoften uud Dienftaufwands-Entihädigungen 
für Oberförfter His zu 2,100 Mark für jeden. . . . . . 1,089,450 

11. Zu Stellen-Zulagen für Förfter und Waldwärter a 50 Marf bis 
300 Mark,“) ſowie zur Haltung eines Dienftpferdes, oder An- 
nahme von Forſtſchutzhülfe für Förfter bis zu 180 Mark für 

jeden . . de a 279,588 
12. Subrloften-Averfa und Dienfaufwands-Entfhäbigungen für Beamte 
bei den Nebenbetriebsanftalten bis zu 1,200 Mark für jeden 
und Stellen-Zulagen für diefe Beamten von a 50 bis 300 Mark 14,376 

13. Zu Miethsentſchädigungen wegen fehlender Dienftwohnungen für 
Oberförfter bis zu 900 Marf, für Förfter, Torf, Wiefen-, 

Flöß- zc. Meifter bis zu 225 Mark für jeden. . » » . . 101,010 
Summa Tit. 9 bis 13 1,779,624 





Materielle Berwaltungs- und Betriebskoſten. 

14. Für Werbung und Transport von Forfiproduften . . . - . 7,095,000 
15. Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forftdienftgebäude, ſowie 
zur Beichaffung noch fehlender Forftdienftgebäude für Ober- 


förfter und Forſtſchutzbeamte . . ... 2,024,000 
16. Zur Unterhaltung und zum Neubau der. fetten wei in den 
Forften. . » ; . .  1,200,000 
17. Zu Wafferbauten in ben Forſten Br 37,440 
Summa Tit. i6 und 77. 1,237 440 
*) Das Mehr zu Stellen-Zulagen im Betrage von -. . . .» A 265,950 Mart 
nah Abzug von Eriparnifien bei den Pferbehaltungs- und Schutz⸗ 
aulagen: DON: = sa a nee 40 = 


beträgt 265,530 Marl. 

In Mebereinftimmung mit dem Befchlufle des Haufes der Ubgeorbneten vom 1. Juni 1875 

ift ermittelt worden, in mie weit das Bedürfniß anzuerkennen ift, für folche Förfter und Wald⸗ 

mwärter, denen durch ifolirte Lage des Dienftmohnfiges oder andere ungünftige Ort3verhältnifie 

befondere Nachtheile und Unkoſten erwmachfen, eine Ausgleihung durch Gewährung von Stellen- 

zulage aus befonderem Fonds herbeizuführen. Nach diefen Ermittelungen bedaıf es für biefen 

Bwed einer Summe von 265,950 Mark, welche in Einzelbeträgen von 50 bis 300 Mark erfor: 
derlich ift. 
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Tit. 


18. Zu Forſtkulturen und Verbeſſerung der Forſtgrundſtücke, zum 
Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege und zu Forſt⸗ 
vermeſſungen und Betriebsregulirungen. —F 

Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
reſervirt werden; außerdem überträgt ſich dieſer Fonds mit 
dem Fonds Rap. 4 Tit. 4 zum Anlauf von Grundftiiden zu 
den Forften. 

19. Fagdverwaltungstoften . Bi 

20. Betriebskoften für Torfgräbereien . 

21. Betriebskoſten für Flößereien 

22. Betriebstoften für Wiefenanlagen . . - 

23. Betriebskoften fir Brennholz-Niederlagen 

24. Betriebsfoften der Sägemühlen. 

25. Betriebstoften fir größere Baumſchulen. 

25. Für den Thrergarten bei Cleve. — 

Bei dem Thiergarten bei Cleve darf die Ausgabe bie Ein- 
nahme nicht fiberjchreiten. Der am Schlufle eines Jahres 
verbleibende Ueberſchuß darf nur in den nächftfolgenden beiden 
Jahren noch verwendet werden. 

Summa Tit. 20. bis 26. 


27. Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu Separationen, 
Regulirungen und Prozeßkoſten . . 

28. Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Botenlöhne und onige 
Heine Ausgaben der LTolal-Berwaltung . 

29. Drudkoften . 

3%. Stellvertretungs- und Umzugsfoften, Diäten und Reifetoften . 

31. Infektentilgungs-, Borfluth-Koften, san an Wald⸗ 
arbeiter und andere vermifchte Ausgaben . 


Mark. 


3,670,200 


805,331 


188,500 
160,000 

60,000 
213,000 


347,852 


— — — 


Summa zit. 29. bis 31. 


620,852 


Summa Tit. 14. bis 31. 15,882,573 
Summa Kap. 2 25,948,160 


Bu forfwiffenfhaftlihen und Lehrzweren. 
Befoldungen. 


l, Bei der Forftafademie zu Neuftadt-Eherswalbe: 

1 Direltor mit 6,900 Mark; 4 Brofefforen und 1 Forftmeifter 
für das Verſuchsweſen mit 3,300 Mark bis 6,000 Mart, im 
Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiker für das Verſuchsweſen 
mit 2,400 Mark; 1 Sekretair mit 1,500 Mark; 1 Hausmeifter 
und Pedell mit 900 Mark; 1 forfttechnifcher Schrer mit 600 
Mark neben feinem Eintommen als Oberfürferr . . . » 

2. Bei der Forftafademie zu Minden: 
1 Director mit 9,000 Mark; 4 Profefforen mit 3,300 Mark 
bis 6,000 Mark, im Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 alademifcher 


Latus 
27* 


35,550 


35,550 


Tit. 


Transport . 

Gärtner 1,800 Mark; 1 Hausmeifter und Bedell mit 900 Marf; 

1 forfttechnifeher Lehrer mit 600 Dart neben nn Ein- 

fommen als Oberförfter . i ' ß 
Bemerfung. 

Die Gehälter der 9 Beamten mit 3,300 Mark bis 6,400 
Mark find für beide Afademien libertragungsfähig. Die Haus- 
meifter und Pedelle erhalten freie Wohnung und freies 
Feueruugsmaterial. ⸗ 


Summa Tit. 1 und 2 


22. Zn Wohnungsgeld-Zuſchüſſen für die Beamten 


D —- 


3. 


Ha 


Andere perfönlide Ausgaben. 


- Zu Remunerirung von Hülfslehrern und Affiftenten; zu Remune- 


rationen für Leiftungen bei dem forftlichen VBerjuchswefen . 


Zu außerordentliden Nemunerationen und Unterftütungen an 


Beamte und Dozenten bei den Yorftafademien 
Summa Tit. 3 und 4 


Sächliche Ausgaben. 


. Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehrmittel und 


Sammlungen, zu Amtsunfoften-Bergütungen, Umzugstoften, 
Diäten und Reifeloften, zur Heizung und Erleuchtung der 
Lehrräume, zu den fpeciellen Bedürfniffen der forftlichen Ber- 
fuchsftationen und ſonſtigen vermijchten Ausgaben 4 

Beftände können zur Verwendung är die folgenden Jahre 
reſervirt werden. 


Summa Kap. 3 


Allgemeine Ansgaben. 


. Kommunal- und Reallaften . . . } 
. Ablöfungsrenten und zeitweife Berglitungen an 1 Stelle Don Natural— 


Abgaben 


Zu Unterſtützungen für ausgeidjiebene Beamte, fowie ee Benfionen 


und Unterftügungen fir Wittwen und Waifen von Beamten 
Beftände können zur Berwendung für das nächſte Jahr 
reſervirt werden. 


. Zum Anfauf von Grundſtücken zu den Forſten 


Beſtände können zur Verwendung für die folgenden Jahre 
reſervirt werden; außerdem überträgt ſich dieſer Fonds mit 
dem Forftlultur- Fonds Kap. 2 Tit. 18. 

Summa Kap. 4. 
Hierzu: ⸗ 3. 


Mark. 
35,550 


30,900 


66,450 


4,740 


66,510 


160,700 


⸗ ⸗23. 25,948,160 
Summa A. Dauernde Ansgaben 27,989,000 
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zit. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. Mark. 
1. Zur Ablöfung von Forft-Servituten, Neallaften und Paffivrenten 1,200,090 
2. Prämien zu Chauffeen, deren Anlage von dem wefentlichiten In— 

terefie für die Forft-Berwaltung ift, die aber ohne Hinzutritt 

der leßteren dur Bewilligung von Prämien nicht zur Aus- 


führung fommen würden. . . . . 150,000 
3. Zur Beichaffenheit fehlender Hörfter-Dienftwohnungen (Ertraordi- 
nairer Zufhuß zu Kap. 2 Tit. 15 des Ordinariumd) . . . 500,000 


4. Zu Ehauffee-Anlagen im Grunewald bei Berlin, dritte Rate. . 50,000 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 1,900,000 


Abſchluß. 

Die Einnahmen betragen . 2 > 2 2 0 ee 33,410, 000 

Die dauernden Ausgaben betragen . . . . 0.20. 27,989,000 
— Ueberſchuß 25,421,000 

Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben. . . . . . 1,90,000 
. Bleibt Ueberſchuß 23,521,000 
60. 


Die etatsmäßigen Forſtflächen, fowie der etatsmäßige Watural- 
Ertrag für das Jahr 1876 und Einnahme Witel 1 für Holz. 


Natural-Ertrag 





= nad den Ab- Geld- 
Flächen-Inhalt nach Heftaren nngungsfägen — 
a 
Regierungs-Beziet. | Zur Holzzucht ne coutrol. Tit. 1. 
beſtimmter hicht er fähiges fübiges — 
TI Sr Ho, 
Waldboden. und Material. 
| - Mart Bf. 
Rönigeberg - . . . | 173,942] 61,399] 235,341] 35,658| 343,543 2,193,949.— 
Sumbinnen.. . . . 1 179,846] 54,647 1 234,4931 16,256] 354,547 2016,494. - 
Danzig.....10905664 12,453| 103,017] 5,730] 125,113 672,628. — 
Marienwerder . . . | 170,443| 16,470| 186,913] 7,680| 287,808 1,475,920.— 
Botsdbam. 2... | 198,087) 16,996| 215,083] 8,889| 353,589 3,506,823.42 
Frankfurt a. ©. . . | 170,950| 10,745] 181.695] 5,262| 346,001 3,484,582.— 
Stettin - . 2... 976891 9,630] 107,319] 2,321] 235,034 2,100,226.— 
Cöslin | 45,580) 5,322) 50,902] 1,71] 88,794 489,733. — 
Stealfund . . . .1T 24,808 3673| 28,481] 1,401| 51,932 660,873. — 
Poſen.....l 660511 6,8501 72,401] 1,986| 110,398 810,904. — 
‚Beombrg . . . „| 93799] 7,333] 101,131| 3,811] 144,143 331,159. - 
Breslau. . . . . 1 58,807| 4,124] 62,931 990] 130,848] 1,581,244.=- 








Regierungs-Bezirk, 


Liegnitz 

Oppeln 

Magdeburg . 

Merjeburg 

Erfurt . 

Schleswig 

Hannover (Provinz) . 

Gemeinjchaftliche Wal- 
dungen 

Münfter . 

Minden 

Arnsberg . 

Kofel. - . 

Gemeinfdaftliche Wal. 

dungen . A 

Wiesbaden . . . 

Gemeinſchaftliche Wal 

dungen . 

Koblenz . 

Düffeldorf 

Cöln 

Trier . 

Aachen 


Summa 
Gemeinſchaftliche Wal- 
dungen . 
Muthmaßliche Mebr- 
Einnahme in Folge 
höherer Verwerthung 
des Holzes und der 
Nebennugungen und 


en nachhaltigen 
atural-Ertrages a 


gen die Annahme 
pecial-Etat3 


Bei der Eentral-Ber- 
waltung 









Natural-Ertrag 
nad) den Ab- 
enbihnte in 
fubifmetern. 


nicht 


control= 
fähiges 






























control- 
fähiges 










bejtimmter 





ftimmter Summa 
MWaldboden. 


20,474 1,502] 21,976 
74,035] 5,238] 79,273 
60,423| 4,407| 64,830 
71,819) 6,851] 78,670 
35,409| 1,163| 36,572 
25,980 7,542] 33,522 
226,859| 18,187| 245,046 


2,307 2,307 
2,222) 2401 2,462 21 
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Verhandlungen des Hanfes der Abgeordneten über den Etat 


der Staats-Forfivermaltung für das Jahr 1876. 
(8. Sigung am 17, Februar 1876.) 
Prafident: Wir gehen über zum 
| Etat der Forſtverwaltung. 

Die Einnahme finden Sie im Hauptetat Seite 2, Kapitel 2, die dauernden 
Ausgaben im Hauptetat Seite 18 bis 20 Kapitel 2-4; einmalige außerordent- 
liche Ausgaben Hauptetat Seite 72 Kapitel 4. 

Ich eröffne die Diskuffton tiber die Einnahmen, Kapitel 2, Titel 1: Für 
Holz 47,900,000 Marf. 

Der Abgeordnete Graf Matufchla hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Matuſchka: In der Gruppe zur Vorberathung des 
Forftetats, zu welcher zu gehören ich die Ehre gehabt habe, find mehrere Fra— 
gen zur fohriftlichen Beantwortung fchriftlich geftellt worden, wie das auch vor 
zwei Jahren bei Vorberathung des Forſtetats gehalten worden if. Wir Mit- 
glieder der Gruppe haben in Folge deffen erwartet, daß heute dem Hohen Haufe 
ſowohl die Anfragen, als auch die darauf ergangenen Antworten gedrudt vor- 
gelegt werden würden. Das ift nicht der Fall geweſen; unfere Erwartungen 
find hierin getäufcht worden, und ich jehe mich deshalb genöthigt, einige Fra— 
gen, die bei der Gruppe geftellt worden find, Hier im Plenum nochmals vorzu- 
tragen, ob zwar die Debatte dadurch allerdings einige Verzögerung er- 
leiden wird. 

In der Gruppe ift zu dem vorliegenden Titel die Frage geftellt worden, 
ob die Königliche Staatsregierung wohl Willens fein möchte, den Forftmeiftern 
und denjenigen Oberforftmeiftern, welche Naturalrechnungen zu revidiren haben, 
bei der außerordentlich zeitraubenden und techniſche Sachlenntniffe nicht erfor- 
dernden Prüfung der Grundlagen zur Naturalrehnung infofern eine Erleichte- 
rung zu gewähren, als diefe Pritfung den Kalktulationsbeamten der Königlichen 
Regierungen übertragen werden könnte, Ich verftiehe unter „Prüfung der Grund- 
lagen zur Naturalrechnung“ insbefondere die Revifion fämmtlicher Holzanmeife- 
zettel, deren Menge bekanntlich bei einer größeren Zahl von Oberförftereien, wie 
fie gewöhnlich zu einem Forftmeifterbezirfe gehören, eine ganz enorme ift; ich 
verftehe darımter ferner die Vergleichung diefer Holzverabfolgungszettel mit den 
Holzabzählungstabellen der Förfter, diefer wieder mit den Holzabzählungsre- 
giftern und dem Holzwerbungsfoftenmanuale der Oberförfter, diefer wieder mit 
den Lizitationsprotofollen und anderen Materialausgabebelägen, endlich mit der 
Noeturalrechnung felbfl. Es iſt alfo eine außerordentlich zeitraubende und, ich 
möchte jagen, geifttödtende Arbeit für die Forftmeifter und Oberforftmeifter, die 
ihre Zeit und Kenntniffe doch wohl beſſer anwenden können, als mit jolchen rein 
kalkulatoriſchen Sachen, die recht gut von Seiten der Kalfulaturbeamten beforgt 
werden fünnen. Ich hatte die Frage geftellt, ob wohl die Königliche Staatsre- 
gierung Willens jei, hierin den gedachten Forſtbeamten eine Erleichterung zu ge- 
währen; eine Antwort hierauf ift bis jett nicht erfolgt. 

Präſident: Der Herr Regierungstommiffar hat das Wort. 

Regierungslommiffar Landforftmeifter Wriei: Dem materiellen Antrage 
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gegenüber, der dahin geht, daß die Forſtmeiſter refp. Oberforftmeifter von der 
Prüfung der Naturalrehnung eutbunden werden mögen, bemerfe ih zunächſt, 
daß eine falkulatorifhe Prüfung diefer Rechnung Seitens der Forftmeifter nicht 
verlangt wird. Daß das nicht der Fall ift, ergiebt ſich aus dem Atteft, welches 
die Forftmeifter iiber diefe Naturalrechnung auszuftellen haben und etwa dahin 
lautet „daß fie diefe Rechnung geprüft und vorbehaltlich der kalkulato— 
riſchen Feftftellung für richtig befunden Haben“ Wenn daher der Antrag 
des Herrn Vorredners nur dahin gehen kann, daß den Forſtmeiſtern auch die 
Bergleihung der verſchiedenen Bücher der Nechnungsunterlagen, aljo der Ab- 
zählungstabellen, der Abfolgezettel u. f. w. abgenommen und der Kalkulation 
der Regierung zugewiefen werden möchte, fo ift es mir nicht ganz zweifellos, ob 
hierdurch das erzielt werden würde, was der Herr Vorredner im Auge bat, 
nämlich eine Verringerung der Schreibereien und Stubenarbeit. 

Wenn diefe Arbeiten, die jet in loco von den Forftmeiftern brevi manu 
abgemacht, den Regierungsfaltulatoren überwieſen werden, jo liegt e8 im der 
Natur der Sache, dag ſolche vom grünen Tiſche aus iiber alle hervortretende oft 
Heine Differenzen Notaten ziehen und fo eine Schreiberei hervorrufen möchten, 
durch welche die technischen Beamten mehr als die Forftmeifter durch die jetzige 
Art der Rechnungsprüfung belaftet werden. Bin ih hiernach dem geftellten 
Antrage gegenüber nicht ohne Bedenken, fo kann ich doch dem Herrn Vorredner 
die Berfiherung geben, daß es augenblidlich in der Abficht der Regierung liegt, 
alle diejenigen geſchäftlichen Inſtructionen, die für die Oberförfter und Yorf- 
meifter gültig find, einer eingehenden Prüfung nach der Richtung bin zu unter: 
werfen, ob refp. in welcher Form es thuulich ift, dem Schreibwert und der 
Stubenarbeit dieſer Beamten eine weitere Verringerung zu befhaffen und daß 
hierbei auch die Intentionen des Herren Vorredners ficherlih werden in Erwä⸗ 
gung gezogen werden. 

Präafident: Der Abgeordnete Bernhardt Hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich erlaube mir die Bemerkung, daß ich mid 
zu Titel 18 zum Wort gemeldet habe. 

Prafident: Ich bitte um Entſchuldigung, ich Gabe die Meldung falich 
verftanden. 

Dann würde zu diefem Einnahmetitel der Abgeordnete Freiherr v. der Reck 
das Wort haben. 

Abgeordneter Freiherr v. d. Reck: Ich wollte mir erlauben, kurz zu kon⸗ 
ſtatiren, daß ich dem Ausſpruch des Herrn Regierungskommiſſars nur beitreten 
kann, allerdings mit dem Wunſche, daß ſeitens des Miniſteriums ernſtlich dieſe 
Angelegenheit in's Auge gefaßt und in einer Weiſe Abhülfe geſchafft werde, die, 
wie ich fie fiir möglich halte, einerſeits ſehr weſentlich zur Erleichterung der be⸗ 
treffenden Beamten dienen kann, andererfeitS auch die Sicherftellung der rech⸗ 
nungsmäßigen Behandlung der Gefchäfte vollftändig verbürgt. Ich glaube daher 
daß durch die Anfrage des Herrn Kollegen Matufchla in dieſer Beziehung die 
Intentionen des Haufes vollftändig vertreten merbden. . 

Präſident: Die Diskuffion über Titel 1 der Einnahmen ift gejchloflen, 
— der Titel ift feftgeftellt. 

Titel 2—13 der Einnahmen, — ohne Widerfprud genehmigt. 

Dauernde Ausgaben Kapitel 2 Titel 1—17 

(der Abgeordnete Grafv. Matuſchka meldet fih zum Wort.) 
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Dann will ich zunächſt konſtatiren, daß Titel I bıwilligt iſt. 

Zu Titel 2 Hat der Abgeordnete Graf v. Matufchla das Wort. 

Abgeordneter Graf Matuſchka: Zu Kapitel 2, Titel 2 ift in der Gruppe 
eine Anfrage geftellt worden, die zwar nicht von mir felbft ausgegangen ift, mit 
der ich aber fo einverftanden bin, daß ich fie zu der meinigen made. Die An- 
frage bezieht fich auf die fehr erheblichen Ungleichheiten in den Einnahmen der 
Königlichen Oberförfter, welche theil8 dadurch herbeigeführt find, daß in den ein- 
zelnen Iheilen der Provinzen befanutlich ſehr verjchiedene Lebensmittelpreife ob- 
walten, theils dadurch, daß bei der Ausftattung der verfchiedenen Oberförfter- 
ftellen mit Dienftländereien natürlich nicht ganz gleihmäßig hat verfahren werden 
tönnen. Bezüglich der Förſter- und Waldmwärterftellen ift im gegenwärtigen Etat 
das Ausfunftsmittel getroffen, daß die betreffenden Beamtenkategorien Stellenzu- 
lagen befommen haben, wodurch diejenigen Stellen, welche minder gut mit 
Dienftländereien dotirt find, oder in Provinzen liegen, wo die Lebensmittel 
theurer find, aufgebeffert worden find. Es ift nun die Frage geftellt worden 
ob es nicht auch möglich wäre, fchlechte Oberförfterftellen dadurch aufzubefjern 
daß man ihnen hinreichende Stellenzulagen gewährt, und zwar nicht aus dem 
gewöhnlichen Befoldungsfonds, fordern aus befonderen, hierzu gejchaffenen Fonds 
Diefe Frage ift bis jett noch nicht beantwortet worden, und ich würde die Kö— 
nigliche Staatsregierung bitten, fich darüber zu äußern. 


Präſident: Der Herr Negierungsfommiffer hat das Wort. 


Regierungstommiffarius Landforfimeifter Ulriei: Es wird von der Staats- 
regierung nicht verfannt, daß es nothwendig ift, ganz befonders ungünftig fituirt. 
Oberförfterftellen, ebenfo wie e8 bei den Förfterftellen der Fall ift, durch Stellen- 
zulagen einigermaßen in ihren pefuniären Verhältniffen auszugleichen. Es ift zu 
diefem Zwede bis zum Jahre 1872 in allen Etatgentwirfen bei diefem Kapitel 
ausdrüdlih aufgenommen gemefen, daß daffelbe auch zu Stellenzulagen ver- 
wendbar ſei. Bom Jahre 1873 ab ift diefe ausdrüdlihe Bemerkung fortge- 
laffen, die Stellenzulagen find jedoch der Natur der Sache nad), zumal die Jn- 
haber der betreffenden Stellen einen gewiffen Anſpruch auf diejelben hatten, 
weiter gewährt worden. Gegenwärtig jchwebt nun über diefen Punkt eine 
Korrefpondenz mit der Kgl. Oberrechnungstammer, vor deren Abſchluß die Re— 
gierung nicht in der Lage ift, eine Entſchließung Hinfichtlich der angeregten Frage 
zu faffen. 

Präftdent: Die Diskuffion über Titel 2 ift gefchloffen, der Titel ift be- 
willigt. 

Titel 3-5. — Ohne Widerfprud bewilligt. 

Titel 6. Zur Remunerirung von Forfthiilfgauffehern ꝛc. 

Der Abgeordnete Graf v. Matufchla hat das Wort. 


Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Im StaatshaushaltSetat pro 1874 
und 1875 ift bei deu betreffenden Titeln die Feftftellung getroffen worden, daß 
Beftände aus diefen Titeln fir jpätere Jahre refervirt werden können. Zch wiirde 
es für im Intereſſe der Regierungen liegend halten, daß auch in diefem Jahre, 
wo eine ſolche Feſtſtellung im Etat weggeblieben if, ihnen eine Dispofition tiber 
verbliebene Beftände vorbehalten werde, und es möchte daher erwünſcht fein, daß 
diefelbe Bemerkung die in den Etats pro 1874 und 1875 enthalten if, auch in 
den Etat pro 1876 aufgenommen werde. 
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Bräfident: Der Herr Regierungstommiffarius hat das Wort. 

Regierungskommiſſarius, Landforftmeifter Ulriei: Meine Herren! Es 
handelt fi) hier um perfönliche Ausgaben, alſo um ſolche, die mit dem Jahres- 
ſchluß vollftändig abgewidelt find, und nit um fachliche, beifpielsweife um 
Bauausführungsausgaben, die nicht immer am Jahresſchluß abwidelungsfähig 
find. Die Regierung hat e8 deßhalb für angemeffen erachtet, bei diefem Titel 
die Uebertragungsfähigleit auf fpätere Jahee nicht weiter zu beanfprucdhen; fie 
hält es vielmehr für korrekter, Minderausgaben, die am Schluffe eines Jahres 
bei diefem Zitel hervortreten, von der Sollausgabe abfeten zu laſſen. und etwaige 
dur das Bedürfniß bedingt gewejene Mehrausgaben als Etatsüberfchreitungen 
nachzuweiſen. 

Präfident: Ich bin zweifelhaft, ob ein beſtimmter Antrag geſtellt iſt. 

Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Nach dieſer Erklärung würde ich den 
Antrag nicht ſtellen. 

Präſident: Dann kann ich wohl dieſen Titel 6 als bewilligt fef- 
ſtellen. 

Titel 7—14 — find bewilligt. 

Zitel 15. Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forfidienftgebäude zc. 

Der Abgeordnete Graf dv. Maluſchka Hat das Wort. 

Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Ich vermiffe in dem gegemmärtigen 
Etat die Angabe der Zahl derjenigen Etabliffements, weiche noch herzuftellen 
find. Wenn ich bloß diejenigen Zahlen zu Grunde lege, die im vorigen Etat 
angegeben find, fo würde es fich herausftellen, daß gegenwärtig noch 100 Ober: 
fürfter- und 665 ürfteretabliffements fehlen, welche noch neu herzuſtellen fein 
würden. Hierzu treten noch mehr Baubedlrfniffe, weil feit dem vorigen Jahre 
noch einige Oberförfterftellen und Förfterftellen freirt worden find. In Bezug 
auf diefe großen Ausgaben, die der Königlichen Forftverwaltung noch obliegen, 
jheint mir doch der Betrag, der ausgeworfen ift zur Unterhaltung der Forf- 
dienftetabliffementS und Herftelung neuer Dienftetabliffements, außerordentlid 
gering zu fein. Wenn ich vielleicht auf Kapitel 4 Titel 3 bei diefer Gelegenbeit 
hinbliden darf, der mit dem gegenwärtig zur Berathung ftehenden Titel jehr 
eng zufammenhängt, fo ſehe ich, daß im gegenwärtigen Etat im Ganzen 440,000 
Mark weniger angenommen find, als im vorigen Jahre und das fcheint mir doch 
im Vergleich mit der großen Menge noch fehlender Dienftetabliffements ein recht 
ungünftiges Verhältniß zu fein. 

Ich würde alfo die Frage mir erlauben, ob die Königliche Staatsregierung 
nicht Willens wäre, wenigftens vom Hinftigen Jahre ab, — wenn in diefem 
Jahre dringende Hinderniffe find, den Bauten eine größere Ausdehnung zu ge 
ben — der Wieberherftellung und dem Neubau von Forftetabliffements eine 
größere Summe zuzumenden. 

Vräfident: Der Herr Regierungstommiffarins hat das Wort. 

Regierungstommiffar Landforftmeifter Ulriei: Meine Herren! Es iſt rich— 
tig, daß für die Forftbaulichkeiten im Ganzen d. 5. das Ordinarinm und Ertra- 
ordinarium zufammengerecdhnet, eine geringere Summe als im vorigen Jahre 
ausgebradht if. Beim Ordinarium ift ein Mehr beantragt. Daß das Ertraor- 
dinarium in diefem Jahre geringer dotirt wurde als im vorigen Jahre, bat 
feinen Grund in denjelben Verhältniſſen, welche in dem Vorbericht zum Staats: 
haushaltsetat angegeben find. Umftände, welche bei diefem Zitel eine Ausnahme 
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von den im Vorberichte erörterten allgemeinen Geſichtspunkten rechtfertigen, liegen 
nach der Anficht der Regierung nicht vor. Im Gegentheil fcheint e8, als ob 
gerade bei diefem Titel Erfparungen im Ertraordinarium nicht bedenflih find. 
Ich erlaube mir darauf hinzumeifen, daß bis zum Jahre 1872 diefer Titel im 
Ertraordinarium nur 300,000 Mark betrug. Er ift im Jahre 1873 auf 600,000 
Mart erhöht worden. Im Fahre 1874 find wiederum 600,000 Mark bewilligt. 
Im vorigen Jahre ift fogar die Summe auf 1,050,000 Darf geftiegen. Sier- 
Durch ift in der letzten Zeit ſoviel gefchehen, daß es bei diefem Titel um fo eher 
zuläfftg fein dürfte, in diefem Jahre eine Erfparniß entreten zu laffen, als durch 
Die Verwendung der großen Mittel, die im vorigen Jahre zu Gebote geftanden 
haben, zwar der Ban einer erheblichen Zahl von Etabliffements in Angriff ge- 
nommen, aber noch nicht durchweg vollendet if. Die Bauten, die im vorigen 
Sabre eingeleitet find, laufen zum großen Theil noch in dieſes Jahr hinein. 

Hierdurch wird unferen Baubeamten, wenn die Summe von 500,000 Mart 
fiir weitere Bauten im Ertraordinario verbleibt, eine Arbeitslaft gejchaffen, die 
die Beſorgniß nicht ganz ausschließt, ob es ihnen möglich fein wird, alle dieje 
Banten d. h. die aus dem vorigen Jahre in diefes iibergegangenen und die in 
diefem Jahre neu in Angriff zu nehmenden fo zu fontroliren, daß dadurch die 
Tüchtigkeit der Bauausführungen unbedingt gefichert bleibt. 

Präſident: Der Abgeordnete Freiherr v. d. Ned hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr v. d. Ned: Meine Herren! Ich glaube doch, wir 
werden Lonftatiren müſſen, daß der erheblichen Anzahl noch fehlender Etabfiffe- 
ments gegenüber die Staatsmittel, die nady dem Etat zur Erneuerung und zum 
Neubau refp. zum Anlauf von Forſtetabliſſements verwendet werden follen, eine 
verhältnigmäßig Kleine ift, und daß immerhin, wenn wir noch 6—700 Etabliffe- 
ments neu anfchaffen müffen, noch mehrere Dezennien vergehen werden, bis diefe 
Etabliffements da fein werden. 

Nun könnte man fagen, wenn noch Dezennien vergehen können, daß fie dann 
garnicht nothwendig feien und daß, wenn man fi) 2 Dezennien ohne diefe 
EtablifjementS beholfen habe, man dies noch ferner fünne. Das würde jedoch 
nur die halbe Wahrheit fein. Ich glaube, hat die Königliche Staatsregierung 
mit Recht feftgeftellt, daß fie noch 5, 6700 Etabliffements bedarf, jo muß man 
bis zur Herftellung derfelben Mittel und Wege ergreifen, um den Uebergang 
zu erleichtern. In diefer Beziehung möchte ich mir erlauben, auf die Nr. 13 
Kap. 2 Hinzumeijen. Es iſt dort feftgeftellt, daß die Oberförfter Miethsentſchä⸗ 
digungen bi8 900 Mark und die Förfter Miethsentiehädigungen bis 225 Marl 
beziehen können. Ich möchte die Aufmerkfamfeit der Königlichen Regierung 
darauf lenken, daß nad meinem Daflirhalten die Bewilligung höherer Mieth$- 
entihädigung das geeignetfte Mittel ift, um dem Uebelftande fchnell abzuhelfen, 
und die Königliche Staatsregierung zu entlaften; denn ich bin fiberzeugt, wenn 
Die Regierung, ftatt wie bisher das Marimum 225 Marf Miethsentihädigung 
— diefes Marimum wird aber nur in Ausnahmefällen bewilligt, das Herge- 
brachte ift, daß ein Förfter 25, 30-35 Thaler Mietbsentihädigung befommt; 
flir diefen Betrag kann er eine wirklich paffende Wohnung nur felten bekommen, 
und es liegt in der Natur der Sache, daß er in Folge deffen fi wegen der 
Wohnung erhebliche Beſchränkung auferlegen muß — ich fage deshalb: gäbe 
man dem Förfter 100 oder auch 150 Ihaler in einzelnen Yällen, jo würde das 
zur Folge haben, daß man geeignete Etabliffement3 wiirde miethen können, und 
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nur da, wo derartige geeignete Etabliffements nicht zu beichaffen find, würde 
man zum Neubau übergehen müſſen. 

E83 wiirde das meines Erachtens ein großer Gewinn fein, denn 150 Thlr. 
ift eine Kleinigkeit gegeniiber den bedeutenden Summen, die zum Neubau auf- 
gewendet werden müſſen, denn im Durchſchnitt wird ein folches Förfteretabliffe- 
ment doch 5—6000 Thaler foften, wir würden alfo nicht einmal die Zinfen bier- 
bon ausgeben. 


Ich möchte mir erlauben, die Staatsregierung auf diefen Punkt aufmerkfam 
zu machen. 


Präfident: Der Abgeordnete v. Benda hat das Wort. 


Abgeordnete dv. Benda: Meine Herren! Ich glaube doch, daß faft alle 
Forftfachverftändige mit mir hierin übereinftimmen werden, wenn ich fage, es ift 
iiberiwiegend mwünjchenswerth, daß wir jelbftffändige Forftetabliffements haben, 
und id. kann das Einmiethen der betreffenden Forſtſchutzmannſchaften nur als 
einen Nothbehelf anſehen. 

Im übrigen habe ich geglaubt, daß die Anfrage des Grafen Matuſchka mehr 
an den Herrn Finanzminiſter gerichtet iſt als an den Vertreter der Forſtver⸗ 
waltung, und bin der Anſicht, daß die ſehr erhebliche Abminderung der Ver⸗ 
wendung des Ertraordinariums aus demſelben Grunde herrührt, aus welchem 
ja auch in den übrigen Staatsverwaltungen im Ertraordinarium in diefem Jahre 
erhebliche Abminderungen haben herbeigeführt werden müſſen; es beruht eben in 
unjerer allgemeinen Finanzlage. Ich fehe diefe Herabminderung daher nur al 
vorübergehend an und bin der feften Heberzeugung, daß, wenn das Geld in un- 
ferer Yinanzverwaltung wieder flüffiger wird, der Herr Finanzminifter fich beeilen 
wird, au zu dem bier vorliegenden Zwed wieder die höheren Anfäte herbeizu- 
führen, und auch der Herr Vertreter des Forftdepartements wird fich wegen der 
Meberlaftung feiner Baubeamten beruhigen, wenn er fpäter das Gelb im ver: 
mehrten Maßſtabe wieder erhalten follte. 

Präfident: Die Diskuffton ift gefchloffen, Titel 15 ift bewilligt. 

Gegen Titel 16 und Titel 17 liegt fein Widerfpruch vor, fie find be- 
williot. 

Ich eröffne die Diskuffton Über Titel 18, zu Forſtkulturen und Berbeflerung 
der Forfigrundftüde u. ſ. w, und iiber den Antrag der Abgeordneten Bernhardt 
und Genofjen, Nr. 33 ad 1. (f. weiterhin.) 

Zur Gejhäftsordnung hat der Abgeordnete Ofterrath das Wort. 

Abgeordneter Oſterrath: Ich möchte bitten, die beiden Titel, welche in 
dem Amendement zufammengefaßt find, bei der Diskuffion zu vereinigen, nämlid 
Knpitel 2, Titel 18 und Kapitel 4, Titel 4. 

Prafident: Dagegen habe ich nichts zu erinnern. Ich verbinde aljo die 
Disfuffion des Kapitel 2, Titel 18 mit dem Kapitel 4, Titel 4, auf die fich die 
Anträge der Abgeordneten Bernhardt und Genoffen beziehen. 

Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Daß wir bei der Beiprechung 
des Forftfulturfonds in den Kern des ganzen Etats eingetreten find, werden Sie 
mir alle zugeben. Es giebt feine Forſtverwaltung der Welt, die fich in einiger 
maßen geordneten Bahnen längere Zeit bewegen kann, wenn fie nicht ausreichende 


Kulturmittel befigt. Nun ift ja auzuerkennen, daß bisher unjere Forftvermaltung 
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in diefer Richtung ziemlich Hoch geftanden bat; das hohe Haus hat aber in den 
letsten Jahren in Einverftändniß mit der Staatsregierung Schritte gethan, welche 
e3 von Jahr zu Fahr ſchwerer erfcheinen laffen, mit den bisherigen oder auch 
mit den im Laufe der Fahre gefteigerten Kulturmitteln auszureihen Das Haus 
Hat wiederholt erheblihe Summen mit der Staatsregierung vereinbart, welche 
zum Anlauf von aufforftungsbedürftigen Dedländereien verwendet werden follen; 
ja, diefer fogenannte Ankaufsfonds hat, wie man fagen kann, ſich einer bejonde- 
ren Popularität erfreut und es ift Niemand zweifelhaft gemejen, daß man ihn 
von Jahr zu Jahr bewilligen und womöglich verftärten müſſe. 

Nun, meine Herren, wir haben gewiß heute Morgen aud den fehr inter- 
eflanten Erörterungen des Herrn Finanzminiſters die Sicherheit gefchöpft, daß 
e3 diefem Fonds an den nöthigen Quellen des Zufluffes in der nächſten Zeit 
nicht mangeln wird, und wenn man für jo große Summen im Intereſſe der all- 
gemeinen wirthſchaftlichen Verhältniffe Domainen- und Yorftgrundftüde verkauft 
fo wird man ficherlich zu jeder Zeit das Geld haben, um auf die andere Schaale 
der Waage einen Theil diefes Geldes zu legen und dadurd das Staatsgrund- 
vermögen in einer ebenjo der Landesfultur wie der Forſtkultur nützlichen Weife 
zu vermehren. Indeſſen zur Zeit liegt die Sache nicht ganz fo. Der Kultur- 
fonds ift gegen das Vorjahr nicht vergrößert. Die Etaatsregierung erkennt an, 
daß es nicht möglich ift, mit diefen Mitteln die vechtzeitge Aufforftung der an- 
gefauften Ländereien zu betreiben, fie macht jelbft in der Bemerkung zu Tit. 18 
darauf aufmerkſam, daß ein doppelter Nachtheil dadurch erwachſen muß, nämlich 
ein erheblicher Zuwachsverluſt, weil fein Holz wächſt, und eine ftufenweife De- 
gradation des Bodens, die ja nothwendigerweiſe da erfolgen muß, mo lange Zeit 
nicht8 als Unfraut wächſt und durch die dauernde Einwirkung der Atmofphärilien 
der Boden verhärtet und verdorben wird. Ich glaube, wir folgen in diejer Rich— 
tung der Betrachtung der Königlichen Staatsregierung vollfommen und ftimmen 
ihrer Auffaffung zu. 

Das Austunftsmittel, welches in dieſem Etat getroffen ift, befteht nun darin, 
daß der Fond im Titel 3 des Kapitel 4 für übertragungsfähig erklärt ift mit 
den Kultur⸗ und Vermeſſungsfonds im Titel 18 des Kapitel 2, und zwar, wie 
e3 ausdrücklich Heißt: gegenfeitig für übertragbar erflärt; das heißt, meine 
Herren, die Staatsregierung wird, wenn wir fo bejchließen, ermächtigt, nicht 
allein aus dem Ankaufsfonds Gelder herüberzuziehen zu den Zweden des Kul- 
tur» und Vermeffungsfonds, fondern auch umgelehrt, aus dem legteren Gelder 
zu entnehmen zum Anlauf von Forfigrundftiiden. Dadurch würde eine weitere 
Schwächung des Forſtkulturfonds herbeigeführt werden, die man, glaube id), 
nicht wünſchen Tann. 

Nun war allerdings von vornherein anzunehmen, daß die Königliche Staats» 
regierung die Sache nicht fo aufgefaßt habe. Eine Anfrage in der Gruppe hat 
uns auch die Heberzeugung verjhafft, daß dem nicht jo ſei; der Herr Vertreter 
der Königlichen Staatsregierung bat vielmehr erflärt, daß die Regierung zur 
Zeit nur die Abficht habe, aus unverwendet bleibenden Mitteln des Anlaufs- 
fonds Gelder herüiberzunehmen zu den Kulturen, da wo es nöthig jei. 

Die Übrigen Herren, welche den Antrag mit mir unterzeichnet haben, waren 
mit mir der Anficht, daß es zwedmäßig fei, ſolche Dinge im Etat recht Mar er- 
kennbar zu machen. Wir fchlagen Ihnen deßhalb vor, die Webertragbarfeit ein- 
zufchränfen auf eine einfeitige, derart, dag nur aus dem Anlaufsfonds zu Forſt⸗ 
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fulturzweden Geld entnommen werden Tann, alſo weder zu Bermeflungs- und 
Einrihtungszweden, die ja auch im Titel 18 mit drinfteden, noch zu anderen 
Zweden, daß dagegen der Forfttulturfonds in feiner jegigen Höhe intalt bleiben 
fol. Wir bitten Sie, diefem Antrage Ihre Zuftimmung nicht zu verfagen. 

Bicepräfident Graf Bethufy - Huc: Der Herr Finanzminifter bat 
das Wort. 

Finanzminifter Camphaufen: Ih will nur erllären, daß die Regierung 
gegen den Antrag nichts einzumenden bat. 

Bicepräfident Graf Bethniy-Hue: Der Abgeordnete Ofterrath bat 
das Wort. 

Abgeordneter Ofterrath: Ich richte an den Herrn Regierungstommiffar 
die Trage, ob er angeben Tann, wie body der Kapitalsbeftand bereits ift, der zu 
Kapitel 4 Nr. 4 angefammelt if. Es bat jede Berwaltung das Beftreben, mög- 
ichft viele Titel als übertragbar bezeichnen zu können. Die Uebertragbarteit hat 
einen doppelten Sinn. Einmal verftieht man darunter, daß das, was bei 
einem Titel erübrigt ifl, bei einem anderen Titel, mit dem er übertragbar if, 
verwendet werden kann, und zweitens daß das, was in einem Jahre nicht ver- 
ausgabt ift, auf das nächſte Jahr übergeht. Bei den uns jebt befchäftigenden 
Titeln find beide Bezeichnungen der Uebertragbarfeit aufgeführt. Wir Haben 
heute durch den Herrn Finanzminifter auseinanderjegen gehört, und der Her 
Redner vor mir hat auch Bezug darauf genommen, welche Bortheile die Ber- 
äußerung von Domainengrundftüden ſowohl finanziell als auch in national» 
ölonomifcher Beziehung gewährt. Wir finden hier im Kapitel 4 das gerade Ge- 
gentheil, indem für den Anlauf von Grundftüden Beträge angefegt find. Es if 
früher einmal in diefem Haufe befchloffen, daß bei einem übertragbaren Zitel 
ante lineam angegeben werde, wie hoch die angejammelten Beftände bereits find. 
Die Uebertragbarkeit hat nämlich den Nachtheil, daß bei Prüfung des Titels 
Niemand überſehen kann, ob feine Beftände zu dem Zweck ausreihend find, 
welchen die Ueberjchrift des Titel angiebt, oder ob fie nicht ausreichend find, 
und noch mehr tritt dieſes an diefer Stelle hervor, wo zum Anlauf von Grund- 
ſtücken ein erheblicher Betrag ausgefegt ift. 

In der Anmerkung zu diefen Titeln ift bemerkt, daß der eine Fonds aud) 
in den folgenden Jahren verwendet werden Tann, und da möchte ich bie 
Frage an den Herrn Regierungsfommiffar richten, auf wie lange ſich das er- 
firedt. Soviel ich weiß, war es früher Berwaltungsgrundjag, daß die Ueber- 
tragbarkeit mit dem Ablaufe der EtatSperiode ihr Ende fand, und jedenfalls 
möchte ich alfo den Wunſch ausjprechen, daß, wenn uns heute der Kapitalbe- 
ftand vielleicht noch nicht mitgetheilt werden fünnte, doch fünftig ante lineam be- 
merft werde, wieviel Kapital zufammengebradyt ift, denn dann wird man er- 
meffen tönnen, ob der Titel ausreichend ift oder nicht. 

Bicepräfident Graf Bethufy-Huc: Der Regierungslommiffar Herr Land» 
forftmeifter Ulrici hat das Wort. 

Regierungstommiffar Landforftmeifter Ulriet: Auf die Frage des Herrn 
Vorredners, wie hoch ſich der Kapitalbeftand beläuft, kann ich nur die Erklärung 
abgeben, daß ein folcher Kapitalbeftand nicht vorhanden iſt. Es find allerdings 
die Fonds noch nicht vollfändig ausgegeben, die im vorigen Jahre bewilligt 
worden find, aber tiber alle Fonds ift verfügt worden, wenn theilmeife auch nur 
in der Art, daß Anfäuf in Ausfiht genommen oder angeordnet find und daß die 
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entiprecdenden Summen bierflir bis dahin refervirt werden, daß der Ankauf per- 
fett geworden if. Ebenfo fteht es mit dem Kulturfonds, auch in ihm ift kein 
Beftand. Aus der Uebertragbarfeit diefer Fonds auf fpätere Jahre können ſich 
daher keine Beforgnifje ergeben; ich glaube, daß wir flet3 mit dem Ablaufe des 
zweiten Jahres mit der Webertragbarkeit nichts mehr zu thun haben werden. 
Die Uebertragbarkeit des Titels fiir Anfäufe bat jedoch infofern eine bejondere 
Bedeutung, al8 derartige Anlaufsgefhäfte Häufig folche find, die fich nicht fofort 
in einem Jahre abwideln laffen, fondern wegen des vollen rechtlichen Abjchluffes 
auf das nächfte übergehen müffen. 

Bräfident: Der Abgeordnete Graf Bethufy-Huc hat das Wort. 

Abgeordneter Graf Bethufg-Hue: Meine Herren! Nach dem, was ber 
Herr Abgeordnete Bernhardt vorgetragen bat, kann ich mich fehr kurz faffen. Der 
Herr Finanzminifter hat im Eingang feiner heutigen Rede die Güte gehabt zu 
fagen, daß während feiner fünfjährigen Amtsdauer 30,000,000 Mark aus dem 
Erlös von der Parzellirung der Domainen der Staatskaſſe zngefloffen feien. Ich 
hege die Erwartung, daß der Herr Finanzminiſter Sorge tragen wird, dem Do- 
mainen- und Forfifisfus die ihm auf diefe Weife entzogene Kapitalfumme im 
Laufe feiner ferneren Amtsführung wieder zufließen zu laffen, er wird auf diefe 
Art der Anlegung allerdings direlt einen geringeren Zinsſatz für die Staatskaffe 
erzielen ald anderwärts, er wird der Staatskaſſe weniger Zinfen erjparen, als 
wenn er die Summen zur Tilgung von Schulden anlegt, id glaube aber, er 
wird dur) das Beifpiel, welches er der Bevölkerung giebt, das Darliegen von 
öden Ländereien als unftatthaft anzufehen, die Steuerfraft des ganzen Landes 
anhaltend, dauernd mehr fürdern als es durch das Waldſchutzgeſetz, welches fein 
Herr Kollege für die Tandwirthichaftlihen Angelegenheiten im vorigen Jahre uns 
vorgelegt hat, oder in irgend einer anderen Weiſe bewerfftelligt werden kann. 
Ich möchte daher in Uebereinftimmung mit dem Herrn Abgeordneten Berger das 
Augenmer! der Staatsregierung darauf hinlenken, mehr noch als bisher gejchehen 
ift, ſolche Ländereien, welche fi zu anderer wirthichaftlicher Benugung nicht 
eignen, zum Aufforften für den Staat zu erwerben. (Bravo!) | 

Präfident: Der Abgeordnete v. Benda hat das Wort. 

Abgeordneter v. Benda: Meine Herren! Der Herr Kollege Ofterrath 
hat ein Stüd unjeres Etatsrechts berührt, deſſen Feftftellung wir ja jehr lebhaft 
wünſchen, was wir aber unmöglicherweife gelegentlich bier bei dieſer Etatspo- 
fition erledigen können. 

Was dann die Sache felbft betrifft, meine Herren, fo will ich gegen den 
Vorſchlag der Gruppe nichts erinnern, aber gegen Webereinfiimmung mit dem 
Grundgedanken des Herrn Vorredners möchte ich doch die andere Seite der 
Sache deden nnd möchte nicht aus der einfeitigen Webertragbarfeit des Kap. 4, 
Titel 4 die Folgerung hervorgehen Laffen, al8 ob nun die Staatsregierung er- 
mächtigt fein könnte, von dem von ung als fo nothwendig erfannten ferneren An- 
fauf von Wald- und Aufforftungsflähen Abftand zu nehmen und in überwiegend 
hohem Maße diefe Gelder nur zu Forftlulturen zu verwenden. 

Meine Herren, es ift ja vollfommen richtig wenn wir Grundftlide zur Auf- 
forftung erwerben, fo müffen wir auch auf ihre Kultur Bedacht nehmen, und 
wenn das in großem Maße gefchieht, jo werden die eigentlihen Kulturkoften im 
Ordinarium nicht mehr genligen. Ich habe die Sache aber immer jo verftan- 
den, als ob das jeßt in das Ordinarium übernommene Quantum zum Anlauf 
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von Grundftüden zu Forſten nad unſerer urfprünglicden Intention auch zu 
Kulturkofter des angelauften Landes verwandt werden folle, und ich fee voraus, 
daß der Beihluß der Gruppe nicht3 weiter heißen foll als: es follen für die 
betreffenden angelauftten Grundftüde auch Ku'turkoften verwendet werden, eigent- 
ih follte e8 beißen in Titel 4: „zum Ankauf von Grundftüden zu Forften und 
zur Kultur diefer Grundſtücke.“ Ich ſetze voraus, dag die Königliche Forftver- 
waltung dieſe Formulirung nicht wünſcht, weil fie jonft gezwungen fein würde, 
der Oberrehnungstammer gegenüber zwei Kulturrechnungen zu führen, daß es 
aber unfere Intention nicht ift, die mwohlüberlegten Bejchlüffe in Betreff der Auf- 
forftung der Grundftiide möglicherweife aus der Welt zu ſchaffen oder weſentlich 
zu beſchränken. Ich glaube, auch der Herr Abgeordnete Graf Bethufy-Huc wird 
insbefondere damit einverftanden fein, daß es werthvoll if, daß wir das feft- 
ftellen, daß nicht die einfeitige Uebertragbarkeit nach dieſer Richtung Hin zur 
Schädigung von wohlverftandenen Antereffen diene. Wenn der Herr Vertreter 
des Forfidepartements diefer meiner Auffaffung nicht wideriprechen jollte, fo 
nehme ich an, daß er damit übereinftimmt 

Prafident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich wollte nur fonftatiren, daß die Gruppe 
ausdrüdlid don einer anderen Formulirung der Sache deshalb Abftand ge 
nommen bat, weil, wenn wir in dem Anfaufsfondg .inen befonderen Kulturfonds 
ftatuiren, zur Aufforftung angefaufter Flächen, die Verwaltung, wie der Her 
Abgeordnete dv. Benda ganz richtig bemerkte, in die unangenehme Lage kommt, 
zwei Rechnungen legen zu müſſen, weil nunmehr ein Kulturfonds flir die ge- 
wöhnliche laufende Wirthichaft und einer zur Aufforftung angelaufter Grund» 
ftide vorhanden iſt. Im Uebrigen find die Herren Mitantragfteller und ich fehr 
weit davon entfernt gemefen nunmehr das Schwert nach der anderen Seite zu 
fehren, und dem Ankaufsſonds mit einem kühnen Strich das Lebenslicht auszu- 
blafen, das ift nicht unfere Abficht gewefen. Es war urſprünglich fogar der 
Plan, eine beftimmte Summe zu limitiren. Das ift aus Zmwedmäßigleitsgrün- 
den unterblieben, indem ausdrücklich fonftatirt wurde, daß nach unferer Auffaffung 
die Mittel aus dem Kapitel 4, Titel 3 nur foweit zur Forftfultur entnommen - 
werden follen, al3 ein dringendes Bedürfniß des Kulturbetriebes dies erfordert. 

Prafident: Die Diskuffion über diefe beiden Titel und liber die Anträge 
zu denfelben ift gejchloffen. Ich kann wohl, ohne Widerſpruch aus dem Haufe 
zu erfahren, feftftellen, daß die beiden Titel felbft bewilligt find, bis auf 
die Bemerfungen, zu denen die Anträge der Abgeordneten Bernhardt und Ge 
noffen vorliegen. Ich bringe zunächſt die Faffung der Abgeordneten Bernhardt 
und Genoffen Hinfichtlih der Bemerkung zu Kapitel Titel 18 zur Abftimmung 
und bitie, diefelbe zu verlefen. 

Schriftfiihrer Abgeordneter Grätering: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Die Bemerkung bei Kapitel 2 Titel 18 folgendermaßen zu fafen: 
„Beltände können zur Verwendung flir die folgenden Jahre rejer- 
virt werden. Bergleihe außerdem die Bemerkung zu Kapitel 4 
Titel 4 (Allgemeine Ausgaben) diejes Etats.“ 

Präfident: Diejenigen, welche die Bemerkung in diefer Geftalt annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. 

Das ift die Majorität; der Antrag ift angenommen. 
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Ich bitte nım den Antrag des Abgeordnieten Bernhardt und Genoffen, zu 
Kapitel 4, Titel 4 der Allgemeinen Ausgaben zur verlejen. 
Schriftführer Abgeordnete Grütering: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Die Bemerfung zu Kapitel 4, Titel 4 (Allgemeine Ausgaben) in fol- 
gender Faſſung anzunehmen: 
„Beftände fünnen zur Verwendung fir die folgenden Jahre rejer- 
virt werden. Die zur Verſtärkung des Forftlulturfonds (Kapit. 2, 
Titel 18) etwa erforderlichen Beträge fünnen aus dieſem Fonds 
entnommen werden.“ 
Prafident: Diejenigen, welche den Antrag annehmen wollen, bitte ich auf: 
zufteben. (Gejchieht.) 
Es ift die Majorität; der Antrag ift angenommen. 
Ich eröffne die Diskuffion über Titel 19-31. — Alles genehmigt. 
Kapitel 3. Zu forftwiffenfchaftlichen und Lehrzweden. Titel 1-5. — Ge- 
nebmigt. 
Allgemeine Ausgaben. Kapitel 4, Titel 1-3. — Diefe Titel find ſämmtlich 
bewilligt. 
Einmalige und außerordentlide Ausgaben. Kapitel 4, Titel 1—4; fie find 
bewilligt. 
Damit ift diefer Etat erledigt. 


62. 


Geſetz, betreffend die Verlegung des Etatsjahres und die Feft- 
ftellung des Stantshaushalts-Etats für das Vierteljahr vom 
1. Sannmar bis 31. März 1877. Vom 29. Iuni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen :c. 
verordnien, mit Buftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8 1. Das Etatsjahr flir den Staatshaushalt beginnt vom 1. April 1877 
ab mit dem 1. April und fchließt mit dem 31. März jedes Jahres. 

Den communalen und allen fonftigen nicht ftaatlihen Verwaltungen bleibt 
überlafien, auch flir ihren Haushalt das veränderte Etatsjahr anzunehmen und 
die gegenwärtig für die Aufftellung ihres Etats, ſowie für die Rechnungslegung 
beftehenden Termine entſprechend abzuändern. Alle dem entgegenftehenden gejeß- 
lichen Beftimmungen werden hierdurch aufgehoben. 

8 2. Der diefem Gejege als Anlage beigefligte Staatshaushalts-Etat flir 
das Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 1877, wird 

in Einnahme 
auf 156,643,303 Marf und 
in Ausgabe 
auf 156,643,303 Mark, 
nämlid 
auf 154,607,433 Marf an fortdaueruden, und 
Jahrb. d. Br. Gorft- u. Jagd-Geſetzg. VIIL 283 
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anf 2,035,870 Mark an einmaligen und außerordentlichen 
Ausgaben feftgeftellt. " 

8 3. Die in $ 2 des Gefekes vom 25. März d. 3. (Gef. Samml. ©. 35) 
für das Jahr 1876, ertheilte Ermächtigung zur Ausgabe von verzinslichen Schat- 
anweifungen wird auf die Zeit bis zum 31. März 1877 ausgedehnt. 

8 4. Der Yinanzminifter ift mit der Ausführung diefes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigebrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1876, 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt Bismard. RBamphaufen Gr zu Eulenburg Leonhardt. 
Fall v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


Tarationsweien. Material⸗Abnutzung. Führung des 
Controllbuchs. 


63. 


Umrechnung des Nutzreiſigs von Feſtmaaß in Raummaaß. 


Circ.⸗Verfüg. bes Finanz-Miniſters an eine Königliche Regierung und zur gleichmäßigen 
Beachtung an die übrigen Königlihen Regierungen ercl. Sigmaringen und an die Königliche 
Vinanz » Direction zu Hannover. 


Berlin, den 21. April 1876. 


Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 16. März d. J. er- 
widert, daß die Circular-Berfligungen vom 17. October 1874 *) jowie vom 
9. Februar 1864 **) neben der Anweifung zur Anlegung und Führung des 
Controlbuchs vom 6. Juni 1875 (f. Art. 36, S. 332), nach wie vor giltig ge 
blieben find. 

Zur Webertragung des Neifigmaterial® aus den Abzählungs-Zabellen in 
den Abjchnitt B des Controlbuchs find deshalb die Feftmeter des Nukreifigs 
ſowohl der Stangen IV. bis VIII. als der übrigen Stangenjortimente durch 
Multiplication mit 5,0, die Raummeter des Brennreifigs I. Elaffe dagegen durd 
Multiplication mit 2,0 auf Raummeter a 0,20 Feſtmeter umzurechnen. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: Hagen. 





2) ©. Jahrbuch Band VII. ©. 143. Art. 72. 
**) ©. Forſt- und Jagdkalender XV. Jahrg. ©. 101. Art. 47. 
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Berechtigungen und Ablofungen. Gemeinheitstheilung. 
64. 


Betr. die Umwandlung bisher pranumerando geleifteter Abgaben 
in Amortifationsrenten. 


Gircular = Berfüguug bes Königlihen Finanz: Minifteriumsd an die Königlichen Regierungen 

zu Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Potsdam, Frankfurt, Cöslin, Stralfund, 

Poſen, Bromberg, Breslau, Liegniß, Oppeln, Magdeburg, Merjeburg, Erfurt, Münjter, 

Minden, Arnsberg, Eoblenz, Düffeldorf und Cöln; an die Königliche Finanz = Direction zu 

Hannover über Anwendung des Gejeges vom 13. Febr. 1874; an die Königliche Regierung 

zu Schleswig über Anwendung des Geſetzes vom 3. Sanuar 1873, und an die Königliche 
Regierung zu Wiesbaden und Caſſel ohne Anführung diefer Geſetze. 


Berlin, den 25. Februar 1876. 


Der Königliden Regierung wird anliegend Abjchrift des in der Reallafteı- 
Ablöfungsfache von Neu-Pudagla, Kreis Ufedom-Wollin im NRegieruugsbezirke 
Stettin, namentlihd in Sachen der Pfarren und Küftereien zu Benz, Coferom, 
Crummin, Tiepe und Morgenitz, fowie der Pfarre zu Uſedom wider den Forft- 
fisfus, ergangenen Erfenntniffes des Königlichen Revifions-Collegit für Landes- 
Culturſachen vom 13. Auguft 1875 zur Kenntnignahme über Anwendung des 
Geſetzes vom 27. April 1872 bei Umwandlung bisher pränumerando geleiteten 
Abgaben ın Amortifations-Renten mitgetheilt. 


Finanz Minifterium, Abtheilung für Domninen und Forſten. 
v. Strang. v. Hagen. 


Im Namen des Königs. 

In der Reallaften-Ablöfung von Neu-Pudagla, Kreis Ujedom-Wollin, Re- 
gierungsbezirt Stettin, namentlih in Sachen der Yfarren und Küftereien zır 
Benz, Coferow, Crummin, Liepe und Morgenig, ingleihen der Pfarre zu Uſe— 
dom, vertreten durch den Superintendenten Gerde zu Ufedom, Provofaten und 
Appellanten, 

‚ wider 
den Königl. Forſtfiskus, vertreten durch die Königl. Regierung zu Stettin, Ab⸗ 
theilung für directe Steuern, Domainen und Forften, Provofanten und Appellaten 
hat das Königl. Nevifiong-Collegium für Landesculturfachen in feiner Sigung 
vom 13. Augujt 1875, an welcher theilgenommen haben: 
der Präfident Oppermann, 
der Geheime Ober-Regierungs-Rath Pohhammer, 
die geheimen Reviſions-Räthe Lenke, von Ruville, Chales de Beau- 
lieu, von Sad, Butze, Buchholtz, 
auf den ſchriftlichen Vortrag zweier Referenten, den Akten gemäß für Recht erkannt: 
daß die Förmlichkeiten für beobachtet anzunehmen, in der Sache 
ſelbſt aber die Entſcheidung der Königlichen General-Commiſſion 
für Pommern und Poſen vom 28. Dezember 1874 zu beſtätigen, 
Appellanten durch die Koſten der zweiten Inſtanz zu tragen ge⸗ 
halten. 
Von Rechts Wegen. 
28* 
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Gründe. 

Den in Rubro genannten $nftituten ftandeu aus dem fisfalifchen Forſtre⸗ 
viere Neu: Pudagla beftimmte, jährlih am 2. FJannar zu liefernde Holzdeputate 
zu, die Küfterei zu Crummin erhielt jedoch eine Geldrente nach der jedesmaligen 
Forſttaxe. Bei der vom Fisfus provozirten Ablöfung ift lediglich Streit über 
den Uebergang in das neue Berhältniß verblieben, wobei Fiskus anfänglich von 
der Meinung ausging, daß er zu einer pränumerando: Lieferung nicht verpflichtet 
fei. Auf Anordnung der Behörde follte als Ausfübrungstermin der 1. Oftober 
1875 dergeftalt angenommen werden, daß pro 1. Januar bis 1. Oftober 1875 
noch 3/, des Holzes in natura zu verabreichen war; der Rezeß vom 8. Dezem- 
ber 1874 hat aber in $ 4, Ausführung, folgende Fafſung erhalten: 

Die abgelöften Reallaften find pro 1874 geleiftet. Für die Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar bis 1. Oltober 1875 müſſen 3/, der in 8 3, Spalte 4, ausgeworfenen 
"Sahresrente ftatt der Neallaften und zwar pränumerando am 2. Januar 1875 
bezahlt werden. 

Am 1. Oktober 1875 erlöjchen die abgelöften Reallaften gänzlid. Dagegen 
entrichtet der Verpflichtete vom 1. Oktober 1875 ab die im 8 3, Spalte 4, aus- 
geworfenen Renten in vierteljährlichen Raten pränumerando an die Nießbraucher 
des Einfommend der berechtigten Pfarr- und Kifterftellen, uud zwar bis zu dem 
Beitpuntte, mit welchem die Rentenbanf die Renten übernehmen wird 2c. nad 
dem Formular. 

Der Rezeß ift von dem fisfalifchen Vertreter vollzogen, von den berechtigten 
Snftituten aber nicht, weil fich diefelben durch die vorſtehenden Beftimmungen in 
ihrem Rechte auf pränumerando » Tieferung, alſo auch auf prännmerando - Zah- 
lung des Aequivalents verlegt fühlten. Sie verlangten unter der Vorausfeung, 
daß fie die Rentenbriefe am 1. Oktober 1875 erhielten, außer der vollen Rente 
pro 1875 noch die halbe Rente pro 1876 pränumerando am 2. Januar 1876. 

Die Königlide General-Commffion für Pommern und Poſen hat jedoch 
durch Entiheidung vom 28. Dezember 1874 die vermweigerten Unterfchriften 
foftenpflichtig ergänzt, weil nad) 8 104 des Ablöfungs-Gejees vom 2. März 
1850 in Ermangelung einer Bereinigung, der Ausführungstermin von der Be- 
börde feitzuftellen fei; Nachforderungen über den Ausführungstermin wegen Ber: 
Iufte aus dem fpäteren Eingehen der Rentenbriefszinfen in den Geſetzen feine 
Begründung fänden, der Schuldner vielmehr durch Zahlung des Capitals mit 
rüdftändigen Zinſen nad) 8 149 Tit. 16 Thl. J A. L. R. von feiner Berbind- 
lichkeit völlig befreit werde. 

Gegen dieſe Entfcheidung hat der Superintendent Gerde als Bevollmächtigter 
ſämmtlicher Inſtituts-Vertreter formell richtig appellirt, indem er im Wefentlichen 
ausführt, daß bei der pränumerando-keiftung die Berechtigten an dem YFällig- 
feitstermine in dem Beſitz der Renten oder Zinſen des Ablöfungs-Capitals fein 
müßten. Dies fei zu ihrer Schädigung uach den Rezeß-Beſtimmungen unter der 
vorausgejegten Aushändignung der Rentenbriefe infofern nicht der Fall, als ihnen 
pro 1875 die Rente vom 1. Oktober bis legten Dezember fehlen würde; pro 1876 
erhielten fie die Nentenbriefszinfen ftatt am 2. Januar, halb am 1. April, halb 
am 1. Oktober, was dem Empfange der ganzen Zinjen am 1. Zuli gleihfomme. 
Sie feien zwar mit einer Verlegung des Wirtbichaftsjahres vom 1. Januar auf 
den 1. Juli einverftanden, Fiskus miüffe aber dann zur Ausgleihung außer der 
i jährlicheu Rente pro 1875 noch eine halbjährlihe Nente pro 1876, nämlich 
vom 1. Jannar bis 1. Juli, zahlen. 
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Fiskus ift der Meinung, daß mit dem Ausführungs-Termin, vom 1. Ofto- 
ber 1875 feine Verpflichtung erlöfche, dem Rechte auf pränumerando-Leiftung 
aber durch den Rezeß möglihft Rechnung getragen fei. 

Der vom erften Richter arngezogene 8 149 Tit. 16 THL I. A. L. R. paßt 
bier nicht; der 1. Oktober 1875 ift auch nicht der Ausfülhrungstermin, welchen 
8. 104 des Ablöfungsgejeges vor Augen bat, fondern es ift der allerfeit? voraus⸗ 
gejegte Termin, an welchem die Rentenbank die Rente übernehmen wird unter 
gleichzeitiger Abfindung der Berechtigten. 

Nichtsdeftoweniger verlegt der Rezeß die Inſtitute und es war deshalb das 
I. Urtel aufredht zu erhalten für den Fall, daß die Rentenbank mit dem I. Ok 
tober 1875 eintritt. 

Die Behauptung der Appellanten, daß ihnen die vierte Vierteljahrsrate pro 
1875 fehlen würde, ift nicht richtig; fie erhalten diejelbe in den am 1. April 
1876 fälligen Rentenbriefszinfen, allerdings zu fpät. 

Die Appellanten haben aber darin Recht, daß fie, jo lange die Renten- 
briefe laufen, niemals am Fälligfeitstermine der früheren Neallaft iu den Beſitz 
Der entiprechenden Rentenbriefszinjen gelangen, fondern immer erft fpäter. Es 
iſt nicht zu verfennen, daß darin ein Nachtheil liegt, wennjchon fich derjelbe 
keineswegs mit der auf die willfürliche Fingirung eines neuen Wirthichaftsjahres 
begründeten Forderung der Appellanten dedt, wonad fie die Rente reſp. Zinfen 
vom 1. Oftober 1875 bis 1. Juli 1876 doppelt erhalten würden. Allein für die 
Ausgleihung folder Nachtbeile, welche bei den verfchiedenen Fälligkeitsterminen 
der Reallaften und des nur zweimaligen EintrittS der Rentenbank am 1. April 
und 1. Oktober, 8 16 des Rentenbanfgejeges vom 2. März 1850, und der 1/5 
Fahr ſpäter eintretenden Zinſenzahlung von den Rentenbriefen, öfter eintreten, 
hat das Gefeg feinen Raum, wie dies auch der erfte Richter angenommen hat. 
Für die Abfindung der Berechtigten tritt der Staat ein, und es ift in SS 28 
ff. des Rentenbantgejeges genau beftimmt, wie diefe Abfindung in Aentenbriefen 
- und baar zu gewähren ift, in welchen Appoints die Rentenbriefe ausgefertigt 
werden, zu welchem Sate und zu welchen Zeiten die VBerzinfung erfolgt. Sodann 
verordnet 8 50 des cit. Geſetzes wörtlich: 

Bon dem Zeitpunfte ab, in welchem eine Rente von der Renten- 
bank übernommen und der Berechtigte durch letstere abgefunden 
wird, (88 15, 16 und 30) hören alle gegenjeitigen Rechte und 
Pflichten zwiſchen den bisher Berechtigten und BVerpflichteten in 
Bezug auf diefe Rente und diejenigen Reallaften, an deren Stelle 
die Rente getreten, völlig auf. 

Nur wegen der Rüdftände bleiben dem bisher Berechtigten jeine 
Rechte vorbehalten. 

Nach diefer Vorſchrift treten, da es fih um Rüdftände überall nicht handelt, 
mit dem 1. Oftober 1875 die Berechtigten aus aller Verbindung mit dem ver- 
pflichteten Fisfus und ftehen fortan lediglich dem Staate gegenüber. Demgemäß 
miüffen fie fih auch mit der den gejeglichen Erfordernifjen entiprechenden durch 
den Staat zu gemwährenden Abfindung begnügen und wenn diefelbe, namentlich 
die halbjährliche poftuumerando-Berzinfuug ihren Intereffen nicht entipricht, fo 
mögen fie die Nentenbriefe verfilbern und das Capital anderweit unter VBorbe- 
halt einer pränumerando-Berzinjung belegen, eine Operation, auf welche fie bei 
Der Auslooſung eines Rentenbriefes noch näher hingewiefen werden. 
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Dagegen bleibt bis zum Eintritte der Rentenbank das bisherige Rechtsver- 
bältniß beftehen und da beide Theile darüber einverftanden find, daß die Natural- 
Leiftung mit dem 1. Januar 1875 aufhört, das ift der eigentliche Ausführungs- 
termin; die Theilrente pro 1875 aber regelmäßig am 2. Januar pränmterando 
gezahlt werden muß, fo ift Fiskus zu etwas Mehrerem, als er rezegmäßig iiber: 
nommen bat, in der That nicht verpflichtet. Die Weigerung der Inſtitute, den 
Nezeß zu vollziehen, und folgerichtig ihre Beſchwerde gegen das J. Urtel, ift da- 
nach unbegründet. 

Die ganze Entſchädigungs-Berechnung der Appellanten beruht darauf, daf 
die Rentenbank mit dem 1. Oktober 1375 eintritt, davon geht auch der Appellat 
aus und nicht minder die General-Commiffion. Würde aber die Rente nicht am 
1. Oftober 1875, fondern erft am 1. April 1876 iibernommen werden, fo hätten 
für Ddiefen Fall die Appellanten eine ganz andere Berechnung aufftellen müffen. 
Es könnte alddann möglich fein, daß Fiskus die alsdann am 2. Januar 1875 
fällige aber erft am 1. Oftober 1875 zahlbare legte Ouartalrente pro 1875 vom 
2. Januar 1875 ab mit 5%), verzinfen müßte, während die noch zahlbare erfte 
Duartalrente pro 1876 rechtzeitig am 2. Januar 1876 erfolgen würde; allein 
es Tann darauf in Ermangelung alles von den Parteien zu bietenden Anhalts 
für jegt nicht näher eingegangen werden, zumal der hier gedachte Yall allem 
Erwarten nah nicht eintreten wird. 

Als imterliegeudem Theile mußten den Appellanten nad) $ 6. tit. 23, Pr. O. 
auch die Koften der II. Inſtanz zur Laſt gelegt werben. 


Berlin, den 13. Auguft 1875. 
Urfundlih unter Siegel und Unterfchrift ausgefertigt. 
(L. S.) 


Das Nevifions-Collegium für Landestulturfacdhen. 
ge. Oppermann. 


Forſt-Wegebau. 
65. 
Unterhaltung der Wege in den Staatsforſten. 


Circular-Verfügung des Finanz⸗Miniſteriums an ſämmtliche Königliche Regierungen 
excl. Sigmaringen und an die Königliche Finanz-Direction in Hannover. 


Berlin, den 20. April 1876. 


Der Königlichen Regierung wird in Betreff der Verwendung Ihres etats⸗ 
mäßigen Forſtwege-Baufonds und der künftig zu beantragenden Zuſchüſſe zu 
demfelben Nachftehendes zur Beachtung mitgetheilt: 

Zu der laufenden Unterhaltung der bereit3 ausgebauten öffentlichen Wege 
innerhalb der fisfalifchen Forften, ſowie zur bloß polizeimäßigen Inftandfegung 
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der vorhandenen Wege wird Ihr etatsmäßiger Fonds in der Negel die erfor- 
derliden Mittel gewähren. Die Dispofition iiber denfelben fiir dieſe Zwecke bleibt 
der Königlichen Regierung überlaſſen, und ift eg Ihre Sache, die diesfälligen 
Vorſchläge und Koftenanfchläge der Oberförfter in Bezug auf Bedürfniß umd 
Zweckmäßigkeit felbftftändig zu prüfen, auch darüber zu befinden, ob vor deren 
Genehmigung in einzelnen Fällen eine bautechnifche Reviſion der Koftenanjchläge 
zu veranlafien if. 

Wenn e8 fi dagegen darım handelt, 

einen beftehenden Weg chauffeeähnlich mit VBefeftigung der Fahr- 
bahn durch Steinpflafter, Steinſchlag, Schladen oder Kies aus- 
zubauen, | 

desgleichen wenn 
ein völliger Umbau refp. ein umfaffender Inftandfegungsbau eines 
früher ausgebauten Weges, 

und ebenjo wenn 
die Anlegung eines neuen Weges oder die Verleguug eines ſchon 
borbandenen Weges in erheblichem Umfange 

beabfidhtigt wird; fo ift hierzu ald zu einer neuen Anlage die diesfeitige Ge— 

nehmigung einzuholen. 

Ein folder Antrag muß enthalten: 

Die fpezielle Bezeichnung des Weges unter Beifligung eines von 
dem Herrn Regirungs-Bau⸗Rath revidirten Koftenanjchlages und 
die nähere Motivirung des Bau-Projektes mit NRüdfiht auf deffen 
Wichtigkeit fir das Intereffe der Forfiverwaltung. 

Ob ein folder Koftenanfchlag, wenn er von dem betreffenden Oberförfter 
aufgeftellt worden, einer VBorrevifion durch den Kreisbaubeamten zu unterwerfen 
ift, wird der Erwägung der Königlichen Regierung anheimgegeben. Der Koften- 
Anſchlag muß übrigens, auch wenn der Bau auf mehrere Jahre vertheilt werden 
fol, den gefammten Koftenbetrag für den auszubauenden Weg erjehen laffen. 

Someit die Geldmittel zu diefen nach vorheriger diesjeitiger Genehmigung 
auszuführenden Wegebauten aus dem etatsmäßigen Fonds der königlichen Re— 
gierung nicht entnommen werden können, mag diejelbe die Ueberweiſung des 
erforderlichen Zufchuffes beantragen, den diesfälligen Bericht aber fo zeitig ab- 
jenden, daß derfelbe jedenfalls noch vor Ablauf des Monats Dezember hier ein- 
gebt. Spätere Anträge würden feine, oder doch nur in ſoweit Berlidfihtigung 
finden können, ald nach den diesfeit3 bereits getroffenen Dispofitionen über den 
Fonds noch verfügbare Mittel vorhanden find. 

Für den Fall, daß die Königliche Regierung die Koften für die laufende 
Unterhaltung der ausgebauten Wege rejp. für die polizeimäßige Weginftand- 
feßungs-Arbeiten aus Ihrem etatsmäßigen Fonds zu beftreiten außer Stande 
fein follte, bat diefelbe die unerläßlich nothwendige Verſtärkung des Fonds 
für das folgende Jahr ebenfalls in dem angegebenen Termine zu beantragen, 
die diesfällige Bedarfsſumme aber von derjenigen für neu auszubauende Wege, 
aud wenn beide in einen Bericht aufgenommen worden, der befjeren Ueberſicht 
wegen getrennt zu halten. 


Sinanz-Minifterium, Abtheilung fir Domainen und Forſten. 
vb. Strang. vd. Hagen. 
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Forſt⸗ und Jagdſchutz und Strafweſen. 
66. 


Ein Königl. Forftauffeher, welcher, indem er feine in der Königl. 

Forft zur Ergreifung eines Jagd Kontravenienten begonnene Amts- 

thätigkeit durch Verfolgung des Bontravenienten auf ein fremdes 

Iagdrevier fortfett, diefes Vevier mit unverbundenem Gewehr 

betritt, madjt ſich dadurch einer zur gerichtlichen Ahndung geeig- 
neten Amtsüberſchreitung nicht ſchuldig. 


Auf den von der Königlichen Regierung zu M. erhobenen Conflikt in der 
bei der Konigl. Kreisgerichts-Commiſſion zu S. anhängigen Unterſuchungsſache 
wider den Königl. Forftaufjeher R. in T., betreffend Fagd-Kontravention, erkennt 
der Königl. Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflikte für Redt: 

daß der Rechtsweg in diefer Sache für unzuläffig und der erhobene 
Konflikt daher für begründet zu erachten. 
Bon Rechts wegen. 
Gründe. 

Der Königl. Forftaufieher R. zu T. wurde auf die Anzeige des Büchſen⸗ 
machers S. angellagt, deffen dort belegenes Jagdrevier am 7. Mai 1874 ım- 
berechtigt mit unverbundenem Gewehr betreten zu haben. Er wandte dagegen 
ein, daß er lediglich in Erfüllung feiner Pflicht den in der angrenzenden König- 
lichen Fort beim Schießen eines Rehes betroffenen Kürſchner H. aus T. zur 
Feſtſtellung der Perfonlichkeit dorthin verfolgt und, nachdem er ihn angerufen 
und erfannt, ungeachtet feiner Aeußerung, keinen Unfinn zu machen, zur Beftra- 
fung angezeigt habe. Er wurde jedoh am 21. Septentber 1874 von der Künig- 
lichen Kreisgerihts-Commiffton zu S. nad) dem Strafgeſetz-Buch 8 368, Nr. 10, 
zu 1 Thlr. Geldbuße eventuell 1 Tag Haft verurtheilt, weil feine Amtsthätig- 
feit auf den Königl. Forft beſchränkt ſei. Er legte den Necurs ein. Gleichzeitig 
erhob die Königl. Regierung zu M. den Konflift auf Grund des Geſetzes vom 
13. Yebruar 1854 und unter der Ausführung, daß der Angellagte nad) dem 
Minifterial-Refkript vom 14. März 1850 Behufs Ueberwachung der Jagd-Kon⸗ 
traventionen das Revier des Jagdberechtigten ©. habe betreten dürfen. Der 
Konflift wurde deshalb von dem Königl. Appellationsgericht zu N. und auch 
von der Königl. Kreisgericht3-Commilfion zu S. für begründet erachtet, während 
fid weder der Polizei-Anwalt noch der Angeflagte erflärte. 

Es war, wie gefchehen, zu erkennen. Die erwähnte Auslaſſung des Ange 
Hagten auf die Anklage wird von dem Kürfchner H. im Wefentliden als richtig 
anerlannt. Derjelbe will zwar nicht in dem Königl. Forft, fondern auf dem Pri- 
vat⸗Jagdreviere des S. nad) einem Reh gejchoffen und mit der Aeußerung: „Na, 
machen Sie doc feinen Unfinn”, den Büchſenmacher S., für welchen er in der 
Sinfterniß den Angeklagten gehalten habe, gemeint haben, bezeugt aber eidlich, daß der 
legtere nah dem Schuß plötzlich aus der Königl. Forft mit dem unverbundenen 
Gewehr auf ihn zugefommen fei, ihm ein Halt zugerufen habe und mit dem Be— 
merken, daß er ihn fenne, nach dem Königl. Forſt zurlidgegangen fei. Hiernach 
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muß als erwiejen angenommen werden, daß der Angellagte lediglich in der Ab- 
ficht, die Perjönlichleit des Kürſchners H., welchen er bei Verübung eines Yagd- 
frevels im Königl. Forft betroffen haben mollte, feitzuftellen, auf das angrenzende 
Jagdrevier des Büchſenmachers S. übergetreten ift, und erfcheint nad) feinem 
ganzen Verhalten feine Angabe glaubhaft, daß er dazu veranlaßt worden fei, 
weil jener vor ihm dorthin geflüchtet fei. Der Angellagte ſetztte alfo feine in 
dem Königl. Forft zur Ergreifung des Fagd-Kontravenienten begonnene und 
in dem Forfl- und Jagdſchutz beftehende Amtsthätigkeit durch Berfolgung des 
leßteren auf dem fremden Jagdrevier nur fort, um fie zum endlichen Abſchluß, 
wenn auch nicht durch Berhaftung, doch durch Teftftellung der Perſönlichkeit 
zum Bwed der Beftrafung zn bringen. Sein ganzes Berfahren ftellt fich daher 
his zu feiner Rückkehr in den Königl. Yorft als ein amtlihes und einheit- 
lies dar. Aehnliche Grundfäge find bereit iu den Erfenntniffen des König. 
Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenz-Konflifte vom 22. November 1851 
und 8. März 1856 (Juftiz-Minift.-Bl. 1853 ©. 351 und 1856 ©. 331) in Be- 
zug auf die Anwendung der Waffengewalt außerhalb der Forſt in Gemäß- 
heit des Gefeßes vom 31. März 1837 ausgedrüdt und kann namentlich eine ent- 
gegenftehende Anficht nicht gefolgert werden aus dem Erlenntniffe vom 24. No 
vember 1855 (FZuft.-Minift.-31. 1856 ©. 59), da bierin nur ansgeführt ift, daß 
die dem Forftbedienten obliegende Pflicht zur Ueberwachung der Jagd-Kontra⸗ 
ventionen an fi noch nicht zum Betreten fremder Jagdreviere außerhalb der 
ihm unterftellten Forft mit Schießwaffen berechtige. Hiernach kann nicht ange- 
nommen werden, daß der Angeklagte ohne Befugniß das Jagdrevier des 
Büchſenmachers S. betreten und dadurch fih nah dem Strafgeſetz-Buch 8 368, 
Kr. 10 und dem Gefe vom 13. Februar 1854 einer Uebertretung und fomit 
einer zur gerichtlichen Verfolgung geeigneten Ueberfchreitung feiner Amtsbefugniffe 
fcyuldig gemacht habe. 
Berlin, den 12. $uni 1875. 


Königl. Gerichtshof zur Enticheidung der Kompetenz-Konflikte. 
| (Unterjchrift.) 


67. 


Macht der Finder eines Hirſchgeweihes, welches naturgemäf von 
den Wilde abgeworfen worden ift, fid; dadurch firafbar, daß er 
das Geweih ſich aneignet? 


(Entſcheidungen bes Ober-Tribunals, Bd. 75, 6. 383.) 


Die unverehelichte F. zu Pohldorf fand im Mai 1874 in einem in der 
Grafihaft Glatz belegenen Walde zwei Hirjcehgeweihe, nahm diefelben an fich, 
verfaufte das eine für 2 Thlr. und übergab das andere einem Forftaufjeher auf 
defien Anfordern. In dem erwähnten Landestheile hat die Jagd-Ordnung für 
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Schlefien vom ;9. April 1756 gegenwärtig noch Geltung. Wegen der dur) den 
Berlauf des einen Geweihes bewirkten Aneignung wurde die %. zur Unterfudhung 
gezogen und das Kreisgericht zu Habelſchwerdt ftellte in feinem Erfenntniffe vom 
19. Dctober 1874 thatfächlich feft, daß die Angeklagte der unbefugten Jagdaus⸗ 
übung fi ſchuldig gemacht habe und verurtheilte fie auf Grund des 8 292 
de3 Str.-G.-B. zu einer Geldftrafe. 

Die Staatsanwaltichaft appellirte, indem fie ausführte, ein Jagdvergehen 
liege nicht vor, wohl aber eine Unterſchlagung im Sinne des $ 246. a. a. O., 
da in der Handlung der Angeflagten fein Eingriff in die Rechte des Jagdinhabers, 
vielmehr ein Eingriff in die Rechte des Waldeigenthlimers zu finden fei. Diejer 
Anfiht trat das Appellationsgeriht zu Breslau in feinem Erfenntniffe vom 27. 
Januar 1875 im Wejentlichen bei, indem es das Vorhandenfein eines Jagd⸗ 
vergehen® nicht annahm, die Angeklagte dagegen des im 8 246 a. a. D. vor- 
geſehenen Bergehens für fchuldig erachtete und deßhalb das erfte Erfenntniß 
nur in Betreff der erfannten Strafe beftätigte. — Auf die von der Angellagten 
eingelegte NichtigfeitSbejchwerde hat das Ober-Tribunal das Appellationsurtel 
vernichtet, das erfte Erfenntniß aufgehoben und die Angeflagte von der Beichul- 
digung der unbefugten Jagdausübung, fowie von dem Vergehen der Unterjchla- 
gung freigefprochen. 

Gründe. 

Der Thatbeftand, wie er in den Erfenntniffen beider Inſtanzen als feftfte- 
hend angenommen worden ift, rechtfertigt die eingelegte Nichtigfeitsbejchwerde. 
Der 8 246 des Str.-G.-B. erfordert zu feiner Anwendbarkeit, daß der Thäter 
eine fremde bewegliche Sache fih rechtwidrig aneignet; beide Nequifite lie- 
gen aber Hier nicht vor. Der Jagdberechtigte, in defien Revier ein Hirſch fein 
Geweih abgeworfen Hat, hat vermöge feines Jagdrechtes Teinen ausfchließlichen 
Anſpruch auf Offupation eines foldhen Geweihes; denn das Jagdrecht befteht 
begrifflih in dem Auffuchen und Aneignen jagdbarer wilder Thiere. (A. L.⸗R. 
zb. I. Tit. 16, 8 30 ff. und TH. I. Tit. 9, 8 127 fi.) fo daß der Jagdbe⸗ 
rehtigte allerdings ausfchließlich befugt ift, das Geweih eines in feinem Revier 
erlegten Hirſches, fo Lange daffelbe noch einen integrirenden Theil des Thieres 
bildet, zu offupiren, wogegen aber ein Geweih, wenn e8 von dem Thiere bereits 
abgemworfen morden ift, eine befondere, für fich beftehende Sache iſt (A. 2. R. 
Th. I. Tit. 2. $ 31), die als ſolche dem Jagdrechte deffen, in deffen Revier das 
Abmwerfen zufällig erfolgt ift, nach dem Begriffe diefes Rechtes nicht unterworfen 
fein kann; es müßte denn durch eine fpezielle gefetzliche Vorfchrift etwas Anderes 
in diefer Hinficht angeordnet fein, was aber weder in dem A. L.⸗R., noch in der 
Jagdordnung für Schlefien vom 19. April 1756 gejchehen ift. 

Ebenfowenig, als das Jagdrecht den ausjchlieglichen Titel zur Befiergrei- 
fung folder abgeworfenen Hirſchgeweihe bilden Tann, befteht für den Beſitzer oder 
Eigenthilmer des Waldes oder des fonftigen Terraing, wo das Geweih abgewor- 
fen worden, ein ausfchließliches Recht, ſich daffelbe anzueignen. Ein folches 
Recht wäre juriſtiſch nur zu Eonftruiven, wenn das abgeworfene Geweih zu den 
Alzeffionen des Grund und Bodens felbft zu zählen wäre, was indeffen nach den 
Begriffs-Beftimmungen der An» und Zumichfe, der Nutzungen, der Früchte u. ſ. w., 
wie fie im A. 2.-R. Th. I. Tit 9. Abſchn. 6 aufgeftellt find, felbftredend nicht 
der Fall ift. Hiernach find ſolche abgeworfene Hirfchgeweihe, fo lange fie nod 
non Niemandem in Befit genommen worden find, lediglich) als herrenlofe Sachen 
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im Sinne des U. %-R. Th. II. Tit. 16. $ 7 zu betrachten, die, da ſich der Staat 
das Recht zum Befige nicht ausdrücklich vorbehalten hat, auch ohne defjen be- 
fondere Einwilligung jede Privatperfon in Befit zu nehmen berechtigt ift. 

Es kann mithin nach dem von den Inftanzrichtern feftgeftellten Thatbeftande 
weder von einer fremden, d. h. im Beſitze oder Eigenthume eines dritten be— 
findlihen Sache, nod von einer widerrechtlichen Aneignung derjelben feiteng 
der Angellagten die Rede fein, und da die Handlungsweije der letteren auch 
gegen fein anderes Strafgeſetz verftäßt, jo mußte das angefochtene Urtheil wegen 
unridhtiger Anwendung des $ 246 a. a. D. vernichtet und die Angellagte frei- 
gejprochen werden. 


68. 


Ueber den berechtigten Waffengebraud; Seitens eines Forfifchuf- 
Beamten, gegen melden ein perfönlicher Angriff erfolgt oder 
welcher wenigftens mit einem foldyen Angriffe bedroht if. 


Auf den von der Königl. Regierung zu A. erhobenen Konflikt in der bei 
der Königl. Deputation zu 2. anhängigen Unterfuhungsfadhe wider den Förſter 
Ludwig ©. zu H., betreffend vorſätzliche Mißhandlung in Ausübung feines Amtes, 
erkennt der Königl. Gerichtshof zur Entjcheidung der Kompetenz-Konflikte fiir 
Recht: 

daß der Rechtsweg in dieſer Sache fiir unzuläffig und der erho— 
bene Konflikt daher für begriindet zu erachten. 
Ton Rechts Wegen. 
Gründe. 

Der in Dienften des Fürften zu S. flehende vereidete Förfter ©. revidirte 
in der Naht vom 26. zum 27. April 1874 in Begleitung feines Sohnes, wel- 
her gleichfalls Förſter, aber unvereidet ift, das Forfirevier. In dem Diftrilt 8. 
fand er auf friiher That mehrere Perjonen, welche mit dem Sammeln und der 
Wegſchaffung von Laub beihäftigt waren. Es waren dies Georg R., deſſen Toch⸗ 
ter, die verehelichte K. und die 15jährige Enkelin Louiſe K., der Köhler S., 
defien Ehefrau und Z4jährige Tochter. Am Saume des Waldes fanden zwei 
mit Kühen befpannte und bereitS mit Laub beladene Wagen. Die beiden Förſter 
©. gingen auf die Wagen zu und fehritten zur Pfändung. Der K. widerſetzte 
fi} derjelben, nach einem hierdurch veranlaßten Streit, bei welchem ©. von jei- 
nem Hirihfänger Gebrauch gemacht hat, zahlte er das Pfandgeld. 

Diefer Borgang hat ein doppeltes Unterjuchungsverfahren im Gefolge ge- 
habt. Durch rechtsfräftiges Erkenntniß der Königl. Kreisgerichts-Deputation zu 
L. vom 24. November 1874 ift der K. des Widerftandes gegen die Staatsgemalt 
tür ſchuldig befunden und mit einer Geldbuße von 20 Thlen. belegt. Auf Grund 
der Ausfagen der Förfter S. ift angenommen, daß der K. den ©. fen. zweimal 
auf die Bruft gegriffen und zurücdgeftoßen habe. K. ſeinerſeits hat die Beftrafung 
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des ©. ſen. wegen vorſätzlicher Körperverletzung während Ausübung feines Am- 
tes beantragt. Der Hofrath Dr. &. Hatte bei einer am Tage nah dem Vorfal 
vorgenommenen ärztlichen Unterfuhung folgende Verletzungen an dem K. vor- 
gefunden: 

1. auf dem oberen Theile des Iinfen Scheitelbeins eine 1/; Zoll weit umte 
der Kopfihwarte dringende Wunde in der Länge eines halben Zolles, mit 
ſcharfen Rändern, 

2. auf dem obern Theile des linken Schulterblattes eine ſtark Flaffende, 
ſchräg von oben und immen nad) unten und außen verlaufende Wunde 
mit icharfen Rändern in der Länge eines fleinen Zolleg, 

. auf dem Hintern Rande des linken Schulterblattes zwei blutige Haut: 
Ihunden in der Größe von je einem Silbergroſchen, 

4. eine die ganze Dorialfläche des Iinfen Borderarmes von dem Ellenbogen 
bis zum Handgelenf Hin überziehende, ſtark mit Blut unterlaufene umd 
mit verichiedenen ftärfer fugillirten Streifen durchzogene Beule, 

die erfiere Wunde durh einen Stich, die übrigen durch Hiebe oder ftarfe 
Schläge beigebracht. 

Dieie Verletzungen will K. Seitens des ©. fen. erhalten haben und hat 
behauptet, daß der Angriff von hinten erfolgt fei. Letzterer hat beftritten, daß er 
fharf gehauen oder geftohen habe; er giebt nur zu, daß er ein Paar flade 
Hiebe gegen den Kopf und das Gefticht des K. geführt und jpäter denjelben auf 
den Arm gefhlagen habe, um ihn zum Xoslaffen der Zugfette eines Behuis 
Pfändung abgefpannten Zugthieres zu nöthigen. Die obgenanunte Geriht3-Depu- 
tation bat, nahdem das Berfahren auf Anmeifung des Ober-Staat3- Anwalts 
eingeleitet war, den ©. fen. unter dem 16. März 1875 zur einer Geldbuße von 
30 Mark verurtheilt, welcher im Unvermögensfalle eine Gefägnißftrafe von 5 Ta- 
gen zu fubftituiren. Daß S. dem K. die Berlegungen beigebracht, ift als feft- 
geftellt angefehen. Nach $ 1 des Gejees vom 31. März 1837 über den Waffen- 
gebraudh der Forft- und Jagd⸗Beamten fei Angellagter zwar befugt gemejen, 
bei einem Angriff auf feine Perſon oder bei Bedrohung mit einem jolchen von 
feiner Waffe Gebraudh zu machen, letterer babe aber nicht weiter ausgedehnt 
werden dürfen, als zur Abwehr des Angriffs und zur Ueberwindung des Wibder- 
ſtandes nothwendig gemwefen. Möge K. Widerftand geleiftet und ſich gegen den 
Angeklagten vergriffen haben, fo könne dies bei der Strafzumeflung in Betracht 
fommen,. nicht aber erjcheine Hierdurch nach Tage der Sache der Gebraud der 
ſcharfen Waffe berechtigt geweſen, dies um fo weniger, als dem ©. fein Sohn 
zur Unterftigung zur Seite gewejen. 

Nachdem Seitens der Staatsanwaltihaft Appellation angemeldet worden, 
ift Seitens der Königlichen Regierung zu A. der Konflifterhoben. Die Wahrſcheinlich— 
feit, daß ©. der Urheber der durch ein fcharfes Inſtrument entflandenen Wunde 
gewejen, wird zugegeben, doch fei dies keineswegs erwiejen. Abgefehen davon, 
müſſe dem ©. das Recht vindizirt werden, in Fällen, in denen der Gebrauch der Wafle 
iiberhaupt angezeigt fei, diefelbe auch ihrer eigentlichen Beſtimmung gemäß, alſo 
durch Ausführung von Stichen und Hieben anzuwenden. ©. habe das Zeugniß 
eines durchaus ehrenmwerthen Beamten, während KR. als notorifcher Wilddieb be 
zeichnet fei, der mit den Forſtbeamten in ftändiger Fehde lebe. Als Erflerer von 
Leßterem mehrere Male an die Bruft gefaßt worden, hat er ſich im Stande der 
Nothwehr befunden. Er habe zwar feinen Sohn bei ſich gehabt, derfelbe jei aber 
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mit dem andern Laubfrevler befchäftigt gewefen, und babe er in der Dunkelheit 
die Summe der ihm gegenüberftehenden phyfiſchen Kräfte nicht ermeflen können. 
Daß er demungeadtet und troß feines entfchieden jehr gereizten Zuftandes von 
der Waffe nur einen fehr jchonenden Gebraudy gemacht Habe und daß eı vor- 
ſätzlich ſchwere Berlegungan nicht beabfichtigt habe, werde durch die im Vergleich 
zu der vollen Wirkungsfähigleit der Waffe ganz unerheblichen Wunden und 
durch den Umftand erwiejen, daß er nad) Bewältigung des agrefjiven Wider- 
ftandes fi auf den Gebrauch der flachen Klinge beſchränkt babe. 

Die Kreidgericht3-Deputation zu L. und das Appellationsgericht zu A. halten 
den Konflikt für unbegrindet. Die Deputation fügt den Gründen ihres Erfenntnifies 
hinzu: ©. jun. ſei keineswegs während des Vorfalls mit den librigen Laub⸗ 
frevlern befaßt gemwefen. Nach Lage der Sache habe nichts zu der Annahme be- 
zechtigt, daß dem ©. fen. und feinem Sohne noch andere phnfifche Kräfte gegen- 
überftänden, welche einen energiſchen Gebrauch der Waffe abjolut nothwendig 
machten. Am allerwenigften fei die Perfon des K. jelbft dazu angethan gemejen, 
den ©. zn einem ſolchen Waffengebrauch zu veranlaffen, weil 8. gerichtsfundig 
und nad) den bei dem Amtmann W. zu B. eingezogenen Erfundigungen feines- 
wegs ein Wilddieb fei und alfo von ihm in ſolcher Eigenſchaft nichts für S. zu 
befürchten gemwejen. Auch das Appellationsgericht fieht in dem Gebrauch der Waffe 
nicht ſowohl die Abwehr eines Angriffs, als einen jelbftftändigen Angriff. Ins- 
bejondere fei von dem Genofien des K., dem Köhler ©., nichts zu befürchten ge- 
weſen, da ©. ſich mit diefem vorher verfländigt und auch fonft mit demjelben 
auf gutem Fuße gelebt habe. Nach Lage des in beiden Unterfuchungen geführten 
Beweiſes fei auch keineswegs als thatfächlich feſtſtehend zu betrachten, daß der 
8. den ©. thätlich angegriffen oder mit einem ſolchen Angriff bedroht, daß er 
fh der Pfändung thätlich oder durch gefährliche Drohungen widerfegt habe. Fu 
diefer Beziehung ftehe die dienfteidlihe Angabe des S. mit den eidlichen 
Angaben des K., deffen Tochter und des Zeugen ©. in Widerfpruch, und werde 
das Zeugniß diefer Perſonen noch erheblich unterftütt durch die eidliche Angabe 
des S jun., der, obgleich er bei feinem Vater geftanden, nicht gejehen habe, daß 
diefer von K. an die Bruft geftoßen worden. 

Sonftige Erfärungen find nicht abgegeben. Die Königl. Regierung zu 4. 
wäre in der Lage gewejen, jowohl den Kompetenz-Konflikt nad Maßgabe 
bes Gejeßes vom 31. März 1837 über den Waffengebraud) der Forft- und Jagd⸗ 
beamten, als den Konflikt nad Maßgabe des Gefetes vom 13. Februar 1854 
zu erheben. Sie hat den Konflikt erhoben. Zuläffig ift derfelbe, da es fi um 
die gerichtliche Verfolgung gegen einen Eivilbeamten handelt. Nach 8 57 der 
Suftruftion vom 30. Mai 1820 (Gef. Samml. ©. 81) find die ftandesherrlichen 
Beamten als Staatsbeamte anzujehen, und der mit dem Flirften zu S. auf Grund 
des Geſetzes vom 10. Juni 1854 abgejchloffene Rezeß vom 2c. beftimmt, daß 
die mit der Verwaltung der Polizen betrauten fürftlichen Beamten dem Königl. 
Landrathe unmittelbar untergeordnet find. Auch bei der Beurtheilung des Kon- 
flikts müſſen alle die Vorfehriften des Gejetses vom 31. März 1837 in Rüdficht 
gezogen werden, da letteres die Grenzen bezeichnet, innerhalb deren die Forft- 
beamten von den Waffen Gebrauch zu machen befugt find. 

Der Konflikt muß für begründet erachtet werden. 

Sämtliche bei dem Borfall betheiligt gewejene Perjonen find theils in dem 
Berfahren gegen K., theil3 in dem gegenwärtigen Berfahren dienft> bezw. zeugen- 
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eidlich vernommen. Die Ausfagen find mannigfach widerfprechend und ungenau. 
Bei näherer Würdigung derjelben gelangt man etwa zu folgenden Relultaten: 
Die Annahme des erfennenden Richters, daß ©. von der fcharfen Waffe 
Gebrauch gemacht und dem K. die oben bezeichneten Wunden beigebracht Habe, 
ift unbedingt als zutreffend anzufehben. Der Zeuge ©. hat unmittelbar nach dem 
Borfall gefehen, daß K. verwundet war, und es fehlt an jedem Anhalt für eine 
Annahme, daß dem K. diefe Verwundungen bei anderer Gelegenheit beigebracht 
fein Tönnten. Nur etwa könnte die durch den ©. jun. gefchehen fein; eine 
dahin gerichtete Behauptung ift aber von feiner Seite aufgeftellt; nur eine bier 
nit in Betracht kommende leichte Berwundung an der Naſe des K. joll von 
den ©. jun. herrühren. Andererjeit3 muß aber auch als feftgeftellt angejehen 
werden, daß der 8. dem ©. sen. einen mit Angriff auf deffen Perſon verbuu⸗ 
denen Widerftand entgegenfegte, ihn namentlich wiederholt an die Bruft faßte 
und zurüditieß. Allerdings befundet dies pofitiv nur der S. sen. felbfl. In 
der Unterfuhung gegen K. ift dies Zeugniß aber als hinreichend angenommen, 
die Berurtheilung des Leßteren darauf zu gründen, und derfelbe Thatbeftaud 
ift Seitens der Königl. Staatsanwaltſchaft der Anklage gegen ©. zu Grunde 
gelegt. Der direft entgegenftehenden Ausfage des K. kann jedenfalls feine größere 
Glaubwürdigkeit beigelegt werden, als der de S. Nach dem — formell aller- 
dings nicht mehr zu Recht beftehenden, in feiner materiellen Wahrheit aber aud 
heute nicht bedeutungslofen — 8 des Geſetzes vom 31 März 1837 war fogar 
ausdrücklich beftimmt, daß gegen einen Forft- oder Jagdbeamten, welcher ange: 
klagt ift, feine Befugnig zum Gebrauh der Waffen überſchritten zu haben, die 
Angaben des Berlegten und feiner Genofjen für fich allein keinen zur Anwendung 
einer Strafe hinreichenden Beweis begründen könnten. Die K. (Tochter des K) 
hat allerdings nicht8 von dem Angriff gefehen und in dem Audienztermin vom 
16. März 1875 ausdrücklich behauptet, fie habe es ſehen müſſen, wenn ihr Vater 
fih an dem S. vergriffen hätte, weil es damals ganz heller Mondſchein ge: 
weſen. Dies fteht aber mit ihren eigenen früheren und mit fonftigen Zeugen- 
ansfagen nit im Einklang. Bei ihrer VBernehmung am 6. Mai 1874 fagte die 
K. aus: „Ich mit meiner Tochter Luiſe war noch im Walde und rechte das 
letste Laub zufammen, als die beiden ©. famen, war aljo von meinem Bater, 
der beim Wagen war, entfernt. Auch machte mich der barſche Zuruf des alten 
©.: Still geftanden, nad dem Wagen! jo am ganzen Körper zittern, daß ich im 
erften Augenblide nicht wahrnahm, was vorging. Deutlich dagegen babe id 
gejehen, daß der alte ©. meinen Bater mit dem Hirfchfänger hieb;“ und in Dem 
Audienztermin vom 24. November 1874: fie fönne aus eigener Wahrnehmung 
nichts darüber befunden, ob ihr Vater einen der beiden Förfter an die Bruft 
gegriffen oder zuridgeftoßen habe oder nicht, fie habe mit ihrer Tochter, während 
ihr Vater mit den beiden ©. zu thun gehabt habe, auf der rechten Seite des 
Biehes und zwar etwa eine Stnbenlänge davon entfernt geftanden, fei aber 
dann auf die andere Seite des Viehes gegangen und habe daher noch jo viel 
wenigstens gejehen, daß der ©. sen. ihren Bater mit dem Hirichfänger geſchlagen 
habe. Zeuge ©. und ©. jun. haben Beftimmtes zur Sache nicht befunden 
fünnen; jener war etwa 12 (oder 8-9) Schritt entfernt, und diefer bezeugt, 
nicht Näheres gejehen zu haben, weil er entfernt von den Kühen ftand und es 
diinfel war. Dies bekundet auch S., und erfcheint dadurch die entgegenftehende 
Angabe der K. widerlegt, da8 Gewicht ihrer Ausfage auch dadurch entfräftet. 
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Dar nun aber ein Angriff auf die Perfon des ©. sen. erfolgt, oder war 
er mit einem folcden Angriffe bedroht, jo war er nach 8 1 des Geſetzes vom 
‚31. März 1837 berechtigt, von feiner Waffe Gebrauh zu machen. Allerdings 
fol Tetterer nicht weiter ausgedehnt werden, als e8 zur Abwehrung des An- 
griffs und zur Ueberwindung des Widerftandes nothwendig if. Eine Ueber- 
ſchreitung des bierdurdh bedingten Maßes anzunehmen, dazu reichen aber die 
thatſächlichen Feſtſtellungen, namentlih die Seitens des erfennenden Nichters 
und der begutadhtenden Gerichte hervorgehobenen Umftände nicht hin. Die in 
den Boraften befindliche Auskunft des Amtmann W. iiber die Perfon des K. 
lautet dahin, dag er in den legten Jahren zweimal wegen Jagdpolizei-Bergehen 
beftraft, fonft aber den Alten nach fich noch nichts babe zu Schulden kommen 
laffen. K. feste der Pfändung längere Zeit Widerftand entgegen; die übrigen 
Laubfrebler — im Ganzen 6 Perfjonen — waren in der Nähe; inmieweit dieje 
widerftandsfähig und won ihnen thatſächlich ein verftärkter Widerftand zu er- 
warten war, fonnte ©. bei der herrſchenden Dunkelheit nicht füglich überſehen. 
Daß er infonderheit von dem S. nichts zu fürchten gehabt habe, wird durch den 
Alteninhalt nicht unbedingt beftätigt, vielmehr ift diefer von der 8. zu Hilfe ge- 
rufen, ift bis zu dem Wagen des K. gegangen und erft zuriidgefehrt, als ©. 
ihm mit dem erhobenen Hirjchfänger entgegentrat. Endlich feheinen auch die dem 
K. beigebrachten Wunden nicht von befonderer Erheblichkeit geweſen zu fein; es 
ergiebt fich nicht, daß diefelben eine längere Krankheit zur Folge gehabt hätten. 

Der KR. bat im Lanfe der Unterfuhungs-Verhandlungen noch geltend ge— 
madt, der ©. fei außerhalb der Forft zur Bornahme einer Pfändung überhaupt 
nicht befugt geweien. Der S 1 des Geſetzes vom 31. März 1837 bezeichnet 
unter Nr. 2 als Borausfesung des Waffengebrauchs, daß der Kontravenient 
- „auf der That” betroffen fei. Der Streit enfpann fih am Saume des Waldes, 
aber zu einer Zeit, als K. und Genofjen erft im Begriff waren, das Laub weg⸗ 
zufahren und als ein Theil der Laubfrevler nach eigener Ausfage: die K. und 
deren Tochter, im Walde noch beichäftigt waren, das Laub zufammen zu 
teen. Jene vom Gejet bezeichnete Borausfegung lag alfo in Wirklichkeit vor, 
und erfcheint es unter diefen Umftänden unerheblih, ob der Wald jelbft oder 
defien Saum die Scene des Borgangs bildete, 

Nah Allem war nicht anzunehmen, daß dem ©. eine zur gerichtlichen DVer- 
folgung geeignete Heberfchreitung feiner Amtsbefugniffe zur Laft fällt, und war 
daher die weitere Verfolgung des Rechtsweges auszuſchließen. 


Berlin, den 8. Januar 1876. 


Könige. Gerichtshof zur Enticheidung der Kompetenz-Konflikte. 
vd. Könen. j j 
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Berſuchsweſen. 
69. 
Verein deutſcher forſtlicher Verſuchs⸗Anſtalten. 
Allgemeiner Arbeitsplan für forſtliche Rultur-Verfuche. 
l. Eapitel. 


Zwed, Inhalt, Umfang. 
Die Forſchung auf dem Wege des Verſuchs hat beim Kulturwejen folgende 
Zwede zu verfolgen: 

1. Ermittelung des Aufwands jeder Kulturausführung an Stoffen und 
Kräften, Zeit und Geld (oder Geldeswerth), je nach Standort, Holz und 
Betriebsarten, Kulturmethoden, örtlichen und zeitlichen Berhältniffen; 

2. Bemefjung der Größe des Aulturerfolgs je nad 

Sicherheit, Rafchheit und Vollſtändigkeit 
jedes Verfahrens der Beftandsbegründung, nad) Verhältni des gehabten 
Aufwands, nah dem Berhalten unjerer Hauptholzarten be 
züglich Eintritts des Beftandsichluffes und der Bodendedung, beziiglich des 
Höhen- und Maſſenwuchſes, der Widerftandsfähigfeit gegen nachtheilige Ein- 
flüffe, bezüglich der Pflanzenentftehung, ſowie bezüglich der Wüchfigkeit 
in reinen oder Mifchbeftänden; 

3. Bemeffung der Reiftungsfähigkeit von Geräthſchaften und Ma 
ſchinen zu beftimmten Zweden und für beftimmte Dertlichkeiten. 

Die Erhebungen tiber die Kulturthätigfeit follen möglicäft meßbar und ver: 
gleichbar werden. | 
a) durch hinlänglich umfangreihe Verſuche nah Raum und Zeit, 
b) durch ſchärfſte Scheidung nach Gleichartigfeit der Objekte und ihrer Be 
handlung, 
ec) durch Auswahl von Subjekten gleicher Art, geiftig und körperlich. 
Die Größe des Erfolgs ift vorzugsweiſe zu fuchen in den Wirkungen: 
a) des Standorts, 
b) des eigenthümlichen Lebensorganismus jeder Holz: uud Pflanzenart, 
ce) der anfängliden Behandlung und jpäteren Pflege. 
Sie erhält ihren Ausdrud 
d) in den Minderaufwand gegenüber anderen zufäffigen Kulturverfahren, 
e) im Wuchsverhalten der Kulturen, 
f) in den Erträgen nad Eingangszeit, Maffe uud Geldwerth. 
Für die Sicherheit und baldige Verwerthbarfeit der Verfuchdergebniffe if 
e3 geboten: 

1. die der Beobachtung und Erforfhung zugänglichen Standorte zuerft aus 
zumählen, 

2. die Möglichkeit der Anreihung anderer, oder der Fortſetzung derjelben Ber: 
ſuchsarten auf dem nämlichen Standort vorzufzhen, 

3. Die Hauptholzarten allein oder vorzugsmeife zum Gegenftand der allge 
meinen Berjuche zu machen, 

4. die Berfuche auf Kulturarten zu beſchränken, welche bei den Hauptholzarten | 
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in reiner Anzucht oder einfachfter, natürlicher Miſchung im Großen durdh- 
führbar und wirthſchaftlich zuläffig erfcheinen, 

5. jeder Berfuchsart hinlänglihde Flächen zu widmen, daß der Aufwand eine 
meßbare Größe liefert, das Berhalten der Holzarten mit jenem im Walde 
vergleichbar wird und fih genügendes Unterfuchungsmaterial im Laufe der 
Beobachtungszeit gewinnen läßt, 

6. Hinlänglich weite Unterſchiede zwifchen den Verſuchsarten und firenge Glie- 
derung al3 Regel anzunehmen, damit deutliche Zahlenabftände zwiſchen den 
Verſuchen bervortreten, 

7. in der Darftelung der Ergebniffe uud der DBejchreibung der Umſtände, 
unter welchen fie erfolgten, fi des ſtrengen Anjchluffes an die vereinbarten 
Formen zu befleigigen. 

Die Leiftungsfähigkeit vergleichbarer Geräthichaften und Maſchinen drückt 
ſich aus 

a) in den Koften der Anſchaffung und Inftandhaltung, 

b) in der Dauer ihrer Verwendbarkeit, 

c) in der Erjparnig an Arbeitsfräften und Zeit, 

d) in der Sicherheit und Rajchheit des Kulturerfolgs. 

Die Kulturverfuhe haben fih nah allgemeinen Borjchriften zu rich— 
ten in Bezug auf 

A. Die Methode der Verſuche, und zwar: 

1. Organijation der Arbeit, 
2. Auswahl der Geräthichaften, 
3. Auswahl des Kulturmaterialg, 
Wahl der Standorte, 
Art der Bodenzurichtung, 
Düngungsverfahren, 
Flächenabpoſtung, dauernde Begrenzung und Bezeichnung, 
die Holzarten, 
die Kulturarten, 

10. Schuß und Pflege, 

11. Ermittlung des Aufwands und der Erfolge. 

B. Die Darftellung der Ergebniffe, und zwar: 

1. formelle Behandlung in Schrift und Rechnung, 

2. Bearbeitung der gewonneneu Materialien. 

C. Die Controle. 


sonmn ap 


D. Capitel. 
Allgemeine Borjchriften in Bezug auf die Methode Der Verſuche. 
1. Organfation der Arbeit. 


Alle Arbeit fol nur Loh narbeit anf Zeit fein. E38 ift für diefelbe 
a) unter den verfügbaren Arbeitsfräften den zuverläffigiten Perjonen der 
Vorzug zu geben, 
b) häufiger Wechfel zu vermeiden, 
e) jür entiprecyende Zutheilung und in Einandergreifen der Arbeiten vor 
ihrem Beginn zu forgen, wenn nöthig durch ——— 
Jahrb. d. Br. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. VIII. 29 
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d) die Arbeitsdaner und die Ruhezeit zum Boraus fo zu regeln, daß feine 
Abfpannung eintritt, die Arbeitszeit regelmäßig wiederfehrt, ihre Ge- 
famıntgröße, ihr durchſchnittlicher und ihr Gattungswerth fich fiher er- 
heben läßt, 

e) Arbeitverfahren und Geſchirr, wenn noch ungewohnt, vorher einzufben. 

f) eine fländige Leitung und Auffiht durch eine fachkundige, zuverläffige 
und pünktliche Perfon zn beftellen, welche über Zwed, Art und Fort- 
gang der Verſuchsarbeit genügend unterwiefen if. 

Die Aufzeihnung der Arbeiten muß darauf abzielen, die Größe der nor- 
malen Leiftung feftzuftellen. Sie muß die Zeitdauer der Arbeii und der 
Ruhe enthalten. 

Die normale Tagesſchichte (oder furz Schichte“) Hat acht Arbeits- 
Runden, wozu 1 Stunde Mittagsrndhe und je eine halbftiindige Paufe des Bor- 
und Nachmittags hinzukommt, fomit zufammen 10 Stunden Aufenthalt auf der 
Arbeitsftelle. 

Kürzere oder längere Arbeitszeit nnd die Arbeit geringerer Kräfte ift auf 
die normale Leiftung ( = 1 Schichte) zu reduciren. Berlängerung tiber die 
normale Dauer darf fein Nachlaffen der Leiftungsfähigkeit mit fi bringen. 

Männer- und Frauenarbeit ift getrennt aufzuzeichnen und dann durch Rüd- 
führung der geringeren Arbeitsflaffen auf die höchſte Lohnklafſe der männlichen 
Arbeit nad) dem Berhältnig der Lohnſätze foweit thunlich der Geſammtarbeits⸗ 
aufıwand nad Tagesichichten zu erheben. 

Alle Arbeit ift nad) Lohnſätzen und jede Art von Beichäftigung für ſich auzzu- 
führen und zwar; 

Bodenbearbeitung, Düngung, Saat, Pflanzung, Material-Zurichtung, ⸗Ge⸗ 
winnuug, -Beilhaffung, Entwäfjerung und Grabenziehung, Kulturreinigung, 
Einfriedigung, Auffiht, Schuß. 


2. Die Gerätbichaften. 

Die Wahl der Kulturgeräthe ift abhängig vom Kulturverfahren und der 
örtlichen Hebung. Soweit nicht für einzelne fpezielle Rulturmethoden beſtimmte 
Geräthichaften vorgejchrieben werden, beftimmt jede Verſuchsanſtalt jelbfiftändig 
über ihre Auswahl. 

Es foll jedoch 

a) das einmal angenommene Geräthe in gleidyer Form und Größe anhaltend 
in Gebrauch bleiben, 

b) wenn noch ungewohnt, vor dem Beginn der Berfuchsarbeiten erft eingelernt, 

c) abgenutttes Gefchirr fofort ausgefchieden oder ausgebefjert werden. Die 

Leiftungsfähigkeit der Geſchirrgattungen zu prüfen, foweit fich dazu Mittel 

uud Gelegenheit bieten, wird empfohlen. 


3. Das Rulturmaterial. 
Samen und Pflanzen können entweder an Ort und Stelle gewonnen, oder 
von anderwärts bezogen werden. 


a. Der Samen 


ift wo möglich nur aus guten Samenjahren bezw. aus Gegenden zu entnehmen, 
wo er nachweislich gut gerathen ift. 
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Nur friiher Samen fol verwendet, die Herkunft ausdrüdiih aufge- 
zeichnet werden, wenn die Ermittlung nicht allzu ſchwierig ift. 

Bei Fichten» und Forlenfaaten muß auf trodenem Wege entflügelter Samen 
verwendet werden. Bei den übrigen Holzarten muß jedenfall® der Samen von 
den Gehäufen befreit und völlig gereinigt, Eicheln und Bucheln müffen durch Ver- 
lefen von den tauben und angeftochenen Stitden befreit fein. 

Eine Keimprobe fol, namentlich bei den Nadelhölzern, der Ausfaat vor- 
ausgehen, um danach die Samenmenge zu beftimmen. 

Es ift dazu das ficherfte oder ein doppeltes Verfahren zu wählen. 

Zur Bergleihbarkeit muß auf die Einheit der Saatfläcdhe überall die 
gleiche auf die normale Keimfähigkeit — 1 ) reducirte Samenmenge, dem Ge- 
wichte nad) bei den Nadelhölzern, dem Rauminhalt (mit geitricdenem Maaß) 
nad) bei den Laubhölzern gerechnet, verwendet werden. 

Die Zahlenangabe hierüber enthält der fpezielle Arbeitsplan. 

Die Zahl der auf ein Kil. od. Liter durchjchnittlich fommenden Samenterne 
wird durch Zählen eines entjprechenden Quantums feftzuftellen gefucht und die 
auf jedes Berjuchsfeld verwendete Samenmenge genau beftimmt und aufge- 
zeichnet. 

Die normale Keimfähigleit wird für alle Holzarten gleihmäßig zu 100 % 
angenommen. Als Minimum der Keimfähigkeit des bei den Verſuchen zu ver- 
wendenden Samens wird feftgefett: 

für Eiheln und Bucheln 60%, 
„Fichten und Kiefern 60%, 
„ Weißftannen 40%, 

„ Erlen 30%. 


b. Die Pflanzen 
follten wo möglich dort erzogen fein, wa ihre Berpflanzung in Abficht liegt. 
Zur richtigen Beurtheilung des Kulturerfolgs ift genau Kenntniß der Entftehungs- 
weife, des Alters, Gefundheitsgrades und ihrer Zurichtung vor der Verwendung 
nachzumeiien. 

Sie müſſen aus normaler Saat und Verſchulung ftammen (wenn nicht aus 
Schlägen ausgehoben), Shwädhlinge und beſchädigte Pflanzen find auszujcheiden. 

Grundfäglih müſſen die Berfuhe mit „Zuchtpflanzen“ von jenen mit 
„Schlagpflanzen“ (Wildlingen) getrennt, deswegen letteren bejondere Ber- 
juchsfelder angewiejen werden. 

Die Anzucht in Forfigärten muß foldhe Pflanze, wie das Kulturverfahren 
fie bedingt, in ausreichender Menge beichaffen. 

Damit gleichartige und gleichaltrige Pflanzungen entftehen, muß der Pflan- 
zenvorrath reichlich genug bemeſſen fein, um je nad) der Holzart eine volle Re— 
jerve für die Kulturnachbefferungen zu behalten. 

Die Normen für die Behandfung aller zur Anzudt von Berfuchsmaterial 
dienenden Saat- nnd Pflanzgärten werden in den fpeziellen Arbeitsplänen 
niedergelegt, 


4. Der Standort. 


Die Auswahl entiprehender Standorte muß mit aller Umfiht und mit der 
Maaßgabe ftattfinden, daß die Dertlichleit eine hinreichende Flächenausdehnung 
29* 
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von gleicher Beichaffenheit habe, um mehrere unter ſich vergleichbare Kulturver- 
ſuche aufnehmen zu können. 

Die Standortsgüte muß durch eine genaue Beichreibung möglichſt erichöpfend 
gejhildert werden und zu dieſem Behufe eine eingehende Unterfuhung aller 
wejentlichen Standortsverhältniffe vorhergehen. Alles was zur näheren Charal- 
terifirung beibringlich, ift zu erheben und in die Bejchreibung aufzımehmen. Be- 
züglich der Art und Ausdehnung diefer Unterfuchungen und der Ausdrudsweiie 
und äußeren Form der Befchreibung wird auf die bejonderen hierliber gegebenen 
Vorſchriften vermwiefen. 

Den Standortsflaffen, welche ein größeres Gebiet darftellen, gebührt der 
Borzug. 

a. Die Tage. 


Ausgefchloffen bleiben jene Lagen, mo eine Verſuchsholzart oder Kultur- 
methode gezwungen erfcheint und normale Beftände daraus nicht zu erhoffen 
find; ebenfo die fteileren Hänge, Felshalden, engere Thaleinfchnitte, Bergrüden 
und Bergtöpfe, in der Ebene die Sumpfitellen, Kiesrüden, firenge Froſtlagen — 
überhaupt alle Lagen, wo fein normaler Fortgang der Kulturen wahrſcheinlich if. 

Bezligli der Umgebung ift die Wahl der Verſuchsorte darauf gerichtet, 
förenden Einflüffen zu entgehen, dagegen eine gleichmäßige Wirkung von Feuch— 
tigkeit, Luftzug und Sonnenlicht zu gewinnen. 

Um das Wachsthum der Kulturen gegen jede Himmelsrichtung Hin ver- 
gleichen zn können, follen die Verfuche wo thunlich 

a) in geſchützter und in Freilage, 

b) in tieferer und höherer Lage, 

ec) in beiläufig nördlicher und ſüdlicher, öftliher und meftlicher Lage anzu— 
ftellen gejucht werden. 


b. Der Boden. 


Jeder Berjuchsanftalt bleibt die Auswahl der in jeder Gegend fiir ihre 
Verſuche ihr geeignet dünkenden Böden überlaſſen. Jedoch ift neben den all- 
gemeinen Bodenarten noch der Linterjchied bei der Wahl der Verfuchsftellen zu 
beachten, zwiſchen 

a) normalen Waldböden, d. 5. ſolchen, mo eine bisherige pflegliche Wirth- 
ihaft ein fofortiges normales Gedeihen gefihert hat, und 

b) wilden Böden, deren Zuftand anfänglich oder auf die Dauer der erften 
Pflanzengeneration keinen normalen Wuchs, dagegen größere Aufforflungs- 
foften vermuthen läßt, 

c) jeither landwirthſchaftlich bebauten Böden in gutem Stande oder 
erichöpft. 

Berjuhsflächen der Gattung a werden entweder in Verjüngungsſchlägen 
auserjehen, zum Theil mit Befeitigung natürlicher Anwüchſe, oder durch Ein- 
fegen von Kahlhieben in gejchloffene Beftände gewonnen, zum Theil in Anreihung 
an Hiebfithrungen, welche behufs andermeitiger Verſuchszwecke ftatthatten. 

Auf Verſuchsflächen der Gattung b oder c follen nur Verſuche ftattfinden, 
welche eine Vergleichgreihe für fich bilden. Die hier erzielten Ergebniffe dürfen 
mit den übrigen nicht vermengt und nur mit Vorficht zu Vergleichungen des 
Aufwands und Erfolgs benugt werden. Hier bedarf es vornherein einer ſcharfen 
Feſtſtellung der anfänglichen Bodenbeſchaffenheit, ſowie des Mehr-Aufwands 
Tür Bodenbearbeitung, Kulturpflege u. ſ. w. 
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Die Hauptverfuche jollen, fomweit irgend möglich, in die bisherigen Gebiete 
der Tonjervativen Waldmwirthichaft gelegt werden. 


c. Das Klima 


ſoll für jedes Verſuchsgebiet durch eine Anzahl meteorologifher Meffungen und 
Beobachtungen feftzuftellen gefucht werden. Als wünſchenswerth werden Auf- 
zeichnungen während der Kulturarbeiten, namentlich über: 
1. Temperatur der Luft und des Bodens, 
2. die Regenmenge, 
3. die Bodenfeuchtigfeit, ſowie 
4. aller meteorologifhen Wahrnehmungen, welche das Geſchick der Kulturen 
berühren, bezeichnet. 
Wegen Mangeld an Mitteln und geeigneten Kräften hierfür dürfen jedoch 
die Verſuchsarbeiten nicht aufgefchoben werden. 


5. Die Bodenzuridhtung. 


Diefelbe hat auf den Berfuchsflächen nad Umfang und Aufwand innerhalb 
der Grenzen ftattzufinden, wie fie den üblichen Knlturvorgängen jeder Methode 
bei geordnetem Betriebe entſpricht. 

Die auf bisherigen gejchonten Waldboden gelegten Verſuchsflächen liefern 
daher die anwendbarften Erfahrungsfäte („niederfte Grenze des Aufwands“). 

Jeder befondere Aufwand für Abräumung und Bearbeitung vermwilderter 
Böden ift, weil in geordneter Wirthichaft nicht wiederfehrend, getrennt zu ber» 
zeichnen („höchſter Aufwand,). 

Die Schilderung jedes Kulturverfahrens muß ausdrücklich erwähnen, ob die 
Ergebniffe etwaiger Abräumung 

a) als unbraudbar befeitigt wurden 
(„höchſter Aufwand“) oder 

b) der Zubereitung bedürftige oder 

c) unmittelbar verwendbare Dungftoffe lieferten 
(„niederfter Aufwand“). 

Gegenftand befonderer Verſuche find jene Bodenbearbeitungen, welche zu- 
gleich landwirthſchaftlichen Zwifchennugungen dienen. 

Die Bodenbearbeitung ift eine volle bei Bollfaaten und Iandwirthichaftlichem 
Bor: und Zwiſchenbau, eine ftellenmweife bei den übrigen Saatmethoden und 
allen Pflanzungen. 

Für die jedem Kulturverfahren entfprechende Bodenzurichtung find die örtlich 
angemefjenften, wirkſamſten und billigften Operationen zu wählen, uuter Tren- 
nung ihres Aufmwandes von jenem der eigentlichen Kulturarbeit. 

Um zu vergleichbaren Ergebniffen zu gelangen, muß das Berhältniß der 
wunden zur rohen Fläche in Zahlen feftgeftellt und genau angegeben werden. 
Der angenommene Abftand der zu bearbeitenden Pläte oder Streifen ift pinft- 
lich einzuhalten, zu welchem Zwecke eine vorgängige Ausftedung die Flächen 
lennzeichnet. | 

Die aus den Abftänden und Dimenfionen der zu bearbeitenden Saat- und 
Pflanzftellen abgeleitete Verhältnißzahl zwiſchen wunder und roher Fläche giebt 
den Maafftab, wonad der Arbeits, Material- und Geldaufmand ſich auf die 
Flächeneinheit berechnet. 
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Ein wie großer Flächentheil bearbeitet werden, welche Methode der Boden⸗ 
zurichtung, und mit welchen Gerätbichaften fie ftattfinden ſoll, dariiber treffen 
die Spezialarbeitspläne nähere Beftimmung. 

Wo die Beziehung des Aufwandes auf 1 Kubilmeter behandelter Boben- 
maffe zur ſchärferen Beurtheilung von Anfwand und Erfolg beiträgt, wie z. B. 
beim Rajolen, Graben ziehen u. And., fol die nähere Angabe nicht unterlaffen 
werden. Grundfäglich foll feine Arbeit hereingezogen werden, welche nicht durch⸗ 
aus zu dem betreffenden Berfahren gehört und die VBergleihung mit andermweitigen 
Verſuchen ähnlicher Art erſchweren künnte, die Zeit der Bodenbearbeitung und die 
Witterungsverhältniffe während derfelben müſſen, ſoweit iiber lettere zuverläfftge 
Beobachtungen anftellbar find, aufgezeichnet werben. 


6. Düngungsverfahren. 

Die künſtliche Bodenfräftigung bleibt auf jene Berhältniffe (3. B. land- 
landwirthfchaftliche oder Dedffächen) und Kulturverfahren (3. B. Hlügelpflanzung) 
beſchränkt, wo fie unerläßlich erjcheint. 

Ueber die Art und Ausdehnung der Düngung geben die Spezialpläne An- 
weifung. | 
Der Aufwand dafür ift getrennt nad) 

a) Gewinnung bezw. Anlauf, 
b) Beifhaffung zur Verbrauchsftelle, 
c) Zubereitung, 
d) Unterbringung 
zu verzeichnen. 

Die Diingermengen werden für jede Kulturftelle im Ganzen nach abgerun- 
deten Raummaaßen („oder nach dem Gefammtgerwicht und dem Durdkfchnitts- 
gewicht der Raumeinheit”) aufgezeichnet. Behufs deffen muß entweder eine Auf- 
nahme dur Meffen der aufgefchichteten Haufen oder durch Abwägen flattfinden. 
Es genügt jedoch das probemweife Herausgreifen einzelner Haufen, mit Abzählen 
der librigen. 

Die Diingungsmittel zerfallen in vier Sorten: 

A) auf dem Plate zubereiteter Walddünger Compoſterde — Raſenaſche — 

Waldhumus, 

B) Haus» und landwirthſchaftliche Abfälle, Vieh- und Abtrittdünger, Holz- 

und Torfaſche, Bauſchutt, 

C) bezogene künſtliche Dünger (oder durch Bodenabbau gewonnen), Dungſalze, 

Guano, alkaliſche Erden, Torf, 

D) Miſchungen aus A, Bund C, 

Bor der Verwendung jedes Dungmittels iſt zur Feftftellung feine® Gehalts 
und Beurtheilung feiner Wirkung eine Probe, welche den mittleren Gehalt dar- 
ftellt, zurüdzubehalten. Ob und wo ihre analytifhe Unterfuchung nachher ftatt- 
finden fol, dariiber entjcheidet die Landesverfuchsanftalt. 

Die Vertheilung über die Kulturfläche findet derart mittelft geeigneter Ge 
fäße ftatt, daß nach loos- und firedenweifer Eintheilung eine beftimmte Raum: 
oder Gewichtsmenge jeder Saat» oder Pflanzenftelle zufommt. 


7. Fläbenabpoftung und dauernde Begrenzung. 


Jede Verſuchsfläche ift genau abzupoften, durch Meffung ihr Flächenin⸗ 
halt zu beftimmen, und es ift zugleich eine folche Eintheilung in regelmäßige 
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Berfuchsfelder zu treffen, daß jedem einzigen flandortsgemäß zu erprobenden 
Kulturverfahren und jeder Abart deffelben eine befondere und zureichende Fläche 
zur Berfügung fteht. 

Die Verſuchsorte werden thunlihft geradlinig begrenzt, ihre Edpuntte in 
gleicher Weife wie bei andern Verfuchsflähhen („Siehe z. B. Arbeitsplan für 
Streuverfuche*) vermarkt, die Grenzlinien mit durchlaufenden oder unterbrochenen 
Schonungsgräben gelennzeichnet. 

Jedes Berfuchsfeld foll eine regelmäßige Form erhalten, welche den Flächen- 
inhalt leicht ermitteln und die Fläche nochmals genau theilen läßt. Jedes der- 
jeiben bildet ein rechtwinfliges, möglihft quadratifches, minbeitens 0,25 Heltar 
großes Innenfeld, weldes durch einen folierftreifen von womöglich 10 
Meter Breite umrahmt wird. Das Innenfeld wird im Vollbeftand zu erhalten 
gejucht, während das Außenfeld die Aufgabe hat, die nöthigen Unterſuchungs⸗ 
Objelte jeder Art („Brobeftämmchen ꝛc.“) zu liefern, zum Abtrieb Meiner Probe⸗ 
flächen zu dienen u. f. w. 

Die ganze Berfuhsfläcde foll eine ftändige römifche Nummer, jedes Ver— 
ſuch Sfeld eine deutſche Nummer erhalten, und e8 follen die Nummern auf den 
Eckmarken („Steine, Pfähle 2c.”) dauernd angebracht werden. Hierauf beziehen 
fi) die Einträge in den Verfuchsheften. 

Offene Bahnen von 2—3 M. Breite follen die ganze Verſuchsfläche von den 
angrenzenden Wirthichaftsflächen, 1 M. breite Bahnen die Verſuchsfelder, ſchmale 
Gräbchen nach Belieben die Innen- uud Außenfelder trennen. Eintheilung und 
Abpoftung müffen bei Zeiten vorfehen, daß die Flächen der Wege, Moaterial- 
pläge, Waflerbehälter u. |. mw. die feftgejettte Größe der Berfuchsfelder nicht ver- 
mindern. Zwiſchen den Berfuchsfeldern können, wo diefelben Kultur-Verfuche 
mehrere Jahre fortgefet werden follen und eine geräumige Berfuchsfläche 
vorliegt, beliebige Zwiſchenräume vorbehalten bleiben. Sie brauden überhaupt 
nicht unmittelbar aneinander gereiht zu werden. 


8 Die Holzarten. 


Die Verfuche follen, namentlih im Anfange, wenigen Hauptholzarten 
gewidmet fein. 

Als ſolche müffen gelten: 

Bude, Eiche, Fichte, Kiefer, Tanne. 

Feder Berjuchsanftalt bleibt anheim geftellt, außer der reinen Anzucht auch 
einfache Mifchungsverhältniffe diefer Holzarten zum Gegenftand der Verſuche zu 
machen und noch andere örtlich wichtige Holzarten hinzuzufügen. 

Soweit der Standort ſich dazu eignet, werden die Verſuche an einem Orte 
jeweils auf mehrere Holzarten und ihre Mifchung ausgedehnt, andernfalls auf 
mehrere Kulturverfahren mit derfelben Holzart befchränft. 

Die Mifhungen find immer genau nad Samen- oder Pflanzenmenge jeder 
Holzart feftzuftellen und zu verzeichnen. Die Eiche wird auf Kern- und Aus— 
ſchlagwuchs angebaut, was in der Verbandweite rechtzeitig vorzuſehen ift. 


9 Die Rulturarten. 


Im Allgemeinen fol Regel fein, die Verfuche flir die Hauptholzarten gleich- 
zeitig mit Saaten uud Pflanzungen zu beginnen, die Pflanzverfuche jedoch in 
den Vordergrund treten zu laſſen. 
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A. Saat. 

Streifen: oder Rinnenfaaten, Platten» und Bolljaaten bildm 
die vergleichende Verjuchsreihe. Letttere bleiben auf offenen, der Abſchwemmung 
nicht ausgeſetzten Boden bejchräntt. 

Allen Saaten auf bewachſenem Boden foll die Reinigung der Gaatftellen 
von den Ueberzügen vorausgeben. 

Die für die ganze Fläche beftimmte Samenmenge ift genau zuzumeffen 
(„nah Raum- oder Gewichtmenge“) und für die gebildeten Fleineren Flächen: 
theile vor der Saat in Portionen zu zerlegen. Anwendung von Säehorn, 
Saattrichter oder dergl. hat den Vorzug vor der Handfaat. Die Unterbringung 
kann theils durch Handarbeit, theils mittelft Pflug und Egge erfolgen. 

Alle weſentlichen Umftände der Saatarbeit find aufzuzeichnen, namentlich 
Keimfähigkeit und Vorbereitung des Samens, Samenmenge, concret 
und auf normale Keimfähigkeit reducirt, Art der Ausſaat und Unter 
bringung, Saatzeit und Witterungsverhältniffe während derfelben, 
bejondere Vorkehrungen der Dedung und dergl. 

B. Pflanzung. 

Die Frühjahrspflanzung ift Regel. 

Zu den Pflanzverfuchen find Pflanzen aus Naturanwuchs („Wildling“), aus 
Saatbeeten („unverſchulte“) und aus Pflanzbeeten („verihulte Pflanzen“) jedod 
nur in firenger Sonderung zuläſſig. Die Verſuchsreihen können fi abftufen 

1. nad) dem Alter und Sortiment der verwendeten Pflanzen (Rohden- und 

Heifterpflanzung), 

2. nah der Behandlung der Pflanzen (Stut-, Ballen-, Einzel-, Büſchel⸗ 
pflanzuug), 
3. nach der Bodenvorbereitung (Töcher-, Hügel-, Rabattenpflanzung), 

Nebſtdem find bei jedem Pflanzverfahren verſchiedene, der Stärke der Pflanzen 
entiprehende Berbandmweifen anwendbar. Regelmäßige Berband, 
pflanzung ift allgemeine Obliegenheit. 

Die Verbände find durch Abſtecken der Reihen von der Mitte aus fo in die 
Berjuchsfelder einzulegen, daß die Pflanzen von den Grenzen überall einen 
genügenden Abftand behalten. 

Die Art der Erziehung, Ort des Bezugs, Art der Behandlung und Bei- 
Ihaffung, Zeit und Umftände der Pflanzung find in den Aufzeichnungen Klar 
darzuftellen. 

Die Einzelheiten der Saat» und Pflanzmethoden, der Verbandmweiten u. 
dergl. enthalten die fpeziellen Arbeitspläne. 


10. Schuß und Pflege. 

Keine Maafregel, welche erfahrungsmäßig zum vollen Gelingen und Er- 
halten der Kulturen beiträgt, felbft wenn fonft zu koſtſpielig, darf unterbleiben. 
Namentlich follen 

1. alle befannten ergiebigen Schugmaaßregeln gegen famenfrefiende und 
pflanzenverbeißende Thiere, 
2. ale Bodenſchutzmaaßregeln gegen Austroduung und Verwilderung, Ab- 

ſchwemmung, Weberfluthung, Verwefung u. |. w. 

3. alle Maaßregeln gegen Frevel und Diebftahl 
durch Aufbieten der verfügbaren Mittel und Kräfte in ———— Maaße zur 
Anwendung kommen. 
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Lüden in Folge Nichtaufleimens von Samen oder Ausbleibens von Pflanzen 
miüffen in fürzefter Frift durch Nachſaat oder Nachpflanzung mit gleichem Kul- 
turmaterial in dem Umfange der anfänglichen Pflanzenftellung ergänzt werben. 

Durch Froft gehobene Pflanzen müfſen wieder angetreten, bejchädigte, jo 
lange e8 irgend angebt, durch gefunde erfetst werben. 

Es gilt nicht als verbindliche Regel, gehört jedoch zur Kulturpflege, durch 
Bodenbearbeitung zwifchen den Reihen oder Platten das Gedeihen der Kultur 
zu fürdern. Wahrnehmungen über Koften und Erfolg folder Maaßregeln ver- 
dienen forglide Aufzeichnung. 

Begießen von Saaten und Pflanzungen gilt als beſondere Berjuhsmaaß- 
regel und ift im Uebrigen auf die Pflanzenerziehung zu bejchränten. 

Das Ausjchneideln der Pflanzen, Entfernung verdorrter oder kranker Pflan- 
zentheile liegt im Sinne pfleglicher Behandlung. 

Wo die Verhältniffe e8 bedingen, wird befondere Aufficht zeitweife oder 
dauernd beftellt. 

Durch großen Wildftand nothleidende Orte auszufchließen, oder durch folide 
Einfriedigungen zu ſchützen und über die Haltbarkeit und Koften der letteren 
Erfahrungen zu ſammeln, bleibt jeder Verfuchsanftalt anheimgegeben. 


11. Ermittelung des Aufwands und der Erfolge. 


Für die Vorbereitung und Durchführung aller Kulturarbeiten muß eine 
ftändige Leitung beftellt fein. Ein ftändiger Aufſeher ift ihr für jede größere 
Verſuchsfläche oder eine Anzahl kleinerer zerftreuter Verfuchsftellen beizugeben. 
Der leitende Verſuchsbeamte erhält fo viele Verſuchsflächen zugemwiefen, als nad 
Lage derjelben zu überſehen find. 

Der Berjuhsbeamte muß über Umfang, Art und Richtung der anzuftellenden 
Verſuche völlig verftändigt fein. Seine Beftelung und Unterweifung ift Sache 
der Landesverjuhsanftalt im Benehmen mit dem Waldeigenthümer. 

Er hat die Verſuchshefte anzulegen und darin feine Wahrnehmungen 
fiber 

a) Standort, 

b) Zuftand der Fläche bei Beginn der Arbeiten, 

c) Größe der Einteilung, 

d) Kulturarten, 

e) Zeit der Arbeiten und Witterungsverhältniffe während derfelben, 
f) alle Nebenumftände der Verfuchseinrichtung niederzulegen. 

Ferner Hat er alle Aufzeichnungen der Auffeher zu prüfen, zu bereinigen 
und ihre Einträge in die Verſuchshefte 2 der Richtigſtellung aller Anſätze 

eigenhändig zu vollziehen. 

Für Beginn der Arbeiten fett der Verſuchsbeamte den Zeitpunkt feft; er 
beftellt, prüft, vertheilt daS benöthigte Kulturmaterial, tibergiebt es den Aufjehern, 
beftimmt Art und Zahl der zu verwendenden Arbeitskräfte, Höhe des Lohns und 
Art der Verlohnung, Reihenfolge der Arbeiten nebft Termin ihrer Vollendung, 
befucht während derjelben die einzelnen Verfuchsftellen, nimmt Bericht iiber ihren 
Fortgang entgegen und zeichnet alle bemerfenswerthen Vorgänge auf. Er be- 
forgt nach den Lohnverzeichniffen der Aufjeber und den einlommenden Rechnun—⸗ 
gen (bezw. den Zahlungsanmweifungen) alle Zufammenftellungen der Ausgaben 
und veranlagt die Auszahlungen. 
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Nah Fertigſtellung der Arbeiten ift eine ftändige Auffiht und Pilege, regel- 
mäßige Eontrofe und öftere Beobachtung der Berſuchsobjekte umerläßlid. 

Werden zu uäheren Unterjudungen Proben von Erden, Dungmitteln oder 
Gewächſen eingefordert, fo hat fie der Verſuchsbeamte nah Maaßgabe der allge- 
meinen oder fpeziellen Weifungen auszufucdhen und die fichere Beförderung an 
ihren Beftimmungsort zu beforgen. 

Erfolgen Neben- und Zwiſchennutzungen auf den Berſuchsorten, fo muß 
regelmäßig von deren Betrag, Art, Werth und Erlös Kenntniß genommen und 
jeder PBoften in die Verſuchshefte eingetragen werden. 

Meber den Ab- und Zugang von Verſuchsflächen find pünftliche Nachweiſe 
zu führen, welche alljährlich abgefchloffen werden. 

Sowohl wenn die Berfuchsarbeiten am gleihen Orte fortgeſetzt werden, als 
wenn nur der Stand der Kulturen (ihr Gedeihen oder ihre etwaige Beichädigung) 
feitzuftellen ift, hat der Berfuchsbeamte ſich der jährlichen Aufnahme zu unter: 
ziehen, die Ergebniffe zufammenzuftellen und in die Berjuchshefte ei nzutragen 
Er erftattet jährlichen Bericht, woraus fiberfichtlich der bisherige Aufwand und 
Erfolg fih im Einzelnen und Ganzen darftellt, an die Landesverſuchsanſtalt. 


IL. Capitel. 


Allgemeine Vorſchriften in Bezug auf die Darftellung der Verſuchs⸗ 
ergebnifie. 


1. Sormelle Behandlung in Schrift und Rechnung. 


Alle Verhältniffe und Thatſachen, welche mit den Berfuchsarbeiten im Zu- 
ſammenhange ftehen, müfjen möglihft forgfältig erhoben und aufgezeichnet, alle 
BZahlengrößen tiber den Aufwand an Arbeit, Material und Geld gewifienhaft er- 
mittelt und zufammengeftellt werben. 

Für die einzelnen Berfuchsflächen werden in diefer Abfiht Verſuchs hefte 
angelegt. 

Sie follen enthalten: 

a) Auf der Titelfeite: 

Den Namen der Berfuchsanftalt und Berfuchsfelte, (Mufter 1.) 
die nähere Bezeichnung nnd Nummer der Verſuchs fläche (Wald- und Wald⸗ 
theil), ihre Befhreibung nah Flächeninhalt, Einteilung und Standort. 

Die Kulturmethboden, welden die Perjuchsfläche gewidmet ift, nad) 
Holzart, Ort und Art der Samengewinnung oder Pflanzenerziehung, Kulturart 
und Verband. 

Unter den „befonderen Bemerkungen‘ werden alle Schidfale der Verſuchs⸗ 
fläche, von der Beftandsbegründung an, in ihrer Beitfolge aufgeführt, im —— 
lichen: 

Die Witterungsverhältniſſe während der Verſuchsarbeiten und nach den⸗ 
ſelben, inſoweit fie dem Kulturerfolg förderlich oder ungünſtig, die Ereigniſſe, 
welche irgendwelche Veränderungen in den Verſuchsobjekten oder an der Ber» 
juchsfläche herbeiführten, die Vorgänge und Wahrnehmungen während und nad 
der Arbeit, injofern fie zum Erfolg oder Mißerfolg in Beziehung ftehen. 

Wenn zu diefen Aufzeichnungen die Titelfeite des Verſuchsheftes nicht aus» 
reicht, ift ein befonderes Blatt beizuheften. 
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b) Auf der 2. und 3. Seite: 

Aufzeichnungen, tabellarifhe Darftellungen und Berechnungen aller Zahlen⸗ 
werthe, welche uns den fehlieglichen mathbematifhen Ausdrud aller Ber- 
fuchsergebniffe in möglicäfter Schärfe, und Naturtreue liefern follen, und zwar 
bezüglich: 

« des Materialverbraudhs (Dungftoffe, Samen oder Pflanzen, Gejchirr 
und Geräthe, Einfriedigung) für jede einzelne und die gefammte jährliche 
Kulturarbeit; 

B des Arbeitsaufmands (menſchl., thier. und mechan. Arbeit) nad 
Beitdauer und Art der Arbeit, fiir Kulturbegriindung, Schu und Pflege; 

n des Geldwerthes der Stoffe und der Arbeit i. e. des Geldaufwands 
im Einzelnen und Ganzen. 

c) Auf der vierten Seite: 

Das Ergebniß der Verſuche in wirthichaftlicher Hinficht, Zeit und Größe 

der Nubungen und Geldwerth derjelben. 
d) In bejonderer Beilage: 

Berfuchgergebniffe für die Wiffenfchaft, feitzuftellen durch PETE TION 
Meflungen und Unterfuchungen des Bodens, der Kulturmaterialien und der Produkte. 

Die Berfuchshefte werden nach allgemeiner Norm gedrudt, ausgegeben und 
fiberall gleihmäßig angewendet. Für ihre Form dient Mufter 1. 

Für die unter d erwähnten wiffenjchaftlichen Rn bleibt die Form, 
da fie feine fändige fein kann, freigegeben. 

Die Einträge in die Tabellen erfolgen nach Abſchluß einer jeden ihrer Art 
nad zufammengehörigen Materialverwendung oder ArbeitSausführung (3. 8. 
nach der Bodenherrichtung, Saat oder Pflanzung, Reinigung, Nukung u. |. w.), 
wenn die einzelnen erhobenen Zahlenanfäte geprüft und richtig geftellt find. 

Jede Berfuchsanftalt Hat flir eine geniigende Controle der Nichtigfeit der 
Anfzeihnungen und Eintragungeg Sorge zu tragen. 

Periodiſch erfolgt Abſchluß der Verfuchghefte nnd geht ein Auszug oder eine 
Abſchrift an die Landesverfuchsanftalt, welche die Zeitdauer der Perioden feſtſetzt 
und für die Bearbeitung des von den einzelnen Berjuchsftellen eingefommenen 
Materials gemäß den allgemeinen Bereins-Satungen und den fpeziellen Beftim- 
mungen in jedem LTandesgebiet Sorge zu tragen hat. 

Die zu einer größeren Verſuchs fläche gehörigen Verſuchsfelder, 
welche eine befonder3 gegliederte Verſuchsreihe darftellen, bilden mit ihren Ein- 
zelbeften znfammen einen Berfuhsband, wofür ein Hauptbuch angelegt 
wird. 

Am Schluffe jedes Jahres hat die Landesverfuchsanftalt ein nach Mufter 2 
aufgeftelltes VBerzeichniß des im abgelaufenen Jahre erfolgten Aufmandes an 
Material, Arbeit und Geld auf den Kulturverfuchsflächen aufzuftellen. (Mufter 2.) 

Ueber die Vereinigung diefer Schriftftide in der Hand eines Berichter- 
ſtatters, welcher jährlich daraus eine Zufammenftellung der gefanımten Berfuchs- 
thätigfeit fertigt, jomwie fiber die Drucklegung feiner Arbeit befchließt die nächſte 
Jahresverſammlung des Vereins. 


2. Bearbeitung der Verſuchsergebniſſe. 


Die Kulturergebniffe, welche als abgeichloffen gelten fünnen, find von Zeit 
zu Zeit in einer nad) Mufter 3 aufzuftellenden Ueberficht zur verzeichnen. Die- 
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felbe wird der Gejchäftsleitung eingefendet, welche gemäß den Bereinsbeichlüffen 
dafür Anftalten trifft, daß die ſich anſammelnden Erfahrungen mit den übrigen 
Ergebniffen gleicher oder ähnlicher Art verglichen und in geeigneter Yorm und 
Bearbeitung dem wiffenfchaftlihen und wirthfchaftlihen Gebrauch zugänglich 
werden. (Mufter 3.) 

Nutzbare Bergleihzahlen follen namentlih dadurch zu gewinnen gefucht 
werden, daß man den Arbeits-, Material- und Geldaufwand in feiner Beziehung 
unter fi) auf die Einheit der Arbeitszeit, die Einheit, daS Hundert oder Tauſend 
des Materials, die Einheit des Geldwerth3, ſowie in den Berhältniffen diefer 
Einheiten zur Fläche oder umgekehrt darftellt, 3. B. auf 1 Kil. oder 1 Liter 
Samen, 1 Tauſend Pflanzen zc. Größerer Werth fol auf die Zeitdauer der 
Arbeit nah Tagesihichten für jede Berrihtung und das Verhältniß zwijchen 
Boden- und Saat: oder’ Pflanzarbeit, als auf die Ermittlung ihres Geldauf- 
wands gelegt werden, mit Trennung der Arbeitsleiftungen für die Rulturher- 
ftellung und Auffiht, Schu und Pflege. Der Gejchäftsleitung liegt die Sorge 
ob, alljährlich bei den Berfammlungen Anträge zu ftellen 

1) daß aus den Landestabellen (Mufter 2) die im Gange befindlichen Ber- 
ſuchsarbeiten na Art und Umfang für die zufanımengehörigen Standorts: 
und Kulturverhältniffe zu einer Generalüberfiht zujammengetragen 
werden und die VBervielfältigungen an die einzelnen Berjuchsanftalten ge- 
langen, nöthigenfalls unter Hinweis auf beftehende Lüden und Mängel; 

2) daß die gefammelten Ergebniffe der Berjuche, fobald hinlänglicher Stoff 
zu brauchbaren Erfahrungszahlen gemonnen zu fein jcheint, einem Bericht- 
erftatter zur Bearbeitung libergeben werden und eine oder mehrere Dazu 
geeignete Perfönlichkeiten in Vorſchlag zu bringen. 

Innerhalb jedes Gebiets einer Verjuhsanftalt können jedoch auch auf Ber- 
anlaffung derjelben in beliebiger Zeit und für alle oder beliebige Theile ihrer 
Berjuchsarbeiten befondere Verarbeitungen ftattfinden, um zu örtlichen Erfab- 
rungszahlen zu gelangen. j 


IV. Capitel. 


Allgemeine Borjchriften in Bezug auf die Controle über die Verſuchs⸗ 
arbeiten. 


Sie wird nach näherer Beftimmung der Landeöverfuchsanftalt durch Mit- 
glieder derjelben oder Beauftragte ausgeübt, erftrect ſich auf alle eingeleiteten 
Verſuche und befteht 

1) in dem Beſuch ſämmtlicher VBerfuchsflächen, auf welchen die Begrenzung 
und Eintheilung, Bodenzuridhtung, Einhaltung der Kulturverfahren umd 
Berbandmaaße, Pflanzenerziehung und die Maaßregeln für Schu und 
Pflege einer eingehenden Prüfung unterzogen werden; 

2) in der Prüfung der Rehnungsführung und Einfihtnahme der angelegten 
Berjuchshefte; 

3) in der Erforfhung der Urfachen, welche die gehofften Kulturerfolge beein- 
trätigten, und in der Anordnung von Maafregeln, um Mißftände oder 
Mängel zu befeitigen; 

4) in der Unterweifung liber die Fortführung der Verjuchsarbeiten, der Aus- 
wahl neuer Verfuchsorte und der Feitftellung der Kulturverfahren, welchen 
fie dienen follen. 
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Der Befund der Kontrole wird, wenn im Zuftand der Verfuchsflächen we- 
fentlide Mängel feftzuftellen find, welche die Kulturergebniffe nachweislich be- 
einfluffen, fchriftlih aufgenommen und ein Auszug daraus den betreffenden Ber- 
ſuchsheften angefchloffen. Daß und wann eine Controle eintrat, wird in geeig- 
neter Weife in den Verfuchsheften bemerft. 


Mutter 1. 

Forſtliche Verfuchsanftalt: 
Berfuchsftelle: 
Kultur⸗Verſuchsfläche; 
im: 
Diſtrikt: 

Beſchreibung der Verſuchsfläche: 
Flächeninhalt und Eintheilung: 
Höhe über dem Meere: 
Lage und Umgebung: 


Boden: 

Kulturmethode. 
Holzart: 
Ort und Art der Pflanzenerziehung: 
Kulturart: 
Verband: 


Beſondere Bemerkungen. 
Die Rubriken des Muſters J. ſind folgende: 
Zeit der Kulturausführung: 
Jahr. 
Monat. 
I. Aufwand für Material. 
1. für Samen. 
Art. 
Menge. 
Geldaufwand. (Marf). 
2. für Pflanzen. 
Art 


Menge. (Stüd.) 
Geldaufwand. (Marf.) 
3. für fonftiges Material. 
Art, 
Menge. 
Geldaufwand. (Marf.) 
4. Geldaufwand fir ſämmtliches Material. (Marf.) 
II, Aufwand für Arbeit. 
1. für Bodenbearbeitung. 
A. durh Menden. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer ) 
Frauen (Tagesſchichten.) 
Zuſammen 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
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B. durch Thiere. 
Art. 
a. Arbeitsaufwand. (Tagesſchicht.) 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
C. Geldaufwand im Ganzen. (Marf.) 
2. für Transport. 
A. durch Menjchen. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen (Tagesſchichten.) 
Zuſammen 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
B. durch Thiere. 
Art. 
a. Arbeitsaufwand. (Tagesſchicht.) 
b. Geldaufmand. (Marf.) 
C. Geldaufwand im Ganzen. (Marf.) 
3. für Saat- und Pflanz-Arbeit. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen | (Tagesſchichten.) 
Zuſammen 
b. Geldaufwand. (Mark.) 
4. für Schutz uud Pflege. 


Art. 
a. Arbeitsaufwand. 
Männer 
Frauen | (Tagesſchichten.) 
Zuſammen 


b. Geldaufwand. (Mark.) 
5. Geldaufwand für ſämmtliche Arbeiten. (Marf.) 
III. Geldaufmwand im Ganzen. (Mark) 
Erläuterungen. 


Mufter 2. 
Forſtliche Verjuchsanftalt: 
Berzeihnif 
des Aufwandes an Material-Arbeit und Geld auf den Kultur⸗Verſuchsflchen 
im Jahre 18 

Die Rubriken find folgende: 

Verſuchs⸗Stelle. 

Verſuchs⸗Fläche. 
Nummer. 
Buchſtaben. 

Flächen-Inhalt. (Are.) 

Standort. 
Höhe über dem Meere. (Meter.) 
Neigung. 
Boden. 
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Holzart. 

Kulturart und Verband. 

Jahresaufwand an 
Samen. 
Pflanzen. (Stück.) 
ſonſtigem Material. 
Arbeit (Arbeitsſchichten.) 


Geld (Mark.) 
Muſter 3. 
Forſtliche Verſuchsanſtalt: 
nueberſicht 
über die auf den Kulturverſuchsflächen gewonnenen Ergebniſſe in den Jahren 
18 bis 18 
Die Rubriken find folgende: 
Berfuhs- Stelle. 
Berfuhs- Fläche. 
Nummer. 
Buchſtaben. 
Flächen⸗Inhalt. (Are.) 
Standort. 
Höhe iiber dem Meere. (Meter.) 
Neigung. 
Boden. 
Holzart. 


Kulturart und Berband. 
Beitraum, in welchen die Unterfuhung fällt. 
Aufwand auf 1 Hektar. 
an Material. 
Samen. 
Pflanzen. (Stüd.) 
Sonftiged Material. 
an Arbeit. 
Bodenbearbeitung. 
Saat und Pflanzung. 
Transport. (Tagesſchichten.) 
Schutz und Pflege. 
Zuſammen. 
an Geld. 
für Material. 
für Arbeit. (Marf.) 
Zufammen 
Nutzuug auf 1 Hektar, 
Hauptnutzung. (Feſtmeter.) 
Nebennutzung. 
Erlös. 
Gewinnungskoſten. 
Reinerlös. 
Bemerkungen. 


Mark.) 


— 448 — 


70. 
Verein deutſcher forſtlicher Verſuchs-Anſtalten. 
Anleitung für Durchforſtungs- Verſuche. 


s1. Zweck. 

Die Verſuche über Durchforſtungen bezwecken: 

Die Feſtſtellung des Einfluſſes, welchen eine früher oder ſpäter begonnene, 

in längeren oder kürzeren Zwiſchenräumen wiederkehrende, ſchwächere oder 

ſtärkere Durchforſtung auf Höhe und Form der Beſtände, auf Zwiſchen- und 

Haubarkeitsmaffe derfelben in verfchiedenen Lebensaltern, ſowie auf die Boden- 

verhältniffe ausübt. 

Zugleih fol die Gewinnung von Material für Aufftellung von Ertrags- und 
Maffentafeln und Formzahlen durch genaue und von Zeit zu Zeit zu wieder- 
holende Aufnahmen der Zwiſchennutzungen umd des bleibenden Beftandes in’s 
Auge gefaßt werden. 

82. Ausdehnung. 

Die Berfuche follen ſich in allen Hauptmwaldgebieten Deutſchlands auf die 
Hauptholzarten, jedenfalls auf Buche, Fichte, Kiefer, wenn möglid auch auf 
Eiche, Tanne, Erle, Birke und andere Holzarten von lokaler Bedeutung erfireden. 

83. Auswahl der Beftände. 

Es Sollen nur reine und annähernd reine Beftände (bis zu O,1 der Beimi- 
fung) zu den Verſuchen herangezogen werden. Es ift wünſchenswerth, Daß bie 
felben in allen verfchiedenen Altersfiufen angelegt, aber auf möglicäft gleichalterige 
Beftände beichränft bleiben. Randbeſtände und folde, welche Bejchädigungen 
auf Weidevieh, Wild, Diebftahl, Duft, Schnee» und Windbruch in. erheblichen 
Maaße ausgeſetzt find, follen vermieden werden. 

8 4 Größe, Form und Anzahl der Verſuchsflächen. 

Die Verſuchseinzelflächen ſollen 0,5 bis 1Hektar groß und möglichſt quadra⸗ 
tiſch geformt fein; in denjenigen Fällen, in welchen denſelben eine ſolche Größe⸗ 
und Form nicht gegeben werden kann, iſt es zuläßig, bis zu 0,25 Helt. Grüße 
herabzugehen, ſowie ſtatt der Quadratform die Rechteckform anzuwenden. 

Innerhalb eines und deſſelben zu den Verſuchen auserſehenen Beſtandes 
ſollen ſtets drei Verſuchseinzelflächen von obiger Größe und Form, zuſammen⸗ 
hängend oder aber getrennt von einander, jedoch ſtets unter möglichſt gleichartigen 
Verhältniſſen, ſo daß ſie vergleichbare Objekte bilden, gleichzeitig angelegt und zu 
einer Hauptfläche vereinigt werden. Jede Verſuchseinzelfläche iſt von der anderen, 
reſp. von der umgebenden Beſtandfläche allſeitig durch einen 10 Meter breiten, 
ebenſo wie die zugehörige Verſuchs-Einzelfläche zu behandelnden Iſolirſtreifen zu 
trennen, um den ſtörenden Einfluß der übergreifenden Wurzelverbreitung zu be— 
ſeitigen. 

Sollte in einzelnen Fällen, namentlich auf dem ganz armen Sandboden, die 
Wurzelverbreitung ſo bedeutend ſein, daß die Breite von 10 Metern ungenügend 
erſcheint, ſo ſind die Iſolirſtreifen breiter anzulegen; jedenfalls iſt denſelben eine 
ſolche Breite zu geben, daß die Wurzeln der auf der Verſuchsfläche ſtehenden 
Stämme über die äußerſte Grenze des Iſolirſtreifens nicht vordringen. 

$5. Vermeſſung, Begrenzung und Bezeichnung der Verſuchs— 
Flächen. 

Die Verſuchsflächen find genau zu vermeflen und durch mindeflens 4 Grenz 

zeichen und Stüdgräben dauerhaft zu bezeichnen. 
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Jede Berſuchshaupt fläche erhält eine deutſche, jede Verſuchseinzelfläche eine 
römische Biffer. 


86. Standorts- und Beftandebefhreibung. 


Die Bejchreibung der Verjuchsflächen Hat nach Maßgabe der Anleitungen zur 
Standort3- und Beftandsbefchreibung beim forftlihen Verſuchsweſen*) unter Be- 
nugung des dazu beftimmten Formulars zu gefchehen. 


87. Beftandsaufnahme. 

Die Beftandsaufnahme erfiredt fi) nur auf die eigentlichen Verſuchsflächen, 
nicht auf die Sfolirfireifen. Bor Beginn derfelben ift der im Wege der Durd- 
forflung zu entnehmende Nebenbeftand mit Sorgfalt in mindeftens zwei Gängen 
ımter Beachtung der Durchforfiungsregeln ($ 8) auszuzeichnen. 

Das Berfahren der Beftandsaufnahme ift verjchieden, je nachdem fidh daf: 
jelbe auf Baumbölzer (über 20 Cent. durchſchnittliche Stammftärke) und ftarfe 
Stangenbhölzer (von 10 bis 20 Cent. durchſchnittliche Stammftärke) oder au) 
geringere Stangenhölzer (unter 10 Gent. durchſchnittliche Stammſtärke) erftredt. 


A. Baum- und flarle Stangenhölzer. 

Die Beftandsaufnahme beginnt damit, daß die dem Hauptbeftande verblei- 
benden Stämme in Meßhöhe (1,3 Met. iiber dem Boden) an denjenigen Stellen, 
mo die Kluppe angelegt wird, mit Delfarbe bezeichnet werden, um bei der näd)- 
fien Beftandsaufnahme genau an denfelben Stellen die Meffung der Stamm- 
ſtärke wiederholen zu können. 

Hieran ſchließt fid die Meſſung der Durchmefler ſämmtlicher Stämme, ge- 
fondert nah Hauptbeftand und Nebenbeftand, in einer Meßhöhe von 1,3 Met. 
über dem Boden mit der Kluppe über Kreuz nach ganzen Centimetern derartig, 
daß 0,5 Cent. und darliber voll gerechnet werden, Bruchtheile unter 0,5 Eent. da- 
gegen unberiidfichtigt bleiben. | 

Bei dem weiteren Berfahren find Haupt- und Nebenbeftand verjchieden zu 
bebandeln. | 

1. Hauptbeftand. 

Der Hauptbeftand unterliegt, der Maffenermittelung nach dem Probeftamm- 
verfahren unter Beachtung folgender Regeln: 

a) Ermittelung der Geſammtſtammzahl (s) und der Geſammtſtammgrundfläche (G) 

b) Klaffenbildung nad gleihen Stammzahlen (in der Regel 5 Klafjen) und 
Berechnung der Stammgrundfläcde jeder Klafie. 

c) Durchmeſſer⸗Berechnung der Klaffenftämme (in jeder Klafje mindeftens 

1 Stamm bei Baumbolz, 

4 Stämme bei flarfem Stangenholze.) 
Durchmefler-Meffiung der Klafienftfämme mit der Kluppe bei 1,3 Meter 
Meßhöhe in ganzen Millimetern und Berechnung ihrer Stammgrund- 
fläche (). 

d) Fällung der Probeftämme außerhalb der Verſuchsfläche und zwar in ber- 
jenigen Höhe vom Wurzelfnoten (Fußpunft) der Stämme aufwärts ges 
rechnet, welche gleich ift I/, des Stamm-Durcdmeffers am Wurzellnoten 
(Fußpunkt). 

Maflenermittelung des Derbholzes (dm) nach Feſtmetern durch Meſſung in 
Sektionen von 1 bis 2 Meter und durch cubiſche Berechnung. 
*) ©. Jahrb. Band VII. Art. 78. ©. 152. 

Jahrb. d. Br. Sorft- u. Jagd⸗Geſetzg. VII. 30 
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Maffenermittelung des Neifigs (rm) nach Yefimetern durch Geſammtwägung 
und probeweife Waffercubirung. 

e) Mafjenermittelung des ganzen Beſtandes 

an Derbholz aus g:G — dm :x 
an Reiſig : g:G=m:x 
Hieran fchließen fich als befondere Unterfuchungen : 

a) die Ermittelung des Sortimentsprocent-Berhältniffes bezogen auf Feſtmaaß, 
aus der Geſammtaufarbeitung des Probeholzes und aus der Reduktion der 
Raummaaße in Feſtmaaß nach zu vereinbarenden Reduktionsfakltoren; — 

b) Die Ermitteluug des mittleren Beſtandsalters ans dem arithmetiſchen 
Mittel des Alters der Probeſtämme; — 

c) die Ermittelung der mittleren Befandshöhe aus dem arithmetifhen Mittel 
der Höhen der Probeſtämme; — 

d) die Ermittelung der Stammftärlen in den früheren Lebensaltern an bem 
außerhalb der Verſuchsfläche zu fällenden Mittelftamme — ẽdurch Stamm- 
Analyſe. 


2. Nebenbeſtand. 
Die Beſtandsaufnahme des Nebenbeſtandes beſchränkt ſich auf die Ermitte⸗ 
lung der Stammzahl, der geſammten Stammgrundfläche und der Höhe des 
Mittelſtammes. 


B. Geringe Stangenhölzer. 

In geringen Stangenhölzern iſt die Beſtandsaufnahme auf eine örtlich durch 
Gräben und Eckhügel ſcharf zu begrenzende, nad) ihrer Lage genan zu beſchrei⸗ 
bende Probefläche von mindeſtens 2 Ar zu beſchränken. 

Die hierbei vorzunehmenden Arbeiten find folgende: 

a) Bezeihnung ter Meffungsftellen (1,3 Met. über dem Boden) durch Del- 
farbe in dem Hauptbeftande. 

b) Durchmeifer-Mefjung in Meßhöhe (1,3 Meter über dem Boden) mit Ab⸗ 
rundung auf halbe Gentimeter, geordnet nach Haupt» und Nebenbeftand. 

c) Ermittelung der Stammzahl und Stammgrundflähe auf der Probefläche, 
fowie Berechnung der Gefammtftammzahl und Gefammtfammgrundfläce 
der ganzen DBerjuchseinzelfläche aus der ermittelten Stammzahl und Stamm- 
grundfläche der Probefläche, ftetS unter Sonderung von Hauptbeftand und 
Nebenbeftand. 

d) Ermittelung der Höhe des Mitteltammes im Haupt- und Nebenbeftande. 

e) Ermittelung des mittleren Beftandsalters. 

Die Ergebniffe der Beftandsaufnahme werden in Formular A fpeciell und 
in Formular B fummarifch eingetragen. 


88 Durdforftung. 
Bon den jedesmal eine Hanptverfuchöfläche bildenden 3 Berfuchdeinzelflächen 
($ 4) ift Fläche I ſchwach, Fläche II mäßig, Fläche III ftark zu durdhforften. 
Um für diefes Durchforſtungsmaaß eine fefifiehende Norm zu erhalten, wird %ol- 
gendes feſtgeſetzt: 
In jedem Beflande, welcher ſich een gereinigt bat, laffen fich folgende 
Beitandsglieder unterjcheiden: 
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1) Dominirende Stämme, welde mit vollentwidelter Krone den oberen 
Beftandsichirm bilden; 

2) zurädbleibende Stämme, welche an der Bildung des Stammſchlufſes 
noch Theil nehmen, deren größter Kronendurchmefler aber tiefer liegt als 
der größte Kronendurchmefler der Dominirenden Stämme, die alſo gleidh- 
fam die zweite Etage bilden; 

3) unterdrädte (unterfiändige, übergipfelte) Stämme, deren Spite ganz 
unter der Krone der dDominirenden Stämme liegt. Auch niedergebogene 
Stämme gehören bierber; | 

4) abfierbende oder abgeftorbene Stämme. 

a) die ſchwache Durchforſtung entfernt nur die abgeftorbenen Stämme ; 

b) die mäßige, die abfterbenden und unterbrüdten; 

c) die Harfe (vorgreifende) Durchforſtung endlih auch alle zuridhblei- 
benden Stämme. 

Ueberdies fol der Brad der Durdforftung (bei den mäßigen und ftarfen 
Ausbieben) auch noch dadurch näher feftgeftellt und bezeichnet werden, daß die 
Kreisflähenfumme, bezw. die Maffe der herausgenommen Stämme in Brocenten 
der Kreisfläcddenfumme bezw. Maffe des Befammtbeftandes vor der Durdhforftung 
ausgedrüdt wird. 

Die Ausführung der Durchforſtung bat der Beftandsaufnahme, wenn mög- 
lich, unmittelbar zu folgen. 

Die Aufarbeitung des Durchforſtungsmaterials geſchieht in ortsüblicher 
Weiſe mit genauer Meffung etwaiger Bruchtheile von Raummaaßen, die Ermitte- 
lung des Feftgehalts fiir Derbholz; in Raummetern nach allgemeinen Reduktions⸗ 
factoren, für Reiſig dagegen, womöglich durch probeweife xylometrijche Meflung, 
die bei Aufarbeitung im Laube Regel fein muß, endlich die Eintragung der 
Durchforſtungsergebnifſe nach Sortimenten und nad) Feftgehalt in das Yormular 
A (Rüdfeite). 

89 Wiederholung der Durdforftung und der Beftands- 

Aufnahme. 

Die Durchforſtungen follen bei der Eiche, Buche, Fichte und Tanne bis zum 
50. Jahre, bei der Kiefer und den Weichhölzern bis zum 40. Jahre alle 5 Jahr, 
fpäter alle 10 Jahre wiederfehren. Wenn die Beſtandsbeſchaffenheit die Wieder: 
kehr der Durchforſtungen von 5 zu 5 Jahren nicht geftattet, jo ift dieſelbe eben- 
falls nur alle 10 Jahre zu wiederholen. 

Leder fpäteren Durchforſtung geht eine neue Beftandsaufnahme unmittelbar 
vorher; dieſelbe beſchränkt fich jedoch unter Sonderung von Haupt» und Neben- 
beftand, auf die Ermittelung der Stammzahlen, Stammgrundflädhen, fowie der 
Höhen der Mittelftämme unter Beachtung der Regeln in $ 7. 

Ueber etwaige weitergehende Ermittelungen, welche Fällung von Probeſtämmen 
erfordern, forwie iber den Abſchluß der Berjuchsarbeiten befindet der Verein 
deutfcher Berjuchsanftalten. Aenderungen in dem Bodenzuftande find bei jeder 
neuen Durchforſtung unter Benutung des Kormulars für StaudortSbefchreibungen 
für die einzelnen Verſuchsflächen anzugeben. 

8 10. Befondere Unterfuhungen über Beginn und Umlanfzeit 

der Durdforftungen. 

Obwohl es im Allgemeinen ald Regel anzuerkennen ift, daß der rationelle 
Durdforftungsbetrieb bei allen Holzarten zu beginnen bat, wenn die Ausfchei- 

30* 
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dung des NRebenbeftaudes (die Beftandsreinigung) in dem Vorkommen unterdrückter 
Stämme ertennbar wird, fo find doch correete Unterjuhungen auch in diefer 
Richtung zur allfettigen Löfung der Durchforſtungsfrage nicht zu entbehren. Ebenfo 
gehört die Wirkung, welche die Wiederholung (Umlanfzeit) der Durchforſtungen 
auf die Beftandsentwidelung äußert, unmittelbar in den Kreis der Durdforftungs- 
verfude. Da diefe beiden Berfuchsreihen jedoch ohne zwedwidrige Complikation 
der Unterfuchungen über das wirthichaftlihe Mack der Durdforfitung mit dieſen 
nit wohl verbunden werden können, fo find fie auf befonderen Berfuchsflächen 
auszuführen. 

Zu diefem Behufe genligt die Anlage je zweier Berfuchsflächen für Eiche, 
Buche, Kiefer, Fichte in annähernd normalen und durchforſteten Befländen, von denen 

1) je eine zu Unterſuchungen über den wirthichaftlihen Beginn des Durd)- 

forftung3betriebes 

2) die zweite zu Unterſuchungen tiber den Einfluß der Umfaufzeit deſſelben 

benußt werden foll. 

Jede Hauptfläche ift in 3 Unterflähen von je 1 Hektar Größe zu theilen, 
von denen fodann: 

ad 1. die Fläche I mit eintretender Ausſcheidung unterdrüdter Stämme, 
die Fläche II 5 Jahre fpäter, 
die Fläche III 10 Jahre fpäter, 
bei Eichen ftart, bei Buchen, Fichten und Kiefern mäßig durchforftet wird. Die 
Durdforftung Tehrt nach dem Beginn in den 8 9 angegebenen Zeiträumen in 
gleicher Weiſe wieder. 
ad 2. Sämmtliche Flächen find fogleihh nad) der Ausfcheidung unterdrückter 
Stämme, bei Eichen ftarf, bei Buchen, Fichten, Kiefern mäßig zu durchforften. 
Sodann ift die Durdforftung in gleicher Weife bei 
Fläche I alle 3 Jahre 
: 1-5 -: 
= III =» 10 - 
zu wiederholen. 

In Bezug auf die Einrihtung, Befchreibung und Beftandsaufnahme der 
Berfuchsflächen, fowie Hinfichtlidh der Aufarbeitung des Durchforfiungsmaterials 
gilt das oben Gefagte. ($ 3 bis 8 8). 

$ Il. Lagerbuch. 

Die Ergebniffe der VBeftandsaufnahme und der Durchforſtung werden in 
Formular B überfichtlih zufammengeftellt. 

In derfelben find außer den regelmäßigen Durchforftungserträgen alle Ab: 
gänge durch Frevel oder fonftige Beihädigungen möglichft genau einzutragen. 

Die Erträge der Sfolirfireifen werden nicht gebudt. Standorts- und Be 
ftandsbefchreibungen, Beitandsaufnahmehefte (Formular A.) und überſichtliche 
Zufammenftelungen (Formular B.) werden für jede Verſuchshauptfläche zu einem 
Lagerbuch vereinigt. 

8 12. Uebergangs-Beftimmungen. 

Die bereit3 eingeleiteten Durchforftungsverfudhe follen fobald und fo voll: 
ftändig als möglich zu der neuen Berfuchsmethode fibergeführt und beziiglich der 
Darftelung der bis jett erfolgten Erhebungen und Ergebniffe mit diefen in 
Uebereinſtimmung gebracht werden. Es ift den Verſuchsanſtalten überlaffen, das 
Erforderliche hierzu nach ihrem Ermefjen zu veranlaffen. 





DurchforſtungsStreu-Verſuche. Formular A 
Beſtands-Aufnahme und Durchforſtungs-Ergebniſſe. 





Oberforſterei: 
Waldort: 
(Jagen, Diſtrikt, Abtheilung). 
Nähere Bezeichnung der Verſuchsfläche 
nach Art und Nr. ...... . Verſuchshauptfläche Nr. 
Verſuchseinzelfläche Nr. 
Der Verſuchsfläche Größe: Hekt. 
Die Beſtandsaufnahme iſt erfolgt in der Zeit vom ten 187 bis ten 187 
Ä Die Durchforſtung ift erfolgt in der Zeit vom ten 187 bis ten 187 
Beftands-Aufnahme, 


(8 7 d. Anleitung f. Durchf.Verſuche. $ 5.d. Ay. f. Streu-Berfude). 
1. Durchmefler-Meffung. (Siehe umftehend.) 
2. Meflung und Berechnung der Probeftämme, fowie Maffenermittelung der ganzen Verſuchseinzelfläche. (Hauptbeftand.) 
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Ergebniß der Mefjung und Berechnung der Probeftämme. j Mithin Hotzmaffe 
Holz⸗ Ge⸗ der Klafſe. * Der Klaffenprobeftämme: = — 
jemnk 2 = ——— — * | r Gusit Ge nes Broße: "des Ge⸗ Verſuchseinzelfläche. 
Art. JGrund⸗ flächen. | & s|® Inhalt — — Be 
fläche & | 5 | fumme ——— ä z nn. wicht wicht —* Fetgehalt Derbbolg | Reijerholz 
Dbr.»Meter = Odr.⸗Met.J Sahre | Odr.⸗Met. Dim. | Met. ch Kilogr. | Ritog. Seltm | Feftmeter. Seftmeter. 





















Durbhmeffer- 
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Ha upt-® eftand 
E Durchmeffer ber geſammten Stämme in ganzen reſp. halben Centimetern. 
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IESEHERNNENER 


Zahl der Stämme 






































Neben-DBeftand 











Durchmeffer der gejammten Stämme in ganzen veip. halben Centimetern. 


BENDER FERN 


8ahl der Stämme. 
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— der Aufarbeitung behufs Ermittelung der Sortiment: Procent- Verhä iltniſſe bezogen auf Feſtuaaß. 








Derb⸗ Nubhoiz Nutz Derb⸗ —— Nutzreiſig Nutz⸗ 
| inde rinde | Brenn: 
in Schichtnutzhol a — 
Holz, IStamm⸗uin eh * in | Schicht, [| dom eiſi 
DR Ab-⸗ Stangen | loben | Knitppel —— Stangen nußreiſi N) t 
art Ifhnitten 9 holz | | 9 | j Bemerkungen 
Raummtr. Raummtr. Raummtr. | Raummtr. 
Feſtmeter Raummeter a Raummeter Feſtmeter PR je are Wet 2 
Kilogr. hunderte | SKilogr. hunderte 


4. — ———— SEN bezogen auf Feſtmaaß. 














Nich Derbbolz in ———— * 
Derbholz = 100 des Derbholzes Geſammte oberirdifche Holzmaffe 100 
er 1 RE fi Derbholz Reiſig 


— — — — — — — — — — — — — — 





Naß Nutz⸗ Brennholz Nutz- Nutz- Brenn- im [Nut | Nut Brennholz im Nut Nutz- |Brenn-| im 
3 | rinde aloben ſenuppell Holz | rinde | holz Ganzen] holz | rinde aloben |nnüpper| Ganzen] Holz | rinde | holz Ganzen 


% % % % % % 0% "I % | NH | % 0) % | A | % 


5. Mittleres VBeftandsalter: 6. Mittlere Beftandshöhe: a) Hanptbeftand: b) Nebenbeftand: 


Holzart 





Holy. 
art 





Stamm-Analyfe des Mittelſtammes. 
EEE EEE RESTE EEE EEE EEE EEE ET, 
tteltammes 





Des Mi 








abſchnitt 
Jahre 


in 
— 
ſchamen Stangen 
Feſtmeter 









Millimeter 





Alter Gegenwärtiger im Alter im Alter 
ermittelt Durchmeſſer bei Durch⸗ Durch⸗ 
am 1,3 Met. Höhe meffer 
Stamm- mit | ohne von 
Rinde Rinde 


im Alter 





im Alter im Alter 
Durch⸗ Durch⸗ 





Ergebniß der Aufarbeitung der Durchforſtungs-Erträge 
ſowie Ermittelung der NReductions-Faltoren für Reiſigholz zur Umwandlung von Raummaaß in Feſtmaaß. 


($8 d. Anl. f. Durchf.Verſ. und $ 8 d. Anl. f. Streu⸗Verſuche.) 








Die Aufarbeitung nad) Sortimenten ergab: 
Derbnutzholz 


Schichmnutz·Nutzrinde 


holz 
Kloben Nnuppel 


Raummeter 


Raummeter reſp. 
I 


Gewicht 
logr. 


Derbbrennholz 


Kloben | — 


Raummeter 


Nutzreiſig 
Brenn⸗ 
in Schicht⸗ 
Stangen nutzholz veifig 


Feſtmeter 


Raummeter reſp. 
Wellenhunderte 
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Ermittelung der Reduktions⸗ 
Factoren fiir Neifigholz 


des Probeholzes 















A & Feft mithin 
aum⸗ e: eſt⸗ 

gehalt | wicht | gehalt — 
——— —— tions⸗ 
Raummeter 

reip. Welien⸗ Kilogr. Feſtmtr.J Factoren 






hunderte 





Formular B. 

Durdforftungs-Berfuche. 
Bufammenftellung der Ergebniffe. (1. Seite.) 
Oberförfterei: 
Waldort: (Jagen, Diftrikt, Abteilung.) 
Berjuhshauptflädhe No. 
Verſuchseinzelfläche No. 
Größe Helt. 

Bemerkungen. 


Die Rubriken (2. u. 3. Seite) find folgende: 
Beftands-Aufnahme. 
Flächengröße 
Hekt. 
Dec. 
Jahr der Beſtandsaufnahme. 
Beſtandsalter. 
Holzart. 
Hauptbeſtand. 
Mittlere Höhe (Met.). 
Stammzahl. 
Stammſtärken 
— und im Mittel. (Centimeter.) 
Stammgrundfläche (U) Met.) 
Kubitinhalt Derbholz.Reifig, Zufammen (Feſtmet.). 
Auszuforftender Nebenbeftand. 
Mittlere Höhe. 
Stammzapl. 
Stammftärlen 
| und im Mittel, (Eentimeter.) 
Stammgrundflädde (U) Met.). 
in % der Gejammt-Beftandsgrundfläche. (%.) 
Kubilinhalt 
Derbholz-Reifig, Zufammen. (Feſtmet.) 
in % der Geſammtholzmafſe. (%.) 
Gejammt-Beltand. 
Stammgrundflädde. (D Met.) 
Holzmaffe Derbholz.Reifig, Zufammen (Feſtmet.) 
Holzerträge. 
Zeit der Bereinnahmung (Werbung). 
Jahr. 
Monat. 
Tag. 
Hiebsart. (Bezugsart.) 
Derbholz. 


— 458 — 


Nutzholz 
in Stammabſchnitten. (Feſtmet.) 
in Stangen. (desgl.) 
Schichtnutzholz. 
Kloben. (Raummeter Feſtmeter)). 
Knüppel. (desgl.) 
Nutzrinde. (MAmtr. reſp. Gewicht Kilogr. ſFeſtmtr. ). 
An Summa Feſtmeter. 
Brennholz. 
Kloben. (Raummeter.) 
Knüppel. (desgl.) 
In Summa Feſtmeter. 
Reifig. 
Nutzreifig 
in Stangen. (Feſtmeter.) 
Schichtnutzreifig. (Amtr. reſp. Wellenhunderte.) 
Brennreiſig. (Amtr. reſp. Wellenhunderte.) 
In Summa Feſtmeter. 
Geſammt⸗Holzertrag in Feſtmetern. 


71. 
Verein deutſcher forſtlicher Verfuchsanftalten. 


Anleitung zur Unterſuchung des Waldſtren-Ertrages ſowie zu 
Verſuchen über den Einfluß der Streunutzung auf den Wuchs 
der Holzbeftände. 

8 1. Wahl der Verſuchsflächen. 


Die Verſuchsflächen find an ſolchen Orten auszuwählen, welche weder dem 
Holz» oder Streu-Diebftahl, noch dem Betreiben mit Weidevieh ausgejett find. 
Dem Wind-, Schnee» und Duftbrude, dem Verwehen des Laubes durch den 
Wind oder Wildbeijhädigungen in ungewöhnlidem Maaße ausgefegte und ab- 
norm beftandene Waldorte find zu vermeiden. 

Zu den vergleichenden Berjuchen find thunlichſt nur annähernd normale, 
gleidhalterige und gleihwüchfige, auch möglihft reine Holzbeftände heranzu⸗ 
ziehen. 

5 2. Größe und Form der Berjuchsfläden. 

Die Verſuchsflächen follen mindeftens 0,1 Hectar groß und möglichſt qua- 
dratiich geformt fein. 

Mindeftens drei Berjuchseinzelflächen find jedesmal zufammen in einer 
Hauptfläche oder getrennt von einander, jedoch unter ganz gleichen Berhältniffen, 
jo daß fie vergleichbare Objecte bilden, gleichzeitig anzulegen. 

Um den flörenden Einfluß der übergreifenden Bewurzelung und Beaflung 
zu bejeitigen, ift jede Verſuchseinzelfläche allfeitig mit einem zehn Meter breiten, 
gleich zu behandelnden Sfolirftreifen zu umgeben, fo daß zwei mit einander 


arenzende Berfuchsflächen durch Fjolirftreifen von zwanzig Meter Breite getrennt find. 

Sollte in einzelnen Fällen, namentlich auf dem ganz armen Sandboden, die 
WBurzelverbreitung eine jo bedeutende fein, daß die Breite von zehn Metern um- 
zureichend erſcheint, fo find die Fiolirftreifen in größerer Breite und jedenfalls 
jo breit anzulegen, daß die Wurzeln der auf der Verſuchsfläche ftehenden Stämme 
tiber die Grenze des Iſolirſtreifens hinaus nicht vorbringen. 


$ 3. Bermeffung, Begrenzung und Bezeihnung der Verſuchs— 
flächen. 
Die Verſuchsflächen find genau zu vermeſſen und durch mindeſtens 4 Grenz— 
zeichen und Stüdgräben dauerhaft zu bezeichnen. 
Jede Berſuchshauptfläche erhält eine deutſche, jede Verſuchseinzelfläche eine 
römische Nummer. 
$ A. Beſchreibung des Standorts und des Beftandes. 


Die Beichreibung des Standorts und des Beftandes hat nah Maaßgabe 
der Anleitung zur Standorts: und Beftandsbefchreibung beim forftlicden Ber- 
ſuchsweſen *), unter Benugung des dazu beftimmten Formulars, zu gejcheben. 

Bezüglich der feitherigen Behandlung des Beftandes ift in der Beftandsbe- 
[hreibung namentlich anzugeben, ob und wann der Beftand durchforftet worden 
if, ob Weide» oder Streu-Nugung in demjelben ftattgefunden hat. 

8 5. Beftandsaufnahme. 

Die Beftandsaufnahme erftredt fi) nur auf die eigentlichen Berjuchsflächen, 
nicht auf die Iſolirſtreifen. 

Bor Beginn derfelben ift der im Wege der Durcdforftung zu entnehmende 
Nebenbeftand mit Sorgfalt in mindeſtens zwei Gängen, unter Beachtung der 
Durchforſtungsregeln ($ 8) auszuzeichnen. 

Das Berfahren der Beftandsaufnahme ift verjchieden, je nachdem fich dafjelbe 
auf Baumbölzer (über 20 Gent. durchſchn. Stammftärfe) und ftarfe Stangen 
bölzer (von 10 bis 20 Cent. durchſchn. Stammftärke), oder auf geringe Stangen- 
hölzer (unter 10 Cent. durchſchn. Stammftärke), erftredt. 


A. Saum- und flarke Stangenhölzer. 


Die Beflandaufnahme beginnt damit, daß die dem Hauptbeftand verbleibenden 
Stämme in Meßhöhe (1,3 Meter über dem Boden) an denjenigen Stellen, wo 
die Kluppe angelegt wird, mit Delfarbe bezeichnet werden, um bei der näcdhften 
Beftandsaufnahme genau an denfelben Stellen die Meflung der Stammftärken 
wiederholen zu fünnen. 

Hieran fließt fi die Meffung der Durchmefler ſämmtlicher Stämme, ge- 
jondert nah Haupt- und Nebenbeftand, in einer Meßhöhe von 1,3 Meter über 
dem Boden mit der Kluppe über Kreuz nach ganzen Centimetern derartig, daß 
0,5 Eent. und darliber für voll gerechnet werden, Bruchtheile unter 0,5 Gent. 
dagegen unberlidfichtigt bleiben. 

Bei dem weiteren Berfahren find Haupt- und Nebenbeftand verfchieden zu 
behandeln. 

1. Hauptbeftand. 

Der Hauptbeftand unterliegt der Aufnahme nad dem Probeftammverfahren 

unter Beachtung folgender Kegeln: 


*) ©. Jahrb. Band VIL Urt, 78. ©. 152. 
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a) Ermittelung der Geſammtſtammzahl (s) und der Geſanmuftanngrund⸗ 
fläche (G.) 

b) Klaffenbildung nach gleichen Stammzahlen (in der Regel 5 Klafſen) uud 
Berehnung der Stammgrundflähe jeder Klafie. 

c) Durchmeſſerberechnung der Klafſenſtämme. 

(In jeder Kaffe mindefiens 1 Stamm bei Baumbolz 

4 Stämme bei ftarlem Stangenbolz.) 
Durchmeſſermeſſung der Klaffenftämme mit der Kluppe bei 1,3 Meter 
Meßhöhe in ganzen Millimetern und Berechnung ihrer Stammgrundfläche (g.) 

d) Fällung der Probeſtämme außerhalb der Berfuchsflähe und zwar in der- 
jenigen Höhe vom Wurzelfnoten (Fußpunkt) der Stämme aufwärts ge- 
rechnet, welche glei ift 1, des Stammdurdmeffers am Wurzelknoten 
(Fußpunkt). DMeaffenermittelung des Derbholzes (dm) nad Feſtmetern, 
durch Meffung in Sectionen von 1—2 Meter Länge uud durch cubiſche 
Berehuung, Maffenermittelung des Neifigs (rm) nad) Feſtmetern durch 
Gefammtwägung und probeweife Waffercubirung. 

e) Maffenermittelung des ganzen Beftandes: 

an Derbholz aus g: G = dm: x 
an Reifig an g:G = rm: x. 
Hieran ſchließen ſich als befondere Unterfuchungen: 

a) Die Ermittelung des Sortimentsprocentverhältnifies, bezogen auf Feſtmaaß 
aus der Gefammtaufarbeitung des Probeholzes und aus der Reduction der 
Raummaaße in Feſtmaaß, nad) zu vereinbarenden Reductionsfactoren. 

b) Die Ermittelung des mittleren Beftandsalters aus dem arithmetifchen Mittel 
des Alters der Probeftämme. 

ec) Die Ermittelung der mittleren Beftandshöhe aus dem arithmetifchen Drittel 
der Höhen der PBrobeftämme. 

d) Die Ermittelung der Stammftärken in den früheren Lebensaltern an dem 
außerhalb der Verſuchsfläche zu fällenden Mittelftamme < durch Stamm- 
analyſe. 


2. Nebenbeſtand. 


Die Beſtandsaufnahme des Nebenbeſtandes beſchränkt ſich auf die Ermittelung 
der Stammzahl, der geſammten Stammgrundfläche und der Höhe des Mittel⸗ 
ſtammes. 


B. Geringe Itangenhölzer. 

In geringen Stangenhölzern ift die Beftandsaufnahme auf eine örtlich durch 
Gräben und Edhügel fcharf zu begrenzende, nad) der Lage genau zu beſchreibende 
Probefläche von mindefleng 2 Ar zu beſchränken. Die hierbei vorzunehmenden 
Arbeiten find folgende: 

a) Bezeichnung der Meffungsftellen (1,3 Meter über dem Boden) mit Delfarbe 
in dem Hauptbeftande. 

b) Durchmeffermeffung in Meßhöhe (1,3 Meter über dem Boden) mit Ab- 
rundung auf halbe Centimeter, gefondert nad Haupt- und Nebenbeftand. 

c) Ermittelung der Stammzahl und Stammgrundfläde auf der Probefläche, 
fowie Berechnung der Gejammtftammzahl und Gejammtftammgrundflädhe 
der ganzen Verfuchseinzelfläche aus der ermittelten Stammzahl und Stamm- 
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grundfläche der Probefläche, ftet3 unter Sonderung von Haupt- und Neben- 
beftand. 
d) Ermittelung der Höhe des Mittelftammes in Haupt» und Nebenbeftand. 
e) Ermittelung des mittleren Beitandsalters. 
Die Ergebniffe der Beftandsaufnahme werden in Formular A fpeziell und 
in Formular B fummarifch eingetragen. 


8 6. Streumwerbung. 

Bon den drei Theilflächen der Verjuchsfläche ($ 2.) wird Fläche I ganz mit 
dem Streurechen verjchont, Fläche II alljährlich, Fläche III alle ſechs Jahre be- 
recht. 

Die Entnahme der Streu erfolgt in kürzeſter Friſt nach dem Laubabfalle. 
Das Streurehen gefchieht möglichft vollftändig und mit hölzernen von der Haupt- 
ſtation im Modell zu liefernden Harken. Vorgängig ift das umbherliegende Holz 
abzuharken und von der Veſuchsfläche zu entfernen. 

Die geworbene Streu wird ſtets von der Verſuchsfläche befeitigt. 

Die Streu von den Ffolirftreifen ift von der Streu der Berjuchsflächen zu 
fondern. 

Die Aufarbeitung nah Raummetern bleibt dem Ermeflen der einzelnen 
Berjuchsanftalten iiberlaffen. 

Die Streuerträge werden nad) Gewicht gebucht. 

Die Gewicht3ermittelung erftrecdt ſich auf Frifchgewicht und Eufttrodengewidit. 
Die Ermittelung des Friſchgewichts hat fich der Streumwerbung unmittelbar an- 
zuſchließen. 

Zur Ermittelung des Lufttrockengewichts iſt unmittelbar nach dem Streu— 
rechen von jeder Verſuchseinzelfläche eine Quantität Streu von mindeſtens 20 
Kilogr. zu entnehmen und in einem trocknen gegen die Witterung geſchützten 
Raum, wo die Streu gegen Entwendung vollftändig geſichert iſt, höchſtens 
0,3 Meter Hoch aufzufchlitten, und, wenn erforderlih, während des Trodnens 
forgfältig umzumwenden. Die fo aufbewahrte nach Berjuhshaupt- und Einzel» 
flächen wohl gejoriderte und genau zu bezeichnende Etreu ift nach dem Abtrodnen 
in geeigneten Zwijchenräumen fo lange zu wiegen, bi8 ein Gewichtsverluſt nicht 
mehr merkbar if. Das in jedem einzelnen Falle zulett erhaltene conftante Ge- 
wicht dient zur Berechnung des Reductionsfattors für die Ermittelung des 
Trodengewichts des gejammten Streuquantums der betreffenden Streufläche. 


8 7. Aſchenanalyſen. 


Die Vornahme von Afjchenanalyfen bleibt den einzelnen Berfuchsanftalten 
überlaſſen. 


8 8. Durchforſtung und Wiederholung der Beſtandsaufnahme. 


Sowohl die erite ($ 5) als auch alle jpäteren Durchforſtungen beſchränken 
fi auf das übergipfelte Holz. Sie finden nad) Ablauf eines jeden jechsjährigen 
Streuturnus auf den Verſuchsflächen und den zugehörigen Fiolirftreifen ftatt. 

Die Buchung der Durdforftungserträge beſchränkt fi auf die Erträge der 
Berfuchsflächen. Sie erfolgt fpeziel in Formular A und ſummariſch in Yor- 
mular B; in legterem find aud alle im Laufe des Streuturnus durch Wald- 
kalamitäten, Trodniß, Frevel 2c. erfolgenden Erträge und Abgänge an Holz genau 
zu vermerken. 
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Jeder Durchforſtung am Schlufſe des jechsjährigen Gtreuturnus geht eine 
neue Beftantsaufnahme unmittelbar vorher. 

Hierbei findet unter Sonderung von Haupt- und Nebenbeſtand nur die Er- 
mittelung der Stammzahlen, der Stammgrundflächen, fowie der Höhen der 
Mittelfämme, unter Beachtung der Regeln in $ 5 flatt. 

Ueber etwaige weitergehende Ermitteluugen, melde Fällung von Brobe 
fämmen erfordern, jowie über den Abſchluß der Berfuchsarbeiten befchließt der 
Berein deutſcher Verſuchsanſtalten. Bei jeder neuen Beſtandsaufnahme find die 
eingetretenen Aenderungen im Bodenzuftande für jebe einzelne Berjuchsfläche, 
unter Benugung des Formulars für Standorts-- und Beſtandsbeſchreibungen, 
anzugeben. 

8 9. Lagerbud. 
Für jede Verſuchshauptfläche wird ein Lagerbuch angelegt. 
Daffelbe befteht aus: 
a) Der Standorts und Beftandsbefchreibung der Berfuchäflächen (8 4). 
b) Den Beftandsaufnahmeheften (Formular A, 8 5 und $ 8). 
ce) Den Zufammenftellungen der Ergebniffe der Veſtandsaufnahmen, der Stren- 
und Holz-Werbnngen. (Formular B, 8S 5 und 8 8) der Verſuchseinzel⸗ 
flächen. 
Formular A. 
(S. das Formul. A. bei Art. 70. ©. 453. fi.) 


Formular B. 
Streu-Berfude. 


Zufammenftellung der Ergebnifje der Beftandsanfnahme, Holz- 
und Streumwerbung. (1. Seite.) 
Oberförfterei : 
Waldort: 
Verſuchshauptfläche No. 
Verſuchseinzelfläche No. 
Größe Heft. 
Bemerkungen. 


Die Aubrifen (2. u. 3. Seite) find folgende: 
Beftands-Aufnahme. 
Tlächengröße. 
Helt. 
Dec. 
Jahr. 
Beſtandsalter, 
Holzart. 
Hauptbeſtand. 
Mittlere Höhe. 
Stammzahl. 
Stammſtärken. 


und im Mittel. (Centimeter.) 
bis 
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Stammgrundfläde. (D Met.) 
Eubifinhalt Derbholz⸗Reiſig, Zufammen (Feftmet.) 
Auszuforftender Nebenbeftand. 
Mittlere Höhe. (Met.) 
Stammzahl. 
Stammftärten. 
= und im Mittel (Gentimeter.) 
Stammgrundfläde. (D Met.) 
in %, der Gefammt-Stanmmgrundflädye (9/,) 
Kubilinhalt. 
DerbHolz-Reifig, Zufammen (Feſtm.) 
in %, der Gejammtholzmaffe (0/0) 
Gejammt-Beftand. 
Stammgrundfläde (D Diet.) 
Holzmaffe. 
Derbholz-Reifig, Zufammen (Feſtmeter.) 
Erträge: 
an Holz: 
Hieb3zeit. 
Monat. 
Tag. 
Hiebsart. (Bezugsart.) 
Holzart. 
Ertrag an 
Derbholz. (TFeftmeter.) 
Reiſig. (desgl.) 
im Ganzen (desgl.) 
an Streu. 
Werbungszeit. 
Monat. 
Tag. 
Ertrag in 
Raummeter. 
Friſchgewicht. (Kilogr.) 
Trockengewicht. (desgl.) 
Bemerkungen über 
die Witterung in den der Streumerbung vorhergehenden 14 
Tagen. 
Friſch- und Trodengewicht, fowie über die Wägungszeit der 
Probeftren und Angabe des Reduktions⸗Faktors zur Ummwand- 
Iung von Friſch⸗ in Trodengewidt. 
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72. 

Verein deutfcher forftlicher Verſuchs-Anſtalten. 
Arbeitsplan für die Vornahme von Unterſuchungen über den 
Seftgehalt der Raummaaße und das Gewicht des Holzes. 

8 1. Zwed. 

1) Die Unterfuhungen über den Feitgehalt der Raummaaße des Holzes be 
zweden die Ermittlung von Berhältnißzahlen zur Umwandlung von Raummanf 
(Raummeter, Wellenhunderte) oder Gewicht (Kilogramm) in Feſtmaaß (Feſt⸗ 
meter). 

2) Die Gewichtsbeftimmungen bezweden die lnterfuchung des abjoluten 
und fpezifiihen Gewichts des Holzes im frifchgefällten Zuftande. 

Anmerfung: Die Unterfuhung des abjoluten und fpez. Gewichts des 

Holzes im wald- und vollftändio Iufttrodnen Zuftande bleibt 
dem Belieben der einzelnen Berfuhsanftalten überlafien. 
$ 2. Inftrumente und Werkzeuge. 

1! Zu den Feftgehaltsunterfuchungen und ſpez. Gewichtsbeftimmungen für 
wirthichaftlihe Zwede gehört ein zwedmäßig konftruirter Xylometer, welcher eine 
genaue Ablefung bis mindefteng 0,2 Liter (Kubildecimeter) geftattet. 

2) Zur Beftimmung des abfoluten Gewichts des Holzes im Walde gehört 
eine gute Waage mit Gewichtsſatz, welche ein Abwiegen bis zu mindeftens 0,1 
Kilogramm geftattet. Die Wahl der Waage bleibt zwar den einzelnen Verſuchs⸗ 
anftalten überlaſſen, doch dürfen die Fyederwaagen wegen ihrer Ungenauigfeit nicht 
angewendet werden. 

3) Zum Transport des Waſſers zum Füllen des im Walde aufgeftellten 
Xylometers, eignet ſich am beften ein gewöhnliches Faß von hinreichender Größe 
und einem Krahnen zum beliebigen Ablaffen des Waffers. Iſt Waffer in um 
mittelbarer Nähe, jo fann daffelbe auch in Gießfannen u. f. w. berbeigetragen 
und die Beifuhr in Fäſſern erjpart werden. 

4) Eine Heine Wajchbitte zur Aufbewahrung des Waſſers, fomwie Heiner 
Schöpfgeſchirre tragen zur Erleichterung des Geſchäfts ohne Koftenmehrung we 
fentlich bei. 

8 3. Das bei den Feſtgehalts-Unterſuchungen einzubaltende Ber- 
fahren. 

Das auf feinen Feftgehalt zu unterſuchende Holz wird möglichft nahe zu 
dem Xylometer hingebracht und nach den vereinbarten Beichlüffen, über einheit- 
liche Hoſzſortimente und Sortimentsgrenzen vorſchriftsmäßig aufgearbeitet. && 
haben fi daher die Unterfuhungen über Feſtgehalt auf alle vereinbarten Sor: 
timente auszudehnen. 

Da die Wahl des Xylometers den einzelnen Berfuchsanftalten überlaſſen ift, fo 
bleibt auch die Ausmittlung des Verfahrens, die einzelnen Sortimente in dem ge 
wählten Xylometer in zwedmäßiger Weife zu unterfuchen, denfelben anheimge: 
geben. Dagegen find alle Berfuchsanftalten an dag genaue Einhalten folgender 
Vorſchriften gebunden. 

n Das Aufjegen des Holzes hat ohne Ueber- oder Schwindemaaß zu ge 
ſchehen. 


2) Die Aeſte find vor dem Aufſetzen glatt an den in die Raummaagße ein— 
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zulegenden Holzſtücken wegzuhauen, damit ein dichtes Aufjegen in die Raum: 
maaße erfolgen faın. 

3) Bei jedem Verſuche find Aufzeichnungen zu machen über die Länge und 
Anzahl der Scheiter und Prügel in einem Raummaaße, iiber Dimenfionen der 
Reifigmeter, iiber Alter, Holz und Betriebsart, fowie fonftige Bejchaffenheit des 
Holzes und über Monat und Tag der Unterjuchung. 

4) Die Unterfuhung des Holzes hat unmittelbar der Fällung zu folgen, 
bethautes oder beregnetes Holz darf jedoch erft rylometriſch behandelt werben, 
nachdem das anhängende Wafler wieder oberflächlich aufgetrodnet if. Bei mwin- 
digem Wetter find die Unterfuchungen thunlichft zu vermeiden. 

5) Wird der Feftgehalt von angefchältem oder entrindetem Holze unterfucht, 
fo ift ſolches ausdriüdlich anzugeben. Laubreifig wird ſtets ohne Laub, Nadel- 
reifig mit Nadeln unterfucht. 

6) Neben der xylometrifchen Behandlung des Holzes ift auch das ftereome- 
tiſche Verfahren dann zuläffig, wenn eine genügende Genauigkeit dabei erzielbar 
if. Die größte Länge der zu unterfuchenden Holzftiide darf aber dann 1 Meter 
nicht überfteigen und hat die Durchmeffermeffung übers Kreuz bis auf 0,5 Cut. ge- 
nau zu erfolgen. Es wird jedoch der Wunſch ausgeſprochen, das rylometrifche 
Berfahren dem ftereometrifchen fo weit wie thunlich voranzuftellen. 

7) Der Feitgehalt ift bei Scheit- und Prügelholz namentlich abhängig von der 
Gerad⸗ und Glattihaftigkeit und Vollholzigfeit der Trummen und der Art des 
Auffegens, bei Stodholz von der Stärke und Höhe der Stöcke, bei Reisholz 
von der Stärke des Materials und insbefondere von dem Umftande, ob es vom 
Stamm oder von Meften oder dem Stamm: und Aftholz entnommen if. Er 
ift weiter, unter fonft gleihen Berhältniffen, abhängig von der Holzart. Daher 
genügt e3 nicht, Feitgehaltsunterfuchungen nur an einer Holzart und in einem 
Beftande anzuftellen. Es müſſen vielmehr Unterjuchungen mit verjchiedenen 
Holzarten und innerhalb der Holzart in verfchiedenalterigen und verfchieden- 
wüchſigen Beftänden auf Grundlage der vereinbarten Sortimente und Sorti— 
mentsgrenzen vorgenommen werden. Diefelben brauchen jedody in einem Be- 
ftande nur fo lange fortgejett zu werden, als fich noch beträchtliche Abweichungen 
im Fefigehalte der einzelnen Raummaaßeinheiten ergeben; jobald die gefundenen 
Refultate ziemlich konſtant bleiben, fann die Unterfuhung abgebrochen werden. 

8) die vorläufig vereinbarten und zu unterfuchenden Sortimente find: 

. Schichtnutzhholz. 
1) Nutzſcheite: 
a. ſchwaches über 14 bis 30 Cm. Durchmeffer, 
b. ftarfe$ iiber 30 Cm. Durchmeffer. 
2) Nußprügel: 
a. jhwache iiber 7 bis mit 10 Cm. Durchmeffer, 
b. ftarfe „120, „14 „ — 
ll. Nutzrinde. 
1) Altrinde: 
a. nach Raummetern: 
a) geputzte, 
b) ungeputzte; 
b. nach Wellenhunderten (Normalwellen von 1 Met. Länge und 1 Met. 
Umfang). 
Jahrb. d. Pr. Horft- u. Jagd-Geſetzg. VIIL 31 
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2) Jungrinde: 
a. nah Raummetern: 
b. nad Wellenhunderten (Normalwellen von 1 Met. Länge und 1 Met. 
Umfang.) 
Alle Rindenunterfuchungen haben fich zu erftreden auf Feſtgehalt und Ge: 
wicht, beide ſowohl im friſch gefällten als im waldtrocknen Zuftande. 
II. Brennholz; 
1) Seite: 
a. glatt und gerade: 
a) ſchwach (mie bei Nutfcheiten), 
b) ſtark (desgl.) 
b. fnorrig und frumm: 
a) ſchwach (wie bei Nutjcheiten) ; 
b) ſtark (desgl.) 
2) Knüppel (Prügel): 
a. glatt und gerade: 
a) ſchwach (mie bei Nutzholzknüppel), 
b) ſtark (desgl.) 
b. fnorrig und frumm: 
a) ſchwach (wie bei Nutzholzknüppel), 
b) ftarf (desgl) 
3) Reifig: 
a. in Raummetern: 
a) Reisfnüppel (auf Meterlänge abgelängt, über 4 bis 7 Em. 
Durchmeffer), 
a. Stammreifig (Durdforftungsholz, Schlagholz), 
B. Aftreifig, 
b) Tangreifig (über O bis 7 Em.) nicht ausgeknüppelt, 
a. Stammreifig, 
ß. Aſtreiſig, 
c) Abfallreiſig (Abfall von ausgeknüppelten Reiſig 4 Em. um 
weniger), 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreifig. 
b. in ®ellenhunderten (Normalwellen 1 Meter lang und 1 Meter 
Umfang), 
a) Reistnüppel (Normalmwellen tiber 4 bis 7 Em. Durchmeffer), 
b) Zangreifig (über O bis mit 7 Em. Durchmefler st aus⸗ 
geknüppelt), 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreifig, 
c) Abfallreiſig (Abfall von ausgeknüppeltem Reifig, 4 Cm. und 
weniger), 
a. Stammreifig, 
ß. Aftreifig. 
4) Stodholz: 
a. ſtark und verhältnigmäßig wenig Wurzelholz. 
b. ſchwach und verhältnigmäßig viel Wurzelbolz. 
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9) Ob, nad Beendigung der Verſuche, Iofale oder allgemeine Reduktions— 
fattoren und in welcher Gliederung beantragt werden follen, bleibt fpäterer Be- 
ſchlußfaſſung überlaffen. 

8 4. Das bei Gewichtsbeftimmungen einzuhaltende Verfahren. 

Gewichtsbeftimmungen werden zwedmäßig mit den Feftgehaltsunterfuchungen 
An bierzu beſonders geeigneten VBeftänden verbunden (1 Am. zu wägen erfor- 
dert nur 8-12 Minuten Zeit). Es foll jedoch hiermit nicht ausgefprochen werden, 
als müßten bei allen Feſtgehaltsbeſtimmungen auch Holzwägungen vorgenommen 
werden und umgefehrt. Handelt e8 fi um Gewlchtsbeſtimmungen von grö- 
Beren Holzmaffen (ganzen Raummetern), fo wird am beften eine Brückenwage 
von 300-400 Kilogramm Zragfraft verwendet, welche, im Falle gleichzeitig 
rylometriſche Meflungen ftattfinden, am beften neben dem Xylometer aufgeftellt 


wird. 
Für den einzuhaltenden Gefchäftsgang gelten folgende Beftimmungen: 


1) Das zu unterfuchende Holz wird unmittelbar nad der Fällung durch 
die Holzhauer getrennt nach Holzarten und nad) den vereinbarten Beftimmungen 
iiber Sortimente und Sortimentsgrenzen an einem für ſolche Arbeiten bequemen 
Plate aufgeftellt. 

2) Die Wägung des Holzes geht der rylometrifchen Behandlung defjelben 
voraus, weil man fonft mit der Wägung warten müßte, bis das unter Waffer 
getauchte Holz wieder oberflächlich abgetrodhet ift. 

3) Es wird ein Raummeter nad) dem andern gewogen und das Gewicht 
notirt; nur wenn die Holzhauer ausnahmsweife mehrere Raummeter zufammen 
aufgeichichtet hätten, können diejelben in einem gewogen werden. 

4) Seldfiverftändlich Tann auf einer Brüdenwage von 300-400 Kilogramm 
Belaftung fein ganzes Raummeter Scheit-, Prügel und Stodholz, oder ein 
Wellenhundert auf einmal gewogen werden, es find daher die einzelnen zu einer 
Maafeinheit gehörigen Wägungen in einem Notizbuch Mar und genau zu no- 
tiren und ſchließlich zu addiren. 

5) Sowie eine zu einem Raummeter gehörige Partie Holz gewogen ift, 
wird fie am beiten, ehe man mit einem zweiten beginnt, gleich zylometrifch be= 
handelt und dann auf einem Haufen bei Seite geworfen, damit feine Ver— 
wechslung mit dem Holze vorlommt. 

6) Was die Wellen betrifft, fo können immer fo viele zufammen gewogen 
werden, als auf die Wage gehen; um jedoch die Marimal- und Minimalge- 
wichte eines Wellenfortiments auch kennen zu lernen, find von Zeit zu Zeit be- 
fonders fchwere oder leichte Wellen für fi) zu wägen und ihre Gewichte zu 
notiren. 

7) Die Gewichtsbeftimmungen werden bis auf 0,1 Kilogramm vorgenommen. 

8) Da nad $ 3 nicht nur das Volumen des durch das Holz verdrängten 
Wafſers, fondern mit demfelben zugleich auch deffen Gewicht erhalten wird (denn 
1 Kubilcentimeter = 1 Gramm Waffer und 1 Kubifdecimeter — 1 Liter = 
1 Kilogramm), fo ha: man 3. B. in dem abjoluten Gewicht eines Raummeters 
Holz und dem abfoluten Gewicht des gleichen Bolumens Waſſer zugleich die 
Elemente zur Beftimmung des fpecififhen Gewichts des Raummeters Holz. 
Set man nämlich das fpec. Gewicht des Holzes—s, das abjolute Gewicht 
eines Raummeter8 — a und das Gewicht des durch das Raummeter Holz ver- 


as m 
rängten Waſſers — w, fo ift = 31* 
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Allerdings wiegt ein Kubilcentimeter Waffer nur im Zuftande feiner größten 
Dichtigkeit bei 4° &. ein Gramm; jedoch ift das Bolumen des 10—15° warınen 
Waflers, welches in der Regel zu rylometrifhen Meffungen verwendet werden 
dürfte, von dem Waſſer von 4° €. fo wenig verjchieden, daß die Differenz fir 
die vorliegenden Verſuche außer Betracht bleiben kann. 

Iſt 3. B. das Bolumen Waffer von 4° &. = 1,00000, 
fo ift das Bolumen Wafler von 10° &. = 1,00027, 
nv» m " M 15° C. = 1,00085. 

Man erhält auf vorflehende Art die fpez. Grlingewichte der einzelnen Holz: 
arten und Sortimente aus großen Zahlen, die mehr Vertrauen verdienen, als 
die feitherigen Methoden der fpez. Gewichtsbeftimmungen mit Heinen Holzftiidichen. 

8 5. Schriftliche Darftellung der Resultate. 

Die Ergebniffe der Unterfuchungen werden nad) vorausgegangener Nach— 
prüfung der Aufzeichnungen mit aller Pünktlichkeit in die nachfolgenden For—⸗ 
mulare übertragen. 

Das Formular 1 dient zum Eintrag der Refultate iiber Scheit-, Prügel-, 
Stod- und ſolches Reisholz, welches in Raummetern aufgefegt wurde, or: 
mular 2 für Reisholzwellen. 

Beftimmungen über weitere Verarbeitung der gewonnenen Refultate, zum 
Bwede der Veröffentlichung, bleiben auf fpätere Zeit vorbehalten. 
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73. 
Das forftlidie Verſuchsweſen im Großherzogthum Karin. 


A in 
Dart Te rat a ren rare 


urz mens! en 
er 55 urn men marine 


Lttett. Blat d. Demi. IV. &sıt, 137%, Re, 6.) 


Kızrzm das Groühberzogliche ;yinanzminiteriom im Eintermindeite mit 
Greẽberzeglichem Mininerium de3 Innern mit Erlag vom 3. Mary d. J. Mr. 
— veriüz: hat, daß das forftliche Veriubsſsweien, beginnend ven der mitten 

ucgewericde, der Finanz- und unmittelbar der dieñeitigen Verwaltung rrter= 
fell werde, baben fih in der Irganiiation deñelben mweientlihe Aenderungen er: 
geben. Es werten daher die in unierer Berordnung vom 13. März 1373 Mr. 
4251, Zererd.-Blatt II. Abth. S. 153 A. verfünderen Statuen nebñ zuge 
börigen Bollzugsbeftimmungen mit Rirfung vom 1. Januar 1876 an au’geboben 
und treten an ihre Stelle die nacitehenten, mit Erlaß Großberzegliden ;zinanz- 
miniſteriums vom 17. Juli d. 3. Nr. 4563, 4718 genebmigten Befimmungen 


81. 


Zwed einer Einrihtung für forfilihes Berjuchsmeien ift: 

Die Forſtwiſſenſchaft zu fördern und genügendere Grundlagen für den Be- 
trieb der zorftwirthichaft zu geminnen. 

Diejer Zweck fol zu erreihen geſucht werden: 

a) durch wiſſenſchaftliche Unterſuchungen, 

h) durch Verſuche im Gebiete des forſtlichen Betriebs, 

c) durch Zuiammenftellung anderwärts gewonnener und der eigenen Verſuchs— 
ergebniife. 

8 2. 

Die forftlihe Berjuchseinrihtung Badens bildet ein Glied der zu einem 
Bunde von gleicher Tendenz ſich vereinigenden forftlihen Verſuchsanſtalten Deutſch— 
lands und Defterreichs. 

Hinfihtlih der Richtung und Auswahl der Verſuche und Berjudhs-Ber- 
fahren jchließt fild die badische Verfuchseinrichtung den von den übrigen gleichen 
Anftalten und von den allgemeinen Ausſchüſſen getroffenen Bereinbarungen an, 
bleibt mit denfelben in ftetem Verkehr und Austauſch, handelt jedoch unbejchadet 
der gemeinfchaftlichen höheren Intereſſen felbftftändig. 

8 3. 

Die forftlichen Berfuhe und die damit zufammenhängenden Arbeiten 
finden ftatt: 

a) theils in oder bei Karlsruhe, als dem Site der damit betrauten, leitenden 
und ausfüihrenden Kräfte, welchen die nöthigen Räumlichkeiten und Ein- 
richtungen zur Verfügung geftellt werden, 

b) theil8 auswärts in einer Anzahl von Forftbezirken, weldhe dazu ausgewählt 
werden. 


8 4. 
Die Leitung des Verſuchsweſens gehört zum Gejchäftsfreis der Großh. 
Domainen-Direftion, welche in diefer Hinfiht dem Großherzoglichen Yinanz- 
minifterium untergeordnet ift. 
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5 5. 

Zur Ausführung der von dem Vereine deutſcher forftlicder Verſuchsanſtalten 
vereinbarten Arbeiten innerhalb des von der Domänendireftion gutgeheißenen 
Umfangs werden Commifjäre ernannt, welche theil8 dem forftlichden Collegium 
der Großh. Domänendirektion, theils dem Lehrerperjonal der hieſigen Forftichule 
entnommen werden und deren Zahl fich je nach der Ausdehnung und Wichtigkeit 
der ſchwebenden Berfuchdarbeiten richtet. 


8 6. 


Gegenwärtige Beftimmungen treten mit dem 1. Januar 1876 in Vollzug. 
Abänderungen derfelben bedürfen jeweils der höheren Genehmigung. 


Das Großherzoglide Minifterium der Finanzen hat gleichzeitig mit dem 
oben erwähnten Erlaß den Profeffor Schuberg an der polytehnifchen Schule 
Dahier und den Forftrath Krutina bei dieffeitiger Stelle zu Commiffären der 
Domänendirektion für das forftlicde Verſuchsweſen ernannt. 

Zum weiteren Bollzug der Verfuchsarbeiten wird nun Folgendes verordnet: 

1. Die bejchloffenen Berfuchsarbeiten, welche ſich zunähft nur auf die Do: 
märenwaldungen erjtreden jollen, werden in der Regel durch biezu be- 
fonders von hier aus beftellte Perjonen vorgenommen. 

Die Mitwirfung der Großh. Bezirksforfteien zur Unterftügung und 
Förderung der Berfuchs - Arbeiten gehört zu den Dienftobliegenheiten 
derjelben. Für die mit einem größeren Zeit- und Auslage-Aufwand ver- 
bundene Theilnahme der VBezirksforft - Beamten an der unmittelbaren Aus: 
führung von Berfuchen kann eine bejondere Vergütung gewährt werden. 

2. Die Bezirksforfteien haben die zu den Berfuchsarbeiten nöthigen Arbeiter 

zu beftellen. z 

Die fi) ergebenden Koften der Arbeitsausführung im Walde haben fie 
je nad) der Art der Arbeit auf die ihnen unter $ 34 und 35 eröffneten 
Eredite anzumeifen oder, wenn ſich die Verrechnung der Koften ımter dieſe 
88 nicht eignet, das Koftenverzeichnig zur Dekretur bierher vorzulegen. 
Ueber den durch die Verjuchsarbeiten entftandenen Geldaufmand haben die 
Bezirksforfteien ein Verzeichniß zu führen, dabei aber die Koften, welche 
ſich auch bei gewöhnlichem Verfahren in der Arbeitsausführung ergeben 
hätten, von jenen zu trennen, welche lediglich durch die Verſuchszwecke ver- 
anlaßt wurden. 

Dieſes Verzeichniß ift jedes Jahr auf den 1. Mai hierher vorzulegen. 

Karlsruhe, den 13. Dezember 1875. 


Domänen‘ Direltion. 


Boedh. 
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Berfounalien. 
74. 


Veränderungen im Königl. Forft- und Jagd-Dermaltungs-Perfonal 
vom 16. Oktober 1875 bis 1. Juli 1876. 
(Im Anſchluß an den Artikel 44 die. Bds. ©. 378.) 
1. Bei der Hoflammer der Königlihen Kamiltengüter und bei dem 
Königlichen Hofjagdamt. 
DO ppenhoff, Reg.» und Forfti-Referendar,, def. Oberförfter in Staalow mit 
Befallung vom 20. September 1875. 
Der Oberforfimeifter v. Waldaw zu Magdeburg ift zum Mitgliede des Königl. 
Hofjagdamts ernannt worden. (Siehe unten D.) 


II. Bei der Gentralforfi-Berwaltung und den Forſt⸗Academien. 
Der stud. phil. Kinkeldey ift zum Borlefungs- Affiftenten am chemiſchen La⸗ 
boratorium bei der Forftafademie zu Neuftadt-E mw. berufen worden. 
Dafelbft der Oberförfter- Rand. Runnebaum zum Hülfslehrer der Geodäfie 

und Wegebaufunde berufen. (Siehe unten F.) 
Der Borfteher des Forft- Einrihtungs- Bureau im Finanz-Min., Forftmeifter 
Defert, bat den Rang der Regierungsräthe erhalten. 
III. Bei den Provinziniverwaltungen der Stantsforfien. 


A. Geftorben. 
Fit.» Forftmeifter, Oberförfter Windel zu Lüchow, Oberförfterei Siemen, 
Provinz Hannover, 
Forſtmeiſter Genee zu Frankfurt-Landsberg, 
P vd. Zangen zu Battenberg, Reg.⸗B. Wiesbaden, 
" Mühry zu Hannover, 
Oberförſter Jäſſchke zu Kraſcheow, Reg.-B. Oppeln, 
— Gadow in Grünau, Reg.B. Potsdam, 
Weſenberg in Glincke, Reg.B. Bromberg, 
Spellerberg in Winſen a. d. Luhe, Provinz Hannover, 
— Krüger in Grumfin [F.“R. Slambed] R.⸗B. Potsdam, 
„ Schrader in Knobben, Prov. Hannover, 
F— Braun in Herſchbach, R.:B. Wiesbaden. 
B. Penſio nirt: 
Oberforſtmeiſter v. Wintzing erode zu Köln, 
Forſtmeiſter der Inſpektion Schlüchtern, Müller zu Kaſſel, 
P König zu Zrittau, R.-B. Schleswig, 
Oberförfter Denner zu Madenzell, R.⸗B. Kaflel, 
Revierförfter Gottlieb zu Friedrichsweiler, Oberförfterei Carlsbrunn, R.⸗B. 
Trier, 
Oberförfter Falcke zu Schloppe, R.B. Marienwerder, 
— Barckow zu Schuenhagen, R.⸗B. Stralſund. 
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C. Ausgeſchie den refp. in andere Berwaltungen übergegangen: 


Torfimeifter v. Rößing zu Arnsberg- Siegen ift aus dem Preußifhen Staats- 
dienfte gejchieden und als Oberforfimeifter in die Dienfte des Herzogs von 
Anhalt eingetreten. 


D. Berjegt obne Aenderung des Amts-Eharalters (zugleih mit 

Angabe über neu gebildete Inſpektions- und Berwaltungsbezirte). 

Der Forftmeifter Hollmeg von Stettin-Wollin auf die Forftmeifterfielle Frant- 
furt-Landsberg verfekt. 

Der Oberforftmeifter v. Waldam zu Magdeburg ift zum Mitglievde des Königl. 
Hofiagdamts ernannt worden. 

Der Oberförfter Krebs ift von Dippmannsdorf nah Grünau, N.-B. Pots⸗ 

dam und 
„ " Biedermann von Erichsburg, Pr. Hannover nad Dippmans- 
dorf, R.-B. Potsdam verjekt. 

(Die Oberförfterei Erihsburg geht als ſolche ein. Diefes Forftrevier wird mit 
dem Reviere Sievershaufen zu der einen Überförfterei Daffel vereinigt, 
welche dem Oberförfter Büttger, bisher zu Daffel verliehen ift.) 

Das Forftmeifter-Etabliffemet zu Bremervörde, Pro. Hannover ift dem Oberförfter 
zu Himmelpforten al3 Dienft-Etabliffement überwieſen und zugleich beftunmt 
worden, daß die Oberförfterei Himmelpforten fortan Bremervörde ge= 
nannt werde. 

Der Berwalter der bisherigen Oberförfterei Druffelbed, Pro. Hannover nimmt 
jeinen Wohnfig in Gifhorn und diefen Namen fol fortan auch die genannte 
Oberförfterei führen. Der Förfter des darin belegenen Schutzbezirks Rethen 
übernimmt das bisherige Oberförfter-Etabliffjement Druffelbeck und dieſen 
Namen erhält auch der genannte Schußbezirt. 

Bon der Oberförfterei Ibenhorſt, R.-B. Gumbinnen wird eine neue Oberförfterei 
Namens Lawellningfen abgezmweigt, welcher die Schußbezirfe Marienbruch, 
Meyruhnen, Raginswerder, Inſe, Matgirren, Wirſchupp und Loye zuge- 
theilt werden. | 

In der Oberförfterei Grüßau, R.-B. Liegnis fol der Schutbezirt Grüßau I. 
lediglih als Schutzbezirk Grüßau und der Schußbezirt Grüßau II., ſowie 
da8 darin erbaute Förfter-Etabliffement Habichtsberg benannt werden. 

Dem Schutbezirt Torfhaus I. in der Oberförfterei Torfhaus, Pro. Hannover 
ift der Name Oderbrüd und dem Schutbezirfe Oderbrüd in der Ober— 
färfterei Oderhaus der Name Brunnenbacdh beigelegt worden. 


Verſetzt find ferner: 


Der Oberförfter Molle von Korſchin nad) Glinde, R.-B. Bromberg, 

Der Oberförfter Ebeling von Miele auf die Oberförfterftelle Habichtshorft zu 
Winfen, Pro. Hannover, 

Der Oberförfter Kühne von Uchte nach Miele, Pro. Hannover, 

Der Berwalter der Oberförfterei Wellergpe, R.-B. Kaffel, Oberförfter Wepler, 
verlegt feinen WVohnfig nah Waldau. 

Der Name der Oberförfterei Barannen im R.-B. Gumbinnen ift, dem Wohnfite 
des Oberförfters entiprechend, in Lyck und die Namen der in diefer Ober- 
fürfterei gelegenen Schußbezirfe und Förfter-Etabliffements, und zwar: 
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a) des Schugbez. und Förfter-Etabliffementd Dombrowken in „Eiche“, 
b) 5 a Lipinsfen in „Linde“, 
c) des „ Reglerſpitze, dem Namen des Förfter-Etabl. entſprechend 
in „Sybba“, 
d) des Schutzbez. Schedlisten 7 in „Milchbude“, 
eY m Puchowsken — in „Claſſenthal“ 
umgeändert worden. 

Im R.-B. Oppeln iſt der neu gebildeten Oberförſterei Kupp-Nord die Bezeich— 
nung „Murom“ und der Oberförfterei Kupp-Süd die einfache Bezeichnung 
„Kupp“ beigelegt worden. 

Der Bermalter der Oberförfterei Eupen, R.-B. Aachen, Oberförfter v. Balland 
verlegt feinen Wohnfig von Rären nah Eupen. 

Der Berwalter der Oberförfterftelle Reinfeld, R.-B. Schleswig, Oberf. Kiene 
verlegt feinen Wohnfis von Mönchteih nach Reinfeld. 

Der Oberförfter König ift von Jura R.-B. Gumbinneu auf die Oberförfterei 
Glambed zu Grumfin, R.-B. Botsdam verjeßt. 

Der Forftmeifter Erd 1. ift von der Forftmeifterftelle Hannover-Stade auf die 
Forftmeifterftelle Hannover-Hildesheim verjekt. 

Der Oberförfter Franz ift von Nemonien, R.-B. Königsberg auf die Ober- 
fürfterftelle Madenzell R.-B. Kaſſel verjekt. 

Der Verwalter der Oberförfterei Hundelshaufen im R.-B. Kafjel verlegt jeinen 
Wohnfig nach der Stadt Allenhaufen und diefen Namen fol auch die Ober- 
förfterei fünftig erhalten. Ebenſo wird die Oberförfterei Roßbach nad er- 
folgter Verlegung des Wohnfites des Oberförfters nad Witenhaufen künftig 
Witenhaufen genannt werden. 


Verſetzt find die Oberfürfter: 


Höd von Glüdsburg, R.-.B Merfeburg nach Knobben, Pr. Hannover, 

Holtz „Jädkemühl, „ Stettin nach Glücksburg, R.-B. Merſeburg, 

NRohrbed „ Hohenftein, „ Königsberg nad) Jädkenmühl R.-B. Stettin, 

Jungklaaß, Neuftettin, „  Cöslin nad) Schloppe, R.-B. Marienwerber, 

Bröfide „ Alt-Ruppin, „ Potsdam nach Neuftettin, 

Fickert „ Werder, „Stralſund nach Altruppin, 

Pavelt „Plietnitz, » Marienwerder nach Werder. 

Dem Forftmeifter Dittmar zu Eſchwege, R.:B. Kaffel ift die Forftmeifterftelle 
zu Hersfeld und dem Forftmeifter Homburg für Kaffel-Hersfeld die Forft- 
meifterftelle Kafjel-Schlüchtern Übertragen worden. Der bisherige Amtsbezirk 
des zc. Dittmar wird aufgelöft und von den dazugehörigen NRevieren find: 
1. die Oberförfterei Langenhain, Biſchhauſen und Bifchofferode dem Bezirk 

des Forftmeifterd KRaifer, welcher die Bezeichnung „Ejchwege” erhält, 
und 
2. die Oberförfterei Lichtenau dem Bezirke des Forftmeifters Sonn für 
Kaſſel⸗Söhre zugelegt worden. 
Der Oberförfter Shulg ift von Nateburg nad Nemonien, R.-2. Konigsberg, 
n „ Balthafar I. von der Oberförfterei Dark zu Born nad 
Schuenhagen R.-B. Stralfund, 
" ji Paſchke von Elfterwerda R.-B. Merjeburg nad Lödderitz 
R.⸗B. Magdeburg, 
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Der Oberförfter v. Schlebrügge 1. von Paruſchowitz [F.-R. Rybnick] R.-B. 
Oppeln nad Beifterwis, R.B. Breslau, 
pr z vd. Breufhen von Kemel zu Langenfhwalbah auf die Ober- 
förfterftelle Lorch zu Rüdesheim, R.-B. Wiesbaden 


verſetzt. 


Ferner 


» Revierförſter Prigge von Heſſenſtein, F. R. Frankenau, R.-B. Kaſſel, auf 
die Revierförſterſtelle Elzerath, Oberförſterei Morbach, R.-B. 


Trier, 


Sodemann von Gittersdorf, Oberförſterei Hersfeld, R.-B. 
Kaſſel auf die Revierförſterſtelle Lygumkloſter, Oberförſterei 
Apenrade, R.-B. Schleswig. 


E. Befürdert refp. verfett unter Beilegung eines höheren Amts: 


Charalters: 


Der Forftmeifter v Kalitſch zu Merjeburg [-Annaberg] ift zum Oberforftmeifter 
ernannt und an die Regierung zu Cöln verſetzt worden. 


Den Forftmeiftern 
Kaifer zu Kaffel, 
Frech zu Eoblenz, 


Schlieckmann zu Marienwerder, 


v. Groote zu Zrier, 
Renno zu Arnöberg, 


Wallmann zu Hannover, 
v. Barendorff zu Schleswig, 
v. Salmuth zu Minden, und 


Küfter zu Wiesbaden 


ift der Rang der Regierungsräthe beigelegt worden. 


Die bisherigen Oberförfter 


v. Kujawa früher zu Hoyerswerda, R.-B. Liegnitz, 

v. d. Borne — Neuhaus „ Frankfurt, 
Hartig 3 Oberfier ji Cöslin 
Meyer Hertzberg Provinz Hannover, 

v. Krogh Lützel Hilchenbachj R.B. Arnsberg, 

v. Wurmb Güntersberg [Croſſen)) Frankfurt, 

v. Uklanski m Lödderitz Magdeburg, 
Hahn Peiſterwitz „ Breslau, und 
Lenders — Rüdesheim Wiesbaden 


find zu Forſtmeiſtern mit dem Range der Regierungsräthe befördert worden 


und zwar: 


v. Kujawa für die Forſtmeiſterſtelle Merſeburg-Düben, 


von dem Borne 
Hartig 
Meyer 

v. Krogh 

v. Wurmb 

v. Uklanski 
Hahn 
Lenders 


Hannover⸗Grohnde, | 
n Coblenz-Eifel, F — 
Trier⸗Morbach 

Merſeburg-Annaburg, 

Arnsberg⸗Siegen, 

/⸗ Stettin⸗W ollin, 

Hannover-Stade, und 


„ Battenberg, R.-B. Wiesbaden. 
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F. Zu Oberförftern wurden definitiv ernannt. 

Heinzmann, Oberförfter-Randidat und Hülfsarbeiter bei der Regierung zu 
Trier def. mit Beftallung Oberförfter für Liigel-Bilftein zu Hilchenbach, R.-B- 
Arnsberg. i 

Oberförfter v. Stünzner zu Eolbis, R.-B. Magdeburg, hat die Oberförfter- 
Beftallung erhalten, 

von Hövel, Oberförfter-Randidat, def. mit Beftallung zum Oberförfter in Clötze 
NR-B. Magdeburg, | 

Ehren treich, Oberf.-Randidat, def. mit Beftallung zum Oberförfter zu Vöhl, 
R.B. Kaflel, 

Runnebaum, Oberf.-Kand., def. mit Beftallung zum Oberförfter für Pfeil im 
R.-B. Königsberg mit der Maafgabe, daß er vorläufig noch in feinem Ber- 
hältnig als Hülfslehrer der Geodäfte und Wegebaufunde bei der Forftafademie 
zu Neuftadt-Ebm. verbleibt, [Siehe unter I1.] 

v. Gehren, Oberf.-Kandidat und Hilfsarbeiter bei der Regierung zu Poſen, 
def. mit Beftallung zum Oberförfter für Eroffen zu Güntersberg, R.-2. 
Frankfurt, 

Beghold, Oberförfter-Kand., Lieut. im reit. Feldj.Corps und Hülfsarbeiter der 

Regierung zu Minden zum Oberförfter mit Beftallung zu Siemen, Prov. 
Hannover, 

Beder, Oberf.:Kand. und Lieut. im reit. Feldj.-Corps, zum Oberförfter mit 
Beftallung zu Korſchin, R.-B. Bromberg, 

Feußner, Oberf.-Kand. und feit 1. Mai 1875 int. Verwalter der Oberförfterei 
Czersk, R.B. Marienwerder, definitiv Oberförfter dafelbft, 

Weſſel Meier, Oberf.-Kand., Oberförfter mit Beftallung in Kupferhütte, Pr. 
Hannover. 

Gutt, Oberförfter- Kandidat, zum Oberförfter mit Vorbehalt zc. fiir die vom 
Reviere Ibenhorſt abgezweigte Oberförfterei Tamwellningfen im Reg.⸗B. 
Gumbinnen, 

Schmidt, Oerf.⸗Kand. und Lieut. im reit. Feldj.-Corps, mit Beftallung zum 
Oberförfter für Dark zu Born, R.-B. Stralfund, 

Armbrufter, Oberf.-Kand., mit Beftallung zum Oberförfter zu Eifterwerda 
R.⸗B. Merfeburg, 

Hellmig, Oberf.-Kand. und Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Danzig, mit 
Borbehalt 2c. zum Oberförfter in Plietnitz, R.-B. Marienwerder, 

v. Münd, Oberf.-Rand. und Hülfsarbeiter bei der Regierung zu Gumbinnen, 
mit Vorbehalt zc. zum Oberförfter für Rybnick zu Parufhomig, Reg.⸗B. 
Oppeln. 

Bollmann, Oberf.-Rand, mit Vorbehalt zc. zum Oberförfter für Hohenftein zu 
Lanskerofen, R.-B. Königsberg. 


— 6G. Bu interimiftifhden Revierverwaltern wurden berufen: 

Kluge, Oberf.-Kand., commiffarifcher Verwalter der Oberförfterei Harfefeld, 
Prod. Hannover, 

Harmes, Regier.- und Yorfireferendar, int. Verwalter der Oberförfterei Lichte, 
Prov. Hannover, . 

Böhme, Oberf.-Kand., commiffarifcher Verwalter der Oberföriterei Jura, R. B. 
Oumbinnen. 
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Staubefand, Oberf-Rand., int. Verwalter der Oberförfterei Herihbadh, R.-B. 
Wiesbaden, 

Pape, Regier.- und Forftreferendar und int. Revierfürfter, zum int. Revierver⸗ 
walter zu Rateburg, R.:B. Königsberg, 

Sande, Oberf.-Kaud., zum int. Verwalter der Oberförfterei Hundeshagen, R.-B, 
Bojen, 

Sifcher, Oberf.-Kandidat, zum int. Verwalter der Oberförfterei Kemel zu 
Langenſchwalbach, R.⸗B. Wiesbaden, 

Hepe, Oberf.-Kand., zum int. Verwalter der aus Theilen des Reviers Tauben⸗ 
walde, R.B. Bromberg neu zu bildenden Oberförſterei Stefanswalde. 

H. Zu Hülfsverwaltern bei der Central-Forſtverwaltung und bei 

den Regierungen wurden berufen: 


Roloff, Oberf.-Kand. zum Finanz-Min. berufen, 
Liebrecht, Reg.- und Forft-Meferendar zur Regierung in Potsdam, 


Schneidemwind, Oberförfter-Kand. F— Poſen, 
Volkmann a i Marienwerder, 
H e y der MD „ Trier, 
Eonrades " .; Minden, 
Oppermann, Stralfund, 


an Stelle des beurlaubten Oberf.-Kand. Siemwert, 
Ulrici, Forft-Affeffor zur Regierung in Frankfurt, 
Bublik, Oberf.Kand. zur Regierung in Danzig, 
Reiſch, * Gumbinnen. 


J. Zu Revierförſtern wurden definitiv ernannt: 


Förſter Lange zu Wittmund, Oberförfteret Sandhorſt, Pr. Hannover, defin. 
Revierförfter zu Hohehahn. 

Tit.-Hegemeifter Radtfe zu Eranz, Oberförfterei Srigen, R.B. Königsberg, def. 
Nevierförfter für Sarlau II. 

Oberf.-Kand. und int. Revierförfter Kind zu Hochpochten, Oberförfterei Adenau, 
R.⸗B. Coblenz, def. Revierförfter dafelbft. 

Revierförfter Schulz zu Königshof, Oberförfterei Sieber, Pr. Hannover auf 
die neu eingerichtete Nevierförfterftelle Erichsburg, Oberförfterei Daffel 
verjekt. 

Förfter Groß kopf zu Habichtswald, Oberförfterei und R.-B. Münfter, def. Re- 
vierförfter dafelbft. 

Hegemeifter Miedtfe zu Schönberg, Oberförfterei Zanderbrüd, R.-B. Marien- 
werder, def. Revierförſter zu Bechfteinwalde in der Oberförfterei Wod- 
cziwodda. 

Reuſche, Oberf.Kand., def. Revierförſter zu Gr.⸗Särchen, F.⸗“R. Sorau, R.-B. 
Frankfurt. 

Gunckel, Oberf.-Kand., def. Revierförſter zu Rautenhauſen, R.⸗B. Kaſſel. 


K. Als interimiſtiſche Revierförſter wurden berufen: 
Förſter Raquot zu Carlsbrunn, Oberförſterei gl. Ns., R.B. Trier, int. Re— 
vierförſter zu Friedrichsweiler in derſ. Oberförſterei, 
Förſter Atorf zu Euſte, Oberförſterei Rumbeck, R.B. Arnsberg, int. Revier⸗ 
förſter daſelbſt, 
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Oberf.-Kand. Haberforn zum int. Revierförfter flir den Neviertheil Hundes- Ä 
bagen, Oberförfterei Zirke, R.B. Bofen, F 

Förſter Richter zu Nüxei, Oberförſterei Lauterberg, Pr. Hannover, int. Revierf. 
zu Königshof, Oberförſterei Sieber, 

Oberf.Kand. Hepe zum iut. Revierförſter für den Reviertheil Stephanswalde, 
Oberförſterei Taubenwalde, R.B. Bromberg. (Siehe oben unter G.) 
Oberf.-Kand. Waldner int. Revierförſter zu Spiegel, F.⸗R. Maſſin R.B. 

Frankfurt. 
L. Zum wirklichen Hegemeiſter wurden ernannt: 


Förfter Junk zu Brandswald, Oberförfterei Eaftellaun, Regierungs-Bezirl 
Coblenz. 


K. Den Eharalter als Kgl. Hegemeifter haben erhalten: 


Die Förfter 

Henſchel zu Kottwig, Oberförfterei Zedlig, RB. Breslau, 
Pickel „Leubus, F Nimkau, F 
Fehl kamm, Sommerberg „ Philippi, „Danzig, 
Schröder „ Mühlenbed „ gl. NE. „ Stettin, 
Witte „ Bıfchofsheite „ Grenzheide „Posen, 
Schwabe „ Duttenftedt ö Peine Prov. Hannover, 
Ninz „ Neffelgrund „ gl N. R.⸗B. Breslau, 


Graſſe „ Bürgsdorf vi Bodland „ Oppeln. 


75. 


Ordens - Berleihungen 


an Forft- und Tagdbeamte vom 16. Oktober 1875 bis 1. Juni 
1876*), j 
(Im Anſchluß an den gleihnamigen Art. 45 d3. Bos. ©. 383.) 
Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft verliehen 
worden : 
A. Der rothe Adlerorden dritter Klafje mit der Schleife: 


Dem Landforftmeifter Müller zu Berlin, 
„ DOberforftmeifter Tramnig „ Breslaı, 


" „ Werneburg, Erfurt, 
n " Janiſch „ Kaflel, 
" " Tilmann „ Wiesbaden, 


B. Den rothen Adlerorden dritter Klaffe: 
Dem Forftmeifter Rettftadt zu Hannover. 


*) Die Ehargen und Wohndrter der Orbendempfänger find angegeben, mie fie zur Zeit det 
Verleihungen waren. 
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D. Zen 31 6: 22225: d22 jreiter Rlatie: 
Dem Landforftmeiter Ulricı sa Errim 


E. Den Kgl. Rroneazrden grmeiter Riatie mir der Zabl 50: 
F. Den Kgl. &ronenorten dritter Klaiie mit der Zahl 50: 
Dem Oberförſter Richter zu Zrerenigs, R.-B. Stettin, 
— Schultz „ Ztalisten, „ Gumbinnen, 


G. Ten Kgl. Kronenorden vierter Klaije: 


[7 Y) 


[2 


Dem Revierförfter Gottlieb zu Friedrichsweiler, Cherförfterei Carlsbrunn, 


R.-B. Trier, 


„  SHegemeifter Müller zu Reterig, Sherförfteri Schönthal, Reg.-Bez. 


Marienwerder, 
H. Den Kgl. Kronenorden vierter Klaſſe mit der Zahl 50. 


Dem Hegemeifter Werner zu Wellerode, Oberförfterei gl. Ns., Reg.Bez. Kaffel, 


F — Brade „ Wangeröhauien „ Tsrantenberg, „ e 
desgleihen mit der Zahl 60: 


Dem Hegemeifter Herrmann zu Schnöggersburg, F.⸗R. Jävenitz, Reg-Bez. 


Magdeburg. 


l. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 

Dem Förfter Binder zu Mühlheide, Kreis Deutich-Erone, 

„ „» DBlante „ Hopel3, „ Aurid), 

” n Br etz ” Todenroth, " Simmern, 

" _ Delion „ Wallmühle, „ &elle, 

„ 5 Dreger „ Steinhübel, „ Birnbaum, 

n  Revierförfter Gebbers zu Olberg, Kreis Calbe a,S. 

n Börfter Hagenberg zu Langendamm, Kreis Nienburg, 

» Revierfürfter Heinrich zu Lohheden, Kreis Schrimm, 

» Förfter Jänicke „ Repplin, Kreis Pyritz, 

” m Kempf „ Stoßmeier, 

n — Langenbed „Wolmirſtedt, F.⸗R. Biederitz, 

„ Hegemeifter Lemaire „ Bonhomme, 
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Oberf.:Kand. Haberforn zum int. Revierförfter für den Reviertheil Hundes: 
bagen, Oberförfterei Birke, R.-B. Poſen, 

Förſter Richter zu Niürei, Oberförfterei Lauterberg, Pr. Hannover, int. Revierf. 
zu Königshof, Oberförfterei Sieber, 

Oberf.:Kand. Hepe zum iut. Revierförfter für den Reviertheil Stephanswalde, 
Oberförfterei Taubenwalde, R.-B. Bromberg. (Siehe oben unter G.) 
Oberf.- Rand. Waldner int. NRevierfürfter zu Spiegel, F.⸗R. Maflin RB. 

Frankfurt. 


L. Zum wirfliden Hegemeifter wurden ernannt: 


Förfter Junk zu Brandswald, Oberförfterei Caftellaun, Regierungs-Bezirl 
Coblenz. 


K. Den Charalter als Kgl. Hegemeifter haben erhalten: 


Die Förſter 
Henſchel zu Kottwig, Oberförfterei Zedlig, R.⸗B. Breslau, 
Pidel „ Leubusg, m Nimkau, 
Fehlkamm, Sommerberg „ Philippi, „ Danzig, 
Schröder „ Miühlenbed „ gl. Ns. „ Stettin, 
Witte „ Biichofsheide „ Grenzheide „Poſen, 
Schwabe „ Duttenftedt R Peine Prod. Hannover, 


Ninz „Neſſelgrund „ gl. N. R.⸗B. Breslau, 
Graſſe „Buürgsdorf — Bodland „ Oppeln. 


td. 
Ordens - Berleihungen 


an Forft- nnd Jagdbeamte vom 16. Oktober 1875 bis 1. Imi 
1876*), ü 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Art. 45 d8. Bos. ©. 983.) 
Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft verlichen 
worden: 
A, Der rothe Adlerorden dritter Klafje mit der Schleife: 


Dem Landforftmeifter Miller zu Berlin, 
„» Oberforfimeifter Tramnig „ Breslau, 


" ä Werneburg, Erfurt, 
F " Janiſch „ Kaflel, 
" n Tilmann „ Wiesbaden, 


B. Den rothen Adlerorden dritter Klaffe: 
Dem Forftmeifter Rettftadt zu Hannover. 


ü *) Die Ehargen und Wohndrter der Ordensempfänger find angegeben, mie fie zur Beit bet 
Verleidungen waren. 


.. — — nn 
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C. Deu rothen Adlerorden vierter Klaffe: 


Dem Geheimen NRegierungsrath Dr. Heyer, Direktor der Forſtakademie zu 
Münden, 

Dem Forftmeifter Roth zu Wiesbaden, 
n Schimmelfennig zn Hannover, 
— Oberförfter Barteldes zu Harfefeld, Br. Hannover, 
n 5 Fetihrin zu Gollub, R.B. Marienwerder, 
Maron zu Zechlin, „ Potsdam, 
— 5 Paſſow zu Sigenroda, „  Derjeburg 
" „ Schraudebad zu Weilburg, R.:B. Wiesbaden, 
5 — Stumpff zu Grünhaus, „Stettin, 
Willich zu Neuhaus, Pr. Hannover, 
Breyding zu Kupferhütte, Pr. Hannover. 


D. Den Kgl. Kronenorden zweiter Klaſſe: 
Dem Landforſtmeiſter Ulrici zu Berlin. 
E. Den Kgl. Kronenorden zweiter Klaſſe mit der Zahl 50: 
Dem Forftmeier Domeier zu Hannover. 
F. Den Kgl. Kronenorden dritter Klaffe mit der Zahl 50: 


Dem Oberförfter Richter zu Stepenig, R.⸗B. Stettin, 
pr a Schul „ Stalliihen, „ Gumbinnen, 


G. Den Kgl. Kronenorden vierter Klaſſe: 
Dem Revierförfter Gottlieb zu Friedrichsweiler, Oberförfterei Carlsbrunn, 
R.-B. Trier, 
„  Hegemeifter Miller zu Nederig, Oberförfterei Schönthal, Reg.» Bez. 
Marienwerder, 
H. Den Kgl. Kronenorden vierter Klaſſe mit der Zahl 50. 


Dem Hegemeifter Werner zu Wellerode, Oberförfterei gl. NE., Reg.⸗Bez. Kaffel, 
„ ” Brade „ Wangershaufen „ Frankenberg, „ 5 


desgleidhen mit der Zahl 60: 
Dem Hegemeifter Herrmann zu Schnöggersburg, F.⸗R. Jävenitz, Reg-Bez. 
Magdeburg. 
l. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 
Dem Förfter Binder zu Mühlheide, Kreis Deutjch-Erone, 
„ „ Blanfe „ Hopels, „ Aurid, 
„» nn Bretz „ Todenroth, „ Simmern, 
" B Delion „ Wallmühle, „ elle, 
n F Dreger „ Steinhübel, „ Birnbaum, 
„  Revierförfter Gebbers zu Olberg, Kreis Ealbe a.,©. 
» Börfter Hagenberg zu Langendamm, Kreis Nienburg, 
„ WRevierförfter Heinrich zu Xohheden, Kreis Schrimm, 
„Förſter Jänicke „Repplin, Kreis Pyritz, 
" Kempf „ Stoßweier, 
„  n Rangenbed „ Wolmirftedt, F.-R. Biederitz, 
„ Hegemeifter Lemaire „ Bonhomme, 


" 


[2 


„ 


„ 
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dem Förfter Mücke zu Melchow, Kreis Oberbarnim, 
Müller „Hohenrodt, „Sicegen, 
„Revierf. Weimann „ Görlig, „ Defterrode i,Pr. 
„Förſter Michalowski, Neufrug, Oberf. Roſenthal, R.-B. Poſen, 
Wagner „ Spalinen, » Zurfhen „ Gumb., 
Herrmann „ Dolle „ Letzlingen Kr. Magdeb. 


2 


" 


„ 


”„ 


Adermann „ Schönwerder,  Hohenwalde „ Frankfurt 


K. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Zahl 50. 
dem Revierförfter Hafchle zu Kallmellen Oberförfterei Schorellen R.-B. Gumb. 


Förfter Schröder „Trampken ni Sobbowig „ Danzig, 
Waldwärter Bublig „ Plocys e Philippi he " 
Förfter Regling „ Eggersorf „ Alt-Ruppin „ Potsdam, 
„ Schneider „ Schmeinebrüd „ Hohenwalde „ Franfurt, 
Hegemftr. Wolfram „ Grlüncberg r Selgenau „ Brombg,, 
Förfter Brauner „Hochwald F Zobten „Breslau, 
„Reinſch „Ferchland m Altenplatow „ Magdbg,, 
„Thiele „ Kl. Rofenberg „ Lödderitz in 
»  Mainone „ Melmen ii Adenau „ Coblenz, 
»„ Bärtner „ Salzböden ie; Krofdorf „on 


L. Das Kreuz der Inhaber des Königl. Hausordend von Hohen- 


zollern: 


dem Hegemeifter Herrmann zu Schnöggersburg R.-B. Magdeburg. 


M. Die Erlaubniß zur Anlegung fremder Orden ift erteilt worden: 
dem Öberlandforftmeifter von Hagen zu Berlin 


- 


' 


des Großfreuzes des Herzoglich Anhaltſchen Hausordens Albredts 
des Bären, 


Forfidireltor Dr. Burdhardt zu Hannover 


des Comthurfreuges des Großherzogl. Medlenburgiihen Haus: 
ordens der Wendifchen Krone, 


„ vBorftmeifter Schul zu Minden 


dem Förfter Stahr zu Mallenthin Oberförfterei Stangenwalde 


des fürftlich lippiſchen Ehrenkreuzes zweiter Klaffe, 


Forftmeifter Bando zu Chorin und 


" 


Bernhardt zu Neuftadt-Ebm. 
des Nitterlreuzes des Königl. ſchwediſchen Wafaordens, 


Förſter Schlüßler zu Wildfang Oberförfterei Pechteich R.:B. Potsdam 


des filbernen Verdienſtkreuzes zum medlenburgifchen Hausorden 
der Weudifhen Krone. 


N. Anderweitige Audzeihnungen: 


Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerfennug 
lobenswerther Dienftführung Ehren-Portepees verliehen worden: 


Reg.⸗Bez. 


Lippfe ,„ Schweinebude „ Sobbowitz Danzig 


Gabler ,„ Brodden F Pelplin 
Egidy „ Lindenberg 7 Lindenberg R.-B. Marienw., 
Erdmannl. zu Podejuch Oberförfterei Klütz R.⸗B. 
Erdmannll zu Camminke „ Friedrichsthal Stettin, 


dem Förfter Roßteutſcher zu 


Nevierf. 


Fbeſter 


Grunewald 
Bergmann 
Homann 
Freiholz 
Thadden 
Bechini 
Meißner 
Schiller 
Geisler 
Rudolph 
Richter 
Kritſchil 
Steinberg 
Rogalski 
Engler 
Schulze 
Werner 
Wildt 
Wendt 


. Claſen 


Schröder 
Uſinger 

Ohrt 

Otto 

Achilles 
Scharlemann 
Bode 

Knop 


Tit. Rev Gabel 


Förſter 


” 


Grieſe 
Talleur 
Niesmann 
Albrecht 
Kahle 
Pralle 


Tit. Revf. Meinede 


Förſter 


Keerl 
Blume 


Tit. Revf. Thielebeule 


Förſter 
" 


„ 


IL 


Förſter 


Berckefeld 
Stein 
Gleim 
Caspar 


Hegemſtr. Beberitedt 


Bommerich 


” 


” 
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Neuwald Oberf. 
Hohenbrüd „ 
Wittftod er 
Buchenhain „, 
Srammentin „ 
Neuenhagen „ 
Mellin n 
Daupe ” 
Thiergarten „ 
Griintanne „ 
Leubuſch 
Sczedrziß, 
Bieſtrzinik, 


Stefanswalde, 
Freimark = 
Brodden N 
Flottwell 
Struth m 
Kühndorf 
Chriſtes F 
Hohenfelde, 
Pamhoel n 
Söhren P 
Guttau “= 
Ehriftiansluft „ 
Neuhof " 
Schladen Pr 


Calberlad „ 
Wallerhol; „ 
Nehbed r 
Heerfum Ri 
Wilferode „ 
tichtenhagen „ 


Delper 
Ladenhbaus „, 
Pretzetze 
Brüninghauſen, 
Lüthorſt ir 
Nienburgerbr. „ 
MWiürringfen „ 
Neuftadt-Celle „ 
Nammen pr 
Ottenſen 
Kloſt. Chumbd, 
Stöckerhof, 


Wormersdorf, 


Jahrb. d. Pr. Forft« u. Jagd⸗Geſetzg. VIII. 


Nothenfier 

Bofenbeie — 

Miühfenbed Stettin, 

Grammentin 

Neukrakow Reg.⸗Bez. 

Stolp Köslin. 

Zedlitz 

Peiſterwitz Reg.⸗Bez. 
Breslau, 

Scheidelwitz 

Dembio Reg.⸗Bez. 

Kraſcheow Oppeln, 

Taubenwalde 

Podanin Reg.⸗Bez. 

Selgenau Bromberg, 

MWachsftedt 

Viernau | Reg. Bez. 
Erfurt, 

Trittau 

Hadersleben 

 Bordespolm \ Reb.-Bez. 

Gismar Schleswig, 

Schleswig 

Diedholzen, 

Wiedelah 

Tallersieben 

Miele 

Siemen 

MWendhaufen 

Misburg 

Reinhaufen Provinz 

Tallersieben Hannover, 

Neubaus 

Siemen 

Coppenbriigge 

‚Daffel 

Nienburg 

Winnefeld 

Helmerlamp 

Hausberge ⸗Bez. 

Harte Minden, 

Caſtellaun R. Coblenz, 

Siebengebirge | Reg.Bez. 

Kottenforft h Köln, 
32 
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76. 
Chronologiſches Berzeichniß 
der in dieſem (VIII.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen Geſetze, Kabinets⸗ 
Ordres, Erkenntniſſe, Staatsminiſterial-Beſchlüſſe, Inſtruktionen, 
Regulative und Miniſterial⸗Verfügungen ꝛc. 
Im Anſchluß an den gleichnamigen Artikel im VII. Bande, Seite 236. 
(Chronologifhe Verzeichniſſe dieſer Art vom Jahre 1851 an für 
die erften acht Zahrgänge 1851—1858 des Jahrbuchs im Forft- und Jagd⸗ 
kalender für Preußen befinden ſich im VIII. Jahrgange 1858, Seite 77, von 
da ab für die einzelnen Jahrgänge IX—XVII (1859—1867) jedesmal am 
Schluß des Kalender⸗Jahrbuchs, die Fortſetzungen in den Bänden des 
vorliegenden, feit 1868 vom Kalender getrennten Jahrbuchs.) 


1852. 1875. 28. Juni ©. 286. 391. 
20. no n 20. 9. Januar ©. 288. : Juli ©. se 
1. „©. 278. mn ©. 86l. 
9, Februar ©. 418. 18. „©. 39. - Auguft _ ei 393. 
1865. 2. „6.27. 3. . 422. 
7. December ©. 831. |. „ ©. 372. 13. September ©. 285. 
1867. 6. S. 28. 1. October S. 340. 
12. Februar ©. 284.294. | 1. Februar ©. 287. 27. November ©. 395. 
1869. 17. ze S. 3%. 13. December ©. 471. 
30. April ©. 280. 5. „© 2m. 16. u ©. 3%. 
1870. 23. März ©. 291. 30. " ©. 385. 
4. Juni 8. 35, 4. „ 6.298. 1876. 
1871. 5. April ©. 263. 269. 5. Januar ©. 387. 
4. Januar ©. 387. 6. „ ©. 29. 8. „S. 4. 
ee 13. „ ©. 37. 9. „ S. 3%. 
1872 23. „ ©. 279. -| 1. Februar ©. 397. 
12. Ari © er 7. „ © 37.2 ml... „ ©. 419. 
; Be 9. „ ©. 288 20. März ©. 390 
1873. 30. „ ©. 279 | 15. April ©. 391 
8. Januar ©. 285. 6. Mai ©. 298. 20. „ ©. 422. 
24. März ©. 391. 7. „ ©. 29. 21. „ ©. 418. 
6. Juni ©. 287. 398. |11. „ ©. 29. 2. „©. 385. 
21. Auguft ©. 372. 5 „ ©. 3%. 3%. |17.Mai ©. 398. 
1874. 6. Zuni ©. 332. 340. |18. „ ©. 387. 
12. Februar ©. 294. wW. . „ ©. 29. 27. „ ©. 39. 
17. „ S. 386. 2. „ ©. 43. 2. Juni ©. 399. 
14. April ©. 292. 5. „ ©. 27. 10. „ ©. 386. 
20. Juli ©. 287. 16. „ ©. 28. 29, „ ©. 417. 


17. October ©. 418. 19, „ ©. 284. 
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